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Ucber das Brincip, 


aus welchem fid) allein eine mit Nechtönachtheilen verbundene 
Freiſprechung von der Anklage (absolutio ab instantia) recht⸗ 
fertigen läßt. 


Bom Herrn Georg Lienbacher, k. k. Staatsanwalt in Ofen. 


Daß der kontradictoriſche Gegenſatz von „ſchuldig“ und „nicht ſchul⸗ 
dig” jedes Mittelglied unbedingt ausſchließt, beitreitet Niemand. Eben 
fo gewiß ift au, daß diefer logiſche Gegenſatz ganz der Wirklichkeit 
entfpriht und allein geeignet ift, die objektive Wahrheit vollkommen 
getreu auszudrüden. Diefer, der objeltiven Wahrheit, miderftrebt daher 
jede andere Form eines richterlihen Wahrfpruches oder Urtheiles. 

Zwar ift e8 dem Menſchen bei feiner Bedingtheit nicht gegönnt, 
die Wahrheit unmittelbar zu fchauen, fondern er muß ſich deren Er: 
fenntniß erſt vermitteln, und biezu ift er wieder nur an bedingte, un: 
vollfommene Mittel angemwiefen, fo daß er nur zu oft in feiner Wahr: 
beitsforfhung gar nicht an’3 Ziel fommt und nit fagen Tann, ob 
das, mas er ſuchte — in der Strafjuftiz die Schuld — mirklich vor: 
handen ift oder nicht. 

Nachdem mir die objektive Wahrheit immer nur durch fogenannte 
Beweismittel fennen lernen, anderfeit3 der nach dem logiſchen Gegen: 
fate von „ſchuldig“ und „nicht ſchuldig“ abgegebene Ausſpruch „nicht 
ſchuldig“ auch nur fo viel heißt, ald: daß man feine Schuld gefunden 
babe, kam man dahin, nicht die objektive, materielle Wahrheit von 
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Schuld und Nichtſchuld, ſondern die ſubjektive, formelle Wahrheit des 
durch die Forihung gewonnenen Erfenntnißrefultates ala Theilungs: 
grund der richterlihen Wahrſprüche zu nehmen. 

E3 wurde hiezu jogar an die, wegen der Beſchraͤnktheit menjch: 
licher Erfenntniß gewiß nothmendige Beſcheidenheit des Menfchen ap: 
pellirt, dort, wo er mit feiner Forſchung die objektive Wahrheit nicht 
findet, aud) dieſes Mißlingen durch fein non liquet offen einzubefennen. 
Iſt nun zwar nicht einzufehen, tie derjenige, der fagt, er habe die 
Schuld, die er ſuchte, nicht gefunden, für minder bejcheiden gelten 
könnte, al3 derjenige, der fagt, daß ihm die genügenden (Beweis-) 
Mittel zur Auffindung derfelben fehlen, ja muß man vielmehr den 
Ausſpruch, Jemand fei deshalb ſchuldlos, weil der objektive That: 
beitand feiner Schuld nicht vollfonmen bemwiefen ift, oder weil man 
gar Fein Beweismittel zur Auffindung feiner Schuld, obgleih auch 
feines für die Nichtſchuld oder Schuldlofigkeit gefunden bat, für unbe- 
fcheiden halten, indem dadurch etwas als objektive Wahrheit bingeftellt 
wird, mofür kein Beweis ſpricht; — fo könnte man fi) doch, abge: 
jeben vom Standpunkte formeller Einfachheit, mit dem zweiten, oben 
angeführten Theilungsgrunde und der daraus rejultirenden Dreifad)- 
beit des Nichterfpruches dann berubigen, menn der Ausſpruch: non 
liquet mit gar feinem Rechtsnachtheile für den Angeklagten verbunden 
wäre und lediglid die Mangelbaftigleit der ſubjektiven, richterlichen 
Erkenntniß ausdrüden Sollte. Sobald aber mit diefem Ausfpruche non 
liquet ein Rechtsnachtheil verbunden ift, Liegt ein ſchweres Unrecht 
darin, indem man Semanden für etwas büßen läßt, wovon man 
felbft ausfpridht, daß man es ihm ala Schuld nicht zur Laſt legen 
könne. Es ift zwar richtig und wird ewig mwahr bleiben, daß Der: 
jenige, der unter der Anklage einer entehrenden ftrafbaren Handlung 
ftand, wenn er fih von dem Verdachte nicht zu reinigen vermag, ob- 
glei ihm die Schuld nicht nachgewiefen werden kann, doch meilt un: 
ter feinen Mitmenfhen etwas anrüdig bleibt und megen des 
verminderten Vertrauens manchen, felbft Vermögensnachtheil, erleiden 
wird; allein diefen Schaden muß der verdächtige Schuldloje wie jeden 
anderen zufälligen tragen und wird es um fo leichter fünnen, ala es 
jedem einzelnen feiner Mitmenjchen überlaffen bleibt, ob und welches 
Gewicht er auf jenen Verdacht legt, und der gerihtli verdächtig Er- 
Härte durch feine Lebens: und Handlungsweiſe ſich wieder das volle 
Bertrauen eriverben kann. Ein ganz Anderes ift eg aber, wenn das 
Geſetz ſelbſt — gleihviel ob die Strafprogeßordnung üder ein anderes 
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ſpecielles Geſetz — die gerichtliche Verdachtserklärung mit Rechtsnach— 
theilen verbindet, ja fogar zu manchem Amte, zu mander Ermerbs: 
quelle für perfönlih unfähig erklärt und fo den Freigefprochenen mit’ 
dem Schuldiggefprochenen in fehr wichtigen Beziehungen auf Eine Linie 
ftellt. Solche gefeglich mit einer Freifprechung von der Inſtanz ver: 
bundene NRechtsnachtheile, wie die Unfähigkeit zur Ermwerbung oder der 
Verluft eines bereit3 erworbenen öffentlihen Amtes, das dem Freige: 
ſprochenen und feiner Familie vielleicht überdieß noch die einzige Er- 
werbsquelle ift, ift eine wahre und höchſt empfindliche Strafe. 

Die Beltrafung des bloßen Verdachtes beruht auf einer Ber: 
wechslung ter Schuld mit dem Schuldbeweife und auf einer Identifi— 
zirung des natürlichen, jogenannten moraliihen und allein rechtlichen, 
weil allein richtigen Schuldbeweiſes, mit dem Fünftlichen, gefeßlichen. 
Dieje Identifizirung hat die Unnatur eines viertel, halben, drittel und 
zmweidrittel Beweiſes herbeigeführt, als ob es auch eine viertel, drittel 
oder halbe Wahrheit gäbe, und nur jene Verwechslung der Schuld mit 
dem Schuldbemweife fonnte zur Folge haben, daß man glaubte, auf 
einen vermeintlihen Bruchtheil des Schuldbemweifes auch einen Theil 
der Strafe fegen zu fünnen. Der Beweis fehlt aber gänzlich, ivenn er 
nicht vollfommen bergeftellt ift, die Differenz mag 1 oder 1000 betra- 
gen, und menn auch der pofitive Beweis mie eine arithmetifche Zahl 
in zaͤhlbare Bruchtbeile zerlegt wird, fo ift doch der Beweis einer 
Wahrheit nicht die Wahrheit jelbit, fondern nur der Weg, auf dem 
wir zur Wahrheit gelangen, wer aber nicht in den Gefichtäfreis der 
Wahrheit ſelbſt tritt, der mag ihr nah oder fern ftehen, ihm fehlt fie 
ganz. Es iſt zwar allerdings möglid, daß man von einem Ganzen 
nur einen Theil fieht; fo wird aud in der Strafjuftiz Mancher nur 
des Todtichlages ſchuldig gefproden, der in Wahrheit ein Mörder ift, 
weil der Richter nicht die ganze Schuld, naͤmlich nicht die Tödtungs⸗ 
abficht erfannte; aber felbjt zu dem geringfiten Theile eines Gegenitan- 
des, den man — es fei mehr oder weniger ar — fehen und alg 
vorhanden erklären will, muß da3 Auge ganz gelangt fein, und der- 
jenige, deilen Auge 10 Meilen meit reicht, Tann ſich eben fo wenig 
rühmen, einen 12 Meilen meit entlegenen Gegenitand zu jehen und 
dadurch zu erkennen, wie derjenige, defien Auge kaum eben fo viele 
Klafter reiht. So läßt nur der volle Beweis die Wahrheit ganz oder 
zum Theile, mehr oder weniger Flar, ein Theilbeweis aber gar nicht 
erkennen, fo nahe man ihr auch damit fommen mag. 

Sonach verlangt die Gerechtigkeit, daß die Freiſprechung von der 
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Anklage oder die Entbindung von der Sinftanz, wenn fie auf dem non 
liquet, nämlih auf dem Mangel des Schuldbeweiſes beruht, mit Tei- 
nem Rechtsnachtheile gefeglich verbunden werde. 

Wenn mir dennoch in der Weberfchrift unferes Auflage von 
einem Prinzipe jprechen, aus melchem ſich eine mit Rechtsnachtheilen 
verbundene absolutio ab instantia rechtfertigen laſſen follte, fo ge 
ſchieht dieſes nur, fo meit der Richter, mie gegenwärtig in unferem 
Baterlande, in feinen Wahrſpruche nicht blos an feine moralifche 
Meberzeugung, die nur dur den natürlichen Beweis geivonnen wird, 
gewieſen, fondern auch durch pofitive Bemweisnormen gebunden ilt, jo 
daß er oft einen Angeklagten, gegen den der natürlihe Schuldbeweis 
vollfommen bergeftellt, von deſſen Schuld alfo auch der Richter voll- 
fommen überzeugt ift, blo8 deshalb freiſprechen muß, weil die gejeß- 
lichen Bedingungen eines Schuldigipruches nicht ſämmtlich erfüllt find, 
welche Freiſprechung von der Anklage oder Entbindung von der In⸗ 
ftanz aber dann keineswegs auf dem römischen non liquet beruht, 
da der römifche Richter nach feiner freien Ueberzeugung urtbeilte, das 
non liquet daher ftet3 nur ausſprach, daß der natürlide Schuldbe- 
weis gegen den Angeklagten nicht bergeitellt fei. 

Wir wollen bier nicht erft jene Anficht befämpfen, mornad es 
ohne pofitive Beweißnormen feine wahre Bemweisführung geben follte, 
als ob die Töne erft nah der Tonleiter erfunden worden wären und 
legterer ihr Dafein verdankten, jondern nur auf die allgemein aner- 
fannte, abjolute Unmöglichkeit hinweiſen, alle die Gründe, welche den 
menſchlichen Verftand in unzählbaren Fällen von unendlicher Verſchie— 
denheit zur Anerkennung einer jpeziellen Wahrheit, alfo zur Weberzeu- 
gung von der letteren nöthigen, aufzuzäblen und in ein überfichtliches 
Schema zu bringen. 

Dieſe Unmöglichkeit haben felbft ſolche Geſetzgebungen anerkannt, 
welche den Richter an Beweisnormen gebunden haben, mie die öfter: 
reichiſche Strafprogeßorbnung von 1853, welche überhaupt nur eine 
negative Bemweistheorie aufitellte und felbjt die Verdachtsgründe nicht 
tarativ, jondern nur demonitrativ aufführte, jo daß zur SHerftellung 
bes Fünftlichen Schuldbeweifes auch im Gefege nicht aufgeführte Ber: 
dachtsgründe benügt werden können, und ohne den natürlihen Schuld- 
beweis, welcher allein die wahre, moralifche Weberzeugung von der 
Schuld begründet, felbjt wenn der Fünftlihe Beweis bergeitellt fein 
follte, kein Angeflagter verurtheilt werden darf. Dadurch hat dag Ge- 
feß jelbft die Unverläßlichkeit, ja die Trüglichleit des Fünftlichen Be⸗ 
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weiſes und die höhere Berechtigung der fogenannten moraliichen Ueber: 
zeugung, fomit auch den felbititändigen Werth der nach den Gejeßen 
der Logik und den Erfahrungen des Lebens fich bewegenden natür- 
lichen Beweisführung anerkannt. 

Sit aber einmal die Selbitftändigfeit und Berechtigung der natür: 
lihen Beweisführung anerkannt, fo frägt es fi, ob es denn neben 
ihr noch eine zweite, zu einem anderen Refultate führende, und den⸗ 
noch berechtigte Bemweisführung geben Fünne? Berdient ein Bemeis, der 
das nicht beweilt, was er vielleicht beweiſen follte, vielleicht fogar zum 
geraden Gegentbeile führt, den Namen eined Beweiſes? Gemiß nicht. 
Zwar kann auch die Ueberzeugung des Menſchen irren, und gerade 
dieſe Möglichkeit wollen jene Gelee beichränten, welche eine negative 
Beweistheorie aufitellen,; allein damit wird nicht die Trüglichkeit deg 
natürliden Beweiſes, der an ſich ftet3 richtig fein müßte, ſondern nur 
die Beichränktheit des Menſchen anerkannt, der nicht immer fähig oder 
gewillt ift, die natürlichen Beweis- oder Erfenntnißgründe auszufors 
ſchen und in ihrem wahren Werthe zu würdigen; mährend von dem 
fünftliden Beweiſe oft die ganze Welt geitehen müßte, daß er richtig 
bergeftellt fei, aber dennod nicht zur Meberzeugung der Wahrheit führe. 
Für den Menſchen gibt e3 feinen Beweis ohne Meberzeugung, ja letz⸗ 
tere fol ja durch erfteren gewonnen werden, indem der Beweis feiner 
innerften Natur nach nicht3 anderes ift, al3 der Inbegriff von Grün⸗ 
den, melde den Beritand des Menfchen zur Anerkennung der Wahr: 
beit, alfo zur Ueberzeugung von derjelben nöthigen. Man follte daher 
auch die moraliſche Weberzeugung dem Beweiſe nicht entgegen ftellen, 
wie dieſes im $. 260 unferer Strafprozebordnung gefchieht, fondern 
lieber anertennen, daß ein Beweis, der zu feiner Weberzeugung führt, 
gar fein Beweis jei, daher auch den Namen eine Beweiſes nicht ver: 
diene, mährend anderfeit die Weberzeugung nur aus dem natürlichen 
Bemeife entiteht, daher von legterem laut Zeugniß gibt und ihm den 
woblverdienten Namen eines Beweiſes vindizirt. Das aljo, was unfer 
Geſetz einen „rechtlichen, d. h. poſitiv gefeglichen Beweis nennt, tft an 
fi noch gar kein Beweis, wenn es nicht zufällig den Gehalt des eins 
zig wahren, nämlich des natürlichen Beweiſes in fih aufnimmt. So: 
nach follte ſelbſt ein folches Gefet, welches eine negative Bemweistheorie 
aufftellt, die moraliihe Weberzeugung, alfo den natürliden Beweis 
obenan als allein wahren Beweis und die gejeglichen Beſchränkungen 
nur als Bedingungen binftellen, unter melden der Gefeggeber dem 
Richter das Zutrauen ſchenkt, den allein wahren, natürlihen Beweis 


6 Lienba ch er: üb. absolutio ab instantia. 


der Schuld richtig gefunden zu haben und ihm die Verhängung ber 
gefeglichen Strafe über den Angeklagten geftattet. Dadurch würde Die 
Unnatur vermieden, daß es einen „rechtlichen” Beweis gibt, der an 
fih noch fein richtiger ift, und den das Geſetz felbit erſt dann als 
richtig anerkennt, wenn ihn im einzelnen alle der natürliche Beweis 
für richtig erklärt, ohne daß letzterem das Gejeg den eigenen Namen 
läßt, jondern ihn nur nad) feinem Produkte, der moralifhen Weber: 
zeugung benennt. Das Geſetz hat, anftatt den Fünftlihen Beweis 
nur als Inbegriff von Bedingungen der Anerkennung der Richtigkeit 
des natürliden Beweiſes hinzuitellen, umgekehrt den natürlichen Ber 
weis, d. 5. die dadurch gewonnene Weberzeugung als Bedingung der 
Anerkennung der Richtigkeit des Fünftlichen Beweiſes erklärt. Indem 
das Geſetz feinem Fünftlichen Beweiſe auch die moralifche Weberzeugung 
vindizirte, ſuchte es den natürlichen und künſtlichen Beweis troß der 
tbeilweifen Anerkennung ihrer Selbititändigfeit wieder zu identifiziren 
und ging biebei jo weit, daß es im 8. 258 der St. PB. D. den Sat 
aufitellte: „Nur dasjenige Tann in der Beurtbeilung für wahr 
nehalten werden, was rechtlich (alfo nah den Fünftlihen Be— 
weisnormen) bewieſen ift.” — Das ift doch das höchſte, was eine ge- 
jegliche Beweistheorie verlangen kann, nämlich, daß man das, was in 
ihr Schema nicht paßt, auch gar nicht für wahr Halten dürfe oder 
gar könne! — Dieſer Saß herrſcht jo fehr vor, daß, obgleich das Geſetz 
im $. 260 der St. P. O. ſelbſt den Fall beipricht, mo zwar der fünit- 
lihe Bemeis, nicht aber auch die Weberzeugung vorhanden it, vom 
Gegentbeile, nämlih vom Vorhandenſein der moralijchen Weberzeugung 
ohne den Fünftlihen Beweis gar nicht die Rede ift, obgleich letzterer 
Fall vielleicht eben fo oft wie eriterer eintritt und un fo wichtiger ift, 
als gerade die Weberzeugung die wahre Tochter des allein richtigen, 
natürlichen Beweifes ift. Nach $. 292 lit. g der St. B. D. muß fi 
der Richter in den Enticheidungsgründen rechtfertigen, wenn er ſich 
darauf beruft, daß troß dem Vorhandenſein des Fünftlichen Beweiſes 
dennoch der natürliche Beweis nicht hergeitellt ſei, er alfo die Weber: 
zeugung von der Schuld des Angeklagten nicht geivonnen habe, ohne 
daß, wenn der Fünftliche Beweis nicht hergeitellf ift, nach der Weber: 
zeugung eine Frage geſchieht; während doch, da der natürliche Beweis 
der einzig wahre iſt, Die erfte Frage ftet3 nach der Weberzeugung ge: 
richtet, der Richter zum Ausfpruche feiner Ueberzeugung in feinem Ur- 
tbeile nicht blos berechtiget, fondern auch verpflichtet, und erft die 
Berbängung der Strafübel von dem Vorhandenfein der Bedingungen 
Min. 
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der gejeglihen Beweisnormen abhängig gemacht werden follte, welche 
das Bertrauen in die Richtigkeit der Weberzeugung zu beftärken be: 
jtimmt find *). 

Wenn das Gejeß den Fünftlichen Beweis wirklich für den wahren 
bielte, fo wäre nicht zu begreifen, wie es anderjeit3 wieder — wie 
das in unferer Strafprozeßordnung der Fall ift — an den Beweis 
für Mebertretungen geringere Anforderungen ftellen könnte, al3 an den 
für Verbrechen, da die Wahrheit feine Abftufungen zuläßt, und felbit 
die geringfte ftrafbare Handlung, deren wegen Jemand beitraft werden 
ſollte, vollkommen bewiejen fein muß. Durch dieſe Verſchiedenheit in 
den Anforderungen an den künſtlichen oder jogenannten rechtlichen 
Beweis ſpricht das Geſetz felbit deutlich aus, daß es in lehterem kei— 
nen wahren Beweis, jondern nur Bedingungen der Anerfennung des 
natürlihen Beweiſes erfennt, welche Bedingungen aber nicht ein Ge: 
bot der Gerechtigkeit find, indem der natürliche Beweis der an ſich 
richtige durch pofitive Bemweisnormen nicht meßbare ift, fondern nur 
der Klugheit räthlich erfcheinen fünne, wenn politifche, richterlich per: 
jönlihe oder andere Verbältniffe den Zweifel an die Fäbigfeit oder an 
den Willen des Richter zur natürliden Beweisführung mehr oder 
weniger begründen. Dieje Klugheit wird fich aber zu um fo größerer 
Vorſicht aufgefordert ſehen, je ſchwerer die Strafen jind, welche auf 
Grund der richterlichen Ueberzeugung verhängt werden follten. Bon 
diefem Standpunkte aus läßt es fi daher rechtfertigen, daß das 
Geſetz die durch den natürlichen Beweis gewonnene richterliche Weber: 
zeugung, welche einen Angeklagten nur einer Uebertretung ſchuldig er- 
kennt, weniger beſchränkt, ala wo fie denjelben eines Verbrechens 
Ihuldig ſpricht, und daß jelbit in letzterem Falle noch unterjchieden 
wird, ob dag Verbrechen mit ter Todes: oder nur mit einer Freiheit: 
ftrafe bedroht ift. So fommt man ſelbſt nach unjerer Strafprozeßord- 
nung dahin, daß man einen Angeklagten des vollbradhten Mordes aus 
Zulammentreffen der Umſtände jchuldig fpricht, den Mörder aber, meil 
der natürliche Beweis zwar den allgemeinen, bei Verbrechen gejeten, 
nit aber den höchſten, zur Verhaͤngung der Todesitrafe geitellten, 
pofitiven Anforderungen entipricht, nur mit einer Freiheitzitrafe be⸗ 


*) Eine ftatiftiiche Nachweiſung all’ der Fälle, in denen der Richter Angellagte, 
von deren Schuld er volllommen überzeugt ift, blos deshalb und ohne feine 
Veberzeugung ausfprechen zu dürfen, freiiprehen muß, weil die geſetzlichen 
eine Stegen ‚unzulänglid find, wäre für die Gefeßgebung gervih von der 
höchften Wichtigfeit. 
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legt; fo wie, daß man einen Dieb, der nach richterlicher Ueberzeugung 
60 fl. C. M. geitohlen hat, nur mit der minderen, auf die Webertre 
tung des Diebftahles nicht aber mit der höheren auf den verbredjeri- 
Then Diebftahl gejegten Strafe belegt, wenn der natürliche Beweis 
nur den bei der Uebertretungs:, nicht aber auch den bei der Friminellen 
Strafrechtspflege geitellten Bedingungen der Anerkennung entipricht, 
wobei e3 freilich konſequenter wäre, einen ſolchen Dieb nicht der Ueber⸗ 
tretung, Tondern des Verbrechens des’ Diebftahls ſchuldig zu ſprechen, 
und ihn nur mit der minderen auf die Uebertretung gejetten Strafe 
zu belegen. 

Ob und mie viele ſolche Bedingungen der vollen Anerkennung 
der Nichtigkeit des natürlichen Beweiſes, deren Inbegriff man den 
„rechtlichen“ Beweis nennt, gejebt werden follten, ift Sache legisla⸗ 
tiver Klugheit und hängt von vielen Umftänden ab. Je günftiger letz⸗ 
tere find, defto weniger BorfichtSmaßregeln find nothwendig, ja fie 
können für die ganze Strafrechtspflege oder doch für die in minder 
wichtigen Straffachen ganz entbehrlich erfcheinen, fo daß es ſich eben 
jo rechtfertigen ließe, die aus dem natürlichen Beweiſe demonnene 
richterlihe Weberzeugung bei Webertretungen an gar feine pofitiven 
Beweisnormen und die bei Verbrechen an geringere ald die gegenmwär: 
tigen zu binden, wie leßteres mehrfach durch die Strafprozekorbnung 
von 1853 gegen jene von 1803 geſchehen ift, während wieder diefe in 
mancher Beziehung geringere Anforderungen ftellte, als die Therefiana 
von 1768. So wie fih aber aus diefem Grunde rechtfertigen läßt, 
daß ein Verbrechen des Diebitahles wegen Mangel des biezu fetgeftell- 
ten fogenannten rechtlichen Beweiſes mit der geringeren Strafe der 
Uebertretung des Diebitahles gebüßt werde, jo läßt es fih auch recht: 
fertigen, wenn das Geſetz dem Richter geitattet, feine Ueberzeugung 
von der Schuld des Angeklagten an einen Verbrechen, Vergehen oder 
an einer Uebertretung auszufpreden, den Schuldigen aber wegen des 
Mangels der gejeglihen Bedingungen zur vollen Anerkennung der 
Richtigkeit des natürlichen Beweiſes mit der Lebens, Freiheits- oder 
Vermögensſtrafe gänzlih zu verfchonen und nur die übrigen Folgen 
eines Urtbeiles eintreten zu lafjen, welche ſonſt mit einer Verbrechens: 
oder Uebertretungsſtrafe verbunden find, al: Berluft eines Öffentlichen 
Amtes, Unfähigkeit ein folche3 zu erwerben, Verluſt von Auszeichnun- 
gen, Landesverweilung, Stellung unter polizeilihe Auflicht, mindere 
Beſchraͤnkung der richterlihen Ueberzeugung bei einer neuerlichen An- 
flage u. |. w. Eine mit Rechtsnachtheilen verbundene 
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Freiſprechung oder Entbindung von der Inſtanz läßt 
ſich alfo dann, aber aud nur dann redtfertigen, wenn 
der Richter den natürliden Schuldbeweis hergeftellt 
findet, diese feine Veberzeugung im Urtheile auch aus— 
fpriht und nur die zur Verhängung der ordentlidhen 
Strafe vom Geſetze aufgeftellten Bedingungen der vol 
len Anerkennung der Richtigkeit des natürlihen Be: 
weiſes mangeln. 

Das bier dargeftellte wahre Verhältniß einer geſetzlichen Beweis⸗ 
theorie zum natürlichen Beweiſe und der daraus zu gewinnenden riche 
terlihen Weberzeugung wurde von der Therefiana viel richtiger aner- 
fannt als von den fpäteren Strafgefegen. Statt des in der Strafpros 
zeßorönung von 1853 im $. 258 an die Spiße der gejehlichen Beweis⸗ 
theorie geftellten, mwörtlih aus dem 8. 396 I. Thl. des St. ©. von 
1803 entnommenen, allgemeinen Grundfages, daß nur dasjenige in 
der Beurtheilung für wahr gehalten werden dürfe, mas rechtlich, 
nämlih nad den Normen der gejeblihen Bemeistheorie bewieſen ift; 
lefen wir im 8. 1 des 32. Artikels der C. C. Th. folgenden allgemel: 
nen Grundſatz: „Niemand, der nicht entweder einer Webelthat jelbft 
geftändig, oder derjelben übermwiefen ift (unter welcher Ueberweiſung 
nach den folgenden Artikeln gleichfalls die gefetliche Beweistheorie ver: 
ftanden wird), Tann mit der auf die That ausgeſetzten 
ordentlihen Strafe belegt werden.” Damit im Zujammen- 
bange und in voller Webereinitimmung fteht der Schluß der gejeglichen 
Bemeistheorie, nämlih 8. 17 des 34. Artikels, welcher lautet: „Wenn 
nun nah Unſeren vorftehenden Maßregeln fein volllommen rechtliches 
Beweisthum vorhanden wäre, fo ergibt ſich im Gegenfpiel von felbft, 
daß bei defien Abgang Niemand zu der im Geſetze ausgefegten ordent- 
lichen Strafe könne verurtheilet werden. Zumalen aber gleihmwohl ent- 
gegen dem Angejchuldigten mehr oder mindere Inzichten und Beſchwe⸗ 
rungsumſtände obmalten können, fo hat der Richter ſolchen Falles 
alle Umftände wohl zu erwägen und banget von feinem ver 
nünftigen Ermefjen ab; ob nah Beichaffenheit der Sache der 
Verdächtige entweder bis anderweitige Anzeigen ſich hervorthun, bes 
Arreftes einftweilig zu entlaffen, oder .... ob gegen den 
Verdächtigen, da er mit ftarfen Inzichten beſchweret wäre, die Tortur 
aber aus rechtlichen Urjachen nit vorgenommen werden fonnte, zu 
einer willkürlichen Beftrafung fürzufdreiten ſei.“ — 

Unter willlürliden Strafen verftand die C. C. Th. außerordent⸗ 
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lihe, als Gegenſatz der ordentlichen Strafen, unter welchen nach $. 1 
des 7. Artikels jene zu veritehen waren, die das Geſetz auf die Ver: 
brechen namentlich ausgejett hat. Zudem erklärte 8. 3 des 7. Artikels, 
daß die dem Richter eingeräumte Willkür keineswegs in einem bloßen 
Eigenwillen beitehe, er demnadh, mo ein wahres Verbrechen it, den 
Thäter nicht ſtraflos laſſen könne, fondern ... in fol” willfürlichen 
Straffällen das Erkenntniß vernünftig fo einzurichten habe, damit in 
wohlerwogenem Gegenhalte aller beichwerenden und lindernden Um: 
ftände zwiſchen dem Verbrechen und der Strafe ein Ebenmaß und 
billige Gleichheit, fomit weder allzugroße Strenge noch allzuviele Ge- 
Iindigfeit gebraucht werde.” — Hiebei wurde noch als Negel auf: 
geitellt, daß in zweifelhaften Straffällen die Gelindigfeit der Schärfe 
vorzuziehen fei und die willfürige Beitrafung fich nicht auf die Todes- 
ftrafe erweitern dürfe. 

Auch die C. C. Th. kannte die Unterfheidung von Preis und 
Losſprechung und verlangte im Art. 39 zur Losfprechung gemäß $. 8, 
daß die Inzihten fattfam abgeleitet und entfräftet morden 
feien; zur Schuldigipredhung mit Verhängung der ordentlidhen 
Strafe aber gemäß $. 10, daß der Thäter der That jelbit geitändig 
oder durch Zeugen volljtändig überwiesen fei. Wenn aber ver 
fünftliche Beweis weder für noch gegen den Angeklagten volljtändig 
hergeſtellt wurde, jondern noch Inzichten gegen denjelben übrig blie- 
ben, jo unterjchied das Geſetz, ob dieſe Anzeigungen noch ſehr Start 
oder Do ein halber Beweis vorhanden fei, in weldem Falle nach 
8.11 eine außerordentliche (willlürlihe) Strafe zu verhängen 
war, oder ob fie nur ziemlich erheblich feien, mo dann der Ber: 
dächtige nach 8.9 nur von der Inſtanz entbunden und in gerichtliche 
Vormerkung genommen werden mußte. Da Art. 7, 8.3, als Zweck jener 
außerordentlichen oder willfürlihden Strafe den erklärt, daß, wo ein 
wahres Verbrechen ift, der Thäter nicht ftraflos laufe, und den 
Richter bei Verhängung diefer Strafe im $. 17, Artikel 34, an die 
„Beſchaffenheit der Sache,” aljo an den objektiven Thatbeitand 
und an „fein vernünftiges” Ermeſſen, aljo an feine aus dem 
natürlichen Beweije gewonnene Weberzeugung anwies, bat die C.C. Th. 
offenbar den Grundſatz ausgeſprochen, dag der Schuldigſpruch auf die 
Meberzeugung des Richters zu ftügen und Legterer nur in der Straf- 
verbängung dahin zu bejichränten fei, daß er auf die ordentliche 
Strafe nur dann erkennen dürfe, wenn der Angeklagte auch nach der 
gejeglichen Beweistheorie volljtändig überwiefen erjcheint, und bei dent 
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gänzlihen Abgange eines erheblichen Verdachtögrundes eine Losſprechung 
erfolgen müßte, da wohl nicht auzunehmen ift, daß von all’ den Grün- 
den des natürlichen Beweiſes, woraus der Richter feine Ueberzeugung 
von der Schuld ſchöpft, nicht ein einziger in dem gleichfalld auf Er: - 
fahrung geftügten gejeglihen Beweisfyfteme Plat gefunden habe. Da- 
gegen hing es, wo zwar fein voller gejegliher Schuldbeweis, aber doch 
ein näherer (jehr ftarker) Verdachtsgrund vorhanden war, von ber 
richterlichen Ueberzeugung der Schuld ab, ob der Angeklagte geitraft 
werden follte oder nicht, nur daß er dann auf eine geringere al? die 
ordentliche Strafe erfennen mußte. Der natürlide Schuldbemeis war 
daher zu jedem Straferfenntniffe nothmwendig, und der Fünftliche Beweis 
“galt als Inbegriff von Bedingungen zur Anerkennung vertrauendwiür- 
diger Nichtigleit des natürlichen Beweiſes, welchen Bedingungen voll- 
fommen entjprochen werden mußte, wenn der Richter auf die fehr 
harten, ordentlichen Strafen erkennen jollte, von denen aber auch 
nur ein Theil erfüllt zu werden brauchte, wenn der Richter mildere, 
außerordentlihe Strafen verhängen mollte. 

Diefer Grundfag der C. C. Th. ift an fich berechtiget und noch 
empfehlenswerther, als der unferer Strafprozeßordnung von 1853, 
nach welcher der Nichter dasjenige, was nicht Fünftlih, nämlich nad 
der geſetzlichen Beweisſstheorie bemwiefen iſt, auch gar nit für wahr 
halten darf und denjenigen, von deffen Schuld, mit jenem, von deſſen 
Nichtſchuld er vollfommen überzeugt it, auf ganz gleiche Linie ftellen 
muß, wenn zu dem fünftlichen Bemweisgebäude gegen den eriteren nicht 
alle Theile vorhanden, gegen den lebteren nicht alle abhanden find. 
Um fo mehr müfjen wir e3 für gerechtfertiget halten, wenn das Ge: 
jeg, obgleich es den trog der richterlichen Ueberzeugung von der Schuld 
blo3 wegen Unzulänglichteit der gefeglichen Beweismittel Freigefpro: 
henen mit der Hauptitrafe verichont, dennoch die übrigen gefeglichen 
Folgen feiner Schuld tragen läßt; mir finden aber eine rechtswidrige 
Härte darin, wenn die Freifprehung über denjenigen Angeklagten, 
von deſſen Schuld der Nichter nicht, oder von deſſen Nichtichuld er 
jogar überzeugt ift, Schon durch das — es fei allgemeine oder fpecielle 
Geſetz — Rechtsnachtheile verhängt. 





I. 


Heber den ſtrafrechtlichen Beweis des Wiſſens einer 
Thatſache. 


Vom Herrn L. v. Hönigsberg, k. k. Komitatsgerichtsrathe in Raab. 


Wenn die Thatſachen in Betracht gezogen werden, auf deren Beweis 
es bei der ſtrafrichterlichen Beurtheilung von Kriminalfällen in der 
Praxis ankömmt, ſo bieten ſich deren drei Arten da, welche bald 
ſaͤmmtlich, bald nur theilweiſe durch den richterlichen Spruch als kon⸗ 
ſtatirt oder nicht konſtatirt erkannt werden müſſen. Zwei derſelben 
werden zu jedem Verbrechen vorausgeſetzt, nämlich eine Handlung 
oder Unterlaſſung, die den Gegenſtand der ſtrafbaren Handlung bilden, 
und der böſe Vorſatz. Sind dieſe beiden Thatſachen nicht erwieſen, ſo 
kann von einer Verurtheilung nicht die Rede fein. 

In fehr vielen Fällen kann fich aber der Richter nicht mit dem 
Beweiſe einer blos dAußeren Handlung oder Unterlaffung allein und 
dem Beweiſe einer inneren Abficht, eines Willensaktes begnügen — jon- 
dern es muß ein drittes Moment beiviefen werden, welches gleichfam 
in das Gebiet jedes der beiden anderen fällt, — nämlih das Wiſſen 
einer Thatfahe von Seite der befchuldigten Perſon. — Es handelt 
fih bier nicht um den Nachweis einer äußerlichen Thatfache, nicht um 
jenen des Vorhandenfeins einer inneren Willensthätigkeit allein, fon- 
dern um den Nachweis, daß eine äußerliche Thatfache zur Erkenntniß 
des Beichuldigten in das innere Eigenthum des Beſchuldigten gelangt ei. 

Höchſt zahlreih find die Fälle, in denen es dem Strafrichter 
nöthig wird, feine Aufmerkſamkeit auf die Herftellung des Beweiſes zu 
richten, daß der Beſchuldigte eine Thatjache gewußt babe. 
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Schon der Umftand, daß $. 2 ©t. ©. lit e) und f) die Straf: 
barkeit einer Handlung oder Unterlaffung als Verbrechen für aufgeho- 
ben erklärt, wenn ein Irrthum mit unterlief, der ein Verbrechen in 
der Handlung nicht erfennen ließ, oder wenn das Uebel aus Unwiſ— 
jenbeit der Folgen der Handlung entitanden ift, weiſet deutlich darauf 
bin, von welch' großer Wichtigkeit bei allen oder doch den meilten 
ftrafbaren Handlungen für die richterliche Entſcheidung der Beweis 
werden könne, ob der Beichuldigte von Umständen, Verhältnifien, Wir⸗ 
tungen, Folgen ein Wifjen babe oder nicht. — Dieſer Beweis wird 
aber außerdem unerläßlich jein bei allen Verbrechen, welche ihre Quali: 
filation nur durch die perſönliche Eigenschaft desjenigen, 
gegen den fie gerichtet find, erhalten, in allen jenen Fällen, wo es 
nicht eingejtanden oder unläugbar ift, daß diefe perjünliche Eigenjchaft 
dem Beichuldigten befannt geweſen fei. — Dieß könnte der Fall fein 
bei den Verbrechen des Hochverraths nah $. 58 a) St. ©., der Be 
leidigung der Majeftät und der Mitglieder des a. h. Kaiferhaufes, 
Störung der öffentlihen Ruhe nah $. 66 St. ©., Aufitand, in fel- 
teneren Fällen auch beim Aufruhr, bei den drei eriten Fällen des Ver- 
brechens der öffentlihen Gewaltthätigfeit, bei Fällen der öffentlichen 
Gemaltthätigkeit durch Einſchränkung der perfönlichen Freiheit eines 
Menſchen, dur Entführung, bei welchem leßteren Verbrechen auch die 
perjönliche Eigenfchaft des Alters der entführten Perſon für die Strafe 
bemeflung von Wichtigkeit ift, der Richter daher fein Augenmerk au 
darauf richten muß, ob bewieſen werden Tünne, daß der Entführer die 
allfällige Unmündigfeit der entführten Perſon gemußt habe oder nicht. 
— Diefer Beweis kann meiterd aus demfelben Grunde von Wichtig: 
feit werden bei dem alle des Mißbrauchs der Amtsgewalt nad 
8. 102 d) St. ©., bei der PVerleitung zum Mißbrauche der Amts: 
gemalt, bei der Nothzucht nad 8. 127 St. ©., der Schändung, der 
Blutfhande, bei den Unzuchtsfällen des $. 132 St. ©., rückſichtlich 
der Strafe bei der Mitfehuld am Verwandtenmorde und beim Verſuche des⸗ 
felben, dann beim Todtſchlage, bei den Verbrechen der Abtreibung der 
Leibesfrucht nach $. 147 St. ©., der fchweren körperlichen Bejchäbdi- 
gung nad) $. 153, beim Diebitahl nad 8. 176 b) und c), bei der 
zweifahen Ehe und rüdfichtlich der Strafe auch bei der Verleumdung. 

Eine zweite, fat noch inhaltreihere Gruppe von Straffällen, 
bei welchen zur Herſtellung des Beweifes der Schuld der Beweis über 
das Willen einer bejtimmten Thatfache von Seite des Beichuldigten 
nöthig wird, ift jene, bei welchen der verbrecheriiche Thatbeitand da= 
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durch bedingt ift, daß der Befhuldigte wiffe, eine dritte 
Perfon habe eine gemwiffe ftrafbare Handlung beabſichtigt 
oder wirflih ſchon begangen. — Hieher gehören zahlreiche 
Arten der Mitfhuld an Verbrechen, insbefondere die Verbrechen der 
Mitihuld am Hochverrathe durch Unterlaffung der Verhinderung und 
der Anzeige, die Mitſchuld an Verfälſchung öffentlicher Kreditspapiere, 
die Theilnahme an eben diefem Verbrechen, die Münzverfälfhung nad 
8. 118 d) St. ©., fowie die Theilnahme an der Müngverfälichung, 
die Theilnehmung am Diebftahle, an der Veruntreuung und am Raube, 
der Betrug durch wiſſentliche Verbreitung nachgemachter oder verfälfch: 
ter Öffentlicher Kreditspapiere oder verfälfchter Münzen, nad) Umitän- 
den auch der Betrug durch Gebrauch unechter Maße und Gewichte, 
falſcher Würfel oder Karten bei einem Spiele, endlich das Verbrechen 
der Vorſchubleiſtung durch boshafte Unterlafiung der Verhinderung 
eines Verbrechens, durch Verhehlung, Hilfeleiftung zur Entweichung 
aus der Haft und zur Defertion. 

Weſentlich wichtig für den Richter, insbeſondere bei der Straf: 
bemefjung , ift in vielen Fällen auch der Beweis über den Umſtand, 
ob der Bejchuldigte nicht nur im Allgemeinen die Folgen feiner Hand— 
lungen in gewiflen Fällen insbefondere gewußt habe, ober, mie dag 
Geſetz hier mit größerer Strenge vorfchreibt, vorausfehen Fonnte, daß 
feine Handlung oder Unterlaffung von wichtigeren und ſchwereren Er- 
folgen begleitet fein werde. — Bei dem Verbredden der boshaften Be: 
ſchädigung fremden Eigenthums, bei bo2baften Handlungen vder Un: 
terlaffungen unter bejonders gefährlichen Verhältniffen, und beim Ber: 
brechen der Brandlegung kann durch den Beweis der Möglichkeit des 
Vorherſehens eines durch diefe Verbrechen berbeigeführten Todesfall 
von Seite des Verbrechers die Nothwendigkeit entitehen, wider felben 
die Todesftrafe zu verhängen, und abgejehen davon, daß die Verübung 
eines Verbrechens, ungeachtet der Thäter die nachtbeiligeren Folgen 
desfelben vorausſah, für den Richter bei der Strafbemeffung immer 
alg ein allgemeiner erſchwerender Umftand erfcheinen muß , find bei 
vielen Verbrechen durch fpezielle Beitimmungen des Strafgefeges mit 
dem vorausfichtlichen Eintritt mwichtigerer und erniterer Folgen ftren- 
gere Strafbeftimmungen verbunden. — Eo bei den Verbrechen des 
Aufrubrs, der boshaften Beſchädigung fremden Eigenthums, bei bos— 
haften Handlungen oder Unterlaffungen unter beſonders gefährlichen 
Umftänden, bei boshaften Beihädigungen und Störungen am Staats- 
Telegrafen, beim Menfchenraub, bei der Entführung, Erpreffung und 
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gefährlihen Drohung, beim Mißbrauche der Amtsgewalt und der Ber: 
leitung biezu, bei der Münzverfälſchung, Religionzftörung, Nothzucht 
und Schändung, bei der Abtreibung einer fremden Leibesfrucht, der 
Meglegung eines Kindes, bei der ſchweren Förperlichen Beichädigung, 
der Theilnahme am Zmeilampfe, bei der Brandlegung, beim Betrug, 
der Verleumdung und der Vorfchubleiftung durch Verhehlung. 

Diefe keineswegs erfhöpfenden Beijpiele mögen darthun, in wie 
zahlreihen Fällen e3 dem Richter darauf ankommen müfje, daß der 
Beweis, der Beichuldigte habe eine gemwiffe Thatjache gewußt, ber: 
geftellt werde. Außer den bier angeführten Gruppen von derlei Fällen 
ift es noch in jehr zahlreihen anderen von Wichtigkeit, daß der Be: 
weis hergeftellt werde, der Beichuldigte habe einen oder den anderen 
faktiſchen Umstand gekannt. 

Insbeſondere ift es ein Verbrechen, deſſen Thatbeitand nur durch 
den Beweis des Willens einer Thatjahe von Seite des Beichuldigten 
bergeftellt werden kann. Dieß ift dag Verbrechen des Betruges durch 
Ablegung eines falſchen Eides, und zwar insbefondere dann, wenn der 
Eid von dem Schwörenden mit dem Beiſatze „meines Wiffend und 
Erinnern?” abgelegt wurde — mobei e8 darauf ankommen wird, den 
Beweis darüber herzuftellen, der Beichuldigte habe die Unmahrbeit je 
ner Thatfache, welche er poſitiv beſchworen, oder die Wirklichkeit jener 
Thatfachen, deren Negation er eidlich beitätigt bat, gefannt. 

Nachdem wir nun die Wichtigkeit und jo häufig vorkommende 
Nothwendigkeit der Heritellung des Beweiſes über das Wiffen einer 
Thatjadhe von Eeite des Beichuldigten befprocden haben, wäre zu er: 
wägen, in welcher Weife nach den Borfchriften unſerer Strafprozeß- 
ordnung diefer Beweis hergeitellt werden könne. 

Das Willen einer Thatjache ift weder eine blos äußerliche Hand: 
lung oder Unterlafjung, welche fihtbare Spuren und Merkmale hin: 
terläßt, noch auch ein rein innerlicher Akt, gleich der Abficht, dem 
böfen Borfag des Beichuldigten, auf melden im Sinne des 8. 268 
St. P. D. gefchloffen werden könnte. — Es ift ein Akt des Bewußt—⸗ 
jeing, eine Seelenthätigkeit, die jedoch, weil fie eine Wahrnehmung ift, 
nothwendig eine Thatſache vorausſetzt, von welcher nachgewieſen wer: 
den muß, daß ſie zum Bewußtſein, zur Erkenntniß des Beſchuldigten 
gelangt ſei. — Es iſt in ſehr vielen Faͤllen ein äußerſt ſchwieriger 
Beweis, deſſen Herſtellung auf direkten Wege nur in den ſeltenſten 
Fällen möglich iſt. Der oberſte Gerichtshof hat in zweien feiner Ent: 
ſcheidungen vom 3. und 25. Jänner 1855 bei Fällen der Diebftahls- 
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tbeilnehmung anerkannt, daß das Willen des Umftandes, eine Sache 
jei geitohlen, regelmäßig nur aus Nebenumftänden, obwaltenden Ber: 
bältniffien und konkludenten Handlungen gefolgert werden könne. 

Dieß mag dem praftiihen Richter hinreichend Stoff zur Erwä—⸗ 
gung geben, ob und in wie fern die gewöhnlichen Beweisregeln des 
11. Hauptftüdes der Strafprozeßorbnung bei Herftellung des Bewei— 
jes über dag Wiſſen einer Thatſache von Seite des Beichuldigten An- 
wendung finden fünnen und müflen. 

So mie in vielen Fällen einerſeits Die Herftellung des Beweiſes 
darüber, daß der Beichuldigte gewiſſe Thatfachen gewußt babe, deſſen 
Verurtbeilung überhaupt, oder doch deſſen ftrengere Beftrafung zur 
nothwendigen Folge haben muß, jo kann e3 andererjeits feinem Zmei: 
fel unterliegen, daß, wenn diefer Beweis nicht mit voller Zuverläf- 
figfeit bergeftellt werden Tann, der Bejchuldigte von dem ihm zur Laft 
gelegten Verbrechen los⸗ oder freigeſprochen, oder doch bei der Straf: 
bemeffung milder beurtbeilt werden müſſe. 

In letzterer Beziehung aber räumt der $. 260 St. P. D. dem 
Richter das Recht ein, felbft beim Vorhandenſein der gejeglichen Be: 
weiserforderniſſe aus feiner entgegenjtehenden begründeten Weberzeu: 
zung und durch derartige Gründe entitandenen Zweifeln über den Be: 
weis der Schuld, den Anlaß zu entnehmen, den Beichuldigten nicht zu 
verurtbeilen. — In fo ferne es demnach aus ſolchem Grunde auf den 
Entfehuldigungsbeweis ankömmt, wird auch bier, wie immer, fchließlich 
die Ueberzeugung des Richters, geſtützt auf hinreichende und deutlich 
zu bezeichnende Gründe, maßgebend fein. 

Anders verhält es fich mit dem Anfchuldigungsbeweife, welcher 
nah dem Wortlaute der Strafprozebordnung nur durch die im $. 261 
St. P. D. aufgezählten, nah den Beitimmungen der 88. 262 — 282 
zu beurtheilenden rechtlichen Bemeisarten hergeftellt werden Tann. 

Bei dem Beweiſe des Willens einer Thatſache von Seite des 
Beichuldigten erfcheinen die Beweisarten durch richterlihen Augenſchein 
ſchon aus der Natur der Sache immer und durch das Gutachten von 
Sachverſtaͤndigen in den bei weitem meiften Fällen ausgeſchloſſen, in: 
dem die Gegenftände diefer Betveisarten äußere Thatfachen find, melche 
fichtbare Spuren und Merkmale hinterlaffen, zu denen daher Akte des 
Bewußtſeins, wie das Willen einer Thatfahe, nicht gezählt werden 
können. 

Daß aber durch Geſtändniß des Beſchuldigten, durch Ausſagen 
von Zeugen oder Mitſchuldigen, durch Urkunden oder Schriften auch 
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der Beweis des Willens einer Thatſache von Seite des Belchuldigten 
bergeftellt werden könne, bedarf wohl Feiner befonderen Erwähnung. 

Es erübrigt alfo, in Erwägung zu ziehen, ob der Beweis durch 
Zufammentreffen unvolfftändiger Beweisarten, oder durch Zuſam— 
mentreffen von Verdachtägründen bei der SHeritellung des Bemei- 
jes über das Wiſſen einer Thatfadhe von Seite eines, dieſes Wiſſen 
läugnenden Beichuldigten möglich, zuläffig fei, ob bei Beurtbeilung des 
Vorhandenſeins diefer Beweisart, die biefür beſtehenden Beweisregeln 
ber 88.278 — 281 d. St. P. O. überhaupt und in welcher Ausdehnung 
inäbefondere, in Anwendung zu bringen feien — endlich welcher Ein- 
fluß bei Heritellung dieſes Beweiſes allenfall® den im 8. 268 d. St. P. O. 
aufgeftellten Grundjägen über die Herftelung des Beweiſes des böfen 
Borfages wider einen denfelben leugnenden Beſchuldigten zukomme. 

Der fogenannte zuſammengeſetzte Beweiß der 88. 278 und 279 
bis 281 d. St. B. D. muß, wie jede andere Beweisart die That, mit 
allen Umftänden, welche ihre Strafbarfeit begründen, und ferner die 
Schuld des Beichuldigten an diefer That nachweilen. — Bei Hand: 
lungen und Unterlaffungen aber, welche nur dadurch zum Verbrechen, 
oder nur dadurch bejonders qualifizirt werden, daß der Thäter von 
gewiſſen Thatſachen Kenntniß gehabt habe, wird ver ftrafrechtliche 
Thatbeſtand felbft, nämlich die That mit allen jenen Umftänden, welche 
ihre Strafbarfeit begründen, nie durch die Erweifung rein objeltiver 
Momente allein, fondern ftet3 nur dann als Tonftatirt angejehen wer—⸗ 
den können, wenn auch das jubjeftive Moment des Wiſſens einer 
Thatſache von Seite des Belchuldigten nachgewieſen ift. — Wenn alfo 
auch nicht nur alle objektiven Umstände der That nachgeiwiefen oder 
ſelbſt eingeftanden, fondern auch über die Verübung der That duch 
den Peichuldigten alle Smeifel rechtlich behoben wären, — das bie 
That zum Verbrechen qualifizirende jubjeltive Wiffen des Thaͤters 
aber geleugnet und unerwiejen bliebe; fo könnte der Anfchuldigungs- 
beweis nicht al3 bergeftellt angefehen und mit einer Verurtheilung des 
Beichuldigten nicht vorgegangen werden. — E3 werden aljo immer 
nur jubjeltive, auf die Perſon des Befchuldigten Bezug nehmende Mo: 
mente fein müſſen, aus denen der Beweis über fein Wiflen einer 
Thatſache bergejtellt werden kann. Dieß find aber Verdachtögründe im 
mweitelten Sinne des Wortes, wozu auch die im $. 140 d. St. P. O. 
aufgezählten, im $. 278 d. St. PB. D. als unvollftändige Bemweisarten 
bezeichneten gehören. — Auch diefe unvolljtändigen Bemweisarten mer- 
ben daber folgerichtig nur dann bier in Anwendung fomnen, und ber 
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Beweis des 8.278 d. St. P. O. durch Zufammentreffen unvollitändiger 
Beweisarten nur in fo ferne in Betracht gezogen werden können, als 
fih diefe Beweisarten nicht auf rein objeftive Momente, fondern auf 
das fubjeltive Wiſſen der beftimmten befhuldigten Perſon beziehen. 

Mir haben es daher bier zur Herftellung des Beweiſes des Wil: 
ſens lediglich mit ſubjektiven Verdachtsgründen zu thun. 

Die Strafprozeßordnung zählt bekanntlich ſolche nähere rechtliche 
Verdachtsgründe in den 88. 138 — 140 beifpieldweife auf, räumt aber 
in Bezug auf die rechtliche Beichuldigung einer beftimmten Perſon auch 
anderen, ihnen in der Stärke gleichlommenden und der richterlichen 
Beurtbeilung anbeimgeftellten einzelnen Verdachtsgründen, fo wie dem 
vereinigten Eindrude mehrerer, wenn gleihlam ſchwächerer, entfernterer 
Verdachtsgründe mit den fpeziell aufgezäblten gleihe Wirkjamteit ein. 

Anders aber verhält es fich mit dem Einfluße, welchen das Geſetz 
diefen Verdachtögründen in Bezug auf die Verurtheilung eines Die 
That läugnenden Beihuldigten zugefteht. — In diefer Beziehung be: 
fteht zmifchen diefen verfchiedenen Gruppen von Verdachtsgründen Feine 
Gleichheit, und es werden einige vom Geſetze unzmweifelhaft ala gemich- 
tiger, gegenüber den anderen, anerfannt. 

Dieſe gemwichtigeren Verdachtsgründe in Bezug auf die Verurtheis 
lung find nah den unziweifelhaften Beitimmungen des Geſetzes die 
unvollftändigen Bemweisarten des 8. 140 d. St. P. D. gegenüber jenen 
der 88. 138, 139, und noch mehr gegenüber den entfernteren des 
8. 142 d. St. P. O. 

Nach 8. 278 d. St. P. DO. genügt zum Beweiſe der Schuld in 
allen Fällen dag Zufammentreffen zweier Verdachtsgründe des 8. 140 
d. St. P. D., oder zweier Nerdadhtsgründe von gleiher Stärke mit die 
fen, während es biezu in der Regel dreier VBerdachtögründe der 
88. 138 und 139, oder dreier Verdahtsgründe von gleicher Stärke 
mit legteren bedarf, die entfernteren Verdachtsgründe des $. 142 je: 
doch auch in größerer Anzahl zur Heritellung des Beweiſes der Schuld 
wider einen die That leugnenden Beichuldigten nicht binreichen. 

Ebenfo, wenn gegen den Beichuldigten die Umftände des $. 281, 
1) oder 2) oder beide vorliegen. — Beim Vorhandenſein eines dieſer 
Umftände genügt zur Herftellung des Beweiſes wider den leugnenden 
Beichuldigten ein Verdachtsgrund des $. 140 d. St. P. O., während es 
deren zwei der 88. 138 und 139 bedarf, und nad dem Wortlaute des 
Geſetzes zwei Berdachtägründe, die nicht in den 88. 138 und 139 
d. St. P. O. fpeziell aufgeführt find, wenn fie gleich mit diefen von derjelben 
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Stärke wären, unter Teinerlei Umftänden zur Herftellung des Bewei— 
je8 wider einen die That leugnenden Beichuldigten binreichen Tann. 

Betrachten wir nun die vom Gejete fpeziel und beifpielämweife 
aufgezählten Verdachtsgründe etwas näher, fo erfehben wir, daß, mas 
die Verdachtsgründe des 8. 140 d. St. P. O. betrifft, infofern das Einge: 
ſtändniß des $. 140, 1) oder die Ausſagen des 8. 140 2) — 6) fi 
nicht geradezu auf die Verübung der That durch den Beichuldigten, 
fondern auf das Wiffen einer Thatſache von Seite des Befchuldigten 
beziehen, zum Beweiſe dieſes Umitandes jeder der Verdachtägründe des 
8. 140 d. St. B. D. allerdings beitragen könne. Die Verdachtsgründe 
der 88. 138 und 139 d. St. P. O. find hingegen großentheils rein ob: 
jeftiver Natur, doch gibt es darunter auch folche, welche auf den Be- 
weis des Willens einer Thatfadhe durch den Beichuldigten binleiten 
können, und da die Beurtheilung und Würdigung anderer Verdachts-⸗ 
gründe von gleicher Staͤrke mit diefen, der richterlihen Ueberzeugung 
überlaffen bleiben muß, und gejeßlich überlaflen ift, jo fann es einem 
Zweifel nicht unterliegen, daß zur Herftellung des Beweiſes des Wif- 
ſens einer Thatfahe von Seite des Befchuldigten durch Bemeisarten 
der 88. 278 — 281 die Möglichkeit geboten, und diefe Beweisarten 
biezu, gleichtvie zum Beweiſe anderer Thatfachen, zuläffig feien. 

Was nun meiterd die Frage betrifft, ob bei Beurtheilung des 
Vorhandenſeins diefer beiden Beweisarten in Bezug auf die beabfich- 
tigte Heritellung des Beweiſes über das Willen einer Thatfahhe durch 
den Beihuldigten, die Beweisregeln der 88. 278 — 281 d. St. P. O. 
überhaupt, und in welcher Ausdehnung insbefondere in Anwendung 
zu bringen feien; jo wurde bereit früher erwähnt, daß von der im 
8. 279, 1) verlangten vorläufigen rechtlichen Ermweilung der That 
bier fhon aus dem Grunde feine Rede fein könne, meil, bevor der 
Beweis des Wiſſens der beftimmten Thatfache durch den Beichuldigten 
nicht bergeftellt ift, ein die Strafbarkeit der That begründender Um: 
ftand immer unerwiefen bleibt. Es ift dieß bereit3 eine nothwendige 
Abweichung von den Bemweisregeln des 8 279 d. St. P. O. welche bei 
allen ftrafbaren Handlungen, deren Thatbeftand nicht rein objektiv, 
fondern auch ſubjektiv ift, eintreten muß. — Die Beweisregel des Ab: 
fates 3) des 8. 279 d. St. P. O. erfeheint nach den Grundfägen unjerer 
Beweistheorie über den Anfchuldigungs: und Entſchuldigungsbeweis, 
wie foldde insbefondere im 8.260 d. St. P. D. aufgeftellt find, nur für 
den Entichuldigungsbeweis von Wichtigkeit, da auch eine noch ſo deut: 
liche und nahe Beziehung der That auf die Perſon des Angeklagten, 
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wenn fie durch die gejeglich erforderliche Zahl von rechtlichen Ber: 
dachtögründen nicht begründet werden Tann, dem Richter, ungeachtet 
ihm nach feiner inneren Weberzeugung fein Zweifel übrig bleibt, daß 
ber Beihuldigte die That begangen babe, doch nicht das Recht zur 
Berurtheilung des Angeklagten gibt, während im Gegentheil, menn 
dem Nichter ungeachtet des Vorhandenſeins rechtlicher Verdachtsgründe 
in der im $. 279, 2)d. St. PB. D. geforderter Zahl, die Beziehung der 
That auf die Perſon des Angeflagten nicht nah und deutlich genug 
erfcheint und ihm nad feiner inneren Ueberzeugung Zweifel darüber 
bleiben, daß der Beichuldigte die That begangen babe, eine Berurthei- 
lung dur den Richter nicht wird ausgeſprochen werden dürfen. 

Es frägt fich demnach, ob die Beweisregel des 8.279, 2)d. St. P. O., 
wornach zur Herftellung des Beweiſes nah) Umständen die in ben 
88. 280 und 281 d. St. P. D. geforderte Anzahl rechtlicher Verdacht: 
gründe von der in den 88. 138 — 140 d. St. P. D. angeführten Art 
oder von gleicher Stärke vorhanden fein muß, auch für den Beweis 
des Wiſſens einer Thatſache von Seite des Beichuldigten Anwendung 
finden müſſe. 

Daß in der Praris hierüber Zmeifel obwalten, wird faft jeder 
praftifche Surift ebenfo wie den Umſtand beftätigen, daß in jehr vielen 
Fällen die Herftellung dieſes Beweiſes nad obiger Beweisregel äußerft 
ſchwierig ift und zahlreiche Freifprehungen eine Folge des Mangels 
der Herftellung des rechtlichen Beweiſes über das Wiſſen einer That: 
jache find. 

Es fommen dem ausübenden Strafrichter jehr häufig jo Har in 
die Augen fpringende, auf die Perfon des Beſchuldigten bezügliche 
Thatſachen und Verhältniffe vor, daß ein Leugnen derjelben von feiner 
Seite geradezu als mwiderfinnig und der Natur der Dinge widerſpre— 
hend angefehen werden müßte; — es gibt fogenannte unleugbare 
Thatſachen. Sollten jo außerordentliche Umftände eingetreten fein, daß 
ein Beichuldigter eine derartige Thatjache dennoh mit Grund und An- 
ſpruch auf Glauben leugnen zu können glaubt, fo wird der Richter 
mit Recht verlangen können, daß er den Beweis dieſer außergemwöhn- 
lihen Umftände berbeifchaffe, und wenn dieß nicht gelingt, dasjenige 
als wahr annehmen, was der fich jo unzweifelhaft darbietenden Natur 
der Sache entipricht. — Wenn jemand, der den Gebrauch) feiner Sinne 
bat, leugnen wollte, daß er einen Gegenftand gejehen babe, von mel 
chem es erwielen wurde, man babe ihm denfelben gezeigt; — wenn er 
leugnen mollte, einen in feiner unmittelbaren Nähe abgefeierten 
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Schuß gehört zu haben; — wenn jemand, der des Leſens kundig iſt, 
leugnen wollte, den Inhalt einer Schrift, die er erwieſener Maßen ge— 
leſen und nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zu vergeſſen noch 
nicht Zeit hatte, zu wiſſen; — ſo würde ſchwerlich nach weiteren Be— 
weiſen, daß er den Gegenſtand geſehen, den Schuß gehört habe, oder 
den Inhalt der Schrift wiſſe, von Seite des Richters geforſcht wer— 
den, es waͤre denn, daß der Leugnende ſolche außerordentliche Umſtaͤnde 
nachweiſen würde, welche die außergewöhnliche Wirkung, welche er 
glauben machen will, herbeiführten. 

Was alſo erwieſener Maßen zur unmittelbaren Wahrnehmung 
des Beſchuldigten auf ſolche Weiſe gelangt iſt, daß es nach dem natur: 
gemäßen Laufe der Dinge und beim Nichtvorhandenſein außerordent: 
licher, dur den Beichuldigten nachzumeifender Umftände, nothivendig 
zu deſſen Bewußtſein gelangen mußte, und ebenſo nach dem gemöhn: 
lichen ungeltörten phyſiſchen Zuftande aus dem Bewußtſein noch nicht 
entſchwinden fonnte, von dem wird ohne meiteren Beweis angenom- 
men werden und müfjen, daß deſſen Willen won Seite des Befchul- 
dDigten ungeachtet feines Leugnens rechtlich erwieſen fei. 

Bahlreihe Fälle, in denen es auf den Beweis des Willen? einer 
Thatſache von Seite des Beihuldigten ankömmt, werden nach dieſem 
Grundfaße ihre Entjcheidung finden müflen und haben fie in der Praxis 
bereit3 gefunden. — Wenn demnach ein ausübender Arzt, welcher ein 
in der Arzneiwiſſenſchaft allgemein bekanntes beftiges Gift jemanden 
in einer dem Leben nachtheiligen Quantität beigebracht und ihn bie: 
durch vergiftet hat, den Umftand leugnen wollte, daß ihm die Wirk: 
famleit dieſes Giftes, die aus deſſen Aufnahme in den Körper ent- 
fpringenden Folgen befannt geworden feien, und er den Grund diefer 
feiner, bei einem augübenden Arzte durchaus nicht vorausfegbarer, Un: 
wiſſenheit nicht durch Nachmweifung von fonft bei feinem Stande un- 
gewöhnlihen Umständen darthun könnte, wird ohne weiteren Beweis 
mit Recht angenommen werden fünnen, daß ihm die Folgen feiner 
Handlungsweife nicht haben unbefannt fein können. — Oder wenn bei 
dem Verbrechen der Blutjchande zwiſchen Vater und Tochter, voraus: 
gejett, daß felbe ftet3 zufammengelebt haben und die That bei hellem 
Tage erfolgt ei, der Vater leugnen wollte, daß er feine Tochter, die 
Tochter, daß fie ihren Vater gefannt habe, würde man, menn nicht 
eine bejondere Störung des Bewußtfeins bei diefen Perfonen nachgewie— 
fen werden fünnte, wohl nad) Beweiſen darüber ſuchen, daß fie fi 
gefannt haben? Wo aljo das Wiflen einer Thatſache von Seite des 
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Beichuldigten derart Har ift, wird dem Richter wohl faum zugemutbet 
werben können, ſich nach der in den 88. 280 und 2810. St. P. OD. ge: 
forderten Anzahl von Verdachtsgründen umzufehen, und wenn fie in 
biefer Anzahl nicht vorliegen, das Wiffen des Beichuldigten für nicht 
erwiejen zu balteı. 

Aber in zahlreichen anderen Fällen ift dieſes Willen keineswegs 
fo felbitverftändlich, To in die Augen fpringend, ſondern es läßt fich 
allerdings denfen, daß e3 mit Grund oder doch mit Anſpruch auf 
einige Glaubwürdigkeit vom Beſchuldigten geleugnet werden könne. 

Sn der ſchon früher erwähnten Enticheidung des oberften Ge: 
rihtshofes vom 25. Jänner 1858 wird ausdrücklich erwähnt, daß das 
Willen irgend eines Umftandes nur felten auf direkten Wege erwieſen, 
Sondern regelmäßig blos aus Fonkludenten Handlungen gefolgert mer« 
den fann. — In dem Speziellen Falle, der zu dieſer Enticheidung An: 
laß gab, Theilnehmung am Dietftahle, mobei die Behauptung des An- 
geflagten vorlag, er habe die Eigenjchaft der an fich gebrachten Sache 
als einer gejtohlenen nicht gekannt, fand der oberſte Gerichtöhof zu: 
glei, mit Rüdficht auf die SS. 185 und 186 d. St. ©. D. und mit 
Hinweifung auf die oberwähnte Art, wie dag Willen eines Umftandes 
regelmäßig eriwiefen werde, den Grundſatz auszuſprechen, daß bei der 
Diebitahlstheilnehmung bei eingeftandenem objektiven Momente des 
Anfihbringens der geftohlenen Sache, die Behauptung des Nichtwiſ—⸗ 
ſens ihrer Eigenschaft, als einer geftohlenen, dem Leugnen des böfen 
Borfages von Seite des Angeklagten gleich zu achten ſei. — Hieraus 
würde fich für zahlreiche andere Fälle, in denen es auf den Beweis 
des Wiſſens einer Thatfadhe von Seite des Beichuldigten ankömmt, 
als Grundſatz unferes höchſten Gerichtes herausſtellen, daß diefer Be: 
weis, gleich jenem des bei eingeltandener That geleugneten böſen Vor: 
fates im Sinne des $. 268 d. St. P. O. zu beurtbeilen und berzus 
ftellen ſei. 

Indem der oberite Gerichtshof bei diefer jeiner Entſcheidung den 
Beweis auf direktem Wege jenem aus Tonkludenten Handlungen ge 
genüberftellt, feheint er auf jene theoretiſche Unterfcheidung eingegan- 
gen zu fein, welche der in der St. P. DO. erfihtlihen Auseinander: 
haltung der Verdachtsgründe im engeren Sinne der 88. 138 und 139 
d. St. P. D., gegenüber den unvollftändigen Bemweisarten des $. 140 
d. St. B. O. zum Grunde liegen dürfte. 

Die unvollftändigen Beweisarten des 8. 140 d. St. P. O. beſtehen 
durchgaͤngig in Weußerungen, Ausfagen über die Verübung der ftrafs 
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baren That ſelbſt, ſie beziehen ſich direkt auf die ſtrafbare That, ihre 
Beweiskraft beruht auf der Autorität des Ausſagenden, ihre Glaub— 
würdigkeit wird durchgängig nah Umſtaͤnden geprüft, welche dieſe 
Autorität zu vermehren oder zu vermindern geeignet ſind, ſie ſind eben 
deßhalb nur unvollſtändige Beweisarten, weil der vom Geſetze zur 
Herſtellung der vollen Beweiſeskraft geforderte Autoritätsgrad noch 
nicht vorhanden iſt; wird letzterer aber erreicht, ſo werden ſie auch 
vollſtändige Beweiſe; wenn auch außer ihnen durchaus keine Gründe 
vorliegen, welche auf die innere Ueberzeugung des Richters über die 
Verübung der That durch den Beſchuldigten wirken, ſo wird er doch, 
geſtützt auf die Autoritaͤt der Ausſagenden, deren Glaubwürdigkeit 
nicht angefochten oder erſchüttert iſt, die That für erwieſen halten 
können und müſſen. 

Anders iſt es bei den Verdachtsgründen der 88. 138 und 139 
d. St. P. O., und jenen von gleicher Stärke mit dieſen. — Daß dieſe 
vorliegen, muß vor Allem aus Autoritätsgründen erwieſen ſein; dann 
aber wirken ſie auf die innere Ueberzeugung des Richters aus den 
Schlußfolgerungen, welche ſich in Beziehung auf die Verübung der 
That durch den Beſchuldigten daran knüpfen. 

Betrachten wir nun mit Rückſicht auf dieſe Unterſcheidung die 
Vorſchrift des 8. 268 d. St. P.O. — Derſelbe geht von der Annahme 
aus, daß die Verübung der That von dem Befchuldigten eingeftanden, 
alfo auf einem der direkten Wege erwieſen ſei. Es ift offenbar von 
gleicher Wirkung, wenn die Verübung der That felbit, auf irgend 
einem anderen direften Wege, 3. B. durch die übereinftimmende, mit 
allen gejeglichen Erfordernifien des 8. 269 d. St. P. O. verfehene Aus: 
fage zweier Zeugen, erwieſen wäre. — Unter dieſer Vorausfegung 
kömmt es darauf an, den geleugneten böfen Vorſatz, alfo das Vorhan⸗ 
denfein eines inneren Willensaftes des Beichuldigten nachzumeifen. 
Hiemit ift das Gebiet, auf welchem die Herftellung eines Beweiſes auf 
direktem Wege leicht möglich ift, verlaffen, und jenes betreten, wo bie 
auf konkludenten Handlungen, auf Schlußfolgerungen über vorhandene 
innere Motive und Entſchließungen des Beſchuldigten gegründete in- 
nere Ueberzeugung des Richters vorzüglich maßgebend wird. 

Hier gibt aber auch das Geſetz fogleich jene ftarren Beweis— 
regeln auf, melde für die Erweifung der äußeren That felbft vor: 
gezeichnet find, — die Verdachtögründe werden nicht mehr nach ihrer 
Babl, welche nur auf die Autorität wirft, ſondern nad ihrer Kraft, 
welche die innere Ueberzeugung des Richters verjtärkt, gewogen. Der 


'\ 
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8. 268 d. St. P. D. enthält Feine eigentlich bindende Beweißregel, er 
weiß nichts von einer beftimmten Anzahl von Verdachtsgründen, welche 
zur Herftellung des Beweifes des böfen Vorſatzes von Seite des Be: 
Schuldigten gefordert werden, fondern er enthält Tediglich Anweiſungen 
und Hindeutungen zur Leitung und Negelung der bier allein maß 
gebenden richterlichen Ueberzeugung, die weder allgemein giltig find, 
noch es der Natur diefes Beweiſes nach fein Fünnen. 

Prüfen wir nun in gleiher Weile die Natur des Beweiſes über 
das Willen einer äußeren Thatfache von Seite des Beichuldigten. Wir 
haben bereit3 wiederholt darauf bingedeutet, daß hier ein zmeifaches 
Moment in Frage kömmt, ein äußerlihes und ein innerliches, da fi 
nämlid) dieſes Willen auf eine dußerlihde Thatfache bezieht, jedoch in 
dem innerlihen AMfte der Aneigung in das Bemußtfein des Beichul: 
digten befteht. Das PVorhandenfein der äußeren Thatfache gehört nun, 
wie alles, was Spuren, Merkmale binterläßt, vorzüglich dem Gebiete 
des Autoritätsbemweifes, des Beweiſes auf direftem Wege an, während 
der Beweis der vom Beichuldigten geleugneten inneren Aneignung ing 
Bewußtfein in den bei weitem meijten Füllen auf innerer Üeberzeu- 
gung des Richters beruht. 

Wir fagen in den, bei weiten meiften Fällen, nicht immer; denn 
es läßt ſich allerdings denken, daß im Falle der vom Beichuldigten 
gemachten Mittheilungen über fein Wiſſen einer Thatſache an andere 
Verjonen diefer Beweis auch auf direftem Wege bergeitellt werden 
fünne. — Iſt er aber in folden Fällen ein reiner Autoritätäbeweig, 
und treten feine Gründe hinzu, die dem Richter außer diefen Aus: 
jagen auch eine innere Üeberzeugung über das Willen des Beichul- 
digten verſchaffen können, fo wird man mit Necht auch zur Heritel- 
lung dieſes Beweiſes denjelben Grad Außerer Autorität fordern, den 
das Geſetz in feinen Beweisregeln für jeden Beweis auf direktem Wege 
erheiſcht. — Hieraus dürfte mit Grund gefolgert werden können, daß 
in jenen jeltenen Fällen, in welchen der Beweis des Wiſſens einer 
Thatfahe von Seite des Beichuldigten nur auf direktem Wege ber: 
geftellt werden kann, für diefen Beweis alle jene Beweisregeln gelten, 
welche im 11. Hauptitüde der St. B. D. überhaupt und insbeſondere 
in den 88. 278 — 281 aufgeftellt find, und daß daher aud dann in 
ben Fällen leßterer Paragraphe, die vom Geſetze zur Herſtellung des 
Beweiſes erforderliche Anzahl unvollftändiger Beweisarten des 8. 140 
d. St. P. D. vorhanden fein müſſen. 

Man könnte fich verfucht fühlen, für den Fall, als der Beweis 
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der Aneignung einer Thatſache in das Bemußtjein des Beichuldigten 
nicht auf direftem Wege, ſondern durch Schlußfolgerungen, Tonkludente 
Handlungen bergeitellt werden joll, ebenjo wie bei dem Beweiſe einer 
äußeren That wider einen leugnenden Beichuldigten, wenn diefer aus 
den Verdachtsgründen der SS. 138 und 139 d. St. P. D. hergeleitet 
werden muß, die Einhaltung der Beweisregeln der SS. 279 — 281 
d. St. P.O., und insbeſondere das Borhandenfein der dort geforderten 
Anzahl folder Verdachtsgründe zu erlangen, ſich darauf ftühend, daß 
diefe beſchränkenden Regeln offenbar nur dazu dienen follen, um den 
Beichuldigten gegen die Echuldigfprehung aus vielleicht voreiliger in: 
nerer Ueberzeugung des Richter möglichſt fiher zu ftellen und durch 
Vermehrung der geforderten Anzahl von Wahrjcheinlichleitsgründen 
für die Schuld, die Grenze jener zum Beweiſe erforderlichen böchiten 
Mahricheinlichkeit, die in der Beweislehre der juridiichen Gemißheit 
gleichgefegt wird, möglichlt einzufchränfen. 

Man würde aber, wollte man fo folgern, den wejentlihen Un- 
terichied überfehen, der zwifchen dem Beweije einer äußeren That wider 
den Beichuldigten und dem Beweiſe de3 inneren Momentes des Wil- 
ſens einer Thatſache von Seite des Beichuldigten beſteht; überjeben, 
daß, während im eriten Falle nur Verdachtsgründe einer objektiven 
That wider einen beftinnmten Beichuldigten vorliegen, in allen Fällen, 
wo e8 zur Schuldigfpredung nur mehr auf den Beweis des Wiſſens 
einer Thatſache von Seite des Beichuldigten ankömmt, die Verübung 
ber objektiven That durch ihn bereit3 Teinem Zweifel mehr unterliegen 
darf; überfehen, daß, mährend im eriten Falle dem zu ermeijenden 
Umftande, daß der Beichuldigte die objektive That verübt habe, die 
unzähligen Möglichkeiten der Verübung diefer That durch andere Per: 
fonen gegenüberjtehben, e8 bei dem Beweiſe des Willens einer That: 
ſache von Eeite des Beichuldigten nur auf Gewinnung des Refultates 
ankömmt, ob die innere Ueberzeugung für Annahme feines Wiſſens 
ſpreche oder nicht; — überſehen, daß demnach alle Täuſchungen, welche 
bei dem Beweiſe aus Verdachtsgründen durch Perſonenverwechslungen, 
Gleichheit ſeiner Verhältniſſe mit jenen dritter Perſonen, oder durch 
jo zahlreiche für den Beſchuldigten oft verhängnißvolle Umſtände her— 
beigeführt werden Fünnen, hier leicht zu vernteiden find, mo man es 
mit einer jo präcis beftimmten, nur auf ein Individuum Bezug neh: 
menden, Thatſache zu thun bat. 

Es muß bier nothwendig die Analogie, wenn auch nicht immer 
die Identität auffallen, welche zwiſchen der Heritellung des Beweifes 
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des böſen Vorfates eines denſelben leugnenden Beſchuldigten und jener 
des Beweiſes des Willens einer Thatfache von Seite des Beichuldigten 
beitebt. 

Sn beiden Fällen wird die Herftellung des Beweiſes der objet: 
tiven That vorausgefegt, in beiden Fällen kömmt e3 darauf an, ein 
inneres Moment, das Vorhandenſein eines piychifchen Altes Leim Be: 
Ichuldigten zu erweiſen. 

Sit es nun richtig, wie wir bereit früher ermähnten, daß der 
8. 268 d. St. PB. O. Leine eigentlichen Beweisregeln enthält, von ber, 
in den 88. 279 — 281 d. St. B. O. zur Herſtellung des Beweifes ge: 
forderten Anzahl von Verdachtsgründen abfieht und nur Hinweifungen 
und Andeutungen zur Regelung der bier allein maßgebenden richter: 
lichen Ueberzeugung enthält; fo wird man denjelben Grundfag auch 
bei Herſtellung des Bemeijes über das Willen einer Thatfache von 
Seite des Beichuldigten, wenn diefer Beweis auf nicht direktem Wege 
berzuftellen ift, anwenden dürfen. E3 wird ſich demnach der Grundſatz 
rechtfertigen, daß in jenen Füllen, in welchen der Beweis über das 
Miffen einer Thatſache von Seite des Beſchuldigten nicht auf direktem 
Mege bergeftelt, fondern durch Schlußfolgerungen aus konkludenten 
Handlungen erfchloffen, und aus der richterlichen Ueberzeugung her: 
geholt werden muß, die innere Meberzeugung des Richters allein, ohne 
an Bemweisregeln gebunden zu fein, für die Prüfung und Beurthei- 
lung der Stärke der vorliegenden Verdachtsgründe, für die Anerfen- 
nung oder Negirung diefes Beweizfages und für die Motivirung des 
bießfälligen richterlihen Ausfpruches maßgebend fein werde. Wie wenig 
e3 aber in diefer Beziehung anginge, fih an die in den 88. 280 und 
281 geforderte Anzahl rechtlicher Verbachtsgründe zu binden, dürfte 
auch aus der Unmöglichkeit einleuchten, bier, wo es fih um den ein: 
zigen Umſtand des Wiſſens einer Thatfahe von Seite des Beſchul⸗ 
digten handelt, hierauf Bezug nehmende und dennoch dermaßen ver: 
Ichiedenartige Verdachtsgründe zu finden, daß fie nicht gegen die Vor: 
ſchrift des F. 280 d. St. P. O. verftoßen, wonach ein einzelner That: 
umftand nur einmal in Anſchlag gebracht und nie in verfchiedenen 
Beziehungen aufgefaßt werden darf. 

Diefe bier aufgeftelten Grundfäge fcheinen fih auch in der 
Praxis unferes höchſten Gerichtes bereit3 Achtung verfchafft zu haben. 
— Hiefür fprehen außer der bereit? mehrfach zitirten Entſcheidung 
des oberften Gerichtshofes vom 25. Sinner 1855, worin deutlich aus- 
geiprochen wurde, daß die Behauptung des Angellagten, er babe die 
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Eigenſchaft der an fich gebradhten Sache, ala einer geitohlenen, nicht 
gekannt, mit dem Leugnen des böfen Vorſatzes gleichgehalten werden 
müſſe, auch zahlreiche weitere Entfcheidungen des oberiten Gerichts- 
hofes, in denen auch nur ein das Wiffen einer Thatſache von Seite 
des Beſchuldigten im höchſten Grade wahrſcheinlich machender Umſtand, 
wenn er von binreihendem Gewichte befunden wurde, genügte, um 
dieſes Moment als ermwiejen anzunehmen. 

In dem Falle, als nebit einem oder mehreren Verdachtsgründen, 
die aus Echlußfolgerungen, konkludenten Handlungen auf dag Wiſſen 
einer Thatſache von Seite des Beſchuldigten Schließen laſſen, auch ein, 
biefür jprechender direkter Verdachtsgrund, ein unvollitändiger Beweis 
vorläge, wird nach den bier aufgeftellten Grundfägen vor Allem bie 
Gewichtigkeit und Bedeutung der Verdachtsgründe eriter Art auf die 
innere Ueberzeugung des Richters geprüft werden müfjen; wird die 
richterliche Ueberzeugung durch felbe bergeftellt, jo mag der vorliegende 
unvollitändige direkte Beweis jelbe noch verftärfen, — ift dieß nicht der 
Fall, jo wird auch das Zujammentreffen des unvollitändigen direkten 
Bemeijes mit der zur Heritellung der inneren Ueberzeugung des Rich: 
ter3 nicht genügenden Verdachtsgründen der erjten Art nicht berech— 
tigen, da8 Moment des Wiſſens der Thatfache von Seite des Beichul: 
digten al3 erwiefen anzunehmen, fondern der Beweis dieſes Momen: 
te3 wird unzulänglich bleiben, bis nicht ein vollftändiger Beweis auf 
direftem Wege oder die vollflommene innere Ueberzeugung des Rich: 
ter8 erzielt wurde. 

Noch glauben wir bier eines Momentes erwähnen zu follen, 
deſſen ftrafrechtliche Erweifung in fehr vielen Fällen nöthig wird, ins: 
befondere aber bei dem Verbrechen des Betruges durch Ablegung eines 
falſchen Eides. — Es Tann nämlich eingeftanden oder erwiejen fein, 
daß eine Thatjahe, über deren Wahrheit ebenfall3 der Beweis vor- 
liegt, dem Beichuldigten mitgetheilt worden ſei; er kann eingelteben, 
daß er hievon Kenntniß erlangt babe, dennoch aber und nach Umftän- 
den auch mit Anſpruch auf Glaubwürdigkeit in Abrede ftellen, daß er 
der wirklichen Eriftenz diefer ihm mitgetheilten Thatſache Glauben ge: 
Ichentt habe. In diefem Falle wird die Verurtbeilung des Beſchul⸗ 
digten nicht von den Beweife des Wiſſens, jondern von jenem des 
Glaubens einer Thatſache von Seite des Beichuldigten abhängen. — 
Um dieß nur durch ein Beifpiel anſchaulicher zu machen, nehmen wir 
an, daß in einem Eivilrechtaftreite der Beweis einer civilrechtliche Ver: 
bindlichfeiten nach ſich ziehenden Thatfahe von einer der Parteien 
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durch eine Urkunde bergeftellt werden wolle, daß aber der Gegentbeil 
zur Herftellung des Beweiſes üler die Nichteriftenz, oder wenigſtens 
über feine Unkenntniß diefer Thatfache den negativen Haupteid an: 
biete. — Das Geriht finde den Beweis durch die Urkunde unzurei- 
hend oder bedenklich und gehe deßhalb auf den Haupteid ab, der auch 
wirklich abgeſchworen werde. — Später made der hiedurch ſachfällig 
gewordene Gegentheil die ſtrafrechtliche Anzeige wegen Meineides, und 
es werde, was in dieſem Falle ſehr leicht ſein wird, nachgewieſen, daß 
der Beſchuldigte vor Ablegung ſeines Eides von dem Inhalte jener 
Urkunde Kenntniß genommen habe, in welcher der Thatſache, deren 
Wiſſen er eidlich negirt hat, Erwähnung gethan wird. Nichts iſt na- 
türlicher, als daß der Beſchuldigte hierauf antworten wird: Ich habe 
allerdings die Urkunde geſehen, in welcher jener Thatſache Erwähnung 
geſchieht, allein dieſe Einſicht hat mir keineswegs von der Wirklichkeit 
dieſer Thatſache Ueberzeugung verſchafft. Beweis dafür, daß ich die 
Wahrheit dieſer Thatſache zu beſtreiten fortfuhr. — Und meine Zwei— 
fel erſcheinen wohl begründet, da das Gericht ſelbſt der Urkunde und 
Erweiſung dieſer Thatſache keinen Glauben ſchenkte. — Da ich aber 
keine weiteren Gründe hatte, jene Thatſache für wahr zu halten, als 
die zur Herſtellung dieſer Ueberzeugung unzureichende Urkunde, ſo 
konnte ich, obgleich ich die Urkunde wohl kannte, mit Grund ſchwören, 
daß ich die Exiſtenz der Thatſache, von der ſie mir keine Ueberzeu⸗ 
gung verſchaffte, nicht wiſſe. Wir ſehen, daß es hier auf den Beweis 
des Glaubens einer Thatſache von Seite des Beſchuldigten ankom⸗ 
men wird. 

Es läßt fich nicht verfennen, daß diefer Beweis als der eines 
noch weit innerlicheren pfychilchen Altes des Beichuldigten in der Re⸗ 
gel noch weit ſchwieriger berzuftellen fein wird, als jener des Willens 
einer Thatfache von Seite des VBeichuldigten. Doch werden au für 
biefen Beweis diefelben Grundfäge gelten müfjen, die für den Beweis 
des Wiſſens einer Thatfahe von Seite des Beſchuldigten aufgeitellt 
wurden, nur daß bier noch weit forgfältiger bei Beurtheilung der auf 
die innere MUeberzeugung des Nichter wirkenden Verdachtsgründe 
wird vorgegangen, und mit weit größerer Strenge alle jene Umijtände 
werden berüdjichtiget werden müſſen, welche dieſe richterliche Ueber: 
zeugung zu erjchüttern oder zu ſchwaͤchen geeignet wären. 


— — — —— — — 





Beitrag zur Erläuterung des 8.175 Il a) des neuen 
Strafgelebes. 


Bom Herren k. E. Landesgerichtsrathe J. Maucher in Wien. 


Die Erläuterung, welche ich in dieſem Beitrage zu geben verſuche, 
beſchränkt ſich auf den Abſatz des 8. 175 II a) des öſterreichiſchen 
Strafgeſetzes v. 27. Mai 1852, welcher in der hieher gehörigen Stelle 
folgendermaßen lautet: „Aus der Eigenſchaft der geftohlenen 
Sade wird der Diebftahl zum Verbrden: — — Wenn 
er mehr als fünf Gulden beträgt, undan Früchten auf 
dem Felde — — verübt worden iſt.“ Es haben zwar fchon 
Frühwald und Herbft den in diefem Abſatze bezeichneten Fall be: 
fproden!); ob fie aber durch ihre Erklärung und Beifpiele die in 
Rede ſtehende gejegliche Beitimmung fo Mar und verftändlich gemacht, 
das ift in der Weile erläutert haben, daß jeder weitere Beitrag einer 
Erläuterung derjelben, daher auch die hier im Titel erwähnte als eine 
überflüßige Arbeit erjcheint, dieß wird der Leſer entjcheiden, wenn er 


) Damianitjh: Das Militär-Strafgefebbuh über Verbrechen und Vergeben, 
vom 15. Jänner 1855, für das Rafertbum Deiterreih, Wien 1855, ©. 386, 
pibt von dem Eingangs erwähnten Abſatze de3 $. 175 II a), welcher wört—⸗ 
ih in das Militaär-Strafgeſetzbuch 8. 464 e) aufgenommen wurde, gar feine 
Erläuterung; wahrſcheinlich ift ihm diefer Abſatz in Vergleihung mit dem 
8.155 II a) J. Th. des St. &. vom 3. September 1803 und dem Hofdekrete 
v. 30. Auguft 1833, Nr. 2628 der 3. G. ©. (fiebe diefed in meinen Hand: 
büdern zum $. 155 II a) Nr. 441, bieziehbungsmweife Nr. 204), nie zweifel: 
baft gemefen. 
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mit diefem Auffage zu Ende fein wird, der, als ein erläuternder, wie 
im Eingange erwähnt, nur ein Verſuch ſein fol. 

Srühbmald?) gibt zu der oben angeführten Geſetzesſtelle fol- 
gende Erklärung: „Die ftrengere Verfügung dieſes Paragrafes tritt 
nur fo lange ein, als die Feldfrüchte no auf dem Felde, die Baum: 
früchte und die Maulbeerblätter an den Bäumen ſich befinden °). Sind 
diefe Gegenftände vom Felde — — abgenommen, fo treten nur die 
übrigen Regeln in Betreff der Beurteilung ') der Eigenfchaft des 
Diebitahls in Anwendung, wenn fie auch noch nicht in Scheunen — — 
verwahrt, jondern noch auf Wägen — — zum Wegführen verpadt, 
im freien Felde fich befinden.” Was Frühwald in dem eriten Theile 
diefer Erflärung als Erläuterung angibt, haben lange vor ihm Se: 
null’) und fpäter Egger) kurz und deutlich bemerft, und es find 
die Bemerkungen diefer beiden ausgezeichneten Etrafrechtzlehrer ala 
eine ſehr brauchbare Vorarbeit bei Abfaffung der Eingangs erwähnten 
Geſetzesſtelle forgfältig benügt worden, indem im 8. 175 II a) des 
neuen Strafgefeßes” anjtatt der Faflung des 8. 155 II a) 1. Thle. des 
St. ©. v. 3. September 1803 „an Feld: und Baumfrüdten,” 
die richtigere und manden Zweifel in der Anmendung löfende Be- 
zeichnung gewählt wurde: „an Früdten auf dem Felde — — —.“ 
Nah diefen Bemerkungen und nad dem nach denjelben verbeflerten 


3) Hanbbud) des öfterreihiihen Strafgeſetzes ꝛc, Wien 1852 und 1855, zum 
I 


.1 a). 

s) Dieſer Abſatz der Erklärung ſollte nad dem Umfange der — zu 
welcher jene dienen ſoll, ſo wie nach den von dem höchſten Geſetzgeber ſelbſt 
gebrauchten Worten wohl ſo lauten: „Die ſtrengere Verfügung des Abſatzes 
unter a) dieſes Paragrafen tritt nur ſo lange ein, als die grücte nody auf 
dem Felde oder an den Bäumen, und das Laub an den ulbeerbäumen 
fih befinden.” Der gefchäßte Herr Verfaſſer wird mir diefe Bemerkung wohl 
nicht verargen oder übel deuten, da fie ja eben bemeifet, wie aufmerkſam ic) 
feine Erläuterung gelefen habe; man wird fih bier um fo weniger auf den 
fonft befannten Gemeinpla: In verbis simus faciles etc. berufen dürfen, 
da es hier um die Erklärung der Worte handelt, deren ſich der höchſte Ge: 
eßgeber felbjt bedient, und die auch der Ausleger forgfältig gebrauden foll. 

?) Der nur in der Auflage vom Jahre 1855 nad) dem Worte „Beurteilung“ 
vorfommende finnftörende Beiftrich follte mwegbleiben. 

5) Das öfterreihifhe Criminal-Recht ꝛc., 2. Theil, zum $. 155 II a), wo e3 
beißt: „So lange nämlih folbe Früchte auf dem Felde oder am 
Baume find.” nn 

6) Kurze Erklärung des öfterreihifhen Geſetzbuches ıc., 1. Bd., S. 181, wo uns 
ter Rah 10) zum $. 155 II a) bemerkt wird: „nach dem Gonterte, melde 

In (nämlih Feld⸗ und*) Baumfrüchte) noch auf Feldern oder Bäumen be: 

nden. 

*) Egger bemerkt zu der Stelle des 8. 155 II a) „an Feld- und Baumfrüchte 

unter der Zahl 9) lie: oder, 
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Mortlaute des mehrermähnten Abſatzes des $. 175 II a) Eonnte die 
Frage, ob der Diebitahl an Früchten auf dem Felde, wenn er mehr 
als fünf Gulden beträgt, nur dann zum Verbrechen wird, oder wie 
Frühwald ſich ausprüdt, ob die ftrengere Verfügung dieſes Para- 
grafen nur fo lange eintrete, als die Feldfrüchte noch auf dem Felde 
— — — fi befinden, Niemanden mehr als eine ftreitige oder zwei— 
telbafte erfcheinen. Aber auch abgejeben von diefen Bemerkungen und 
der getroffenen Verbeſſerung des Wortlautes diefer gejeglichen Beſtim— 
mung, hätte ſich die Beantwortung diefer Frage Ihon aus dem vorigen 
Strafgeſetzbuche aus der näheren Betrachtung der im $. 155 desjelben 
unter der römischen Ziffer II aufgeführten drei Fälle ergeben, wornach 
der Eigenthbümer oder Inhaber der dort unter a) b) c) bezeichneten 
Gegenftände diefe auch mit dem beiten Willen und mit der möglichften 
Koften: und Kraftanftrengung, vor Dieben befonders in der Nachtzeit 
nicht zu fihern oder zu verwahren, nicht die gehörige Vorficht zu 
treffen vermag, namentlich mit Rüdficht auf den bier in Rebe ftehen- 
den Gegenftand, die Früchte nämlich auf dem Felde weder verfperren 
oder fonft unter Verſchluß bringen, oder diefelben durch Aufftellung von 
Feldhüthern, deren Koften den Werth ſolcher Früchte bald überfteigen 
würden, vor Diebitählen ſchützen kann. Die Schwierigkeit, gegen folche 
Diebereien die gehörige Vorficht zu treffen, ift, wie ſchon Meilter Je— 
null (a. a. DO.) bemerkt, der Grund, warum der Diebftahl (um nur 
die hieher gehörige Stelle zu berühren) an Früchten auf dem “Felde 
ausgezeichnet, und daher jchon bei einem Petrage von mehr als fünf 
Gulden als Verbrechen beitraft wird. Es muß daher das Geſetz dem 
Unvermögen des Beliger zu Hilfe fommen, und den lodenvden Reiz 
der Leichtigkeit, einen ſolchen Diebitahl auszuführen, durch die Strenge 
der darauf angedrohten ftrafrechtlichen Behandlung aufzumwiegen fuchen ”). 
Der gejeglihe Grund diefer ftrengeren Behandlung ergibt fich aber 
auch ſchon aus der Bergleihung der Eingangs erwähnten Gejehes- 
ftele mit der vorausgegangenen Strafgeleggebung, ſomit aus der ge: 
ſchichtlichen Entitehung jener gejetlichen Beltimmung. Das weſtgali— 
ziſche Strafgefegbuh vom 17. Juni 1796, aus welchen das vorige 
Strafgefegbuh vom 3. September 1803 mehr oder weniger hervorge— 
gangen ift®), enthält zwar diefe mehr erwähnte Gejegesitelle nicht, 


Strobl in der von Wagner gegründeten en für öfterreichifche 
— und politiſche Geſetzkunde, Jahrgang 1844, 1. Band, 


*) Abſatz &) des Kundmachungspatentes dieſes Strafgeſetzbuches. 
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ſondern blos eine der im $. 155 des vorigen und 8. 175 des neuen 
Strafgefeges”) unter II b) bezeichnete ähnliche Beitimmung, während 
das Joſefiniſche allgemeine Geſetz über Verbrechen und derjelben Be- 
ftrafung vom 13. Jänner 1787 im $. 30 c) des II. Thls. hievon Er: 
mwähnung macht 10). Diefer Paragraf lautet in der bieher gehörigen 
Stelle: „Auch bei größerem Werthe des entfremdeten Gutes gehören 
folgende Diebftähle unter die politifchen Verbreden. c) Die Entfrem- 
dungen der Feld: (— — —) Früchte auf offenem Felde” Das 
Beimort offen bedeutet eigentlih, was nicht eingefchloffen, nicht zu— 
gemadt, an einer oder an allen Seiten von feinen körperlichen Gren- 
zen oder Schranken eingefchloffen ift; ein freies offenes Feld bedeutet 
daher dasjenige Feld, welches durch Feine Gegenftände eingejchlofien, 
von allen die freie Ausſicht verhindernden Gegenftänden frei 11), daber 
von allen Seiten zugänglich it. In dem Ausdrude „offenes,“ oder 
wie e3 in der Randanmerkung zum 8. 453 des St. G. vom 27. Mai 
1852 beißt, „freiem Feld,” liegt ſchon die Schwierigkeit, folche Früchte 
auf demfelben vor Diebitählen zu fichern, daher die ftrengere Behand: 
lung derjelben. Die Therefianiihe peinlihe Gerichtsorbnung vom 
31. Dezember 1768 enthält zwar nicht ausdrüdlih oder in Worten 
den bier in Rede ftehbenden Fall, aber mit Rüdficht auf die im Arti- 
tel 94, 8.1, enthaltene Bejchreibung des Diebftahles 12) und auf den 
Artikel 104 dieſes Gejegbuches 13) erfcheint derfelbe dennoh nach dem 
Zuſammenhange dieſes Gejeges mit Strafe bedroht: denn der $. 11 
des Art. 94 von dem Diebftahle lautet: „Andertens: Machen aud 
nachfolgende Umftände den Diebitahl an fich felbit Schwerer — — — 





9) Der 8.157 Il d) des weitg. St. G. B. lautet nämlich: „Aus der Befchaffenheit der 
That wird der Diebftahl zum Eriminalverbredhen, wenn er mehr als fünf Gulden 
beträgt und zugleich am Viehe von der Waide oder von dem Triebe geſchehen.“ 

10) Nicht ganz richtig ift daher die Bemertung Strobl’ a. a. D., ©. 144, 
aus welcher hervorgeht, ald ob in diefem Strafgefeße die den Gegenftand 
der Frage enthaltene Vorſchrift gar nicht erwähnt worden wäre. 

1) Adelung: Grammatiſch-kritiſches Wörterbuh zc., und Heinfius: Boll 
ftändiges Wörterbudy ıc. Hannover 1835, unter dem Schlagworte „Offen.“ 

22) Diefer $. 1 lautet in der hieher gehörigen Stelle: Ein Diebitahl wird be 

gangen, da wer aus beträgt und gewinnſüchtigem Gemüth ein jrembbe: 

wegliches Gut, es ſei Geld, Vieh over Fahrniß, wie Die immer Namen 
baben mag, wider Willen des Eigenthümers heimlich oder öffentlich nimmt 
und entziehet; — — — 

18) Nach dem Artikel 104 durfte der Richter in außerordentlichen jpgenannten 
Malefizfällen auh nah Aehnlichkeit der Rechte, mie die Randanmer: 
fung zu diefem Taragrafe fagt, ex analogia juris aburteilen, dag Urteil 
war aber vor beilen undmachung in einem ſolch' befonveren, jomit auge: 
nommenen Borfalle an das Obergericht abzugeben. 
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Dergleichen find 14) Wenn der Diebftahl nächtliher Weile15), befonders 
an jenen Sachen beſchiehet, ſo man nit verwahren fann, als 
einer Bienenftöde ftiehlt, oder Weinftöde im Weingarten ausreißet.“ 


29 Unmittelbar nad den Worten: „Dergleichen find,” heißt es im $. 11 dieſes 
Artikels: „Wenn Vieh von gemeinen Hutwaiden weggetrieben, und entfrem: 
det wird;” eine mit der bier in Nede ftehenden Gejeßezjtelle rückſichtlich der 
fraglichen Vorſicht gegen Diebitahl Iehe verwandte Stelle. 

15) Sichtlich hat die Therefianifche peinliche Gerichtsordnung mit ihren Vorgän- 
gern*) den Artikel 167 der peinlihen Gerichtsordnung Karl’3 V. vom Jahre 
1552 benüßt, welcher in der bezügliden Stelle lautet: „tem mer bei nädht: 
licher weil jemandt fein Frucht oder auf dem Feld fein nußung wie das 
alled namen bat**) heymilicher und geverlicher weiſs nimpt und die himweg 
tregt oder füret, das ift auch eyn Diebital" — — — 

*) Nüdfichtlich dieſer verſchiedenen — oder Landgerichts- oder peinlichen 
Gerichtsordnungen, ſiehe meine Darſtellung der Quellen und der Literatur der 
öſterreichiſchen Strafgeſetzgebung ꝛc. Wien 1849. ©. 38 u. f. Anmerk. 29). 
Unter dieſen Borgängern erſcheint als ein Vorbild der Thereſiana in ber 
fraglihen Geſetzesſtelle die peinlihe Landgerichtsordnung Ferdinand's II. 
vom 30. Dezember 1656 für das Erzherzogthum Defterreich unter der Enns, 
welche in dem Artikel 84, 8. 6, die mitände anführt, welche den Diebftahl 
beſchweren und welder im 6. Puntte salat lautet: „Ein Diebſtahl derjenigen 
Saden, fo man nicht wohl verwahren Tann, als Hönig:, Bienen, Traid: Dieb: 
ftahl, fo von Dreſchern begangen wird, und vergl. — — 

++) Das neue Strafgefeb v. 27. Mai 1852 jammt allen ihren Vorgängern gibt 
feine nähere Beitimmung über den Begriff von den im $. 175 II a) bezeid): 
neten Früchten, und ich verweije den Leſer hierüber auf den Auffaß Strobl's 
in der oben Anmerkung ?) berufenen Zeitihrift, welcher auf Grundlage der 
obigen Wörterbücher den Begriff von Zeld: (und Baumfrüchten) im Sinne 
des oberwähnten Strafgejeßes feitzuftellen verſuchte. Noch bis auf den heu⸗ 
tigen Tag ift merkwürdig wegen der verfchiedenen Yrüchtearten, deren Lage, 
in welcher fte fi) zur Zeit des diebiſchen Wegtragens derjelben befinden, fo 
jo wie wegen der Handlung des Entziehens derfelben, die von Georg Re: 
mus 60 Jahre nad) der Erſcheinung der C. C. C. veranftaltete Ueberjegung 
des Art. 167 derjelben in die lateinische Sprache, oder richtiger gejagt, Ums 
ſchreibung desfelben in diefe Mundart }) in den Worten: „Eum, qui noctu 
alterius glandem sublegerit, messem, fruges, fructus, stantes, pendentes, 
pomumve decerpserit, demessuerit, interceperit, prato detonderit, aut pe- 
cug suum depascendi gratia immiserit $f) aut quaecumque alia agris 
percipi solent, lucrandi animo, ex alieno agro, quem ad alium omnibus 
modis pertinere noverat, contrectarit, abduxerit, avexerit, abstulerit: fur- 
tum vere commisisse dicimus, ordinariaque poena plectendum. — — 

+) Wächter: Neued Archiv des Criminalrechtes, 12. Bd., ©. 92 u. f. 

tr) Wer erinnert ſich bier nicht an die Entiheidung des oberiten Gerichts⸗ und 
Cafjationshofes vom 17. September 1852 (Geriht3:Zeitung 1852, Nr. 155, 
©. 615), in weldyer aus den dort erwähnten Gründen die Frage entſchieden 
und dahin ausgefprochen wurde, daß der Umftand keinen Unterfchied made, daß 
dad Abfondern und Entzieben des Graſes durch die Handlung 
des Angellagten, burd fein zu diefem Zwede von ihm ge 
brauchtes Vieh geſchah, weil in dem einen wie in dem andern alle 
die Entziehung durch feinen Willen ng © und durch feine Thätigleit erfolgte, 
und der 8. 1321 des b. G. B. nur in Anwendung des 8. 1320 die Vermu: 
thung der culpa gegen den PVieheigenthümer ausfprechend, da& ievurd wer 


Haimerl’s Bierteljahrsigrift f. Rechtew. I. 1. 3 
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Sn diefen Worten ſpricht das Strafgefeb felbft das Unvermögen des 
Privatbefigers, Vorficht gegen ſolche Diebitihle zu treffen, aus, wel⸗ 
hem es durch die firengere Behandlung folder Diebitähle, wie bereits 
oben bemerft wurde, zu Hilfe fommen will. — Was Frühwald in 
dem zweiten Theile feiner oben angeführten Erklärung ala Erläuterung 
anführt, enthält in fich theild einen Widerfpruch, theild eine Unridh- 
tigkeit. Denn der im Vorderſatze vorfommende Ausdrud „abgenom: 
men” Tann in Bezug auf jene Gegenjtände, von denen bier die Rede 
ift, nämlich von den Früchten auf dem Felde, wie 3. B. Getreide, 
Gras, nur abgemäht oder abgejchnitten, abgehauen bedeuten, und wie 
aus dem Inhalte des Nachfabes feiner Erklärung hervorgeht, fo be: 
finden ſich diefe abgemähten, abgefchnittenen oder abgehauenen Früchte 
noch auf dem Felde, weil in dieſem SHinterfage ausdrüdlich gejagt 
wird, wenn fie (nämlih die hier in Frage ſtehenden Früchte) auch 
noch nicht in Scheunen verwahrt, fondern noch auf Wägen zum MWeg- 
führen verpadt im freien Felde ſich befinden. Befinden fi 
aber diefe Früchte, wie der Herr PVerfaffer vorausfegt, noch auf dem 
Felde, fo tritt ja nach der von ihm im erjten Theile feiner Erklärung 
aufgeftellten Behauptung die ftrengere Verfügung dieſes Paragrafen 
ein, und es können daher nicht, wie er im Nachſatze des zweiten SChei- 
les feiner Erklärung behauptet, die dort erwähnten Regeln in Anwen: 
dung kommen. Unrichtig erfcheint mir feine Behauptung, daß, wenn 
fih diefe Früchte no nicht in Scheunen verwahrt, jondern no auf 
Wägen zum Wegführen verpadt, im freien Felde befinden, nicht 
die firengere Verfügung des 8. 175 II a), fondern nur die übrigen 
Negeln in Betreff der Beurteilung der Eigenſchaft des Diebitahls in 
Anwendung treten. Denn wie Er felbft zugibt, fo befinden fich diefe 
Früchte no, und zwar, wie er bemerkt, im, oder richtiger mit dem 
höchften Gejeßgeber geſprochen, auf dem Felde, und nicht in den 
Scheunen, fie mögen nun auf Wägen zum Wegführen verpadt fein 
oder nicht; der Diebftahl an folden auf dem Felde noch befindlichen 
Früchten wird aber, wenn er mehr als fünf Gulden beträgt, nach dem 


gründete Entſchädigungsrecht durch Geftattung der Privatpfändung fichert, 
ohne den auf diefe Art etwa doloſe zugefügten Schaden dem Iraeitlichen 
Dor ange u zu entziehen. Durch eine „anbere er e Entſcheidung vom 

eptember 1853 (a. a. ©, 1 616) wurde in einem an: 
deren Falle aus den dort ansefühetm "Gründen ausgeſprochen, daß das Ge: 
I nit jeden unberechtigten Sieheintrieh in fremde Orundftüde als Dieb: 
tahl angejeben und beftraft willen will 





Mauer: üb. Diebftahl. 35 


deutlihen Wortlaute des 8. 175 II a) des St. ©. zum Verbrechen ; 
noch Frühwald würde aber ein folcher Diebftahl unter dem Betrage 
von fünf Gulden nad 8. 460 des St. ©. eine Mebertretung oder ein 
Verbrechen nur dann begründen, wenn andere Umitände, wie 3. B. 
der höhere Betrag ($. 173) denjelben zum Verbrechen machen würden. 
Auch auf das von Frühmald gegebene Beifpiel paßt der oberwähnte 
gejeliche Grund der ftrengeren Behandlung des Diebitahl3 an Früch— 
ten, welche fich abgemäht, oder abgefchnitten, oder abgehauen, oder be= 
reit3 auf Wägen zum Wegführen verpadt auf freiem Felde befin- 
ben. Wirkliche, aus dem Leben gegriffene, und daher nicht von der 
unfruchtbaren Stubengelehrfamkeit blos erfonnene Fälle follen die An- 
wendung dieſes Grundes rechtfertigen, woraus ſich zugleich die Unrich: 
tigkeit der von unferem ausgezeichneten Strafrechtslehrer Herbſt 16) 
aufgeftellten Meinung ergeben dürfte. Herbft erklärt zwar ausführ- 
licher und deutlicher als Frühwald die Eingangsmworte des 8. 175 Il a) 
des St. ©. (melde Erklärung ſchon, wie ich bereit3 oben bemerfte, 
ber Wortlaut diefer Gefeßesftelle gibt) dahin, daß bie Feldfrüchte fich 
noch „auf dem Felde” befinden müſſen, wenn fie auch ſchon von 
Grund und Boden abgefondert, und in Garben gebunden, in Kaufen 
aufgefhichtet oder auf Wägen geladen find, fobald nur lettere auf 
„dem,“ d. i. demjenigen Felde fich befinden, von welchem die Früchte 
gemonnen wurden; unrichtig erfcheint mir aber die in diefer Erklärung 
aufgeitellte Behauptung, daß fich letztere, d. i. die mit Feldfrüchten be- 
ladenen Wägen, auf demjenigen Felde befinden müſſen, von welchem 
die Früchte gewonnen wurden, wenn nämlich der Diebftahl an folchen 
Früchten nah $. 175 II a) des St. ©. zum Verbrechen werden follte, 
wie fih nun aus den beifpielsweife gegebenen Fällen ergeben wird. 

A. ift wegen Mangel an Raum in feiner Behaufung, oder weil 
er das Feld, von weldem die Früchte gemonnen wurden, anderwärts 
benüten will, oder das Feld bereits feinem Nachbar käuflich überlaffen 
bat, der es fogleich nußbar verwendet, in die Nothwendigkeit verſetzt, 
die von Grund und Boden bereit abgejonderten Feldfrüchte einftwei- 
len auf ein anderes ihm oder feinem Nachbar angehöriges Feld, von 
welchem alfo diefe Früchte nicht gewonnen wurden, zu führen; oder 
B. wird, ald er eben mit feinem mit Feldfrüchten beladenen Wagen 
über feine oder feines Nachbar Felder nah Haufe fährt, auf dem 


16) gaben des allgemeinen öfterreihifhen Strafrechtes “ en 1258, 1. Bd., 
O6. 3.3. Zweite Auflage, Wien 1859, 1. Bd., S. 348. 3. 4 
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MWege auf dem einem oder dem andern diefer Felder von einem plög- 
lich und unvermuthet berannabenden ftürmijchen und beftigen, von 
Blitz und Donner begleiteten Ungemwitter überrajcht, fo zwar, daß er, 
um fich und fein Zugvieh von weiteren, aus ſolchen Gewittern ge 
wöhnlich entftehenden Unglüdsfällen zu bewahren, gezwungen ift, den 
Wagen unbeipannt auf dem einem oder dem anderen biefer Selber 
fteben zu laffen. In diefen beiden angeführten Fällen befinden fich die 
fraglichen Früchte, oder die mit demfelben beladenen Wägen nicht mehr 
auf demjenigen Felde, von welchen die Früchte gemonnen wurden; 
fie befinden fih aber dennoh auf freiem Felde, und A. und B., 
wie in diefen gegebenen Fällen vorausgefett wird, in einer foldhen- 
Lage, daß fie unvermögend find, die gehörige Vorficht gegen die all- 
fälligen diebifchen Angriffe auf diefe Früchte zu treffen; die Schwierige 
feit, eine ſolche Vorſicht zu treffen, wird auch in diefen Fällen den 
Grund rechtfertigen, aus welchem ein ſolcher Diebitahl von dem Strafe 
geſetze [$. 175 II a)] ausgezeichnet, d. i. als Verbrechen behandelt und 
beftraft wird. Wenn alfo C. allein von folden auf freiem Felde ſich 
befindlichen, entweder in Garben gebundenen oder in Haufen aufge 
Ihichteten Früchten, oder wenn D. allein von mit folden Früchten 
beladenen, auf freiem Felde ftehenden Wägen derlei Früchte im Be- 
trage von mehr ala fünf Gulden ftiehlt, jo werden ©. und D. nad 
8.175 II a) des St. ©. zu behandeln und zu beitrafen fen. Das 
Strafgefeg (8.175 II a) kennt nad dem oben nachgewieſenen Grunde 
der ftrengeren Behandlung folder Diebjtähle die von Herbft gemachte 
Beſchränkung nicht, melde auch dem Sofephinifchen (8. 30 c) U. Th.) 
und dem Therefianifchen Strafgefege (Art. 94, 8.11) fremd geweſen ift. 
Auch die deutfhen Strafgefegbücher, auf die ich mich bier beziehe *), 
kennen eine ſolche Bejchränfung nicht, wie 3. B. die Verordnung vom 
25. März 1816, Art. II., 8.7 (durch welche die Art. 214—221 und 
223— 228 des baieriihen Strafgefehes, welche vom Diebftahle handeln, 
erjegt worden find), Art. 223 (Oldenburg), Art. 226, 236 (Alten⸗ 
burg), Art. 328 (MWürtemberg), F. 215, 8. 4, C. (Braunfchweig), 





*) Auch Strobl (a. a. D., ©. 154) läßt die Beitimmungen anderer d eutihen 
Geſetßze und Öelebesentmürfe über den Diebſtahl an Feld: und Baumfrü ven 
nachfolgen; er führt aber Dejchesentmürfe u einer Zeit an, wo jene 
würfe fon, was ihm mohl befannt fein follte, als ia Wirkfamteit — 
Stra eiebbücher beftanden, 3. B. das Criminalgefegbuh für Sahfen vom 
30, ; 1838, das Strafasfepbud) für Württemberg vom 1. März 1839 
und jene für Hei fen vom 17. September 1841. 
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Art. 287, 3. 1) (Hannover), Art. 364, 3. 5) und 6) (Heſſen), $. 381, 
3.6) (Baden), Art. 357, 3.5) (Naflau), Art. 217 (Thüringen), $. 217, 
3.2) (Preußen)*), Art. 281 und Geſetze v. 13. Aug. 1855, Art. 1, 2, 
8.1, At. 5, 3. 1, a) (Sachen) *). Nah den Beftimmungen biefer 
Geſetzbücher werden die Feldfrüchte unter jene Sachen gezählt, melde 
von deren Eigenthümern, Beſitzern oder Inhabern nicht zureichend 
verwahrt werden Fünnen, und ohne bejondere Verwahrung der öffent- 
lihen Sicherheit anvertraut werden müſſen, daher diefe Diebftähle 
von dem Geſetze ala ausgezeichnete, d. i. einer ftrengeren Ahndung 
unterliegende behandelt werben. 

Schließlih möge der Lejer in Kürze Stimmen ausländischer 
Gerichtsbehörden über den bisher beiprochenen Gegenftand ver- 
nehmen, in denen auf die eine und auf die andere der bisher 
befprodenen Meinungen erfannt wurde, und Er möge dann 
beurteilen, melde von diefen Meinungen die wahre und richtige if. 
Bon einigen Gerichten wurde namlich zur Anwendbarkeit des 8. 217, 
3.2) des St. ©. B. für die preußiſchen Staaten vom 14. April 1851 
gefordert 17), daß die geernteten Früchte oder andere Boden- Erzeugniffe 
fih noch auf dem Felde, auf welchem fie gewonnen find, befinden. 
Sie ſchließen die Vorfchrift dann aus, wenn bdiejelben bereit? einge: 


**) Nach Artikel III. des Geſetzes vom 22%. Mai 185% +) finden die Beftimmun: 
en der $$. 215224, 349, Nr. 3 des St. ©. B. auf Entwendungen von 
rüchten und anderen Boden:Erzeugniffen, melde durch bie ge poluehOrn 


28. September 
nung vom 1. November 1847, oder das Ruralgeſetz vom "6. Otober 1791 


mit Strafe bedroht find, keine Anwendung. In denjenigen Landestheilen, in 
welchen weder die Felppolizei: Ordnung vom 1. November 1847, noch das 


Auralgefeg vom 2 — 1791 gilt, unterliegen die in der Feldpoli⸗ 


zei-Orbnung vom 1. November 1847 unter Strafe geitellten Entwendungen 
von Früchten und anderen Boden : Erzeugniffen den Beitimmungen ber 
5 215— 224, 39%, Nr. 3 des St. G. B. nicht; es follen — auf derartige 
twendungen, in fo weit fie nicht durch beſondere, die Feldpolizei betref: 
fende Strafbeftimmungen vorgefehen find, die Vorſchriften der Polizei-Ord⸗ 
nung vom 1. November 1847 angewendet werden. 
+) Stenglein: Sammlung der deutjchen Stralge les mudjer. Münden 1858, 
XI. —— für die preuß. Staaten v. 14. April 1851, S. 19 u. f. 
***) Der Artilel 281 beruft ſich rüdfichtlic der ung der — — Feld: — — 
Diebftähle auf die befonderen darüber bejtehenden Geſetze, mie das ober: 
wähnte vom 13. Auguſt 1855. 
ın Diefer Paragraf lautet in der hieher gehörigen Stelle: „In folgenden Yäl: 
len foll die Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten fein: 2) wenn Früchte 
oder andere Bodenerzeugnifie, welche bereit3 geerntet find, von Feldern oder 
Wiefen oder aus Gärten geſtohlen werden.“ 
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fammelt und nad anderen Feldern gebracht find, und dort in Mie⸗ 
tben u. ſ. w.!8) aufbewahrt werden, da biefe Art der Aufbewahrung 
eine völlig willlürliche ift, ftatt deren der Eigenthümer auch eine an- 
dere bätte wählen können. 

Das Kammergericht und das Ober: Tribunal haben in verſchie⸗ 
denen Entjcheidungen diefe Beſchraͤnkung verworfen, mweil ein innerer 
Grund nit erfindlih fei, aus welchem gefolgert werden Tann, daß 
der Geſetzgeber die geernteten und behufs ihrer weiteren Bebandlung 
auf einen anderen Theil des Feldes gebrachten Früchte weniger zu 
ſchützen beabfichtiget habe, als die, melche zu gleihem Zwecke auf dem 
Felde verbleiben, auf welchem fie geerntet find 19). 


18) Die Miethe ift ein nur in ver Landwirthſchaft einiger Gegenden, fomohl 
Ober: ald Niederdeutſchlands, üblidyes Wort, einen großen, runden, oben 
zugeipigten Haufen, Garben oder Stroh zu bezeichnen, welchen man zuweilen 
unter freiem Himmel u errichten pflegt, wenn in der Scheuer nit Plag 
genug vorhanden ift. Adelung a. a, D. unter „Miethe.” 
19 Archiv für preußi Fa Strafredht. Herausgegeben durch Goldtdammer ıc. 
Berlin 1853, 1. S. 9%. 





Heber die kaiferlide Berordnung v. 20. Juni 1858. 


Eine theoretiihe Betrachtung nad) Grundzügen. 


Bom Herrn Karl Jicinsky, Doctor der Rechte. 


Durch bie kaiſerl. Verordnung vom 20. Juni 1858, wurden einige in 
berfelben nach der Titelüberfchrift des dfterr. Strafgefeges vom J. 1852 
namentlich bezeichnete Webertretungen ver jubiziellen Strafkompetenz ent- 
zogen, und ber politifchen zugetheilt. Es follen durch viefelbe genannte 
Uebertretungen ven Bezirfsgerichten [$. 7 d. Str. Pr. D. vom %. 1853 
Bezirksämtern (Stuhlrichterämtern) als Bezirkögerichten und ven für fich 
beſtehenden Bezirkögerichten (Präturen)], venen nach $. 9 d. Str. Pr. O. das 
Strafverfahren Hinfichtlich der Uebertretungen zuftand '), abgenommen, 
und vom 1. September 1858 angefangen ven politifchen Behörden und 
zwar der politifchen Bezirksbehörde, in Orten aber, wo bie politifche 
Gefchäftsführung ven Communal-Magiftraten zugewiefen tft, dieſen, und 
an Orten, wo lanvesfürftliche Polizeibehörven bejtehen, dieſen — jeboch 
nur bie unter den Zahlen 1, 3—12, 19, 33—39, 42 -44, 46—57 ange- 
führten Uebertretungen, dann die Vorjchubleiftung (Zahl 2) in Beziehung 
auf dieſe Uebertretungen, zugewiejen werben. Dem entfprechend nimmt 
auch der Inſtanzenzug von ver politifchen Xocalbehörve feinen Weg zur 
politifchen Lanvesbehörve und von da zum Minifterium des Innern. 


ı) Siebe von Hye: Grundſätze der öfterr. Str. Pr. DO, ©. 16 u. 
109 u. ff. 
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Die Motive, welche ven Gejeßgeber zu dem Erlaſſe einer fo durch⸗ 
greifenden Aenderung bewogen haben mögen, laffen fich vielleicht bei ver 
aufmerkfamen Betrachtung, namentlich ver richterlichen Gefchäftsverhält- 
niffe unferer Behörden, mit ziemlicher Sicherheit vermuthen. 

Vor Allem mag die alles Maaß überfchreitende Geſchäftsüber⸗ 
häufung in Betracht gezogen worden fein, welche obzwar fie blos relativ 
zu ven bisher vorhandenen Arbeitsfräften fich verhält, dennoch factifch 
Geſchäftsſtockung zur Folge Hat, ein Umftand, ver auf vie Entwidelung 
einer gefunden Gerichtspflege einerfeits, anbererfeits aber auf das Rechts⸗ 
gefühl im Volke vom nachtheiligften Einfluße ift une vie Achtung vor der 
Gerechtigkeit, vor dem Strafrechte des Staates und feinen Organen, 
den Gerichten, im höchften Grade gefährbet. 

Eben fo fehwer fällt ver Umftand in vie Wagfchale, daß, ver- 
möge des zweiten Abſatzes des $. 9 und durch bie kaiſ. Verorbnung 
vom 11. Mai 1854, vie darin näher bezeichneten Webertretungen ber 
Strafgerichtsbarkeit der k. k. Polizeibehörven ver Hauptftäpte bereits 
jugewiefen waren, inbem fie fih nicht nur dem äußeren Charakter nach, 
fondern meift nach ihrer innern Natur zur Strafbehandlung durch bie 
Localpolizeibehörde vorzüglich eignen. Freilich gefchieht dieſe Uebertragung 
nunmehr nach einem durchweg neuen bisher noch nicht in Anwendung 
gebrachten Grundſatze, was fehwer ind Gewicht fallende Unterſchiede 
beroorruft; denn bis jet übten vie Polizeibehörven ihre Gerichtsbarkeit 
nah 8. 9 d. Str. Pr. O. (Schlußabfag) als ſtellvertretende Behörde ver 
Strafgerichte nach den Vorfchriften viefer Str. Br. O. aus"), fungirten 
daher als wahre Juſtizbehörden mit jubiziellem Inſtanzenzuge zum Ober- 
lanvdesgerichte und dem oberften Gerichtshofe; von nun an follen fie 
aber als politifche Behörden mit politiihem Inſtanzenzuge und nicht 
mehr als Juſtizbehörden fungiren, indem burchgreifend der Grundſatz auf- 
geftellt wurde, daß gewiffe Uebertretungen ver Strafbehanplung ber 
politifchen Behörden anheimfallen follen. ‘Dies führte weiter auch ven 
Unterſchied hervor, daß früher lediglich aus Utilitäts- und Zweckmäßig⸗ 
keitsrückſichten, alfo aus äußeren zufälligen Grünven, vie Polizeibehörben 
der Hauptftäbte als Strafbehörden Amt übten, während nun alle 
politifchen Behörden, denen die Sorge der Localpolizei anvertraut ift, 
als Strafbehörven aufzutreten haben. 

Einen, wenn auch geringen Antbeil an ver Erlaffung ver kaiſ. 
Verorpnung mag endlich jene Betrachtung gehabt Haben, vie fich 





1) (Siehe v. Hye Grundfäße, S. 111.) 
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abermals bei unferem Nechtsgelehrten und berebten Interpreten ver 
Str. Pr. O., R.v. Hye, mit ven Worten findet:") „daß ein jehr großer 
Theil der im zweiten Theile unferes Strafgefeges vorkommenden ftraf- 
baren Handlungen folder Natur ift, daß fie fich ſchon an fich weniger 
zu einer ftrafgerichtlichen Procedur, fondern vielmehr zu einer polizei- 
lichen Abftrafung eignen, und es deßhalb aus dem Stanbpunfte ver 
Geſetzgebung vielleicht zwedmäßig wäre, wenn biefelben in dem Straf- 
cover gar feinen Platz gefunden hätten, ſondern burchgängig der vor- 
beugenven und ahndenden Wirkfamleit der Polizeibehörven zugewieſen 
worben wären.” Daß vom Gefetgeber auf dieſen Grund bin zwar 
fein neues Prinzip fammt feinem Shfteme, fondern — wie weiter unten 
erörtert werben foll — eine bloße gleichfam verfuchsweife Annäherung 
an ein folches eingeleitet worven fei, fcheint der Anhang ver kaiſerl. 
Berordnung nicht unwahrfcheinlich zu machen, welcher rüdfichtlich bes 
Brozeffes einige namhafte Wenverungen vorjchreibt und bieburch jene 
Spaltung zwifchen ftreng jurivifchen Strafprozeßvorgange, und ber poli- 
zeilichen Ahndung ber Webertretung einer Präventivvorfchrift anzeigt. 
Doch fcheint, wie gefagt, biefer Gefichtspumft neben dem oben erwähnten 
zufälligen, daher wiffenfchaftlich trrelevanten, nur nebenher Beachtung 
gefunden zu haben. 

Trotzdem tft durch die kaiſerl. Verordnung für bie üfterreichifche 
Geſetzgebung eine Frage berührt worven, bie in der abftracten Wiffen- 
fchaft ftets mit Sorgfalt und mit einer gewißen, dem Gewichte ber 
Sade entfprechenven, Umficht bearbeitet wurde, und die trotzdem weber 
in der Theorie noch in ver praftifchen Gefeßgebung zu irgend einem 
fiheren Abfchluffe gefommen wäre nämlich jene: ob 1. Präpventiv- 
vorfchriften zur Hintanhaltung Fünftiger Rechtsver— 
legungen Inhalt eines eigenen für fich beſtehenden 
Strafkoder fein follen und ob 2. fonfequenter Weife vie 
Uebertretungen dverfelben von Polizeibehörden, und 3. 
nach einer eigenen ber Sache entſprechenden Prozeß- 
ordnung zu behandeln feien? 

Weil nun nach ver unmaßgeblichen Meinung des Verfaſſers vie 
faiferl, Verorpnung mit ver vorliegenden Frage zwar nicht innerlich 
zufammenbhängt, aber an biefelbe erinnert; fo erlaubt fich der Verfaſſer 
biefe Frage mit Rüdficht auf ihre Durchführung in Defterreich in einer 
theoretiſch⸗ praftifchen Darftellung nach Grundzügen der Nachficht ver 


) S. 110, 





42 Jicinskty: üb. d. Vrdg. v. 20. Juni 1858, 


gütigen Lefer vorzuführen, und nach berfelben vie innere Bedeutung 
und den inneren Werth ver kaiſerl. Verordnung zu prüfen. 

Das Verbrechen nad feiner äußern in die Sinne fallenden 
Erſcheinungsform ftellt fich zunächt als thatſächliche Verlegung irgend 
eines fpeziellen Nechtsobjectes var. Diefes Moment jedoch gibt dem 
Verbrechen für ſich allein und abftraft zwar ven Eharafter einer Rechts⸗ 
verlegung aber noch nicht ven vollen Charakter einer criminellen 
Rechtsverlegung; dieſen erhält es erſt in feiner Rückbeziehung zur Rechts⸗ 
idee. Weil in jedem Verbrechen eine VBerneinung, eine momentane Auf- 
hebung verfelben, und nicht nur ausſchließlich des fpeziellen Rechtes 
enthalten ift, weil das Verbrechen eine Concretion jenes Angriffes auf 
bie Nechtsidee felbft ift, darum erft fällt die ganze Wucht ver Verant- 
wortung durch Strafe auf ven Verbrecher. Die Rechtsivee aber ift 
Gemeingut der Menjchheit und fie (die Rechtsidee) beſitzt ihrerfeits 
wieder das Univerfum, aus ihr fallen erft, wie aus dem Opib’fchen 
Chaos der allgemeinen Urkräfte, pie einzelnen Rechtögeftaltungen wie 
einzelne Naturwefen heraus. Hätte das Verbrechen nur jene engere 
Beziehung zum verlegten Rechte und nicht die weitere zur Rechtsidee, 
fo müßte vaffelbe nur Brivatangelegenheit bleiben, was das Strafrecht 
in der That, ald man jene Beziehung zur Rechtsidee noch nicht erfaßt 
hatte, auch in feinen Anfängen war. Als Privatangelegenbeit fchleppte 
ſich daſſelbe ſogar noch, obwehl auf dem Wege zur richtigen Anficht, 
durch das römische Recht bis ins ältere veutfche fort, bis es endlich 
allmälig im neuern Nechte in den Sand verlief. Allervings ift ber 
Verlegte, oder eigentlich das verlegte Necht unmittelbar ver leidende 
Theil, aber nicht dieſes ift e8, was zur Neaction in einer criminellen 
Strafe auffordert. Die Reaktion ginge fchon in ver einfachen Wieder⸗ 
eritattung, Zurückgabe, mit einem Worte in der Entjchäpigung zu Ende, 
eine Strafe wäre eine Reaktion, vie über ihren Grund hinausliefe. 

Gerade auf jene Verlegung der Rechtsidee ift Die Reaktion gerichtet, 
und diefe wäre durch vie bloße restitutio in statum ante laesionem 
noch lange nicht befrievigt. In dieſem liegt mit zugleich ein wejent- 
licher Unterfchied zwifchen Privatrecht und Strafrecht, indem eben biefe 
Rückbeziehung des Verbrechens auf bie Nechtsivee das Strafrecht in 
das öffentliche Recht verweist, während das Privatrecht, da es in feinen 
Angriffen nie gegen vie Rechtsidee, fonvern ftets nur gegen ein fpezielles 
Rechtsobject agreffiv vorgeht, eben veßhalb nie mit dem Staate als 
Allgemeinheit, fondern nur mit dem Cinzelnen in Colliſion geräth, 
daher immer eine Angelegenheit zwifchen Zweien bleibt. Nicht fo beim 
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Verbrechen. Sm einem ſolchen erſcheint die Menfchheit in ihrer Gänze 
beleidigt, und daher das Intereſſe der Gefammtheit an dem verlegten 
Rechte erregt. Die Leugnungsabliht der Rechtsidee in der Handlung 
des Verbreihers, der in derielben aufgeltellte Grundſatz der Vernich⸗ 
tung derfelben, welcher feine dejtruftive Entladung mit dem begangenen 
Verbrechen allein noch nicht abjchließt, oder auf einen Fall allein be: 
Ihräankt, jondern auf einen kontinuirlichen, in das Unendliche reichen: 
den Angriff entfendet, ertheilt dem Verbrechen da3 Moment der Ge: 
fährlichkeit für das Gemeinmwohl, defjen Grundbedingung eben jene 
unverlette Nechtsidee if. Man muß daher in jedem Verbrechen zwei 
zur Reaktion auffordernde Seiten erfennen, eine ftreng juridijche, 
in der abfichtlihen Verlegung des Rechtes gelegene, und eine poli- 
zeiliche, in der Gefährlichkeit für das Gemeinwohl gelegene; jene 
ruft eine richterliche, dieſe eine polizeiliche Thätigkeit hervor, jene ent- 
ſpricht der Gerechtigkeit, diefe der Sicherbeit. 

Der Mangel diefer Unterfcheidung findet fich bei allen relativen 
Theorien, denen der Strafgrund mit dem Strafzwecke zufammenfällt, 
während die abjolute Theorie ganz richtig den Standpunkt der Geredh: 
tigfeit feithält und daneben den verjchiedeniten Zwecken binlänglichen 
Spielraum überläßt. Wenn man diefen Standpunkt im Verbrechen 
vor der Hand fallen läßt und nur jenen der Gefährlichkeit aufnimmt; 
jo fann man nit von Verbrechen, in deren Begriffe das Friminelle 
Moment den rothen Faden bildet, reden, fondern überhaupt nur von 
Handlungen, welde die Rechtsordnung irgendwie ftören; alsdann 
ftellen fie fi ohne Rüdficht auf ihre Beziehung zur Rechtsidee und 
zum bandelnden Subjelte dem Auge des Beobachters nur an fih und 
rein objektiv in ihrem Verhalten zum Gemeinmwohle dar. Darin liegt, 
daß der Standpunkt der Gefährlichkeit Über das Verbrechen hinaus 
gerücdt und der Begriff der gefährlichen Handlung gleihjam wie bie 
Ausficht eines höheren Berges über das Verbrechen auf alle Hand: 
lungen, die mit irgend einer Nechtögefahr auch in der allerleijeiten 
Berbindung ftehen könnten, ausgedehnt wird. Kechtögefährliche Hand: 
lungen find alsdann nicht blos die Verbrechen jelbit, als rechtäver: 
legende Handlungen, fondern auch andere Handlungen, die nicht gerade 
recht3verlegend find, aber rechtSverlegend werden Fönnen. In dem 
Können liegt dag Minimum jener oben al3 Bedingung geforderten 
Beziehung zur Rechtsgefahr. 

Sn diefen beiden Hauptkategorien von vechtögefährlichen Hand- 
lungen lafjen fich weitere Unterabtheilungen denken, bei denen allen 
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der Standpunkt der Gefährlichleit den Eintheilungsgrund abgeben 
fann ?), und zwar: 

Die rechtögefährlihen aber noch nicht rechtsverletzenden 
Handlungen ſind wieder weiter entweder ſolche, 1. die an ſich durch⸗ 
aus rechtlich ſind, aber in ihren Folgen eine Verletzung 
irgend eines Rechtes möglicherweiſe herbeiführen könn— 
ten und 2. ſolche, die zwar ebenfalls noch ſelbſt keine Rechtsverletzungen 
find, jedenfalls aber ſchon eine verbrecheriſche Geſinnung 
verratben, gleichjam den Weg zum eigentlichen Verbrechen darftel- 
lend. Ein Beiſpiel für erftere wäre unbefugter Gifthandel, für letztere 
alle Vorbereitungsbhandlungen 2). Die eigentlihen Rehisver 
legungen müßten für den Standpunkt der Gefährlichkeit 3. in ver: 
ſuchte und A. in vollendete Handlungen getheilt werden. 

E3 verhält fih nad dieſer Eintheilung die Nechtögefährlichkeit 
zur Rechtöverlegung fo: daß zwar jedes Verbrechen gefährliche Hand⸗ 
lung, aber nicht jede rechtögefährlihde Handlung ein Verbrechen ift. 
Schon oben ift gefagt worden, daß in jedem Verbrechen zwei Seiten 
erfannt werden können, welche beide zur Reaktion auffordern, die 
rechtsverletzende und die rechtsgefährliche Seite. Die gegen 
beide nöthige Reaktion ruft nun zweierlei abgefonderte, von einander 
durchaus verfchiedene, ſowohl in ihrem Grunde, in ihrer Wefenbeit, 
wie in ihrer Aeußerung auseinandergehende Thätigkeiten der Staats- 
gewalt hervor, eine repreffive und eine präventive, die erftere 
auf die Wiederherfitellung des verlegten Rechtes Hinzielend, die an- 
dere der Rechtsgefahr vorbeugend, die eine fällt felbftverftändlich in 
das Gebiet der Rechtöpflege, die andere in das der Rechtspolizei?). 

Möge nun bier in Kürze der Unterfchied in matcrieller und 
formeller Beziehung zwiſchen beiverlei Thätigleiten angeführt wer- 
den. Schon aus dem Vorhergehenden ift erfichtlih, daB das Gebiet der 
Polizei ich weiter erſtrecke, al3 das der Nechtspflege. Die Polizei fegt 
fih Schon dann in ihre vorherrſchend präventive Thätigkeit, wenn in 
einer Handlung die Möglichkeit einer Rechtägefahr eintritt, die 
Nechtöpflege braucht dagegen ald Bedingung ihres Thätigwerdens eine 
wirklich ſchon eingetretene Rechtsverlegung , daher die Wirklichkeit 


) Siehe auch: Köftlin Spftem, $. 18 und Nevifion, 5.692 u. |. f. 
3) Da diefe nicht mit entfernten Berfud des Verbrechens verwen werden 
ürfen, ift einleuchtend; vergl. übrigens: Marezoll sehrlud), 5 .118 u. ſ. f., 
(mie nmerkung 3 diefer Seite. — Berner, Lehrbuch S 151. 
3) Mohl Polizeiwi —85 1. Band, S. 46, 2. Auflage. 
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der Rechtsgefahr. Da ſich daher die Rechtspflege nur unter diefer all- 
einigen Vorausfegung in Bewegung fekt, fo iſt ferner begreiflich, daß 
die Polizei bei der erften Kategorie rechtsgefährlicher Handlungen allein 
thätig werden muß, während in der zweiten die Thätigkeit der Rechts: 
pflege auch jene der Polizei unter einem involvirt, das beißt, daß die 
Reaktion gegen die Rechtsverletzung auch zugleih jene gegen die in 
derfelben enthaltene Gefahr jelbit ift, jo zwar, daß die Strafe nicht 
nur der abfoluten Forderung der Gerechtigkeit entfpricht, fondern auch 
noch die polizeilihen Zwecke durch Abſchreckung, Bellerung u. ſ. m. 
erfült. (Siehe das oben über relative und abjolute Theorien Gefagte, 
So aud Henke über den Streit der Strafrechtätheorien.) Weil alfo 
die Gefährlichkeit des Verbrechens durch die Reaktion in der Rechts: 
pflege verſchlungen wird, fo kann die Betrachtung ber polizeilichen 
Thätigleit des Staates im Verbrechen fallen gelaflen werben und nur 
zu erwähnen ift dabei, daß die Polizei rüdfichtlich der bereit wirk 
lichen Rechtäverlegung noch belfend und unterftügend an die Hand 
gebt und zwar beim Verſuche: a) durch Hintanhaltung der Verbrechen 
in ihrem Laufe zur Vollendung und bei vollbradhten Verbrechen 
b) durch Aufſuchung des Verbrechensſubjektes und Objektes, c) endlich 
durch Aufficht des Verbrecherd nach überftandener Strafe. 

Fapt man zu diefen Thätigleiten noch jene präventive, gegen die 
gefährlihen Handlungen der eriten Kategorie gerichtete, Thätigfeit, fo 
bat man den ganzen Umfang der kriminellen Rechtöpolize. Für den 
Zweck dieſes Aufſatzes ſoll jedoch aus der gejammten Nechtspolizei 
nur jener Theil herausgehoben werden, der mit dem Gegenſatze zwi: 
ſchen Verbrechen und Polizeiübertretung im Zuſammenhange ftebt. Da, 
wie fpäter erwähnt werden wird, die Zwecke der Polizei in der Straf: 
rechtäpflege mitgetroffen find, und dabei die Polizei nur felundär in 
Betracht fommt; jo wird die Polizei feine weitere geſetzgeberiſche Auf- 
gabe mehr haben, al die, die Handlungen der erften Kategorie geſetz⸗ 
lich zu firiren und zu beflimmen, welde von jenen Handlungen bei 
fonftiger Beitrafung nit unternommen, oder unternommen werben 
müffen. Die Webertretung der dießfälligen Vorſchrift macht dann den 
Begriff einer Polizeiübertretung im Gegenfate zu dem eines 
Verbrechens aus. 

Die Reaktion gegen die Rechtögefahr im Verbrechen der Rechts: 
pflege überlafjend, wenden mir ung nur an die rechtögefährlichen Hand⸗ 
lungen ftrifte als ſolche, alfo an die PVolizeiübertretungen. 

Bis jetzt mar von dem inneren Wejen der Rechtöpflege in Ge- 
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genhaltung mit der Rechtspolizei die Nede geweſen, und es ift gezeigt 
worden, wie weitab biefe beiden Aeußerungen der Staatsgewalt troß 
der Gleichheit ihres Objektes den Nechtsverlegungen gegenüber aus 
einandergeben. Daß fich diefelben im Verwaltungsſyſteme organijch 
nicht ineinander, fondern getrennt nebeneinander, bemegen können, wird 
wohl aus dem Gejagten genügend erbellen und braudte kaum 
noch näher nachgewiejen zu werden; doch mag zur Beftätigung noch 
Einiges über den formellen Unterjchied jener beiden Aeußerungsformen 
der ftaatlihen Thätigkeit Hinzugefügt werden; um den tiefen Spalt 
zwifchen ihnen volllommen zu machen. Allerdings ift es richtig, daß 
beide dad Recht in feiner ungeltörten Eriftenz als Mitbedingung einer 
gefunden Entwidelung der focialen Kultur zum Gegenftande haben, 
daß beide Gejete, und Durchſetzungs-Organe mit richtender und 
ftrafender Gewalt vorausfegen ; das gleiche Objekt im Ziele muß aber 
nicht nothwendig dasſelbe Wefen in der Erftrebungsthätigfeit erzeugen 1), 
und gerade am wenigften da, wo zwei durchaus verfchiedene Stand: 
punkte den Modus angeben. Die Rechtspflege will das aufgehobene 
Recht fühnend wieder berftellen, die Polizei diefe oder überhaupt die 
Aufhebung nicht zu Stande fommen laſſen; bei der erfteren fommt da= 
ber zuerit das Recht und nicht dad Gemeinwohl, bei der lebteren da⸗ 
gegen nicht das Recht, ſondern das Gemeinmwohl in Betracht, wenn 
auch das letztere durch das erftere bedingt ift. Nah diefem muß fi) 
denn auch die Art und Weile des Thätigfeind richten. Die Nechts- 
pflege ift in ihrer Thätigfeit abfolut, geht daher mit eiferner Eon: 
jequenz und mit felten Schritten an die abjolute Genugthuung bes 
beleidigten Rechtes, verlangt daher genaue ftrenge, mit millen- 
ſchaftlicher Schärfe und Prägnanz aufgeftellte Begriffe der verfchiedenen 
Verbrechen und der leitenden Grundfähe im Gefete; nur unter Vor: 
ausjegung diejer eriten und vorzüglichiten Bedingung ift e8 ihr mög: 
lich die Schuld und den Schuldgrad zu beitimmen, um darnad) den 
Maßſtab der Strafe feitftellen zu können; fie verlangt ferner einen 
eben jo genau, wie eriwogenen, fo feftgeftellten, auf Erftrebung materieller 
Wahrheit bingerichteten, daher namentlich in der Lehre vom Bemeife 
Har vorgejchriebenen Prozeßgang, Feltigleit und Sicherheit der Form 
und Strenge in der Durchführung, alſo als zweites Erforberniß ein 
tüchtiges Prozeßgeſetz. Zu diefen Anforderungen an die Codifika- 
tion kommt jene eines zwedgemäßen Behörden-Organismus. 


1) Köſtlin Nevifion, S. 598, 
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Nicht auf Schnelligkeit und leichte Beweglichkeit, fondern auf Sicher: 
beit und vor Allem auf materielle Gemißheit wird im gerichtlichen 
Vorgange zu achten fein, zu diefem Zwecke aber ift Selbitjtändigfeit 
und Unabhängigkeit der unterfuchenden und richtenden Behörden uner: 
läßlich. Jede Annäherung an hierarchiſche Formen müßte den Ergeb- 
niffen der Rechtöpflege, welche eben nur Refultat einer moralifch freien 
Handtirung mit Thatfache und Geſetz fein Tann, ſchaden, und müßte 
die Unterfuhung fomohl, mie das Urtheil — an ſich logiſche Thätig- 
feiten der beobachtenden und refultirenden Seele — von ihrer norma⸗ 
len Bahn dur) den Drud von Oben verfchieben. 


Das gerade Entgegengejegte findet in der Polizeithätigleit ftatt. 
Da fie ihrer Prüfung die Gefammtheit aller Handlungen unterwirft, 
die nicht direkt Rechtsverlegungen find, fo iſt ihr Gebiet im Gegenſatze 
zur Rechtspflege allumfaflend, denn alle Handlungen unterfucht fie 
und zieht aus ihnen jene hervor, melde in fich die reale Möglichkeit 
enthalten, irgend ein Necht verlegen zu Fünnen. 


Weil nun die verjchiedeniten Handlungen verlegen fünnten, 
aber nicht alle verlegen müjfen, jo ift nöthig, alle jene Handlungen, 
welche die Möglichkeit einer Verlegung in fi tragen, näher zu be= 
zeichnen. Nicht jo in der Juſtiz, weil in derfelben nur ſolche Hand- 
lungen begriffen find, welche ihrer realen Beſchaffenheit nah fchon die 
Rechtsverlegung ſelbſt find, deshalb fallen nicht alle, ſondern nur in: 
bividuell vollkommen bejtimmte Handlungen in den Bereich der Ju— 
ftiz. Die nähere Bezeichnung der rechtögefährlihen Handlungen in der 
Polizeifphäre ift jedoch nicht dahin zu verftehen, ald ob alle mög— 
licherweife rechtsgefährlich werdenden Handlungen in ihrer Vollftändig- 
feit aufgezählt werden müßten ; dieß ift nicht nur nicht unumgänglich 
nöthig, Sondern auch geradezu unmöglich. Eriteres deshalb nicht, weil 
eg nicht jo wie beim Verbrechen auf den Inhalt der Handlung nad 
ihren Beitandtbeilen, alfo auf den Thatbeftand der Uebertretung an: 
fommt, fondern auf dieſe ſelbſt rückſichtlich ihrer Gefährlichkeit. Diefer 
Geſichtspunkt gibt auch den Fingerzeig für das Syſtem der Webertre- 
tungen. Darum Zönnte in einem Polizeiftrafgefegbuche immerhin die 
Feuersgefahr neben dem Ankauf von Nahichlüffeln oder deren Berfer- 
tigung fteben, troß der Heterogennität der Handlung jelbft und ver 
durch fie zu befürdhtenden Verlegung, beide fallen unter den Gefichts- 
punkt der DVermögensbefhädigung. Für die Polizei find die inneren 
Merkmale der Handlung mehr oder minder irrelevant, wofern dieſelbe 
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nur rechtögefährlich ift. Es handelt ſich daher um nicht? Anderes, als 
um die Aufitellung von Hauptmerkmalen, unter welche die einzelnen 
Handlungen eingereiht werden können. Hier wird das Gewicht, nicht 
fo wie in der Juſtiz, auf den Thatbeitand, fondern auf die leitenden 
und oberiten Grundfäße fallen. Dieje ſollen fo umfaſſend und dabet 
fo erfhöpfend fein, daß die betreffenden Webertretungen wie von felbft 
unter ihren logischen Gefichtspunft fallen. In der Juſtiz dagegen fällt 
verkehrt der Schwerpunkt gerade auf den Inhalt, und die Sicheritel- 
lung des TIhatbeftandes bildet das punctum saliens der gefetgeberifchen 
Aufgabe. In keinem Umſtande liegt der Spalt zwifchen Juſtiz und Poli⸗ 
zei fo ausgeprägt vor, als eben in der Charakteriftif des Geſetzbuches. 
Für die einzelnen Uebertretungen bleibt dann nicht? zu wünſchen 
übrig, als eine einfache, are und verftändlihe Bezeichnung. Die 
nähere Beftimmung der einzelnen Corollare der Handlung zum Behufe 
ber Strafbehandlung, fo wie überhaupt die Detaillirung der Handlung, 
muß alsdann abgefonderten Geſetzen überlafien bleiben, welche unter 
den verjchiedenen, nach ihrer Materie, ala: Forſtgeſetz, Sanitätsvor⸗ 
fohriften, Apotheker-Ordnung, Waffengefeg u. ſ. w. fi richtenden Na: 
men fpezielle Entjcheidungsquellen bilden. Die Aufzählung aller nur 
möglichen rechtsgefährlichen Handlungen ift aber auch ferner unmög: 
lich. Die Unmöglichkeit Liegt in dem allumfaffenden Standpunkte der 
Gefährlichfeit welche, wie ſchon oben gefagt, eine Spezifizirung der 
ftrafbaren Handlungen nad ihrer Qualität, fo wie es in der Juſtiz der 
Tal ift, nicht zuläßt, weil die Nechtsobjelte, in Hinſicht welcher 
irgend eine Handlung rechtöverlegend werden Tann, einer Veränderung 
unterworfen find, theils dadurch, daß die Möglichkeit, eine Verlegung 
erleiden zu können, entweder ganz aufhört, 3. B. bei dem Entfall der 
Nechtsgefäbrlichkeit felbit, wie e3 in der That mit dem $. 322 des 
öfterreichifchen Strafgejeges, der von der vorfchriftswidrigen Beförde⸗ 
rung der Reiſenden durch die Poftmeifter handelt, der Fall ift, oder 
wie e3 vielleicht einmal mit dem Wucher der Fall fein könnte; tbeils 
dadurch, daß die Gefährlichkeit vermindert wird, 3. B. die Feuerge- 
fährlichleit bei nüglihen Erfindungen gegen dieſes Element ; theils aber 
endlih dadurch, daß Objekte der Verlegung erft entſtehen und baber 
auch mit einem Schlage eine ganze Reihe von Handlungen dem Poli- 
zeiftrafgejege anheimfallen, 3. B. jene Handlungen, die dur die Ein- 
führung der Eifenbahnen und Zelegraphen rechtögefährlid wurden. 
So find polizeilihe Anordnungen einer beftändigen Fluktuation und 
Veränderung unterworfen und eine Firirung a priori nicht thun- 
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lich 1). In allen neueren Geſetzbüchern, in welchen vie Uebertretungen 
der Polizeivorſchriften nach denſelben Grundſätzen, wie Rechtsverletzungen, 
im Coder behandelt werden wollen, iſt deßhalb auch viel Unzukömmliches 
zu finden und die große Zahl Lücken müſſen alsdann durch abgeſonderte 
Anordnungen ausgefüllt werden, die ſich unter einander begegnen, theils 
aufheben, theils hemmen und die Ueberſicht erſchweren. 

Der Spalt zwiſchen dem Weſen der Thätigkeit in der Rechtspflege 
und Polizei ſetzt ſich auch in das Verfahren über. Hier wird haupt— 
ſächlich Schnelligkeit und Beweglichkeit im prozeſffualiſchem Vorgange, 
welcher der Geſetzübertretung die Strafe auf dem Fuße folgen läßt, im 
Zwede gelegen fein, dagegen ift auch die erwägende Procedur der Yuftiz 
nicht nöthig ja gerabezu hinderlich?). Das Verfahren muß bei ber 
Mannigfaltigleit ver fich ergebenden Fälle, welcher fich ver Poltzeirichter 
anbequemen muß, die Möglichkeit enthalten, fich dieſer Mannigfaltigfeit 
anzubeguemen; dies erforvert aber einen Spielraum und eine Gefchmei- 
bigfeit, die fchon im Verfahren felbft gelegen fein muß. Nicht zu ver- 
fennen ift darin eine Gefahr, die auh Feuerbach (in feinem Lehrbuche 
8.22, Note 2) und Mittermaier (in feinen hinzugefügten Noten III. 
und IV. zu dieſem Paragraphe erwähnt, welche letztere auch noch - 
infofern intereffant find, da fie Diittermaiers Anficht in vorliegender 
Frage enthalten, und auch eine vollſtändige Literatur berfelben geben). 
Feuerbach meint: „Sehr leicht kann die Polizeiftrafgefeßgebung miß- 
braucht werven, um alle menjchliche Freiheit in Feſſeln zu fehlagen, 
und aus dem Bürger eine lebende chinefiiche Puppe zu machen, vie 
fein noch jo unſchuldiges Schrittchen thun Tann, ohne in Strafe zu 
fallen 3).” — Mittermaier weist richtig auf den Werth ver Ein- 
theilung für vie Gerichtsverfafjung und das Strafverfahren hin, will aber, 
was fich weder erffären noch billigen läßt, für das Strafrecht felbft von 
ber Eintheilung nichts abhängig machen. Dieſer Anficht gemäß, fowie 
überhaupt im Sinne ver Abfchredungstheorie, aber in der That wahr- 
baft befrenidend, ift die Folgerung Mittermaiers (in der Note zu Feuer⸗ 
bach 8. 432): „Gegen die Aufftellung von Polizeivergehen, wo auf pas 
Buntefte wahre Verbrechen zufammmengeworfen werben und wo Feuer- 


I) Siehe — Jenull I, ©. 68, III. Auflage. — Köftlin Syſtem, $. 18, 
Anmerkun am Schluße — oh im neuen Yrdiv für Kriminalredht 
1840. — e, S. 18 u. ff. 

2) Siehe von Hye Grundſätze, S. 110 u. Anmerkung daſelbſt — Jenull T., 

. 71, Buntt 4, III. Auflage. 

s) Siehe auch Polemũ — gegen die Feuerbach'ſche Anſicht in 

der Reviſion, S. 28 und 2 


Haimerl's Bierteljahröfhrift f. Rechtew. III. 1. & 
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bach nur durch feine irrige Vorausfegung (?), daß zu einem Berbrechen 
eine Nechtöverlegung gehöre, irregeführt worven ift, hat fi der Her- 
ausgeber ſchon in ver Note zu $. 161 erflärt.u — (Siehe vafelbft 
S. 265 XIV. Auflage!). Dievon Feuerbach ausgefprochene Befürd- 
tung ift nicht zu läugnen. Dies führt uns von felbft in ver Gegenhaltung zur 
Rechtspflege auf das richtige Begenmittel, nämlich auf ven Behörden— 
organismus in der Bolizei. Sowie dort Freiheit des Richters gefordert 
wurde, wird bier gerade das Gegentheil, v. h. eine zwedmäßige Hier- 
archie, eine äußere und innere Unterorbnung unter bie beaufjichtigenpen 
DOberbehörven den nothwendigen Hemmſchuh für Ausfchreitungen bilven. 
Die Idee dazu entfpringt aus dem Unterſchiede zwifchen Yuftiz und 
Polizei von felbft. Die fire Beftimmtheit des Kriminalftrafrechtes macht 
fo wie einerſeits die moralifche und Logifche Freiheit des Richter noth- 
wendig, fo jeven weitern Drud von andersher unnöthig, während bie 
Biegſamkeit im Polizeiftrafrechte nothwendige Schranten von außen 
erfordert, weil fie von innen und von ber Sache ſelbſt nicht zu 
haben find. 

Nah viefer in gebrängter Kürze gegebenen Vergleichung hätte 
man nichts anderes zu thun, als vie einander entfprechenven Punkte 
ber Unterfcheivung neben einander zu legen, um fich zu überzeugen, und 
zu dem Schluße zu gelangen, daß beite Xhätigfeiten, obwohl beide 
nöthig und beide am Nechte hängend, dennoch ſchon von Haus aus in 
verfchievenen Wegen auseinanterlaufen, daß fie wohl beive neben ein- 
ander beſtehend und in fteter Wechjelbeziehung Hand in Hand thätig 
fein müffen, aber nie in einander verfchoben mit Erfolg wirkfam fein 
fönnen. Sie find Schon im Wefen verfchieven und müßten in ihrer for- 
mellen Rebensthätigfeit eine die andere in der Bewegung, wie im Zwecke, 
hindern. Cine gleiche Behandlung ver Verbrechen und Poltzetüber- 
tretungen im Gefeßbuche ift plattervings gar nicht purchzuführen und 
man kann auch in allen neueren Gefegbüchern, wo dies verfucht ift, bie 
ihiefe Stellung ter Verbrechen neben ven Uebertretungen deutlich 
erfennen?). Gewöhnlich zerfallen vie Gefegbücher fo, daß in einem 
heile meift die fchweren Verbrechen, in vem anderen aber vie geringeren mit 
Uebertretungen gemifcht vorfommen; alsdann werben für ven fo gemiſchten 


ı) ei no Mittermaier: Strafgefeßgebung T., S. 221 u. f. w. vor: 


üg 

2) abe ber Baiern im Archive des C. R. 1843. — Heffter ebenbajelbft. 
Botum uͤber die Polizeigerichtsbarkeit 1843, S. 113 und in deſſen Lehrbuch, 
$, 31 und Note. 
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andern Theil zwitterartige Grundſätze aufgeftellt, welche die juridiſche 
Seite wie die polizeiliche gleichmäßig befriedigen follen; aber gerabe hierin 
liegt die Anomalie, welche überdieß dem Rechtsbewußtſein des Volfes nicht 
zufagen kann. Anomalie wäre es darum, weil in ihrer Wejenbeit ver- 
ſchiedene Normen agglomeratartig neben einander geftellt werben, e8 müjjen 
e8 daher vie Hauptgrumndfäge entiwerer mit einem ober mit dem anbern 
Theile verderben, gewöhnlich thun fie e8 mit beiven. Denn baß bie 
Grundfäße über dolus und culpa, über Verfuh und Vollenbung, über 
Theilnahme, Urheberjchaft, Rechtsunwiſſenheit, Milderungs- und Erſchwe⸗ 
rungsumftände, welche für geringere Verbrechen eben fo gut Geltung 
haben müſſen wie für fchwerere, auf die Webertretungen nicht paffen 
und verfehrt, ift Kar. Belege zu dieſer Behauptung für Defterreich 
finden fich reichlich, 3. B. in den SS. 239, 263 lit. c, d, i, $. 264 
lit. g, h, i, k, 1, $. 266 rüdjichtlidd der Beſſerung des Schulvigen, 
$. 268 u. a. m. Dem Nechtsbewußtjein im Wolfe aber kann vie 
Aneinanberreihung von geringeren Verbrechen neben Lebertretungen, 
3. B. Diebftahl, Veruntreuung, Betrug mit Tabakrauchen, Ehebruch 
mit Betteln, Eörperliche Beſchädigung mit Herabwerfen aus dem Fenſter 
u. f. f. nicht zuſagen; denn ein Dieb, Ehebrecher und abfichtlicher 
Beſchädiger bleibt felbjt dann, wenn er mit derfelben Bosheit geringer 
verlegt, ebenfo abfcheulich, wie einer der abjichtlich größer verlegt; ver 
quantitative Unterfchiev in ver verbrecherifhen Handlung macht das 
Verbrechen wohl ftrafbarer, und vermehrt auch entiprechend ven Grad 
der Abjcheulichfeit, macht aber den Verbrecher nicht mehr over minder 
fchlechter, und dennoch follen Dieb und Tabakraucher u. |. w. auf ber 
gleichen Linie ftehen ? 

Faßt man die bisherigen Ergebniffe zu einem Schluße zufanmen, 
fo gelangt man zu dem Boftulate: 1. Alle rebhtspolizeiliden 
Vorſchriften aus dem Strafgefegbudhe auszuſcheiden, 
und in einem eigenen Codex zuſammenzufaſſen!). 

Legt man ferner die oben angeführten Unterſchiede rüdfichtlich 


) Vergl. Mohl im Ardiv des C. R. 1840. Beilage, S. 18 u. ff. Berner 
Lehrbuch, $. 74 ertennt zwar die Schwächen der unnatürlihen Zujammen: 
ftellung in den Geſetzbüchern an, entichuldigt, rechtfertigt je aber dennoch 
aus dem prozejlualiihen Gefihtöpunfte, und hebt fonderbarer Weiſe vie 
angebrachten Redhtfertigungsgründe in der Note 1, ©. 107 Fe wieder 
zum Theile auf. — Die rechtsphiloſophiſche Deduktion findet ſich bei Hegel 
Rechtsphiloſophie, 8. 218; vergl. no Jarcke Handbud I. Theil, S. 101, 
und Luden Handbuch, ©. 196. 

4* 
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des Strafverfahrens aneinander, fo muß dies in noch höherem Maße 
zur Trennung ber beiden Staatsthätigfeiten bewegen. Eine einfache 
Betrachtung muß lehren, daß die Forderungen der Wiffenfchaft burch 
ein gleiches Verfahren für geringe Verbrechen und Polizeiübertretungen 
keineswegs befrienigt werden können, vie häufigen Hinweifungen auf die 
bis jett übliche Praxis, venen man gar fo oft begegnet, beweifen 
nichts, als, daß es überhaupt geht, nicht aber, daß e8 fo geht, wie es 
gehen follte, und ven unleivlichen Einwürfen ver Praftifer, wonach in 
der Theorie manches gut fein kann, mas es in ber Praris dennoch nicht 
ift, ift nicht® anderes zu antworten, als daß eine gute Theorie auch eine 
gute Praris fei und verkehrt, und ‚daß die Summe aller Praxis die 
Theorie ſei. Es ift unftatthaft, kleinere Verbrechen darum, weil fie 
Heiner find, nicht mit verjelben Sorgfalt zu behanveln, wie die größeren. 
Beide fine Verlegungen, nur in quantitativen Unterſchieden, und verlangen 
baber in ver Reaktion denſelben Rigorisinus, vaffelbe Gewicht. ‘Der 
Vorwurf an die Heineren Verbrechen als Bagatelljuchen hat feinen 
Sinn, weil nicht die Duantität, fondern die Qualität der Verlegung 
biefelbe zu einer Bagatelljüche machen könnte. PVerlegungen aber, bie 
mit dolus im weiteren Sinne unternommen werben, find feine Bagatellen 
mehr. Dan vergißt dabei, daß vie Reaction in der E:trafe nach ver 
That abgeftuft, aber gegen vie im Willen gelegene Abficht ver Rechts⸗ 
negatton gerichtet ift, fie tft Mequiralent ver daſelbſt gelegenen Größe 
ber Nechtövernichtinng. Daher änvert vie Größe dieſes böfen Willens 
wohl da® quantum, aber nicht das quale ab. E8 erfcheint dieſe 
Betrachtung ver geringen Verbrechen als ein arger Mifgriff, venn es 
ftellt fich gar häufig herans, daß ein Anfänger im Verbrechen moralijch 
ein großer Mijfethäter ift, und weil ihn vie geringe Größe der objektiven 
Nechtsverlegung in Nechte geringer ftrafbar macht, und bie größere 
Beitrafung der Moral überwiefen ift, fo ift deßhalb feine Handlung 
feine Bagatelle. Uebrigens felbft zugegeben, jo fteht immer ver Umfang 
ber Unterfuchung over doch wenigftens gewöhnlich in Verhältniffe mit 
dem Umfange des Delictes, das Veberlaften ver Gerichte mit Bagatell- 
ſachen iſt vaher ein leerer Einwurf, und verliert feine Bedeutung vollends 
bort, wo er auf Finanzerfparniffe Hinausläuft. Im Anfchluffe an vie 
erste Forderung der Theorie an die Praris fehließt ſich in Conſequenz 
die 2.,d. i. ein getrenntes Strafverfahren in Polizeiüber- 
tretungen und die 3. ein eben fo getrennter oder we— 
nigftens von dem Strafgerichte getrennter Behörpen- 
organismus, mit andern Worten bie Abtrennung der Polizeiüber- 
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tretungen von dem allgemeinen Strafgefege und ihre Zumweifung an 
die Polizei. 

Das hier zufammengefaßte Refultat ftimmt mit jenem des größten 
Kriminaliften ver Neuzeit, mit Köftlin, beinahe vollftäntig zufammen. 
Auch dieſer verlangt vollſtändige Trennung des Geſetzes, des Verfahrens 
und bed Behördenorganismus (Neue Nevifion $. 6, ©. 35, 8. 180 
u. 183, ©. 691 u. ff.)). Das in ver Revifion (S. 701) zufanmen- 
gefaßte Reſultat wiverfpricht nicht, indem Köftlin darin anräth, daß, 
wegen ver Vezichung ver Rechtspolizei zum Nechte, viefelbe gleichfam 
in ver Mitte zwifchen Polizei und Juſtiz nach beiten Seiten in ver- 
wandtfchaftlichen Beziehungen ftehbend (a. a. o. ©. 693), in Unter- 
ordnung unter das Yuftizminifterium aber al8 eigene Abtheilung, 
d. 5. abgefonvdert von den gewöhnliden Civil- und Eri- 
minalgerichten zu ftellen fei. Es mag übrigens dahingeſtellt 
bleiben, ob felbjt viefe Unterftellung unausweichlich fei, venn nicht bloß 
die präventive Nechtspolizei fonvern eine ganze Reihe Thätigkeiten ber 
fonftigen Polizei ftehen zur Integrität des Rechtes in eben folcher 
Peziehung und müßten daher ſämmtlich unter das Yuftizminifterinm 
fallen. Es muß im Gegentheile von ven Polizeiübertretungen behauptet 
werben, daß fie dem eigenthümlichen Wirfungsfreife rer Polizei weit 
mehr zufagen, al8 einer, wenn auch getrennten, Yuftizbehörte, auf jedem 
Fall müßte fie diefelbe Organifation und innere Einrichtung haben, wie 
vie Polizei, ohne doch die Kraft ver Letzteren zu entwideln, weil ihr vie 
Mittel dazu abgingen. 





Unter fteter Hinweifung auf vie theoretifhe Darftellung ver hier 
aufgeworfenen Frage möge nun eine Analyfe ver kaiſerl. Verorbnung 
vom 20. Juni I. J. nach Grundzügen folgen. 

Zu dieſem Behufe ift es nötbig, feine Aufmerkfamkeit auf ven 
zweiten Theil unferes Strafgefeges v. J. 1852 zu richten, in welchem 
brei Gattungen ftrafbarer Hanplungen, nämlich die geringeren bolofen 
Verbrechen, alle culpofen Verbrechen und vie Polizeiübertretungen, 
ftrafgefetglich firirt werden 2). Auf viefen zweiten Theil bezieht fich der 
Inhalt ver kaiſerl. Verordnung. Die Beftimmungen derfelben zerfallen 


feinem Spfteme, $. 18 und Seite 371. 
2) Siehe v. Hye, Kommentar, ©. 57. 
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aus ven Strafgefege aus, welche dem politifchen Wirfungsfreife zuge: 
wiefen werben follen, und ber andere gibt vie Grundſätze eines wefentlich 
beſchleunigten und vereinfachten Verfahrens und ftellt vie Tompetenten 
Behörden feſt. Un fich, nach ihrer rein äußerlichen Eeite, und im Ber- 
gleiche mit dem nächftuorhergegangenen Zuftanve, ift fie entfchiebener Fort- 
fchritt, weil die dem eigentlichen kriminellen Rechtskreiſe durchaus fremden 
Handlungen dieſem entzogen, und als Objekte praͤventiver Fürſorge dem 
Polizeikreiſe zugewieſen wurden, eine Anordnung, die weiter noch durch 
die Regelung eines entſprechenden Strafverfahrens (welches eine noth⸗ 
wendige Konſequenz der erſteren Anordnung iſt, da ſonſt die Ueber— 
tretungen durch ihr bloßes ſchlechthin aus dem Verbande des materiellen 
Strafgeſetzes unternommenes Herauslöſen mit dem Unterſuchungs⸗ und 
Beſtrafungsvorgange ohne alle Verbindung daſtünden) ganz im Sinne 
der Wiſſenſchaft vervollſtändigt wurde. Sie iſt ferner, wie ſchon ange— 
deutet ein ſehr bedeutender relativer Fortſchritt, indem nach ver Str. 
Pr. O. v. J. 1853 und durch kaiſerl. Verordnung vom 11. Mat 1854 
bie meiften der in ber neueften Verordnung aufgezählten Uebertretungen 
ven Sicherheitsbehörden der Hauptſtädte zugewiefen waren. Diefe Zu- 
weifung gefhah aber nur rein mechanisch und nicht organifch, nur in 
Stellvertretung der Bezirfögerichte, paher immer noch nad ten Vor— 
Ihriften der Str. Pr. DO. als eigentliche8 Gericht mit gerichtlichen 
Inſtanzenzuge. Von num an follen aber gewiſſe Uebertretungen ganz 
und gar aufhören, Sache der Gerichte zu fein und follen ven Polizei— 
behörven nicht nur der Hauptſtädte, fontern des ganzen Staates anheim- 
fallen. Selbftverftänplih foll ven feiner Stellvertretung mehr bie 
Rede fein, denn es wurde bie richterliche Scompetenz aufgehoben und 
bie politifche an ihre Stelle gejeßt, offenbar ein Fortfchritt, ver im 
Vergleiche mit ven übrigen am intenfivften gegangen ift. 

Was ven inneren Werth der Verordnung anbetrifft, fo foll ver: 
felbe nach den drei Seiten der theoretifchen Forderung ale Gefek, als 
Prozeß und ale Behördenorganismus geprüft werben. 

Veberhaupt betrachtet, ift die kaiſerl. Verordnung fein Ausfluß 
einer Prinzipienfonzeffion, wie ſchon im Cingange erwähnt worden iſt. 
Ihre veranlaffenre Urſache fcheint lediglich eine äußerlich-zufäͤllige, alfo 
für die Wiffenfchaft weiter irrelevante zu fein. Die Berechtigung zu 
diefer Annahme fcheint ver Umftand zu liefern, vaß nicht alle Ueber- 
tretungen polizeilicher Borſchriften, ſondern nur jene, die fi für bie 
Lofalpolizeibehantlung eignen, ausgefchieven wurten, und unter biefen 
abermals nur jene, bie in ihrem Einfluße auf das Gemeinwohl gering- 
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fügiger find, während wichtigere Polizeiübertretungen ber gerichtlichen 
Strafbehanplung vorbehalten blieben. Dahin gehören z. B. die im 
8. 285 — 298 bezeichneten ftrafbaren Handlungen (im Strafgefee 
Vergehen genannt) ver Theilnahme an geheimen Geſellſchaften. Ebenfo 
wurden gewiße Verbrechen (3. B. Diebftahl, Veruntreuung, Betrug 
zc.) eben auch der politifhen Behörde überwiefen (Durchführung weiter 
unten), aus dem bloßen Grunde, weil fi) die Polizeibehörven ver- 
möge ver eigenthümlichen Natur ihres Wirfungsfreifes in berjenigen 
Sphäre bewegen, in welcher ihnen jene Verbrechen am eheften zuftoßen, 
ihnen daher auch viel leichter in die Hände gerathen. Der Teitenve 
Gefichtspunft in der Verordnung ift daher Fein wiffenfchaftliches Prinzip, 
fonvern nur ver Gedanke an eine Erleichterung der richterlichen Aufgabe 
und technifche Zweckmäßigkeit. Während jedoch die Theorie mit dem 
Vorwurfe ver Prinziplofigfeit antwortet, könnte auch ver vorgefchügten 
Zwedmäßigfeit eingewenvet werven, daß fich eben jene nicht in bie 
Verordnung aufgenommenen Uebertretungen ebenfalls zu der Polizeibehanp- 
lung vorzüglich eignen; ihr biefelben wegen ihrer Wichtigkeit nicht anver- 
trauen zu wollen, wäre eine durchaus nicht fchmeichelhafte Zumuthung, 
die wiffenfchaftlich ohnehin in Nichts zerfiele. Was aber die Verbrechen 
anbetrifft, fo fcheint bier eine Verwechfelung mit jener Aufgabe ver 
Bolizei ftattzufinden, welche tarin befteht, vie verfuchten oder vollendeten 
Verbrechen zu entveden und ver Gerechtigkeit zuzuführen. Diefe Auf- 
gabe verbleibt der Polizei ftets, und in Hinfiht auf alle Verbrechen ; 
es fcheint daher anemal, ihr außer ver fehnellen Aufdeckung noch auch 
die Beftrafung gewiffer kleinerer Verbrechen wie eine Beute zum Lohne 
zu überlaffen. 

Die Verorpnung als Geſetz betrachtet, kann nur für einen halben 
Schritt angefehen werben; venn dadurch, daß gewiſſe Webertretungen 
einfach nur bezeichnet werden, wird noch fein felbftändiges Polizei— 
ftrafgefetgbuch gefchaffen. Aus ihrem unnatürfichen Verbande im Geſetze 
find fie dennoch nicht abgelöst; denn die allgemeinen Grunbjäge, welche 
gleihmäßig für die geringeren Verbrechen, wie für Uebertretungen 
berechnet find, follen noch immer für die herausgenommenen Weber- 
tretungen gelten. Und gerade auf viefe Hauptgrundfäge müßte ber 
Schwerpuntt eines Polizeiftrafgefeßes fallen, weil, wie oben gezeigt wurde, 
nicht alle möglichen rechtsgefährlichen Handlungen erfchöpfend aufgezählt 
werben können, was unfer Strafgefeßbuch felbft an mehreren Stellen 
befennt (88. 233, 335, 408, A31, 459, 525). Der Beweis dieſes Bekennt⸗ 
niffes liegt auch in den vielen befonvers beſtehenden Gefegen und Ord⸗ 
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nungen (Preßgeſetz, Waffenpatent, Forſtgeſetz, Eifenbahnorpnung, Schiff- 
fahrtsorpnung ꝛc.). Nun fehlt e8 aber an ſolchen Grunpfägen und daher 
die DVerlegenheit, in ber allgemeinen Abtheilung des zweiten Theiles 
unjeres Strafgefegbuched den Verbrechen und Uebertretungen zugleich 
gerecht zu werben. Dieſelbe befindet fih z.B. im $. 239, fowie in 
beffen paltativer Anordnung ausgedrückt: „in fofern nicht Abwei- 
chungen hievon im Geſetze in einzelnen Fällen insbefonvere angeordnet 
find, oder aus der eigenthümlichen Natur des Vergehens oder 
ber Uebertretung folgen.” Letztere Bejtimmung lautet übrigens ganz 
vag. Ebenfo auch im $. 268 und 3071). Vergleicht man nun bie in 
der Verordnung aufgezeichneten ftrafbaren Handlungen mit jenen, bie 
im zweiten Theile des Strafgefegbuches enthalten find und prüft bie- 
felben nad) ihrer Qualität; fo findet man, daß nur folgende in ein 
Bolizeiftrafgejegbuch wirklich gehörige Uebertretungen polizeiliher Vor⸗ 
Schriften dahin aufgenommen wurden (ber Kürze halber mögen fie nur 
nach ihrer Paragraphenzahl angeführt werden). Es jind die 88. 299, 
307 (in ver Einfchränfung auf vie lebertretungen ver Verorpnung), 
317, 318, 319, 320, 321 (8. 322 nach den neuen Paßeinrichtungen), 
323, 324, 326, 327, 328, 329, 330, 333, 334, 338, 343, 345, 349, 
353, 354, 359, 361—371, 372, 373, 375, 379, 380, 381, 383, 386, 
387, 388, 390, 391, 392, 393—397, 398, 399, 400, 403, 406, 407, 
408, 422, 424, 426, 427 -429, A30, A31—433, A3A—A59, A69, 470, 
ATi, 517—521, 522, 524. Die übrigen Verlegungen ver Polizei- 
vorfehriften find in befonderen politifchen Gefegen enthalten und werben 
fomit bier übergangen (3. B. Waffengefeg vom 24. Oftober 1852. 
Competenz fiehe $. 40. Die Uebertretungen des Waffengefees gehören 
vor die Competenz der politifchen Behörden. Letter Punkt der Ver- 
orpnung. Zorftgefeß vom 3. Dezember 1852. Competenz $. 68 u. TI. 
Bereinsgefek db. 26. November 1852. Preßordnung v. 27. Mai 1852. 
Competenz im IX. Abſchnitt u. |. w.). 

Dagegen gibt e8 mehrere a. bloß vechtögefährliche Handlungen, 
welche in dieſer Verordnung nicht genannt find, und b. mehrere wirklich 
rechtöverlegende Handlungen, welche dennoch darin einen Pla gefunden 
haben. Nämlich: 


y Im 8. 432 iſt das ficherheitäwidrige wie culpofe Benehmen unter Einem mit 
Strafe bedroht, in den Worten: „Wenn jedoch eine bei dem Betriebe”... 
x. bis — „eine Gefabr für mehrere Menſchen entitanden ift, mehrere 
Verlegungen zugefügt murden, oder fonft etwa ein größerer 
Schade erfolgt tft. 
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ad a) 

1. die gefammten Vorfchriften über Theilnahme an geheimen 
Geſellſchaften (8. 285— 299), von denen nur der legte Fall des 8. 299 
der politifchen Thätigkeit zugewieſen wurte. 

2. Die Vorſchrift für unverehelichte Schwangere Frauensperjonen 
(8. 339) und Berheimlichung ver Geburt ($. 840). 

3. Winfel-Berfaß-Gefchäfte (8. 485). 

4. Sind Wucher und ber fogenannte Dardanariat hierher zu 
rechnen, erfterer durch das Wucherpatent v. 2. Dezember 1803; letzterer 
durch die SS. A7T9—ABA des Strafgefekbuches getroffen. Nur muß 
bemerkt werben, daß der Charakter viefer ftrafbaren Handlungen je nach 
ven herrſchenden Anfichten über Volks- und Staatswirthichaft, nach ven 
jevesmaligen nationalöfonomifchen Orundanfchauungen, nach vem Zuftanbe 
von Gewerbefreiheit und Zunftzwang, nach dem Handels⸗ und Induſtrie— 
fufteme, deren Firirung im Staate ven Verfehrsleuten zu VBorausfegungen 
ihrer Hanblungsweife vienen, ſelbſt qualitativen Veränderungen unter- 
liegen fönnen, fo zwar, daß e8 unmöglich ift, jet fchon und hier darüber 
enbgültig zu entjcheiven und noch weniger eine Unterfuchung anzuftellen. 
So ift e8 namentlih mit dem Wucher der Fall, über veffen wahre 
Natur die Disfujfionen eben noch im Zuge find. Daſſelbe gilt in Bezug 
auf den Darvanariat I), und wenn man die auswärtigen Gefeßgebungen, 
namentlich jene von England, Frankreich, Sarpinien und Deutfchland 
(befonders Preußen) vergleicht, fo überzeugt man fich bald von dem 
Spiel der Anfichten in ven betreffenden Gefegen. Daß unter gewiffen 
Borausfegungen, namentlich beim Zunftzwange, beim Monopolifirungs- 
und Privilegienfyfteme gewiffe Handlungen felbft einem kriminellen Cha- 
ralter annehmen fönnen, ift nicht zu läugnen. In jener Allgemeinheit 
aber, in welcher dieſe Handlungen im öfterreichifchen Strafgefee bezeichnet 
find, fo wie weiter bei dem Entfall ver obigen Borausfegungen, müßten 
diefelben nicht nur viel von ihrem verbrecherifchen Charakter einbüßen, 
fonvdern fie müßten felbft am begrifflichen Umfange leiven, trogtem daß 
fie immer noch eine große polizeiliche Sorgfalt und Aufmerkſamkeit in 
Anfpruch nehmen würden. Aud würde es felbjt dann fehr fchwierig 
bleiben, zwijchen ver rechtlichen und dem Umfange ver rechtsgefährlichen 
Handlung vie richtige Gränze zu ziehen. 

ad b) 

1. Verlegung von Patenten und Verordnungen ($. 315). 


1) Siehe Berner Lehrbuch, S.404. — Mittermaier zu Feuerbach, $. 441, 
S. 713, Note 2. 
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2. Unvorfichtige Abdrückung eines Gewehres ($. 374). 

3. Selbftverftüämmelung (8. 409). 

4. Borfäglie und bei Raufbänteln vorfommenpe körperliche Be— 
[häpigungen (8. 411). 

5. Mißhandlung der Gefinvehälter und Xehrberrn an Dienftbothen 
und Lehrjungen ($. 421). 

6. Diebftähle minderer Art ($. 460). 

7. Minvere Veruntreuungen und Betrügereien ($. A61). 

8. Diebftähle und Veruntreuungen zwifchen Ehegatten over nahen 
Verwandten in gemeinfchaftlicher Haushaltung ($. 463). 

8. 9. Uebertretung ver boshaften Beſchädigung fremden Eigen- 
thumes (8. 468). | 

10. Ankauf verbächtiger Waaren (88. A73—A7T). 

11. Betrug durch Mebervortheilung gegen Sapungen over Tax— 
ordnungen ($. 478). 

12. Deffentliche Befchimpfungen oder Mifhantlungen (8. 496.) 

13. Vorwürfe wegen einer ausgeftanvenen over erlaffenen Strafe 
($. 497). 

14. Aufdeckung der Geheimnijje ver Stranfen von Seite ver Heil- 
Wundärzte u. tgl. ($. 498). 

15. Eben dieſe Lebertretung bei Apothefern (8. 499). 

16. Unzucht als Gewerbe und Unterfchleif dazu von Seite ver 
Saft: oder Schanfwirthe und ihrer Dienftleute (88. 509 und 515). 

17. Stupelet (8. 512). 

18. Gröbliches und öffentliches Aergerniß verurſachende Verlegung 
der Sittlichfeit over Schamhaftigfeit ($. 516). 

19. Andere größere Unfittlichkeiten. = 

Dies wäre nur vie Darftellung des einen Theiles er redts- 
gefährlichen Hantlungen, vie oben als in die erite Sta gehörig 
bezeichnet wurven. Der zweite Theil derſelben, d. H. j gefähr 
lichen Handlungen, die ſchon aus einer verbrecheriſch ig 
ſpringen, ohne jedoch Verſuch oder Verbrechen ſel | 
Öfterreichifchen Gefege nur indirekt getroffen, inſe 
(zumeift Borbereitungs>) ') Handlungen zugleich 
polizeiwivrig find, z. B. Ankauf von Gift, I 
und es macht ſich in dieſer Beziehunc 














) Untaugliche Verſuchshandlungen, Ur 
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fühlbar I), welche tro& ver Ausführungen v. Hy e's (in feinem Commentar 
©. 291 dann 310) nicht ausgefüllt wirt. Die Aufzeigung, wie auch nach 
öfterreichifchem Geſetze Vorbereitungshannlungen ftrafbar werven können, 
ift, wie fich leicht erkennen läßt, erzmungen, meil in den Vorberei- 
tungsbandlungen , fo wie in allen, welche aus einer verbrecherifchen 
Gefinnung entfpringen, diefe Schon als folche, daher nicht ala einfache 
Handlungen, und natürlih, da fie der eigentlihen NRechtöverlegung 
näher fteben, höher ftrafbar erjcheinen ; der Unterfchied in diefer Art 
Handlung liegt in der Abficht des Gefegübertreter3, während bei den 
gemöhnlichen Uebertretungsbandlungen ſchon die Handlung als folche 
ohne weitere Berüdfichtigung der Abficht beitraft wird. Diefer Unter: 
ſchied findet fih bei v. Hye confundirt?). Kauft daher Jemand eine 
verbotene Waffe, um feinen Feind zu morden, fo könnte er nad 
v. Hye nur als Mebertreter des Waffengeſetzes beitraft werden, wäh: 
rend in der That eine Goncurrenz einer Vorbereitungshandlung mit 
einer Uebertretung ftattfindet, und darin liegt, daß nad öjterreidi- 
ſchem Strafgejege Vorbereitungshandlungen gar nicht verpönnt find 3). 
An diefer Lücke leiden indeſſen nicht nur das öfterreichifche Geſetz, 
fondern alle Strafgefegbücher Deutfchland mit menigen Ausnahmen, 
wie Braunfchmweig, Heflen, Hannover, Würtemberg. Soviel von dem 
BZuftande eines materiellen Rolizeiftrafgefetes für Oeſterreich. 

Wir kommen zur Darftellung derjenigen Gejeße, welche Fünftig- 
bin die Strafprocedur für die den politiichen Behörden zugemwiefenen 
Uebertretungen feititellen werden. Schon ihre einfache Aufzählung möge, 
und namentlih dfterreichifchen Praktikern, zu dem Beweiſe genügen, 
5 die Forderung der Theorie nach einem einheitlichen und felbitän- 
‚Wolizeit lege ſowohl in materieller al3 formeller Beziehung 





n für diejelbe find: 
*ingen der Faiferl. Verordnung v. 20. Juni 1858. 


koud S. 1231, Anmerk. 5, jo auch Berner's Lehrbud, 


{u der Anmerkung, und ©. 357, wo dieje Lüde zu: 





Borbereitungshandlungen find nicht mit conatus re- 
Köftlin Revifion, S. 378, Note a. und Syſtem, 
mung zwiſchen VBorbereitungsbandlung und entfernter 
äußerft ſchwierig, am richtigften Kheint die Anficht 
u. 119 und Anmerkung 3 und nädjte Seite 1 u. 2, 
vung zwiſchen entfernten Verſuch und Vorbereitungs: 
erſcheint. —— zu weit geht Köſtlin, das an— 
ermaier. Neues Archiv für C. R. I. IL IV. X. 
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2. Nah dem Wortlaute der Taiferl. Verordnung die darin an 
geführte Verordnung vom 5. März 1858. 

3. Das XX. Hauptitüd der St. B. O. von 29. Yuli 1853, 
infoweit durch die beiden vorhergehenden Geſetze feine abweichenden 
Beftimmungen angeordnet werden. 

4, Für die vechtlihe Beurtheilung und Beltimmung der Strafen 
ift nach dem Wortlaute der Faiferl. Verordnung vom 20. Juni l. J. 
das allgemeine Strafgefeg vom 27. Mai 1852 die giltige Norm. Da- 
gegen treten allerdings die Faijerl. Verordnung vom 11. Mai 1854, 
dann die Verordnungen vom 29. Auguft 1855, und 17. Juni 1857 
außer Wirkſamkeit. | 

5. Auch für die rechtliche Beurtheilung der Uebertretung jelbit 
muß das allgemeine Strafgefeß Quelle bleiben. 

6. Endlih fommt noch die allgemeine Strafprozekordnnung von 
1853 zu nennen. 

Daß nun alle diefe Geſetze, weil jedes von ihnen durch die im 
Codificationsakte geſchehene Heraushebung ein für ſich beitehendes Ganze 
bildet, einander an den verjchtedenften Stellen und häufig nicht nur 
berühren, fondern ineinandergreifen, einander dur ihren gegenfeitigen 
Einfluß mannigfach modifiziren, aufheben oder ergänzen müffen, wird män- 
niglich einleuchten. Ob aber die richtige Auseinanderhaltung aller diejer 
fih vielfach Freuzenden Vorſchriften der Einfachheit und Sicherheit in der 
Prozedur förderlich fei, oder ob nicht vielmehr einer mwillfürlihen Com: 
mentirung, und in Folge deſſen in der Theorie den Controverfen, in der 
Praris einen ungleihen Gerichtsgange Thür und Angel geöffnet fei, 
möge fich Jeder jelbit beantivorten. Lege man nur Ddiefe3 formelle 
Geſetz über dag materielle und frage ſich, ob ſich beide gegenfeitig 
deden, fo müßte man zu folgendem Nejultate gelangen. Weil in der 
faiferl. Verordnung manche, obwohl weniger rehtögeführliche Hand: 
lungen fehlen, hingegen viele rechts verletzen de Handlungen mit auf: 
genommen jind, jo wird es kommen, daß manche Handlungen, die 
ihrer wahren Natur nach Uebertretungen jind, unter das fchiverere, 
und wahre Verbrechen unter das leichtere Prozeßgeſetz fallen werden. 
Die widerſpricht aber nicht nur dem inneren Weſen der Sache, als 
vielmehr auch dem Rechtsbewußtfein. 

Sn eriterer Beziehung kann es z. B. der Fall fein, daß eine 
unverebelidte Frauensperfon, die ſonſt in jeder Beziehung unbe: 
iholten ift, und auch durchaus feine verbredherifche Abjicht hat, ihre 
Fehlgeburt aus Schamgefühl verheimlidht, oder dab irgend ein Mit 
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glied einer geheimen aber ſonſt auf durchaus erlaubte Zwede hinar: 
beitenden Gefellihaft (geheime Brüderfchaften in Stalien) von den 
Gerihtsbehörden nad der allgemeinen St. P. O. beurtheilt 
wird, während ein Dieb, Betrüger, Beichimpfer oder boshafter Be: 
ſchädiger fremden Eigenthums nach den Polizeitrafgefeßen zu behan- 
deln fein wird. Die von Hye Grundſätze ©. 111 unten) in Bezie- 
bung auf die Verfchiedenartigkeit in der Anwendung des Strafgeſetzes 
von den Polizeibehörden ausgeſprochene Befürchtung ift gerade dag 
beredetfte Wort für die bier aufgeftellte Anſicht. Wenn auch die Poli: 
zeibehörde ftrafbare Handlungen von einem anderen Geſichtspunkte an- 
jehen würde, fo kann ihr daraus fein Vorwurf gemacht werden; denn 
gerade dag liegt in der Natur der polizeilichen Aufgabe. In letzterer 
Beziehung ift die Einreihung von wahren Verbrechen neben einfachen 
Üebertretern, 3. B. eines feden Hausdieben neben einem früppelbaften 
unſchädlichen Bettler, gewiß von üblen Folgen auf das Nechtsgefühl. 
Diefer Ungünftigkeit fteht noch die ftrafgefehliche Nomenklatur befördernd 
zur Seite; denn theils werden manche Uebertretungen als Vergeben 
bezeichnet (3. B. der Wucher), theils werden verkehrt (3. B. Eörperliche 
Beihädigung) Verbreden — MWebertretungen genannt. Weberdieß bat 
dieje Bezeichnung beinahe allen praftiichen Werth verloren; denn wäh: 
rend früher die Competenz des Gerichtes dadurch angezeigt werden 
ſollte, iſt dieſe Nothwendigkeit durch die kaiſerl. Verordnung faft gänz: 
lich entfallen und nur für jene ftrafbaren Handlungen übrig geblie: 
ben, die der gerichtlichen Behandlung vorbehalten blieben. An ſich 
ohnehin von geringer Erheblichkeit, ilt fie für den ausgefchiedenen 
Theil der Uebertretungen geradezu unnüg und ftörend. Die Unzu- 
Fömmlichfeit der Nomenklatur unſeres Strafgefeges wiederholt ſich von 
Neuem in den einzelnen GCompetenzfreifen. E3 werden die Gerichte mit 
Verbrechen, Vergehen und Llebertretungen, und die Bolizeibehörben mit 
Vergehen und Uebertretungen zu thun haben, und dennoch werden die 
darunter veritandenen VBerlegungen den verſchiedenſten realen Charak— 
ter an fich tragen. 

Es würde zu weit führen, die einzelnen Beftimmungen des ma- 
teriellen und formellen Öejeges für Bolizeiübertretungen für fich und unter 
einander nod näher prüfen zu wollen; der Zivec des Auffages ift erreicht, 
wenn durch die allerdings nah Hauptkontouren gegebenen Voraus: 
jegungen die Berechtigung zu dem Schluße gegeben ift: daß, troß 
bem relativen Fortihritte der kaiſerl. Verordnung 
vom 20. Juni 1858, der Zuftand des materiellen und for- 


N 
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mellen Strafgefeges für Bolizeiübertretungen die For: 
derung nah einem unabhängigen Bolizeiftrafgejep: 
buche mit felbftändigem Prozeffe und Behördenorga- 
nismuß theoretif& wie praftifh vollkommen redtfer: 
tiget. Bon diefen drei Forderungen wurde durch die Faiferliche Ver: 
ordnung jene nach einer polizeilichen Competenz am volllommenften er: 
füllt und darum murde die befondere Erwähnung dieſes Punktes bier 
übergangen. 

Zum Schluße mögen noch einige Bemerkungen über die zwei ber: 
vorragenften Commentatoren des Öfterreichiihen Gefegbuches, v. Hye 
und Jenull, ihren Plag finden. Der Wiveritand gegen bie bier vor- 
gebrachte Anficht im Geſetzbuche wie in der Praxis liegt mehr in dem 
Althergebrachten und in dem geſchichtlich fo Gewordenen, als in der 
Sache felbft. In allen neueren Geſetzgebungen und felbit in den neue- 
ften Revidirungen und Entwürfen bafiren, zumeift als Folge des noch 
immer die Gefeggebung beherrſchenden Feuerbachiſchen Einfluffes !), die 
Unterfchiede zwiſchen Verbrechen und PBolizeiübertretungen auf der Ver: 
ſchiedenheit der erfennenden Gerichte und der auf diefelben gejegten Strafen, 
und an diefem Unterfchiedsmerfmale wird jo hartnädig feftgehalten, ala ob 
es platterdings für Competenzzwede fein anderes Auskunftsmittel gäbe. 
Das franzöfiiche Gejegbuch Fünnte bier zum Beweiſe der Möglichkeit 
der Durchführung dienen; menn es auch an demſelben Grundfebler 
leidet, wie alle übrigen, fo ſtehen doch ſämmtliche rechtsgefährliche 
Handlungen (contraventions) beinahe ganz rein beijammen. An die 
Dreitheilung: crimes (größere Verbrechen), delits (geringere Verbre- 
hen) und contraventions (Polizeiübertretungen) fehließt ſich auch die 
Gerichtäverfafjung der Aſſiſſen, — Zuchtpolizeigerichte und Frieden?: 
rihter an. Der Vorwurf v. Hye's (Commentar ©. 54 in der Anmer: 
fung) ift daher nicht ganz gerecht. 

Aber auch auf dem Standpunkte des franzöfifchen Gefebuches 
fteben zu bleiben, it nicht nöthig und es fteht nicht? entgegen, daß 
die theoretifche Forderung in ihrer Vollſtändigkeit durchgeführt würde. 
Darum find die von Hye (Conmentar, ©. 55 und Örundfäte ©. 111) 
gegen die doftrinelle Eintheilung der ftrafbaren Handlungen erhobenen 
Bedenken deito weniger zu begreifen, al3 won ihm, fo wie in dieſem 
Falle, jo in anderen de lege ferenda, das Richtige behauptet wird 2). 


— — — — 


1) Sin deſſen Lehrbuch, $. 2% u. $. 432, jo wie überhaupt den ganzen dritten 
eil. 


2) Siebe a. a. O. 
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Warım geringfügige Nechtsverlegungen lediglich darum, weil fie ge: 
ringfügig find, mit den inhaltsfchweren Worte: „Verbrechen“, nicht be: 
zeichnet werden follen, ift nicht klar; felbjt für den Fall, ala im Volke 
der Abjcheu gegen unbedeutendere Rechtsverletzungen mit dem Aus: 
drude Verbrechen nicht im Einklange wäre, müßte er durch die geſetz— 
lihe Bezeichnung geſchaffen und audy in Volke nach und nad) erzeugt 
werden, denn die Grüße des Verbrechens macht zur Dualität des Ab: 
ſcheues nichts, und ändert ſich nicht fo fehr mit der Quantität des 
Verbrechens, als vielmehr mit der Bosheit des Verbrechers. Es ift im 
Gegentheil dem Nechtagefühle entgegen, Handlungen, die ihren Ur: 
fprung im böſen Willen hatten, mit einen gelinderen Namen zu be: 
legen. Wenn aber v. Hye von einer Ueberlaflung der Gerichte redet, 
jo liegt die naturgemäße Abhilfe in der Ausjheidung der Polizei— 
gejeße. 

Beachtenswerth zur Beurtheilung der bier behandelten Frage ift 
jenes, was Jenull (I. ©. 70 u. 71 3. Aufl.) über den Unterfchied 
zwiſchen Verbrechen und PVolizeiübertretungen jagt. In Punkt 1.: „Es 
it eine Forderung der Gefeßgebungs-Politil, Handlungen, die der 
Strafbarkeit nach fo verichieden find, nicht unter das nämlidhe Gat— 
tungdwort .... zujammenzufaflen, weil der große Haufe .... fehr 
geneigt iſt, die Verwerflichkeit der That überhaupt nur an den dafür 
gebrauchten Worte zu ermeflen.” Inhaltsſchwer find die Worte diefes 
großen Commentatord im 3. Punkte, in welchem er von der Nothwen⸗ 
digkeit der Trennung bed Behördenorganismus fpricht. Im legten 
Punkte fpricht er von der Nothmwendigkeit eines fchnelleren Prozeßvor⸗ 
ganges, und jchliept mit den Worten: „Es vereinigen ſich alfo von 
allen Seiten die Gründe dahin, diefe zwei Arten der Uebertretungen 
(Verbreden und Polizeiübertretungen) in einem Strafgefege abgefon: 
dert zu behandeln. 

Indem ſich ber Verfafler an die Worte diefer rechtögelehrten 
Männer lehnt, glaubt er für eine mohlthätige Neform im öfterreidji- 
ſchen Strafgefege einige dahinzielende Gedanken angeregt zu haben. 


— — —— — — — — 





V. 


Semerkungen zur Tehre vom Schadenerſahze wegen 
aufgelöfle Eheverlöbniſſe. 


Dom Herrn Dr. Theodor BPahmann, ordentl. öffentl. Prof. der Rechte an der 
k. k. Univerfität in Wien. 


1. Naq ver im öſterreichiſchen Concordate v. 18. Aug. 1855 
anerkannten Abgrenzung der kirchlichen und ſtaatlichen Jurisdiction muß 
die Entſchädigungsfrage, die ſich aus abgebrochenen Eheverlöbniſſen er- 
hebt, als dem Reſſort der Staatsgeſetzgebung und der weltlichen Ge— 
richtsbarkeit zugehörig augeſehen werden a). In ver That hat dieſe 
Entſchädigungsangelegenheit ſo gar keine ſpeciell kirchliche Färbung, daß 
die Kanones ſelbſt darüber nicht insbeſondere verfügen. Auch das Ju— 
ſtinianeiſche Recht enthält in dieſer Richtung keine eigene, abſonderliche 
Beſtimmung, wiewohl es keinem Zweifel unterliegen kann, daß im Falle 
einer Argliſt gegen den an der Beſchädigung ſchuldtragenden Theil die 
actio doli b), ſonſt aber doch die überallhin, wo das poſitive Geſetz 
nicht ausdrücklich entgegen iſt, zur Durchſetzung eines in der naturalis 
ratio begründeten Rechtsanſpruches aushilfsweiſe eintretende Actio in 
factum zuläſſig bleibt c). Dagegen verordnet das allgemeine bürger— 
liche Gefegbuch in Dejterreih d), es bleibe vem Theile, auf 





a) Concord. Art. X. „ .. . Sponsalia quod attinet, auctoritas ecclesiastica 
judicabit de eorum existentia et quoad matrimonium impediendum effec- 
tibus, servatis, quae idem Concilium Tridentinum et Apostolicae literae, 
quarum initium: „Auctorem fidei,* constituunt.“ 

b)L. I. 3.1. Dig. de dolo: „Quae dolo malo facta esse dicentur, si de his 
rebus alia actio non erit, et justa causa esse videbitur, judieium dabo.“ 

RN g“ 3 3. 1. Dig. ad leg. Aquil. L. 11. Dig. de praescrip. verl. 
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deſſen Seite feine gegründete Urſache zu vem Rüdtritte 
entftanden ift, ver Anſpruch auf den Erfag des wirklichen 
Schadens vorbehalten, welden er aus dieſem Rüdtritte 
zu leiden beweifen fann — eine Verfügung, auf die auch das 
neue Ehegefe verweift, indem es vafelbit e) heißt: „Ueber pas Vor— 
bandenfein der Eheverläöbniffe und deren Einfluß auf 
bie Begründung von Ehehinverniffen entfcheidet das 
geiftlide Geridht. Db und wiefern aus dem Eheverlöb— 
niffe eine Rechtsverbindlichkeit zum Schadenerſatze eıt- 
ftebe, entfcheidet ver ordentlihe Richter nach 88. Ab und A6 
des a. b. G. B. mit Rüdfiht auf pie Verbote des gegen- 
wärtigen Geſetzes.“ — Wir führen dieſe beiven Gefegftellen im 
Zerte unjerer Abhandlung an, weil fie vie Baſis verfelben bilden, ob» 
gleih es uns, da wir bereits an einem anderen Orte f) über den Sinn 
ver erften Stelle uns ausgeſprochen, bier vornehmlich varum zu thun 
ift, vie Tragweite ver letteren ausmeljen zu belfen. 

2. Wenn in freundlicher Fürforge für die Freiheit ver Eheab⸗ 
fchließung, ohne welche nicht leicht ein guter Erfolg zu erwarten ift, 
gleich dem römischen Rechte und ver Joſephiniſchen Gefeßgebung auch 
das allg. bürg. Gefeßbuch ven Sponfalien alle rechtliche Verbinplichkeit, 
wie zur Schliefung der Ehe felbft, jo zur Leiftung desjenigen, was auf 
ven Fall des Rücktrittes bedungen worden ift, entzieht g), gleichwohl 
aber anorpnet, nur „bleibe“ derjenige, auf deſſen Seite feine gegrün- 
dete Urfache zum Röcktritte entſtanden ift, berechtigt Schavenerfag an- 
zufprechen h); fo tft für jeven Lefer, ver die fehöne, präciſe Sprach⸗ 
weiſe unferes allgem. bürg. Gefegbuches zu würdigen verfteht, veutlich 
genug angegeben, daß ein folder Anſpruch nur bei Eheverlöbniffen zu- 
gelaffen werde, welche an ſich, ſtände ihnen nur nicht das ihre Wirk- 
famfeit paralyſirende Gefeg entgegen, zur Abſchließung ver beabfichtig- 
ten Ehe verpflichten würden. Welche Eheverlöbniffe dieß feten, beftimmmt, 
da Berlöbniffe zu den Verträgen gehören, die allgemeine Norm i): 
„Was nicht geleiftet werven kann, was gerabezu unmöglich over uner- 


—R Üehrh, des —— u. f. w. 88. 454. 455. 


6) 8. 45 d. allg. b. G. B. Vergl. ir a .2. 3. Dig. de divort. L. 
Ar ad — L. 2. Cod. de repud. Pat. v. 30. 6. Aug. 178% (Deft. Su 
re Nr. 73). 


ng 878 ?. R 0. ©2. 
Haimerl’d Bierteljahröfgrift f. Rechtow. II. 1. ð 
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laubt ift, kann fein Gegenſtand eines Vertrages fein.” Im Anfchlufje 
an dieſe Norm erklärt fohin, wie bereits oben wörtlich angegeben wor- 
den ift, das neue Ehegeſetz binfichtlich der Katholifen, es habe ver or- 
ventliche Nichter nach ven 88. Ab und 46 des a. b. Gefegbuches mit 
Rückſicht auf vie Verbote dieſes neuen Gefeßes zu entſcheiden. Zu jenen 
Verboten gehören, binfichtlich der Katholifen nämlich, vorweg alle kano— 
nifchen Hinderniſſe, pie der Eheabſchließung mit vernichtender Kraft ent- 
gegenftehen: „Es tft feinem Katholiken erlaubt, fih im Kai- 
fertbume Oeſterreich anders zu verehlidhen, als mit Be- 
obahtung aller Borjhriften, welche das Kirchengeſetz 
über die Giltigkeit ver Ehe aufftellt” k). Aus Chevertöb- 
niffen alfo, vie deßhalb ungiltig fine, weil fie ein kirchliches Ehehinver- 
niß, in des Wortes ftrengerem Sinne, gegen fi haben und darum 
ntcht effectwirt werben fönnen, kann ebenfo wenig wie aus Ehever—⸗ 
löbniffen, die einem in dem neuen kaiſ. Ehegefeße ausgefprochenen be- 
fonderen Eheverbote zuwider find und barum nicht erfüllt werten fol- 
len, ein Anſpruch auf Schavenerfaß entjtehen. Wie nun aber, wenn 
das Eheverlöbniß unter Umftänvden gemacht worden ift, tie zwar fein 
trennendes Ehehinderniß des fanonifchen Rechtes, auch fein Eheverbot 
ver Staatsgeſetzgebung, aber doch ein kirchliches Eheverbot bil: 
ben? Nirgends im neuen Ehegejege werten vergleichen firchliche Ehe— 
verbote als ftaatliche anerfannt, man müßte denn naiv genug benfen, 
bie „biefem Gefege (im Anhange II.) beigefügte Anweiſung,“ fo gewiß 
auch diefelbe fchon durch viefe Bezeichnung und für jeden, ver begreifen 
will, auch fonft no vom Geſetze felbft unterfchieden wird 1), für 
einen integrirenven Theil diefes letzteren anfehen zu wollen, 

3. Demnach fcheint e8, ald müßten Cheverlöbniffe, denen nur ein 
oder das andere rein Firchliche Eheverbot entgegenfteht, bei ver Entfchä- 
bigungsfrage als giltige Verlöbniffe angefehen werden. Allein — e8 
berubt diefe Behauptung doch nur auf einem argumentum a contra- 
rio und folde Argumente find mit einer befonveren Aufmerkſamkeit zu 
prüfen. Läßt fih aus vem Umftande, daß ber Richter bei tem Er- 
fenntniffe über Entſchädigungsanſprüche aus Eheverlöbniſſen insbefon- 
bere an bie Beobachtung ver in dem neueren Chegefege gegebenen Ver— 
bote gewiefen wirt, mit voller Sicherheit fehliefen, er habe vie bloßen 
Derbote ver Firchlichen Ehegefeßgebung nicht zu beachten? Was bie Ge- 


k)$. 3 der Cheaat. 


8 
1) Vergl. ven Eingang des fail. Pat. v. 8. Octob. 1858 und den 8. 3 feines 
I. Anhanges. 
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feße der Kirche verbieten, das ift jenen, die an dieſe Geſetze infolge 
ihrer confeflionellen Stellung gebunden find, ebenfo weuig erlaubt, als 
den Unterthanen eines Staates das erlaubt ift, was ihnen die Staats- 
gefege verfagen: eine Geſetzgebung aber, welche in ver Abficht, „um 
die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über die Ehen ver Katholiken 
mit den Anordnungen ver Fatholifchen Kirche in Einklang zu fegen m)“, 
für ven größeren Theil ihrer Unterthanen ein langes Hauptitüd aus 
ihrem mit ebenfo vielem Mühen als glänzendem Erfolge zufammenge- 
ftellten Civilcoder ftreicht n), würde fich ein ftarfe® Dementi geben, 
wenn fie, als wäre ihr ver Umfang ihrer Yufgabe nicht recht Flar ge- 
worden, in demſelben Augenblide, da fie an bie Durchführung ihrer 
Abficht geht, zwifchen ihren und ven firchlichen Gefegen fchreiende Dif- 
fonanzen gelten laſſen wollte, und Eheverlöbniſſe, welche vie kirchliche 
Geſetzgebung al8 deren Ordnung zuwider verwirft, ihrerfeits doch noch 
anzuerkennen gewillt wäre. — Dei dieſer Auffaffung der Sponfalien- 
frage wird uns der Einwurf nicht ausbleiben, Daß, wenn es Wille ver 
öfterreichifchen Gefeßgebung war, ven über vergleichen Entſchädigungs⸗ 
anfprüche zur Entjcheivung berufenen Richter eben fowohl auf vie blo- 
hen Verbote ver Kirche, wie auf jene des Staates zu weifen, bie be- 
ſchraͤnkte Verweifung auf die eigenen Verbote nicht nur feine Nothwen⸗ 
bigfeit für fi hat, ſondern auch zu irrigen Unfichten verleiten kann. 
Wir fühlen das ganze Gewicht dieſes Bedenkens; dennoch werben wir 
von unferer Meinung nicht abgehen. ‘Die üfterreichifche Geſetzgebung 
fonnte um ver Abſicht willen, welche fie mit dem neuen Ehepatent zu 
erreichen wünfchte, ven bejchränkten Stanppunct, für welchen aus dem 
angeregten Bedenken argumentirt wird, nicht zubalten; fie wollte in 
dem fraglichen $.2. mehr jagen, als fie wirklich gejagt hat und ift fo- 
bin bei viefem Paragraphe eine ertenfive Juterpretation am rechten 
Plate. Daß vie Gefetgebung auf ihre eigenen Eheverbote insbefonvere 
verwies, hat feinen Grund in ver Beſorgniß, man werde faum überall 
fich über vie neue Richtung orientiren und bei ver ‘Deferenz, welche 
binfichtlich ver giltigen Abſchließung einer Ehe katholiſcher Berfonen 
der kirchlichen Gefeßgebung gemacht werben foll, auch wohl leicht vie 
gültige Abjchließung von bloßen Eheverlöbniffen nur nach kanoniſchem 
Rechte beurtheilen. Wie der Paragrapbentert lautet, ift einer folchen 
ertremen Auffafjung ver neuen Ordnung allervings vorgebengt; fürchtet 





m) ©. da? erfle Cit. der vorhergeh. Note, 
n) Ehepat. art. XIII. 


5* 


„A 
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man aber, durch die erclufive Hervorhebung ver ftaatlichen Eheverbote 
bie Annahme veranlaßt zu ſehen, als habe ver weltliche Richter, wenn 
er über eine aus Sponfalten - Verlegung angefprochene Entſchädigung 
erkennen fol, die blos kirchlichen Eheverbote nicht zu beachten, fo über- 
fieht man doch wohl, daß auch pas neue Ehegefeh nach ver „Flaren 
Abficht” des Geſetzgebers, nicht blos nach dem Wortlaute feiner Pa⸗ 
ragraphen zu interpretiren tft. Drängt fih nun bei ver tu Frage ge- 
ftellten Anordnung des Ehegeſetzes vie Alternative heraus, entweder bie- 
felbe als einer voctrinellen Nachhilfe benötbigend anzufehen,, over bie 
oben hervorgehobene Inconſequenz zuzugeben, wer wollte da auch nur 
einen Augenblick anftehen, lieber Jenes als Diefes anzunehmen ? Ober 
fteht etwa dieſem Auswege ein boctrinell anerfanntes Hinverniß ent- 
gegen ? 

4, Wir erlauben uns, fogleih auf einige andere Bedenken, bie 
fih an der einfachen Dictton dieſes Gefetes aufranken, aufmerkſam zu 
machen. Nah dem Wortlaute deſſelben fcheint e8 vorweg, als müſſe 
bei ver Entfchärigungsfrage in Sponfalienangelegenheiten der Katholiken 
ber öfterreichifche Richter immer nur vie Verbote des gegenwärti- 
gen Ehegeſetzes und dabei auch, wenn vie bisher vertheivigte Auffaffung 
richtig ift, vie bloßen Eheverbote ver Kirche berückſichtigen. Im Zufams 
menbange des ganzen Rechtsſyſtemies, in das biefe neue Beltimmung 
aufgenommen worden ift, muß aber auch fie unter gewilfen Beſchrän⸗ 
fungen verftanden werden. A) Die Oefterr. Geſetzgebung befennt fich 
unverholen zu dem in ven Ziefen ver Gerechtigkeit Tiegenven Axiom: 
„Geſetze wirken nicht zurüd; fie haben daher auf vorher- 
gegangene Handlungen und vorher erworbene Rechte kei— 
nen Einfluß” 0). Daß dieſer fchöne Sat in dem neuen Ehegefeße 
nicht weiter zu gelten habe, ift nirgends gefagt und find alle Ausnah⸗ 
men, die in dem neuen Gefeke davon gemacht zu fein fcheinen, gewiß nur 
Scheinbar. Sohin müffen venn auch Sponfalten, vie bereits abgejchlof- 
fen waren, ehe das Faiferliche Patent v. 8. Det. 1856 in Wirkſamkeit 
fam, nur nach den früheren Gefeßen beurtheilt werden. War ein fehon 
vor den 1. Jänner 1857 abgefchlofjenes Eheverlöbniß von darum un⸗ 
giltig, weil ver in vemfelben beabfichtigten Schließung ver Ehe ein von 
der Tegislativen Staatsgewalt aufgeftelltes Ehehinvernig over Eheverbot 
entgegenftand, fo ift c8 auch noch jett, nachdem etwa dieſes Hinverniß 


— — — — —- 


0) 8. 5 des allg. b. G. B. und Abſatz V ſeines Kundmachungspatentes. 
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over DBerbot für Katholifen in Defterreich abgefchafft ift, in ver Regel 
nicht geeignet, daß darauf ein vichterliches Entfchäpigungserfenntniß ge- 
baut werde. Selbſtverſtändlich aber gehören folche Eheverlöbniſſe nicht 
bieher, welche zwar unter ver Herrfchaft ver früheren Ehegefeke, aber 
mit der ausgefprochenen orer aus den Umftänden bervorleuchtender In— 
tention, daß die Ehe erit am 1. Jänner 1857 ober noch fpäter abge- 
fhloffen werden follte, eingegangen wurden. Abgeſehen von dieſem Aus« 
nahmsfalle müffen wir für bie eben ausgefprochene Anficht, es lafſe 
fih aus ſolchen Eheverlöbniffen in der Regel feine Erfaspflicht begrün- 
ven, um fo fefter einftehen, je inniger wir überzeugt find, es haben ver 
Confequenz wegen auch vie Fatholifchen Ehegerichte folche in Abficht auf 
bie Pflicht der Eheabſchließung und vie aus Sponfalten entftehenven 
Ehehinderniſſe für ungiltig anzufehen p). — Seten wir ven umgefehr- 
ten Fall, das vor dem 1. Jänner 1857 abgefchloffene Eheverlöbniß 
batte zwar fein ftaatlicherfeits fpeciell ausgeſprochenes Ehehinderniß 
oder Eheverbot, wohl aber ein rein kirchliches Ehehinverniß over 
Eheverbot gegen fi; fo kömmt bei ver Trage, ob es Binfichtlich der 
Entſchädigungspflicht als giltig abgejchloffen anzufehen fei, Alles dar⸗ 
auf an, wie man in der allgemeinen Anordnung, daß, was „uner- 
laubt,“ kein Gegenftand eines giltigen Vertrages fein fann q), ben 
hervorgehobenen Ausprud zu verftehen habe. Unbefchränft, wie er lau— 
tet, darf derfelbe nach der ganzen Tragweite feiner eigenthümlichen Be— 
deutung, ſohin in Beziehung auf jedes legislative Verbot genommen 
werden, wenn nicht vie klare Abficht des Geſetzgebers dagegen iſt r), 





— 


p) Angenommen, „daß zur Schließung einer Verbindung, welche wahrhaft 
eine Ehe ift, Alle und nur Jene unfähig find, die das Geſetz Gottes und 
der Kirche biezu unfähig erllärt” (8. 12 d. Anweifung f. d. geift. Ger. in 
Deft.) und bar „die Staatsgemwalt durch ihre Anorbnungen nit verhindern 
taun, daß zwiſchen Chriften eine giltige Ehe geſchloſſen werden könne ;” fo 
ift es doch „dem Ghriften eine heilige Pflicht, der Staatögemalt den Gebor: 
ſam zu zollen, zu welchem der Herr felbit una durch feinen Apoftel anweifet. 
Um 5 genauer foll er jene — beobachten, welche den Bedingun⸗ 
gen der ſittlichen Ordnung ſorgſame Beobachtung ſchenken.“ (5. 69 der An⸗ 

nen): Aus diefen Bedingungen der fittlihen Ordnung, für welde aljo durch 

die Ehegeſetze des Staates gurge getragen wird, einerfeits und dem in Folge 
öttlichen Gebote8 der Obrigkeit gebührenden Gehorfam anverfeit3 werben 
ih die weltlichen Ehehinverniffe doch wenigſtens als Eheverbote auffafien 
lajien. Dann aber bedarf es zur Nedhtfertigung des im er Ausgeſpro⸗ 
chenen nur noch einer ganz einfachen harmloſen Reflexion auf den 8. 3 der 

—— wo die Erforderniſſe zu giltigen Sponſalien ausgeſprochen 

in 


) S Note i. 
r) 8. 6 d. a. b. G. B. 
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und kann in fo weit das, was die Geſetze der Kirche verbieten, nie 
Gegenſtand eines giltigen Vertrages, alfo ein Eheverlöbniß, dem auch 
nur ein rein Firchlicdes Ehehinderniß entgegenitand, nie giltig fein. 
Doch in diefer Richtung ift wirklich die primitive Abficht des Gefeg- 
geber3 gegen die eigenthümliche Bedeutung des fraglichen Ausdrucks. 
Die Zeit, in welche die Zufammenftellung des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches fällt, hatte von der Kompetenz des Nechtes zur Chegefeb- 
gebung ganz andere Anſchauungen, als dem neuen Patente zu Grunde 
liegen. Die weitaus überwiegende Doctrin hatte, wie bekannt, damals 
die Meinung aufgenommen und ihr fofort die vaterländiiche Gefetge- 
bung fi angefchloffen, nur der Saatsgewalt gebühre das Recht, Be: 
ftimmungen über die giltige Eingehung der Che zu machen, die fird: 
liche Gefetgebung könne ihrerfeit3, um ihr Intereffe zu wahren, nur 
Eheverbote erlaffen und feien mithin alle Ehehinderniffe des kanoniſchen 
Rechts, in fo weit fie weder im natürlichen Weſen der Ehe begründet 
find, noch dogmatifche Nothwendigkeit für fich haben, nur in Vertre— 
tung der Staatsgejehgebung angeordnet, die folgerecht auch davon nad 
den Srundjägen der Legislativ-Politif und den ſtatiſtiſchen Verhältniffen 
gemäß das Erfprießliche behalten, das Unnöthige abfchaffen Tönne, 
Mar aber dieß der doftrinelle Standpunkt, von dem aus das zweite 
Hauptitüd des allgemeinen bürgerlichen Gefebuches concipirt wurde, 
fo hatte man bei jener allgemeinen Norm, die von der „Möglichkeit 
der Leitung“ bei Verträgen handelt, ganz gewiß folche Fanonifche Ehe: 
binderniffe, die von der bürgerlichen Geſetzgebung felbit nicht anerkannt 
waren, nicht im Auge. Die weitere Folgerung auf Cheverlöbniffe, die 
vor dem 1. Jänner 1857 ungeachtet der ihnen entgegengeftandenen 
rein kirchlichen Ehehindernilfe gemacht worden find, ergibt fih von 
ſelbſt. Es ergibt ſich aber auch anderfeit3 wieder von ſelbſt, daß Ehe: 
verlöbniffe, die vor dem 1. Jänner 1857 unter Verftoß gegen ein von 
der Kirche in ihrem Intereſſe aufgeitelltes Eheverbot eingegangen 
worden find, feine Giltigfett haben Tonnten. Es mag diefe Unterfchei- 
dung für Alle, die das Recht der Gefeßgebung in Eheangelegenheiten 
der Chriſten vorweg bei der Kirche finden wollen, etwas Auffallendes 
haben; von jenem doctrinellen Standpunkte, von welchem aus dag 
allgemeine bürgerliche Gejegbuch codificirt murde, ift fie eine unver: 
kennbare Nothiwendigfeit; das Bedenken aber, das fich dagegen erhebt, 
als habe die Kirche mit den von ihr aufgeftellten Ehehinderniſſen viel- 
leicht doch auch ihre eigenen Intereſſen ſchützen wollen, läßt ſich durch 
die Bemerkung, daß es die Staatsgeſetzgebung der Kirchen-Adminiſtra⸗ 
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tion nicht verwehrt bat, fortan dieß und jenes, was bisher al3 Ehe— 
binderniß gegolten hatte, als ſolches aber von der Staatsgemwalt, wie 
diefe glaubte, mit allem Rechte zurüdgenommen war, als Firdhliches 
Eheverbot in Geltung zu feßen, leicht befeitigen. 

5. Einen meitereu Fall, bei deſſen richterliher Würdigung in 
Abfiht auf Sponfalien-Entfhädigungsanjprüde nicht die Verbote des 
neuen Ehegeſetzes, fondern die Ehehinderniffe und Verbote des allge- 
meinen bürgerliden Geſetzbuches und der dazu gehörigen Verordnun— 
gen zu berüdfichtigen find, gibt B) das Eheverlöbniß, das zwar erft 
jeit der Wirkfamkeit des neuen Ehegejebes, aber von zwei Perfonen 
gefchloffen worden iſt, die zur Zeit ihrer Verlobung der katholiſchen 
Kirche nicht angehörten. Waren ſolche damals noch nit einmal 
Chriſten; fo liegt auf der Hand, daß man die Giltigfeit ihres gegen: 
feitigen Verſprechens, „Sich zu ehelichen,” nicht mit Rückſicht auf Ge- 
ſetze beurtbeilen Tann, die als kirchliche Geſetze nur für Chriſten, als 
Staatögejege gar nur für Katholiken gelten jollen. Der Uebertritt zur 
katholiſchen Kirche macht fie zwar allen diefen Ehegeſetzen unterthänig, 
aber doch erjt für ihr Fünftiges Verhalten, nicht auch in der Art, daß 
folde bei der richterlicden Beurtheilung der vor der Converfion vor: 
genommenen Handlungen al3 Eynofur dienen müßten. — Zu einem 
ähnlichen Reſultate gelangen tvir auch dann, wenn zwei Perjonen, die 
als Akatholiken fich mit einander verlobt haben, fpäter zur Fatho: 
lichen Kirche zurücgetreten find und eine von ihnen dieſes Ehever— 
Löbnifjes wegen Entihädigung anſpricht. Allerdings läßt fih vom 
Standpunkte des Fanonifchen Rechtes jagen, Akatholiken bleiben, da 
der Ungehorfam den Anſpruch auf Freiheit vom Gehorfam unmöglich 
legitimiren kann, an die verpflichtenden Beitimmungen der Kirche, fo: 
bin auch an die kirchlichen Chegefege gebunden s); aber jo wichtig die— 
fer Sat mit feinen Folgerungen für die kirchlichen Ehegerichte ift, fo 


— — 





s) Statt aller Auctoritäten, der geſetzlichen mie der blos doktrinellen, ſei bier 
einer Stelle au der Constit. Benedicti XIV., „Singulari nobis,* 9. Febr. 
1739, erwähnt: „Postremo exploratum habemus, ab haereticis baptizatos, 
si ad eam aetatem venerint, in qua bona a malis dispicere per se pos- 
sint atque erroribus baptizantis adhaereant, illos quidem ab Ecclesiae 
unitate repelli, iisque bonis orbari omnibus, quibus fruuntur in Ecclesia 
versantes, non tamen ab ejus auctoritate & legibus liberari. 
Hoc quidem in transfugis & perduellibus observatum videmus, quos le- 
ges civiles a fidelium subditorum privilegiis omnino excludunt. Leges 
quoque ecclesiasticae privilegia clericalia iis clericis non concedunt, qui 
sacrorum canonum jussa negligunt. Nemo autem sentit, aut perduelles 
aut Clericos canonum violatores suorum principum aut praelatorum auc- 
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wenig Anwendung bat er in dem anbezogenen Falle. Die Entſchädi— 
gungsfrage, auch aus Sponfalien-Angelegenbeiten, gehört nicht vor 
das kirchliche, fondern vor das das mweltlihe Forum t), die weltlichen 
Gerichte aber haben ſich als Organe der Staatsgewalt an jene Nor: 
men zu halten, die ihnen die lettere vorzeichnet. Nun gelten 
fortan für die Akatholiken in Defterreich nicht die kirchlichen, fondern 
die von der weltlichen Legislation ausgegangenen Ehegeſetze u) und 
die kaiſerlichen Gerichte, die in den Eheangelegenheiten derſelben erfen- 
nen, haben ſich demgemäß an das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
und feine Nachtragsbeſtimmungen zu halten. Wohl gibt e8 Ausnahmen 
von der fo eben anbezogenen Confequenz, darunter aber feine, die ſich 
auf Eheverlöbnifle bezieht. Sind aber die Eheverlöbniffe der Akatholi- 
ten, fo lange fie dieß find, nach den meltlichen Ehegeſetzen zu beurthei- 
len, fo müſſen ſolche Hinfichtlich der Entfhädigungsfrage nach diefen 
Geſetzen auch dann noch beurtheilt werden, nachdem die Verlobten fa: 
tholifch geworden find. Es ift dieß eine ganz einfache Anmendung des 
bereit3 oben (Nr. 4) in Anfpruch genommenen Prinzips, daß Geſetze 
nicht zurückwirken, an der wir wieder um fo mehr halten müſſen, je 
weniger mir ohne bejondere legislative Weifung, an der es aber fehlt, 
davon abzugeben berechtigt find. 

6. Eine dritte Ausnahme von der Regel, daß bei dem richter- 
lichen Erfenntniß in Sponfalien-Entfhädigungsformen die Verbote des 


toritati non subjacere. IIaec exempla pertinent ad quaestionem: ut enim illi 
imperio sic haeretici Ecclesiae subditi sunt & legibus ecelesiasticis tenentur. 
Quum vero inter Ecclesiae leges illa quoque recenseatur, quae matri- 
monia illorum, quorum alter rite baptismum acceperit, secus alter, rata 
non habet; in nostra etiam quaestione statuendum crit, cum mulier 
haeretica baptismo initiata Hebraco nupsit, matrimoniun illud pro irrito 
habendum esse.“ 

t) Daß ehedem überall — und jest noch an vielen Orten die firchlichen Gerichte 
auch über diefe Angelegenbeit entjcheiden, präjudicirt begreiflih der rationel- 
len Gompetenzfrage nicht. Wollte man aber diefe biftorifch unleugbare Inter— 
vention kirchlicher Jurisdiction al3 eine au3 der Natur der Sache rejultirende 
Nothwendigkeit erklären, weil die Entichädigungspflicht deſſen, der widerredht: 
lich beihädigt bat, Gewiſſensſache fei, jo müßten wir feine einzige Rechts— 
frage, die man nicht aus demjelben oder einem fehr äbnlidhen Grunde vor 
das forum Ecelesiae ziehen könnte. Wie weit hat man dann noch zu dem 
Syſteme hierofratifher Alleingeltung ? 

u) Eine ganz andere Frage wäre es, ob dieß, natürlih unbeſchadet ver den 
Alatholiten in Oeſterreich zuftehenden Toleranz, fo fein müſſe, ob es nicht 
wenigſtens in Abfiht auf die Sindernilte der Che auch anders jein 
könnte — vielleicht um der Schwierigteiten wegen, auf welche dieſe Differenz 
führen muß, wir aber bier zu mweifen feine Aufforderung haben, über kurz 
oder lang werde anders werden? 
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neuen öfterreihifhen Geſetzes zu berüdjichtigen find, machen C) die 
zwar von Katholiken und erit feit dem 1. Jänner 1857, aber von ka— 
tholiſchen Ausländern mit der vertraggmäßigen Beitimmung, daß die 
Ehe nicht in Defterreich eingegangen werden folle, abgejchlofjenen 
Eheverlöbniffe. Sole Sponfalien, gleichviel ob fie in oder außer 
Defterreich verabredet worden find, ftehen mit den öfterreichifchen Ehe— 
verboten in faſt gar feiner Beziehung. Von einer Unmöglichfeit der 
Leiſtung in Folge öfterreihifcher Gejege, die der Eheabſchließung in 
Defterreich entgegenftänden, kann da natürlich feine Nede fein, und — 
die perjönliche Fähigkeit der Fremden zu Rechtsgeſchäften, alfo aud 
zur Abjchließung von Eheverlöbniffen ift insgemein nach den Geſetzen 
des Ortes, denen der Fremde vermöge feines Wohnfites, oder, wenn 
er feinen eigentlihden Wohnfit bat, vermöge feiner Geburt als 
Unterthban unterliegt, zu beurtbeilen, in jo fern nicht für einzelne Fälle 
in dem Gejege etwas Anderes vorgejchrieben iftx). Ausnahmsweiſe 
nur würde ein ſolches Eheverlöbniß für ungiltig anzujehen fein, wenn 
einer der beiden Ausländer zur Zeit, als fie fich nit einander verlob: 
ten, von einem öfterreichifhen Strafgerichte wegen eines Verbrechens 
rechtskräftig zum Tode oder zur Strafe des ſchweren (ſchwerſten) Ker⸗ 
fer3 verurtbeilt war y). 

Welche Geſetze nun aber, abgeſehen von dem bervorgehobenen 
Ausnahmsfalle, für das richterlihe Erfenntniß in ſolchen Sponfalien- 
ſachen maßgebend fein müffen, ergibt ſich von felbft aus der Bemer- 
fung, daß einerfeit3 der Unterthban auch im Auslande an die Geſetze 
feiner Heimat, in fo weit diefelben nicht blos Iocale Bedeutung haben, 
gebunden bleibt, anderfeit3 aber Fremden nicht erlaubt fein Tann, was 
den Inländern verboten, den Ausländern nicht insbeſondere verftattet 
ift. Ob übrigens diefe Gefege der Heimat und des Ortes, an welchem 
die Ehe eingegangen werden foll, von der Staatsgewalt oder von der 
kirchlichen Auctorität ergangen find, kann hinſichtlich katholiſcher Per- 
jonen nad) der Deferenz, welche die öfterreihifche Regierung der Kir: 
hen-Auctoritit vertragemäßig, durch das legte Concordat, gemadt 
bat, keinen Unterfchied begründen. Und fo müſſen immer auch bei 
ſolchen Eheverlöbniffen der Ausländer die kirchlichen Ehehinderniſſe 
und Eheverbote von dem öſterr. Richter, der über die Entſchädigungspflicht 
aus einem Verlöbniß zu erkennen hat, ſelbſt dann noch berückſichtigt 


Er & des allg. bürgl. G 
y) 8. 12 des Ehepat. mit 58. 5 37—41 des St. ©. vom Jahre 1852. 
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werden, wenn ſolche von den Staatsgeſetzen jenes Ortes nicht berück⸗ 
fihtigt würden. 

7. Wie wir dem bisher Erörterten zufolge die Schlußmworte 
unferes Paragraphen, jo allgemein fie lauten, doch nur unter gewiſſen 
Beſchraͤnkungen verftehen können; jo finden wir in ihnen felbit wieder 
eine Beihränfung der Eingangsmorte diefer Gejebesftelle. Nach 
denfelben nämlich hat e8 den Anjchein, als habe der ordentliche Nichter, 
ebe er ſich über die Entſchädigungspflicht ausfpricht, das Firchlichgericht- 
lie Urtheil über das Borbandenfein eines Eheverlöbniſſes abzumar- 
ten. Denn, beißt e8, genau nach der bereit3 oben anbezogenen Stelle 
des Goncordates, „über das PVorhandenfein der Eheverlöbniffe und 
deren Einfluß auf die Begründung von Ehehinderniffen enticheidet dag 
geiitliche Gericht.” Lag aber wirklich diefe präjudicielle Stellung im 
Sinne der Geſetzgebung; dann begreift man nicht recht, warum erit 
wieder der ordentliche Richter auf „die Verbote des gegenmärtigen Ge: 
feße8” verwieſen fein jol. Oder wäre der Civilrihter, nachdem das 
kirchliche Chegericht über das wirkliche Vorhandenfein eines Cheverlöb- 
niſſes ſich ausgeſprochen, erit noch bemüffigt, ſeinerſeits nachzufehen, 
ob nicht etiva doch ein ftaatliches Eheverbot, aljo vielleicht gar auch 
ein fanonifcheg impedimentum dirimens deſſen Giltigfeit entgegen: 
ftand (Nr. 2)? Wir brauchen nicht erft auf das Unwürdige, Abfurde, 
das in einer folden Zumuthung läge, aufmerkſam zu machen. Es 
wird dasjelbe aber nur dann vermieden, wenn der ordentliche Richter 
in jelbitjtändiger Stellung auch über das Vorhandenſein eine Per: 
löbniffes, verjteht fih, nur in der Richtung und zwecks der von ihm 
auszutragenden Entihädigungzfrage zu erkennen berufen iſt, alfo die 
Eingangsivorte des fraglichen Paragraphen nur dahin verftanden wer: 
den, daß das geiltlihe Gericht über das Vorhandenfein von Ehever: 
löbniffen in fo weit, aber aud nur in jo weit zu enticheiden babe, 
als es fih um deren Einfluß auf die Schließung einer ehelichen Ver: 
bindung felbft handelt. Allerdings Tann es fich bei diefer Auffaffung 
des Geſetzes treffen, daß der kirchliche Nichter ein Eheverlöbniß als 
giltig anerkennt, welches der Civilrichter als ein ungiltiges anfieht 
oder umgekehrt; bei dem Umijtande aber, daß in den ridhterlichen Ur⸗ 
tbeilen, mie des Eirchlichen, jo des weltlichen Richters, von der Gil: 
tigkeit oder Ungiltigfeit de Verlöbniſſes nicht geiproden, nur auf 
Vorausſetzung der einen oder der anderen über ein anderes Objekt 
verfügt wird, erjcheint der fupponirte Widerſpruch wenigſtens nicht 
als ein formulirter, und wird um fo leichter überſehen, je gewifjer es 
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it, daß es ja auch Fälle genug gibt, in denen troß des giltigen Ehe 
verlöbnifies kein Erſatz zu leiften ift, und umgekehrt troß des ungil- 
tigen Verlöbniſſes Entſchädigung geleiltet werden muß. 

8. Wir nehmen zunächſt die Fälle, da, ungeachtet das Verlöbniß 
nicht giltig eingegangen worden ift, dennoch Schadenerjag geleijtet wer: 
den muß. Dieß feheint nun zwar wider die Worte des bisher betrach: 
teten Paragraphen unferes öfterreichifchen Ehegeſetzes, indem es dajelbit 
beißt, der ordentliche Richter habe zu entfcheiden, „ob und in mie 
fern aus dem Eheverlöbniffe eine Rechtsverbindlichkeit zum 
Schadenerſatze erfolge;” die nähere Betrachtung der Sache aber führt 
zu einer anderen Weberzeugung. Ebeverlöbniffe nämlich haben das 
Weſen von Verträgen an fich, bei diefen aber wird mitunter eine Er- 
faßpflicht auch dann begründet, wenn fie ungiltig find z). Hat ein 
Theil den Umftand, welcher der giltigen Abfchließung des Verlöbnifies 
entgegenftand, gewußt, oder auch nur aus fchuldbarer Unmifjenheit 
nicht gewußt, fo ift er unter Vorausfegung der Bedingungen, unter 
denen giltige Eheverlöbniffe, die nicht effectuirt werden, eine Erſatz⸗ 
pfliht begründen, ebenfalls erfagpflichtig. Die Anwendung auf den 
Rechtsirrthum, in welchem etwa jeder Theil oder doc) der eine befan- 
gen ift, bedarf nicht erft einer langen motivirten Durchführung, da es 
wortflar beißt, Niemand könne fich, fobald ein Gefeg gehörig Fundge- 
macht ift, damit entfehuldigen, daß ihm dasfelbe nicht befannt gewor⸗ 
den jei aa). Insbeſondere wird derjenige, der aus Rechtsunwiſſenheit 
ein an jich ungiltiges Cheverlöbniß als giltig annahm und im Ber: 
trauen auf folches Auslagen machte oder einen andern Vermögensver- 
luft fih zuzog, feinen Erfaß fordern können, da er den Schaden, über 
den er klagt, ſelbſt verfchuldet hat. Hätte aber der andere Theil von 
der Ungiltigfeit Kenntniß gehabt, oder mar er auch in derfelben 
Rechtsunwiſſenheit, fo ftellt fih der Schaden als eine beiderſeits ver- 
ſchuldete Folge des ungiltigen Verlöbniffes heraus, ift fohin won Bei- 
den zu tragen bb). 

9. Das neue Ehegeſetz weiſt binfichtlic der Entihädigung wegen 
nicht zu Stande gelommener, obwohl gegenfeitig verfprochener Verehe- 
lihung auf die 88. A5 und 46 des allgemeinen bürgerlichen Gejegbuches. 
In fo weit alfo diefe Paragraphen verfügen, ift von irgend einer kirchen⸗ 


2) 8.878 des a. b. ©. 2. 
a2)8.2d.a.b.®. 2. 
bb) 8. 1304 d. a. b. ©. B. 


@ 
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rechtlihen Beftimmung, die ſich dahin beziehen ließe, feine Rede. 
Folgerecht können wir felbft keine abweichende Beitimmung anerkennen, 
die in der Anweiſung für die geiftlihen Gerichte des Kaiſerthums 
Defterreih vorlömmt. Sole Abmeichungen vom Inhalte des 8. A6 
des a. b. ©. 8. aber fcheint der 8.9 der anbezogenen Anweifung zu 
enthalten: Er lautet: „Wer obne rechtmäßigen Grund von dem Ehe: 
verlöbniffe zurüdtritt oder einen rechtmaͤßigen Grund zum Rücktritte 
entweder verheimlicht oder durch fein Verfchulden berbeigeführt bat, 
ift verpflichtet, dem andern Theile den Schaden, welcher für diefen 
aus dem Rücktritte entiteht, nach Maßgabe der Perfonen und Per- 
bältniffe zu vergüten.” Dagegen jagt $.46 des a. b. ©. B.: „Nur 
bleibt dem Theile, auf defjen Seite feine gegründete Urſache zum 
Rücktritt entitanden ift, der Anfprud auf den Erſatz des wirklichen 
Schadens vorbehalten, den er aus diefem Rücktritte zu leiden beweiſen 
kann.“ In den nachfolgenden Nummern follen dieſe beiden Stellen 
gegeneinander gehalten werden. 

10. Die eine diefer Stellen ſpricht von der Pflicht zur Entſchä— 
digung, die andere von dem Rechte, diejelbe zu fordern. Um nun aber 
bei unjerer Redynung auf gleiche Benennungen zu kommen, fragen wir 
vorerft, wer denn nad) öfterreihiichem bürgerlichen Rechte die Pflicht 
babe, wegen nicht erfüllten Verlöbniſſes Schadenerfag zu leiten? 
Allerdings liegt bier die Verſuchung ſehr nahe, nah einem Schluſſe 
aus 8.46 des a. b. ©. B. denjenigen für erjaßpflichtig zu erklären, 
auf deſſen Eeite eine gegründete Urſache zu dem Rücktritte entſtanden 
ift. E3 führt aber, wie der Verfaſſer dieſes Auffabes im Widerfpruche 
mit einer früher gangbaren Theorie bereit? an einem anderen Orte 
zu bemerfen Gelegenheit hatte cc), zu Nejultaten, die am allerwenig- 
ften in der Richtung der Öfterreichifchen Geſetzgebung liegen. Wir kön⸗ 
nen uns nicht überreden, daß dieſe Gefeggebung, fo eng fie fich fonft 
an dag natürliche Rechtsgefühl anfchließt, beiſpielsweiſe ein Mädchen 
für erfaßpflichtig anfehen wolle, das der Bräutigam nur darum ver: 
laſſen bat, weil es das unverfchuldete Unglüd getroffen, zu erblinden 
oder die Naſe zu verlieren? Einer ſolchen Zumuthung, bätte fie auch 
eine gewille philoſophiſche Conſequenz für fih, müßte bei Allen, die 
davon hören und nicht dreifaches Erz um ihr Herz haben, einen Schrei 
des Entſetzens ausprejlen. Und doch follten dieß die Commiffionen, 
welche feit Maria Therefia in Defterreich das bürgerliche Recht zu 


— 


cc) Lehrbuch des Kirchenrechtes, F. 465. 
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codificiren hatten, in Borfchlag gebracht, dieß der Kaiſer Franz 
Janctionirt haben? Vielleicht jene troß der denfwürdigen Sinitructionen 
der großen Kaiferin, dieſer ungeachtet feines ſchönen: „Justitia fun- 
damentum regnorum ?* Können wir aber jenen Schluß aus $. 46 
d. a. b. G. B. nit annehmen, jo müfjen wir und zu der Meinung 
befennen, daß auch die VBerflihtung zur Entſchädigung bei Eheverlöb-: 
niffen nach jenen humanen Grundfäten, melde das allgem. bürgerl. 
Gefegbud im XXX. Hauptitüc feines zweiten Theile vorträgt, zu 
beurtbeilen fei, daß aber diefe Pflicht mwegfalle, wenn auf Seite des 
andern Theiles, der dieſer Pflicht gegenüber als berechtigt erſcheinen 
würde, eine gegründete Urſache zum Rücktritte entitanden ift. Wie 
diefe Urſache entftanden, ob mit oder ohne Verſchulden desjenigen, 
auf deflen Seite fie zu finden ift, kann bei der Allgemeinheit des ge: 
feßlihen Ausdrudes ebenfowenig von Bedeutung fein, als der Um: 
itand, daß der Rücktritt in der That aus einem ganz anderen Grunde 
erfolgt ift oder der Rücdktretende von jener anderen „gegründeten 
Urſache“ vielleicht gar Feine Kenntniß hatte. In mie meit diefe un: 
terfcheidungslofe Beichräntung des Rechtes, wegen nicht realifirter 
Sponfalien Schadloshaltung zu fordern, die ratio naturalis für fi 
babe, gehört nicht in die gegenwärtige Unterfuhung; gewiß aber ift 
diefe Reftriction, die wir (mit Zurüdnahme einer früheren Meinung) im 
engen Anfchluffe an den Paragrapbentert behaupten müffen, der Bil: 
ligfeit gemäßer, ala die oben beitrittene Doftrin, die eine unterfchei- 
dungsloſe Verpflichtung zum Erfate aus dem 8.46 d. a. b. © B. 
beraugargumentirt. 

11. Betrachten wir nad diefen Erwägungen den $. 9 der An 
weilung für die katholiſchen Ehegerichte in Defterreih, jo finden mir 
einer ſolchen Beſchränkung des Rechtes, Schadenerfag zu fordern, die 
natürlich zugleich eine Beſchränkung der „Pfliht des Schadenerfaßes“ 
it, gar nicht erwähnt. Wer es nicht weiß, daß er wegen der bei dem 
anderen Verlobten eingetretenen Veränderungen beredhtiget ift, vom 
Eheverlöbnifje zurüdzutreten, dennoch aber von demfelben zurüdtritt, 
etwa weil ihm eine reichere, jchönere Parthie in Ausficht fteht, von 
dem kann man gewiß noch fagen, daß er „ohne rehtmäßigen 
Grund zurüdtritt“, weil denn doh der Grund, aus dem er 
von feinem Verſprechen abgeht, feine rechtliche Billigung für fi haben 
kann: follte er aber verpflichtet fein, den Schaden zu erfeßen, den ber 
andere aus dieſem Rücktritt zu leiden beweiſen Tann? Eben fo menig 
fönnen wir nad Maßgabe des 8. 46 des a. b. G. B. denjenigen als 
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erfaßpflichtig anjehen, der zwar den Grund, aus welchem der andere 
rechtmäßig zurüdgetreten ift, durch fein Verfchulden herbeigeführt bat, 
aber auch einwenden Tann, daß auf Seiten des anderen Theiles jelbit 
auch eine Urſache zu gleicher Zeit oder noch früher entitanden ift, die 
feinerfeit3 den Rücktritt begründen Eonnte. 

12. Der zur Betraditung gezogene Paragraph der Anmweifung 
für die kath. Eheg. in Defter. erflärt auch denjenigen, „der einen recht- 
mäßigen Grund zum Rücktritt verheimlicht,” für erſatzpflichtig. Dar- 
unter ift offenbar nur der Fall zu veritehen, daß er bei Abfchließung 
des Eheverlöbnifjes einen ſolchen Umſtand verſchwiegen bat, unter deſſen 
Dafein, wenn der Andere davon gewußt hätte, es aller Wahrfchein- 
lichkeit nad) ſchwerlich zu dem Verlöbniffe gelommen wäre dd). So 
allgemein, wie diefe Erklärung des Paragraphen lautet, wird jelbe 
fih kaum anders, als durch eine analoge Anwendung der bei der Ge: 
wäbhrleiftung geltenden Grundſätze des öfterr. Rechtes Iegitimiren; dann 
aber dürfte man als Juriſt doch wieder fragen, warum es, fol eine 
Haftung für Schadenerfaß beſtehen, auf eine Verheimlichung an: 
kommen müſſe. Die Pflicht der Gemwährleiftung ift auf das Willen des 
Mangels, der zu vertreten ift, nicht bedingt. Folgerecht dazu müßte die 
Braut jedenfall3 Erſatz leiten, wenn fie fchon bei Eingehung des Ehe: 
verlöbniffes die gewöhnlich vorausgefegten Eigenſchaften nicht bat, der 
Bräutigam jedoch erjt jpäter davon Kenntniß erhält und deßhalb zu— 
rüdtritt. Ein Gleiches müßte umgelehrten Falles aud zu Gunften der 
Braut gegen den Bräutigam behauptet werden ee). 

13. Wir haben noch einen anderen Anftand. „Wer, beißt es, 
„ohne rechtmäßigen Grund von dem Eheverlöbniffe zurüdtritt“, ift zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet. Wer alfo, fünnte man fchließen, aus 
einem rechtmäßigen Grunde zurüdtritt, wäre auch derfelbe auf feiner 
eigenen Seite zu finden, der braucht feinen Erſatz zu leilten. Daß diefer 
Schluß ganz im Sinne der Anmeifung für die Eatholifchen Ehegerichte 
in Defterreich fei, ergibt ſich ohne alle Schwierigfeit aus den 88. 7, 
8 und 10 in ihrem Zufammenbange mit $. 9 diefer Anmeifung. Iſt 
dieß aber auch fo im Sinne des allgem. bürgerl. Geſetzbuches? Mer 
unter Vorausfegungen, auf denen die Giltigkeit eines Vertrages be- 
ruht, ein Eheverlöbnig macht, und dadurch denjenigen, mit dem er fich 
verlobt veranlaßt, in nothwendiger Fürjorge zwecks der bevoritehen- 


dd) ©. 8. 6 d. Anweiſ. f. d. k. Eheger. 
ce) ©. 88. 922 u. 93 d. a. b. G. B. 
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ben Aenderung feiner Verhältniffe Auslagen zu machen, die er jonit 
nicht gemacht haben würde, Beziehungen aufzugeben, die er fonft nicht 
aufgegeben hätte, von dem wird, wenn er hinterher von jeinem Ber: 
ſprechen zurüdtritt, weil er lieber ledig bleiben will, wohl doch nicht 
ohne Grund gejagt werden fünnen, daß er den Schaden, den der An: 
dere daburch leidet, rechtswidrig veranlaßt, verfhuldet habe. Die 
Gefeßgebung hindert ihn nicht zurüdzutreten, denn fie ftellt jein „por: 
läufiges Verſprechen“ ausnahmsmeife ff) nicht unter die Garantie 
des Rechtszwanges; aber fie kann und will ihn der natürlichen in das 
Herz mit unverfennbaren Zügen eingefchriebenen Pfliht, Wort zu 
balten, nicht überheben, kann und mil ihn der natürlichen Nechts- 
pflicht nicht überheben, den aus dem Treubrude, und wäre er auch 
durch asketiſche Zwecke motivirt, entitandenen Schaden zu erjeßen gg). 
Man kann dagegen nicht excipiren, daß der aus Gontinenzgründen vom 
Eheverlöbnifje Zurüctretende fi) doch nur feines Rechtes gebrauche, 
alſo für den daraus entftehenden Schaden Niemanden verantwortlich 
jeihh). Denn von einem Rechte, aus foldhen Gründen das gegebene 
Wort zurüczuziehen, ift im ganzen bürgerlichen Geſetzbuche nirgends 
eine Rede, und aus dem Umftande, daß die öfterreihiiche Gefeßgebung 
durch ihre Gerichte nicht bemüfligt, gemachte Eheverlöbniffe in Er: 
füllung zu bringen, folgt doch wahrlich noch nicht, daß fie Demjenigen, 
ber ein ſolches Verlöbniß abgefchloflen, ein Recht gibt, aus asketifchen 
Gründen davon abzugehen. Und felbft wenn man jet, feit dem Con: 
cordate und dem darauf gebauten neuen Ehegeſetz, eine Combination 
des öfterreihifchen mit dem kanoniſchen Rechte bezüglich der Spon- 
jalien annehmen mollte, fünnte man doch nad dem Geifte der öfter- 
reichiſchen Gejeßgebung ein folches Recht zum Rücktritte nur vorbe- 
baltlich der Entſchädigung des anderen Theiles, auf deffen Seite feine 
gegründete Urſache zum Nüdtritt entftanden ift, anerfennen wollen. 
Wie Fönnte eine humane Gefeßgebung nur einen Augenblid Anftand 
nehmen, fi für den ſchuldlos Beichädigten genen jenen zu erklären, 
der durch voreilige Zufagen und Verheißungen, mohl gar durch Un: 
befonnenbeit oder Wankelmuth den Schaden verurfaht bat? Iſt es 
nicht dieſes Princip, nad welchem das neue Ehegefe ii) im ftrengen 


f) 8. 936 d. a. b. G. B. 
gg) \ 17 d. a. b. G. B. 
hh) 8. 1305 d. a. b. ©. 2. 


ii) $. 20, 
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Anichluffe an eine bereits im allg. bürg. Geſetzbuche enthaltene Norm kk) 
verordnet: „... Wird die Vollmacht vor Schließung der Ehe wider: 
rufen, fo ift fie dadurch zwar außer Kraft gefebt, aber ber Machtha: 
ber bleibt für den durch feinen Widerruf verurfadhten Schaden 
verantivortlih ?“ Ein ambderer Ausflug aus diefem Principe ilt 
die "zwar neue, aber mit Rückſicht auf die legislativerfeit® der 
Kirche gemachten Conceſſionen oder, menn man lieber will, Reſti⸗ 
tutionen, ganz ſchöne Anordnung 1): „Wird eine Ehe dadurch getrennt, 
daß der Eine Gatte vor Vollziehung derfelben die feierlichen Gelübde 
ablegt, fo verbleibt dem anderen bis zu feiner allfälligen Wiederver⸗ 
ebelihung das Recht auf den anftändigen Unterhalt.” — Im allgem. 
bürger!. Geſetzbuche wird dem Pfandgläubiger ausdrüdli dag Recht 
beigelegt, „das Pfand, in fo weit er ein Recht darauf hat, einem 
Dritten wieder zu verpfänden“ mm); doc, hat er biefes gethan, „fo 
baftet er jelbft für einen folden Zufall, wodurch das Pfand bei ihm 
nicht zu Grunde gegangen oder verfchlimmert worden wäre nn).” Dem 
Eigenthümer einer in Beltand gegebenen oder ausgeliehenen Sache 
bleibt noch immer da3 Recht, die Sache zu veräußern, und der neue 
Eigenthümer ift in der Regel berechtigt, die Sache zurüdzunehmen; 
der Beitandnehmer oder Entlehner aber hat dag Recht, von dem Be: 
ftandgeber, beziehungsweife Berleiher (Commodant) „in Rückſicht auf 
den erlittenen Schaden und entgangenen Nuten eine vollkommene 
Genugthuung zu fordern” 00). Kein Gläubiger ift verpflichtet, feine 
Forderung zu betreiben: aber „auch der Gläubiger ift dem Bürgen in 
fo weit verantwortlich, als diefer megen deſſen Saumfeligfeit in Ein- 
treibung der Schuld an Erholung des Erſatzes zu Schaden fommt” pp). 
Und diefen Ausfprüchen gegenüber fünnte man, wenn jemand durch 
Ablegung der feierlichen Gelübde oder durch den Empfang der höheren 
Weihen das Eheverlöbniß auflöft, zu deſſen Gunften den Satz geltend 
machen wollen: Qui jure suo utitur, neminem laedit? Wir wollen 
den Vertretern der entgegengejegten Anficht gerne zugeben, daß vom 
kanoniſchen Standpunfte allein angefehen derjenige, der um des Dr: 
densftandes willen oder der höheren Weihen wegen von dem Ehever: 
löbniſſe zurüctritt, hinfichtlich des Rücktrittes felbit ohne Verſchulden 


kk) 8. 76 d. a. b. G. B. 
1) $. 58 d. Chepat. 
mm) $. 454. 
on) 8. 460 d. a. b. G. B. 
00) $. 1120 d. G. B 


9 4— 


a. b. 
pp) 8. 1364 a. b. G. B. 
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jet; das Verſchulden aber, das mir dießfalls in Anſpruch nehmen, 
liegt in der voreiligen, unüberlegten Abichließung des Verlöbniſſes. 
Wenn man dagegen die Einwendung vorbringen wollte, daß „dein Ver: 
Iobten erft nah Eingehung der Eponfalien fein Beruf zum Ordens— 
ftande oder zum Empfange der heiligen Weihen Elar geworden fein 
kann“, fo ereipiren mir mit der Bemerkung, daß damit noch nicht 
alles Verſchulden megfällt, wenn nicht auch bewiefen wird, daß es ihm 
bei Eingehung des Verlöbnifjes nicht hatte Kar fein können, ja daß 
jelbjt, wenn dieß bewiefen würde, noch ein imputables Verſchulden 
übrig bliebe, weil er, im Unflaren über feinen Beruf, lieber fich nicht 
bätte verloben follen. So mag wohl aud ein guter, bereit der älte- 
ren Tirchenrechtlichen Literatur angehöriger Gelehrter raifonnirt haben, 
auf deffen Erklärung mir und in voller Genehmigung der feinerfeits 
dafür angeführten Gründe nebenbei auch noch berufen wollen. Ob: 
wohl felbit dem asketiſchen Leben angehörig, lehrt er do: „Si vero 
de facto aliquis post sponsalia sacros ordines suscepisset, ma- 
trimonium amplius contrahere non deberet, nec posset, quia 
sacri ordines sunt impedimentum dirimens matrimonü. Interim 
talis ordinatus ex aequitatis ratione resarcire deberet damna 
et expensas sponsae, quas intuitu nuptiarum fecit; eademque 
expensarum restitutio secundum probabiliorem sententiam etiam 
ab ingrediente monasterium fieri debet arg. L. si pecuniam 5. 
Dig. de condict. causa data etc., ne privilegium ingredienti re- 
ligionem in nimis magnum alterius praejudicium extendatur qq). 
Auf daſſelbe Resultat ift ein neuerer Schriftiteller geiftlichen Standes 
gefommen. Wenn, fagt errr), die Kirche die Erwählung eines voll: 
fommeneren Lebensſtandes gutheißt; jo kann fie dieß jedoch nur info: 
fern, als diefe Wahl mit den ftrengen Forderungen der Gerechtigkeit 
vereinbar iſt. Es wird daher der Verlobte, welcher eine höhere Weihe 
empfangen, oder in einen vom apoftoliichen Stuhle approbirten Orden 
eintreten will, zuerft und vor Allem den andern Theil, wenn er jonft 
feinen Grund zum Zurüdtritt von den Sponfalien aufweilen Tann, 
Ihadlos halten müſſen. 


qq) Engel, Jus can. lid. TV. tit. 1. $. 3. N. 8. 

rr) Nit, KAnopp, Ausführliche Darftellung der firdhlichen Lehre von den 
Ehehinderniflen, IV. Abtheil. S. 68 —— 1851). Er beruft ſich 
noch auf die Conference d'Angers T. XV p. 


Saimer!’d Bierteljahröfchrift f. Rechtew. II. 1. 6 


— J 
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14. Endlich bringen die Schlußworte des 8. 9 der Inſtruction, 
welche ven Schaden „nach Maßgabe ver Perfonen und BVerhältniffe zu 
vergüten“ fuchen, eine nicht unbeveutende Differenz zwifchen ven Inhalt 
dieſes und ven inhalt des 8. 46 d. allg. bürgerl. Geſetzbuches. Welches find 
bie Berfonen-Unterfchieve, auf vie es hier anlommen foll? Iſt e8 der 
Unterfchiev des Gefchlechtes, fo daß etwa nur vie Braut oder umgelehrt 
nur der Bräutigam over doch nicht beive in gleichem Maaße auf Ent- 
ſchädigung rechnen follen? Soll man zwifchen Hoch und Niedrig, zwifchen 
Reich und Arm unterfcheiven? Das allg. bürgerl. Gefeßbuch Tennt in 
feiner Unterftellung Aller unter das gleiche Geſetz folche Unterfcheidungen 
nicht; Ulle, weh’ Gefchlechtes, Stanves- oder Vermögens fie immer fein 
mögen, haben vafjelbe Recht, d. h. in ver objchwebenven Frage — ben 
Anfpruh auf ven Erfat des wirklichen Schadens, denn fie aus bem 
Rücktritt, oder was dieſem gleichftehen muß ss), zu leiven beweijen Tönnen. 
Auffallend ift es überdies auch, daß der anbezogene Paragraph ver 
Inſtruction für die kirchl. Eheger. das Epitheton „wirklich“ nicht hat, 
fondern einfach von dem Schaden fpricht, welcher aus dem Nüdtritte 
entfteht. Im Zufammenhange tiefer unbefchränkten Diction mit ven 
nachfolgenden Worten: „nah Maßgabe ver Perfonen und Ber- 
hältniſſe“ könnte man vielleicht auf ven Gedanken kommen, ver 
angenommene Schavenerfag fei von einer Abfindung ver treulos ver- 
laffenen over aus einer vom anderen Theile verfehulveten Urfache zurüd- 
getretenen Braut zu verftehen, viefe Abfindung aber, wie erjt neueſtens 
wieder ven Defterreichern begreiflich gemacht werben wollte, „in einer jähr- 
lichen Unterhaltungsfunme over in einer eigentlichen Dotirung vom 
ordentlichen Nichter zu beftimmen.” ‘Doch fo viel auch Tängft fchontt) 
aus ver kirchlichen Gerichtspraris dafür gejagt worven ift, und fo 
fategorifch auch die Dictate einer modernen überfchwänglichen Doctrin 


ss) Eollte es nicht gleihviel fein, ob ein Verlobter ohne gegründete Urfache 
zurüdtritt oder das Verlöbniß dadurch auflöst, daß er feinen Tod durch 
Selbitmord oder auf eine andere ſchuldbare Weife berbeiführt oder bie 
Entſtehung eines eigentlihen Chebinderniffes verjhuldet? Wir werden 
uns nur confequent bleiben, wenn wir der Meinung find, daß in dem 
Falle, da zwei Nichtchriften ein Cheverlöbniß mit einander eingegangen 
haben und der Eine nachher zum Chriftentbum übergetreten ift, Folglich 
die Abſchließung der Che unmöglich gemacht hat, der Convertit troß feines 
gehabten Rechtes zum Webertritte und wie löblih aud vom katholiſchen 
tandpunfte feine Handlung iſt, dennoch zum Schadenerſatze verpflichtet 
jei. Die Gerechtigkeit unterjcheibet fo wenig, wie die Liebe, zwifchen den 
verjchiedenen Glaubensgenoflen ($. 39 d. a. h. G. 2. 
tt) Reiffenftuel, Jus eccles. lib. IV. lit. 1, $. 5, N. 169, sq. 
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barauf Tauten; in Dejterreich kann von einer folchen Brautabfindung 
um jo weniger bie Rede fein, je beutlicher und präcifer das Geſetz, 
auf das allein es bier anfommen fol und aufommen kann, nur vom 
Erſatze des wirklichen Schadens fpricht, worunter doch nur der Erjaß 
des Nachtheiles verftanden werden kann, welcher vem andern Theile un 
feinem Vermögen over Rechten durch den Nüdtritt, oder was dieſem 
gleichgelten muß, zugefügt worden iftuu). Selbft in dem Fulle, va das 
Eheverlöbniß an einem Drte eingegangen worden ift, an welchen das 
Civilreht eine ſolche Abfindung anerfennt, könnte ber öfterreichifche 
Richter nicht darauf ſprechen. Wohl hat verfelbe Rechtsgeſchäfte, welche 
Ausländer mit Ausländern over mit öfterreichifchen Unterthanen over 
diefe mit einander im Auslande vornehmen, unter Beachtung beifen, 
was ihm hinfichtlich ver perfönlichen Fähigkeit, Rechtsgeſchäfte abzu- 
machen, maßgebeno fein joll, nach ven Geſetzen des Ortes, wo das 
Geſchäft abgefchloffen wurde, infofern zu beurtheilen, als bei Abfchlie- 
Bung deſſelben nicht offenbar ein anderes Recht zum Grunde gelegt 
worden iftvv); es kann jedoch dieſe Vorfchrift, wie allgemein fie auch 
lautet, auf Eheverlöbnitfe nicht bezogen werben. Denn ein Eheverlöbniß, 
„unter was für Umftänden oder Bedingungen” e8 gemacht worden, zieht 
in Defterreich feine andere rechtliche Verbinplichfeit, al8 vie zum Erjage 
bes wirklichen Schadens nach ſich — eine Verfügung, vie ihres fpeciellen 
Inhaltes wegen jener allgemeinen Anordnung des auch in Dejterreich 
anerfannten: Locus regit actum, vorgehen muß ww). 

15. Noch haben wir aus ver Anweifung für die fathol. Ehegerichte 
in Oefterreich eine Stelle hervorzuheben, die mit unferem ©egenftand 
in naher Beziehung fteht. Sie lautet: „Iſt ein Verlöbniß für giltig 
erflärt worden, fo bat das Chegericht durch einen Beauftragten veu 
Berfuch zu machen, vie Parteien zu gütlicher Ausgleichung zu bewegen. 
Was ven Schavenerfag betrifft, fo werde darauf bingewirft, daß fie 
unter billigen Bedingungen ein Webereinfommen fchließen. Auf das 
Anfuchen von wenigftens Einem Theile kann auch ein Entſchädigungs⸗ 
betrag ausgefprochen werden. Stellt ver Kläger ſich vamit nicht zufrieven, 
fo bleibt e8 ihm zwar unbenommen, wegen des Schavenerfaßes bei vem 
weltlichen Gerichte Klage zu führen, doch feine wider vie Trauung erh- 


uu) 8. 1293 u. 8. 1324 d. a. b. G. 3. 

wv) 88. 34 und 37 d. a. b. G. 9. 

ww) Oder gilt nur im römifchen und kanoniſchen Rechte der Sag: „In toto 
jure generi per speciem derogatur & illud potissimum hebetur, quod 
ad specim directum est“ (L. 80, Dig. de reg. jur. c. 3&, eod.in VL)? 


6* 
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bene Einfprache foll nicht weiter berüdfichtigt werden” xx). So wohl- 
thuend die beiden erjten Säte dieſer Verfügung fein mögen und fo 
plaufibel ver Schlußfag mit feinem Prohibitiv ift; der weitere Anhalt 
verfelben wird nicht überall ohne Befremven hingenommen werben. 
Man kann es gläubig annehmen, daß Cponfallen wegen jener naben 
Beziehung, in der fie zum Ehefacramente ftehen, auch ber Firchlichen 
Geſetzgebung unterftehen yy), gleichwohl aber Bedenlen tragen gegen bie 
Intervention firchlicher Gerichtsbarkeit, vie ohne befondere Verſtattung 
ſeitens der Staatsgewalt in rein weltlichen Angelegenheiten, wie denn 
boch vie Entjchäpigungsanfprüche find, eintreten fol. „Ob und in wiefern 
aus dem Chenerlöbniffe eine Nechtsverbinplichfeit zum Schadenerſatze 
entftehen, entjcheivet der ordentliche Richter 22).“ Wie aber foll 
nun doch „anf Anjuchen von wenigjtens Einem Theile” das Eirchliche Che: 
gericht einen Entfchäpigungsbetrag rechtsgiltig zuerfennen? Es ijt aller- 
bings ven Streitparteien nicht verwehrt, auf das Firchliche Ehegericht 
hinſichtlich der Entichäbigung, die ein Theil aus aufgehobenen Spon⸗ 
falien anzusprechen gedenkt, zu conpromittiren, aber doch nicht anders, 
als fonft ein Schievsrichter zu beftellen iftaaa). Demnach kann das 
Anfuchen des einen Theiles dem Rechte des andern, zu fortern, daß 
bie Sache vor bem orventlichen Richter ausgetragen werte, nicht prä- 
judiciren. Rücdfichtli des Klägers ift dieß auch in der Anweiſung 
jelbit anerfannt, denn es heißt: „Stellt der Kläger ſich damit nicht 
zufrieven, jo bleibt ihm unbenommen, wegen des Schavenerfates bei 
dem weltlichen Gerichte Klage zu führen.” Wie aber, wenn ver Erſatz 
Fordernde allein das Anjuchen geftellt hat, ver Geflagte aber mit 
dem Erſatzbetrage, ber ihm auferlegt worven, nicht zufrieden ift? 
Warum foll ihn ein Erkenntniß binven, das von einem in dieſer 
Deziehung incompetenten Gerichte gegen ihn ergangen ift? In Defter- 
reich bat die Verordnung Conftantins I., die es den Streitparteien frei- 
ftellt, au wider den Willen ver einen, felbft die bereits anhängig 
gewordene Nechtsfache in der Art vor das biſchöfliche Gericht zu bringen, 
daß des Biſchofs Erfenntnig als ein rechtsfräftiges von jedem weltlichen 
Richter vollzogen werven follte bbb) — trog ihrer Nepriftination in 


——— 1: 0m 


xx) 8. 111 d. „Anweiſung“. . 
yy) Const. Pii VI. „Auctorem fidei,* V. Cal. Sep. 1794, Thes LVIII. 
„22 $. 2 d. Ehepat. 
. 88. 270 — 2774 d. allg. ©. O. 
bbb) Con Constantini L „Religionis est* Ill. Non. Maji, Constan- 
tinop. (331) in Guſtav Hänelö „XVII Constitt., quas ex codieib. 
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pen fränkiſchen Capitularien und im Gratian’fchen Decret ccc), eine 
Geltung gehabt und hat folche auch nicht durch das neuefte Concorbat, 
wie allgemein auch ver vorvorlegte Artifel deſſelben visponirt ddd), 
erlangt. Eben fo wenig können wir der gewagten Anficht eee), als habe 
bie Anweiſung für das bürgerliche Forum ven Charakter eines Staate- 
gefeges, für den in Rede ftehenten Paragraphen dieſer Anmweifung ein 
Argument abgewinnen. Nimmt man ven $. 3 des Faiferl. Ehegeſetzes, 
auf den fich dieſe Anficht ftügen will, in feinem vollen Ausdruck und 
im Zuſammenhang, in welchem Nachfag und Vorderſatz ftehen; fo 
gilt die Faiferliche Verweifung auf die „vem Geſetze“ angehängte 
Inſtruction, auch wenn viefe als Geſetz mit vurchgreifenver Normirung 
aufzufaffen wäre, doch nur für ven Fall, va es fih um vie Vor— 
Schriften handelt, welche das Stirchengefeß über vie Giltigfeit ver Che 
aufſtellt. In unferer Frage aber hanvelt es fich nicht davon, ſondern 
vom Schadenerfage aus Sponfalien. Es iſt aber, beinerfen wir neben- 
bei, ganz unrichtig, daß vie Anweiſung, auch wo fie abweichend vom 
gemeinen fanonifchen Rechte normirt, wenigftens als Staatsgefek, in 
der Sphäre ver weltlichen Gerichtsbarkeit, ihre Wirkſamkeit habe. Vor⸗ 
ausgefett, daß fich in ver Inſtruction folhe Abweichungen finden, was 
natürlich die hier befämpfte Anficht, wenn fie überhaupt Sinn haben 
joll, vorausfegen muß, meinen wir (freilich ganz unmaßgeblich, aber 
auh ohne Furcht vor dem Tadel unferes „ſpecifiſch-öſterreichiſchen“ 
Sinnes), dem Concordate gegenüber laffe fich im Allgenteinen, 
überall wo nicht das Gegentheil offen vorliegt, doch nur annehmen, 
es fei nicht Wille ver neuern öſterreichiſchen Geſetzgebung gewefen, 
etwas, auch nur in weltlicher Sphäre, binfichtlich ver Ehegiltigfeit in 
Anerkennung zu bringen, was nicht getveuer Ausprud des Kirchenrechtes 
ift, und könne ſohin die Faiferliche Weifung auf jene bifchöfliche 
Inſtruction nur infoweit gemeint fein, als vie legtere weder dem gemeinen 
Kirchenrechte noch dem, was in Folge päpftlicher Beitinnmungen für 
Dejterreich insbefonvere gelten foll, entgegen ift, noch über eine rechtliche 


Lugdun. & Anitiensi Jacob. Sirmondus Parisiis 1631 _divulgavit, 
Bonae 1844“ (Anhang zu deffen: Novellae con:titutiones Theodosü I. 
etc. Bonae 1844) die Const. I. und dazu wegen der Echtheit derſelben die 
Hänelfhe Borrede S. 410, 434, fg. Vergleihe auch noch daſelbſt 
Const. XVII, IX. Cal. Jul. Constantinop. Licinio & Crispo cc. (318 
wenn nidht 321). — 

ccc) c. 35—37 C. XI. q. 1 (mo diefe Conftitution eben fo, wie in c. 13 $. 
Nce sic illud X de judic. dem Kaijer Theodoſius zugejchrieben ift.) 

ddd) Art, XXXIV. 

eee) ©. diefe Vierteljahrſchr. J. V. 1. H. S. 24-32. 
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Beziehung verfügt, die ber Natur ver Sache nach nur in ven Bereich 
ber Staatsgefeßgebung gehört. Nur bei biefer Anficht über vie bereits 
wieberholt in Frage gebrachte Bereutung ver bifchöflichen Anweifung 
für die geiftlichen Gerichte des Kaiſerthumes Defterreich in Betreff ver 
Eheſachen wird einerſeits die ausgefprochene Abficht des Staatsober- 
hauptes, bie Vorfchriften des bürger!. Rechtes über tie Ehen ver Katho- 
lilen mit ben Anordnungen ber Tatholifchen Kirche in Einklang zu ſetzen, 
eine anſchauliche Wahrheit und anderſeits ter Selbitftänbigfeit ver 
Staatsgefeßgebung von dem, was ihr zufommen muß, nichts vergeben. 





VI. 


Aphorifiifche Betrachtungen über Statiſtik, ihre Se— 
handlung und ihre neuern Feiftungen. 


Bom Herrn Dr. Neumann, k. k. Regierungsrath und Profeſſor in Wien. 


I, Artifet. 


Die Statiftif, eine ver jüngjten, wenn nicht bie jüngite unter ven 
Staatswiffenfchaften, hat, als ob fie ein anmaßlicher Emporlömmling 
wäre, nicht nur um ihre Anerkennung durch vie älteren fich vornehmer 
pünfenden Disciplinen,, ſondern felbft um ihre Eriftenz fortwährenven 
Rampf zu beftehen. Politik, Gefchichte, Geographie und Ethnogra- 
phie beflagen ſich über fortwährende Eingriffe der Statiftik in ihre ge- 
feiten Domänen, und fein Lehrbuch der Statiftil darf es unterlaffen, 
die viel befprochene Gränzberichtigungs - Angelegenheit neuerdings und 
umftänplich zu discutiren, und unter befcheivener Auseinanvderfegung 
feiner Verwandtſchaftstitel auch die Familienverfchievenheiten und An— 
fprüche auf felbitftändige Erijtenz zu erörtern. AS ob nicht alle Wif- 
fenfchaften und insbefonvere vie dasſelbe Object, 3.3. ven Staat haben, 
purch ein Band ver Gemeinfchaftlichkeit zufammengehalten würben, und 
als ob nicht Wiffenfchaften, wie die oben genannten, ver Statiftif min- 
deſtens eben fo reichen Stoff entlehnten, als fie ihr zu bieten im 
Stande find. Und wenn man den Baum am feinen Früchten erfennt, 
follte man glauben, daß vie großartigen Leiftungen ver jungen und fo 
raſch zur Manneskraft erjtarkten Wiffenfchaft ver Statiftit ihr volle 
Ebenbürtigkeit mit andern Wiffenfchaften verleihen. 
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Der Stoff, das Materiale ver Statijtif war allerdings längft, fo 
lange als e8 geordnete Staatöwefen gab, vorhanden, aber ununterjchie- 
ben in antern Disciplinen, aus denen er allmählig beim Tortfchritte 
ber ftaatlihen Entwidlung und des wiffenfchaftlichen Bewußtſeins zur 
gefonderten , fujtematifchen Bearbeitung herausgehoben wurbe. Aber 
benfelben Weg der Ausbildung nahmen ja auch die andern Etaatswif- 
fenfchaften, jede in ihrer Weife, nach ihrem fpeciellen Zwede. Aus 
gemeinfchaftlicher Wurzel, in fortwährennem Zufammenhange mit ihr, 
den Nahrungsfaft von ihr empfangend und in fie zurückleitend, entfprie- 
Ben vie einzelnen Staatswifjenfchaften zu freudigem, ſelbſtſtändigem Le— 
den. Das Allgemeine objestivirt fi in ver Beſonderung, die Staats- 
wifjenfchaft in ihren Zweigbisciplinen, tie ja feine Schulerfintung 
find, fontern nothwendige Ergebniffe wiſſenſchaftlicher Evolution und 
Slieverung. Ein Eroberer kann Reiche ufurpiren, Nechtsanfprüche fin- 
given; vie Eroberungen der Wiffenfchaften ſind berechtigte, bleibende, 
und die Eriftenz einer Wiffenfchaft läßt fich nicht erfinven, fontern nur 
burch die Arbeit von Generationen begründen. 

Nächſt der angewandten Mathematif gibt e8 kaum eine Wiffen- 
fchaft, vie in jo ausgedehnten Umfange nicht nur und zwar in erjter 
Linie von den Negierungen, fontern auch von Einzelnen und zu Zweden 
des practifchen Lebens ausgebeutet würde, wie vie Statiftif. Die Rechts- 
wilfenfchaften werben im Leben vom Anwalt und Richter gehanphabt, 
bie Statiftil, oft auch das, was ſich dafür ausgibt, wird vom Kauf— 
mann und Induſtriellen, vom Landwirthe und dem Confumenten benütt, 
fie ift ein unentbebrliches , ein Lieblingsftubium in den intelligenten 
Schichten ver Bevölkerung geworden. Lanpftände und Regierungen bauen 
auf fie ihre Befchlüße ; Unternehmungen von großer Tragweite lönnen 
nur auf Grundlage ftatiftifcher Daten in's Leben treten, erfolgreich, 
nußbringend werden. Was wären ohne Bevölferungs-, Alters- und Mor- 
talitit8- Tabellen, vie Lebensverficherungs-, Witwenſocietäts- und Ähnliche 
AUnftalten, welche in ver Wieverfehr von Erfcheinungen, welche vie Maße 
zufällig nennt, ein Geſetz erbliden, und tiefes Geſetz weifer Vorſicht 
einerjeits, und berechnender Speculation anderfeits dienſtbar machen. 

Aber dieſe jo überaus häufige, alltägliche Nutzanwendung ber 
Statiftif, hat ihr, wir möchten fagen, jenen erclufiven Univerjitätächa- 
racter abgeftreift, ven anvere Staatswiffenfchaften unangefochten an 
fich tragen, und fait fümmt es vor, als ob vie Statiftif minder beach- 
tet over geachtet würbe, weil man ihr überall begegnet, weil fie Jeder⸗ 
mann hantiert. Allerdings bat diefe VBerallgemeinung fo mandyer Staats⸗ 
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wilfenfchaft, over vielmehr deſſen, was ınan dünkelhaft vafür Hält, ihre 
unverfennbaren Webelftänve. Trotz ver fich drängenden Syſteme ter Arze 
neikunde wird fchwerlich ver Yaie ohne Kunte der Anatomie und Heil- 
mittellehre ven Selbjtarzt in eruften Krankheiten machen, fich ein Ur— 
theil über ven menfchlichen Organismus erlauben. Ueber viefen wun- 
derbaren, vielverfchlungenen Organismus des Staates, deſſen Verſtänd— 
niß tief eingehende Forſchung und die umfaſſendſten, ſpwierigſten poſiti— 
ven Kenntniſſe vorausſetzt, hört man gerade von Unberufenen die 
keckſten Urtheile ausſprechen, und während große Staatsmänner eine 
Seltenheit ſind, zählt man dilettantiſche Staatsheilkünſtler nach Taufen- 
den. Damit ſoll durchaus nicht geſagt ſein, daß die Kenntniß öffent— 
licher Zuſtände wie ein eleuſiniſches Geheimniß nur Auserwählten zu— 
gänglich ſein, daß man etwa zu ver alten Heimlichkeitskrämerei zurüd- 
fehren jolle, welche vie Regierungen felbjt und zuerft in wohlverjtante- 
nem Intereſſe aufgegeben haben. Im Gegentbeile, je größer und je 
volljtändiger vie Deffentlichkeit, je mehr ihr Licht in alle Schichten ber 
Bevölkerung einpringt, deſto mehr werten Irrthümer zerjtreut, die Ein— 
ficht in das, was Noth thut und in bie Mittel der Abhülfe verbreitet 
werden. In ter Verallgemeinung geriegener ftatiftifcher Kenntniſſe liegt 
eben das wirfjamfte Gegengift gegen vulgäre Kannengießerei. Nicht 
minder als vie Oberflächlichfeit einzelner Laien, over Popularifirungs- 
verfuche, welche die Statiftif verjeichtern, ftatt fie verftännlich zu ma- 
chen, ſchadet ihr anverfeit auch der Hader ver Gelehrten über Begriff, 
Object, Methode, ja felbjt die Etymologie des Wortes Statiftil. Was 
Wunder, wenn bei jo bewandten Verhältnifjen jo Manche, felbjt unter 
gebilveten Klajjen, ver Statiftil einfach ven Charakter ver Wifjenfchaft 
abjprehen ? Wir verweilen vorerft einen Augenblid bei tiefen — ger 
lehrten und ungelehrten — Läugnern ver Statiftil. 

Man glaubt einen Haupttrumpf auszufpielen, pie Sache mit einem 
Male abzuthun, wenn man vie Statiftif, um fie des angeblich ufurpir- 
wiffenfchaftlichen Characters zu entkleiven, eine Zifferboctrin nennt. Wir 
find, wie weiter unten gezeigt werven foll, keineswegs ver Anficht, daß 
Zifferreihen ſchon Statiftif find, ober ihre Aufgabe erfchöpfen. Aber 
man wird doch zugeben, daß es Wifjenfchaften gibt, vie fich mit Zahlen 
befchäftigen, vie Thatſachen und Erfcheinungen dem Calcül unterwerfen. 
Doch, Heißt es weiter, die ftatiftifchen Zahlen find unverläßlich, unficher, 
und felbjt wenn verläßlich, wandelbar, unfaßbar, weil ewiger Verände- 
rung umnterliegend. Man fieht das Argument ift zweifchneivig, aber 
auch zweimal ftumpf. Erftlih macht man ſich fo gern über vie Millio⸗ 
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nen Eier Iuftig, die ein Land zählt, über vie officiellen Inwahrbeiten 
ver Zolleinnahms⸗Verzeichniſſe, vie um fo unrichtiger fein, je höher bie 
Schutzzölle und je umfafjender folgerecht das unconceffionirte Gewerbe 
des Schmuggel® betrieben werde, und mas vergleichen Erempel mehr 
find. Man vergißt, vaß Webertreibungen keine Beweife find, und aus 
der Unverläßlichfeit einzelner Daten auf die ver Wiffenfchaft felbft 
fchließen, foniel heißt, als alle Erfahrungswifjenfchaften hinwegläugnen 
wollen. Nicht minder fonverbar ift es, einen Fehler, der höchſtens in 
der Methode der Eruirung ftatiftifcher Daten läge, ver Statiſtik felbft 
aufzubürden. 

Es fällt uns nicht bei, zu behaupten, daß alle ſtatiſtiſchen Anga⸗ 
ben untrüglich, abſolut verläßlich find, aber man wird uns erlauben 
anzunehmen, daß mit ver fortfchreitenden Beobachtung ver Elemente 
ftatiftifcher Angaben biefe immer mehr an Genauigkeit und Verläßlich- 
feit gewinnen. Inductionen von der Eultursart einzelner Bodenſtücke, 
bie man kennt, auf die Bodencultur eines großen Staates, von ber 
Anzahl ver Pflüge auf vie Größe des Ackerlandes geben feine ftatijti- 
ſchen Reſultate. Aber ein zweckmäßig angelegter und bvurchgeführter 
Catafter gibt ein, wenn auch nur annähernd vollftändiges Bild von ven 
verſchiedenen Eultursarten eines Landes. Jene Webertreibungen bewei- 
ſen zu viel, mithin gar nichts. Man könnte ebenſo richtig aus dem 
Umſtande, daß trotz aller Inſtanzen mancher Schuldige losgeſprochen, 
mancher Unſchuldige verurtheilt wird, ableiten, daß es gar keine Juſtiz 
gebe, keine möglich ſei. Je größer die Ziffern, deſto leichter können 
einzelne, wie bei Millionen die Einheiten, Zehner und Hunderter unrich⸗ 
tig ſein. Allerdings; aber auch abgeſehen davon, daß bei wiederholten, 
vergleichenden Zählungen, ſelbſt dieſe Minimalunterſchiede immer mehr 
ſchwinden, wird es geſtattet ſein zu bemerken, daß die Ludolfiſche Zahl 
das befannte = der Mathematiker in eine endloſe Reihe von Decimalen 
verlauft, was nicht hindert, mit ihr vie Größe und Umlaufszeit ver 
Planeten zu berechnen. Und die angeführte Veränverlichkeit ver Zahlen, 
foll fie etwa mit noch größerem Gewichte in die Waagfchale ver Be- 
urtbeilung, d. b. der Verurtheilung ver Statiftil fallen? Sind nicht 
alle Erfcheinungen ver Außenwelt einem unabläffigen Wanvel unteriwor- 
fen, und follte e8 deßhalb etwa Feine Wilfenfchaft dieſer Erfcheinungen 
geben ? Alle Zahlen find ja nur Zeichen, Ausdrucksweiſen und Yor- 
men der Erfcheinungen. Die Aufgabe des Statiftifers ift eben das 
Unwanvelbare im Wanvelbaren, das Geſetz, das der Entwidelung der 
Erſcheinungen zu Grunde liegt, zu erforfchen. Die fcheinbare Regel⸗ 
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lofigfeit verjchwinvet , wenn wenn man in ver Yu- oder Abnahme ver 
Devölferung, ver Geburten und Sterbefälle u. f. w. durch mühfame, 
aber lohnende Operationen ven Coefficienten der Veränverung, alfo das 
Geſetzmäßige verfelben entdeckt, und durch folches Ergebnif zugleich bie 
Beftättigung ver Nichtigkeit ver Einheiten ver Berechnung erhält. Von 
dieſem Gefichtspuncte aus erflärt fich auch ver Nutzen und bie eigent- 
liche Bedeutung ver Mittel- over Durchſchnittszahlen, gegen welche mit- 
unter felbjt bewährte Statijtifer, und was noch auffallenber ift, Sta- 
tiftifer der mathematifchen Schule, wie Moreau de Jonnes zu Felde 
ziehen. Wohl hat dieſer treffliche Gelehrte Recht, wern er vie Mittel- 
zahl nicht ausjchlieglich und mit Verbrängung ihrer Ziffern - Subftrate 
angewandt willen will. Nicht minver richtig ift feine Behauptung, daß 
wenn vie Mittelzahl einer längeren Jahresreihe entnommen ift, fie 
dur eine Art von Compenfation oder vielmehr von Nivellirung ver- 
fchietener , oft entgegengejegter Daten täufchen, auch zum Zwecke der 
Zäufchung mißbraucht werben kann; daß fie auf Vertlichkeiten ange- 
wandt, eine und viefelbe Ziffer ven heterogenften Einheiten fubftituirt. 
Aber damit ift auch alles gefagt, was nöthig fit, trrige Anwendungen 
zu befeitigen. Neben dem Uebel liegt ja das Heilmittel, over jenes hört 
auf, wenn man einerfeit8 vie Poſten, vie Jahres- oder Ortsdaten an- 
gibt, aus welchen die Mittelzahlen abgeleitet wurven, und neben= ober 
nachher dieſe ſelbſt. Wenn die Mittelaahl ver relativen Bevölkerung 
des Defterreichifchen Kaiferftantes mit etwas über 3000 berechnet wir, 
fo weiß jeder von vornbinein, daß nicht alle 12000 Quadratmeilen der 
Monarchie gleichförmig von je 3000 Menfchen bewohnt werben, daß 
e8 Ertreme nach unten wie nach oben gibt, Provinzen, die wie Sieben- 
bürgen, Kärnthen, Dalmatien, Salzburg, die Militärgrenze und Tirol 
nicht einmal 2000 Einwohner auf der Duapratmeile zählen, währen 
im lombarbifch-venetianifchen Königreiche, in Schlefien, Böhmen, Mäh- 
ren, Nieveröterreih über A000 Menfchen auf vemfelben Flächenraum 
einer Quadratmeile leben, daß auch in verfelben Provinz bie größten 
Eontrafte, wie Sondrio und Mailand, Marmorofcher und Debenburger 
Comitat vorkommen. Nichts deſto weniger bleibt die Mittelzahl, weil 
ein Verhältniß anzeigend,, überaus wichtig zum Vergleiche eines Staa⸗ 
tes umter einander. ine andere frage ift es, und man kann hierin 
Moreau de Jonnös eher beiftimmen, ob die Anwendung ver Mittelzahl 
ver Sterblichleit und der Lebenspauer auf bie Lebensverficherung®-, 
Witwen-, Penfions- und ähnliche Gefellfchaften fich practifch bewähre, 
ob es vernünftig ſei, vie vermeintlichen Bedingungen längerer over kür⸗ 





92 Reumann: üb. Statiftik. 


zerer Lebensdauer einer fehr großen, unter den ungleichartigiten Ver— 
hältniffen lebenven Menſchenmaſſe ohne weiteres und unterfchievslos als 
Grundlage folcher Anftalten anzunehmen, oder, was eben fo verfehrt 
wäre, Beobachtungen, vie für eine Fleine Commune zutreffen mögen, als- 
bald auf Millionen zu übertragen. Auch hier hanvelt es fi offenbar 
nur um Vermeidung von craffen Fehlern, und Moreau de Jonnes 
meint felbjt, man brauche deßhalb die Wahrfcheinlichkeitsberehnung nicht 
aufzugeben, und folle fie vielmehr auf bomogenere, Kleinere Beobacdh- 
tungsfreife, auf genaue Daten ftügen. Mit viefer fpeciellen Anwendung 
der Durchfchnittszahlen hat es aber die Statiftif als Wiſſenſchaft nicht 
zu thun. 

Die Gegner der Statiftit werfen ihr endlich vor, daß fie fich in 
der Gegenwart bewege, vd. h. in etwas Unverfaßbarem, das in bem 
Augenblicke, wo e8 entftanten, auch aufböre zu fein, vas im nächiten 
Augenblide zur Vergangenheit werde. Diefer Einwurf fällt entwerer 
mit dem fehon früher wiverlegten der Unftätigfeit und Veränderlichkeit 
des Stoffes unferer Wiffenfchaft zuſammen, over er fpielt nur mit einem 
willführlich fingirten Begriffe ter Gegenwart. Es gibt Einwentungen, 
bie man nicht zu beachten braucht, weil fie nicht ernithaft gemeint fein 
fönnen, andere, die mit Ernſt vorgebradht, doch darin fehlen, daß fie 
die Sache auf die Spike ftellen. Der mathematifche Punct hat wever 
Länge, noch Breite und Tiefe, und doch ift er fein non ens und geht 
aus feiner Enttvidelung die Linie und die ganze Körperwelt hervor. 
Nach dem obigen Raifonnement gäbe es eigentlich gar feine Gegenwart 
und felbft mit ter bergebrachten Definition wäre wenig geholfen, vie 
ftatiftifche Gegenwart fei ein vem Anfange- und Envpuncte nach be- 
grenzter Zeitraum, innerhalb deſſen fich die Darftellung eines Staates 
oder mehrerer Staaten bewege. Jener Anfangspunct, Könnte man 
fagen, ſpielt unmerflich in die Vergangenheit, wie der Endpunct in vie 
nächite Zufunft hinüber, Wo fei ein hermetifcher Abfchluß ver in ewi— 
gem Fluße befinvlichen Entwidelung menfchlicher oder überhaupt irdi— 
ſcher Dinge nach rüd- und vorwärts thunlich, und könne er ohne Will. 
führ, ohne der Natur der Cache Gewalt anzuthun, nicht ver Sache, 
ſondern lediglich ver Wilfenfchaft zn Nut und Frommen vorgenommen 
werten? Wir unferfeits fragen, ob nicht hier in dem einfeitigen, ber 
Eonfequenzmacherei wegen beliebten Gebrauche des Wortes Willführ 
felbft die größte Wilfführ herrfche. Der auf ven beftimmten Gegen: 
ftand in Ort und Zeit gerichtete Wille des Beobachters erfaßt eben 
und fehildert dann eine gegebene Reihe von Beobachtungen, prüft, 
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ordnet, fichtet und ftudiert fie, d. h. das ihnen zu Grunde Tiegende 
Geſetz, und ftellt die Refultate feiner Forſchungen in wiflenfchaftlichen 
Spfteme zufammen. Und fo wie der Hiftorifer — um das Verhältniß 
der Geſchichte zur Statiftit mit einem Worte zu bezeihnen — die Er- 
ſcheinungen des menfchlihen Lebens im Staate im Werden, in der 
Entwidelung, fo ftelt der EStatiftifer dagjelbe im Sein, in der Ruhe, 
als Ergebniß einer beftimmten, vworbergegangenen Entwidelung dar. 
In dem Sinne, daß eine beſtimmte Periode die Gegenwart des Sta: 
tiſtikers fei, ift allerdings ihre Wahl willführlih, und keineswegs noth— 
wendig, daß die Etatiftit nur der jüngiten jegigen Zeit, der Gegen: 
wart im engiten Sinne, ihren Stoff entlehne, wenn gleich in der Regel 
und dem PBedürfniffe der Zeitgenofjen entiprechend, die Arbeit der 
Statiftifer den Zuftänden unferer Zeit zugewandt ift. Aber Böckh's 
Staatshaushalt der Athener wird wohl auf den Namen nicht mır einer 
archaͤologiſchen, fondern auch einer ftatiftifchen Arbeit Anſpruch machen 
dürfen, und es ift nicht abzufehen, warum nicht jeßt das vorhandene 
ftatiftifche Material irgend einer Epoche bearbeitet werden Fönnte. Zu: 
dem wird es gewiß Niemanden beifallen zu behaupten, daß die Lei: 
ftungen aller vorhergehenden Statiftifer, eines Biſinger, Malchus, 
Schwartner, Forfell, Sinclair, Büſching, Süßmilch und fo vielen An: 
dern heut zu Tage einzig in die Rubrik des ſ. g. ſchätzbaren Mate: 
riales gehören. 

Mas die im Eingange erivähnte, jo häufig vorfommende Bemer: 
fung betrifft, die Statiftit glänze mit erborgtem Schmucke, plündere 
die Gefchichte und Geographie, die Nationalöfonomie wie die Ethno— 
grapbie, fo wäre vielmehr der Beweis zu liefern, ob nicht umgekehrt 
bewußt oder unbewußt ftatiftifher Stoff in jene Discipfin hineinge: 
tragen werde. Bor allem ift e8 die Geographie, nicht die wiſſenſchaft— 
liche, wie fie ein Carl Ritter und feine Schule behandelt, fondern die 
alte, bequeme Allermelt3geographie, die Himmel und Erde, Natur und 
Politik umfaßt, welche die Statiftif fo gerne ins Echlepptau nimmt, 
wie beifpielsweife das alte Naturredht die ganze Lehre vom Völker: 
rechte im Anhange nad ſich zog. Schon die Eintheilung in mathena: 
tiſche, phyſiſche und politiſche Geographie zeigt, daß der Staat, als 
auf der Erde befindlih, wohl von Geographen beachtet werden milffe, 
daß aber die Aufgabe der Erdbeſchreibung an fi eine andere, 
als die des Politikers und Statiftifers ift. Es gibt zahlreiche ftatiftifche 
Daten, die für den Zmed des Geographen unmelentli oder gleich: 
gültig find; aber wie der Statiftifer den Schauplag menschlicher Thä- 
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tigkeit, ven Boden des Staates genau Tennen muß, und das darauf 
Bezügliche dem Geographen entlehnt, fo diejer dem Statijtifer jene 
Momente ftaatliher Schilderung , welche die Erde ald Wohnplatz des 
Menſchen harakterifiren. Se mehr die Geographie, ihrer eigentlichen 
Aufgabe bewußt, ſich zur Willenfchaft erhebt, d. b., je mehr fie die 
MWillenfhaft von der Erde und ihren Bewohnern, aljo eine wahre Na— 
turwillenfchaft der Erde wird, deſto mehr tritt das ftaatliche Element 
an die ihm gebührende Stelle, und erjcheint in dem wahren Zujam: 
menbange mit den natürlichen Elementen des Staates. Wie der Menſch 
der Geifter: und Sinnenwelt angehört, fo befteht zwifchen dem natür⸗ 
lihen Elemente des Staate® und dem geiftigen Menſchen eine fort 
währende, unverfennbare Wechlelwirfung. Die Plaſtik des Bodens, die 
oro⸗ und bydrographiihen Verhältnifje, die Vertheilung des Feſten 
und Flüffigen, die Beichaffenheit und Länge der Küften, die Boden: 
böbe, furz der Inbegriff aller Momente, welche das Land Tennzeichnen 
und das phyſiſche Klima bilden, wie tief eingreifend ift die Einwirkung der: 
jelben auf die Entwidlung der menſchlichen Gejelihaft! Man vergleiche 
nur die verjehiedene Entwidlung des Menſchen in dem buchtenreichen 
Ihönen Hellas und in den PVolargegenden; die Trägheit und Energie: 
Iofigfeit des Bewohner? der tropiihen, an Gaben der Natur überrei- 
Ken Zone, mit den auf Arbeit angemwiejenen Bewohnern der gemäßig- 
ten, von den Ertremen erftarrender Kälte und fengender Gluth gleich 
entfernten Erdgürtel, und die Erſcheinung, daß der Eleinfte, aber geiftig 
entwickeltſte, chriftlich gefittete Welttheil den Erdball mit feinem Ein- 
fluße beherrſcht. So meit gingen, dieſen Ideengang einfeitig, ausſchließ— 
lich verfolgend, einzelne Schriftiteller, daß fie den Menfchen und feine 
Geihichte nur aus kosmiſchen, zunächit terreftren Einwirkungen er: 
Härten, von diefen abhängig machen wollten, gerade wie fie e8 mit 
Thieren und Pflanzen machten. Aber wenn es ein Irrthum und un- 
möglich ift, die Gefhichte und Politit ohne Geographie gründlich zu 
verftehen, ift e8 ein nicht geringerer Srrthbum, zu überfehen, wie der 
Geift des Menjchen auf die ihn umgebende Natur umgeftaltend zurüd- 
wirkt. Wie jah das Deutichland des Tacitus dem heutigen gegenüber 
aus, wie war in dem Urmwalde, wo Elendthiere und Ur hauften, den 
dichte, ewige Nebel überdedten, das Klima ganz anders, als beut zu 
Tage! Der Menſch, der über die höchften Berge Straßen zieht, der fie 
durchſticht und Meeresarme überbrüdt, und aus dem, Welttheile tren- 
nenden Dcean ein Bindemittel der entfernteften Länder und Völker 
gemadt, der Menſch ift auch auf den niederiten Stufen focialer Ent: 
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wicklung von den natürlichen Einflüffen in hohem Grade, aber nicht 
unbedingt abhängig. Immer mehr wird er fich der finnlichen Maſſe 
gegenüber feines gottähnlichen Weſens bewußt, und je höher er empor: 
fteigt in Gefittung, defto unabhängiger wird er von der Herrſchaft der 
Natur, defto mehr unterwirft er ſich die Materie, macht die phyſiſche 
Ratur zur Dienerin der geiftigen. Vollſtändig Tann der Menſch, fo 
lange er auf Erden weilt, fih von der Erde und ihren Einflüffen 
nicht losreißen, aber diefe Einwirkung der äußeren Natur auf den 
Menſchen hebt fo wenig die Freiheit des geſellſchaftlichen Menjchen, 
des Staates, der da einen fittlihen Organismus bildet, auf, als die 
Einwirkungen der Umgebung, des Beiſpieles und der Erziehung die 
Freiheit des einzelnen Individuums. Jedermann kennt den Einfluß der 
Nahrungs: und Lebensmweife auf den Menſchen. Daß feinem Organis- 
mus Pflanzen: und Fleifchnahrung gleich zugänglid und zuträglid, 
iſt Schon ihm eigenthümlih. Er allein fann auf dem ganzen Erdballe 
Kahrung finden, alfo überall wohnen und leben. Aber die fo genannte 
natürliche Lebensweiſe der Jagd-, Fiſcher- und Hirtenvölker ift für 
den Menſchen doch Feine natürliche in dem Sinne, daß er nicht viel- 
mehr diefe Vorftufen höherer Gelittung überwinden und binter ſich 
laſſen folle. Erſt der Aderbau führt zum feßhaften Leben, von dem 
patriarchaliſchen Negimente zur ftaatlihen Ordnung, und die Einmwir: 
fung der gejelligen Eriftenz ift jedenfall und mindeſtens jo wichtig 
als die der umgebenden Natur. Die Hülflofigfeit des nadt und ohne 
natürliche Waffen geborenen Menſchen verſchwindet in der gefelligen 
Eriftenz. In der Gemeinfhaft erwachen alle Kräfte des Geiftes und 
entfaltet fich als defjen mächtige Organ, ald Schöpferin und Bilb- 
nerin der Gedanken, die Sprache. Der erfolgreihe Kampf mit der 
Natur beginnt, die Unterwerfung und Umgeftaltung der Materie zu 
menſchlichen Zwecken. Eigentbum, Geſetz, Kunft und Wiſſenſchaft find 
nur in der gejelligen Eriitenz, nur im Staate möglid. 

Der Staat al3 folder, fein inneres und äußeres Leben als ein 
Sewordenes, durch die bisherige Entwidlung in der Gegenwart Ges 
gebenes, ijt der Vorwurf, den die Statiftif behandelt. Die Theorie der 
Statiftif war vor allem bemüht, die Stellung der neuen Wiſſenſchaft 
im Kreiſe der Staatswifjenichaften zu beftimmen. Entſcheidend ift in 
dieſer Beziehung die Auffafjung vom Staate und der Behandlung der 
Staatswiflenihaft. Die ältere Schule theilte die Staatswiljenfchaften 
im meitelten Sinne diefes Wortes, d. h. die Willenfchaften, deren Ge- 
genftand der Staat ift, in zwei große Kathegorien, in die philofophi- 
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ſchen und in die biftorifchen oder pofitiven, je nachdem ber abitrafte 
Staat, der Staat in der Idee, oder der gegebene behandelt wird. Jede 
diefer Abtheilungen zerfällt wieder nach dem Unterſchiede, ob das Recht 
in Staate, ala deſſen nächfte Aufgabe, oder die Mittel zur Erreichung 
des Staatszweckes dargeftellt werden, in die Rechts- und politifchen 
Wiſſenſchaften. Welchen Platz nach diefem Schema die Statiftif in der 
Reihe der Staatswiſſenſchaften einnehmen, kann nicht zweifelhaft er: 
ſcheinen, und gehört fie fomit in die Klaſſe der hiſtoriſch-politiſchen 
Staatswiſſenſchaften, welche man auch als Staatswifjenfchaften im 
engeren Sinne des Wortes, oder im freilich nicht ſtreng logiſchen, aber 
ſprachgebräuchlichen Gegenſatze zu den Rechtswiſſenſchaften als Staats: 
wiſſenſchaften ſchlechtweg bezeichnet. Denn die Statiſtik hat es mit dem 
gegebenen Staate, mit einem poſitiven Stoffe zu thun. Eine eigen: 
thümliche, jedenfall3 minder als die eben angeführte confequente Ein- 
tbeilung ift die in philoſophiſche, geſchichtliche und philojopbifch-gefchicht- 
liche Staatswiſſenſchaften, welche ihr drittes Eintheilungsglied dadurd 
motivirt, daß „gewille Staatsmwiffenfchaften, nämlid) jene, die uns 
lehren, wie die Staaten auf der Grundlage desjenigen, was fie find, 
das werden können, mas fie fein follen, nur dadurch ſyſtematiſch 
begründet werden fünnen, wenn philoſophiſche Grundſätze mit geſchicht— 
lichen Thatſachen verknüpft, und in diefer Verbindung vorgetragen 
werden” (Holzgetban Theorie der Statiftif, ©. 53). Natürlich fällt 
bier die Statiftif dem Gebiete der geſchichtlichen Staatswifjenfchaften 
anheim. Bon der Bolitit als der mwifjenjchaftlihen Darftellung , „mie 
Recht und Wohlfahrt fomohl innerhalb eines einzelnen Staates, als 
auch in feinen Verhältniffen mit andern Staaten verwirklicht werden 
follen,” mit welcher die Statiftif wohl in vielfadher Berührung ftebe, 
unterfcheidet fich dieſe Doch darin, daß fie fich Tediglih auf wirkliche 
Thatfahen beichränfe, mährend die PBolitif von den Ideen des 
Rechtes und der Wohlfahrt ausgebe, daher auch lettere von dem ge: 
nannten Autor (S. 54) den philoſophiſch-geſchichtlichen Staatswiſſen— 
ſchaften beigezählt wird. Es ift bier nicht der Drt, ung in eine Prü- 
fung diefer Definition der Politik und ihres Verhältniffes zur Statiftif 
des Nähern einzulaffen. So viel ift aber gewiß, daß die Politik und 
ingbefondere die Volkswirthſchaftslehre, ſich nur auf ftatiftifcher Grund: 
lage, d. b. in fortmährender Verbindung mit den durch die Statiftik 
gewonnenen Refultuten zu einer lebendigen und fruchtbringenden Wifs 
ſenſchaft erheben Tann. 

Die neuere, zunächſt durch die rechtshiſtoriſche Schule und ihre 
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großartigen Keiftungen begründete Auffaffung von Recht und Staat, 
von der Behandlung der Rechts- und Staatöwilfenfchaft verwirft fei- 
neswegs die Eintheilung in philoſophiſche und gefhichtliche Rechts- und 
Staatswiſſenſchaften, aber ihre Grundanſchauung ift eine antere, als 
die der Altern Schule. Auf diefe ältere, fogenannte naturrechtliche 
Schule, die durch Jahrhunderte in der Wifjenfchaft geherricht, die Pra- 
ris und die Geſetzgebung fo mächtig beeinflußt hat, vornehm berabzu- 
bliden, wäre kindiſch und unphiloſophiſch, fie jeßt noch obendrein zu 
verkegern, ihr alle Uebel der Zeit zu imputiren, unaufrichtig oder ab: 
jurd. Sie bat unleugbar der Wiſſenſchaft mie dem Leben große, 
dauernde Dienfte geleiftet, fie ift ja Feine mwillfürlihe Tonception eines 
Individuums, fondern der Geiltegausdrud von Generationen, und 
wenn einzelne Jünger derfelben ſich in ercentriihden Bahnen bemegten, 
jo darf man die Schule für diefes Ausfchreiten in das Gebiet der 
Zukunft ebenfowenig verantwortlid machen, ala die recht3bijtorifche 
Schule für die Phantaftereien jener Männer, welche nur für die ge: 
ſchichtliche Entwidelung nad rüdmwärts Sinn zu haben fcheinen. Aber 
jede Schule ift nur eine Stufe und Bedingung höherer Geltaltung im 
Reihe des Gedankens, und auch die naturrehtlihe Schule hat ihre 
Zeit gehabt. Wie eine Zeit über der andern jteht, und die fpätere von 
den Geiltesarbeiten der vorhergehenden Zeiten erfüllt, getragen und 
gehoben wird, jo ftehen auch die philofophiihen Syſteme über Necht 
und Staat in einem inneren kauſalen Zufammenhange,; das eine er: 
zeugt das andere und dag neuefte murzelt in allen früheren, ift alfo 
nur dur die Gefchichte derfelben wahrhaft zu begreifen und zu wür— 
digen. Der abjtrafte Gegenſatz zwiſchen philofophiihem Rechte und 
pofitiver Forſchung fol von höherem Standpunkte der Willenfchaft 
ausgeglichen und vermittelt werden. Die Arbeit des Staatögelehrten 
und des Staatsphilofophen fallen in ihren Endpunkten zufammen, find 
nur dem Grade und der Richtung, nicht dem Weſen nach verfchieden. 
Der Stoff der Staatswillenfhaft im meitern wie im engern Sinne 
dieſes Wortes ift ftet3 ein gejchichtlich gegebener. Die Aufgabe der 
Wiſſenſchaft ift es, dieſen Stoff zu beherrſchen und zu durchdringen, 
ihn zu begreifen und ſyſtematiſch darzuftellen. Die Thätigleit der Wif: 
ſenſchaft kann aber nah Form und Zwed eine verjchievene fein. Sie 
fann den vorliegenden Stoff entweder geſchichtlich in den verfchiedenen 
Stadien feiner Entwidelung, oder pofitio-dogmatiih, d. i. in einem 
beitimmten Stadium der geſchichtlichen Entwidelung oder vom philo: 
ſophiſchen Standpunkte aus behandeln, und jchon der große Leibnitz 
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bat mit diefer Dreitheilung der rechtshiltoriihen Schule wahrhaft 
ihöpferifh präludirt. Wird auch diefe Eintheilung zunädft vorzüglich 
bei den eigentlichen Nechtsbisciplinen angewandt, fo paßt fie doch me: 
gen Gleichheit des rundes auf ſämmtliche Staatswiſſenſchaften, und 
beifpielameife fei erwähnt, wie der trefflihe Roſcher die Nationalöfo- 
nomie nach gefchichtliher Methode behandelt. Philoſophiſch, mweil prin: 
cipiell, muß auch die Geſchichte wie die pofitive Syſtematik der Staats: 
wiflenfchaften behandelt werden, und anderſeits bat die Philoſophie des 
Rechtes, wie überhaupt die philoſophiſche Behandlung der Staatswiflen: 
Ihaft, es keineswegs mit einem utopiſchen, idealen Staate zu thun, 
fondern aus der biftoriihen Entwidelung des Staates die Idee des 
Nechtes und Staates zu ergründen, und in ihrer Reinheit nach dem 
Maßſtabe der höchſten Intelligenz des Zeitalters darzuftellen. Ihre 
Prämiffen liegen in der Geſchichte und in der philojophifchen Erfor⸗ 
ſchung des Staats: und Rechtslebens, aber ihre Aufgabe ift, die Idee 
von Recht und Staat in ihrer Allgemeinheit und Reinheit aufzufafen. 
Diefe Erkenntniß der Staats: und Rechtsidee wird allerdings nie auf 
abjolute Vollkommenheit Anfprud machen können, weil aud) das größte 
philofopbifche Genie feine Subjectivität und die Irrthümer der Zeit, 
in der es lebt, nie ganz abjtreifen Fan. Alfo vermag die Philoſophie 
nicht das abfolut Wahre, fondern nur die relativ höchfte und reinte 
Anficht des Zeitalters darzuftellen, bis fie einer noch höhern, relativ 
vollkommeneren, von ihr getragenen und fie überwindenden philofophi- 
ſchen Anſchauung Platz macht. Es bleibt alfo, wenn man die nächſte 
Aufgabe und Richtung der philoſophiſchen und poſitiven Staatswiſſen⸗ 
ſchaften in's Auge faßt, richtig, daß jene den Staat von ſeiner idealen, 
dieſe von ſeiner realen Seite erfaſſen, und eben ſo richtig, daß der 
gegebene, hiſtoriſch gewordene Staat beiden den Stoff bietet. Die 
Statiſtik iſt eine Staatswiſſenſchaft, welche es zunächſt mit der rea= 
len Seite des Staates zu thun hat, und ihn von dem ihr eigenthüm— 
lichen Standpunkte ſchildert. Daß ſie, ohne Gefahr der Verwechslung 
mit der Geſchichte, ohne nach dem mehr baroken als geiſtreichen Satze 
Schlötzer's eine ſtilleſtehende Geſchichte, d. h. ein Widerſpruch zu fein, 
ihren Stoff geſchichtlich behandeln muß, wird Niemand bezweifeln, weil 
ſtatiſtiſche Geſetze nur aus einer längeren Jahresreihe, nur aus wieder— 
holten, vielfältigen Beobachtungen derſelben Momente des Staatslebens 
abgeleitet werden können. Wir bemerken bei dieſer Gelegenheit, daß 
ſtatiſtiſchen Werken gewöhnlich eine gedrängte politiſche Geſchichte des 
betreffenden Staates vorausgeſchickt wird. Eigentliche politiſche oder 
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Staatsgeſchichte gehört nicht in den Rahmen unferer Wiffenfchaft, muß 
vorausgeſetzt werden, oder figurirt nur als mechanische Beigabe. Da: 
gegen balten wir e8 für ſehr zwedinäßig, der ftatiftiichen Darftellung 
eine, das Weſentliche berückſichtigende Zerritorialgefhichte, vorangehen 
zu laſſen, in welcher das allmälige Heranwachſen eines Staates bis 
zun gegenwärtigen Beitande auseinander gejegt wird. Bei Staaten zu— 
mal, die aus verichiedenartigen Beftandtheilen fih im Laufe der Zeit 
zu einem Complex und einheitlicher Confiftenz herangebildet haben, ift 
jolde gejhichtliche Einleitung zum Verftändniß mannigfadher annoch 
beſtehender Verichiedenheiten in Verfaffung und Verwaltung, welche 
jelbft der centralifirtefte Staat nicht zu befeitigen oder zu ignoriren 
vermag, oft unerläßlid. Und faum bedarf e8 weiterer Ausführung, 
daß auch bei den einzelnen Abjchnitten, Bevölkerung, Eultur, Induſtrie, 
Finanzen, die Gegenwart ohne hiſtoriſche Rückblicke in den meiften 
Fällen ganz vder theilweife unverftändlich wäre. Abgejehen von diefer 
geſchichtlichen Beleuchtung und Erklärung einzelner Partien des ftati- 
ftiihen Gebietes, liegt, wenn gleich fie bisher nicht verfucht wurde, 
eine durchgreifende geihichtlihe Behandlung des gefammten ftatiftischen 
Stoffes wohl nicht im Bereiche des Unausführbaren, wobei das End: 
reſultat, die Darftelung des Staatölebens in der Gegenwart doch 
immer die Hauptaufgabe bliebe. Eten jo wenig dürfte eine Philofophie 
der Statiftit unmöglich erjcheinen. Einen Verfuch dazu hat der zu früh 
veritorbene Defterreiher Schön, Profeffor an der Univerfität in Bres— 
lau, in feiner allgemeinen Geſchichte und Statiftif der europäifchen 
Civilifation gemacht (Leipzig, 1833). Eine ſolche Philofophie der 
Statiftif wäre feinesmegs blos eine vergleichende Darftellung der gleich: 
zeitigen Zuftände mehrerer Staaten, auch nicht das, was die Franzoſen 
bie statistique raisonnee, oder eine geiftreiche Beurtheilung gegebener 
Thatjache nennen, fondern fie follte fih die Aufgabe ftellen, die ober- 
ften PBrincipien der Entwicelung ftaatlihen Lebens darzuftellen. Offen: 
bar müßte fie nicht den Einzelftaat oder einzelne Staaten fdildern, 
fondern fih zu allgemeinen Betrachtungen über fämmtliche gejittete 
Staaten der Gegenwart oder unferes Welttheiles erheben. 

Mir deuten bier nur an, was die Etatiftif in diefen verjchiedenen 
Richtungen leiften fönnte, fo wie, um eine Analogie anzuführen, Niemand 
in Abrede jtellen wird, daß auch das Völkerrecht philofophifch oder geſchicht⸗ 
lich behandelt werden könne, während e3 doch an einer philojophifchen Bear- 
beitung des Völferrechtes noch mangelt, und auch die gejchichtliche, bisher 
nur in wmvollitändiger Weile, oder fragmentarifch verjucht wurbe. 

7% 
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Die Statiftit ift als Staatswiffenfchaft, wie ſchon im Ein- 
gange tiefes Auffages erwähnt wurde, und aus ver Natur der Sache 
hervorgeht, mit allen den Staat behanvelnden Wiffenfchaften, zunächft 
mit ven politifhen oder Staatswiffenfchaften im engeren Sinne des 
Wortes, verwandt, allen entlehnt fie zum Zwecke eigener Behandlung 
und Verarbeitung entjprechendes Meateriale. Auch die pofitive Wilfen- 
Schaft des öffentlichen und Privat-Rechtes, die ja Normen für das Leben 
im Staate auseinanverfegt, liefert der Statiftif ihr Contingent. Wenn 
bie Gefetgebung ein Procuct ver gefchichtlichen Rechtsentwidelung eines 
Volkes ift, fo kann anderfeits nicht bezweifelt werben, daß fie tief ein- 
greifenden Einfluß übt auf vie Nechts- und Sittenzuftände ver Benöl- 
ferung. Der Statiftifer wird feincswegs die ganze Civil- und Straf: 
gefeßgebung eines Staates in feine Darftellung aufnehmen, aber ven 
Geift, ver dieſe Geſetzgebung Tennzeichnet, das Eigenthümliche und Fol—⸗ 
gereiche, bie leitenden Grundſätze verfelben wird er nothwendig darftellen 
müffen. Und wenn die Gejeggebung fich Teine höhere Aufgabe ftellen 
fann, als vie Prinzipien der Nechtswiffenfchaft mit Rückſicht auf bie 
wirklichen Verhältniffe und Zuſtände zu verwirklichen, wird fie der Leuchte 
ftatiftifcher Wifjenfchaft nicht entbehren können, weil fie fonft Gefahr 
Tiefe, ihr Werk von vornhinein um Gedeihen und fegenbringenve Kraft 
zu bringen. Aber auch die Philoſophie des Rechtes und der Politik ift 
für den Statiftifer unentbehrlich. Sie verlebenvigt und befruchtet feine 
Arbeit. Denn jene erhabenen Disziplinen bieten ihm bie leitenden Geſichts⸗ 
punfte, die Kegeln, ohne welche er gar nicht an's Werk fchreiten, noch 
weniger e8 durchführen könnte. Die Philofopbie ift ja ber geiftige 
Hether, in dem alle Wiffenfchaften allein athmen und erjtarfen können. 
Schon zur Erforfhung und Prüfung ter Thatfachen ver Erfahrung, 
muß der Statiftifer einen philofophijch gefchulten Blick mitbringen, um 
Wahres vom Falfchen zu unterfcheiven, um nicht auf trügerifcher Unter- 
lage zu bauen. Die Statiftif iſt eine Erfahrungswiſſenſchaft, aber Feine 
routinemäßig zufanımengeraffte Empirte, fondern eine Wiffenfchaft, uno 
bazu wird fie eben, durch leitende Prinzipien und Syſtem. Auch ver 
pofitive Stoff, und das gilt von jeder ihn behandelnden Wiffenfchaft, 
nicht bloß von ter Statiftif, muß nach Grundſätzen bearbeitet werben, 
Gruntfüge aber find nichts Willfürliches, ſondern müſſen begrifflic 
abgeleitet, conftruirt werden. Vor allem muß ver Statiftifer die alfge- 
meinen Lehren ver Politif in fein geiftiges Eigenthum verwandelt haben, 
da er fonjt vie wichtigften Fragen verfelben, die eben in der Statiftif 
ihre Löſung finden, nicht beantworten könnte. Gefchichte und Philoſophie 
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begleiten Hand in Hand die Staatswiffenfchaft, und die reale Seite des Staats⸗ 
lebens kann num unvollftändig, nur im Halbdunkel verftanden werten, wenn 
fie nicht im Zufammenbange mit ver Idee vom Recht und Etaat erfaßt wird. 

Eine neue Schule ver Statiftif, vie man vie mathematifche, over, 
im beften Sinne des Wortes allerdings, die foctaliftifche nennen könnte, 
will die Aufgabe des Statijtifers ausfchließlich in ver Darjtellung ver 
in Zahlen ausprüdbaren Thatfachen erbliden. Nur dadurch könne bie 
Statiftif auf den Charakter einer fogenannten eracten Wiffenfchaft 
Anfpruch machen, nur dadurch werde fie bejtimmt und pofitiv. Aber 
noch eine andere Anſchauungsweiſe fließt mit ver eben angeführten 
zufammen, wir meinen biejenige, welche zumal nach dem Vorgunge fran- 
zöfifher Schriftiteller vie Statiftit al8 eine Wiffenfhaft ver 
gefellfhaftliden Thatjachen betrachte. La science des faits 
sociaux exprimes par des termes numöriques nennt fie 3. 2. 
Moreau de Jonnes, und in ähnlicher Art Dufau, la theorie des lois, 
d’apres lesquelles se developpent les faits sociaux. Der fir bie 
Wiſſenſchaft zu früh verftorbene Verfaffer ver Statiftik des öfterreichifchen 
Kaiferftantes Hain befinirt die Statiftif als „viejenige Erfahrungs- 
wiffenfchaft, welche vie Geſetze ermittelt, nach tenen die in Zahlen ale» 
prüdbaren gefellfchaftlichen und ftaatlichen Erfcheinungen erfolgen.” In 
diefer Definition liegt offenbar ein Verſuch, die alte Auffaffung der beuts 
ſchen Schule mit jener der neuern franzöfifchen zu vereinigen. Daß bie 
Statiftit in cine allgemeine und befonvere zerfällt, daß viefe Begriffe, 
an fich relativ, fowohl in Beziehung auf den Staat, als einzelne Er- 
ſcheinungs⸗ und Beobachtungsfreife tm Staate angewandt werben fünnen, 
berarf keiner näheren Erörterung. Daß die Statiftif der europäifchen 
Staaten, mag fie nun vergleichend oder nach der ethnographifchen Methode 
behandelt werben, bezüglich der Statiftil eines einzelnen Staates eine 
allgemeine genannt wird, iſt eben fo Mar, wie vie ftatiftiiche Veſchrei— 
bung bes Kaiſerthumes Defterreich verglichen mit der einer Provinz 
veifelben ebenfalls und beziehungsweife als ein Allgemeines den Beſondern 
gegenüber erfcheint. Und in demſelben Sinne kann tie Statiftit ver 
Induſtrie, des Unterrichtsweſens eines Staates geſondert, monographifch 
bebantelt werden. Wenn übrigens ver Begriff ver Gefellfchaft, wie es 
nicht felten gefchieht, als iventifch mit tem des Staates angenommen 
wird, entfällt ver Grund zu weiterer Erörterung. Aber vie Gefellfchaft 
im moternen Sinne des Wortes ift etwas vom Staate wefentlich Ver⸗ 
ſchiedenes, fällt mit ihm keineswegs zufammen, fie ift im Staate aber 
unabhängig von demſelben enthalten. Die Gefellfchaft ift uralt wie 
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ver Staat, aber ihre Bedeutung erft in der jüngften Zeit vollfommen 
gewürdigt worben, und von biefer Erfenniniß tatirt die Erhebung einer 
neuen Witfenfchaft, ver eigentlichen Gefellfhaftswiffenfchaft. 
Diefe Thatfache nöthigt uns zu einer Digreſſion, vie mit unferer Frage 
im genauen Zufammenbange fteht. 

Kein Schriftfteller hat ven Gegenjtand klarer, bündiger erörtert, 
als ver trefflide R Mohl im I. Bande feines Haffifchen Werkes: 
Geichichte und Literatur ter Staatswilfenjchaften. Zwifchen dem Einzel- 
(eben des Menſchen als Individuums und dem alle Einzelnen zur 
höheren Einheit verbindenden Collectivwefen des Staates gibt es zahl- 
reiche, genoffenfchaftliche reife, welche auf felbftftändige Exiſtenz Anfpruch 
machen, und eigenthümliche Verhältniffe fowohl der Genoffen unter fich 
als gegenüber von den Nichttheilnehmern over Ungenoffen, wie gegenüber 
vom Staate erzeugen. Die Genoffenfchaft res Stantes, des erblichen 
wie des durch Beruf gewählten, das Zufammenleben in der Gemeinde, 
die Nacenangehörigfeit, die Beziehungen des Arbeitsgebers zum Arbeits- 
nehmer, des Capitaliften, des Unternehmers zu andern Glaffen ter 
Bevölferung, die Verhältniffe des großen und tes Heinen Gruntbefites, 
die mannigfaltigen Körperschaften, vie zu ven verfchievenften Lebenszwecken 
beftehen, jene Gemeinſchaft, vie aus gleichem religiöfen Befenntniffe, 
aus höherer Bildung hervorgeht, es find nur beifpielöweife angeführte 
Kreife des gejellfchaftlichen Lebens, welche, wie behauptet wird, außer- 
halb des Staates beftehen und wirken, fich jevenfalls, um nur vie Kirche 
berauszubeben, auch über die politifche Begränzung eines Staates erjtreden 
fönnen. Bei aller Verehrung vor einer fo gewichtigen Autorität, wie 
die Mohl's, können wir doch ten Austrud „außerhalb tes Staates“ 
bier nur im uneigentlichen Sinne verjtehen. Denn alle gefellfchaftlichen 
Kreife find im Staate, und felbft vie Kirche muß, infofern ihre Anhänger 
in einem bejtimmten Staate leben, abgefehen von ihrer höheren Einheit, 
als eine territoriale Gefellfchaft betrachtet werten, infofern es fih um 
Beitimmung ihres Verhältniffes zum Staate und zu antern Glaubene- 
genofjenfhaften hantelt, und vie Gläubigen doch nicht aufhören, Staats- 
bürger zu fein. Daß Stände, Gemeinden, Korporationen, in allem, 
was nicht dem Staats;wede zuwiderläuft, ihr eigenes, felbftjtäntiges 
Leben haben können und follen, daß 3. B. Gemeinven nicht bloß Ver⸗ 
waltungsbezirke, apminiftrative Einheiten, fonvern vielmehr wahre Grund- 
lagen res Staates _mit eigenthümlichen Intereſſen bilven, braucht für- 
wahr nicht geläugnet zu werten, wenn man anverjeitS behauptet, daß 
fie im Staate beftehen und wirken, weil fie ja ohne den Staat eben fo 
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wenig als viefer ohne fie eriftiren Könnten. Aber vie Wechſelwirkung 
des Staates und der verfchievenen in feinem Schooße ſich bewegenven 
geſellſchaftlichen Kreiſe ift augenfällig, und auch deßhalb nicht zuläffig, 
von einem VBeftehen und Wirken verfelben außerhalb des Staates zu 
fprechen. Niemand verfennt den mächtigen Einfluß der grumpbefigenven 
Ariſtokratie Englands auf veffen Verfaffung. Aber, um bei tiefem von 
Mon! angeführten Beifpiele jtehn zu bleiben, ift es nicht minder gewiß, 
daß mit der allmäligen Entwidelung ver brittifchen Verfaffung und 
unbefcharet ihres Wefens, vie Stellung ter englifchen landed aristocracy 
heut zu Tage doch eine anvere als zu Zeiten ter Stuarts und felbit 
noch im Beginn unferes Jahrhunderts ift. Das Emporlommen einer 
neuen Macht, ver Induſtrie, die fich fortan auch im Parlamente geltend 
macht, d. h., wie man uns entgegnen kann, eines neuen focialen Faktors 
beweift nun, daß Gefellfchaft und Staat fi) wechfelfeitig bevingen. 
Alterius sic 
Altera poscit opem res et conjurat amice. 
Daß eine Staatsverfafjung, die nicht organifd) aus dem Volfsleben erwach⸗ 
fen, veilen Beringungen und Berürfniffen entfpricht, auch Teinen Halt und 
Lebensuern bat, zeigt eben, wie wenig man ten Beſtand ver gejell- 
fchaftlichen Kreife im Staate von deſſen Geveihen trennen kann. Daß 
anderſeits der fo zerjtüdelte Grundbeſitz die Zuſtände in Frankreich 
abgefehen von allen Staatseinrichtungen beftimmt, mag zugegeben werden, 
ohne zu verfennen, daß ja dieſe abjolute Vorentheilbarfeit nur aus ver 
Zerfegung ver früheren gefellfhaftlichen Zuſtände Frankreichs, mit feinen 
nicht clericalen und arelichen Yatifundien, alfo gerade aus ten neuen Ver- 
fallungszuftänvden viefes Landes hervorging. — Die Merkmale ver Ge: 
fellfchaft, wie fie von Mohl angegeben werven, find erjtlich das dauernde, 
welches ven gefellfchaftlichen Zuftänden zu Grunte liegt; ihre größere 
geiftige oder fachliche Bereutung; thre allgemeinere Verbreitung; ver 
Umftand, daß fie für die Betheiligten durchaus nicht unverträglich find 
mit ver gleichzeitigen Theilnahme an andern ähnlichen Genoffenfchaften; 
daß fie, wie fhon oben erwähnt, nicht auf ven Umfang tes Staates 
befchränft find; endlich daß dieſe natürlichen Gemeinfchaften keineswegs 
einer förmlichen Organifation zu ihrer Vollendung und ihrem Beftehen 
nothwendig bevürfen, und fogar in ver Regel eine foldhe entbehren. 
Aus dieſen Merkmalen ergebe fih fomit, daß man es bier mit einer 
eigenen Art .von Zuſtänden zu thun habe, und daß die geſchilderten 
Genofjenfchaften weder in den Lebenskreis der einzelnen Perfönlichleiten, 
noch in den Staat eingereiht werden können. — Aber alle dieſe Merk—⸗ 
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male paffen eben fo wohl auf Nechtsfreife von der größten Wichtigfeit, 
arf Familie und Nattonalität, ohne daß ihnen doch gejellichaftlicher 
Charafter felbft nah Mohl's Auffaffung beigelegt werben könnte. Daß 
gewiffe Genofjenfchaften und Verhältniffe in allen Ländern vorkommen, 
und zwar nicht chne eine gewiffe Gemeinfchaftlichkeit ver Anfchauungen 
und Intereſſen, ift natürlich, weil gemeinfame Bedürfniſſe ver Menfchen- 
natur fich zu allen Zeiten, und zu verfelben Zeit unter vem Einfluß 
einer immer gletchartigeren Cultursentwidelung auch in erflärlicher 
Uebereinftimmung trog aller Iccalen Verfchievenheiten geltend machen. 
Die wefentliche Verfchievenheit tes Staatslebens von tem genoffen- 
ſchaftlichen Leben fpringt von felbft in vie Augen, und ein Zufammen- 
werfen tiefer natürlichen Genoffenfhaften mit dem Staate tft, wie 
Mohl ganz richtig, ohne Gefahr eines Widerſpruchs von irgend einer 
Seite bemerkt, eine große Verfennung des beiverfeitigen Weſens. Da 
aber feine, wie immer geartete und conftituirte Gefellfehaft ohne ten 
Staat, alfo nur in bemfelben venfbar ift, fo bleibt doch immer wahr, 
daß tie Thätigfeit und das Necht jever Gefellfhaft nur eine Thätigfeit, 
ein Recht im Staate ift, und vie Anficht des Herrn Profeffors von 
Hasner (in Haimerl’8 Magazin für Rechts- und Staatswiffenfchaft 
1850 I.), daß vie Gefellichaft werer neben, gegenüber, noch über vem 
Staate, fonvern in ihm betrachtet werde, taß fomit vie Gefellfchafte- 
wiffenfchaft fein eigener felbftftänviger Kreis, ſondern nur ein bisher 
vernachläßigter Stoff ver Staatswiffenfchaft fei, feheint uns nach allem 
doch vie richtigfte zu fein. Mohl vefinirt zwar vie Gefellfchaft als ven 
Inbegriff aller in einem beftimmten Umfreife, z. B. Staate, Welttheile, 
thatfächlich beftehenven gefellfchaftlichen Geftaltungen. Aber viefe Definition 
ift gewiß zu weit gehend und fteht auch mit ver vorausgeſchickten Depuction 
tes Verfaſſers nicht im Einklange, ver ja felbft bemerkt, daß die Genoffen- 
fchaft, nur in fo weit fie nicht durch ven Staat berührt ift, außerhalb 
veffelben ftehe. Nach ver Auffaffung Mohl's bilden nun die Gefellfchafts- 
wiffenfchaften einen felbftfiändigen Checlus von Disciplinen neben ven 
Staatswilfenschaften, viefe im engeren Sinne des Wortes verftanven. 
Er unterfcheivet fofert erjtlich tie allgemeine Gefellfchaftslehre; zweitens 
tie dogmatifchen Geſellſchaftswiſſenſchaften und zwar 1. die Gefellfchafts- 
Rechtswifjenfchaften, welche in das philofophifche und pofitive Geſell⸗ 
ſchaftsrecht zerfallen, 2. vie Geſellſchafts-Sittenlehre; 3. pie Gefellichafte- 
Zweckmäßigkeitslehre oder ſociale Politik; vrittens die gefchichtlichen 
Geſellſchaftswiſſenſchaften, untergetheilt in die Gefchichte und die Sta- 
tiftit ver Gefellfchaft. Eine natürliche Conſequenz dieſer gefon- 
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verten Behandlung iſt nun, daß vie alten ftaatswifjenfchaftlichen Dis⸗ 
ciplinen mehr als einen Gegenftand, ver bisher unbeftritten ihrer Domäne 
angehörte, ver neuen fozialen Wiffenfchaft abgeben müffen, fo das öffentliche 
Recht, das Necht der Stände und Gewerbeforporationen, nicht minver das 
ganze innere Stirchenrecht. Aus der Staatsklugheitslehre orer Politik 
übergeht in die Gefellfchaftswiffenfchaft vie ganze Volkswirthſchaftslehre, 
die ja bie Gefete des Güterlebens ohne alles Zuthun des Etaates 
und ohne Rüdficht auf venfelben entwidelt. Daß fih Gefchichte und 
Zuſtandsſchilderung (wehl ein anderes Wort für Statiftil) in 
eine ftaatliche und in eine gefellichaftliche Hälfte zu fpalten haben, bevarf 
nach diefer Anficht nicht erft eines Beweiſes. Daß insbeſondere die 
Statiftif in der neueften Zeit dieſe Richtung einfchlage, dafür vienen 
pie zahlreichen Werke über das Loos der arbeitenten Claſſen, über Pro— 
letariat, PBauperismus, und Ähnliche fociale Erfcheinungen. Was bie 
gefhichtlihen Werke über Gefellfehaft betrifft, gibt Mohl felbft zu, 
daß fie nur fpärlich vorhanden, und die vorhanvenen zum großen Theile 
unbeveutend, gehaltlos finn. Die Werke eines Guizot, eines Thierry, 
denen wir bie großartigen Leijtungen unferer Eichhorn und Savigny's 
an die Eeite ftellen, behandeln allervings tie Gefellfchaft in ihren zeit- 
lichen, langfamen Zransforımationen, aber ungetrennt, weil untrennbar 
von ter Staatsgefchichte. Ya, es geht gerate aus dieſen Meifterwerfen 
am Harften hervor, daß die politifche Gefchichte erft durch die Analyſe 
per focialen Entividelungen dem lebendigen Verſtändniſſe nahe gerückt 
wird, wie umgefehrt vie politifchen Umwälzungen ver Jahrhunderte 
unfehlbar, allmählig, um fo ficherer vie gefelffchaftlichen Verhältniſſe 
per Eroberer und ver Beflegten, ver Stände und Racen herbeiführten. 
— Gene Ausfcheivung aus dem Gebiete ver Staatswiffenfchaften erfcheint 
uns, an fich gleichgültig in praftifcher Beziehung, auch in wiffenfchaft- 
fiher Beziehung nicht nothwentig. Wer zweifelte je taran, daß 3. B. 
das Recht der Stände am geeigneten Orte im Staatsrechte feiner ganzen 
Bedeutung nach zu behandeln ift? Und warum foll vie Volfewirthfchafts- 
lehre nicht in ver allgemeinen Staatswiſſenſchaft ihren bisherigen Plag, 
an tem fie fo gediehen ift, von dem aus fie fo reiche Früchte getragen, 
behalten? Gewinnt fie etwa durch die Ortsveränterung an Intenſität 
und Umfang der Vearbeitung? Daß vie allgemeine Velfewirtbichafte- 
fehre, vie Srundfüte über Preis, Werth, Abſatz, Protuftion und Ver⸗ 
theilung der Güter von einem gegebenen Staate abfehn, verfchlägt nichts, 
ta ja daſſelbe auch von ven Grundſätzen ves allgemeinen philofophi- 
ſchen Stantsrechts gilt. Offenbar würde tie konſequente Durchführung 
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des Satzes, daß jene im Staate befinblichen Subjecte und Objecte, 
welche mit dem Stante nicht iventifch find, eine gefonderte Behanplung, 
getrennt von ter Staatöwiffenjchaft verlangen, eine vollſtändige, und 
was die Hauptfache ift, eine unmotivirte Deconipofition des ganzen 
Gebäudes dieſer Wilfenfchaft nach fich ziehen. Mit dem Fortfchritte 
der Wiſſenſchaft überhaupt erwachjen allerdings manche früher latente, 
unentwidelte Disciplinen zu felbftftändigen Leben aus der gemeinfchaft- 
lichen Wurzel. Aber fie dürfen von dieſer Wurzel nicht Tosgerijfen 
werten, nicht die Gemeinfchaftlichfeit des Urfprungs und Zieles negiren. 
Faft könnte e8 einem bevünfen, als ob vie gefürchtete und mit Necht 
gefürchtete Omnipotenz bes modernen Staates fih auch auf dem ftillen 
Gebiete ver Wiffenfchaft geltend machen wolle, und als ob das Ver— 
langen ver werfchievenen fozialen Kreife nach autonomer Eriftenz auch 
auf die doctrinelle Erörterung ihres Lebens übertragen würde. Gemiß 
ift lange Zeit hindurch diefe Erörterung viel zu wenig in ven Stern ver 
Sache eingegangen, und vie Geſellſchaft nicht nach Gebühr in ver Wiffen- 
ichaft beachtet worten. Daß jest das Verſäumte raſch nachgeholt wird, 
daß vor Allem die gefchichtliche Behandlung ter Staatswiffenfchaft dazu 
Impuls und folgereiche Richtung gegeben, wird fchwerlich verfannt werben. 
Die Perfönlichkeit, wie die Gemeinfchaft erfcheinen jett als gleich we— 
fentlih im Staats: und Nechtsleben, als deſſen oberfte Prinzipien, und 
zwar jene als das fubjective, dieſe als das objective. Aber vie Gemein: 
Schaft ift eine mannigfaltige, vielartig geglieterte, von der Familie bis 
berauf zum Staate und ver großen internationalen Staaten oder Völker⸗ 
Gemeinſchaft. Beide Prinzipien, das objektive in ver Gemeinfchaft lie— 
gende, und das fubjective der Perfönlichfeit, das feinen Ausdruck in den 
zahlreichften Nechtsfreifen, in Gemeinde, Korporation, Kirche u. f. w. 
findet, müffen fi turchoringen, harmonifch vereinigen. Uber das fub- 
jective Element muß fich ver höheren Rechtsorbnung, dem objectiven 
Elemente unterorpnen, wie umgekehrt viefes die Berechtigung ver Per- 
fönlichkeit anerkennen, fügen, und fchügen. Der Staat ift fomit nicht 
etwa eine Summe von Individuen, over ein Aggregat Heiner fich con⸗ 
centrijch in feiner Mitte bewegender Rechtskreiſe, ſondern eine felbft- 
ftändige Rechtsordnung, und tie einzelnen Rechtskreiſe im Staate unbe- 
ſchadet ihrer Selbftftändigkeit ihn untergeordnet, wahre Elemente und 
Glieverungen eines höhern Organismus. Der Staat ift ver eigentliche 
Mittelpunkt aller rechtlichen und focialen Verhältniffe im Staate, er ift, 
wie Hugo Groot fi fo ſchön ausdrückt, ver spiritus vitalis quem 
tot millia ducunt. ‘Die Gefellfchaft, von ihm Tosgeriffen, ftünte in 
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der Luft, wie pie Gefellfehaftöwiffenfchaft ven ver des Stantes getrennt. Er, 
ber Staat iſt ja felbft tie Gefellichaft in ver Vollbeveutung des Wortes, 
die alle Kreiſe des Lebens umfaſſende, alle tragende und befchirmenve 
Geſellſchaft. Die societe politique, worunter ter Staat verftanten 
- werben fell, neben vie sociôté civile, industrielle u. f. w. ftelfen, wie 
es Dufau in feinem Traite de statistique verfucht, heißt die Begriffe 
und ihre Bezeichnung willführlich verfehren, das Allgemeine dem Beſondern 
ceoerbiniren. — Die Statiftif follte alfo nah Mohl's Anficht In 
zweierlei Weife bearbeitet werten können, als eine Statiftif tes Staates 
und als eine Statijtif ver Gefellfchaft. Die Ausfcheivung und Ver— 
theilung des ftatiftifchen Stoffes an diefe zwei ftatijtifchen Gebiete dürfte 
viel fchwieriger fein, als es beim erjten Anblide fcheint. Daß aber bei 
folher Scheidung beide an Ueberfichtlichfeit une Einheit gewännen, wie 
unfer gelehrter Gewährsmann glaubt, ftellen wir mit Nüdficht auf ven 
innern un innigen Zuſammenhang dieſer beiten Gebiete auf's Ent- 
ſchiedenſte in Abrede. Das Ergebniß ter volfswirthichaftlichen Zuftänte, 
Sefammtwerth des Handels und der Induſtrie, Nationalreichthun, bie 
Maße ter Cerealien, ihre Ein- orer Ausfuhr, Viehftappel und taufend 
ähnliche Thatſachen von unberechenbarer Wichtigkeit für Wohlftand und 
Macht res Staates follen nicht in die Statiftif tes Staates gehören? 
Und follen etwa in einer feldyen Statiftif nur vie vom Staate votirten 
Schulen und ihre Wirkfamfeit gejchilvert werden, alle anvern ver 
Gefellfchafts-Statiftit zugewiefen werden? Steht ter Einzelne, wie es 
beinahe den Anfchein hat, nur als Beamter, Steuerzahlenter orer Solvat 
mit vem Staate in unmittelbarer Berührung, und lebt ver Reſt, das 
heißt vie große Mehrzahl in ven verfchievenen Lebenskreiſen außerhalb 
bed Staates, d. h. nur mittelbar vom Staate berührt, dann bleibt von 
bem alles Lebens entfleireten Stante und von feiner Zuftanpsfchilrerung 
nur ein gar vürftiger Schemen übrig. Von dem einen Extrem, vom Etante 
Louis Blancs, ver Aderbauer, Fabrifant, Lehrer, alles in allem ift, 
fpringt man zu dem sensu strictissimo fo zu nennenten Rechtsſtaate, deffen 
einzige Function im Echuge ver Perfonen und Sachen gegen VBergewal: 
tigung befteht, deſſen Thätigfeit fonft auf ein Minimum beſchränkt ift. 
Man vergißt, daß dem Staate auch ohne Vielregiererei und univerfelle 
Mafregelung ein weiter Spielraum offen fteht, innerhalb tefjen er 
pofitto, förvdernd und fchaffenn zum materiellen und geiftigen Wohle 
feiner Angehörigen zu wirken, nicht nur berechtigt, fonvern auch ver- 
pflichtet iſt; daß eine einzige Anordnung, eine gefetliche Beftimmung 
z. B. über ven Zoll, in das ganze Güterleben eines Volles tief 
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als einen, wenn auch hochwichtigen, Theil einer viel ausgedehnteren 
wiſſenſchaftlichen Domäne. Viertens ift nicht zu überfehen, daß die 
neuere Schule, welche ihr Schooßlind fo forgfam gegen den Staat 
einbegt, bewußt oder unbemußt eine Malle rein politiichen Stoffes in 
ihr Bereich zieht, weil fie der Natur der Sache nach nicht umhin kann, 
es zu thun. Juſtiz-Tabellen, Finanzen, werden von ihr ausführlich 
traftirt, Verfaſſung des Staates, ja felbft der Gemeinde und der 
Stände ausgeſchloſſen. Als ob nicht alle diefe Verhältniffe in einander 
griffen, fich mechjelfeitig bedingten und erflärten. Aber der Kern der 
Trage liegt dennoch nicht in den eben angeführten Momenten. Selbit 
wenn noch fo viele Thatſachen des geſellſchaftlichen wie des ftaatlichen 
Lebens in Zahlen ausgedrüdt werden fünnten, fo bezeichnen Zahlen 
nur die Quantität, nicht die Qualität der Dinge, fie würden baber 
zu feiner Phyfiograpbie, geſchweige denn zu einer Phyfiologie des 
Staates oder auch nur der Geſellſchaft binreihen. Der Verſuch, die 
matbematiijhe Methode, denn um dieſe handelt e3 fich zundchit noch 
mehr als um das Objekt, auf Staatsdiciplinen oder Brovinzen der: 
jelben anzumenden, ift fein neuer. Chriftian Wolf bat ihn im Ge 
biete de jus naturae et gentium gemadt und big auf die Zeiten 
Kants Nahahmer und Anhänger gefunden. Nichts ift aber unpaljen- 
der, nichts durch den Schein der Eraftheit täufchender und oberfläd: 
licher, al3 die Anwendung der mathematifchen Methode auf etbifche 
Berhältniffe. Es ift gewiß Fein Paradoron, wenn man fagt, daß die 
mathematifche Conſequenz in moraliſchen Dingen, d. h. die rückſichts⸗ 
Ioje Solgerung aus einzelnen wie Ariomen bingeftelten Sätzen ſehr 
oft geradewegs zum Abjurdum führt. Als ein Erempel, das heut zu 
Tage wohl Niemand zurüdweifen wird, citiren wir nur das non plus 
ultra mathematifch:logifher Deduftion, Rousseaus’s Contrat social, 
der von der abjoluten Freiheit ala Prämilfe ausgehend filo ratiocinü 
zu der abjoluten Ertödtung aller Freiheit, zum vollftändigften Abfolu- 
tismus des allgemeinen Willen? gelangt. echt, Freiheit, Staat find 
zweifellos nicht minder Realitäten als meßbare Dinge, nicht minder 
Gewißheiten als diefe, aber beides in einem ganz andern, in einem 
viel höheren Einne. Schon der ehrwürdige Grotius fagt (de J. B. 
et P. II. 23. 1): Verissimum est quod scripsit Aristoteles, in 
moralibus non aeque, (daS heißt in anderer Weife:) ut in ma- 
thematicis disciplinis certitudinem inveniri, quod eo evenit quia 
mathematicae disciplinae a materia omni formas separant, et 
quia formae ipsae tales plerumque sunt, ut nihil habeant inter- 
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jectum, sicut inter rectum et curvum nihil est medii. At in mo- 
ralibus circumstantiae etiam minimae variant materiam, et for- 
mae de quibus agitur, solent habere interjectum aliquid ea lati- 
tudine, ut modo ad hoc modo ad illud propius accedatur. Die 
fittlihde Ordnung (und der Staat ijt eine folche), die Welt der Freiheit 
verlangt einen andern Maßſtab als die phyfiihe Natur. In fo fern 
der Staat wie der Menih in phyſiſcher Begrinzung auf der Erbe 
eriftirt, ift er mit von den natürlichen Bedingungen diefer Eriftenz 
abhängig, und die in die Sinnenwelt tretenden Erfcheinungen des 
Staatslebend Gegenitand finnliher Wahrnehmung. Aber das, mag 
diefe Erfcheinungen erzeugt, die Seele diefes Staatslebens ift in Zah— 
len unfaßbar. Die Zahlen find alfo viel, aber nicht Alles in der Sta: 
tiſtit; die Hauptſache, wenn mir fo jagen dürfen, die morales rerum 
figurae. Die deutihe Schule der Statiftif, das ift ihr Nuhm und 
Etolz, hat ſich die Aufgabe gelegt, ein getreues Bild des Staates in 
der Gegenwart zu entwerfen. Der Staatszweck ift ihr die leitende 
dee, von der das ganze Syitem ausgeht und erfüllt wird, und alle 
die zahlreichen Kreiſe mienfchlichen Lebens, die im Staate, von ihm ge: 
tragen, mit ihm ungertrennlich verbunden, fich bewegen, finden, dem 
Syſteme harmonisch eingerügt, ihre entiprehende Würdigung. Das 
innere Leben des Staates wie feine Verhältniffe nach außen, fein Bo: 
den und phyſiſcher Reichthum, das Recht des Staates, feine Verwal: 
tung und Eulturszuftände find Gegenftände gleichmäßiger Beachtung. 
Wenn fchon von Mathematik die Nede ift, jo mag die angewandte 
Mathematif vergleichsweiſe angeführt werden, die Erfcheinungen betradh- 
tet, prüft und ihre Geſetze erforjcht, die fich der Ziffer zur Berechnung 
der Erjcheinungen bedient. Und doch genügt felbit ihr nicht in allen 
Fällen die Ziffer, und gelangt fie auf dem Wege der Hypotheſe nicht 
felten zu den michtigften Rejultaten. Noch untergeorbneter ift felbfts 
redend die Bedeutung und der Gebrauch der Ziffer in dem Reiche der 
Freiheit, in der fittlihen Welt. Bahlentabellen Tiefern dem Statiftifer 
wichtiges Materiale, aber fie können nur uneigentlih Statiftit genannt 
werden, wären fie noch jo umfaſſend und zmwedmäßig eingerichtet. 
Auch ift e8 noch Feine Statiftil, wenn man Zahlencolonnen am Fuße 
derfelben und an den Rändern mit einem wahren Gitter von Noten 
umgibt; das mag nüßlich für fpecielle praftiihe Zwecke fein, aber aus 
einem Tert von Ziffern und einem noch fo gehäuften Apparat inco: 
härenter Erflärungen erwächlt Fein woifjenfchaftlicheg Syſtem. Eben fo 
wenig ift es zwedgemäß, nach dem Rathe Einzelner, 3. ®. von 
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Knies, eine befchreibende und eine mathematifche Statiftif zu unter: 
ſcheiden. Das hieße Zufammenhängendes, die Faktoren derjelben Wifjen- 
ſchaft zerreißen, denn die Befchreibung von Thatſachen, die in Ziffern 
daritellbar find, Tann eben der Ziffern nicht entbehren, und diefe, an 
fih nur Zeichen, alfo das durch fie Bezeichnete erhalten erſt durch das 
Wort Stellung und Bedeutung im Syſteme. Es gebt mit diefer 
intendirten aber nicht durchführbaren Trennung wie mit dem ältern 
Verfuche, den 3. B. Nieman, Malchus gemacht, die Statiſtik von 
der fogenannten Staatenkunde zu fcheiden. Unter jenen follte dag, was 
wir Theorie der Statiftil nennen, verftanden und behandelt werden; 
die Staatenfunde, die man zumeilen auch angewandte Statiftif nannte, 
ſollte bingegen der eigentlichen ftatiftiichen Darftellung der Staaten 
gewidmet fein. Beiläufig gefagt ift die ganze, ſeit Schlößer unter 
dem Namen Xheorie der Statiſtik vorfommende Disciplin eigentlich 
nichts anderes, ald eine allgemeine Einleitung zu jeder Statiftil, zu- 
gleih dur die Nothwendigkeit herbeigeführt, die junge Wiflenfchaft 
nicht nur direkt, fondern auch indireft durch Widerlegung der gegen 
ihre Eriltenz vorgebradhten, fie negirenden Einwendungen zu begrün- 
den, moran ſich dann noch paſſend Auseinanderfegungen über Methode, 
Eintheilung des ftatiftiihen Materials nebft einem logiſch geordneten 
Schema bderjelben, endlih die Geſchichte und Literatur derjelben knü— 
pfen. Natürlih fallt die Eintheilung des ftatiftifchen Stoffes je 
nach dem Begriffe, den man mit dem Worte Statiftif verbindet, ver: 
fohieden aus. Jene Schriftiteller, die der Statiftif nur gefellfchaftliche 
Thatfachen zuweilen, find, wie ſchon oben angedeutet wurde, mit ſich 
felbft im Widerjpruche, wenn fie auch Finanzen, Militärwefen u. dgl. 
in den Bereich ihrer Darſtellung ziehen. Andere, die wie unſer geiſt⸗ 
volle und gelehrte College, Herr Profeſſor Stein, zwiſchen der Sta: 
tiftif des Güterlebens, der Geſellſchaft und des Staates unterfcheiden, 
laſſen eigentlich dad Syſtem der Statiftif in dem der einzelnen, dieſen 
Gebieten entjprechenden Disciplinen aufgehen, wo dann die Statiftil 
der Bevölkerung eben ſowohl in jener der Gejellichaft ala des Staates 
untergebracht, und eben fo in Geitalt einer gemeinschaftlichen Grundlage 
jeder Statiftif vorangefchidt werden kann. Wie einfach und ungezwungen 
läßt fich dagegen in dem mehrermwähnten, trefflichen und noch immer 
nicht übertroffenen dreigliedrigen Schema: Grundmadt, Organi— 
fation, Eultur des Staates dag reiche ftatiftiiche Materiale nach 
logiſchen Eintheilungsgründen unterbringen! Die Einreihung der Ges 
genftände in die einzelnen Rubriken, Abtheilungen und Unterabthei⸗ 
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ungen ift eben jo wenig al8 das ganze Eintheilungsfhema eine will⸗ 
Führliche. Die Beziehung auf den Staat ift die entfcheidende, von mel: 
dem ein getreues, dem Leben entfprechendes Bild miedergegeben mer: 
den fol. Das zu Biel und das zu Wenig muß gleich forgfältig ver: 
mieden werden, und jedenfalls ift bei dem mafjenhaften Stoffe unferer 
Wiſſenſchaft das erftere noch eber zu befürdten. Das Maphalten ift 
bier fchmieriger als in irgend einer Staatswiſſenſchaft. Die Schlö— 
Ber’ihe Auffaffung, melde, wenn zwanzig zu verjchiedenen Zwecken 
und in verfchiedenen Rückſichten gemachte Specialbefchreibungen eines 
Staates vorhanden find, den Staatögelehrten al3 den einundzwanzig— 
fien Mann binzutreten Iäßt, mit dem Plane aus taufenden von Merk: 
würdigkeiten nur diejenigen herauszuheben, die einen augenfcheinlichen 
oder verftedten Einfluß auf dag Wohl des Staates haben, diefe Auf: 
fafjung bat offenbar mehr Verwirrung als Klarheit in die Sache ge: 
bracht. Selbft wenn wir von dem Umftande abjehen, daß dieſes Wohl 
des Staates ala Zweck desfelben ein fehr vager, vieldeutiger Begriff 
ift, und daher als leitende dee nicht an die Spige eines Syſtems 
geftellt werden kann, märe die Statiltif am Ende doch nichts mehr 
und nicht? meniger als ein Fünftliches Aggregat von Curiosis au 
einem Haufen von Specialbejchreibungen des Staates, und die fubjec- 
tive Färbung der Statiftif auch bei der größten Gelehrſamkeit der ein: 
zelnen Verfaſſer unvermeidlich. Nicht um das handelt e3 fi, mas dem 
Berfafler eines ftatiftiihen Werkes als Staatsmerkwürdigkeit 
erſcheint, fondern um dag, was objectiv betrachtet merkwürdig, was 
anzuführen nothbwendig ift, um ein getreues Bild des Staates zu 
entwerfen. Keine Disciplin, alfo auch nicht die Statiftif vermag der 
Beihilfe verwandter Disciplinen zu entbehren; aber die YZuftände, 
welche die Statiftit fchildert, Liegen ja im Staate, nicht in den andern 
Wiſſenſchaften, die fie ebenfalls von ihrem Standpunkte aus betrachten 
und darftellen. So reich der Stoff ift, den die Statiftif zu ihrem Zwecke 
und zu jelbftftändiger Bearbeitung andern Staatswiffenfchaften ent: 
lehnt, fo bleibt e8 doch gewiß, daß eben fo ihre Entwidelung ala 
Wiffenfchaft durch die monographiihe Behandlung einzelner Partien 
ihres Gebietes, durch den Fortichritt der Populations:, Induſtrie⸗, Unter: 
rits-Statiftif u. |. m. geivonnen bat. Darin liegt der bauptjächliche 
Nugen der neuern Leiltungen der fogenannten geſellſchaftlichen Stati- 
ſtik. Daß feit beinahe einem Decennium ftatiftifche Werke über ein: 
zelne Staaten in etbnograpbifcher oder vergleihender Darftellung jel- 
tener als in der vorhergehenden Periode erſcheinen, mag einmal darin 
Haimerl’s Bierteljafresfgrift f. Rechtsw IL. 1 8 
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feinen Grund baben, daß die Geifter mehr der eben angeführten jpe- 
ciellen Richtung zugewandt find, und fo viele hervorragende Statiſtiker 
mit der Leitung und Bearbeitung der officiellen, faft durchgängig tabel- 
lariſchen Statiftif vollauf befchäftigt find, anderfeit8 auch die ſtaats⸗ 
und völferrechtlicden Zuftände in einem großen Theile des Kontinents 
noch nicht zu einem in fich gefeiteten Abſchluſſe gelangt find. Eine Zeit 
langen, ununterbrocdhenen Friedens und Mar ausgefprochenen öffent- 
lichen Berhältniffe ift die günftigfte für die Arbeiten des Statiftiters, 
und wenn die Geſchichte der Haupt: und Staatsactionen feiert, iſt 
gerade die Statiſtik am probuctivften. 





VI. 


Aeber das legatum per praeceptionem. 
Bom Herrn Dr. Karl Czyhlarz, Privatvogenten an der Prager Univerfität. 


I. 


VDie vorliegende Abhandlung hat es mit dem Präceptionslegate zu thun, 
einem Stoffe I), ver nicht oft bearbeitet wurde, der aber dennoch mehr 
Schwierigfeiten bietet, al8 man von einem fo befcheivenen Gegenftanve 
erwarten follte, 

Wir müffen venn auch gleich das Geſtändniß voranfchiden, daß 
uns manche diefer Schwierigkeiten bei dem Stande ver Quellen?) unüber- 
windbar fehien, und daß wir uns oft mit Vermuthungen begnügen 


— — — — —— 


') Eine abgeſonderte Barftellung bat ihm unſeres Wiſſens nur Degentolb 
getvidmet in feiner: diss.inaug. „de legato quod fiebat per praeceptionem“ 
Berolini 1865. — Die Er ffleller über Prälegate konnten natürlih auch 
unfer Legat nicht unberüdjichtigt laffen; von den ältern nenne ih Nieto: 
„tractatus academicus de praelegatis (in Meermann’s Thesaurus VII. 
pag. 643— 667), von den Neuern: Pfordten: de praelegatis; Erlangae 1837 
und Buchholz: Die Lehre von ven Prälegaten, 1850. 

2) Diefe find: Gaius II, 88. 216—223 incl. — — Gaii epitome Il. 517; 
Ulpiani fragm. XXIV 88. 11; Pauli sent. rec. III. 6 8. 1; Theophilus II. 20; 
Inst. Just. II. 20 8. 3 — und eine nicht unbedeutende Anzahl von Bonbelten: 
ftellen, auf die im Zerlaufe der Abhandlung verwiefen wird. — Bon nit 

—** Söriftftellern find zu erwähnen: Plinius. epp., V. 7 und Sueton 
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mußten, die wir jeboch, foweit dies uns nur immer möglich war, wahr- 
ſcheinlich zu machen fuchten. 

Wir glauben hiezu nicht gleich ven erjten Sa zählen zu müſſen, 
nämlich ven, daß wir es bier mit einem Propufte ver nenern Rechts⸗ 
bildung innerhalb des jus civile zu thun haben, deſſen Entjtehung nach 
der Biltung der übrigen Legatsformen zu feßen ift. 

Wir berufen uns tafür auf vie Ordnung und Reihenfolge, in ber 
bie A Regatsformen in unfern Quellen angeführt werden, — danach ift 
das Neceptionslegat immer pas letzte; fo zunächſt bei Gaius IL, 
$. 192: Legatorum genera sunt quatuor; aut enim per vindica- 
tionem legamus, aut per damnationem, aut sinendi modo, aut 
per praeceptionem; ebenfo aber auch bei Ulpian, XXIV. 2. 
Gerave auf dieſe legtere Stelle legen wir hauptſächlich Gewicht, da fie 
beweißt, daß der Grund diefer Anordnung fein ſyſtematiſcher geweſen 
fein könne, denn dann hätte Ulpian pas Präceptionslegat mit dem 
Binvifationslegate vereinen müffen 3). 

Iſt das Bisherige richtig, fo muß bereits vor unferm Legate unzwei⸗ 
felhaft das Vindikazions⸗- und Dammationslegat, auch) das sinendi 
modo-⸗Legatgeltung gehabt haben; ja wir wagen dann vie Behauptung, 
daß viefe Formen bereits vor ver Entftehung viefes Legats dazu gebraucht 
wurden, um auch ben einen oder andern Erben ein Vermächtniß zulommen 
zu laffen, daß die Prälegate älter find, als unſere Legats— 
form. ‘Denn ficher ift das Bedürfniß und Anlaß einer folchen Ver- 
fügung fo alt, als Legate überhaupt?), und weber in ver Form des 
Vindikationslegats, noch in ver des Damnationslegats können wir etwas 
entveden, das einem Legate für den Erben wiverfpräcde; kommen doch 
fpäter unzweifelhaft Prälegate in dieſen Formen word); — lag aber ein 
Hinverniß in der Legatsform felbft, fo müßte dies, wie früher, fo auch 
fpäter gewirkt haben. 

Auf Grund der Eriftenz der Prälegate wollen wir es nun ver: 
fuchen, die Bildung des Präceptionslegats anfchaulich zu machen; vorerft 
möchten wir aber noch das einzige Berenfen erwähnen, das gegen biefen 
Verſuch von vornherein einnehmen könnte; — es ift die Exiftenz des 





8) Ulp. frag. XXIV, 
R 2% Nom. Gef, ii. Au — 256, 3. 9, 10. 
5) per vindicationem: . 116 I { $ a Jegat. 1; 1.88 8.3 D. de 
g. II. — per damnationem: 1. 10 $. SD.eod. u. a.; für beide Formen 
— l. 76 D. de leg II. (mo gr ceteri legatarii dem Präceptiondlegatar 
gegenüber ftehen. 
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Präceptionslegats feldf. Da man in diefem eine Legatsform fieht, die 
ganz augenſcheinlich mit ven Prälegaten in der engjten Verbindung fteht, 
fo Halten manche die Bildung tiefer befonderen Legatsform für ganz 
unerflärlich, wenn bereits früher Brälegate und zwar per vindicationem 
und damnationem möglich waren, indem ja dann gar feine Veranlaffung 
mehr zur Bildung einer befonvern Legatsform vorgelegen habe, vielmehr 
bie bereit8 vorhandenen vollfommen ausreichten. Da nun aber das 
Bräceptionslegat thatfächlich entftanven ift, fo läßt man im Gegenfate 
zu uns bie Prälegate erft mit dem Präceptionslegate entftehen ©). 

Diefe Anficht befticht durch ven Schein ftreng hiftorifcher Deduction, 
ba fie von dem fo oft bewährten Satze ausgeht, daß bei der ftetigen 
Entwidlung, vie im römifchen Rechte fo Klar bervortritt, neue Nechte- 
bildungen nur dann entftanven find, wenn ein bringenves Bedürfniß fie 
verlangte. Allein gerave bei einer Unterfuchung über die Bildung einer 
Legatsform follte man auf viefen Sat nicht ohne weiters bauen, indem 
das sinendi modo:-Legat als Warnung daſteht, das unzweifelhaft nach 
dem Dammationslegate entjtand, alfo zu einer Zeit, wo alles Tas, was 
durch das sinendi modo Legat erztelt werden Tann, ficher auch durch 
das Dammationslegat erreicht werden konnte. — Auf eine eingehenve 
Wiverlegung dieſes Bedenkens wollen wir uns nicht einlaffen; denn es 
fällt von felbft, wenn es und nur annähernd gelingt, vie Entftehung des 
Präceptionslegate auf Grund ver Prälegate anfchaulih zu machen. 
Dazu geben wir jett über. 

Unfer Ausgangspumkt ift die, wie uns fcheint, unbevenkliche Annahme, 
daß die Worte praecipere, praeceptio zunächit Feine juriftifch technifche 
Bedeutung hatten, fonvdern vielmehr Ausdrücke des gemeinen Lebens 
waren, als welche fie allervings auch zur Bezeichnung gewiffer juriftifcher 
Berhaͤltniſſe Anwendung finden Tonnten und fanben. 


*) Diefe Auffafjung finden wir bei Nieto, Buchholz fund Degentolb; 
alle diefe knuͤpfen die Entitehung der Brälegate an das Präceptionslegat an. 
Im Einzelnen weichen jevoh Buchholz und Degenkolb wieder von ein: 
ander ab, Buchholz (a. a. D. Cap. 2, S. 33 fg.) gebt in feiner Dar: 
ftellung von den Prälegaten aus; da er nun diefe richtig für Produfte der 
ältern Recht2bildung ertennt, fo muß er aud das Präceptionslegat, welches 
Ausgangspunkt der Prälegate ift, in die ältefte get verfeßen; — wenn id 
ihn recht verſtehe, fo kommt e8 gleich nad) dem Vindikationslegate. 

Degentolb (a. a. O. pag. 13 fg.) geht von dem Präzeptionslegate aus, 
und da er darin ebenfalld richtig ein Product der neuern Rechtsbildung 
erkennt, & ift die nothwendige Folge die, daß er aud die Prälegate zu den 
neuern Inſtituten zählt. — 
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Abgeſehen von folchen Fällen der Anwendung, die uns bier nicht 
berühren ’), mußten fie nach der Erklärung, die und Gajus gibt, 
namentlich auch anwendbar fein, um die Stellung des Prälegatars, tem 
in welcher Form immer ein Legat binterlafien war und ber wirklich 
Erbſchaft und Legat erworben hatte, zu bezeichnen; denn praecipere 
ftelit Gajus gleich mit praecipuum sumere und ein folche® liegt hier 
ficher vor, „quod is extra portionem hereditatis praecipuum legatum 
habiturus sit“®). Die eigenthümliche Wirkung viefes Zufammentreffene 
bes Erbrechts und bes Legats in einer Perfon, ift vie Möglichkeit, Te: 
teres burch das judicium fam. ercisc. zu realifiren. 

Somit hätten wir praeceptiones auf Grund eines Legats, und 
zwar unabhängig von der Präceptionsform, und ta wir die Prälegate 
für älter halten, auch vor der Präceptionsform. Die Entftehung biefer 
letztern möchten wir num auf folgenve Weife erklären: Auf Grund 
ber befonderen Beziehung, welche nach dem eben Geſagten vie Worte 
praecipere, praeceptio auf die Stellung des Prälegatars haben, 
fonnte e8 fehr wohl gefchehen, daß ver Teftator, ver einem Erben ein Legat 
zuwenben wollte, dies nicht in ven hergebrachten Formen des do, lego- 
oder Damnations-Tegats that, fondern furzweg das anorbnete, auf was 
auch diefe Formen hinausführten, wenn alles vem Willen des Teſtators 
gemäß ging — eine praeceptio. 

Wie lange es nun dauerte, ehe man eine folche Verfügung für 
gültig hielt, können wir nicht entjcheiven, ebenfowentg angeben, durch 
welche Mittel die Jurisprudenz bie neue Legatsform in das Rechtsſyſtem 
einführte,; fowie aber einmal vie Nechtsbeftänvigfeit eines Legats in 
biefer Form feftftand, mußten die Vorausfegungen ver praeceptio als 
eines urſprünglich factifehen Begriffs zu rechtlichen Bebingungen tes 
Präceptionslegats, die Wirkung des AZufammentreffend von Erbſchaft 
und Legat in einer Perfon (nämlich die Möglichkeit der Nealifirung des 
Legates durch das judicium fam. ercisc.) zur Wirkung des Präceptionslegats 
werden. Died ift unbebingt ver Fall nach ber Theorie ver Sabintaner. 
Nah diefer Tann das Präceptionslegat nur einem gültig eingefekten 
Erben binterlaffen werben; jeves Legat in ver Präceptionsform zu Gunften 
eines Nichterben (eines extraneus) iſt ungültig und kann nur durch das 
S. C. Neronianun) aufrecht erhalten werden. Gaius II 8. 217: 

N) So die praeceptio dotis in 1. 20, 8. 2, 1. 35, 46, 51 D. fam. ercisc. un: 
l. 85 D. ad leg. > (35, 2) — peculii, in rem versi etc. in 1. 2,8. 10 D 
fam. ercisc. u. a. 


®») Cf. Festus edit. Müller, pag. 80. 
2) So feit Ju lianus; vergl. Gaius II, 8. 218, 
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Sed nostri quidem praeceptores nulli alii eo modo legari posse 
putant, nisi ei qui aliqua ex parte heres scriptus esset. 8. 218: 
si extraneo legatum fuerit, inutile est legatum. Es fann aber 
weiter dieſes Legat nur von einem folchen erworben werden, ber wirffich 
Erbe geworben ift; — denn nur biefer ninımt extra portionem here- 
ditatis ein praecipuum legatum, was daraus erhellt, daß ein folches 
Legat nicht wie die übrigen durch eine befonvere Klage, fondern nur 
durch die dem Erben als folchen zuſtehende familiae erciscundae actio 
realifirt werden Tann, durch die überhaupt Prälegute geltend gemacht 
werten. Gaius II. $. 219: — Item nostri praeceptores, quod ita 
legatum est, nulla ratione putant posse consequi eum cui ita 
fuerit legatum (praeter) quam iudicio familiae erciscundae, quod 
inter heredes de hereditate erciscunda, id est dividunda accipi 
solet; officio enim judicis id contineri, ut et quod per praecep- 
tionem legatum est, adjudicetur. — Wie verhält er fi aber mit 
ber Theorie der Profuleianer? Wir betrachten zunächſt Gaius II. 
8. 221. Sed diversae scholae auctores putant etiam extraneo 
per praeceptionem legari posse, ac si ita scribatur: „Titius 
hominem Stichum capito*, supervacua adiecta „prae“ sillaba 
ideoque per vindicationem eam rem legatam videri; quae 
sententia dicitur Divi Hadriani constitutione confirmata esse. 
Dana) behandeln die Profuleianer das Präceptionslegat als Bin: 
pifationslegat, weil in vem Worte „praecipito“ bie Formel des DVin- 
bifationdlegats „capito“ enthalten tft, auf die fie allein Gewicht Legen. 
Ans dieſer Auffaffung folgt nun: 1. Iſt das Legat einem Insti- 
tutus binterlaffen worven, fo ift viefer falls er Erbe wird, bei ber 
Realifirung des Legats nicht mehr auf pas judicium familiae erciscun- 
dae befchräntt, fonvern Tann den legirten Gegenftand auch vinbiciren. 
Gaius II, 8. 222: Secundum hanc igitur opinionem, si ea 
res ex jure Quiritium defuncti fuerit, potest a legatario vindicari, 
sive is unus ex heredibus sit sive non. 

2. Hat er dagegen feine Erbquote nicht erworben, fo muß beffen- 
ungeachtet fein Legat, wie ein gewöhnliches Vindicationslegat gültig 
bleiben und Tann von ihm wie biefes vindicirt werben: 

L. 12 C. de legatis (6, 37). Imp. Gordianus A. Muciano. 
Quum responso viri prudentissimi Papiniani, quod precibus insertum 
est, praeceptionis legatum et omissa parte hereditaria vindicari 
posse declaratur, intelligis desideria tuo juxta juris Formam esse 
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consultum. Verba vero responsi haec sunt: Filiae mater prae- 
dium ita legavit“ praecipito sumito extra partem hereditatis, quum 
hereditati matris filia renutiasset, nihilominus recte legatum vin- 
dicari visum est. 

Zwar rührt dieſe Stelle, fo wie das in ihr angeführte Responsum !°) 
aus einer Zeit her, in der ver Schulftreit ver Sabinianer und Proculeianer 
bereits überwunden war ; dennoch aber fehen wir daraus, daß Bapinian, 
ver das in obiger Stelle vorliegende Präceptionslegat als Vindications⸗ 
legat behandelt (alfo der profuleianifchen Auffaſſung folgt), vie oben 
angeführte Confequenz gezogen hat, indem er dem Honorirten auch dann 
die Vindikation zufpricht, wenn dieſer feine Erbquote ausfchlug. 

3. Endlich kann das Legat geradezu einem extraneus hinterlafien 
werben 11) (Gai II. 8. 221). 

Dies vie Eonfequenzen, die man aus ver Gleichftellung von prae- 
cipito und capito 308. Sie alle fünnen aber ſelbſtverſtändlich nur 
bann eintreten, wenn ber Gegenftand des Legats fich im quiritifchen 
Eigenthume des Teftators befand. Confequent hätte man nun das Prä- 
ceptionslegat von Seite ver Prokuleianer auf ſolche Sachen befchränfen 
müffen; denn nur auf fie ift bie Legatsform „capito* anwendbar, 
dadurch hätte dann freilich das Präceptionslegat feine felbftjtändige 
Stellung verloren und wäre nur eine befonvere Art des Vindications⸗ 
legats geworben. 

Dies gefchah nicht; nach der Darftellung des Gaius ift es 
unzweifelhaft, daß auch die Profuleianer an Vermögensftüden, vie fich 
blos „in bonis“ des Teftators befanden, ein Präceptionslegat zuließen 
doch konnte ein ſolches Legat nur durch das judicium familiae erciscundae 
realifirt werden, demnach auch nur einem ber eingefetten Erben gültig hinter- 
laffen werven. Gaius: IL, 8.222. Secundum hanc igitur opinionem, 
si eares....in bonis tantum testatoris fuerit, extraneo quidem ex 


0) Cuiacius findet das Reſponſum wieder in 1. 87 D. de legat I. (30); — 
allein dagegen ift mit Recht Nieto (I. c. cap. I. 8. 23). — Degentolb, l.c. 
pg. 21, hut es in 1. 75 8. 2D. de legat L; falls mit Unrecht. Beides 
beweiſt eine — der 1. 87 cit. u. 1. 75, 2 cit. mit 1. 12 C. cit. 

11 Diefer Fall der Anwendung muß jedody höchft jelten geweſen fein; unter den 
Quellenftellen, die von fpätern eye berrübren, welche nachweislich der 
profuleianifchen Lehre folgten, findet ſich nämlich feine einzige, die von einem 
Legate an einen extraneus verftanden werden müßte. — In der 1. 88 pr. 8.2 
D. de legat II u. 1. 91 pr. D. de Iegat. III, 1. 7 C. de legat. (6, 37) ift 
allerding3 nicht gefagt, daß der Honorirte auch Erbe fei, allein es zwingt gar 
nicht? zur Annahme, daß er es nicht geweſen. 
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S. Cto (Neroniano) utile erit legatum, heredi vero familiae ercis- 
cundae iudicis officio praestabitur.“ 

Dieß die Theorie der Profuleianer, fo weit wir fie aus Gaius 
fennen. Der Dualismus in derjelben ift nicht zu verkennen; während 
fie nämlich einerfeits in dem „praecipito® nur das capito berüdfidhti- 
gen „supervacua adiecta“ prae syllaba, jo laſſen fie doch ander: 
jeitö das Präceptionslegat auch an Sachen in bonis zu, was nur da- 
dur möglih wird, daß man die ignorirte Sylbe prae wieder zu 
Ehren kommen läßt; ferner, während res ex J. Q. allen Perſonen, 
die eines Legats fähig find, legirt werden können, bält man bei an- 
dern PVermögenzftüden an der Schranke feit, daß ein folches Legat 
nur einem Erben binterlafen werden könne. Diefer Mangel an Ein- 
beit jcheint ung mit Entfchievenbeit darzuthbun, daß dieſe Theorie 
nicht in allen ihren Säten ein Produkt der Profuleianifhen Schule 
fein könne, daß wir in derfelben vielmehr ein älteres Fundament 
und gewifle neuere Umgeftaltungen unterfheiden müſſen; nur lettere 
find in der Profuleianifhen Schule entitanden. Der älteren Theorie, 
welche die Profuleianer bereit vorfanden, gehört der Sab an, daß 
das Legat, wenn es fih auf Objekte des bonitarishen Eigenthums 
bezieht, nur einem Erben binterlaffen und nur durch das iudicium 
fam. ercisc. realifirt werden fann; ein Satz, der augenſcheinlich ein 
Keft der Theorie ift, die wir oben als die Sabinianifche Tennen 
lernten. Daß gerade die Säge diefer Schule die urfprünglichen find, 
bemeift allerdings fein äußeres Zeugniß, mohl aber der einheitliche 
Charakter derjelben, ihre Webereinftimmung mit dem Formelwort 12). 
Das eigene Werl der Profuleianer beftebt nun darin, daß fie 
bei dem Legate einer res ex J. Q. alles Gewicht auf das in der For- 
mel des Präceptionslegates enthaltene Stammmwort „capito* legen 
und unfer Legat für diefe Fälle Fünftlih zum Vindikationslegate 
maden. Erſt mit der Bildung der neuern Prokuleianiſchen Theorie 
konnte die ältere Lehre, die bis dahin allein ftand, zur Schulanſicht 


u) gi dieß richtig, dann muß die Entftehung dieſer Theorie vor das Neronianifche 

enatusconfult fallen; venn zur Zeit feiner Geltung, wo jedes Legat wirt: 

fam war, wenn nur eines der berlömmlichen Formelworte gebraucht wurde, 

war es nach beflehendem Recht ganz unmöglich, daß einer Legatsform ſolche 

Grenzen, wie ſie biefe Theorie betreffs der Subjelte zc. zieht, gezogen mur: 

den, wenn nit innerhalb derſelben die Wirkung des Legatd eine viel ftär: 
tere, als die de3 Damnationslegates war; was bier nicht der Fall if. 
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der Juriſten werden, die an ihr feitblelten; dieß waren die Sa 
binianer. Ueber die Zeit, wann diefe Scheidung der Schulen in 
unferer Frage eintrat, laͤßt fih nichts ermitteln!d), nur fo viel 
fönnen wir jagen, daß fie zur Zeit Hadrian's bereits beftand, da 
er die Prokuleianiſche Anficht durch eine Conſtitution beftätigt haben 
fol 14). Deßhalb bleibt auch jede Unterfuchung über die Abſicht der Pro- 
fuleianer bei Aufftelung ihrer Theorie ohne ficheres Nefultat; denn ob 
biefe darauf ging, zunädit die Wirkung des Legats zu verſchärfen, 
oder ob fie den Erwerb des Legats von dem ber Erbichaft unabhängig 
machen mollten, hängt weſentlich davon ab, ob die Entftehung ihrer 
Theorie vor oder nad) dem Neronianum zu ſetzen iſt. 

Nachdem mir bisher von der Entitehung. des Präceptionslegates 
und. dem Berhältnifje der Sabinianiihen und Prokuleianiſchen Lehre zu 
einander gejprochen haben, fol in den folgenden Abichnitten genauer 
von der Formel, dem Gegenftande, der Wirkung und bem Erwerbe des 
Legats gehandelt und zum Schluffe erörtert werben, ob es bei unferem 
Legate ein Akkrescenzrecht gibt oder nicht. 


Il. 


Die eigenthümliche Formel für die Anordnung des Praͤceptions⸗ 
legatez, welche Gaius und Ulpian da, wo fie von diefem Legate han⸗ 
deln, anführen, ift: 

L. Titius hominem Stichum praecipito!). 

Neben diefer einfachen finden wir aber in unferen Quellen, ent: 
fprechend der Sitte?), mehrere Legatsformen zu verbinden, auch zu: 
fammengejegte Formeln vor, deren Zufäge dem Vindikationslegate ent- 
nommen find: | 


— — — — — 


15) Gaius II, $. 218, führt als Gewährsmänner feiner Anſicht auch Sabinus 
an; damit dürfte wohl Maſſurius Sabinus gemeint fein (Buchholtz a. a. O. 
Seite 36, Note 15, hält ihn für den Cälius Sabinus). Daraus könnte man 
nun ſchließen wollen, daß zur Zeit dieſes Juriſten bereits die Anſichten bei- 
der Schulen auseinandergingen. Allein dieſer Schluß ift deßhalb ganz unzu: 
verläffig, weil die Sabinianer die ältere Theorie vertraten, die Berufung 
auf einen ältern Gewährsmann aber, mag dieſer aud in andern Fragen zur 
Schule gehören, noch nicht die Exiſtenz der Controverſe zu feiner Zeit beweift. 

14) Gaius IL, 8. 221. 

ı) Gaius II, 8. 216; Ulp. XXIV, $. 6, — 

Mayer: Die Lehre vor ben Legaten und Fiveilommiflen, $. 5, Rote 6. 
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„praecipito, sumito tipique habeto?3) — 

„Praecipito tibi habeto ?).* 

Diefe Formeln können erft zu einer Zeit entftanden fein, mo 
bereit3 das Präceptionslegat mit dem Vindilationslegate in nahe Be: 
ziehung gebracht war, und mögen in der Schule der Prokuleianer auf: 
getommen fein), um die Anfangs noch nicht fo fefte Theorie der 
Gleichſtellung des Präceptionslegats mit dem PVindilationslegate praf: 
tiſch durch Hinzufügung der Binbifationglegatsformen außer Zweifel 
zu jeßen und fo die neue Lehre zu befeftigen. 

Huf Seiten der Sabinianer finden wir von bdiefen zufammenges 
festen Formen feine Spur®). 


Il. 


Wir gehen zum Objekte des Praͤceptionslegats über. 

1. Als Regel ftelen wir auf: Objekt des Präceptionslegats find 
nur Vermögensftüde des Teftators. Dieß bemeilt: 

a) für die Schule der Sabinianer Gaius II, 8.220: — — nihil 
aliud secundum nostrorum praeceptorum opinionem per prae- 
ceptionem legari posse nisi quod testatoris sit .... Den Grund 
diejer Begrenzung gibt er in dem folgenden Safe an: „nulla enim 
alia res quam hereditaria deducitur in hoc iudicium.* Diejer 
ſcheint uns jedoch nicht zutreffend; denn gejeht, es ift einem Erben ein 
Legat per damnationem hinterlaffen, jo kann dieß fiher auch durch 
das indicium fam. ercisc. realifirt werden, und zwar jelbit dann, 
wenn das legirte Objekt keine res hereditaria, jondern eine fremde 
Sade ift, da der arbiter nit auf die Adjudifation (die hier aller: 
dings unanwendbar wäre) beſchraͤnkt ift, ſondern durch die ihm zuite- 
bende Condemnationsmacht die zwiſchen dem Erben und Legatar beſte⸗ 
bende obligatio ihrer Erfüllung zuführen fann!). Können nun über- 


NL. 12 C. Ne 36), 1 r. D. de legat. I., 1. 26 D. de pecul. 
leg. (33, 8). — Diefe —2 en) alten auch die bei Valerius Probus „de 
notis“ —E thesaurus ge p. 104) vorkommenden Sigln P. S. T.H. 

L. 27, 8. 3, D. de instrm. (33 ‚T.. 

s) Degenkolb 1. c. II. p. 19, %0. — Dafür fpricht insbeſondere auch der Um— 
han, daß mir bie e Formen bei den fpätern Maffiihen Juxiſten antreffen 

role Note 3), die, wie wir bereit? an i ir m niten Repräfentanten 
ini —— der Prokuleian iſhen Anſi 

28 D. de cond. et dem. (as * „praecipito* — Pom- 

D. dam. reise. (10, 2) „praecipito.* 

) L. PD. m ecke (10, 2). 
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haupt Legate an fremden Saden dur das iudicium fam. ercisc. 
realifirt werden, fo Tann der Grund, weßhalb das Präceptionslegat 
nur auf Vermögensitüde des Teſtators beichräntt ift, nicht in der 
Natur dieſes Nechtsmitteld gelegen fein. — Unferer Meinung nad 
muß er in der Legatsform „praecipto® gefucht werden; dieſe ent 
balt eine unmittelbare Ermächtigung des Legatars durch den Teftator 
zur Aneignung des Iegirten Objektes; eine folche Tann aber Sinn 
und Wirkung nur dann haben, wenn fie fih auf ein Objekt bezieht, 
das der freien Verfügung desjenigen, von dem fie ausgeht, unter: 
worfen it, — nicht in Bezug auf fremde Sachen; bier ift nur eine 
Berpflihtung des Erben, zur Leiſtung derſelben an den Legatar, 
denkbar 2). | 

b) Obige Regel gilt auch in der Prokuleianiſchen Schule, denn 
nah dem Berichte des Gaius mird jedes Legat eines Objekts, das 
„nullo iure testatoris fuerit,* durch das S. Ctum Neronianum auf: 
recht erhalten, ift alfo iure civili als Vräceptionglegat ungiltig. Gaius II 
8.222: — — „quod si nullo iure fuerit testatoris, tam heredi 
quam extraneo ex senatus consulto utile erit.* 

2. Wir wollen jebt die in den Duellen erwähnten Ausnahmen 
unferer Regel betrachten: 

a) Wir beginnen mit der von Gaius in II, 8.222 angeführten: 

. aliquo .... casu etiam alienam rem per praeceptionem 

legari posse fatentur, veluti si, quis eam rem legaverit quam 
creditori fiduciae causa mancipio dederit, nam officio iudicis co- 
heredes cogi posse existimant soluta pecunia solvere eam rem, 
ut possit praecipere is, cui ita legatum sit?). Das Legat einer 


2) Diefe enthält dad Damnationslegat. — Fremde Sachen find aber auch vie: 
jenigen, welde hereditate iscente erworben werden; denn fo wie der Erbe 
die Grbfcaft angetten gilt er als Erbe vom Zeitpunkte des Todes des Te: 
ftatord, alſo auch als Herr der fpäter erworbenen Sachen, vom Zeitpuntte 
ihres Erwerbes; dieſe fönnen daher auch nur feiner Verfügung unterliegen. 

er Satz hereditas personae defuncti vicem sustinet ftehbt nicht entgegen. 
Ueber feine Bedeutung fiehe Köppen: Die Erbichaft, Bon, 

5) Damit ift die ebenfall® von Gaius herrührende 1. 28 D. fam. ercisc. (10, 2) 
zu vergleihen: Gaius lib. VII ad Edictum: Rem pignori creditori datam 
si per praeceptionem legaverit testator, officio iudicis continetur, ut ex 
communi pecunia luatur, eamque ferat is, cui eo modo fuerit legata. — 
Obwohl Gaius ſehr gut diefe Stelle fo geichrieben haben könnte, wie fie bier 
fteht, fo ift e8 uns doch ſehr wahrſcheinlich, daß jtatt pignori When 
fiduciae geftanden bat. Dafür fpriht einmal die große Aehnlichleit der 
Stelle mit Gaius II $. 226 cit., fodann aber hauptjählih das in derjelben 
vorlommende Wort: „creditori,* welches bei dem pignori dare nur ein 
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Sache fol alfo gültig fein, obgleich diefelbe in der Form der fiducia 
verpfändet ift, fomit nicht mehr in dem Eigenthume des Teitatorg, 
fondern in dem feines Gläubigers ſteht. Tiefe Ausnahme ift jedoch, 
genau betrachtet, mehr fcheinbar; denn wenn es auch wahr ift, daß 
die fidueiae causa gegebene Sache dem Eigenthbume nad ihrem 
früheren Herrn eine fremde geworden ift, fo ift die Ausſcheidung 
doch feine fo vollftändige, daß jede Beziehung der Sache zu dem 
Vermögen ihres frühern Herrn gelöft wäre. Sieht man auf die 
Abficht der Parteien, jo ift diefe in der That gar nicht auf eine 
Bermögensveränderung gerichtet; es fol durch die Uebertragung des 
Eigentbums dem Gläubiger nur Sicherheit für eine Forderung ge- 
geben merden; fobald dieſe getilgt und fo der Grund der Sicher: 
ftellung weggefallen ift, fol auch die Sache wieder dem Schuldner, 
ihrem frühern Eigenthümer, remancipirt werden; um dieß nöthigen- 
falls zu erzwingen, ftehbt dem PVerpfänder die actio fiduciae zu. 
Da nun fomit die fiduciae causa gegebene Sache nod immer 
mit dem Vermögen bezjenigen, der fie bingab, in Verbindung ftebt, 
ja der Intention der Parteien gemäß noch als Beſtandtheil desjelben 
betrachtet werden kann; fo ift es in der That von der Regel nicht ab- 
weichend, daß das Präceptionslegat an einer ſolchen Sade giltig if. 

b) L. 25 8. 22 D. fam. ercisc. (10, 2). Paulus lib. 23 ad 
Edictum: Si pecunia, quae domi relicta non est, per praecep- 
tionem relicta sit, utrum universa a coheredibus praestanda sit, 
an pro parte hereditaria, quem admodum si pecunia in heredi- 
tate relicta esset, dubitatur et magis est, ut id praestandum sit, 
quod praestaretur, si pecunia esset inventa. 

Paulus: S. R. III. 6 8. 1: Per praeceptionem uni ex here- 
dibus nummi legati, qui domi non erant officio iudicis familiae 
erciscundae praestabuntur. 

Sjemand hatte einem feiner Erben eine beflimmte Summe Geldes 
per praeceptionem legirt ; diefe Summe findet ſich nun in der Verlaſſen⸗ 
ſchaft nicht vor. Dem Juriſten ift die Gültigleit des Legats in feiner 
der beiden Stellen zweifelhaft; er erörtert nur, ob die Miterben allein 
bie ganze Summe aufzubringen haben, oder ob Jeder nur fo viel zu 


_ 





möglicher (vergleihe 3. B. 1. 34 pr. $. 2 D. de pignor. (20, 1), 1. 1 D. in 
gei . causis (20, 2) — allein in der überwiegenden Mehrzahl, die von einer 

erpfändung handeln, ſteht dieß nicht), bei der fiducia aber ein nothwendiger 
Zuſaß ift, zum Unterfchiede von der fiducia cum amico contracte. 
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leiten habe, al8 er zu leiften hätte, wenn vie Summe wirklich vorhanden 
wäre 4), und entfcheivet fich für letzteres. Hier liegt nun wirklich eine 
Ausnahme von der Regel vor, denn das legirte Objelt fteht mit bem 
Nachlaße in gar Feiner Verbindung. — Der Gefichtspunft, der bei ber- 
jelben leitete, mochte folgender fein: Da alle erbichaftlichen Sachen in 
Geld gefchätt und darauf zurüdgeführt werven Können, m. a. W. Geld- 
werth haben, fo hielt man bei vem Legate einer Geldſumme durchaus nicht 
das Borhanbenfein verfelben für nothwendig, man begnügte fich mit dem 
Vorhandenſein erbfchaftlicher Sachen, indem die zugedachte Geldſumme leicht 
burch Verlauf einzelner Vermögensſtücke gewonnen werben kann. Diefer Weg 
wird dann auch von Gaius in ver 1.26 D. fam. ercisc. (10. 2) vorgejchlagen: 
Officio enim judicis convenit, iubere rem hereditariam venire unam 
pluresve, pecuniamque ex pretio redactam ei numerare cui legata 
est. — Zieht man jedoch die in biefem Gedankengange gelegenen Con- 
fequenzen, fo fümmt man weit über bie Gränze hinaus, vie oben dem 
Präceptionslegate gezogen wurbe; venn gibt man zu, daß das Legat einer 
Geldſumme gültig fei, wenn überhaupt nur Geldwerth vorhanden ift, 
weil daraus die nöthige Summe leicht gewonnen werben Tönne; fo muß 
man auch das Legat einer jeven andern Sache für gültig halten, obgleich 
biefelbe in der Erbfchaft nicht vorhanden ift, ſobald nur Geld oder Geld⸗ 
werth, alfo Mittel vorhanden find, diefelbe anzufchaffen. 

Mit diefer Confequenz wäre die Grenze für das Präceptionslegat 
völlig verwifcht, und e8 fragt fich jett, ob dies wirklich gefchah. Man 
beruft fi dafür auf eine Stelle des Bomponius, nämlich auf die 1. 72 
D. ad S. C. Trebellianum (36. 1)5); wir glauben mit Unrecht. Die 


- 9 Woher diefer Zweifel? Er hängt unferes Erachtens mit ber bes Prä: 
ceptionslegats zufammen. Bei biejem erſcheint nämlih der Erbe, dem das 
Legat binterlaffen ift, in der Legat2formel nur als Honorirter (L. Titius 
centum praecipito); es ift daraus nicht erfichtlich, daß ein Theil des Legats 
auch auf feinen eigenen Erbtheil fällt; daß dies doch geſchieht, hat feinen 
Grund nur darin, daß die ihm zugedachte Sache, auf die er allein gemwiefen 
it eine erbihaftlihe ift. Wenn man nun ausnahmsweiſe (wie in obiger 

telle) da8 Präceptiondlegat aud in Bezug auf Objecte zuläßt, bie fi) in 
der — nicht vorfinden, zu ihr in gar keiner Beziehung ſiehen, die 
ee erit herbeigefchafit werden müfjen, dann kann allerdingd von ber 
Legatöformel aus die Frage entitehn; müllen die Miterben, die, weil ber 
Legatar nur als honorirt erfcheint, die alleinigen Önerirten fein müßten 
nicht das Ganze herbeifhaffen? — Anders ift dies bei dem Damnation?: 
legate, bier ift es ſchon nad der Formel erfihtlih, daß der Prälegatar, 
Honorirter und Onerirter zugleidh ift, denn wenn es heißt heres damnas 
esto L. Titio (der vorausſetzlich auch Erbe iſt) centum dare, fo ift Titius 
als Erbe fidher auch in dem „heres* mitbegriffen. — 

s) Buchholtz a. a. O., ©. 8, Note 62. 
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Stelle lautet: Pomponius lib. IV. fideicommissor: Heres prae- 
cepto fundo rogatus erat, hereditatem restituere, fundus alienus 
erat; Aristo ajebat videndum, utrum omnino penes heredem 
fundum esse voluit testator, an ita demum, si ipsius est, sed 
sibi superius placere, ideoque aestimatio ejus retinenda est. — 
Einem Erben war das Fiveilonmiß aufgelegt, feine Erbichaft nach 
Präception eines Grunpftüdes einem Andern zu reftituiren; dieſes 
Grundſtück war aber feines des Teftators, fonvdern ein fremdes. Artfto 
war nun ver Meinung, man müſſe umterfcheiven, ob der Wille des Te- 
ſtators fo befchaffen war, daß er dem Erben das Grunpftüd auf jepen 
Fall zuwenden wollte, oder nur dann, wenn e8 fein Eigenthum wäre, 
entfchien fich aber für erftere Annahme; und daher könne ver Erbe bei 
ber Reftitution ver Erbichaft ven Werth des Grundſtücks zurückbehalten. 
— Dies der Inhalt obiger 1. 72. 

In diefer Stelle ift von einem Präceptionslegate gar Teine Rede, 
und zwar weder von einem jure civile gültigen, noch von einem jolchen, 
welches durch das S. C. Neronianum aufrecht erhalten wir‘), In 
dem einem, wie in dem anbern Falle Könnte nämlich das Legat, 
wäre von einem folchen vie Rede, doch nur ven etwaigen Miterben auf- 
gelegt fein und viefen gegenüber geltend gemacht werden, al8 eigentliche® 
Präceptionslegat, oder ald Damnationslegat. Bon ihnen müßte daher 
auch in Ermanglung bes Grundſtücks der Werth veffelben pro parte 
hereditaria hereingebracdht werben, fo daß nur ver auf ven Erbthell 
bes Legatars entfallende Betrag durch Wetention bei Reftitution ver 
Erbſchaft an ven Fiveilommiffar geltend gemacht werden Tünnte. In 
der Stelle ift num allerdings von der Netention des Preifes gegenüber 
bem Fideikommiſſar die Rede, indem es heißt: aestimatio eius reti- 
nenda est; allein diefe Retention bezieht fich nicht auf einen Theil 
des Werthes, was nach Obigen bei ver Eriftenz eines Legats nothwendig 
wäre, ſondern vielmehr auf ven Werth des ganzen Grundſtücks, was 
der Annahme eines Legats in unferer Stelle wiverfpricht; weiter tft in 
unjerer Stelle von der Berufung mehrer Erben, wie fie doch jeves Prä⸗ 
legat erforvert, nicht die geringfie Spur, und man muß vielmehr anneh- 
men, ber bort erwähnte Erbe fei heres ex asse. 

„Praecepto fundo* heißt daher dort nicht ein fundus, ber dem 
Erben per praeceptionem legirt wurde, fonbern ift gleichbedeutend mit 
retento fundo, d. 5. einem folchen fundus, den ver Erbe bei ver Re⸗ 


©) Lebtered glaubt Mayer: Legate, F., * Note 7. 
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ftitution ver Erbſchaft für fich zurückbehalten fol, und ver ihm nicht ale 
Legat, fondern Kraft feines Erbrechts zufommt ?), 

3. Wir haben gefehen, daß das Object des Präceptionslegats bem 
Vermögen des Teftators angehören müſſe; jet wollen wir barthun, daß 
unfere Legatöform auf alle Beftanbtheile feines Vermögens anwendbar fei. 

a) Wir beginnen mit ven Sachen, bie im quiritifchen Recht res 
Teftators ftehen. Diefe find unzweifelhaft Gegenftand des Präceptione- 
legats; eines Beweiſes bevarf es hiefür nicht. Concrete Fälle folcher 
Legate dürften in folgenden Stellen enthalten fein: 

L. 26, D. de pecul. leg. (33, 8). Scaevola lib. VIII respon- 
sor: Titi fili e medio praecipito, sumito tibique habeto domum 
illam, item aureos centum. — 

L. 27, 8. 3 D.de instructo (33, 7). Scaevola lib. VII. Digest: 
Liberto quem heredem ex parte scripsit, fundum per prasceptionem 
deditinhaec verba: Pamphile liberte praecipito tibique habeto 
fundum meum Titianum et agellum Sempronianum cum instrumento 
et his quae in eodum erunt, cum moriar, familiamque quae in eo 
fando moratur, exceptis quos manumisero. — 

Die in beiden Stellen als legirt angeführten Sachen 8): Gelb, 
Grundſtücke und Sklaven ſtehen ver Annahme eines quiritifchen Eigen- 
thums an ihnen nicht entgegen, fonbern unterftügen viefelbe, ba fie 
gerabe die vorzüglichften Objecte veifelben find. Beftärft wird viefelbe 
durch die Form ber Anorbnung bes Legats; praecipito tibique habeto, 
denn ver legte Theil derſelben gehört eigentlich dem Vindikationslegate 
und ift fomtt nur auf res ex J. Q. testatoris anwendbar 9). 


€ 


er 18.16; 1. 30 8.4.5; 1. 63 8. 2 D. ad 8. C. 
rebell 
®) Andere Beifpiele fiehe in 1. 32 D. de dolo (&. 3); filius legatum sibi ser- 
vum per praeceptionem .. . ad libertatem vindicta manumittendo per- 
duxerat. L. 48D. de jure fisci (49. 14.), 1. 38 $. 8 D. de legat. III (32). 
*) Der Annahme: das Legat in 1. 27 cit. entipredhe allen Grfordernifien des 
Vindicationslegats, ſcheint die Klaufel: cum his quae in eodem erunt cum 
moriar — zu widerſprechen, indem dadurch gegen ein weſentliches Erforderniß 
dieſes Legats, Eigenthum der legirten Sache im Augenblicke der Teſlaments⸗ 
errichtung, mö erg verftopen wird (u. zwar dann — die ſpaͤter 
unter dieſe Klauſel zu ſubſumirenden Sachen erſt nad) der Teſtaments⸗ 
errichtung erworben ſind); allein befanntlich fällt dieſes 3 Grforberniß bei res 
— ‚numero, mensurs constant weg, und es genügt Eigenthum im 
mente des Toded. Nun ar ber ode. — 06 Ige obiger Klauſel: 
Mein und Geld, allo —— — 8 [mit au bis e3 Bebenten 
gehoben. — Vergl. holz a, a. O., 
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b) Sachen in bonis des Teſtators. Die Möglichkeit eines Prä- 
ceptionslegat® an venfelben nach ver Anficht der Profuleinner bezeugt 
ausprüdlih Gaius II. $. 222. 

. - » et si in bonis tantum testatoris fuerit extremo quidem 
ex senatusconsulto utile erit legatum, heredi vero familiae ercis- 
cundae judicis officio praestabitur.“ 

Für die fabinianiſche Schule fehlt e8 an einem folchen Zeugniß; 
allein auch ihre Juriſten müffen ein folches Legat zugelaffen haben, denn 
bie Sachen in bonis des Teftators find ficher auch unter das „quod 
testatoris est“ zu fubjumiren !0). — 

Als Beispiel eines Präceptionslegats an ſolchen Sachen führen wir an: 

L. 88 $. 2 D de legat I. (31.) 

Scaevola lib. III. responsor.: Quae marito heres extiterat ita 
testamento cavit: „Maevi et Semproni dulcissimi filii praecipi- 
tate omne, quidquid ex hereditate bonisve Titii domini mei 
patris vestri ad me pervenit mortis eius tempore.“ 

Wenn wir unter der „hereditas* im Gegenfag zu ven bonis bie 
res ex J. Q. und die Forderungen verftehen, jo mußten unter ben 
„bonis“ wirklich blos vie im bonitarifchen Eigenthum des Mannes ber 
ZTeftatorin befinvlihen Sachen begriffen fein. — Nur bleibt hier zweierlei 
zu bevenfen; erftens, wäre e8 möglich, vaß vie Zeftatorin feit dem Tode 
des Zeftators an letztern Sachen durch Uſukapion das quiritifche Recht 
erworben haben fonnte; wenn dies felbjt nicht ver Fall gewefen, fo bleibt 
zweitens doch noch immer die Schwiertgfeit, daß nicht ermittelt werben 
kann, ob die Legatare zugleich Erben ver Teftatorin gewefen, oder nicht, 
ob wir e8 fomit mit einem jure civili gültigen Präceptionslegate, ober 
mit einem folchen zu thun haben quod ex S. C. utile est. — 

Legteres Bedenken fällt weg bei folgenter Stelle Papinian's: 

L. 2 D. de instructo (83. 7). 

Papinianus lib. VII. responsor: Quum pater pluribus 
filiis heredibus scriptis, duobus praeceptiionem bonorum 
aviae praeter partes hereditarias dedisset 11), 








10) Gajus II. $.220 cf. Gai. I. 54. II. 40. — Dies ift au die gangbare Mei: 
nung febe: Suhbolz a. a. O. ©. 41; Mayer, Die Lehre von den Legaten 
⁊x. 8. 4, 5. — Schneider, das Recht der Anwachſung S. 26; Gans, 
Scholien S. 9— Degenkolb 1. c. pag 37. — Anderer Anſicht find: "Heinec- 
cius Elem. juris civ. lib. 30 $. 25; Antiquitates juris lib. 2. 20 (pag 544) 
— re troß Gaius auch Marezoll in der —8 f Civilr. und Prozeß IX. 

5; Mayer, Das Recht der Anwadhfung, ©. 101. 

1) Berl i 34, 8. 2 D. de legat. III. (32). 


Haimer!’® Vierteljahreſchrift f. Rechtow. IH. 1. 9 
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c) Auch Forderungen bed Teftators können per praeceptionem 
legirt werten. 

Für die Sabinianer beweift dies eine Stelle ihres Pomponius 
nämlid: 

L. 42 D. fam. ercisc. (10. 2). 

Pomponius lib Vl.ad Sabinum: Sı ita legatum fuerit uni 
ex heredibus: „quod mihi debet praecipito“ officio judicis familiae 
erciscundae continetur, neab eo heredes exigant; nam et si quod 
alius deberet, praecipere unus jussus fuerit, officio judicis actiones 
ei praestari debebunt pro portione coheredis. 

In riejer Stelle ift von einem legatum liberationis und nominis, 
das per praeceptionem einem Erben hinterlaffen ift, tie Rebe. 

Für vie Profuleianer finden wir fein Zeugniß eines uriften ihrer 
Schule: wir berufen uns aber auf eine Stelle Papinian's, ten wir 
bereits oben ter Prokuleianiſchen Auffaffung des Legats folgen fahen. 

L. 91 pr. D. de legat III. (32.) 

Papinianus lib. VII. responsor: Praediis per praeceptionem 
filiae datis cum reliquis actorum et colonorum et reli- 
qua videntur legata, quae de reditu praediorum in eadem causa 
manserunt. — 

Hier legirte ein Vater feiner Tochter per praeceptionem Grund- 
ftüdfe mit ven noch aneftehenten Reften ver actores und coloni, welche 
die erfteren aus ter Verwaltung ver Güter, denen fie vorftehn, bie 
fegteren aus dem Pachte ſchulden; alfo Grunpftüde und For- 
derungen!2), 

Auch tiefes Legat der Forderungen muß durch das judicium fam. 
ercisc. realifirt werten; ba nun biefe Klage nur dann begründet ft, 
wenn corpora im Nachlaße vorhanden ſind, nicht aber, wenn ver Nachlaß 
nur aue Thligetionen befteht 13), fo könnte das Präceptionslegat an 
einer Forterung nur im erftern alle al8 folches realifirt werten, im 
legtern Falle dagegen müßte e8 ex S. C. mit einer actio ex testa- 
mento geltend gemacht werten; toch feheint man auch bier gegen bie 


nn nn — nn 


12, Es Tiegen bier 2 Legate vor; da man nämlich bei dem Legate eine? fundus 
cum instrumento, — instructus 2 Legate annimmt (1.1 D. de instructo (33.7), 
fo muß dies umfomebr bier der Fall fein, da Pachtgeldforderungen gar nicht 
einmal zum instrumentum gehören, vergl. 1. 91 8. 1 D. de legat III (32). 
— Ein gleider Fall wird in 1. 20 D. de instructo erwähnt. 

13) L. 25 8. 1 D. fam. ercisc. (10. 2). 
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fonftige Natur des judicii fam. ercisc., wenn ein Prälegat vorlag, Dies 
Rechtsmittel zugelaffen zu haben 14). 

Während Sabinianer, Profuleianer und fpätere Yuriften darin überein- 
ftimmen, daß alle Beftanptheile des Vermögens, Sachen wie Forderungen, 
per praeceptionem gültig legirt werden können, ftellt Ulpian !5) fol 
genden Sab auf: 

Per praeceptionem legari possunt res, quae etiam per vin- 
dicationem. 

Un Verfuchen, diefe Stelle mit den oben angeführten Ausfprüchen 
der Quellen zu vereinigen, fehlt e8 nicht. Nach Nieto’s Meinung fagt 
Ulpian nichts anderes, als: per praeceptionem fünnen außer andern 
Sachen, auch vie Obiefte des Vindikationslegats legirt werden '0); 
Schulting tagegen glaubt, Ulpian fpreche von einer Zeit, in ver die 
Vinpifationslegatsform noch nicht auf Sachen in bonis bes Teftators 
anwendbar gewefen, gebe fomit einen ſchon zu feiner Zeit antiquirten 
Satz ). 

Beide Verſuche ſind mißglückt; Ulpian beſchränkt in der 
That das Präceptionslegat nur auf Objecte des Vin— 
dikationslegats, d. h. auf Sachen die ſowohl zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung als auch zur Zeit des Todes im quiritiſchen Eigenthume des 
Teſtators ſtanden, denn Sachen in bonis konnten nie per vindica- 
tionem legirt werden 18). 

Wir können in dieſer Beſchränkung nur eine Fortbildung der Pros 
kulieaniſchen Anficht erkennen, denn fegt man praecipito gleich capito, 
dann jcheint es, wie bereit8 oben erwähnt, nothwendig, das Legat auch 
auf Objecte des Vindikationslegates zu beſchränken. Diefe Begrenzung 
war zur Seit Ulpian's auch praktiſch ganz unbedenklich, denn 
jedes Legat, das ein Teftator nach herkömmlicher Weife in der Prä- 


14) * — pr. D. fam. ercisc. (10. 2), vergl. Buchholtz a. a. O. Seite 338, 
te 37. 


1!) Ulpiani fragm. XXIV. 8. 11. 

16) Nietol. c. HI. 8. 19; — quod Ulpianus docetillud est, res quae per vin- 
dicationem legari possunt, etiam per praeceptionem legari valent, non 
tamen eo modo, neque solum res illae, sed etiam quae in hereditate inventa 
essent. 

"am ee reis A. J. ad Ulp XXIV. 7, pag. 651; cf. ad Paul III. 6, 


18) — c. beruft ſich für die entgegengejeste Behauptun ng auf Ulp. XX 
ein bort ift von res nec mancipi die Rede, die befanntlich auch 
m — ex J. Q. ſtehen konnten. Vergl. Degenkolb 1. c. pag 34. 


9% 
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ceptionsform an Sachen in bonis oder an Forderungen anorbnete, 
war, wenn auch nicht als PBräceptionslegat, fo doch nad 
dem Neronianifhen Senatsconfult als Damnationdlegat 
gültig. 

Daß diefe Confequenz von den Profuleianern felbit nicht gezogen 
wurde, mag man daraus erklären, daß zur Zeit der Entitehung ihrer 
Theorie dad Neronianum noch nicht eriftirte — doch bleibt Dieß 
immer Hypotheſe. 


IV. 


Sn diefem Abſchnitte wollen wir verſuchen: 

1. Die Natur des Rechtsverhältnifies, welches durch das Brä- 
ceptionsiegat zwiſchen dem KHonorirten und Onerirten begründet wird, 
nad) der Lehre der Sabinianer darzuftellen ); jodann 

2. den Einfluß de3 S. C. Neronianum auf gültige Praͤceptions⸗ 
legate zu ſchildern. 


A) Rehtsverhältniß zwiſchen dem Honorirten und 
Dnerirten. 


1. Wir haben früher Sachen und Forderungen ala Objekt des 
Präceptionslegats kennen gelernt; nur bei erfteren könnte an die un- 
mittelbare dinglihe Wirfung, die dem „do, lego“-Legat eigenthümlich 
ift, gedacht werden; aber auch bier ift fie in der Sabinianifhen Schule 
nicht anerkannt, was aus Gaius II, $. 2192) hervorgeht. Darnach foll 
bie per praeceptionem legirte Sache dem Legatar durch den arbiter 
fam. ercisc. adjudizirt werden; die Adjudifation erft fol ihm das 
Eigentum geben; — er kann daher durch den Erbichaftsantritt noch 
nicht Eigenthümer geworden fein, was der Fall fein müßte, wenn bier 
die unmittelbare dinglide Wirkung des Vindikationslegats anerkannt 
wäre). 

Es bleibt fomit für das Präceptionzlegat, nach der Xehre der 
Sabinianer, überhaupt nur noch die ſchwächere Wirkung eine gegen 


ı) Das, was bier als die Lehre der Sabinianer dargeftellt werden wird, muß 
nad) Obigem (I.) aud nad) der Profuleianifhen Anjiht auf die Fälle An: 
— finden, in denen nicht die Grundſaͤtze des Vindikationslegats Platz 

reifen. 

2) Siebe den Zert oben I. 

3) Gaius II. 8.19. 
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die Miterben gerichteten perſönlichen Anſpruchs übrig*); diefen wollen 
wir bier genauer betrachten. 

Die volfommenfte Ausbildung der obligatorifhen Wirkung 
eines Legat3 bietet und das Damnationslegat; bier ift der Erbe 
Kraft des Befehls des Teftator3 verpflichtet, das Legat dem Legatar 
zu leiten, mwelder die Leiltung durch eine actio ex testamento 
erzwingen kann. 

Diefe Theorie des Damnationzlegat3 ift eine nothwendige Folge 
feiner $ormel: „heres damnas esto dare,* durch melde der Teftator 
nicht zu dem Legatar, fondern nur zu dem onerirten Erben jpricht, 
dem er die ftreng ciwile Verbindlichkeit auferlegt, dag Legat dem Lega: 
tar zu leiften; auf diefer damnatio des Erben bafirt dag Recht des 
Regatars. 

Megen diejes innigen Zufammenhanges der Solennitätsform die: 
ſes Legat3 mit feiner Wirkung fünnen wir legtere nicht ohne weiters 
bei dem Präceptionzlegate annehmen; doch ift uns dadurch der Weg 
gewiefen, den wir einzufchlagen haben, um zu einer richtigen Beftim:- 
mung der obligatorifhen Wirkung unferes Legats, die nah Obigem 
außer Zweifel ift, zu gelangen; — wir müſſen nämlich auch bier von 
ber Form des Legat3 ausgehen. 

Wenn der Teitator die Form: „L. Titius praecipito“ gebraucht, 
fo richtet er feinen Befehl nicht an den onerirten Erben, wie beim 
Damnationslegate, fondern an den Zegatar jelbit; diefen ermächtigt 
er, ſich die legirte Sache al praecipuum vormwegzunehmen. Da nun die: 
ſes praecipere durch Vermittlung de3 arbiter fam. ercisc., aljo zu 
einer Zeit geſchieht, wo die zu präcipirende Sache bereit3 eine gemein: 
Tchaftlicde der Erben ift, fo liegt in der dem Legatar eingerdumten 
Berechtigung die Verpflichtung der Miterben, die praeceptio zu er: 
möglichen. Dieſe Pflicht ift regelmäßig nur eine negative‘), die Unter: 
laſſung alles defien, was die praeceptio hindern fünnte; pofitio ift 
fie nur dann, wenn die praeceptio, fo wie fie der Teſtator will, 
ohne vorbergehendes Zuthun der Erben nicht gefhehen Tann 9). 








) So aud) von der Pfordten 1. c. p. 10, 57. — Schneider, Das Recht 
der Anwachſung. — 25, 27, n. io: Seite 89 und 79, — ben jo aud 
Degentolbl.c. p. 40. 

5) Aehnlich ift die bei G aius II, $. 214 angeführte Behandlung des sinendi 
modo Legats. 

6) = bei Gaius II, $. 220 ... coheredes cogi posse solvere eam rem ... 

ssit — Auf eine eigentliche Uebertragung geht auch hier die 
indlichkeit der Miterben nicht. 
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Es bleibt jeßt nur noch zu beftimmen, ob bei der Ermittlung 
bes Inhalts des Legates nah den Grundſätzen des strictum ius 
oder nach jenen der bona fides vorzugehen fei. 

Auf den erften Blick könnte es fcheinen, daß fie ganz von dem 
Principe der bona fides durchdrungen fein müfle, da dag einzige 
Realifirungsmittel, das iudicium fam. ercisc., ein bonae fidei judi- 
cium ift; eine Meinung, die von Mayer’) wirklich ausgeſprochen ift. 

Dagegen möchten wir einige Bedenken erheben: 

a) Enthält das legatum per praeceptionem, mie alle Legate, 
eine feierliche delibatio hereditatis 8), eine ſolenne Rechtshandlung; 
deßhalb ſchon ftreitet die Vermuthung für die Behandlung nad stric- 
tum ius. 

b) Ein weiteres Argument entnehmen wir den Gaianiſchen Sm: 
ftitutionen. 

Nachdem Gaius in II. $. 192—223 incl. die A Legatsformen 
dargeftellt, darauf die Lehre von den Fideikommiſſen behandelt hat, 
kömmt er zur Aufzählung der bedeutendften Unterjchiede zwiſchen Le— 
gaten und Fideilommiffen, und führt als einen folden in II. 
8. 280 auf: 

„Fideicommissorum usurae et fructus debentur, si modo 
moram solutionis fecerit qui fideicommissum debebit; legatorum 
usurae vero non debentur; idque rescripto divi Hadriani signi- 
ficatur: scio tamen Juliano placuisse, in eo legato quod sinendi 
modo relinquitur idem juris esse: quam sententiam et his tem- 
poribus magis obtinere video.* 

Die Stelle fagt als Regel: bei Legaten werden im Gegenjage zu 
den Fideikommiſſen feine Verzugszinfen geleiltet. Davon ftellt fie nur 
eine, noch in der Bildung begriffene Ausnahme bei dem sinendi modo 
Legat bin; die Regel gilt fomit Uunzweifelhaft von allen übrigen 
Legatsformen, namentlich alfo au von dem Präceptionzlegate; 
— nun aber werden gerade bei den Obligationen strieti iuris feine 
Verzugszinſen geleiltet! 

Bei alledem bleibt es aber doch nicht ohne Einfluß, daß das 
PVräceptionslegat nur dur) das indicium fam. ercisc. realifirt wer⸗ 
den kann; denn wenn aud) der arbiter den Inhalt des Legatd nur 
nah den Grundfäßen de3 strictum ius ermitteln und dabei der bona 





— 


) Legate und Fideikommiſſe. 8.1 Note 22, 23. 
®\L. 116 pr. D. de leg. I. 
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fides feinen erweiternden Einfluß geftatten wird (denn der Legatar 
fol auch nad ihren Grundfäten doch nur das bekommen, was ihm 
nah den Grundfägen des Legats gebührt), jo kann er doch anderfeits 
diefen Inhalt durch Adjudikation und Condemnation auf Grund des 
bonae fidei iudicium nur fo meit realijiren, als es die bona fides 
geftattet 9). 

2. Was hat der arbiter dem Legatar zuzufprehen? — 

a) Bor Allem den legirten Gegenitand jelbit. Hier müſſen wir 
wieder unterjcheiden: 

a) Iſt eine Sache oder ein ius in re per praeceptionem legirt, 
jo findet Adjudifation ſtatt 10). Die Wirkung derfelben richtet fich wie: 
der nach der Beichatfenheit der Sache, auf die fie fich bezieht, und des 
Geriht3, von dem fie ausgeht. Steht nämlich dem Erben das domi- 
nium ex J. Q. an derjelben zu, und ift das iudicinm fam. ercisc. 
ein legitimum iudicium, fo erzeugt die Adjudifation ebenfalls quiri— 
tiiches Recht !!); fehlt eines diefer Erforderniffe, fo wirft fie nur tui- 
tione praetoris 12). 

P) Zit eine Forderung legirt, jo wird diefe der arbiter dem Xes 
gatar zumeifen (attribuere) 13) und die Erfüllung durch Cautionen 
fidern lafjen. 

Sit der legirte Gegenftand jelbft nicht mehr vorhanden, fondern 
durch Schuld der Miterben untergegangen, fo tritt an feine Stelle der 
Erfaß, und zwar muß dolus und omnis culpa präftirt werden, nicht 
bloß diligentia quam suis; denn wenn auch die Miterben als folche 
in Bezug auf die Erbgemeinfchaft nur legtere präftiren, fo gilt dieß 
doch nicht betreff$ der per praeceptionem legirten Sache, da bei Le: 
gaten überhaupt diligentia diligentis patrisfamilias präftirt wird 14). 

b) Die Früchte der legirten Sache, und zwar nad den bei Le: 
gaten geltenden, gegenüber den andern strieti iuris iudiciis milveren, 
Grundfägen vom Zeitpunkte der mora an!?). 


9) Siehe unten 2: d. — 

L. 22? $. 1 D. fam. ercisc. (10. 2). 

u)Fragm. Vatic. 847. — P. J. Marx, diss. inaug. de adjudicatione. 
Bonnae 1855. pag. 8. 

1) L. M 8.1 D. fam. ercisc. (10. 2); Si familiae erciscundae vel communi 
dividundo actum sit, adiudicationes praetor tuebatur, actiones et excep- 
tiones dando. 

15 L. 3 D. fam. ercisc. (10. 2). 

19 L. 47 8. 4, 5 D. de legat. I. L. 26 8. 1 eod. — cf. 1. 108 8. 12 eod. 

9) Paulus s. R. II. 8 $.4 — cf. Gaius II. $. 280, der nur in Bezug 
auf usurae eine Abweihung von den Fideilommiffen anfühıt. — Ulpian 
in 1. 39 8. 1 D. de legat. 1. 








136 Czyhlarz: üb. Jegatum per praeceptionem. 


c) Die Prozeßzinfen vom Augenblid der Litis contestatio. 
Verzugszinſen wurden bei Legaten mit Ausnahme des sinendi modo 
Legats zur Zeit des Gaius nicht geleiftet; fpäter wurden aber die 
Legate gleih den Fideikommiſſen und bonae fidei iudiciis behandelt 19). 

d) Bon den Früchten, Zinſen ꝛc. werden ſchon ex officio arbitri 
alle Verwendungen der Miterben, die einer Erjabpflicht unterliegen, in 
Abrehnung gebracht!), nämlich: Die necessariae und utiles im- 
pensae, fo weit fie auf den Theil der Sache fallen, der iure legati 
erworben wird; der Betrag, welcher auf den Antbeil entfällt, den der 
Honorirte iure hereditario behält, muß ohnedieß nad) den allgemeinen 
Grundjägen der Erbtheilungsflage erfegt werben. 

Als Beleg für das eben Dargeftellte dient folgende Stelle des 
Sabinianer3 Julianus?$): 

L. 51 pr. D. fam. ercisc. (lib. VII. Dig.): 

„Fundus qui dotis nomine socero traditus fuerit, quum so- 
cer fillum ex aliqua parte heredem instituerit, per arbitrum fa- 
miliae erciscundae praecipi ita debet, ut ea causa filü sit, 
quae futura esset, si dos per praeceptionem legata fuisset; quare 
fructus post litem contestatam percepti ad eum redigendi sunt 
habita ratione impensarum; qui vero ante litem contestatam 
percepti fuerint, aequaliter ad omnes heredes pertinebunt. Et 
impensarum ratio haberi debet, quia nullus casus intervenire 
potest, qui hoc genus deductionis impediat.“* 

Bei der Verheirathung eines filius familias wurde dem Vater 
besfelben als dos ein Grundftüd gegeben; nach dem Tode des Vaters 
fol nun der auf eine Quote zum Erben eingefegte Sohn durch 
das judicium fam. ercisc. diefe dos als praeceptio bekommen, 
und zwar jo, als wäre ihm dieſe dos per praeceptionem legirt. 
Demnach, fährt der Juriſt fort, erhält er außer dem Grund: 
ftüde jelbft noch die Früchte, welche nach der Litiscontestatio gezogen 
wurden (percepti), jedoch nach Abzug der Verwendungen; die vor 


3%) Paulus 1. c. Von den b. f. obligationes handeln: 1.32 $.2 D. de usuris 

1. 19 D. de periculo u. a. Vergleiche Nadai, Die Lehre von der Mora, 
. 52 (Seite 25? fg). — Sapigny, Syſtem VI. Seite 164 fg. 

ı7, Siehe oben 1., Note 9. 

») Die Baſiliken lefen Ovamsavov. Nach der Inſtription „lib. VIII. Digestor* 
balte ich die im Tert gegebene Lesart: Julianus für richtig, da aus feinen 
XC. libri Digestorum zahlreiche Stellen in das corpus juris aufgenommen 
find: von Ulpian kommt nur ein lib. XLVIII. Dig. vor, und aud bei 
biefem ift es zweifelhaft, ob er nicht dem Julian zuzufchreiben ift. 
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der Litis C. gezogenen Früchte werben verhältnißmäßig (nad ben 
Erbquoten) unter ale Erben vertbeilt, jedoch auch bier mit fteter 
Rücdficht auf die Verwendungen. — 

Bei diefer Stelle ift zweierlei zu erörtern: 

a) Warum fpriht Julian dem Legatar nur die vom Zeitpunkte 
der L. C. an gezogenen Früchte, und nicht die Früchte vom Beitpunfte 
der mora zu? 

Dieß Tann einen doppelten Grund haben: entweder e8 wurden 
zur Zeit, al3 Julian dieß ſchrieb, die Früchte bei Legaten nur vom 
Zeitpuntte der L. C. an geleiftet — dafür ift fein Anhaltspunkt, zur 
Zeit der Abfaſſung der Gaianiſchen AMmititutionen war dieß nicht der 
Fall; — oder es lag in obigem Falle feine mora vor. Dieß iſt wahr: 
ſcheinlicher, da diejelbe Suppofition auch bei Reſkripten von Severus 
und Antoninus Gordianus gemacht werden muß, wenn fie bei Legaten 
und Fideifommifjen nur die Früchte vom Zeitpunkte der L. C. an zu⸗ 
ertennen 19). 

b) Julian Sprit nur von den fructus percepti; wie fol es 
mit den fructus neglecti gehalten werben ? 

Auch fie können wie bei den übrigen Legaten 20) fiher auch bei 
dem Präceptionslegat beansprucht werden, jedoch felbftverftändlich nur 
dann, wenn die Nachläfligfeit allein den onerirten Miterben, nicht 
aber, wenn fie auch dem Legatar zur Laft fällt; da nun erfteres wegen 
der beftebenden communio nicht leicht der Fall fein wird, fo erklärt 
e3 fih, warum Julian nur von den fructus percepti fpricht, und 
der neglecti nicht gedenkt. 


B) Einfluß des Neronianifhen Senatsconjult® auf 
das gültige PBräceptionslegat. 


Wegen dem Stande der Quellen müſſen mir bier von dem Bin- 
dikationslegate ausgeben. 

Sit Jemanden ein legatum per vindicationem binterlafien, fo 
wird er dadurch Eigenthümer der legirten Sade; zur Erlangung der: 
felben dient ihm die rei vindicatio. Auf diefe Klage ift er jeboch nicht 
beſchränkt, er hat vielmehr die Wahl zwifchen ihr und einer actio in 
personam. 


1) L. 1.2. 4. C. de usuris et fruct. leg. (6. 47). 

®») L. 39 8. 1 D. de legat. I.: fructus autem hi deducuntur in petitionem, 
non quos heres percepit, sed quos legatarius percipere potuit. L. 23 D. 
comm. div. (10. 3). 
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L. 84, 8.13 D. de legat. I. (80). 

Julianus lib. 83 Dig.: Si is cui legatum fuerat antequam 
constituerat, qua actione uti vellet, decessit duobus here- 
dibus relictis legatum accipere simul venientes, nisi consenserint, 
non possunt. Quare quamdiu alter rem vindicare vult, alter 
‚in personam agere non potest, sed si consenserint rem com- 
muniter habebunt. 

L. 3 C. de legat. (6, 37). 

Imp. Severus et Antoninus A. A. Victorino: Qui post 
testamentum factum praedia quae legavit pignori vel hypothecae 
dedit, mutasse voluntatem circa legatariorum personam non vi- 
detur; et ideo etiam siin personam actio electa est, 
recte placuit ab herede praedia liberari. 

Diefe actio in personam ift feine andere, als die fogenannte 
actio ex testamento; dieß beweift 1. 33 D. de legat. I. (30): 

Paulus lib. III. Regular.: Si pluribus eadem res legata fuerit, 
si quidem conjunctim, etiam si alter vindicet, alter ex te- 
stamento agat — — — 

Diefes Wahlrecht 2!) betrachten wir als eine Folge des Neroniani- 
Shen Senatusconfultd. Dadurch wurde beftimmt, daß jedes Legat, 
welches zwar in einer der herkömmlichen Formen, jedoch in einer fol 
Ken binterlaflen war, die auf den konkreten Fall nicht paßte, doch als 
Damnationdlegat angejehen werben folle 22). 

Diefe Satzung bezog fih fomit freilih nur auf die wegen eines 
Sormfehlerd ungültigen, und nicht auf gültige Legate. Doch war zur 
Anwendung auf lettere nur ein Fleiner Schritt: denn wenn man ein 
iure civili ungültiges, nichtiges, Legat fo behandeln konnte, als wäre 
e3 per damnationem binterlaffen, warum nicht auch ein formell gül: 
tiges, da diefes, abgefehen von der Form (die ja in Folge des S. Ctum 
zur Damnationslegatwirfung nicht mehr nothwendig war), ficher aud) 
allen Erforderniffen des Damnationslegats genügte 23). 


21) Vergl. noch 1.76 8.8 D. de legat. I. (31); — 1.108 8.2 D. de legat. I. 
(30); 1. 33 D. eod. 

22), Ylp. XXIV. 8.11 — senatusconsulto Neroniano ... cautum est, ut quod 
minus pactis verbis legatum est, perinde sit ac si optimo iure legatum 
esset: optimum autem ius legati per damnationum est. Gaius IH. 197. 

23) Die ältern Schriftiteller gründen dieſes Wahltecht auf die Eriftenz eines 
Quaſikontrakts zwifchen dem Erben und Xegatar; fo. Franciscus Ramos ad 
tit.: de legat. I. II. UL. praelect. P. L $. 25 (in Meermanni Thes. VII.) 
— Faber errores dec. 50, err. 10; — Schulting ad Ulp. XXIV., $. 11, 
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Der Unterſchied zwifchen beiven Fällen war nun ver: 

War das Legat „minus pactis verbis* hinterlaffen, fo ruhte es 
nur auf dem Neronianum, fonnte daher auch nur als Dammationslegat 
mit der actio ex testamento geltend gemacht werben; war es dagegen 
formrichtig Hinterlaffen, fo hatte e8 auch abgejehen von dem S. Ctum 
volle Kraft, und es mußte im Belieben des Legaturs ftehen, ob er das 
Legat als Vinvikationslegat vindiziren oder ob er es al$ per damna- 
tionem binterlaffen mit der actio ex testamento geltend machen wolle 22). 
Hatte er fich für letzteres entfchieven, fo galt das Legat nur als Dam- 
nationslegat 25). 

Eine Eonfeguenz dieſes Satzes enthält viel. 85 D. de legat I. (30). 

Paulus lib IX. ad Plautium: „Duobus conjunctim fundus 
„erat legatus, alter ex his partis aestimationem per actionem per- 
„sonalem abstulit, alter si fundum totum vindicare velit, excep- 
„tione doli pro parte dimidia repellitur, quia defunctus semel 
„ad eos legatum pervenire voluit 26).“ 

Der Teſtator Sejus hat dem Titins und Sempronius conjunctim 
ein Grundſtück per vindicationem legirt; Titius bedient fich der actio 
in personam und erhält vurch fie den Werth feines Antheils. Wenn 
nun Sempronius heißt e8 weiter, das ganze legirte Grundſtück vin- 
dieiren würde, jo müßte ihm eine exceptio doli entgegengejeßt werben, 
weil ver Teſtator das Grundſtück Beiden nur einmal zuwenden wollte, 

Aus ter Nothwenpigkeit ver exceptio doli entnehmen wir, daß 
bie intentio der vindicatio, die Sempronius uuf das ganze Grunbftüd 


Note 22 (Jurisp. vetus). — Allervingd kann die perjönlihe Klage nur aus 
einem obligatorifhen Rechtsverhaltniß, entipringen; allein, ben dieß zwiſchen 
dem Erben und dem Vindikationslegatar als ſolchen beſtehe, beweiſt die 1. 5 
8.2 D. d. O et. A (44. 7), auf die man fich gewöhnlich beruft, nicht; denn 
fie handelt gewiß von ſolchen Yegaten, deren eigenthbümliche Wirkung in einem 
auafitontraftlidhen Verbältnige bejtebt. — Bei der Vindikationsform kann die. 
obligatorifhe Wirkung mur durch das 8. C. Neronianum vermittelt werden. 

9) Der Yegatar bat fomit die Mahl zwiſchen 2 Rechten, dem dinglichen und 
obligatorifihen (vgl. Savigny Suftem V. S. 256 und 258); je nachdem er 
jih für das eine oder andere enticheidet, hat er die vindicatio oder actio in 
personam. Beide Klagen erijtiren ſomit nit neben einander, fondern 
immer nur eine. — Bis zu viefem Entſcheide muß die Wirkung des Legats 
in der Schwebe fein. Stirbt der Legatar bevor er gewählt hat, jo geht das 
Wahlrecht auf die Erben über, ie tebt das Wahlrecht nur allen zufammen 
und nicht jedem einzelnen zu, 1. .13 D. cit; denn ein Legat war hinter: 
laflen, und diefes Tann nur eine Wirkung haben. 

25) Doch bleibt der Umftand, daß das Legat in ber Vindikationsform angeorbnet 
ift, nicht Yan Sn: Einfluß. L. 108 8. 2 D. de legat I. (30) ; vergl. mit 

atic. 8. 85. 
20) Bergl. über dieſe Stelle Dernburg, Compenſation S. 221 fg. 
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richtet, vollftändig begründet ift, und feine plus petitio enthält; wäh— 
rend doch nach den Grunpfägen über conjunctim Binterlaffene Bin» 
bifationslegate, in unferem Yalle, wo beide das Legat erworben, biefe 
vindicatio zur Hälfte eine plus petitio2?) enthalten müßte. ‘Daß vem 
nicht fo ift, erflärt fi) aus ver oben befchriebenen Natur des Wahl- 
rechtes; denn, indem Titius die actio in personam wählt, entfcheivet 
er ſich vafür, daß das ihm binterlaffene Legat fo gelten jolle, als wäre 
e8 per damnationem binterlaffen 28). Jetzt bleibt Sempronius noth- 
wendig allein Vindikationslegatar, erhält daher auch allein pas Eigen⸗ 
thum des legirten Grunpftüdes, und kann dies daher auch ganz vin- 
biciren 29). Da num aber ver Teftator beiden zufammen ven Werth des 
Grundſtücks nur einmal zuwenden wollte, fo muß dieſer Klage eine 
exceptio doli 30) entgegengefegt werben. — 

Wir gehen nun zum Präceptionslegate über: 

a) Was zunächit vie Fälle betrifft, in denen baffelbe von ven Pro- 
kulianern als Vindikationslegat behandelt wird, fo hat es fein Bedenken, 
das Wahlrecht, wie wir e8 eben bei vem legatum per vindicationem 
fennen lernten, auch bier zuzulaffen. Der Legatar wird fomit fein Legat 
entweber vinbiciren oder durch eine actio in personam geltend machen; 
ift er zugleih Erbe, jo kann er auch das judicium fam. ercisc. zur 
Realifirung des Legats benugen. 


2) $ 33 Inst. d. action (IV. 6). 

2°) Man Tönnte unfere Stelle aud fo erklären wollen, daß man fagt, in ber 
Wahl der actio in personam liege eine Repudiation des Vinditationslegats. 
Gaius UI. 195, und deßhalb accrescire der erledigte Antheil dem Sempronius. 
Allein an eine Repubiation darf hier deßhalb nicht gedacht werben, weil doch 
nur ein Legat vorliegt, und dafjelbe Legat nicht zugleich repubiirt und ange: 
nommen werden kann. 

39) Anders, wenn Titius vindicirt hätte — dann könnte Sempronius immer 
nur die Hälfte einklagen, 1. 33, D. de legat I. (30); vergl. mit Gai. U., 8. 205. 

sv) Diefe hat bier blos minutio condemnationis zur golee: — über viefe vol. 
Dernburg a. a. D. ©. 201 fg. — Ubbelohde: Ueber den Sab ipso jure 
compensatur, ©. 135. Anderer Meinung ift Brinz: Pandekten S. 648; — 
nad ihm hat die exceptio ihre erclufive Kraft beibehalten, und gerade aus 
biefer jucht er die minutio condemnationis zu erklären, er jagt: „Gerade 
„darin, daß die eingeftellte exceptio erlufive Kraft hatte und ehe, ſcheint 
„uns der Anſtoß zu dem fraglichen Vermittlungsamte ſelbſt in strieti juris 
„Judicio gelegen zu fein. n mochte fchließen, daß wer, nahdem ex- 
„ceptio doli eingeftellt ift, — shalber abweiſen 
„Ünne, auch das vermittelnde Minus — in einer Macht babe.“ 
Allein hält man die erclufive Kraft der exceptio u fo fann ver judex 
— bie exc. begründet iſt) nicht nur abweiſen, ſondern muß auch abwei— 
en; dann fehlt es ihm ſofort an jeder Macht dem Beklagten zu condenn iren, 
alfo aud an der Macht dem Kläger ein Minus zuzufpreden. 
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b) Aber auch in ven Fällen, in denen das Präceptionslegat nur 
burch das judicium fam. ercisc. realifirt werven fann, mußte vem Legatar 
das Recht zufteben, daſſelbe als Dammnationslegat und zwar mit ver 
condictio geltend zu machen; denn fowie das Neronianum nicht allein 
auf die Vindikationslegatsform Anwendung fand, ſondern auch auf vie 
Präceptionsform, fo dürfte dies auch bei dein damit zufammenhängenven 
Wahlrechte des Legatars der Fall geweſen fein. 


V. 


Wir gehen zur Beſtimmung bes Zeitpunkts des Erwerbes des Prä- 
ceptionslegat3 über. 


a) Beftimmung des dies cedens. 


1. Schule der Sabintaner: Bel den Legaten per vindicationem, 
damnationem und sinendi modo tritt ver dies cedens, d. i. ber 
Beitpunft des Erwerbs des Legats, regelmäßig mit dem Tode des Teftators 
ein!). Ausnahmen von viefer Regel giebt e8 mehrere, wir erwähnen 
bier nur die wichtigfte, die bei bevingten Legaten; hier tritt ver dies 
cedens erft existente conditione ein 2). 

Iſt der dies cedens eingetreten, fo hängt der Erwerb des legirten 
Rechtes nur mehr vom Antritte des onerirten Erben ab. 

Gilt nım obige Regel über ven Zeitpunkt des Legatserwerbs auch 
vom Präceptionslegate? Wir glauben dies verneinen zu müſſen. Erbichaft 
und Legat find nämlich, wie bereits öfter erwähnt, hier eng verknüpft; 
das PBräceptionslegat kann nur einem Erben binterlaffen werden und für 
ihn auch wieder nur dann Erfolg haben, wenn er wirklich die Erbfchaft 
erwirbt; denn erft unter dieſer Vorausfegung hat er die Ausficht durch 
den Antritt ver Miterben daS judicium fam. ercisc. zu erwerben und 
burch dieſes zu dem legirten Objecte zu gelangen. Eine Analogie bieten 
und bie bebingten Legate; fowie bei tiefen ver Antritt des Erben dem 
Legatar das vermachte Recht nur unter Vorausfegung der Eriftenz; ver 
Bevingung giebt, fo beim Präceptionslegate unter Vorausſetzung des 
Erbichaftserwerbs feitens des Legatars; Eriftenz der Bedingung dort, 


n1. 5 8. 1 D. quando dies legator. (36. 2) — in Folge derlex Pap. Poppaea 
trat diefer Zeitpunkt erft apertis tabulis testamenti ein. 
»)L. 5 $. 2 D. quando dies legator (36. 2). — 
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Erbichaftserwerb durch den Legatar hier ftehen auf gleicher Linie. Da 
nun bort ber dies legati cedens erſt existente conditione eintritt, 
fo muß er bier erft mit dem Erbfchaftsantritte des Honorirten eintreten. 

Dies die Negel für ven Erwerb des Präceptionslegats; fie tritt 
dann ein, wenn das Legat unbedingt gegeben iſt, gleichviel ob vie Erb⸗ 
einfegung des Honorirten felbft eine unbebingte oder eine bebingte ift, 
denn die Beringung, bie ver Erbeinfegung beigefügt ift, muß fich nothe 
wendig auch auf das Präceptionslegat erftreden. Iſt dagegen das Legat 
unter einer Bebingung binterlaffen, fo tft außer dem Erbichaftserwerbe 
auch noch die Exiftenz der Bebingung zum Legatserwerbe nothwendig; deß⸗ 
halb fallen ver Erwerb ber Erbichaft und ber bes Legats Hier der Zeit 
nach regelmäßig auseinander ?). | 

2. Schule ver Prokuleianer; hier muß unterfchieven werben: 

Iſt ein foldher Gegenftand legirt, ver per vindicationem legirt 
werben konnte, fo tritt, va bier der enge Zuſammenhang zwifchen Erb⸗ 
fchaft und Präceptionslegat nicht eriftirt, ver dies cedens wie bei allen 
übrigen Legaten im Augenblicke des Todes bes Teftators ein, ber Legatar 
mag zugleich Erbe fein oder nicht. 

Dies finden wir auch in einigen Stellen Haffifcher Juriſten an« 
erfannt: 

L. 70 D. de condit. et dem. (35. 1). 

Papinianus lib. XVI. Quaestionum: „Duos mater filios sub 
conditione emancipationis ex partibus heredes instituit iisque 
plurium rerum praeceptiones pure dedit; hereditatem adierunt; 
patrem a legatorum commodo illa quoque ratio debet summo- 
vere, quod emancipando filios obsecutus voluntati, supremum 
udicium uxoris suae custodiri voluit 4).* 

Nach der Lehre ver Sabinianer, die das Legat nie ohne vie Erb⸗ 
Schaft erwerben laſſen, ift ein Schub ver Söhne gegen den Vater in 
unferem Falle gar nicht nötbig, da fich die Beringung der Erbeinfegung 
auch auf das Legat erftreden müßte5); wohl aber dann wenn ver dies 


*) Ein Zufammentreffen beider findet nur dann ftatt, wenn bie Bedingung die 
dem Legate beigejegt it, vor dem Erwerbe der Erbfchaft eingetreten ift, und 
in demjelben Augenblide des Erwerbs der Erbſchaft eintritt. 

4% a in lib. XIV. Quaest. Papin. und beſonders Buchholtz a. a. D. 

5, Die Gloſſe dehnt die Bedingung der Erbeinfegung auf dag Präceptionzlegat 
aus; allein dies ift abgefehen von dem im Zerte angeführten Grunde, ſchon 
deßhalb unrichtig, weil es in der Stelle felbft ausdrücklich heißt: „pure dedit“ 
vergl. Cuiac. 1. c. 
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legati unabhängig vom Erbfchaftserwerb des Legatars im Augenblide 
des Todes des Teftators cevirt; denn zu dieſer Zeit find vie Söhne 
noch in patria potestate, und erwerben Alles, fomit auch die Legate 
dem Vater. Wenn er fie num auch nachher emancipirt, jo wird dadurch 
ver bereits gefchehene Erwerb doch nicht rüdgängig ®); deßhalb ift zu 
Gunſten ver Söhne ein befonderer Schuß nothwendig. 

L. 758. 1 D. de legat. I. (31). Papinianus lib. VI. re- 
„sponsor. „Pro parte heres institutus cui praeceptiones erant 
„Telictae, post diem legatorum cedentem, ante aditam hereditatem 
„vita decessit.“ 

In viefer Stelle wird geradezu der dies cedens und ber Zeit- 
punkt des Erbfchaftsantritts gefchteven, und zwar tritt erjterer vor 
legterem ein. 

L. 32 D. legat. III. (82). Scaevola lib. XIV. Digestor. 
„Sextiam filiam ex quadrante, ex reliquis Seium et Marcium 
sororis filios scripsit heredes; Sextiam substituit Marcio et Marcium 
Sextiae, dedit autem per praeceptionem Marcio certas species; 

Marcius partem hereditatis ex qua scriptus erat omisit, et eo 
intestato defuncto bona eius ad fratrem legitimum Seium devo- 
luta sunt, quaesitum est, an Sextia ex substitutione etiam haec 
quae praelegata Marcio erant, jure substitutionis a legitimo 
herede defuncti, sibi vindicare possit. Respondit secundum ea, 
quae proponerentur, Sextiam in legatis, quae Marcio data sunt 
substitutam non esse.“ 

Der in der Stelle enthaltene Rechtsfall ift folgenver 7): 

‘Jemand fette feine Tochter Sextia zu Y,, auf das Uebrige Sejus 
und Marcius, feiner Schwefter Söhne, zu Erben ein; die Sextia fub- 
ftituirt er vem Marcius, und ven Martius ver Sextia, bem Marcius 
hatte er außerbem einige Vermögensftüde per praeceptionem legirt. 
Marcius erwirbt unn den ihm deferirten Erbtbeil, auf ven er eingefett 


— — — — 


6) Dies koͤnnte nur durch ein repudiare des Legats [Gaj II. 195. 1. 81 8. 6 
1. 86 8. 2 D. de legat I (30)] geſchehen; dies darf aber in dem Eman⸗ 
cipationgalt nicht gelucht werden, weil diefer vor dem dies veniens legati 
vollzogen wird, die Nepudiation des Legats aber erft die veniente geſchehen 
tonn. L. 35 8. 1 D. de legat I. (31). — Daß der Bater jure civili das 
Legat behält, iſt indirect in der Stelle ausgefproden, denn er foll nur a 
legatorum commodo außgefchlofjen werben. Der Ausdrud „summovere* 
beutet auf eine exceptio (doli) bin, vie feine vindicatio unwirkſam madıt; 
vgl. 1. 17 8. 3 D. de exc. doli (44. 4). 

) Bel. Buhholg a. a. O. XII., ©. 326 fo. 
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war, nicht, und da er ohne Teſtament ftarb, fommt fein Vermögen an 
den nächften gefeglichen Erben, feinen agnatifchen Bruder Seius. Wenn 
nun der dies legati wirflih mit dem Tode bes Teſtators cebirt, fo 
muß das dem Marcius Hinterlaffene Legat, in dem Nachlaße veffelben, 
der an den Seius gefallen tft, enthalten fein, weil Legate nach dem 
Eintritte des dies cedens auf die Erben des Legatars transmittirt werben. 

Dies ift nach unferer Stelle wirklich der Fall; denn dem Yuriften 
wird die Frage vorgelegt, ob Sextia vermöge ver oben erwähnten Sub- 
ftitution von Seius auch die Prälegate, vie er als gefegliher Erbe 
bes Marcius bat, für fich verlangen könne 8). 

b) Bezieht fih das Legat auf Sachen in bonis des Teſtators, 
oder auf Forderungen, fo läßt auch vie Prokuleianiſche Schule feinen 
Erwerb deſſelben ohne Erwerb ver Erbichaft zu; e8 muß daher in biefen 
Fällen auch von dem dies cedens baffelbe gelten, was oben unter 1. 
als Lehre der Sabinianer vargeftellt wurde. | 


B) Beftimmung des dies veniens. 


Der dies veniens, d. t. der Zeitpunft des Erwerbes des legirten 
Rechtes und feiner Geltendmachung, aljo der vollen Wirkfamfeit des 
Legates, tritt orventlicherweife mit dem Erwerbe ver Erbfchaft durch ven 
onerirten Erben einꝰ)). So auch bei dem Präceptionslegate; nur muß 
nach profuleianifcher Xehre bei dem Präceptionslegate einer Sache, quae 
etiam per vindicationem legari potest, die Annahme des Legatars 
binzutreten 19). 

VI. 


Findet bei dem legatum per praeceptionem Accrescenzrecht ſtatt? 

Iſt ein Präceptionslegat mehreren Legataren hinterlaſſen worden, 
ſo bekommen dieſelben Theile, und zwar Viriltheile, nach der Anſicht der 
Sabinianer wie der Prokuleianer. 





6) Dieſe Frage iſt inſofern beſonders intereſſant, als ihr der ſabinianiſche Ge: 
danke zu Grunde zu liegen ſcheint, daß derjenige, dem eine praeceptio bin- 
terlaffen ift, diefe nicht ohne die Erbichaft erwerben kann. t auf Grund 
diefe8 Gedanken? kann dann die Frage, welche dem ehe eftellt wurde 
(ob Sextia die dem Marciu3 auf die Erbichaft fubftituirt ift, ihm nicht auch auf die 
praeceptio fubftituirt fei), vernünftigerweife entjtehen; denn nur dann, wenn 
Marcius das TPräceptionslegat nit ohne die Erbihaft erwerben konnte, 
würde diefe Subftitution von Bedeutung fein (vgl. über letzteres Buchholg 
a. a. ©. XII., ©. 326 fg.) 

®)L. 32 D. de legat. U. (31) — 1. 21 pr. D. quando dies (36. 2). 

10) Gaius H. $. 192. Anders bie fpätern SJuriften: 1. 32 Deit. L 44 8. 1 
D. de legat II. 
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Gaius U, $. 223, Sive tamen heredibus secundum nostrorum 
opinionem, sive etiam extraneis secundum illorum opinionem, 
duobus pluribusve eadem res conjunctim aut disjunctim legata 
fuerit, singuli partes habere debent }), 

Davon, ob diefe Theilung immer, over nur dann eintritt, wenn 
wirklich alle over koch mehrere ver Honorirten das Legat erwerben, 
bängt die Antwort auf obige Frage ab; ift erfteres ver Fall, fo ift das 
Accrescenzrecht ausgejchloffen; gilt legteres, fo muß es auch bei dem 
Bräceptionslegate angenommen werben. 

Sehen wir auf obige Stelle, fo jcheint fie für die Unficht zu 
iprechen, welche das Accrescenzrecht ausfchlieft, denn es heißt dort: 
„Singuli partes habere debent,“ was zu beveuten feheint, daß vie 
einzelnen Legatare unter allen Umftänden „partes“ befommen 
follen; umfomehr da Gaius, da wo er ein Wccrescenzrecht anerkennt, 
ſich vorfichtiger ausprüdt, und den einzelnen ausprüdlich nur unter ver 
Borausfegnng „si omnes veniant ad legatum“?) Theile zufchreibt. 

Dennoch haben ſich die Meiften gegen?) diefe Anficht ausgefprochen, 
und auch bei unferem Legate ein Uccrescenzrecht angenommen; wir glauben 
mit Recht. Dann hätte Gaius ven Legataren nur für ven Wall partes 
zugefprochen, daß alles fo geht, wie es ſich der Teftator gevacht bat, 
d. 5. daß alle, oder doch mehrere das Legat wirklich erwerben. 

Die angeführte Stelle des Gaius fpricht nämlich nicht nur von 
der Anſicht ver Sabinianer, fonvdern ftellt einen Rechtsſatz auf, ver als 
beiden Schulen gemeinfam angeführt wirt. ‘Diejenigen nun, welche das 
Accrescenzrecht bei vem Präceptionslegate überhaupt läugnen, läugnen es 
auch nach profuleianifcher Anficht, namentlich auch für ven Fall, in wel- 
chem die Profuletaner unfer Legat nach ven Grunpfägen des Vindikations⸗ 
legats behanveln, ohne doch einen Grund angeben zu Tönen, weßhalb 
man bei dem Accrescenzrecht die Grundſätze dieſes Legats verlafjen hätte. 

Dazu fommt, daß wir aus fpäterer Zeit, die ber profuleianifchen 
Theorie des Legats folgte, vie Eriftenz des Mccrescenzrechtes nachweifen 
fönnen; der Schluß daß dies auch früher fo gegolten habe, vürfte nicht 
gewagt jein. 


')Gaüi epitome II. 5, $. 7 — „et si conjunctim i. e. multis, aut diejunctim 
singulis relinquatur, omnibus una res tantum quae nominata est, debetur, 
non uni res « alii aestimatio, sicut in legato damnationis est constitutum“. 

2) Gaius II, 8. 1 

s) Dafür ift unferes Wiſſens nur Witte in Weiske's N. 2. Band L, ©. 316, 


Haimer!’s Bierteljahreichriſt f. Nechtew. LIT. 1. 10 
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Dürfen wir. nun auf Grund diefer Stellen nah Proku— 
leianiſcher Anſicht ein Accrescenzrecht annehmen, fo iſt mit Rüdjicht 
auf Gaius II, 8. 223, worin ausdrüdlich erflärt wird, daß beide 
Schulen in diefer Frage einer Meinung find, au für die Schule der 
Sabinianer die Geltung desfelten dargethban. — 

Zum Schluſſe bleibt nur noch zu unterſuchen, wie fih das 
Accrescenzrecht mit der obligatoriiden Wirkung des Legats, die nad 
Sabinionischer, und in gewiſſen Fällen auch nad Profuleianifcher An: 
fit eintritt, vereinigen laſſe, da wir bei denjenigen Vermächtniſſen, 
welche fonft noch eine Obligation erzeugen, dem Damnations- (und 
sinendi modo) Legate und dem Fideikommiſſe fein Accrescenzrecht aner- 
kannt finden. 

Rei dem Dammationslegate wie auch bei dem Fideifommifle will 
der Teftator von vornherein eine Obligation für den Legatar begrün- 
ben, und thut dieß bei eriterem durch Verpflichtung des Erben, eines 
jeden Honorirten bei legterem. Auf diefer Verpflichtung ruht die ſpä— 
tere Verl indlichkeit dieſer Perſonen, und beitimmt ſich danach in ihrem 
Umfange. 

Vrerpflichtet nun der Teſtator den Onerirten, dasſelbe Objekt 
mehreren disjunctim eingeſetzten Perſonen zu geben, ſo will er damit, 
nach den Grundſätzen der Obligationen, die hier maßgebend ſind, jedem 
derſelben das Ganze zuwenden, jedem ein auf das Ganze gerichtetes 
ol ligatoriſches Recht geben. 

Weiſt er dagegen den Onerirten an, mehreren Perſonen, die er 
conjunctim nennt, ein beſtimmtes Objekt zu leiſten, z. B. Lucio et 
Seio decem, fo liegt in diefer Verbindung die Verpflichtung, Beiden 
zuſammen nur 10, jedem alfo 5 zu leiften. Hat nun biefe Anordnung 
für den Einen feinen Erfolg, fo wird dadurd das Recht des Andern 
nicht ermweitert, denn die Verpflichtung des Onerirten gebt nur auf 5, 
und nach. diefer beſtimmt ſich das Recht des Legatars 9). 

: = Bei dem Präceptionslegate liegt nun nad dem unter IV. Erör: 
terten eteifall3 eine Otligation vor, und aud fie erfordert eine Ver: 
pflichtung der onerirten Erben. 

Alllein, während die Verpflichtung bei dem Damnationdlegate das 
Primäre ift, dem Onerirten unmittelbar auferlegt wird, geſchieht dieß 
bei dem Präceptiondlegate nicht; denn bier ermächtigt der Teltator 
ben Honorirten, fi) das ihm zugedadhte Objekt anzueignen. Da dieß 


5 Bergleiche Huſchke: in Richter's kritiſchen Jahrbüchern 1838, ©. 310 fg. 
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aber dur das iudicium fam. ercisc., alfo zu einer Zeit gefchieht, 
wo die anzueignende Sache nothwendig bereit3 eine den Erben gemein: 
fame ift, fo muß in diefer Ermächtigung zugleich eine Verpflihtung 
der Miterben liegen. 

Die Verpflihtung geſchieht alfo bier nicht unmittelbar, fondern 
nur mittelbar durch die Ermächtigung des Honorirten, und beftinmt 
fih debbalb in ihrem Umfange nur nad diefer. 

Wenn nun der Teftator Mehreren dasfelbe Objekt disjunctim 
per praeceptionem legirt (L. Titius Stichum praecipito — C. Seius 
Stichum praecipito), fo bat jeder die volle Ermächtigung, den Ge: 
genftand zu präcipiren. Da fih nun jede diefer Erinächtigungen nur 
auf das beftimmte indizirte Objekt bezieht, jo liegt in dem Zufanımen: 
iteffen derfelben zwar noch feine Beſchränkung der einzelnen Ermäd: 
tigung, wohl aber die Möglichkeit einer Beichränfung ihres Erfolges. 

Dasfelte gilt nothivendig auch von der aus der Ermädtigung 
des Legatars entipringenden Verpflichtung des Erben, aud fie erftredt 
fih auf die Geftattung der praeceptio des ganzen Objekts (kann aber 
nie darüber hinausgehen), und trägt nur die Möglichkeit einer Be: 
ſchraͤnkung in fi. 

Wie ift e3 nun bei den conjunctim Eingeſetzten (L. Titius et 
C. Seius Stichum praecipiunto)? 

Der Unterjchied derjelten von den disjunctim Eingeſetzten liegt 
in der engeren Beziehung zwiſchen ihnen, da fie nicht nur re, jondern 
aud verbis verbunden find, was Dritten gegenüber feine Folgen ba: 
ben muß; allein im Berhältniffe zu einander ftehen fie den disjunctim 
Eingejegten. gleich, denn auch ifmen ift die ganze Sache ungetbeilt zur 
Aneignung zugewielen, jeder tritt auch bier mit vollem Rechte hinzu 
und findet erft in dem gleihen Rechte des Andern feine Schranfe. 
Deßhalb müflen wir auch bier hinſichtlich der Verpflichtung der Erben 
dasſelbe annehmen. 

Treten nun Gründe ein, welche im erjten oder zweiten alle bie 
MWirkfamkeit des Legats für den Einen hindern, So ift die Folge die, 
daß die Ermächtigung des Andern, jo wie die ihr entiprechende Bers 
pflihtung ihre volle Wirkfamleit äußern. 
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Mit dem bei dem biefigen k. k. Landesgerichte in Civilſachen 
unterm 5. Sebruar 1858, Zahl 6349, eingebrachten, gegen 'ben 
damals im Verhafte befindlihen Kaſſier (J. W.) rubricirten Geſuche 
Schritt fie — in der Abfiht, allfälligen Verfügungen des J. W. 
oder feiner etwaigen Gläubiger über die obgedachten Vermögen: 
f&aften zu ihrem Nachtheile zu begegnen, — um die Beinilligung 
des Verbotes auf diefe von der k. k. Polizei⸗Direktion zu Wien 
für den 3. W. in das Depofitenamt des k. k. Landesgerichtes in Straf: 
fachen erlegten fämmtliden Werthichaften poto 657485 fl. 30 fr. C.S.C. 
ein, und bat um deſſen ſchleunige Vornahme. Das Geſuch war damit 
begründet, daß nad einem von J. W. und dem ihm zugetheilten 
Kafja-Affiftenten TH. M. verfaßten und von Beiden eigenhändig ge: 
fertigten Ausmeife dd. A. Jaͤnner 1858 bie bereits: oben erwähnte 
Anzahl von escomptirten Silbercoupons des k. F. Rational⸗Anlehens 
mit der Berfalläzeit vom 1. Jänner 1858 in der Kafle vorhanden 
fein follte, die nad) einem weiters beigelegenen Ausweiſe vorgenommene 
‚Scontrirung diefer Kafla jedoch ein Defizit von den bereits ebenfalls 
oben berübrten 2921 Stüd pr. 68745 fl. 30 fr. C. M. ergeben habe. 
Die dritte emtjcheidende Beilage des Einfchreitens der Bank bil- 
dete dann ein von einem höheren Funktionär derjelben mit J. W. am 
31.-$änner 1858 aufgenommenes Protokoll, welches die an der Kaſſa 
von J. W. und Th. M. in Uebung geweſene Manipulation dahin 
onftatirte, daB J. W. die von den Parteien zum Escompte einge: 
reichten Silber-Soupons mit der von der Partei verfaßten Gonflgtta- 
Hon übernahm, die Coupons jedoch nur in dem Falle überzäblte, 
‚wenn ihm die Partei nicht befannt war. Auch wurde in diefem Pro: 
-tofolle weiters feitgeftellt, daß bei den Wiener Wechſelhäuſern eine 
-Weberzählung in diefer Weife immer unterlaffen ward. Nach der Ueber: 
nahme wurden fobenn die Coupons fammt der Confignation dem be 
treffenden, mit diefem Gefchäfte betrauten Beamten — zu jener Zeit 
war e8 Th. M. — übergeben, welcher die Prüfung und Ueberzählung 
ber Coupons, jo wie die Verrechnung im Journale bejorgte und die 
Zahlungsanmeifung an die Münzverwechslungskaſſa ausfertigte. Diefe 
Anmeifung unterfertigte dann J. W., indem er die. Controlle dadurd) 
‘ausübte, daß er die Anweiſungsſumme durch die Uebereinftimmung mit 
dem im Sournale angelegten Betrage und durch die Angabe der zur 
Behebung erihienenen Partei feftftellte. — Ueber dieſe mangelhafte 
Sontrollirung zur Rede geftellt, erflärte 3. W. meiterd in dem gedach⸗ 
ten Protofolle, daß er bei dem bedeutenden. Beichäftsandrange nur 
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zeitweilig im Stande gewefen fet, in eine nähere Controlle einzugehen 
und taß er demnach nur einzelne Pafete ver überreichten Coupons einer 
Abzählung unterzogen habe. Webrigens habe er durch die vorzunehmenden 
Scontrirungen genügende Sicherheit für einen geregelten Vorgang gewär- 
tigen förmen. Ueber ven weiteren Vorhalt — warum er nicht im Sinne feiner 
Inſtruction die Journale nebft Beilagen täglich abgefchloffen ver Buch- 
haltung vorgelegt habe? — bemerkte J. W., daß über auf kurzem Wege 
erhaltenen Auftrag des Oberbuchhalters ein einfacher Cafſa-Rapport 
täglich vorgelegt wurde, und er fügte hinzu, daß dies um fo mehr genügt 
babe, da ohnehin von ver Münzverwechslungsfaffa das Journal mit ven 
purchgefchlagenen Anweifungen täglih an die Buchhaltung abgeführt 
wurde, und legtere dadurch in die Yage Fam, vie ausgezahlten Sumnten 
mit ter im Rapport erfcheinenden Ziffer zu vergleichen. Auf eine fernere 
geftellte Frage, ob fih J. W. nicht für berufen und verpflichtet hielt, 
feinen Mitbeamten Th. Dt. genauer zu controlliren, beponirte er, 
daß er eine ftrengere Controlle al® jene, welche ſich auf vie Weber- 
jeugung von der Nichtigkeit ver Stüdzahl ver Coupons »Palete, und 
der Ueberzählung einzelner viefer Pakete befchränfte, für nicht nöthig 
bielt, zumal eine vollſtändige genaue Wevifion bei ver Ueberhäufung 
mit anderweitigen ihm zugewieſenen Gefchäften nicht möglich gewe— 
fen wäre. Auf die Frage enplich, worin J. W. die Sicherheit zu finven 
glaubte, daß ver bei ver Münzverwechslungskaſſa arngewiefene Betrag 
auch wirklich: in Coupons von ver Anlehens-Caſſa ziffermäßig richtig 
übernommen wurde, erwiverte er, daß er die Partheien, welche Coupons 
überbrachten, jeverzeit vor ver Unterfertigung ber Anweiſung ausprüdlich 
befragte, welchen Betrag fie zu empfangen haben; wenn dann ihre An⸗ 
gaben mit ver von Th. M. durch die Nachzählung ermittelten und in 
das Journal eingeftellten Zahlen übereinftinnmten, fo hielt er fich von 
ver Richtigkeit genügend überzeugt. Er bemerkte ferner nur noch, daß 
diefe Manipulation auch von anderen Bantbeanıten mit ven dibrigen 
Couponsgattungen beobachtet wurde. 

Diefer bier im Auszuge mitgetheilte Anhalt des Protokolles, 
welches von J. W. eigenhändig gefertigt wurde, veranlaßte nun die VBanf- 
Direction zu den Behauptungen in ihrem Gefuche, daß J. W. weber 
die Exiſtenz des in der Caſſa angetroffenen Deficits, noch ven Umjtand 
in Abreve ftellen könne, daß ihm wegen NWichtbeobachtung ver ihm 
in feiner Eigenſchaft als Caffier vorgeeichneten Inſtruction ein Ber 
ſchulden an dem ento:dten Abgange zur Laft falle, und daß es demnach 
Kar fei, daß die Bank eine Forterung an J. W. zu ftelleu habe. 


154 Guneſch: üb. gerichtl. Verbote. 


Veber dieſes nach ven Vorangeſchickten in feinen wichtigiten 
iuriftifchen Momenten vargelegte Geſuch bewilligte nun das k. k. Lan- 
desgericht mit dem Befcheive vom 6. Februar 1858 in folgender Faffung 
den Verbot. „Auf Grundlage des Ausweiſes über die übernommenen 
Coupons, dann ver Gaffefcontrirung, endlich der Protofollar-Erflärung 
des J. W. vom 31. Jänner 1858, wird der gerichtliche Verbot auf bie 
von der k. k. Polizeivirection in Wien für J. W. in’d Depofiten-Amt 
des k. k. Landesgerichtes im Straffachen erlegten fämmtlichen Bermögen- 
ſchaften beftehenn in Looſen, Staatspapieren u. f. f., wegen eines Ktaffa- 
Abganges von 65,745 fl. 30 Tr. bewilligt und um die Vormerfung 
dieſes Verbotes das Löhliche F. k. Landesgericht in Straffachen zu Wien 
erfucht.” 

Gegen viefe Berbotsbemilligung brachte J. W. unterm 22. Februar 
1858, bei vem k. k. öfterreichifchen Ober-Lanvesgerichte ven Rekurs ein. 
Derfelbe begann damit, vaß von allen denjenigen Erforverniffen, welche 
das Gefeg als unabweisliche Bedingungen des zu bewilligenden Verbotes 
aufgeftellt und auf deren genaue Beobachtung fchon das Hofdekret vom 
15. Jänner 1789, Nr. 954 %. ©. S., mit ver nachdrücklichen Bemer- 
fung hingewieſen hat, daß Verbote, nicht mit zu großer Leichtigkeit hewil⸗ 
ligt werben follen, in dem gegenwärtigen alle auch nicht ein einziges 
vorhanden fei. Damit ein Verbot nach dem Geſetze bewilligt werben 
könne, müſſe eine Forderung des Verbotswerbers entweder bewiefen ober 
boch mindeſtens wahrfcheinlich gemacht fein; es müſſe ferner vargethan 
fein, daß der angeblich zur Zahlung Verpflichtete viefelbe wegen Abganges 
binlänglicher Zahlungsmittel zu leiften nicht im Stanve fei; daß eben 
beßhalb für den Verbotswerber eine Gefahr obwalte und daß endlich 
ber mit dem Verbote zu belegenve Gegenftand nicht in ven Händen des 
angeblich Berpflichteten felbft, fonpern einer dritten von ihm verſchiedenen 
Perſon ſich befinde. 

In letzterer Beziehung wurde nur mit wenigen Worten auf den 
ohnehin bereits in die Publicität gedrungenen Vorgang hingewieſen, 
durch welchen von Seiten der priv. öſterr. Nationalbank formell das⸗ 
jenige Verhältuiß hervorgerufen wurde, welches ven Recurrenten aus 
dem Beſitze ſeines geſammten Vermögens ſetzte und fo ver Nationalbank 
den Anlaß und die durch das Geſetz geforderte Möglichkeit verſchaffte, 
auf fein eigenes, bisher in feinem unbeſtrittenen und ungeftörten Beſitze 
befinpliches Vermögen, gegen ihn felbft den Verbot zu führen. — Der 
Recurrent bob in viefer Beziehung hervor, daß es die Nationalbant 

efen fei, welche, nachvem TH. M. flüchtig geworden und das Defickt 


Guneſch: üb. gerihtl. Verbote. 155 


von 65,745 fl. 30 fr. &. M. entvedt war, eine befondere Energie gegen ihn 
entfalten zu müffen glaubte. In viefer Richtung habe fie feine polizet- 
liche Verhaftung im Bankgebäude von feinem Amtstifche weg veranlaßt 
and ihm fein der größeren Sicherheit wegen im Amtslocale felbjt aufs 
bewahrtes Vermögen im polizeilichen Wege abgenommen und ihn fo aus 
bem ihm bisher unftreitig ausgeübten Befige feines Bermögens gejekt. 
Alle dieſe Vorkehrungen gegen die Berfon und das Vermögen des Recur⸗ 
renten hätten aber nur ven Zwed gehabt, den Erfolg der gegen ihn 
einzuleitenden ftrafgerichtlichen Unterfuchung für den Fall einer cott- 
ftatirten Mitſchuld von feiner Seite an der etwa von Th. M. began- 
genen Veruntreuung zu fühern. Was dieß anbelangt, habe fich jevoch 
mittlerweile bie Sachlage geändert, indem das k. T. Landesgericht in 
Straffachen mit feinem Amtszeugniß dio. 5. Februar 1855, 3. 1958, 
zur Rechtfertigung des Necurrenten beftätigte, daß die mit ihm abge- 
führte Unterfuchung mit dem rechtsfräftigen Befchluße vom 15. Februar 
1858 gemäß $. 197, 3. 1 Str. Pr. DO. eingeftellt, und verfelde aus 
der Haft deßhalb entlaffen wurde, weil fich ver gegen ihn rege gemachte 
Verdacht der Mitſchuld over Thellmehmung an ver von Th. M. began- 
genen Veruntreuung gänzlich behoben babe, und nachgewiefen fei, daß 
gegen ihn der Thatbeftand des erwähnten Verbrechens nicht vorliege. 
Der NRecurrent gelangt fohin zu dem Schluffe, daß wenn man nad 
diefen factifchen Prämiffen ven Inhalt des PVerbotsgefuches und das 
fiber vasſelbe erflojfenen Beſcheides erwäge, — auch nicht der entfern- 
tefte Grund vorhanden fei, ven Verbot gegen ihn zu bewilligen, un 
daß noch weniger irgend ein Grund beftehe, venfelben aufrecht zu 
‚erhalten. 

Der weitere Inhalt des Rekurſes befchäftigte fich vann mit ver 
Nachweiſung, vaß ein Forverungsrecht ver Nationalbank im Augenblicke 
noch gar nicht bewiefen vorliege. Das Verbotsgeſuch bafire fih aus— 
drücklich auf VBorausfegung, vaß J. W. wegen ver etwa conftatirt wer- 
denden Mitfchulo an der von Th. M. begangenen Veruntrenung zum 
Erſatze des dieſem zur Laſt fallenden Defizit von 65,745 fl. 30 fr. 
verpflichtet fein Fünne. Diefe Vorausjegung ſei jevoch durch das in 
Mitte liegende Schufolofigfeitszeugniß auf das vollſtändigſte entkräftet; 
eine anderweitige der Nationalbank gegen ihn zuftehende Forderung habe 
fte aber nicht einmal mahrfcheinlich gemacht. Der Ausweis über bie 
Silherconpons des k. k. National-Unlehens, welche ver Nationalbank zur 
Escomptirung eingereicht wurden, beweife eben nur ihre gefchehene Ein- 
reichung, nicht aber eine Erfatpflicht won feiner Seite. Der Scontttung&« 
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temps, weicher ein Deficit in ter Kaffe tes flüchtigen Th. M. nach» 
mut Aueänte jelbjiverftändlic” nur die Erfaßpflicht dieſes Letzteren, 
ar euch das Schuldloſigkeits⸗Zeugniß ven Recurrenten an dieſem Ab⸗ 
datge garnz unbetheiligt erklärt bat. Sollte ver Nationalbank aber 
werne eine Forderung zuſtehen, fo hafte hiefür die von J. W. als 
Kustunten erlegte Caution ven 1000 fl. Der Beſtand irgend eines auch 
zur xdriceiulichen Forterungsrechtes fet übrigens auch nicht durch vie 
Sererkung des Verbotägefuches glaubhaft gemacht, das J. W. nicht wider- 
areten babe, daß ihm als Staffier ein Verſchulden an dem entdeckten Abgange 
zur Yeltfülle Bei Aufnahme ves viesfälligen Protofolles fei e8, abgefehen 
wer den pincbolegifchen Zuftante des Necurrenten bei Zuftanvefommen bes- 
zeden. durchaus nicht am Plage gewejen, irgend welche mit befonveren 
Reetowirkungen verbundene förmlihe Wiverfprechungen anzubringen. 
Doſſelde erfenne weder eine Forderung der Nationalbank an, noch habe 
cine ſolche wiverfprocdhen, und ſei daher für dieſe Frage ganz 
ateichailtig. 

Uebergehend hierauf auf die anderweitige, von dem Geſetze gefor⸗ 
derte, Bedingung ter Verbotsbewilligung, naͤmlich des Abganges Hinläng- 
tiider Zahlungsmittel auf Seite des J. W., fo wurde im Recurſe weiter 
denerkt, daß eben das bereutende teponirte Vermögen von circa 
30,000 — 40,000 fl. beftätige, daß vie Nationalbank bei J. W. wegen 
Adganges hinlänglicher Zahlungsmittel durchaus feine Be- 
fergniß zu hegen ſelbſt dann Urfache hätte, wenn ihr irgend welches 
Rorberungsrecht in ver That zuftänte. Das Verbotsgefuch bemühe ſich zwar, 
die obwaltende Gefahr in ver Weife glaubhaft zu machen, daß J. W. ober 
allfällige Gläubiger deſſelben über feine VBermögenfchaften zum Nachtheile 
ber priv. öfterr, Nationalbank eine Verfügung treffen könnten. Allein dieſe 
Gefahr fei nicht jene, welche ver 8.283 ter a. G. O. als tie Bedingung 
ver Verbotsbewilligung ftatuire, und welche vielmehr varin beftehe, daß ber 
Schuldner ein anderweitiges hinlängliches Vermögen, aus welchem fich 
ber Berechtigte die Zahlung holen könnte, oftenfibel nicht befite. Bon 
dem Beſtande anderer Gläubiger, vie gegen ven Necurrenten Forderungen 
zu ftellen hätten, fei übrigens nicht das Gerinfte vorgefommen, und 
vie Gefahr einer eigenen Verfügung ſei durch ven bewilligten Verbot 
offenbar nicht aufgehoben, va verfelbe Eigenthumsrechte nicht einfchränfe. 
Indem der Recurrent daher fchlieglich noch einmal darauf zurückkam, 
baß die Nationalbank in ihrem Verbotsgeſuche eine Forderung weder 
bewiefen noch wahrfcheinlich gemacht habe, daß für jede anberweitige 

erung aber ſowohl vie fpezielle Sicherheit, welche durch vie Saution 
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geleiſtet wurde, als ſein Vermögen überhaupt hafte, bat er endlich, den 
von der erſten Inſtanz bewilligten Verbot aufzuheben. | 

Diefer Bitte hat das k. f. öfterr. Oberlanvesgericht mit feinem - 
Defrete vom 2. März 1858, 3.2878, wirklich jtattgegeben. Der wefent: 
liche Inhalt deſſelben ift wörtlich folgender: „Das k. k. öſterr. Ober: 
landesgericht hat in ver Betrachtung, daß die priv. öſterr. Nationalbant 
in dem wider J. W. gemachten Einfchreiten um Ertheilung des Verbotes 
auf die demfelben abgenommenen und bei dem Wiener Kanvesgerichte 
erliegenden Werths- Effecten nicht einmal anführt, un fo weniger 
begründet, baß fie für ihre behauptete Forderung bei J. W. wegen 
Abganges anderer hinlänglicher Zahlungsmittel in Ge 
fahr jtehe, dieß aber ein wefentliches Erforverniß zur Bewilligung 
eines Verbotes ift, mit Abänderung ber Verbotsbemwilligung des Wiener 
Lanvesgerichtes vom 6. Februar 1858, 3. 6349, pie priv. öfterr. National« 
banf mit ihrem Verbotsbegehren abzuweifen befunden, und ift bie depor 
fitenänntliche Vormerkung des Verbotes nach Rechtskraft viefer Entjchet- 
dung zu löfchen.” 

Gegen diefes Erfenntnig brachte die Nationalbank ihren Hofrecurs 
ein. Wir bevauern, ven Anhalt vesfelben nicht mit der Ausführlichfeit 
wierer geben zu fönnen, wie e8 von uns hinfichtlih des von J. W. 
ergriffenen Rekurſes geſchah. Wir haben auch wirflih ven Verſuch 
nicht gefchent, ung Kenntniß von deſſen Inhalt zu verfchaffen. Nachvem 
jevoch vie Acten nicht bei Gericht verblieben, fonvern an vie betreffenven 
Nechtsfreunde zurüdgejtellt wurden, fo ift derfelbe zur Zeit nur mehr 
an einer Stelle anzutreffen. Dafelbft glaubte man ihn aber tem 
Schreiber diejer Zeilen aus dem Grunde verweigern zu follen, weil an 
den H. Vertreter des J. W. zur Zeit, als es ſich um die Abfaffung des 
an den oberjten Gerichtshof zu richtenven Necurfes handelte, das Anfinnen 
um Mittheilung feines eigenen geftellt wurde, und ver Einladung damals 
von dieſer Seite im wohl für Jedermann begreiflichen Intereſſe bee 
% W. nicht entſprochen wurde. 

Es erübriget demnach nur bier mitzutheilen, daß dem Vernehmen 
nach der Hofrecurs hervorhob, daß in dem Verbotögefuche von der Gefahr 
gefprochen wurbe, die aus einer möglichen Verfügung des J. W. über 
fein Vermögen ver Banf dadurch drohe, daß ihr die Dedung entzogen 
werden könne; damit fei doch implicite der Abgang anderer Zahlungs: 
mittel behauptet morden. Der oberrichterliche Abweifungsgrund würde 
alfo nur zu einem neuen Verbotsgeſuche mit diefer erplicirten Formel 
drangen. Ein ftrenger Ausweis könne übrigens überhaupt tKrex&Xcoo 
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Ausweis, welcher ein Deficit in ter Kaffe des flüchtigen Th. M. nad 
weije, begrünte ſelbſtverſtändlich nur die Erfaßpflicht dieſes Letzteren, 
zumal auch das Schulplofigfeits-Zeugniß ben Necurrenten an dieſem Ab 
gange ganz unbetheiligt erklärt bat. Sollte ter Naticnalbant aber 
wirftich eine Forderung zuftehen, fo hafte biefür vie von J. W. als 
Dankbeanıten erlegte Caution von 1000 fl. Der Beſtand irgend eines auch 
nur wahrfcheinlichen Korverungsrechtes fer übrigens auch nicht durch die 
Bemerkung des Verbotegefuches glaubhaft gemacht, das J. W. nicht wider⸗ 
ſprochen habe, daß ihm als Kaſſier ein Verſchulden an dem entvedten Abgange 
zur vaſt falle. Bei Aufnahme des diesfälligen Protokolles ſei es, abgeſehen 
von dem pſychologiſchen Zuſtande des Recurrenten bei Zuſtandekommen des⸗ 
ſelben, durchaus nicht am Platze geweſen, irgend welche mit beſonderen 
Rechtswirkungen verbundene förmliche Widerſprechungen anzubringen. 
Daſſelbe erkenne weder eine Forderung der Nationalbank an, noch habe 
es eine ſolche widerſprochen, und ſei daher für dieſe Frage ganz 
gleichgiltig. 

Uebergehend hierauf auf die anderweitige, von dem Geſetze gefor⸗ 
derte, Bedingung ter Verbotsbewilligung, naͤmlich des Abganges hinläng— 
licher Zahlungsmittel auf Seite des J. W., ſo wurde im Recurſe weiter 
bemerkt, daß eben das bedeutende deponirte Vermögen von circa 
30,000 — 40,000 fl. beftätige, daß tie Nationalbank bei J. W. wegen 
Abganges Hinlängliher Zahlungsmittel durchaus feine Be- 
forgniß zu begen felbjt dann Urfache hätte, wenn ihr irgend welches 
Forderungsrecht in per That zuftänte. Das Verbotsgefuch bemühe fich zwar, 
pie obwaltende Gefahr in ver Weife glaubhaft zu machen, daß J. W. ober 
allfällige Gläubiger teffelben über feine VBermögenfchaften zum Nachtheile 
ber priv. öfterr. Nationalbanf eine Verfügung treffen könnten. Allein Diefe 
Gefahr fei nicht jene, welche ver 8. 2&3 ver a. G. O. als vie Bedingung 
ber Verbotsbewilligung ftatuire, und welche vielmehr varin beftehe, daß der 
Sculoner ein andermweitiges binlängliches Vermögen, aus welchem fich 
ber Berechtigte die Zahlung holen könnte, oftenfibel nicht befige. Von 
dem Bejtande anderer Gläubiger, vie gegen ven Necurrenten Forderungen 
zu ftellen hätten, fei übrigens nicht das Gerinfte vorgelommen, und 
die Gefahr einer eigenen Verfügung jet durch ven bewilligten Verbot 
offenbar nicht aufgehoben, va derſelbe Eigenthbumsrechte nicht einfchränfe. 
Indem ver Recurrent daher ſchließlich noch einmal darauf zurückkam, 
daß die Nationalbank in ihrem Werbotsgefuche eine Forberung weber 

iefen noch wahrfcheinlich gemacht babe, daß für jede anberweitige 
erung aber fowohl vie fpezielle Sicherheit, welche durch vie Caution 
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werden, und es fei and unwahrſcheinlich, daß J. W. außer dent ab- 
genommenen Depofitum noch andere Mittel habe, um 65754 fl. 30 fr. 
zu bededen, zumal fon jein zu Gericht gebracdhtes, nur durch Börſe⸗ 
fpiel erflärliches Vermögen überrafche. Zuletzt wurde nochmals auf bie 
dienſtliche Yahrläffigleit und Verantwortlichkeit des J. W. als außer 
Bimeifel ftehend eingegangen und unter allgemeinen Betrachtungen ges 
ſchloſſen. 

Das Hofdekret vom 27. April 1858, 8. 4240, welches hierüber 
von Seite des oberften Gerichtshofes erfloß und den ganzen Fall mit 
einem die erſtrichter liche Entſcheidung beftätigenden Inhalte zum Abs 
ſchluſſe brachte, lautet wie folgt: „In Erwägung, daß die Gefahr we 
gen Abganges anderer binlänglicher Zahlungsmittel als der gegneri- 
fen in gerichtliher Bermahrung, alfo in Händen eines Dritten bes 
findlihen Effelten, in dem Verbotsgeſuche allerdings ‚geltend gemacht 
ericheint, indem die Abmahme des Vermögens des Belangten durch die 
Sicherheitsbehörde einen andermweitigen bekannten, die Forderung von 
65745 fl. 30 Tr. binlänglich dedenden, Beſitz desjelben, welcher auch 
nicht behauptet wird, ausſchließt; und in Erwägung, daß eine Forde- 
rung der priv. Öfterr. Nationalbank an ihren Kaflier (melde der Be: 
langte. in feinem Appellations⸗Rekurſe jelbft nur als „mahrjcheinlich” 
dargethan zur Erlangung des Verbotes nöthig erachtet) durch die bei: 
gebrachten Behelfe über das Deficit in ber feiner Ueberwachung anver: 
teauten Kaſſa genügend begründet ift, um im Sinne der 88.283, 284 
der allg. Gerichts:Orbnung und bes Hofdefretes v. 15. Jänner 1789, 
Nr. 954, den Verbot zu bewilligen, zumal felbft bei Anwendung des 
8. 285 der Gerichts-Ordnung dem Belangten in dem Inſtitute der 
Bank genugfame Sicherheit für etwaige Genugthuung geboten wäre, — 
wird der Beſcheid bes ET. k. Landesgerichtes Wien vom 6. Februar 
1858, 3. 6349, beftätiget.“ 
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Zur ſehre von der Erpropriation, 


Vom Herrn Dr. Moriz von Stubenraud, k.k. o. ö. Brofeflor der Rechte 
an der Wiener Liniverfität, Nitter des Franz⸗Joſef-Ordens. 


I. 


Eigenthum iſt die vollkommene rechtliche Herrſchaft eines Men⸗ 
ſchen über eine körperliche Sache; in dem Eigenthume liegt die Be⸗ 
fugniß, die demſelben unterworfene Sache zu beliebigen Zwecken zu 
verwenden, und jeden Andern davon auszuſchließen. Hieraus folgt, 
daß der Eigenthümer nicht gezwungen werden kann, ſich ſeines Eigen⸗ 
thums, ſei es auch gegen volle Entſchädigung, zum Vortheile eines 
Andern zu entäußern ). Dieſer Grundſatz kann aber im Staate nicht 


— — — — 


1) yn biefem Sinne verfügt ſchon die Const. 11 Cod. de contr. emt. et ven- 
it. (%, 38): Invitum comparare vel distrahere postulantis desiderium ju- 
stam causam non continet. — gl. const. 1%. Cod. de his, quae vi etc. 
2, 20) und const. 1 Cod. de resc. vendit. (4, 44). Die neueren Geſetz⸗ 
ücher haben dieſen Grundfaß zumeil in Verbindung mit dem fpäter zu er: 
wähnenden Grundfaße der Zwangsa tretung u öffentlichen Zwecken ausge: 
ſprochen; jo 3. B. der Code Nap. Art. 535. Nul ne peut ätre contraint 
de ceder sa propriété, si ce n’est pour cause d’utilit& publique etc. — 
Der Cod. sardo, Art. 441: Nessuno può essere costretto a cedere la 
sua proprietä, 0 permettere, che altri ne faccia uso, se non per causa 
di utilitä publica ecc. — Das ficilianifche Geſetzbuch, Art. 470: Nes- 
suno u essere costretto a cedere una sua roprietä se non per causa 
di utilitä publica ece. — Das ſpaniſche Civilgeſetzbuch, Art. 398: 
Ninguno serä privado de su propriedad sino per causa justificada de 
utilidad comun ecc. 
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in feiner vollen Strenge durchgeführt werden. Die Natur der Staats: 
verbindung bringt es mit fi, dab der Einzelne zu manchem Opfer 
bereit fein muß, welches ihm die Staatsgewalt auferlegt, um ander: 
feitö der Vortheile zu genießen, die das Leben im Staate darbietet. 
So kann es denn auch geicheben, daß das Öffentliche Intereſſe die 
Abtretung des Eigenthbumes Einzelner erheiſcht, und daß 
fie in diefem Falle zur allgemeinen Bürgerpfliht erhoben, im 
MWeigerungsfale aber zwangsweiſe durchgeſetzt wird. Diele 
Bwangsabtretung (gezivungene Eigenthbumsabtretung) ift es, die 
man mit einem, erft in neuerer Zeit entitandenen barbarifch-lateinifchen 
Ausdrude als Erpropriation bezeichnet. Das Wort hat fich nicht 
nur in der deutſchen, jendern au in der frangöfifchen And englifchen 
Sprade eingebürgert, wir wollen es daher auch fürderhin gebrauden. 

Sehen wir nun auf die Natur des in Frage lebenden Rechtsinititutes, 
ſo kann es wohl einem. Zweifel unterliegen, daß es dem Öffent- 
lien Rechte angehört. Das Offentlihe Intereſſe, das allge: 
meine Beſte, die utilitas publica ift eg allein, melde in Anwen: 
dung des Grundjages: salus rei-publicae suprema lex esto, folchen 
Eingriff in die Sphäre des Privatrechtes rechtfertigt; darin liegt aber 
auch die Grenze, über welche nicht hinausgegangen werden darf, ohne 
die Sicherheit des Privateigenthums, eine der Hauptgrundlagen det 
bürgerlichen Getellipaft, wie Mittermaier ganz richtig bemerkt, zu 
untergraben. Das Recht des Staates, in dringenden Fällen felbft das 
Privateigenthbum der Bürger in Anſpruch zu nehmen, erſcheint als ein 
Ausfluß des fogenannten jus eminens, oder des Rechtes der oberften 
Machtvollkommenheit, wie es von den Gtaatsrechtälehrern genannt 
wird 2). 

Wir finden die Spuren desjelben bereit8 im römiſchen Rechte, 
wo zur Wiederherftellung einer durch Wafjergewalt oder Einfturz zer: 
ftörten öffentlichen Straße die Abtretung des nöthigen Grundftitdes 3), 
ober zur Errichtung Öffentlicher Gebäude 4, fo wie zur Erweiterung, 


9 del Fatter, Beitraͤge zum deutſchen Staats: und Fürſtenrecht. Thl. I. 
— Kläber, öſſentliches Recht. — Maurenbrecher, 
— SS. 60 und 181. — Zöpfl, unge des Staatsrechtes. — 
— Badhariä, Staatsrecht Hu 
3) Cum Yin publica vel fluminis impetu, ur —8 amissa est, vieinus 
proximus viam praestare debet. fr. 14. 8. 1. Dig. quem. serv. amitt. (8, 6 
2) Si quando concessa a nobis licentia fuerit exstruendi, id sublimis 
magnificentia tua sciat esse servandum, ut nulla domus Inchoandae pu- 
blicae fabricae gratia diruatur, nisi usque ad quinquaginta libras argenti 
pretũ aestimatione texabitur. const. 9 Cod. de öper. publ. (8, 1%). 





v. Stubenraud: üb. d. Erpropriation. 161 


wohl auch blos zur Verihönerung der öffentlichen Pläge5) die Rie⸗ 
derreißung von Privatgebäuden gefordert werben konnte. 

Aehnliche Anfichten fanden auch im deutfhen Rechte Eingang. 
Dieſes ift überhaupt reih an Vorſchriften, melde das Eigenthum des 
Privaten gewiffen Beſchränkungen entweder zum allgemeinen Beften, 
oder zum Vortheile einer Gemeinde, oder endlich zum Nuten einzelner 
Perfonen unterwerfen, woraus, insbefondere in der legteren Begiehung, 
die fogenannten Legalfervituten (geſetzlichen Dienftbarfeiten, mie 3. B. 
das Waſſerleitungsrecht, das Recht des Rothweges, das Recht der An: 
wende, das Hammerfihlagsrecht, das Leiterrecht, die Licht:, Fenſter⸗ 
und Ausfichtsrechte u. dergl. m.) entitanden®). Allmälig kam hierzu 
noch die Vorftellung eineg Staatsobereigenthbumes, das bald 
als gleichbedeutend mit dem Inbegriffe aller Regalitätsrechte aufgefaßt, 
und mit dem fchon oben erwähnten Namen dominium eminens be- 
zeichnet wurde”). Man brachte es vornehmlich auf dem Gebiete des 
Landwirtbichaftsrechtes, 3. B. Behufs der Erzielung einer befjeren 
Miefenkultur auf dem Wege der Bemwäflerung, dann bei der Anlegung 
von Straßen, Kanälen (in nenefter Zeit bei Eifenbahnen und Tele 
grapbenlinien), bei Uferbauten, bei der Errichtung von Kirchen und 


— — — — —— 


5) Quicunque locus in palatio hujus urbis privatis aedificiis incommode oc- 
cupatus est, is quam primum, subrutis omnibus, quae in eo sunt, aedi- 
ficiis, palatio reformetur, quod privatorum non est parietibus coarctan- 
dum. const. 17. 1. c. — gl. auch const. 14. ibd. — Dagegen fcheint ung 
die const. 6. ibd. nicht biecher zu gehören, fondern vielmehr nach ihren Ein: 
gangsworten: praescriptio temporis juri publico non debet obsistere, — 
von dem alle zu handeln, wo gegeh die beftehenden Vorfchriften gebaut 
wurde, die Entfernung folder Gebäude fih alſo nur als die Durchführung 
des betreffenden Bauverbotes darſtellt. — Aud der im fr. 2%. Dig. de his 
qui sui vel alien. jur. sunt (1, 6) und im $. 2. Inst. de iis, qui sui vel 
alien. jur. sunt (1, 8) enthaltene Tall des bevingten Zwanges zum Ber: 
Taufe eines Stlaven Tann unſeres Erachtens nicht unter die eigentlichen Er- 

vopriationsfälle eingereiht werden, da der Slave nicht um des gemeinen 
Beften willen feinem Herrn entzogen, fondern diefem die Veräußerung des 
felben zur Strafe auferlegt wird, quod in servum saevierit, vel ad impudi- 
citiam turpemque violationem eum compellat. — Endlich ift auch die im 
fr. 12. pr. Dig. de religios. etc. (11, 7) enthaltene Beftellung einer Wegfer: 
vitut Bebufs des Zuganges zu einem Grabmale, welche die Mraris auch auf 
den Fall ausgedehnt hat, wenn ein Grundbeſther außerdem nicht zu feinem 
Grundftüde gelangen könnte, — nicht als eine eigentliche Erpropriation an: 
zufeben, da fie nicht zum allgemeinen Bortheile gereicht, fondern 
nur im Intereſſe eines Einzelnen gelegen erfcheint, wenn glei das öffent: 
lihe Intereffe dabei betheiligt fein mag. — Vgl. den Auffag von Bopp, 
in Weidte'3 Rechtslexilon s. v. Erpropriation. 
v Rittermater, Grundſaͤtze des gemeinen deutſchen Privatrechts. 8. 167. 
ittermaier, a. a. D. 5. 201, 
11* 
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Kirchhöfen, bei Flußregulirungen, bei Feſtungsbauten, insbejondere 
auch beim Bergbau?) zur Anwendung. Je häufiger dieß geihah, und 
je mädtiger fih überhaupt die Staatsgewalt entfaltete, deſto eber 
mußte man darauf bedacht fein, einer willfürlihen Ausübung 
diefes Nechtes entgegenzutreten, die Intereſſen des Eigenthümers mit 
denen ber bürgerlichen Gefellihaft in möglichften Einklang zu bringen, 
die Bedingungen, unter denen die Erpropriation vorgenommen werden 
kann, genau feftzufeßen, und biefelbe mit gewiſſen ſchützenden Formen 
zu umgeben. Die Folge hiervon war, daß nicht nur in mehrere neue 
Berfaffungs-Urfunden?), fo wie in die meiften Eivilgefeg- 
bücer!® der Grundfag aufgenommen wurde, daß die zwangsweiſe 
Abtretung des Eigenthums nur in dringenden Fällen, zum 
allgemeinen Beiten, und gegen vollftändige Entſchädi— 
gung gefordert werden könne, fondern daß auch umfaflende Exe 
propriationsgejege entitanden, melde die Fälle, in benen das 
Dpfer des Privateigenthums verlangt werden Tann, genan feflftellen, 
und insbeſondere das hierbei zu beobadtende Verfahren ausführ: 
ih regeln 11). Es gilt daher heutzutage ald Regel, daß eine zwangs⸗ 
weile Abtretung des Eigenthbums nur auf Grundlage eine® Geſetzes 


PR Säberlin, die Lehre von ber Siwangöentei ng oder Erpropriation hiſto⸗ 
riſch⸗ dogroninc erörtert (im Archip f. civil, vor, Bd.30, ©.8 fg.). 

So z. B. die baierifhe Berfaffungsslirfunde vom 26. Mai 1818; — die 
würtembergijcde vom 25. September 1819, $. 30; — die faͤchſiſche 
v. 11. September 1831, 8. 31; — bie turhef ifhe v. 5. I — 
32; — die — —— v. 17. Dezember 182 

die badif e v. 22. Auguft 181 14; — die —— — b. — dm 
ner 1850, Art. 9; — die haffbäufenthe vom Jahre 1834; — das 
Grunbgefeb für bad Herzogthum Altenburg vom 29. April 1831, 8. 54; 
— die braunf ameiai) e Landfchaftsordnung vom 12. Dftober 1832) 
. 32 u. 33; — die Verfaffungen von Sahfen- Meiningen, gürid, 
ern, Glarus, St. Öallen und Aarau. — Bel. von Wendt, neuefler 
—— Coder, Nürnberg 1837, und "Sreihler, über über zwangsweiſe 
Abtretung von Eigentbum und anderen Mecten —— in * —— 

r deutſches Recht und deutſche Rechtswiſſenſ 3 und fg. 

19) en oben Note 1, dann Art. 625 des — ii — 
preußiſches ——— Einltg. 88. 73—75. Thl. 8,88 2 2, 
und Thl. I. Tit. 11. 88. A—11; oſterreichiſches * ing —* 
Si m — Civilgefegbuch für den on Bern, Art. 379 u. |. w 

1) Die vorzügliditen ne ege find: für das Großherzogthum Heſ— 

ſen vom uni 1 rftenthbum Hefjen vom 30. Oktober 
1834; für das — m en vom 28, Augu es; für das 
Königreich Baiern (mit Ausichlu —— wo das alte kaap: 
Ale —— eſeß vom 8. März 1810 in Kra eht) vom 17. Ro 
vember 1839; — für Shwarzburg-Sonders eu en vom ae a 
184: — für Sad en Deiningen vom 28. 

jen-Coburg vom für die freie —*— Stant Er — 
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gefordert werden kann. Hierin zeigt fich aber wieder ein weſentlicher 
Unterfchied; denn entweder wird zu jedem einzelnen alle der 
Abtretung ein befonderes Geſetz erfordert 12), oder e3 beiteht dießfalls 
eine allgemeine gejeglihe Verfügung; allein auch da weichen die 
Gejeggebungen wieder von einander ab. Manche Staaten bejigen naͤm— 
lih, wie eben bemerft murde, vollitändige Erpropriationdge: 
ſetze (vergleihe die Note 11), während in andern Ländern blos 
Specialgejege vorhanden find, welche fih auf beitimmte Fälle der 
Erpropriation beziehen 13), neben denen aber manchmal in den Ge: 
jegen eine allgemeine Sanktion des Erpropriationsrechtes vor: 
kömmt 14). 

Auf diefem letzteren Standpunkte befindet ſich derzeit noch unfere 
öfterreihifche Geſetzgebung. Das Princip in Anjehung der Er: 
propriation findet ſich bier im $. 365 des a. b. ©. 8.15) ausgeſpro⸗ 
hen, weiters aber befigen wir feine allgemeine Vorjchrift, melche 
das Berfahren in Erpropriationsfällen regelt, fondern lediglich mehrere 
vereinzelte Anordnungen, bie ſich auf den Straßen und Wafjerbau, 
auf die Anlegung von Eifenbahnen u. dgl. beziehen. 

Wir wollen nunmehr verfuchen, aus diefen Normen die leiten: 
den Grundſätze über das Erpropriationsweien in Delterreich abzu- 


10. Jänner 1837; — für Frankreich das Geſetz v. 3. Mai 1841 (ältere 
Geſehe waren vom 8. März 1810 und v. 7. Yuli 1833); — für Belgien 
vom 17. April 1835; — für Luzern v. 14. Jänner — Dezember) 1830; 
— für Genf vom 14. Februar 1834; — für St. Gallen vom 20. Fe: 
bruar 1835. 

») Dieß gilt in England, mo das Parlament über jeden einzelnen Fall der 
Erpropriation Ne und deßhalb eine eigene Bill (private bill) einges 
bracht werden muß. 

»3) Hierher gehören 3. B. in Preußen das fogenannte Vorfluth⸗Edikt vom 
15. November 1811; das Gefeß über die Abtretungen zu Cifenbahnunter: 
nehmungen vom 3. November 1838; das Geſetz vom 28. Februar 1843 über 
die Benügung der Privatflüffe; das Gefeb vom 28. Jänner über das Deich: 
wein; — in Sahfen:Meiningen das Eifenbahn:Erpropriationsgejeg 
vom 28. März 1855; und eben ein foldhes für dad Königreih Sachſen 
vom 13. Mai 1855; — in Braunfchmeig dad Geſetz über Chauffee-An: 
lagen vom 26. März 1823, weldyes durch eine Declaratorie v. 4. Mai 1835 
auch auf Eifenbahnen für anwendbar erklärt wurde; — in Oldenburg 
die Deihordnung vom 8. Juni 1855; — in Sahjen:Altenburg das 
Wegbaugefeg vom 26. Mai 1837; — in Hannover das Geſetz, die Ver: 
äußerungspflicht, behuf Br betreffend, vom 8. September 1840 
u. |. w.; — dann die verjchiedenen Berggeſetze. 

29 Dieß iſt 3. B. in Preußen der Fall. Vergl. die Noten 10 und 13. 

15) „Wenn es das allgemeine Befte erheiicht, jo muß ein Mitglied des Staates 
gegen eine — ene Schadloshaltung ſelbſt das vollſtaͤndige Eigenthum 
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leiten, während bie ben Bergbau betreffenden Vorſchriften, als ganz 
fpecieller Art, aus dem Kreife diefer Darftelung ausgeſchloſſen bleiben 
follen. 


II. 


Forſchen wir nad dem Rechtsgrunde der Zmangsenteignung, 
jo können wir ihn faum beffer bezeichnen, als dieß Häberlin (a. a. O., 
©. 154) getban bat: er liegt, wie auch wir meinen, in der Pflicht 
der StaatSangebörigen, da, mo ihre Privatrechte mit dem 
öffentliden Intereſſe in Widerſpruch gerathen, wit jenen bie- 
ſem nachzuſtehen, fie alfo, wenn es nicht anders fein kann, wenn die 
öffentlichen mterellen ohne Abtretung von Privatrechten nit wahr⸗ 
genommen werden können, aufzugeben. Das Erpropriationsrecht ers 
cheint demnach als das Recht des Staates, im alle einer Colli⸗ 
fion von Privatrechten mit den öffentlichen Intereſſen, Eraft der ſämmt⸗ 
lichen Staatsangebörigen obliegenden Pfliht, das Wohl des Staates 
nad Kräften zu fördern, die felbit zwangsweiſe Abtretung jener Pri- 
patrechte gegen volle Entſchädigung zu fordern. 

Bon diefem Principe gehen auch die meilten pofitiven 
Geſetzgebungen aus. Doch haben fie nicht durchgängig den gleichen 
Meg eingeichlagen. Während nämlich einige fi) bemühen, eine Art 
von allgemeinem Grundfage aufzuftellen, nad melden das Ein: 
treten eines Erpropriationgfalles beurtbeilt werden fol, verlieren fich 
andere in eine Aufzählung der einzelnen Fälle, in denen allein die 
Zmangsenteignung für zuläffig erfannt wird. So beißt es 5. B. in 
dem badiſchen Gejeke vom 28. Auguft 1835: „Niemand kann aus 
Gründen des öffentlihen Nutzens zur Abtretung feines Eigenthums 
oder anderer auf unbewegliche Sachen bezüglichen Rechte, ohne voraus: 
gegangene Entiehädigung, angehalten werden. Als öffentlich gilt 
der Nuten der Unternehmungen, für welche die Abtretung gefordert 
wird, nit nur wenn er dem Staate unmittelbar, fondern au, wenn 
er demfelben mittelbar, zunädft ober unmittelbar aber einer Staats- 
anftalt oder einer oder mehreren Gemeinden zu Gute kommt;“ — wo⸗ 
gegen das baierifche Gefeh vom 17. November 1837 Im Artikel 1 
diejenigen Unternehmungen nambaft macht, behufs deren bie Zwangs⸗ 
enteignung ausſchließlich zuläffig ift. 

Die Schriftfteller find darüber uneinig, welchem dieſer bei: 
den Spiteme der Vorzug zu geben ſei. So behauptet Mittermaier 
(a. a.D., ©. 20), daß das Syſtem der Aufzählung beftimmter Urs 
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fachen der Abtretung vorzuziehen fei, meil nur diefes das Eigenthum 
ber Bürger gegen alle Angriffe ſchütze, welche die Liebhaberei eines 
Machthabers, die Laune eines Technikers nicht felten unter dem Bor: 
wande des öffentlichen Nutzens verfucht. Leicht könne der Wunſch, daß 
ein die Berfchönerungspläne ftörendes, elend gebautes, niedriges 
Häuschen abgerifien, oder daß eine gerade Straße geführt, oder ein 
die Ausficht von einem gewiſſen Schloffe binderndes Haus entfernt 
werde, die Verfuche, eine Zwangsabtretung zu bewirken, veranlafien. 
Dagegen müſſe nun das Geſetz Schug gewähren. — Dieſer Anficht A. 
Ben fih au Brinz!®) und Buddeus!T) an; wogegen Andere (3.8 
Treichler bemerken, daß der Verfuch folcher KAufzählungen i immer Frucht: 
[08 bleiben werde, da entiweder die Ausdrücke ſo allgemein gefaßt find, daß 
darunter gar Vieles fubfumirt werden kann 1%), oder bei einer genaueren 
Namhaftmachung der einzelnen Fälle leicht ſolche vorkommen Tönnen, 
die das Geſetz nicht vorbergejehen bat, und wo nun der Staat in 
Berlegenbeit kömmt, indem er beim Eintritte derfelben von der Grpro- 
priation gar feinen Gebrauch machen Tann, oder doch wenigſtens erf 
den Erlaß eines fpeciellen Geſetzes abwarten muß. 

Manche Rechtslehrer Haben es daher verfucht, das Expropria⸗ 
tionsprincip genauer zu präcifiren; fo Treichler (a a. D, 
S. 186), welcher e3 in folgender Weite aufftellt: „ever Gtaatsange- 
börige Tann gezivungen werden, einzelne feiner Privatrechte gegen vor- 
gängige volle Entfhäbigung zu Gunften einer Unternehmung abzutre: 
ten, deren Ausführung der abminiftrativen Gewalt durch ein Geſetz 
direkt oder indirekt zur Pflicht gemacht iſt, und welche ohne Abtretung 
von Privatrechten nicht ausgeführt werben kann.” Allein mit Recht 
bemerkt biergegen Häberlin (a. a. D., ©. 159), daß Treidler 
die Frage eigentlih umgangen bat, indem er ihre Löfung einem 
Geſetze überweift, bei welchem erft wieder die Frage entiteht, unter 
welchen Borausfegungen ein ſolches als gerechtfertigt ericheine? 

Das öfterreihiihe Geſetz ($. 365 des a. b. G. B.) macht die 
Amwangsenteignung davon abhängig, daß fie „Das allgemeine 
Beſte“ erheiihe. Was hierunter zu verftehen fei, ift in unjerem Ge⸗ 


10, Deutices Staatöwörterbuh von Bluntihli und Brater g. v. Erpro⸗ 
on. 
1" A der allgemeinen Enchllopäbie von Erſch und Gruber s. v. Erpro⸗ 


19 So 3. B. im aha hen Erpropriationdgejeße die Nr. 13: „Rorlebrun: 
gen zu mefentlich nothwendigen fanitätd: over ſicherheitspolizei lichen Mecken.“ 
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fee eben fo wenig enthalten, als die franzöſiſche Geſetzgebung den 
Begriff der „utilitö publique“ (den ſowohl der Code Nap., als das 
Geſetz vom 3. Mai 1841 zu Grunde legt) näher entwidelt. Auch das 
Hoflanzleidefret vom 10. Februar 1834 (pol, Geſ.Sammlg, Bo. 62, 
©. 22) verfügt nur im Allgemeinen, daß in das Privateigenthum ges 
gen den Willie des Eigenthümers nicht eingegriffen werben folle, 
„wenn nicht erwieſene öffentlide Rückſichten es nothiwenbig 
machen.” Es Habt. * der Doktrin überlaſſen, den Begriff des 
„allgemeinen Beſten,“ der „Öffentlichen Rückſichten“ genauer zu zer: 
gliedern. Aus der Natur und dem Grunde des Erpropriationgrechtes 
feint nun zu ‚solasn, daß eine zwangsweiſe Abtretung des Privat 
eigenthums nur Am gefordert werden könne, wenn die Einzig: 
tung, Anlage oder Unternehmung, zu welder fie als noth⸗ 
wendig ericheint, im Öffentlihden Intereſſe gelegen, wenn fie 
den gemeinen Nupen zu fördern geeignet ill. Hierdurch if einer: 
feitö ausgeſprochen, daß gerade nicht immer der Fall. der Rothwen⸗ 
digleit einer Anlage für das Öffentlihe Wohl vorhanden fein muß, 
um von der Erpropriation Gebrauh zu machen, denn eine folde 
würde fi in den jeltenften Fällen nachweiſen laffen, und es würden 
bei einem ſolchen Vorgange, wie Häberlin ganz richtig (a. a. O., 
S. 160) bemerkt, die wichtigften, für das materielle und geiftige Wohl 
bes Staates, einer Gemeinde ober des Publikums ganz entſchieden 
nüglihen Anftalten (mie Eifenbabnen, Kanäle, Telegrapben u. dgl.), 
fo weit fie ohne Zwangsabtretung von Privateigenthbum nicht aus: 
führbar fein würden, gänzlich unterbleiben müfjen. Es genügt alfo an 
einem Öffentlichen (gemeinen) Nuten, wie au der Ausdrud: „das 
allgemeine Bette” im $. 365 des a. b. &. B. anzudeuten fcheint. 
Hierbei ift e8 dann gleichgiltig, von welcher Art diefer Nutzen ſei; 
ob ein materieller, mie bei der Anlegung von Straßen, Kanälen, 
Waflerleitungen, Häfen u. dgl., oder ein mehr intelleftueller, wie 
die Sicherung von Kunſtſchaͤtzen oder willenihaftliden Sammlungen 
gegen Feuers⸗ oder andere Gefahr; ferner ob die Anlage dem Staate 
im Ganzen, wie bei der Erbauung von Feſtungswerlen zur Ber: 
theidigung des Landes, — oder einzelnen Gebietstheilen, wie bei 
fogenannten PBrovinzialftraßen, oder gar nur einer einzelnen Stadt: 
oder Landgemeinde zum Vortheile gereihe, wie dieß bei der Er⸗ 
mweiterung beitebender Straßen in einem Orte aus Rückſicht für die 
geftiegene Lebhaftigleit des Verlehres der Fall fein kann. Ja felbft 
dann bürfte noch von dffentlihem Nutzen die Rede fein können, 
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wenn der Bortbeil, der aus einer Einrichtung entfpringt, zunächſt nur 
das Publikum, d. h. eine unbeftimmte und unbeitimmbare Menge 
von Menſchen berührt !9), wobei jedoch vorausgefeßt werden muß, daß 
die in Frage ſtehende Anlage auch wirklich eine öffentliche, alſo 
eine foldye fei, die eben dem Publikum zur Benübung anheim gegeben 
wird, wie 3. B. bei Privateifenbahnen der Fall fein Tann. 

Dagegen würden bloße Verſchönerungsrückſichten, oder 
da bloße Vergnügen, die bloße Bequemlichkeit (menn aud 
des Publikums) die Vornahme der Erpropriation nicht rechtfertigen 20), 
denn man darf nicht vergeilen, daß es fich dabei um einen Eingriff 
in das Privateigenthum handelt, das nur im Falle einer Col: 
lifion mit dem öffentlichen Spntereffe in Anſpruch genommen werden 
fol, abgefehen biervon aber in feiner Heiligkeit und Unverletlichkeit 
anerkannt werden muß, wenn es nit um alle Sicherheit im Staate 
geſchehen fein fol. Deßhalb würde die Anlegung eines angenehmen 
Spazierganges in der Nähe einer Stadt, die Geradelung einer winke⸗ 
ligen Straße in derfelben, Die Erzielung eines Türzeren Weges zu 
einer Kirche oder Schule, die Befreiung monumentaler Gebäude von 
verunftaltenden Zubauten, die Gewinnung einer freien Ausſicht n. dgl. 
niemals al3 ein binreichender Grund zur Erpropriation angejehen 
werden Tünnen. 

Eben fo wenig fann endlich ein (noch fo ausgedehntes) Privat: 
Intereſſe diefelbe rechtfertigen, mag es fich dabei um eine ein: 
zelne Berfon (3. B. einen Fabrifsbefiter, der durch die Anlegung 
einer Eiſenbahn feinen Produkten einen leichteren Abfluß zu verſchaffen 
wünfcht) oder um eine Gefelfhaft (4. B. einen Actienverein) hundeln. 
Dagegen ift es gleichgiltig, ob die im öffentlichen Intereſſe für 
nützlich erkannte Unternehmung dur den Staat ſelbſt, durd eine 
Gemeinde, eine andere GEorporation oder eine Privatgeſell— 
haft ausgeführt werde, da es immer das allgemeine Beſte 
ift, welches dadurch gefördert werden ſoll 21). 

Sehen wir num, zu welden Zmeden im Einzelnen die öfter- 


—— 





 Häberlin.a. a. O. S. 162; — wenn der Nuben, wie Brinz a. a. O. 
fagt, fih in vem unbeftimmteren Raume der bürgerlihen Gejellichaft verliert. 
”, S. Dr. Fr. Kaleſſa, einige ee über die Erpropriation in der 
—— hen Zeitſchrift für Rechte: und Staatswiſſenſchaft. 1836. Bd. IL. 


") Nur in dem einzuſchlagenden Berfahren mag dieß einen Unterſchied be: 
gründen, wovon A Bier vorläufig noch nicht die Here if. 
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reichiſchen Geſetze eine Erpropriation für ftatthaft erklären, jo finden 
wir als folche bezeichnet : 

a) Die Anlegung, Erweiterung und Erhaltung von Straßen 
nach dem Hoflanzleidekrete vom 2. Mai 1818 (pol. ©. S., Bd. A6, 
©. 149), und der Minifterial-:Verordnung v. 21. April 1857, Nr. 82 
des R. G. Bl. für Ungarn, Kroatien, Slavonien, Serbien, das QTeme- 
fer Banat und Siebenbürgen (dur die Minilterial-Berordnung vom 
7. Oktober 1858, Nr. 179 des R. ©. Bl. auch auf Dalmatien aus⸗ 
gedehnt). 

b) Die Errihtung von Wafjerbaumwerten nah dem Hofb. 
vom 23. Dftober 1834 (pol. ©. S., Bd. 62, ©. 239) und den bei- 
den unter a) angeführten Minifterial-Verordnungen. 

c) Die Anlegung von Eifenbahnen, und zwar von Staats⸗ 
Eifenbahnen, nah dem Hoflammer-Präfidial-Erlaffe vom 6. Sep: 
tember 1842, Nr. 654 der J. G. S. — und von für gemeinnüßig er: 
fannten PBrivateifenbahnen zu Folge des Eifenbahn:Epnceffions: 
Syſtems v. 14. Sept. 1854, Nr. 238 des R. G. Bl. (vordem enthal- 
ten in dem Hofd. v. 3. Sept. 1838, Nr. 282 der %. ©. S. und dem 
Hoflzld. vom 30. Juni 1838 in der pol. ©. ©., Bd. 66, ©. 247). 

d) Die Einziehung von Brivat: Weg: und Brüdenmäu 
then auf Nerarial-, d. i. auf folden Straßen, die auf Staatskoſten 
erbaut oder erhalten werden, nach dem Hoflzld. v. 16. Dftober 1835 
(pol. ©. ©., Bd. 63, ©. 429). 

e) Die Eröffnung von Walddurchſchlägen Behufs der 
Durchführung der Sataftralvermeifung nah dem Dekrete der 
Grundfteuer-Regulirung3-Hof-Comnmiffion vom 19. Juli 1824 (böhm. 
Prov. Geſ., Jahrg. 1824, ©. 314; mähr. Prov. ©. S., Jahrg. 1824, 
S. 257). 

f) Die Erridtung und Aufredthaltung von Sanitäts-Cor— 
dons nad dem Hof. von 28. Sept. 1832, Nr. 2568 der J. G. ©. 
(Hofkzld. vom 13. Mai 1832 in der pol. &. S., Bd. 60, ©. 132). 

g) Die Tödtung von Viehſtücken (die fogenannte An: 
wendung der Keule) zur Gonftatirung des Vorhandenſeins der 
Rinderpeſt nah dem Hofkzld. v. 28. Dezember 1844 (pol. G. S., 
Bd. 72, ©. 289) und der Verorbnung des Minifteriums des Innern 
vom 11. September 1850 (Nr. 66 des n. d. 8. G. Bl., Nr. 160 des 
böhm., Nr. 138 des mähr. u. ſ. w.). 

h) Die zur Aufredthaltung des Salzmonopols nothwendige 
Rerihlagung von Salzquellen, melde zur Benügung für 
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den Staatsſchatz nicht geeignet befunden werden, nad) $. 409 der Zoll« 
und Staat3-:Monopol3-Ordnung vom 11. Juli 1838. 

i) Die verfchiedenen, in den Berggefegen aufgeführten Zwecke. 

Hiermit ift aber die Zahl der Erpropriationsfälle nod 
keineswegs erſchöpft; denn abgejehben davon, daß wir nicht dafür ein- 
fteben wollen, fämmtliche in unferer Gejeggebung enthaltene Bor: 
Schriften angeführi zu baben, wurde ja bereits oben hervorgehoben, 
daß fich diefe mit der Aufftellung eines allgemeinen Principes in 
dem mehrerwähnten $. 365 des a. b. ©. B. begnügt bat, nad wel⸗ 
hem in jedem einzelnen vorlommenden Falle die Zuläfligleit ver 
zwangsweilen Enteignung zu beurtbeilen ift. 

Wir glauben daher, daß auch noch folgende Unternehmungen 
bier einzureiben feien: 

1. Die Erbauung von Feitungen oder fonitigen Vorkehrungen 
zur Sandesvertheidigung. 

2. Die Austrodnung fchädlider Sümpfe, befonders in der 
Nähe von Ortichaften. 

3. Die Herftellung öffentlihder Wafferleitungen. 

4. Die Beihüßung einer Gegend vor Ueberſchwemmungen 
durch Dammbauten u. dgl. 

5. Die Aufitelung von Telegrapben. 

6. Die Erbauung oder Erweiterung von Kirchen, Gottes: 
ädern, öffentliben Schulhäuſern, Kranken-, Irrenhäuſern 
und dergleichen. 

7. Die Sicherung der Kunſtſchätze und wiſſenſchaftlichen 
Sammlungen des Staates vor Feuers- oder ähnlicher Gefahr 22). 

8. Die Erweiterung der Paſſage in Ortfchaften, mo es das 
Bedürfniß des Verkehrs dringend erheiſcht?9) u. dal. 

Se ſchwankender der Begriff des „allgemeinen Beſten“ ift, und 
je weniger fi eine präcije Aufzählung allee Erpropriationsfälle in 
Vorhinein geben läßt, deito nothwendiger wird es, die Enticheidung 
der Frage, ob wirklich eine Zwangsenteignung im Intereſſe des 
öffentliden Nutzens erforderlich fei, an eine beitimmte Behörde 
zu weiſen, und dieſer das hierbei einzuhaltende Verfahren genau 
vorzugeichnen. Nur auf folde Weile wird es möglid, das Privat: 


37) — ne Aufzählung im Art. 1 des baierifhen Geſetzes v. 17. Rovem⸗ 
”) Bel das fahfen:altenburgifche Grundgejeh vom 29. April 1831. 
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der Erpropriation im Einverſtändniſſe mit den betbeiligten Gentral- 
ftelen und mit Rückſicht auf bie beftehenden Geſetze. — Nah 8. 82 
der Beilnge A zur Minifterial-Verordbnung vom 19. Jänner 1853, 
Nr. 9 des N. G. Bl., und der Beilage B zur Minifterial-Berordnung 
vom 19. Järmer 1833, Nr. 10 des NR. G. BI. fteht der Kreisbe⸗ 
horde (Gomitatsbehörde) in erfter Inſtanz die „Entſcheidung in Fal⸗ 
len der böhern Orts bemwilligten Erpropriationen über bie in Anſehnng 
des Begenftandes und Umfanges derfelten ſich ergebenden Streitigtei- 
ten ober Zweifel zu, in To ferne folde nad Maßgabe ber zu jener 
Unternehmung, für welche die Erpropriation zu erfolgen bat, ertheil⸗ 
ten Bewilligung und der beſtehenden allgemeinen ober beſondern Gefehe 
zu bebeben find.” — Nach 8.26 ebd. hat die Kreisbehorde (Comitals⸗ 
behörde) insbejondere in Fällen, wo e8 fi um bie Anlegung einer 
Straße handelt, bei welcher eine zwangsweiſe Enteignung ſtattſtaben 
fol, an bie vorgeſetzte politiſche Behörde Bericht zu erſtatten, and 
deren Weifungen einzuholen. Nach 8. 28 der Beilage B. zur Mit: 
fterial- Verordnung vom 19. Jänner 1853, Ne. 9 des R. ©. Bl., 
und der Beilage A. zur Miniiterial-Verordnung vom 19. Jänner 
1853, Nr. 10 des R. ©. BI. endlich hat das Bezirksamt (Stuhl- 
richteramt, Diſtrikts-Commiſſariat, Prätur), wenn es fi um An- 
legung neuer Straßen im Innern des Bezirkes handelt, wobei Er: 
propriationen einzutreten haben, die darauf abzielenden Verhandlungen 
zu pflegen, und ſolche der höheren politiichen Behörde zur meiteren 
Verfügung vorzulegen. 

Aus diefen Beftimmungen fcheint hervorzugehen, daß das Er- 
kenntniß über die Zuläffigleit der Erpropriation für eine beftimmte 
Unternehmung von keiner niedrigeren Behörde, als der politifhen 
Landesftelle (Statthalterei, Landesregierung) ausgehen kann, unge: 
achtet die Vorfchriften über den Wirkungskreis diefer Behörden (die 
in der Beilage A. zur Minifterial- Verordnung vom 19. Jänner 1853, 
Nr.9 des R. ©. BL, und ber Beilage C. zur Minifterial-VBerorbnung 
dom 19. Jänner 1853, Nr. 10 des R. ©. BL, dann in der Berord- 
nung vom 30. März 1856, Nr. 42 des R. G. DL. für das lombat- 
bifchevenetianifche Königreich, und in der Verordnung vom 31. Dezem- 
ber 1856, Nr. A des R. ©. DI. vom Jahre 1857 für Ungarn ent- 
balten find) der Erpropriation nicht erwähnen. Sn höherer Inſtanz 
hätte dann das Minifterium des Innern zu enticheiden. Eine Aus- 
nahme würde dann ftattfinden, wenn die Unternehmung felbfl, zu 
deren Ausführung die zwangsweiſe Enteignung als nothwendig er: 
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fcheint, ah eine Höhere Genehmigung gebunden wäre, wie 3. B. die 
Conceffionirung einer Privateifenbahn, die beftimmt ift, als 
Öffentliches Transportinittel für Verfonen und Waaren zu dienen, 
hinſichtlich welcher die Minifterial:Verordnung vom 14. Sept. 1854, 
Fi. 288 des R. G. BI. die Entfcheidung Seiner Majeftät vorbe— 
haften bat. 

Anderfeit3 fteht zu Folge der ſchon oben angeführten Minifterial 
Verordnung vom 11. September 1850 — wohl wegen Dringlichkeit 
der Sache — die befinitive Entſcheidung, ob bei conftatirtem Vorhan⸗ 
benfein der Rinderpeft in der öſterreichiſchen Monarchie die Keule, 
und in welder Ausdehnung fie anzuwenden fei, dem ernannten poli- 
tiſchen Gommiffäre zu, melder auf die erhaltene Anzeige über 
das Auftauchen der Kinderpeft oder als ſolche verbächtiger Krankhei⸗ 
ten oder über das Fortfchreiten derjelben in infizirten Ortichaften, mit 
Zuziehung des mit der Beforgung der veterinär-polizeilihen Maßregeln 
beauftragten, und wenn es thunlich ift, eines zweiten mit der Rinder: 
peft vertrauten Arztes, dann zmeier ald Schaͤtzleute zu beeidenden 
wirtbichaftsfundigen Vertrauengmänner, den Stand der Sache zu er: 
beben, und auf Grundlage des veterinärärztlihen Gutachtens in Be: 
treff der Anwendung der Keule zu verfügen, die Anordnungen zur 
Ausführung des Verfügten zu treffen, and tiber das Ganze umftänd- 
lich an feinen politiihden Vorgeſetzten zu berichten bat. 

Wenn es fih endlih darum handelt, eine Salzquelle zu ver: 
ichlagen, oder die Abtretung von Grundftüden oder Gebäuden zur 
Erridtung eines Salzwerkes zu fordern, fo ericheinen nad) SS. A09 
und A10 der Zoll- und Staats:Monopol3-Ordnung die Gefällsbe 
börden als competent. 


I. 


Die Frage über das Subjett der Erpropriation beantwortet 
fid aus dem, was wir oben bezüglich der Zwede, zu deren Errei- 
hung die zwangsweiſe Enteignung ftattfinden kann, bemerkt baben. 
Zunddft ift e8 der Staat, der, im allgemeinen Intereſſe auftretend, 
folde Unternehmungen in's Leben ruft, die ohne Ausübung des Er: 
propriationsredhtes nicht durchgeführt werben fünnen. Er erſcheint 
demnach ftet? als das eigentliche Subjelt der Erpropriation. Daraus 
folgt aber noch Teineswegs, daß berlei Unternehmungen immer durch 
ben Staat felbft, d. 5. dur feine Behörden, durch feine un- 
mittelbaren Organe in Ausführung gebracht werden müflen; e3 
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kann auch gejcheben, daß eine Gemeinde, ein Actienverein, eine 
Geſellſchaft, ja felbft eine einzelne Perſon mit der Ausfüh- 
rung betraut werde, und dann Tiegt in der Uebertragung oder im ber 
Genehmigung des die Erpropriation bedingenden Unternehmens zu⸗ 
gleich die Ermächtigung zu lekterer felbit. Das Erpropriationsredht des 
Staates wird dann gleihfam auf die eben genannten Subjelte 
übertragen 28). 

Hiermit fiimmt auch die öſterreichiſche Geſetzgebung überein, ins 
dem insbefondere der 8. 9 des Eifenbahn-Eonceffiong-Syitems vom 
14. September 1854 beitimmt, daß mit der erhaltenen Conceſſion zur 
Anlage einer Eifenbahn der Regel nad, wenn die Eoncejfions-Urkunde 
nicht befondere Beſchraͤnkungen oder Vorbehalte in fi faßt, auch das 
Recht der Erpropriation in Gemäßheit des 8. 865 bes a. b. G. ©, 
jedoch lediglich in Anfehung jener Räume als verliehen anzufehen if, 
welche zur Ausführung der Unternehmung unumgaͤnglich nothwendig 
erfannt werden. Diefe, wenn gleich nur fpeciel für Eifenbahn-Unter- 
nehmungen erlafjene Anordnung müßte im Wege der Analogie auch 
auf andere Fälle ausgedehnt werben. 

Was ferner dag Objekt der zwangsweiſen Enteignung betrifft, 
fo wollen Einige nur unbeweglide Güter (Grundftüde und Ge— 
bäude) als bierzu geeignet erkennen 28). Allein, ungeachtet ſich wicht 
leugnen läßt, daß gerade bei diefen am häufigſten dur die Natur 
der vorzunehmenden Anlagen (Straßen, Kanäle, Eifenbahnen, Häfen, 
Feſtungswerke u. f. mw.) die Erpropriation bedingt wird, fo find mir 
doch der Anficht, daß fih eine ſolche Beichränfung nad dem allge: 
meinen, für die Zwangsabtretung aufgeftellten Principe, nicht rechtfer- 
tigen laſſe, fondern im Collifionsfalle des öffentlichen und des Privat: 
Intereſſes jedes nur überhaupt veräußerlihe Privat-Eigenthbum auf: 
geopfert werden müſſe. Es find daher unſerer Meinung zu Folge 


— 


a Vergl. Häberlin a. & 2 ©: 173, Mittermaier Bb. 7, 6 
Treichler a. a. O., — Aud der Artilel 63 des krangpffghen & 
ſezes vom 3. Mai N ——— „Les concessionnaires des tra- 
vaux publics exerceront tous les droits confer&s & l’administration.* 
=) So definirt Buddeus a. a. D. die GErpropriation als dasjenige Inſtitut, 
wodurch der Ei Se eined® Grundftüdes gendthigt wird, dasſelbe 
ganz oder zum gegen —— zu oͤffentlichen Zweden abzutre⸗ 
ten, und ittermaier (a. a. 16) nennt gezwungene Eigenthums: 
Abtretung denjenigen Alt, — igenthümer ber ner alt 
Keimen wird, fein Eigenthum aus Grin des öffent! 
— — "ober de⸗ offentlichen Nußens) gegen volle —— * 
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bewegliche Sachen eben fo gut als Immobilien der Erpropriation zu 
unterwerfen; und hiermit ſtimmt denn auch unfere Gefetgebung über: 
ein 30), indem der 8. 365 des a. b. ©. DB. fich des allgemeinen Aus: 
druckes „Eigenthbum” bedient, und befondere Vorſchriften 3. B. 
dad zum Straßenbau nothwendige Materiale (Schotter und Steine), 
jo mie Viehſtücke, als der Erpropriation unterworfene Gegenftände 
bezeichnen. Ya das Hoffanzleidefret vom 16. Dftober 1835 geht noch 
weiter und dehnt den Begriff der zwangsweiſen Enteignung felbit auf 
nußbringende Rechte (die Weg: und Brüdenmauthen) aus, was als 
eine Conſequenz aus dem weiten, im $. 353 des a. b. ©. B. aufgeitell- 
ten Eigenthbums:Begriffe ericheint, wornach „Alles, was Jemanden 
zugehört, alle feine förperlihen und unkörperlichen Saden,” Ei 
genthbum heißen. Es würde demnach aud 3. B. die zwangsweiſe Ein- 
ziehung des Jagdrechtes, oder eines Induſtrie-Privilegiums u. dgl. 
unter die Erpropriationggejege fallen; ja diefe könnten, wenn die 
übrigen Bedingungen ihrer Anmendbarkeit vorhanden find, jelbit dag 
geiftige (literarifhe und artiftifche) Eigenthum °1) in den 
Bereich ihrer Wirkſamkeit ziehen. Wir können uns zwar mit jener 
Auffafjiung des Eigenthumsbegriffes durhaus nicht einverftanden er« 
Hären, und würden ung, wenn es ſich de lege ferenda handelte, da⸗ 
bin ausſprechen, daß das Erpropriationdgefeg fich lediglich auf bie 
zwangsmeife Abtretung körperlicher, ob bemeglicher oder unbe: 
wegliher Sachen zu bejchränfen babe; wir glauben jedoch nach dem 
gegenwärtigen Stande unferer Geſetzgebung an der oben aufge: 
ftellten Anficht fefthalten zu müſſen. 

Schließlich kömmt bier noch die Frage zu beantworten, worin 
eigentli die rehtlihe Natur des Expropriationsgeſchäftes beitehe ? 
Bejeler??) und Häberlin (a. a. O., ©. 200) erklären die Zwangs⸗ 


30) Auch das baierifche Geſetz bezeichnet ausprüdlih den zum Chauflee-Bau 
nothivendigen Kied, Sand und die erforderlihen Steine ald Objekte der Er: 
propriation, und das preußifche Landrecht führt unter den Gegenftänden, 
deren zwangsweiſe Abtretung vom Staate gefordert werden kann, auch Ger 
treide und Pferde auf. Dagegen ſpricht das franzöſiſche Beiep überall 
nur von „immeubles.“ ®ergl. Reverchon im Dictionnaire de l’admini- 
stration francaise par Block, s. v. expropriation. 

3) Anders ift es freilih nad fran zöfifhem Rechte, wo (vergl. die norberge: 
bene Note) da® Erpropriationägefeh ſich blos auf unbeweglihe Güter 

iebt. Mit Recht bat daſelbſt = Fe unterm 3. März 1826 ent: 


Sieben, daß feine gefehlihe Verfügung die De Enteignung des 
utorrechtes aus a Sud en KL 
2) Syſtem des gemeinen beutfchen = ©. 101. 


Heimerl's Bierteljahröfgeift f. Rechts. IL. 2, 12 
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enteignung für einen auf einem Geſetze beruhenden nothwendigen 
Verkauf, und diefe Unficht fcheint aud uns im Allgemeinen bie 
richtige zu fein, während ausnahmsweiſe auch ein Tauſch vorliegen 
kann. Es treffen bier alle Merkmale des einen. oder des andern Ver: 
trages zu. Durh den Taufh wird eine Sache gegen eine andere 
(8. 1045 des a. b. G. B.), durch den Kauf eine Sade um eine bes 
fimmte Summe Geldes ($. 1053 ebendf.) einem Andern überlaflen. 
Beide Verträge gehören zu den Titeln, Eigentbum zu erwerben. Die 
Exrwerbung jelbft erfolgt durch die Uebergabe des vertaufchten ober 
verkauften Gegenftandes (88. 1045 und 1053 ebd.). Willigt der Gi⸗ 
genthümer der zu erproprlirenden Sade in die Abtretung derfelben 
und in das dafür zu leiftende Entgelt 33), fo dürfte ohnehin faum am 
der Richtigkeit der oben. aufgeftellten Behauptung gezweifelt werben. 
Ein Bedenfen wird fi nur dann ergeben, wenn der Eigenthümer 
entweder überhaupt die Nothwendigkeit der von ibm geforderten Ab⸗ 
teetung feines Eigenthums beftreitet, oder fi mit dem ihm gebotenen 
Entgelte nicht zufrieden ftellt; wenn alfo die zu jedem Bertrage erfor: 
derlihe Einwilligung (88. 861 und 869 ebd.) mangelt. Allein dieſe 
wird in einem foldhen Kalle duch den Ausfpruch der Behörde (fei es 
der Berwaltungsbehörde, die über die Nothivendigfeit der Erpropria= 
tion ertennt, jet e8 der Gerichtsbehörde, die dad Maaß der zu leiften- 
den Entihädigung beftimmt) fupplirt; das Geſchäft hört deßhalb 
niht auf, ein Kauf (oder Taufch) zu fein, e8 wird nur zu eimem 
notbmendigen (erzivungenen) Kaufe (oder Tauſche), mie beren fo 
häufig im Erecutionsverfahren vorkommen, und auf die felbft ber 
8. 1089 des a. b. ©. B. verweift, indem er die über den Tauſch⸗ 
und Kaufvertrag aufgeitellten Vorjchriften in der Negel auch bei 
„gerihtlihen Verkäufen” für anwendbar erklärt. 

Die Folge hiervon ift, daß, in fo ferne nicht befondere Vorfchrif: 
ten eine Ausnahme begründen, die im bürgerlichen Rechte binfichtlich 
des Kaufes (und des Tauſches) beitehenden Normen auch für bas 
Erpropriationsgefchäft zu gelten haben. Diejes ift demnach erft dann 
für perfekt anzufeben, wenn das zu leiftende Entgelt durch die zu⸗ 


— — — 





38) Dieß beſteht meiſtens in einer beftimmten Summe Geldes, der ſogenann⸗ 
ten Entſchädigungs-Summe, welche ven Kaufpreis bildet. Manch⸗ 
mal kann das zu leiftende Entgelt aud in einer andern Sache, 3. B. in 
Grundftüden (nah dem preußiſchen Edikte vom 18. April 1792, ober ber 
braunſchweigiſchen Verordnung vom 26. März 1823) oder in einer jährlichen 
Rente u. dgl. ben, und dann ift ein. Tau) vorhanden. 
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ftimmende Erklärung der Partei oder durch rechtskräftigen Ausſpruch 
der Behörde beſtimmt wurde, wobei jedoch nicht ausgeſchloſſen er: 
ſcheint, daß die zu expropriirenden Gegenſtände, wenn es ein drin— 
gendes Bedürfniß erheiſcht, auch noch früher in Beſitz genom— 
men werden können, als die Ausmittlung der Entſchädigung erfolgt iſt 34). 

Eine weitere Confequenz aus dem oben aufgeftellten Grundſatze 
ift, daß in Rüdfiht der Gefahr und Nukungen der erpropriirten 
Sade die in den 88. 1048-1051 und 1064 des a. b. G. 2. ent: 
baltenen Borjchriften zur Anwendung zu Tommen haben, und daß die 
Eigentbumsübertragung erft dur die Uebergabe ($$. 1045 
und 1053) bemerfitelliget wird 35). Dieß ift ausdrüdlich in dem Hofe 
fanzleidefrete vom 30. April 1841 (nied. öfterr. Prov. Gef. Sammlg., 
Sabrg. 1841, ©. 153) anerkannt 36). In demfelben heißt e8, daß der 
Ausſpruch der politiiden Behörde über die Nothmendigfeit einer Er: 
propriation den nah $. 424 des a. b. ©. 2. erforderliden Titel 
zur Erwerbung des Eigenthums gemwähre, welches aber fofort, gemäß 
den im V. Hauptitüde des a. b. G. 2. feitgejegten Beitimmungen ... 
erft wirflih erworben werden muß. 


IV. 


Wie wir im Verlaufe diefer Abhandlung Schon wiederholt bemerkt 
baben, ift es ein allgemein anerkannter Grundſatz, daß die Abtretung 
bes Eigenthums von den Einzelnen nur gegen volle Entfhädigung 
(gegen ein angemefjene® Entgelt) verlangt werden Tönne3'). Die 
Ausmittlung diefer Entihädigung ift daher ein wichtiger Gegenitand 
der Betrachtung, da einerjeit3 der Erpropriitende gegen übermäßige 
Anſprüche der Privaten, wie fie mit Rückſicht auf die eingetretene 


) Hiervon wird noch meiter unten die Rebe fein. 

Nah gemeinem Rechte gebt das Eigenthum ver verlauften Sache felbft 
nad erfolgter Uebergabe nicht eber an den Käufer über, al® bis er ben 
Kaufpreis bezahlt hat, es wäre denn auf Credit gehandelt worden. Diefe 
Beitimmung fäme denn auch auf die Erpropriation anzumenden (Häberlin 


a. a. D., ©. 205). 

20 Diefes Gefep ift als Erläuterung zu dem Eiſenbahn-Conceſſions-Syſteme vom 
29. Dezember 1837 und 18. uni 1838 erfloffen, an deflen Stelle zwar gr 
genwärtig die neuere Vorſchrift vom 14. Sept. 1854, Nr. 238 d. R. ©. UI. 
getreten ıft, melde aber in ven bier entſcheidenden Punkten volllommen mit 
den früberen Normen übereinftimmt. 

”) Bergl. die in der Note 1 angeführten Gefebeäftellen. In unferem allgem. 
bürgl. &. B. beftimmt $. 365, daß, wenn es das allgemeine Beſte erheiſcht, 
das rar Eigenthbum einer Sache „gegen eine angemeſſene 
Schadloshaltung“ abgetreten werben muB. 


12* 
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Nothlage in Praxi nur allzubäufig vorkommen, geſchützt werden muß, 
während es aber auch anderſeits eine heilige Pflicht ift, das Opfer, 
das dem Einzelnen aufgebürbet wird, fo viel als möglich zu erleichtern, 
die (notbgedrungene) Verletzung des Eigenthbums jo wenig ala möglich 
empfindlid zu machen, zumal es bei noch fo großer Liberalität in 
Bemeſſung des Entichädigungsbetrages oft unmöglich fein wird, den 
zugefügten Rachtheil gaͤnzlich auszugleichen *9). 

„Durch die Abtretung — ſagt Treichler (a. a. O. S. 153) — 
verringert ſich das Vermögen, der Beſitzer desſelben kann nicht mehr 
die gleichen Wirkungen hervorbringen, wie vor der Abtretung. Die 
Differenz zwiſchen dieſen beiden Momenten gibt den Maßſtab für bie 
Größe der Entihädigung Die Entihädigung ift voll, ganz, wenn 
diefe Differenz ausgeglichen, aljo da8 Vermögen des Abtretungspflich« 
tigen durch Gegenftände vermehrt ift, von denen er den gleichen 
Nupen ziehen kann, wie von den abgetretenen.” Es muß alfo, um 
den Anforderungen der Gerechtigkeit zu genügen, der Werth des Ber 
mögen? nor der Abtretung, und der Werth, melden dasſelbe nad 
der Abtretung behalten bat, verglichen und die fich ergebende Diffe 
renz als der zu erfegende Schade betrachtet werden 39). 

Diefer hat demnach zu umfaflen: 

a) Den Werth des abzutretenden Gegenitandes felbft. In Be- 
ziehung auf diefen unterfcheivet man den gemeinen Werth von dem 
Werthe des befonderen Intereſſes und jenem der befonderen 
Borliebe (Affectionswertd). Erfterer gründet fih auf den Nutzen, 
ben eine Sache, zwar mit Rüdficht auf Zeit und Ort, aber abgefeben 
von den befonderen Verbältnifien ihres Eigenthümers, für jeden Be 
fißer derfelben gewährt. Der Werth des befonderen Intereſſes (der 
außerordentliche Werth) ſetzt die Berücfichtigung des befondern Nutzens 
voraus, den die Sache einer beftimmten Berfon, nur unter Voraus: 
fegung der eigenthümlich bei derfelben obwaltenden Berhältnifje dar- 
bietet, während bei dem Werthe der befonderen Vorliebe auf ganz 
zufällige Eigenfchaften der Sache, die ihre Nutzbarkeit an fih nicht 
erhöhen, Bedahht genommen wird. Im Allgemeinen wird nun zu: 


*) Dan denke z. B. an dad mwohlbegrünbete Bebauern, der Eigenthümer 
empfinden wird, wenn er eine von ihm mit höchfter "Sonfalt und ge: 
machte Oartenanlage aufgeben, oder den alten Stammfig feiner Familie, an 
den nee e — — geknüpft find, abtreten fol (vgl. Mittermaier 
a. 

°) beein: 0.0, D., ©. 18%, 
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gegeben, daß bei Erpropriationsfällen nicht bloß der gemeine, fondern 
der außerordentlihe Werth zu erfeßen fei, da dem Abtretenden 
eben volle Entſchaͤdigung zu Theil werden ſoll o); wogegen auf den 
Werth der bejondern Vorliebe, da er eigentlich feiner Schäßung 
fähig ift #1), nicht eingegangen werden fol, Wir glauben dieß auch 
nach öÖfterreihiihem Rechte behaupten zu können, wiewohl es ſich 
nirgends mit Beſtimmtheit ausgeſprochen findet. Nach 8. 1329 des 
a. b. G. B. muß nämlich, um den Erſatz eines verurſachten Schadens 
zu leiſten, alles in den vorigen Stand zurückverſetzt, oder wenn dieſes 
nicht thunlich iſt der Schätzungswerth vergütet werden. Dieſer 
iſt nach F. 1332 ebd. wenn der Schade aus einem minderen Grade 
des Verſehens oder der Nachläſſigkeit verurſacht wird, der gemeine 
Werth; er muß alſo, wenn der Schade vorſätzlich zugefügt wird, 
— (was bei der Expropriation der Fall iſt) — wohl ein mehreres, 
d. i. den Werth des beſonderen Intereſſes betragen, zumal für eine 
Beſchaͤdigung, die durch eine in den Strafgeſetzen verbothene Handlung, 
oder aus Muthwillen oder Schadenfreude verurſacht worden iſt, ſogar 
der Werth der beſondern Vorliebe zu vergüten kömmt 2). 

b) Der Erſatz bat ferner jene Werthbsverminderung zu 
vergüten, melche dem Eigenthümer an feinem übrigen Vermögen 
durch die Abtrennung eines bejtimmten Theiles desfelben zugeht #3). 


©, Ausdrüdlih beitimmt dieß dad preußiſche Landredt, Thl. J., Tit. 11, 8.9, 
— Der Artilel 5 des baieriſchen Gejehes vom Jahre 1837 verfügt, daß 
die Entfhädigung enthalten muß: 1. den gemeinen Werth des abzutretenden 
Gegenftandes; 2. den Mehrwerth, den der abzutretende Gegenktand durch 
feinen Zuſammenhang mit andern Eigenthumstheilen oder durch feine bis: 
berige Benübungsweife für den Cigenthümer behauptet u. f. wm. — Rad 
dem bannoverifhen Geſetze vom Jahre 1840 ift der Capitalswerth des 
abzutxetenden Grundſtückes nad dem Kaufwerthe unter Berüdfihtigung zwar 
nicht des fogenannten pretium affectionis, aber des beſonderen Werthes für 
den Entſchädigungsberechtigten nad feinen VBerhältniffen und den bejonderen 
Nachtheilen der Abtretung für ihn zu beftimmen. Sehr liberale Anmeifungen 
für die Schägleute (Taratoren) enthält auch das ſächſiſche Geſetz vom 
3. Juli 1835 u. a. m. 

2) Bergl. Häberlin a. a. D., ©. 185. Diefer Schriftfteller unterſcheidet den 
Werth der befondern Vorliebe und den Annehmlichkeitswerth, und 
meint, daß dieſer lebtere allerdings vergütet werden müſſe; und fcheint aber 
auch die Annehmligleit ein „eingebildeter,“ in Geld nit wohl zu tariren: 
der Werth zu jein. 

) Bergl. meine Erläuterung bed a. b. G. B., Bd. 3, S. 559. 

9) Artitel 5 deö baierifchen Gejeged vom ‘Jahre 1837. — $. 31 des badi: 
hen Gefeges vom 238. Auguft 1835. — So fagt aud ein Arr. vom 
4. September 1841: L’indemnit& doit comprendre aussi le pr&judice ou 
la depreeiation, qui peut, selon les cas, r&sulter du morcellement de la 
propriete, et affecter la partie non expropri&e. 
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In diefem Sinne weiſt $. 15 der Inſtr. v. 6. September 1842, 
Nr. 654 der 3. G. ©. über das bei den Grundeinlöfungen für die 
Staatzeifenbahnen zu beobachtende Verfahren die Schägmänner an, 
„ven Umftand nicht unberüdfichtigt zu laffen, ob nicht durch Grund: 
abtretungen der Werth der dem Eigenthümer verbleibenden Bars 
cellen etwa dergeftalt vermindert werde, daß diefe Werthverminderung 
auf den Preis des einzulöfenden Grundftüdes geichlagen werden 
müſſe.“ — Bei diefem Anlaſſe muß auch die meitere Frage in Be: 
trachtung gezogen werden, ob der Eigenthümer, dem ein Theil feines 
Beſitzthums abgenommen werden joll, nicht vielleicht verlangen könne, 
daß von dem Erproprürenden das Ganze eingelöft werde? Ein Bes 
weggrund zu diefem Begehren kann ſich leicht darbieten, wenn ber 
zurüdbleibende “Theil der Sade von dem Eigenthümer in der 
bisherigen Weiſe entweder gar nicht mehr, oder nur in jehr geringem 
Grade benützt mwerden kann, mithin feinen Werth vollends oder doch 
zum größten Theile einbüßte. Dieß wird in der Regel gefchehen, wenn 
von einem Gebäude nur ein Theil gefordert wird, e& kann aber auch 
dann eintreten, menn von einem Häuſer-Complexe vielleicht gerade 
das wichtigfte, 3. B. das Hauptfabriksgebaͤude, abgegeben werden fol, 
oder wenn bei Grundftüden die zurücdbleibende Fläche wegen ihres 
geringen Umfanges den Anbau nicht lohnen würde, oder wenn fie in 
ihrer zeritüdelten, unäfthetiichen Form zu ihrem vorigen Zwecke, etwa 
al3 Lurusgarten, gar nicht mehr verwendbar wäre u. dgl. Wollte 
man die Beantwortung der Frage, ob die Erpropriation fi auf das 
Ganze zu eritreden babe, lediglih von dem Erpropriirenden abhängig 
machen, fo fünnte leicht das Intereſſe des Eigenthümers dabei gefähr: 
det werden, und diefer nicht zur vollen Entihädigung gelangen. 
Eben fo bedenklih wäre e3 aber, die Sache anderfeit3 ganz in bie 
Hände des Beliger3 zu legen, dem dadurd die Möglichkeit geboten 
wäre, fih mit einem ganz ungeredtfertigten Gewinn zu bereichern. 
Die meiften Gefeggebungen haben daher einen Mittelweg einzufchlagen, 
und die beiderfeitigen Intereſſen durch entjprechende Beitimmungen zu 
vereinigen gejucht **), wiewohl dieß mit großen Schivierigfeiten ver: 


“Nah 8. 7 des Gurbel ſiſchen Gefeges vom Jahre 1834 kann der Eigens 
thümer, der einen Theil abtreten foll, fordern, daß man ihm das Ganze ab: 
nehme, wenn die übrigbleibenden Theile auf die frühere Weiſe entweder gar 
nicht, oder in einem fehr geringen Grade benusgt werden können, worüber 
Sachverſtändige zu entfch iden haben. Auf jeden Fall muß die Mitübernahme 
gejhehen, wenn der übrigbleibende, eine zufammenhängende Fläche bildende 
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knüpft ift. Auch in unferer heimiſchen Legislation findet ſich eine 
Andeutung hierüber, indem die oben angeführte Stelle der Inſtruktion 
vom 6. September 1842 über die Grundeinlöfungen für die Staats: 
Eifenbahnen in dem dort berührten Falle zu bedenken gibt, „ob es 
niht zwedmäßiger befunden werden follte, den ganzen Grund 
einzulöjen.” — So viel fcheint feftzuftehen, daß die Abnahme des 
Ganzen niemald® wider den Willen des Eigenthümers verlangt 
werden konne, weil ſich die Expropriation ſtets auf das Maaß des 
unumgänglid Nothwendigen beichränfen muß. Db dagegen ander: 
feitö die Einlöfung des Ganzen von dem Eigentbümer begehrt mer: 
den könne, dürfte in jedem einzelnen Falle von den obmwaltenden lm: 
Ränden abhängen, und es muß bei der betreffenden Beurtheilung der 


Theil bei einem ftellbaren Grundftüde nicht über /, Morgen Ader, und bei 
Wieſen und MWeingärten nit über '„ Morgen enthält. — Das baieriſche 
Gejeb vom ‚jahre 1837, Art. 3, erklärt, daß bei Gegenftänden, deren Thei: 
lung nadtheilig auf die Benupbarleit des Gefammtgegenftandes binwirkt, 
wider Willen des Eigenthümers auf eine theilmeife Abtretung nicht ertannt 
werden folle, und daß insbejondere die Theilung eines Gebäude:Gompleres 
oder die Trennung der zu dem Umfange desjelben gebörigen Gärten und 
Hofreithben nur mit Genehmigung de3 Eigenthümers ftattfinden dürfe. — 
Nah dem badiſchen Gejege muß, wenn ein Theil eined Gebäudes abzu: 
treten ift, auch der übrige Theil auf Verlangen abgenommen werden; wo 
eineö von mehreren, zu demfelben Gemerb3betriebe gehörigen Gebäuden, oder 
ein zum Betriebe erforderliher Play abgetreten werben foll, kann der Eigen: 
hümer verlangen, daß ihm die zum nämlidden Gemwerböbetriebe gehörigen 

ebäude und Pläge indgefammt abgenommen werden, wenn ihm durch 
die Postrennung des abzutretenden Theile der Betrieb unmöglich gemagt, 
oder doch weſentlich erfhmwert würde. — Das hannoveriſche Geſetz be 

immt, daß der Eigenthümer die Abnahme des Ganzen im alle verlangter 

arcellenabtretung fordern könne, menn ein Gebäude theilmeife, oder wenn 
der zu einem Gebäude gehörige, unmittelbar daran gelegene Hofraum, Gar: 
ten oder hr ganz oder theilmeife, oder wenn eined von mehreren, zu dem: 
ſelben Geihäft3betriebe gehörigen, durch die Abtretung zu der biöherigen 
Benusung untauglid werdenden Gebäude oder Plaͤtze abgetreten werben ſoll; 
wenn bei einer Abtretung der übrig bleibende Theil nit über /, Morgen 
beträgt, oder dem frühern Zmede nicht entipricht, oder wenn dur Abtre: 
tung einer “Berechtigung das Grundeigenthbum für feine Beitimmung un- 
brauchbar wird. — Der Artitel 50 des franzöfifchen Geſetzes vom Jahre 
1841 lautet dahin, daß in dem Falle, ald von einem Gebäude (bAtiment) 
die Abtretung eines Theiles verlangt wird, auf Verlangen des Eigenthümers 
die Abnahme des Ganzen erfolgen müfle, und daß das Nämliche auch bei 
Grundftüden zu gelten habe, wenn ber Grund durd die PBarcellirung auf 
ein Viertheil feines nee berabgefegt wird, der Eigenthümer feine 
angrenzenden Grunpjtüde beligt und die zurüdbleibende Parcelle nicht mehr 
ald 10 Acres beträgt. — Dagegen kann der Eigenthümer eines Haufes 
(maison) die Einlöfung defelben nicht verlangen, wenn nur der Garten oder 
der Hofraum desjelben in Anſpruch genommen wird, 
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Grundſatz den Ausfchlag geben, daß dem Beihädigten volle m 
loshaltung zu Theil werden foll. 

0) Daß bei der Einziehung von Grundſtücken auch der Bert 
der Früchte, deren Ernte durch die Zwangsabtretung verhindert 
twird, vergütet werden muß), bebarf wohl keines weiteren Beweiſes. 
Eine ausbrüdlihe Beflimmung hierüber befiken wir in dem Dekrete 
bes böhmiſchen Guberniums vom 9. Auguft 1843 (böhm. Prov. Geſ. 
Sammlg., Sabre. 1843, ©. 569), mo bei Erhebung des Schadens, 
der durch die Tracirung von Eifenbahnlinien verurfadht wird, darge 
ordnet erihheint, unter Anderem auch die Güte und Ertragsfähigkeit der 
Fruchtbaͤume, die Schüttung des Getreides a. dgl. auszumitteln,: bet 
Feldfrüchten, Wiefen, Weingärten den Schaden jochweife, beim Holze 
nad Klaftern, Stüden, oder ebenfalls nah Jochen anzugeben u. ſ. w. 

d) Sind mit dem abzutretenden Gegenftande nugbare Gerecht⸗ 
famen (3. 8. ein radicirtes Gewerbe). verbunden, jo bilden fie einen 
Beftandtheil feines Werthes, unterliegen daher ebenfalls der Entſchädi⸗ 
gung. Sollten fie auf einen andern Gegenftand übertragen werden 
können, jo find doch die Koften der Transferirung zu erjeben, und es 
fommt auch für den Fall, als der fünftige Ertrag 3. B. wegen ber 
minder günftigen Lage fich geringer als der bisherige herausftellen 
würde, eine Vergütung dafür zu leiften 49). 

e) Diefe hat auch dann Pla zu greifen, wenn der Eigenthümer 
durch die Abtretung bleibend oder vorübergehend in feinem Erwerbe, 
3. B. in dem: Betriebe eines Wirtbshaufes, einer Fabrif u. dgl. ge 
ftört wird 17), 

f) Mögliger Weiſe kann dur) die Erpropriation ein, in An- 
fehung des abzutretenden Gegenftandes beftehendes Mieth:, Pacht: oder 
andermweitiges Nutungsverhältniß abgebrochen werden, und aus diefem 
Grunde dem Nußungsberechtigten (Miether oder Pächter) von dem 
Eigenthümer eine Schadloshaltung nah dem Gefeke oder Ber: 
trage zu leiften fein. Iſt Dieß der Fall, fo muß die den Eigenthümer 
zu gewährende Entihädigung auch dieſen Betrag in fich begreifen, 


“) er erwähnt berjelben dad baieriſche Geſetz vom J 1837, 
w Vergl. die Inſtruktion für die ſaächſiſchen Taratoren vom 3. Juli 1836. 
N Nah dem baierifchen Gelege umfaßt der ‚u leiftende Schadenerſatz auch 
„ven Erſatz des unvermeidlichen Verluſtes, ge dem Cigenthümer durch 
Pe eine oder beibenb in um rin — erwaͤ Ri 
je arf die bierbu ergebende rung ung 3 
cent des Schaͤzungswerthes nicht überfleigen.“ 
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da ihn fonft der Vermiether oder Verpächter u. |. wm. aus Eigenem zu 
beftreiten, alfjo einen Schaden zu erleiden genöthiget wäre, den er doch 
nicht verjchuldet hat 48). 

g) Cine andere wichtige Frage ift es, ob nicht nur der wirklich 
entftandene Schade (damnum emergens), fondern auch der Entgang 
des Gemwinnes (lucrum cessans) zu erjfegen fei? Wir meinen das 
Letztere. Streng genommen follte jede Entichädigung darin beftehen, 
daß die Differenz zwiſchen dem Zuftande, in welchem fih das Vermös 
gen einer Perfon nach eingetretener Beichädigung befindet, und in 
melcher es fih befinden würde, wenn das beichädigende Ereigniß 
gar nicht eingetreten märe, ausgeglichen werde. Unfer Geſetz (8. 1323 
des a. b. &. 3.) unterfcheidet nun zwar zwijchen der bloßen Schub: 
losbaltung und der vollen Genugthuung, und verpflichtet 
den Bejchädiger unter gewiſſen Borausfegungen nur zur Leiſtung des 
Erfteren ; allein im Falle der Erpropriation jcheint ung diefe Voraus: 
ſetzung nicht einzutreten. Zu Folge $. 1331 des a. b. ©. 3. muß 
nämlich demjenigen, der an feinem Vermögen vorfätlich beſchädiget 
wird, auch der entzogene Gewinn erjeßt werden, und es kömmt 
demnach die Vorfchrift des 8. 1324 ebd., vermöge welcher im alle 
eined aus böfer Abliht ... verurfachten Schadens die volle Genug: 
thuung zu leijten ift, im Einklange hiermit dahin aufzufaffen, daß un: 
ter „böfer Abfiht” eben nur eine „vorfägliche” Beichädigung zum 
Gegenfage einer blos culpofen, aus Nachläffigkeit oder Unachtfamteit 
entfprungenen Verlegung zu verftehen ift. Was übrigens als ein ent 
gangener Gewinn, d. h. als ein folcher anzufehen fei, den der 
Beihädigte wirklich gemaht haben würde, wenn die Beichädi- 
gung nicht dazwiſchen getreten wäre, muß wohl in jedem einzelnen 
Falle unter genauer Erwägung aller Umftände ermittelt werden. Se: 
falls wird, wie Häberlin a. a. D., ©. 188, ganz richtig bemerft, 
bei der Entihädigung nur derjenige Fünftige Gewinn berüdfichtiget 
werden, der aus der erproprürten Sade felbft mit Grund erwartet 
werden fonnte, wogegen diejenigen Vortheile nit in Anſchlag zu 
bringen find, die nit unmittelbar aus dem der Zwangsenteignung 
unterliegenden Gegenftande, fondern aus erft beabfichtigten An- 
lagen, Veränderungen oder Verbeſſerungen gezogen werben follen, be- 


") Baierifges Geſetß vom Fahre 1837. — Bol. auch Häberlina. a. O., 
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— wenn dieſe nicht nothwendig an die erproptlirte Sache gekniwpft 
ind 49), 


Eine Auſsnahme von den bisher erörterten Grundfägen würde 
dann eintreten, wenn ſich nach weiſen ließe, daß an dem abzutreten- 
den Gegenitande lediglich deßhalb Veränderungen vorgenommen wur- 
den, um bei ber bevorftehenden Erpropriation eine höhere Entſchä⸗ 
digung zu erzielen, ohne daß dadurch der Werth des Gegenitandes für 
die erproprürende Unternehmung felbft erhöht wird, weil aus dieſer 
offenbar unredlichen Handlungsweife für den Eigenthümer fein 
Recht erwachſen kann 9). 

Dagegen balten wir die in einigen Geſetzen getroffene Anordnung, 
daß bei der Entihädigung die dem Abtretungspflichtigen aus der öffent: 
lichen Unternehmung, um die es ſich handelt, erwachlenden Bortbeile 
gleihfam im Sompenfationsmege in Abzug gebradit werben fol- 


) So hat 3. B. das Ver ae u Lübed unterm %3. Mai 1850 
(Seuffert’3 Archiv, Bd. IIT., S. 200) entſchieden, daß die bisher nur zum 
Gemüfebau benügten Grundftüde, melde der Eigenthümer aber als Baupläge 
zu verfaufen beabfidtigte, nad) dem Bauplapwerthe abzuſchätzen ſeien. — Da: 

egen würde es nicht angehen, wenn der Eigenthümer erflärt, er wolle auf 
einem Grundſtücke eine Fabrik anlegen, die ihm bedeutenden Gewinn ver: 
fpridgt, bei dem Ausmaße der Entihädigung auf diefen Fabriksgewinn Rüd: 
ficht zu nehmen. 

*) Um die aͤußerſt ſchwierige Unterfuhung, ob in irgend einem Falle bei den 
neuen Anlagen eine unredlide ht des Eigenthümers unterlaufen fei, 
abzuſchneiden, haben die Gefeßgebungen mehr oder minder erjprießlihe Bor: 
fehrungen getroffen. So unterlagt das badiſche Geſetz (im $. 36) „dem 
Eigentpiimer in den nädhiten 4 Dlonaten von der Belanntmadung an, daß 
der die abzutretende Liegenfhaft bezeihnende Plan auf dem Rathhauſe nie: 
dergelegt fei, oder von dem Tage an, da die Abfiht der Verwaltungsbe— 
börde, diefelbe im Wege der Zmangsenteignung zu einem öffentlien Unter: 
nehmen zu erwerben, dem igenthümer vor Niederlegung des Planes urlund: 
li befannt gemacht wurde, und ferner in den näcfen 4 Monaten, melde 
auf die öffentlihe Verkündigung ver Abtretungsverbindlichkeit folgen, obne 
Zuftimmung der Berwaltungsbebörde einen nit ſchon begonnenen Neubau, 
oder andere Anbauten vorzunehmen, welche die weſentliche Beichaffenbeit der 
abzutretenden Güter ändern würden, widrigenfallß die hierauf verwendeten 
Roften im Falle der wirklichen Abtretung bei Beitimmung der Entſchaͤdi⸗ 

aungsfummen nur in jo weit — werden, als ſie auch für den 

Öffentlichen Zwed ſelbſt, für welchen die Abtretung geſchieht, den Werth der 

Liegenſchaft erhöhen. Kommt es in der Folge nicht zur wirkli Abtretung, 

und leidet der Eigenthümer durch diefed Verbot Schaden, fo iſt ex Ka da 

von der Staatabehörde den Erfaß desſelben zu verlangen.” Vgl. die minder 

—— Anordnung des fahfen:meiningifhen Geſetzes bei Hä- 

erlin a. a. D., ©. 1%. — Das franzöſiſche Geſetz verfügt im Arti— 
tel 52: les constructions, plantations, et am&liorations, ne peuvent donner 
lieu & aucune indemnite, lorsque, & raison de l'époque oü elles ont &te 
faites, ou de tout autre circonstance, dont l’appr£ciation lui est aban- 
donnte, le jury acquiert la conviction, qu'ehes ont &t& faites dans 1a 
vue d’obtenir une indemnit& plus &leve6e. 
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(en, durchaus nicht für gerechtfertigt ®?), denn mit gleichem Grunde 
fönnte auch jeder Andere, dem aus der in Frage ftehenden Un- 
ternehmung Bortbeile erwachſen, zu einer Leiſtung verhalten werden, 
was ſchon an der Unmöglichkeit der Aufftellung eines geeigneten Ver: 
theilungsmaßſtabes fcheitern würde. 

Uebrigens kommen bei der Erpropriation alle privatrechtlichen 
Verhältniffe, welche durch diefelbe berührt werden, in fo fern zu berück⸗ 
fichtigen, daß diejenigen, welchen ein wirklicher Schade zugeht, dafür eine 
angemefjene Entichädigung erhalten müfjen. Außer dem unmittelbaren 
Eigenthümer der Sache können daher nach Maßgabe der Umftände auch 
noh andere Perſonen, ala: die Grund: oder Lehensherrn, die Lehens⸗ 
oder Fideicommiffanwärter, die Gemeinden, Hypothelargläubiger oder 
Servitutsberedhtigten, Fury Alle, welchen auf die einzulöfende Sache dingliche 
Rechte zuftehen, zu entichädigen fein, wenn diefe Rechte durch die Zwangs⸗ 
abtretung unwirkſam oder gefchmälert werden. Die Ausmittlung der 
Entihadigung kann bier auf doppeltem Wege gefchehen ; entiveder kann 
nämlich die zu erproprürende Sache als frei von allen Laſten auf- 
gefaßt, mithin deren Werth um fo viel höher angenommen, und 
folgeweife der Berechtigte auf die Entichädigungsfumme gewieſen, oder 
e3 Tann der Werth der Sache mit Rückſicht auf die darauf haftenden 
Lasten feitgefegt, und ſohin die Entjehädigung der berechtigten Perſonen 
(Hypotbefargläubiger, Dienitbarfeitäberechtigten u. |. w.) insbefondere 
ermittelt und von dem Erpropriicenden geleiftet werden 52). 

Letzteres ift wohl das richtigere und auch in unfern Geſetzen be- 
gründet, indem 3. B. die oftermwähnte Inſtr. v. 6. Sept. 1842 im $. 1A 
die Schägleute anmeift, die auf dem Grunde haftenden Rechte, melche 
durch die Einlöfung erlöfchen oder gefhmälert werden, befonders zu 
veranfchlagen, und dabei (nad) 8. 6 ebd.) auf das Quale und Quan⸗ 
tum der einzelnen Rechtsanſprüche Rückſicht zu nehmen 53). 


51) Der Artilel 51 des franzöfifchen Gefeges bejtimmt: Si l’xecution des 
travaux doit procurer une augmentation de valeur immediate et speciale 
au restant de la propriete, cette augmentation sera prise en considera- 
tion dans l’evaluation du montant de l’indemnite. 

s, Häberlin a. a. O., ©. 195. — Vergl. auch die Entſcheidung des oberften 
Gerichtshofes v. 20. Oftober 1857, 3. 6887, in der allg. öfterr. Ger.-Btg., 

. 1858, Nr. 7, worin der Grundſatz ausgejprodgen wurde, daß bei der 
propriation eines zehentpflichtigen Grunditüdes dem Zehentbered: 
tigten ein Theil der zu leiltenden Entihädigung gebühre. 

se, Auch nah Art.39 des fran zöſiſchen Geſehes hat die Jury den Schaden: 
Erſatz für die verfchiedenen Intereſſenten (ald: propristaires, fer: 
miers, locataires, usagers u. |. w.) abgeſondert auszuſprechen. 
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V. 


Was nun das Verfahren bei Ausmittlung der Entſchädigung 
(das ſ. g. Entſchädigungsverfahren) anbelangt, fo kommen 
dabei zwei verſchiedene Syſteme vor; entweder wird naͤmlich die Ent⸗ 
ſcheidung einer Jury überwieſen, oder fie gelangt, allenfalls nad 
fruchtlos gemachtem Einigungsverjude, vor die ordentliden Ge⸗ 
richte, welche darüber unter Zuziehung von Sadhverftändigen 
(Schägleuten, Taratoren) zu erkennen haben. Das Erfte ift zunörderft 
in England der Fall, und nur bei ganz geringfügigen Gegenflänben 
tritt an die Stelle der Jury der Friedensrichter. Ebenſo ift dieſes 
Syftem in Frantreich angenommen, und das Geſetz vom 3. 1841 
enthält ſehr ausführlihe Beitimmungen über die Bildung der 
Jury, über die Zufammenberufung derſelben in jedem einzelnen Falle, 
über das von ihr zu beobachtende Verfahren, und über bie, gegen 
ihre Entſcheidungen zuläffigen Rechtsmittel. In Deutſchland da— 
gegen muß fich der Eigenthümer, der fih mit ber von der Admini- 
ftratiobehörde angebothenen Entfhädigung nicht zufriedenitellt, an die 
ordentlihe Gerichtsbehörde (gemeinigli die Realinſtanz) 
wenden, welche nad den Regeln des ſummariſchen Verfahrens 
verhandelt 54), 

Die Anfihten darüber, welchem von diefen beiden Syitemen ber 
Vorzug zu geben fei, find getbeilt. So meint 5. B. Mittermaier 
(a. 0.8. ©. 27), daß eine größere Vereinfahung da entſteht, wo 
Geſchworne, welde die Verhältniſſe weit richtiger beurtheilen und 
Alles abwägen können, unmittelbar den ganzen Streitpunft enticheiden, 





— — 


29) Nach dem Geſetze des Kantons Luzern vom 14. Yänner 1830 wird die 
Entihädigung vom Civilgericht unter Vorbehalt der Appellation an das 
Appellationggericht beftimmt, — Die gleiche — enthaͤlt das Gejeß vom 
14. Februar 1834 für den Kanton Genf. — Die Verfaſſungs⸗Urkunde für 
das Königreich Würtemb erg beftimmt, daß dem a are der fi bei 
der Entſcheidung der Berwaltungsbehörde über bie Entſchaͤdigungsſumme 
nicht beruhigen will, der Rechtsweg freiftehe. — Auch in Sachſen tritt bei 
entitehendem Streite über die Entihädigung der Rechtsweg ein, und zwar 
in erfter Inſtanz vor dem Spam der gelegenen ade; und eben fo ver: 
mweilt dad braunſchweigiſche Geſet Streit über den Betrag der 
Entihädigung vor die ordentlihen Gerichtsbehörden. Hiermit ftimmt das 
baierifhe, das badiſche und das churheſſiſche eich überein. — 
Nah dem hannoveriſchen Befehe wird des Entihäbigungsbetrag im Ber: 
waltungswege von der Obrigkeit der gelegenen Sache ermittelt, 
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daß fie durch ihre unabhängige Stellung und ihre große Zahl mehr Garan⸗ 
tien geben, als die gemöhnlichen Schäter, durch deren Ernennung ſchon viel 
Zeit verloren gebt. Dagegen bemerkt Buddeus (a. a. DO. ©. 402): fo 
lange in Deutfchland alle Schägungen durch Sachverſtändige unter Leitung 
des Berichtes geihehen, To lange das Vertrauen der Parteien zu diefen, 
zum größten Theile von ihnen felbft, und dem unparteiifchen Gericht 
gewählten Sachverftändigen größer fein wird, und fein muß, als zu 
den rüdfichtli ihrer Sachlenntniffe ihnen ganz unbefannten, von einer 
Aominiftativbehörde gewählten Mitgliedern der Jury, fo lange wird 
auch in Deutichland diefe Art der Ermittlung des Werthes vorzüg- 
licher erfcheinen, zumal bei dem kurzen Verfahren, das in dieſen An- 
gelegenbeiten angeordnet zu fein pflegt, auch nicht einmal ein Zeit: 
gewinn durch die Anwendung einer Jury eintritt. 

Defterreich befißt leider, wie mir ſchon mehrfach erwähnt 
baben, kein allgemeines Geſetz, welches das, in Erpropriationsfällen 
zu beobachtende Entihädigungsverfahren vorzeichnet, wohl aber finden 
fi, und zwar mitunter ziemlich umfangreiche Anordnungen über ein- 
zelne Materien, aus denen wir nunmehr das Wichtigfte hervorzuheben 
und unter leitende Gefichtspunkte zufammenzufafien gedenken. 

A) Bezüglich der Grundeinlöfungen beim Straßenbau batte 
ſchon das Hofkzld. v. 27. September 1793 (pol. Gel. Smig., Bd. 3, 
©. 38) die Beftimmung getroffen, daß die Schägung von zwei Schät- 
männern, deren Einen die Straßendireftion für den Wegfond, deren 
Andern der Eigenthümer des abzulöfenden Grundes benennt, und 
in Gegenwart eines politiihen Beamten (damals eines Sreisbeamten) 
vorzunehmen ſei. 

Später verfügte das Hofkzld. v. 2. Mai 1818, daß die gedachte 
Ausmittlung des Schäßungsmwerthes nicht von den politifchen Behörden 
zu treffen, fondern daß eine fürmlide gerichtliche Schäbung ber 
einzuziebenden Grunbftüde bei der Nealinftanz zu veranlaffen fei, zu 
deren Vornahme die Parteien gerichtsordnungsmäßig vorzuladen find. 
Dem abtretenden Grundeigenthümer ſteht es fohin frei, feine allfälligen 
Einwendungen, und reſp. Die Forderung eines größeren Betrages im 
Rechtswege gegen das Aerar anzubringen, gleichwie auch dieſes die 
Schätung und deren Ergebniß beftreiten kann, in welchem Falle der 
richterliche Ausſpruch über den angemefjenen Entgelt durch das Fiscal: 
amt (nunmehr durch die Finanzprofuratur) zu erwirken kömmt. 

Die Schägleute haben fich bei den diesfälligen Werthserhebungen, 
damit ihre Ausſpruche den Charakter eines, auf beftimmte und nad) 
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weisbare Daten gefußten und controlirbaren Kunftbefundes erhalten, 
zu Folge Hoflzld. v. 25. November 1844 nad der Anleitung für die, 
von der Generaldireltion der Staatseifenbahnen ausgeſendete Ein⸗ 
loſungscommiſſion (f. unten lit. C) zu richten. 

Für Ungarn, Sroatien, Slavonien, Serbien, das Temeſer Banat 
und Siebenbürgen murde dur den Minift. Erl. v. 21. April 1857, 
Nr. 82 des R. G. Bl. und für Dalmatien durh die Minift. Vdg. 
v. 7. Oftober 1858, Nr. 179 ebd. über das Verfahren bei Grund: 
einlöfungen zum Behufe öffentlicher Straßenbauten (und Waflerbauten) 
vorgejchrieben, daß das Maß der Entfhädigung im Wege einer 
ordentlihen Schäßung zu ermitteln fei, melde — ohne Rüdficht 
auf etiva vorhandene Tarife — von Fall zu Fall von der einfchlägigen 
Behörde mit Zuziehung des Straßenbaubeamten (Wafjerbaubeamten), 
in deren Bezirk das benöthigte Objekt liegt, durch unparteiiſche Schäß- 
männer vorzunehmen kömmt. Stellen fih die Parteien mit der, ihnen 
im adminiftrativen Wege zuerlannten Entihädigung nit zu- 
frieden, jo find fie bezüglich de® Quantums diefer Entihädigung auf 
den Rechtsweg zu verweilen. 

B) Für Wafferbauten haben nah dem Hofkzld. v. 23. DE 
tober (gal. Gej. Sulg., Bd. 62, ©. 239) die nämlihen Vorſchriften 
in Anwendung zu fommen, welde für die zwangsweiſe Enteignung 
behufs der Anlegung von öffentlichen Straßen beſtehen (f. unter A). 

C) Das, bei der Einlöfung von Grundftüden für die Staat$: 
Eifenbahnen zu beobachtende Verfahren murde überhaupt durch 
eine mit dem Hoffanmer-Präfidialdecrete v. 6. September 1842, Nr. 664 
der 5%. ©. ©. binausgegebene Inſtruktion, für Tirol und Vorarlberg, 
insbejondere aber durch den Miniſt. Erl. v. 8. December 1855, 
Nr. 213 des R. ©. Bl. feftgefeßt. Die Grundeinlöfungen haben durch 
eigen? dazu abgeordnete Commiſſäre zu geicheben. Zu den Einlöfungs: 
verbandlungen find zu Folge Hikmrvrdg. v. 18. November 1842 (pol. 
®. ©., 2d. 70, ©. 279) ſämmtliche Intereſſenten oder ihre gejeh- 
lichen Bertreter, jomit auch die Hypothefargläubiger vorzufordern; 
doc find die legteren, wenn ihr Aufenthalt nicht befannt iſt, oder 
wenn fie nicht in der Provinz wohnhaft find, und auch feinen befann- 
ten Bevollmächtigten haben, nicht perſönlich vorzuladen, fondern ihre 
Rechte durch einen für fie ad actum zu beftellenden und zu der Ber: 
handlung beizuziehenden Eurator zu verwahren. Nach den für Tirol 
beſtehenden Vorſchriften ift ein eigenes Ediktalverfahren einzu- 
leiten, indem alle Jene, denen auf das einzulöfende Objekt ein ding⸗ 
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liches Recht zuftebt, zur Anmeldung ihrer Anfprühe durch die Neal: 
inftanz aufzufordern kommen. Nur bei fehr geringfügigen Objekten, 
oder in andern Fällen, in welchen der Staatsſchatz Feiner Gefahr aus: 
gefegt ift, Tann hiervon Umgang genommen werden. Wird das Eviktal- 
verfahren angeſucht, jo hat die Realinftanz ein Edikt zu erlaffen, 
worin Alle, welchen auf die einzulöfenden Realitäten ein Eigenthums- 
oder anderes dingliches Recht zukömmt, aufgefordert werden, ihre 
Rechte bei derjelben binnen einer Friſt von 90 Tagen jchriftlich oder 
protofollarifch anzumelden, widrigenfalls die nicht ſich Meldenden bei 
der PVertheilung des Entfchädigungsbetrages unberüdfichtigt bleiben, 
und jedes Anipruches wider den Staatsſchatz aus dem Titel der Er- 
propriation verluftig fein würden. Jene Intereſſenten, welche außer: 
halb des Sprengels der Realinſtanz wohnen, werden zugleich aufge: 
fordert, in ihrer Anmeldung eine in diefem Sprengel wohnhafte Perſon 
anzuzeigen, melcher die in diefer Angelegenheit ergehenden Verord—⸗ 
nungen zuzuftellen find, widrigenfall® für jenen Anmelder, der eine 
ſolche Perfon nicht angezeigt hat, auf feine Gefahr und Koften ein 
Gurator von Amtswegen aufgeftellt, und die Verordnungen nur dem 
Letzteren zugeitellt werden würden. 

Das Edikt ift durch dreimalige Einfchaltung in das Amtsblatt 
der Landeszeitung, durch Anheftung an die Gerichtstafel, und dur) 
Verbreitung in den betreffenden benachbarten Gemeinden im Wege der 
Gemeindevorftände zu verdffentlihen. Die eingehenden Anmeldungen 
find von der Realinftanz in ein eigenes Berzeihniß zu bringen, und 
mit demjelben nad Ablauf der Eviktalfrift der Grundeinlöfungs: 
Sommilfion zur Amtshandlung mitzutheilen. Dieje bat hierauf ſaͤmmt⸗ 
liche Intereſſanten vorzuladen, und mit denſelben die Einlöfungs- 
verhandlung zu pflegen. 

Die Grundlage der Verhandlung bildet der im adminiftrativen 
Wege ausgemittelte Werth, welcher den Intereſſenten als Entihädigung 
anzubieten fömmt. Stellen fie fi damit zufrieden, jo iſt ihre Erflä- 
rung zu Protololl zu nehmen (Hfkmr. Praͤſ. Dec. v. 2. Juni 1844, 
böhm. Prov. ©. S. Jahrg. 1844, ©. 360), im entgegengejegten Falle 
aber ein gütliche8 Uebereinkommen zu verfuhen. Wird ein folches 
erzielt, fo tft diefes, wenn es aber nicht zu Stande käme, die beharr⸗ 
lihe Weigerung des einen oder des andern Intereſſenten, fich mit der 
angebothenen Entihädigung zufrieden zu ftelen, zu Protokoll zu 
nehmen und LVegteren bloß zu bedeuten, daß bei dem gemachten An- 
bothe beharrt werde, und es ihnen überlaffen bleibe, ihre Mebrfor- 
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derung im Rechtswege auszutragen. In fo fern es nothwendig er: 
achtet wird, tt auch ſogleich eine Vornahme der gerichtlichen Schät- 
zung zu veränlafien. 

Sollte von den Intereſſenten — fährt die Vorſchrift für Tirol 
fort — einer oder der andere nit anweſend fein, fo ift doch mit den 
GBegenwärtigen die Verhandlung zu pflegen; den Nichterfcheinenden 
bleiben ihre allfälligen Rechte, fo weit fie diefelben angemeldet haben, 
vorbehalten, und fol deren nachträgliche Einvernehmung nah Thun- 
Tiöhleit veranlaßt werden, ohne daß hierdurch das Einlöfungsgeichäft 
in jeinem Fortgange beirrt werden barf. 

D) Bei PBrivateifenbahnen hat. die betreffende Unterneh: 
mung zu Folge der Minift. Vog. v. 14. September 1854, Nr. 288 
des R. ©. BI. zuvörderſt ein gütliches Uebereinkommen zu. verfuchen, 
und erſt im Falle des Mißlingens desielben bie gerichtliche Schät- 
zung des zu erpropriirenden Grundes bei der Renlinftanz zu erwirken. 
Sollten bei der Schätung nicht alle Vorjhriften über den gerichtlichen 
Kunftbefund beobachtet worden fein, fo bleibt dem Eigenthümer, der 
auf eine höhere Entfhädigung Anſpruch zu baben glaubt, in diefer 
Beziehung der Rechtsweg vorbehalten. 

E) Im alle der Erpropriirung einer Privat:, Weg: oder 
Brüdenmauth haben zu Folge Hofkzld. v. 16. Dftober 1835, (pol. 
Gef. Smig., Bd. 63, S. 429) die Betbeiligten ihre Anfprüche bei der 
betreffenden Lanbesftelle anzubringen, welche darüber nach Vernehmung 
der Finanzprofuratur das Gutachten an das Minifterium erftattet. 
Letzteres entjcheidet fohin, ob eine und welche Entſchädigung zu leiften 
jei. Gegen eine ſolche Erklärung ift der Partei, die ſich damit nicht 
zufrieden ftellt, ver Rechtsweg offen gelaſſen. 

F) Weber die Beftimmung des Entfchädigungsbetrages wegen 
Aufftellung eines Sanitätscordons iſt nah dem Inhalte 
des Hofd. v. 28. September 1832, Nr. 2563 der %. G. ©. vorerft 
im politiihen Wege zu verhandeln, und mit dem Beichädigten eine 
gütlihe Ausgleihung zu verfuhen. Kömmt diefe nicht zu Stande, 
und verbarrt die Partei auf ihrem Anfpruche, fo wird diefe auf den 
Rechtsweg verwiejen. 

G) Behufs der Ermittlung des Entfehädigungsbetrages für die, 
bei dem Ausbruche einer Viehſeuche der Keule unterzogenen 
Rinder werden nad dem Minift. Erl. v. 11. September 1850 zwei 
ala Schägleute beeibete Vertrauengmänner beigezogen. 
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. H) Auch in Beziehung auf die zum Behufe der Kataftral: 
vermeffung notbwendigen Walddurchſchläge ift in dem Hofdekrete 
vom 19. Suli 1824, und bezüglich der Erpropriation zu Zwecken des 
Salzmonopoles im $. 411 der Zoll: und Staats: Monopols- 
Ordnung auf die bisher entwicelten Grundfäge verwieſen. 

Aus diefen ergibt fich als leitender Geſichtspunkt, daß vor Allem ein 
gütliches Hebereinfommen zu verfuchen fei, wenn aber ein ſolches nicht zu 
Stande kömmt, und die Partei ſich mit der im abminiftrativen Wege 
ausgemittelten Entfehädigung nicht zufrieden ftelt, der Rechtsweg 
offen bleibt, damit durch eine gerichtliche, unter Beobachtung aller 
Erfordernifie der Prozeßordnung vorgenommene, unparteiiſche 
Schägung dad Maaß der zu leiftenden Entihädigung feitgeitellt, 
und fo der Eigenthümer der abzutretenden Sache vor jeder willkür⸗ 
lihen Echmälerung feiner Rechte möglichft bemahrt merbe. 

Nach diefem Principe wäre daher auch in jenen Erpropriationgs 
fällen vorzugehen, für welche wir gar feine, oder wenigſtens Teine 
ausreichenden Verhandlungsvorjchriften beligen. 


VI. 


Die Erpropriation wird dadurch vollzogen, daß der abzutre- 
tende Gegenftand in die Hände des Erproprürenden übergeht (ſ. oben), 
wogegen anderfeit3 dem Eigenthümer oder dem fonft Berechtigten der 
im Wege des freiwilligen Uebereinfommeng oder des Entſchädigungs⸗ 
verfahrens ausgemittelte Betrag entrichtet, oder nah Umitänden bin- 
terlegt wird. Die Auszahlung bat in der Regel vor der Belignahme 
bes erproprürten Gegenftandes zu erfolgen, und zwar nad) dem In⸗ 
balte mancher Gefeßgebungen 5) innerhalb eines heftimmten Termins, 
mit dejjen Ablauf dag Erpropriationg-Erkenntnig feine Wirkſamkeit 
verliert. Jedenfalls wird für den Säumigen die Pflicht zur Entrid- 
tung der Verzugszinfen begründet 59. 

Dieß findet auch nah Öfterreihifhem Rechte ftatt. Ter 


2) 32 das badifche Geſetz, welches im 8.79 vie Zahlung binnen zwei 
naten nad eingetretener Rechtskraft des Urtheiles auf awangömeile Ab: 
tretung eines Gegenſtandes anordnet. Vergl. Häberlin a. a. O., ©. 216, 
29 Das franzöfiiche Geſetz verfügt im Artitel 53: „Les indennistes réglèes 
par le jury seront prealablement & la prise de possession, acquittees 
entre les mains des ayant-droit;* — unb ber Artilel 55 fährt fort: „si 
Pindemnit& n’est ni acquitt&e ni consign&e dans les six mois de la dé 
cision du jury, les int&r&öts courront de plein droit & l’expiration de 

c 
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ausdrücklichen Beftimmung des Gejeges vom 21. April 1857, Nr. 82 
des R. G. Bl. zu Folge ift der in gehöriger Weife ermittelte und aus⸗ 
geiprochene Schägungswerth den Eigenthümer bei der Abnahnıe des 
Örundes, d. i. zur Zeit, wo der Eigenthümer aus dem Belike und 
der Benützung feines Eigenthums gelegt wird, zu erfolgen, oder wenu 
die Erfolgung an ihn wegen der Rechte dritter Perſonen oder aus 
andern Gründen rechtlihen Bedenken unterliegt, bei der Realinſtanz 
zu binterlegen. Hiermit ſtimmt auch das Gele vom 6. Sept. 1842 
überein. Das Gejeg vom 6. Dezember 1855, Nr. 213 des NR. ©. Bl. 
weift die Grundeinlöfungs-Commilfion an, wenn ſämmtliche Snterefien- 
ten nicht nur ihre Anſprüche glaubwürdig dargethan, ſondern auch 
fh mit der ausgemeflenen Entichädigung zufriedengeftellt haben, und 
wenn fie auch binfichtlih der Vertheilung derfelben einig find, bie 
Zahlung des Entjhädigungsbetrages an die Intereſſenten zu veram- 
laſſen; fonnten dagegen nicht alle Parteien vernommen werden, deren 
Buftimmung erforderlich ift, wollen fi die Intereſſenten mit der ihnen 
angebotenen Entihädigung nicht begnügen, find biefelben unter einan⸗ 
der hinfichtlich der Vertheilung der Entſchaͤdigung uneinig, oder iwal: 
ten in anderer Beziehung gegen die Zahlung rechtlihe Bedenken ob, 
jo ift der Entjchädigungsbetrag bei der Nealinftanz zu erlegen, und 
biefer zugleich das Verbandlungsprotofol ſammt den Anmeldungen 
mitzutheilen. In diefem Falle liegt fohin der Realinftanz ob, die In: 
tereflenten zu einer Tagſatzung vorzuladen, bei welcher wegen der 
Vertheilung der Entiehädigung ein gütliches Uebereinkommen zu ver: 
ſuchen, wenn aber ein ſolches nicht zu Stande kömmt, nad den Bor: 
Schriften des Gefeges (und zwar für Tirol und Vorarlberg nad dem 
Hofdekrete vom 19. November 1837, Nr. 388 der 3. ©. ©.) vorzu: 
gehen kömmt. 

Mird der Entihädigungsbetrag nicht fogleich bei der Abnahme 
bes Eigenthums bezahlt, jo haben nach dem Hofkanzleidekrete vom 
4. April 1837, Nr. 188 der J. ©. S., von diefem Augenblide an 
für den Eigenthümer die nah $. 995 des a. b. ©. 3. vier vom 
Hundert betragenden Berzögerungszinfen zu laufen, und müſſen 
der Ordnung nach periodifch entrichtet werden, in jo fern nicht mit 
ihm eine andere freiwillige Uebereinkunft getroffen worden if. Wenn 
gleih fohin in gewöhnlichen Fällen die Verjährung des $. 1480 des 
a. b. G. B. nad Berlauf von drei Jahren rückſichtlich der aufgelau- 
fenen Zinfen die Einwendung begründen kann, daß der Schuldner 
nicht mehr zur Zahlung derfelben angehalten werden könne, und wenn 
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nad) dem 8. 1335 ebd. die Summe der aufgelaufenen, unbezahlten und 
nicht verjährten Zinfen nicht höher als auf die Summe des Kapitals 
fteigen darf, fo kann doch in den Fällen, wo die Öffentlihe Verwal: 
tung allein die Schuld an der Verzögerung trägt, fi auf die Ver 
ftimmungen ber 88. 1335 und 1480 nicht berufen, und der Partei, 
welcher ihr Eigentbum abgenommen morden ift, die Folge einer Nach⸗ 
läffigkeit oder Gefchäftsförmlichkeit nicht aufgebürdet werden, melche 
ihr nicht zur Schuld fällt. Uebrigens bleibt der Staatsverwaltung der 
Erſatz der bezahlten Verzugszinſen an diejenigen Behörden oder Beam 
ten vorbehalten, welche durch Eigenmädhtigfeit oder Nachläffigfeit die 
Schuld daran tragen, menn öffentliche Sonde ſolche Verzugszinfen zu 
bezahlen haben. Diefe Vorſchriften find mörtlic in die Minifterial- 
Verordnung vom 21. April 1857 aufgenommen morden, und finden 
nah dem Hofkmm. Präſ. Dekr. vom 6. Sept. 1842 auch bei Grund- 
einlöfungen zu Staatseifenbahnen ihre Anwendung. 

Rüdfihtlih der Privateifenbahnen verfügt das Geſetz v. 14. Sep: 
tember 1854, daß die Unternehmung den durch Schägung feſtgeſetzten 
Betrag an den Grunbdeigenthümer zu bezahlen, oder wenn die Zab- 
lung wegen Verweigerung der Annahme oder aus andern rechtlichen 
Gründen nicht erfolgen kann, zur Realinftanz zu erlegen babe. 

In gleih humanem Sinne ermädhtiget der Minifterial-Erlaß vom 
11. September 1850, — damit ſowohl jene Eigenthümer, deren Rinder 
zur Erlangung der Gewißheit über das Vorhandenfein oder Nichtvor- 
bandenfein der Rinderpeſt getödtet wurden, als auch jene, deren 
Rinder auf Beſchluß der Commiſſion der Keule unterzogen murden, 
in den Stand gefett werden, den erlittenen Abgang möglichſt bald 
durch den Ankauf neuer Rinder zu erfeben, — die politiihen Bezirksvor⸗ 
fände, die ausgemittelten Erſatzpoſten bei den Bezirkskaſſen anzuweiſen 
und an die höhere Behörde darüber zu berichten. 


VII. 


Da die zwangsweiſe Abtretung des Eigenthums durch die Noth— 
wendigfeit derfelben zur Ausführung eines gemeinnügigen Unter: 
nehmens bedingt erſcheint, fo ftellt fie fich fofort als nicht gerechtfer- 
tigt dar, jobald entweder das ganze Unternehmen nicht zu Stande 
tömmt, oder bei der Durchführung besfelben ſich zeigt, daß die ein: 
zelne Sache dazu nicht gebraucht wurde. Um daher auch in diefer Be 
ziehung den Eigenthümer möglichft zu fchügen, findet ſich in mehreren 
Gejeggebungen ein Rüdforderungs- oder mindeftens ein Vor⸗ 

13 * 





194 v. Stubenraud: üb. d. Erpropriation. 


taufsrecht desfelben ausgefproden. Nah engliſchen Geſetzen ge: 
langen die zum Behufe eines Eifenbahnbaues erproprürten Grund: 
ftüde, wenn die Anlegung der Eifenbahn gar nicht zu Stande kömmt, 
oder dieſe wieder aufgegeben wird, unentgeltlich an ihre vorigen 
Eigenthümer zurück 87. So wenig eine foldhe Strenge gegen die Unter: 
nehmer einer gemeinnüßigen Anlage begründet erfcheint, fo dürfte an: 
berfeit3 das in den franzöfiihen Gefegen anerlannte Rückkaufsrecht 
(droit de prdemtion) volle Beachtung verdienen. Nach Artikel 60 
des Geſetzes vom 7. Juli 1853 können die früheren Eigenthümer ober 
ihre Rechtsnachfolger die Rückſtellung jener Gründe verlangen, welde 
zu Öffentlihen Zwecken erproprürt, aber dieſer Beitimmung nicht zus 
geführt worden find. Der Preis diefes Rückkaufes wird entweder durch 
gütliches Uebereinkommen, oder wenn ein folches nicht zu Stande kömmt, 
durch den Ausſpruch der Jury feitgeiegt, und Tann den Betrag der 
für ihre Abtretung geleifteten Entfhädigung niemals überfleigen. Die 
von der Unternehmung nicht verwendeten Grundftüde merden nad 
Artikel 61 ebd. durch öffentliche Kundmachung bezeichnet. Die früheren 
Eigenthümer, melde ihre Grundftüde zurüderhalten wollen, müflen 
fih binnen 3 Monaten von dem Zeitpunkte der gedachten Kundmachung 
an darüber erklären, und binnen einem Monat nach Feftftellung des 
Rückkaufspreiſes diefen entrichten, widrigenfal3 fie des ihnen zuge: 
ftandenen Rüdforderungsrechtes verluftig merden. Eine Ordonnanz 
von 22. März 1855 bat die Art und Weife der Durchführung diefer 
Anordnung für den Fall, ald die Erpropriation zu Gunften des Staa- 
te8 Platz gegriffen hat, näber beitimmt. — Das ſächſiſche Gele 
vom 3. Juli 1835, $. 7, gibt dem frühern Eigenthümer de3 erpro- 
prürten Grundftüdes zunächſt das Vorkaufsrecht zu dem vou 
einem Fremden gebotenen Preiſe; wenn er jedoch diefen Preis nicht 
zahlen will, jo bat er das Recht, die Wiederabtretung der Parcelle 
gegen Zahlung des von Sachverftändigen ermittelten Werthes derjel- 
ben zur Zeit der MWiederabtretung zu verlangen. — Das badiſche 
Geſetz vom Jahre 1835, $. 80, räumt dem Eigenthümer, jo fern an 
dem abgetretenen Grundftücde nicht inzwilchen den Werth erhöhende, 
wefentliche Veränderungen vorgenommen wurden, innnerhalb Jahres⸗ 
frift nad) Empfang der Entichädigung das Rüdforderungsredt 
gegen, Nüderftattung. der dafür erhaltenen Entihädigungsfumme, 
und wenn die Vermwaltungsbehörde vor Ablauf diefer Friſt das Gut 


_— — — 


») Buddeus a. a, O., ©. 396 und 402. 
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verkaufte, ohne Rückſicht auf ftattgehabte Veränderungen das Ein- 
kaufs- oder Vorkaufsrecht ein’. 

So augenfällige Billigfeitsgründe für derlei Anordnungen jprechen, 
jo können wir nad öſterreichiſchem Rechte einen Anfpruch der er- 
wähnten Art nicht als beitebend anerkennen. Unfere Gefeggebung kennt 
nur ein vertraggmäßiges Wiederkaufs- oder Vorkaufsrecht, 
und die 88. 1068 und 1072 des a. b. G. B. bezeichnen vie diekfälligen 
Borbehalte ala Nebenverträge des Kaufvertrages. Ein geſetz— 
liches Recht diefer Art ift nirgends anerlannt, ja die früher beitan- 
denen, in den Landeögefegen oder Gewohnheiten begründet gemejenen 
Einftandsrechte find ſchon durch das Patent vom 22. Yuli 1784, 
Nr. 318 der 3. ©. ©., das Hofdekret vom 23. Sept. 1785, Nr. 469 
ebd. lit. u, das Hofdekret vom 23. Dftober 1786, Nr. 588 ebd., und 
das Hofdelret vom 28. Februar 1788, Nr. 790 ebd., für aufgehoben 
erflärt worden. 

VII. 

Die Fälle, in denen das Eigenthum eines Einzelnen aus Rück— 
ficht für das allgemeine Befte in Anipruch genommen werden muß, 
fönnen manchmal fo dringender Art fein, daß ohne Belorgniß 
eines unverhältnißmäßigen, vielleicht unerfeglichen Schadens das ſonſt 
in den Gefegen vorgefchriebene Erpropriationsverfahren nicht einge: 
balten werden kann. Es find dieß die fogenannten Notbfälle (cas 
d’urgence, cas fortuits et de force majeure), wie fie bei Weber: 
ſchwemmungen, Feuerdgefahr, Kriegdereignillen, Hungersnoth, Erdbe⸗ 
ben, anjtedenden Krankheiten u. dgl. leicht eintreten können. Derlei 
Fälle rechtfertigen eine Ausnahme von den fonft geltenden Regeln 9), 
zu Folge welder die betreffenden Verwaltungsbehörden berufen er: 
feinen, über die Nothmendigkeit der zmangsmeifen Abnahme oder 
Zerftörung inmitten der Gefahr zu entjcheiden, und ihre Befehle jofort 
vollziehen zu lafien‘%. Aber auch hier darf die Ausnahme nicht wei- 
ter reichen, als ihr Zweck es erheifcht. Es ift daher nachträglich fo 
bald als möglich die Entſchaͤdigung auszumitteln, und dem bejchädig- 
ten Eigenthümer nad den oben entwidelten Grundſätzen zu leiften. 

Sn den öſterreich iſchen Geſetzen findet jich in dem Hofkanz⸗ 
leidefrete vom 23. Juni 1837 (illyr. Prov. Gel. Sammlg., Jahrgang 

) Häberlin a. a., 5. 208. 
L’urgence, qui resulte de pareils &venements, fagt ganz richtig Reverchon 
a.a. O., m’admet ni regles precises ni retard, et l’administration agira 


dans de telles ceirconstances, selon les exigences de la situation. 
0) Häberlin a. a. O., S. 317. — Mittermaier aa. O., ©. 38 
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1837, ©. 74) dießfalls eine Beſtimmung, weldde der Natur der Sache 
volllommen entipridt. „Die Fälle — heißt es darin — in welden 
nah $. 365 des a, b. G. B. das fremde Eigenthum in Anſpruch ges 
nommen werden muß, ohne daß vorher von der competenten Bes 
börde über die Rothmwendigleit des Eingriffes. in das fremde Eigen- 
thum erfannt, und die angemeflene Schabloshaltung ermittelt worden 
wäre, können und müflen nur von fehr großer Dinglidleit 
fein. Was in jolden Fällen vorzulebren fei, läßt fich, ohne in eine 
Caſuiſtik zu verfallen, nicht feftfeten, weil dieß von den verſchiedenen 
Umftänden abhängt. Die Straßen und Waflerbaubeamten baben in 
folden Fällen vor Allem die Obliegenbeit, für die ſchnellſte Ber 
ficherung der gefährdeten, oder proviſoriſche Herftellung der bereits un⸗ 
brauchbar gewordenen Straßen und Treppelwege zu forgen. Ihrer Um⸗ 
fiht und Klugheit muß e8 in ſolchen dringenden Fällen überlaffen 
bleiben, die zwedmäßigften Mittel zur Erreihung diefes Zweckes in 
Anwendung zu bringen. Um fi aber gegen den Schein oder die Be 
Shuldigung von Eigenmädhtigleit oder Willlür ficher zu ftelen, wird 
es zugleich ihr eigenes Intereſſe fordern, fih nad Beſchaffenheit der 
Verhältniſſe durch das Einfchreiten der nächſten politiiden Behörde, 
oder mo felbft deren Intervenirung nicht thunlich wäre, dur Bei- 
ziehung der nädflen Ortsvorſtaͤnde oder glaubwürdiger Männer die 
erforderlihen Beweije über die Nothwendigkeit des von ihnen beob- 
achteten Vorganges zu verichaffen, und wenn gegen alle Erwartungen 
bie Grundbefiger gegen die Benügung ihres Grundeigentbums An- 
ftände haben follten, den Beiltand der politiichen Behörde anzurufen. 
Immerhin Tann die Bejikergreifung des fremden Eigenthums nur als 
eine proviforiihe Maßregel angejehben werben, welde nahträglid 
von der competenten Behörde genehmigt werden muß, an welche daher 
auch immer die Anzeige jo Ichleunig als möglich zu machen ift.“ 


Wir verkennen durhaus nicht die Schwierigkeit, mit welcher wir 
bei der vorausgehenden Darftellung im Hinblide auf den gegenwärtigen 
Auftand unferer Geſetzgebung über das Erpropriationswejen zu käm⸗ 
pfen batten, und würden unfere Arbeit nicht als verloren anfeben, 
wenn auch nur die Mängel derfelben dazu Anlaß geben follten, das 
Bedürfnig nah einem umfaffenden Erpropriationsges 
feße, das fich insbefondere bei der bevorftehenden Erweiterung unferer 
Hauptitadt fühlbar machen dürfte, recht lebhaft in's Auge zu. faffen. 





X. 


Ueber die Bedeutung der gerichtlichen Medizin, 


mit bejonderer NRüdficht auf Juriſten. 


Bom Herrn Dr. H. Beer, Profefior der gerichtlihen Medizin für Juriften an 
der E, k. Wiener Univerfität. 


L 


E⸗ hat eine Zeit gegeben, wo einzelne Maͤnner ſich der Hegemonie 
in der gerichtlichen Medizin bemächtigten, und ſowohl den Gerichts⸗ 
Aerzten als den Rechtsgelehrten für Autoritaͤten gegolten, auf welche 
fie ſich in zweifelhaften Rechtsfaͤllen beriefen und hiebei ihre volle 
Beruhigung fanden. 

Waͤhrend im 17. Jahrhundert die italieniſchen Aerzte Fortunas 
tus Fidelis und Paul Zacchias bei gerichtsärztlichen Fragen 
maßgebend waren, gaben zu Anfang des 18. Jahrhunderts die treff⸗ 
lichen deutſchen Aerzte Bohn und Alberti den Ton an; nach ihnen 
ſtanden im großen Anſehen Teichmeyer, Haller und der noch 
jetzt Haffiihe Hebenftreit. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts und 
in das 1. Decennium des 19. Jahrhunderts bineinragend war, nebft 
Pyl und Roofe, vorzüglid Metzger derjenige, melcher das größte 
Anfehen genofien, und ältere Kriminaliften werden fi noch jegt er- 
innern, welches Gewicht Lehrer des Kriminalrechts, 3. B. Jenull, 
auf die Anfichten des genannten Lehrers der gerichtlichen Medizin leg: 
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ten !). Diefe Autorität erreichte ihren Eulminationspuntt, ala Adolph 
Henke gegen das Jahr 1812 begann, die Oberleitung diefer Angele- 
genheit in die Hand zu nehmen, und troß der grimblichen Arbeiten 
eines Mende, Mafius, Medel, Gruner, Wildberg, Remer, 
Bernt, Schürmayer, Moft, Siebenhaar, Eafper, ®. 
Schmitt, Krombbolz;, Schneider, Hergt, Martini, Sie 
bold, Ehoulant, Autbenrietb, E. Platner u.a M. die 
bedeutendfte Autorität in gerichtlich-mediziniſchen Gegenſtänden abzu⸗ 
geben. Seine reihe Erfahrung, die Tiefe feiner Unterfuchungen, die 
Klarheit und Lebendigkeit feiner Darftellung, der rubige unparteitiche 
Ton in feinen Discuffionen und die ſtete Nüdficht, die er auf das 
Bedürfniß der Rechtspflege mid auf die Forſchungen der 
Rechtslehrer nahm, verſchafften ihm einen Einfluß bei Gerichtsärzten 
und Juriſten, den er bis zu feinem Tode (1843) aufrecht zu erhalten 
wußte. Ä TE EEE SEE 

Nah Henke's Hinſcheiden verſuchten wohl einzelne Lehrer der 
gerichtlihen Medizin, bei Aerzten und Kriminaliften fich ein entfchei- 
dendes Anſehen zu erringen, unter denen ich namentlich nebit mehreren 
der Obgenannten Friedreih, Krahmer, Böder, Hoffmann 
und Caſper?) anführe — aber bei aller Achtung vor den trefflichen 
Leiftungen diefer Maͤnner muß man doch befennen, daß ihr Einfluß 
bei meitem jenen Henke's nicht erreichte. Es trat eine Art von Viel: 
regierung, man möchte beinahe jagen Anarchie ein, und troß der täg- 
lich zunehmenden Lehrbücher der gerichtliden Medizin ift es in 
neuerer Zeit keinem deutichen Lehrer diefes Faches gelungen, ein An- 
feben in Deutichland fich zu erringen, mie e8 3. B. Devergie und 
Drfila in Frankreich, oder Ehriftiion und Taylor in England 
erreicht baben. (ch will bier nur an die Art und Weife erinnern, 
wie die füdbdeutiche gerichtsärztlihe Schule das auf reihe Erfahrung 
baſtrende neue Lehrbuh Caſper's aufnahm.) 

Die gerichtsärztlihe Literatur nahm an Umfang und Reichhal- 
tigkeit Zu; die Unterfuhungen einzelner Zweige gewannen an willen: 
ſchaftlicher Genauigkeit und Gründlichleit, aber bezüglih der allge 
meinen Principien und der leitenden Seen, welche in den pe: 
ctellen Fragen maßgebend fein follten, fand weder eine Uebereinſtim⸗ 


1) Hente (Abhandl., Bd. IL, %. Auflage, p. 120) fagt: Metzger, ver ein 

83 in der gerichtlichen Medizin auszuüben nicht wenig Luft zeigte. 

2, Es ift bier zunähft von gerichtlicher Medizin und nicht von gerichtlicer 
Pſychologie die Rere. nn | | 
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mung zwiſchen Aerzten und Yuriften ftatt, noch mußte der Gerichtsarzt 
und Rechtögelehrte, an welcher Autorität er ſich in zweifelhaften Fäl- 
len mit einiger Beruhigung balten fol. Man könnte diefen Zuſtand 
für einen erfreulichen in fo ferne halten, als daraus fich ergibt, daß 
das „jurare in verba magistri“ aufgehört bat, und man meniger 
auf die Perſon ala auf die Sache, mehr auf die Gründe und auf die 
Refultate der Erfahrung als auf die Autorität ſah; allein die Rechts⸗ 
pflege ſieht fich bei der Unzahl ſchwankender Anfihten und bei dem 
tägliden Auftauden neuer Meinungen vergebens nach irgend einen 
feiten Grund um, der ihr Beruhigung gewähren und im entfcheidenden 
Moment den Ausichlag geben Fönnte. 

Die gerichtsärztlihe Diagnoftid und Gafuiftit haben ohne 
Zweifel wejentli gewonnen, aber die aus ihrer Benügung und Ver⸗ 
arbeitung etwa fich ergebenden feiten PBrincipien liegen leider im Ar- 
gen, und geſtehen wir es nur offen, es fehlt an einem Organon 
der gerihtlihen Medizin. Es ift daher fehr leicht erflärlich, daß, un⸗ 
geachtet der Pflege und Entwidlung, die der gerichtlichen Medizin in 
neuerer Zeit zu Theil geworden, und troß der großen Hilfsmittel, die 
ihr die Fortſchritte der Natur: und Heilkunde darbieten, ihr prafti 
ſcher Einfluß auf das Eivil- und Kriminalreht, namentlich bei Schwur: 
gerichten, bei Weitem nicht derjenige ift, der er fein könnte und follte. 
Es ift fein Geheimniß mehr, daß, troß der Anerfennung, welche die 
berühmteften Rechtslehrer vom theoretiſchen Standpunkte den Lei- 
ftungen der gerichtlihen Medizin zollen, man täglich die traurige Er- 
fahrung machen kann, mit welcher Lauheit, ja Gleichgiltigkeit gewiſſe 
fogenannte Praktiker in dem Gerichtsfaale vor den Lehren und 
Ausſprüchen der gerihtlihen Medizin vorübergeben, ihren Einfluß bei 
den Schwurgerichten jchmälern, um die Fortichritte derjelben fich wenig 
. fümmern, und weit davon entfernt, fich einen klaren Begriff von dem 
Weſen und der Bedeutung diefer Wiſſenſchaft und von ihrem 
Verhältniß zur praktiſchen Jurisprudenz ſich zu bilden, es aud für 
überflüßig halten, jüngern ftrebfamern Kriminaliften deren Wichtigkeit 
an’3 Herz zu legen. 

D. 

Anderfeits darf man fi nicht wundern, daß in neuerer Zeit die 
Stage wieder zur Sprache kam, ob überhaupt die gerichtlihe Medizin 
eine Wiſſenſchaft fei? ob nicht vielmehr ihr Lehrgebaͤude ein bloßes 
Aggregat von mehr oder minder wichtigen, jedem gebildeten Arzte 
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aus den einzelnen Zweigen der Natur: und Heilkunde befannten, : in 
ihrem loſen Zufammenbange ftebenben Lehrſätzen ſei, die mat nur 
zum Bebufe ber: :Aufllärung und Entſcheidung zweifelhaften Rechter 
fragen in ein ſyſtematiſches Gewand gebracht hat !)? Diefe Frage bat, 
abgefehen, daß Pie Würde der gerichtlichen Medizin damit zuſammen⸗ 
hängt, auch noch in fo ferne ein praftifches Intereſſe, als, falls 
biefelbe negatto ausfällt, eine ſpecielle Ausbildang. zum Gerichts: 
Arzt und eine eigene Phyfitatsprüfung (wie fie in Preußen 
längft befteht) kein nothwendiges Requiſit bei Anftellung von Aerz⸗ 
ten bei Gerichtöbehörben wäre, unb jeder Arzt als befähigt ange 
nommen würde, in vorfommenden Fällen die befriedigenden Auffchlüffe 
dem Unterfuhungsrichter geben zu können; mogegen, — falls nachge⸗ 
wieſen würde, Daß die ‚gerichtliche Mebizin eine ſelbſtſtäändige unb 
ganz eigenthümliche, nicht jedem Arzte zu Gebote ſtehende Kenntniſſe 
und Erfahrungen in ſich fchließende Wiſſenſchaft iR, bie Juſtiz nur 
folde Männer als Gerichtsärzte anerkennen darf, welde 
durch eine befondere Prüfung und eine eigene Praris 
bewiefen haben, daß fie fi in diefer Wiſſenſchaft ſpe— 
ciell ausgebildet und ihre Befähigung dokumentirt ba- 
ben. — (R2ergleihe meine Einleitung in die gerihtlide Medizin. 
Wien 1851, $. 16.) 

Der Verfafler dieſes Auffages wird fi daher bemühen, zunächſt 
die drei folgenden Fragen zu beantworten: 

a) Welche praktiſche Bedeutung bat die gerichtliche Medizin 
in Bezug auf Eivil- und Eriminalrechtspflege überhaupt, namentlich 
welchen Vortheil gewährt ihre Pflege und fleikiges Studium denjenigen, 
die fi der Yurisprudenz widmen? 

b) In wie fern ift die gerichtliche Medizin eine felbftitändige 
Doctrin — Tann fie auf den Namen einer Wiſſenſchaft Anfprud 
machen? Und, ift fie dieß in ihrem gegenwärtigen Zuftande noch nicht, 
auf welchem. Wege und durch melde Mittel kann ſie dieje wiſſen⸗ 
ſchaftliche Stellung erlangen? Bor Allem muß ih die Bemerkung 
vorausſchicken, daß ich feine Apologie der gerichtlichen Medizin zu 
ſchreiben beabfichtige, vielmehr ſollen auch ihre Schattenfeiten und ihre 
Gebrechen unparteiifch dargelegt werden, woraus ſich zunächſt die 


1) Siehe die Preisfrage des Vereins badiſcher Aerzte: m * gerichtliche —* 
dizin als eine ſelbſt — e Doktrin mit eigenthin m Prinzipe 
ſehen?“ Beantwortet von —— in der ——— deutſo * 
Zeitſchrift für Staatsarzneikunde: Neue Folge, Be. V., 1835, p. 67.. 
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Urſachen ergeben werden, die fie in unferer Zeit binderten, ihren Eins 
fluß vollftändig zu entwideln; gleichzeitig aber follen die Umſtände 
angedeutet werden, welche bei einigen Suriften ein gänzliches DVer- 
fennen des Weſens der gerichtlichen Medizin und mit diefer Unkenntniß 
zugleich einen Indifferentismus gegen diefelbe berbeiführten, der ent= 
Ichieden nachtheilig auf die Rechtspflege, auf die Stellung der Gericht3- 
ärzte und confequenter Weile auf die Kultur diefer Wiſſenſchaft ein- 
wirken müßte, 

c) Endlid wollen wir unfere Anfiht über die Aufgabe aus: 
Iprechen, welche der Lehrer der gerichtlihden Medizin für Juriſten 
fich zu ftellen bat, und die Methode auseinanderfegen, welche mir 
feit einer Reihe von Jahren (1844— 58) bei unferen Borträgen 
beobachten. 


III. 


Was nun die praktiſche Bedeutung der gerichtlichen Medizin mit 
beſonderer Rückſicht auf die Frage betrifft, welchen Nutzen das 
Studium derſelben dem Rechtsgelehrten gewährt? ſo 
erlauben wir uns einige allgemeine Betrachtungen vorauszuſchicken. 

Man mag ji) welchem beliebigen Zweige des Willens widmen, 
immerhin wird man ſich genötbigt fehben, da man nicht Alles einer 
unmittelbaren Unterfuhung unterwerfen kann, fih mit den Unter: 
fuhungen Anderer zu begnügen. In dem Maße, als ein Fachmann 
den Kreis feiner Kenntniſſe erweitert, umfomehr kommen feine 
Gränzen in Berührung mit neuen Gegenden im Bereiche des Wiſſens !). 
Nur der, welcher fih auf fein engeres Wiſſen beſchraͤnkt, Tann ſich 
leichter an das halten, was er felbit unterlucht bat, und er fann bin 
fichtli deilen, was innerhalb der geitedten Gränzen liegt, eine aner: 
kennenswerthe Zuverläffigfeit erreichen; aber er ift im größten Irrthum, 
wenn er fi darum hochmüthig über den erheben mollte, deſſen gei- 
ftiger Blick tiefer dringt, und welcher auch auf jene Forfhungsrefultate 
Rüdfiht nimmt, die zwar im Gebiete anderer Wiſſenſchaften zunächft 
liegen, jedoch auf feine fpecielle wiſſenſchaftliche und praktiſche Thätig- 
keit Einfluß haben. Es ergibt fi aus diefen allgemeinen Satz die 
einfache Erflärung, wie e8 gekommen ift, daß je tiefer die Rechts 
gelehrten in das Weſen und die Aufgabe ver Jurisprudenz 


N Siehe Derfledt, Brudftüde aus einer Rede über die Art, wie die Men⸗ 
fen — und Meinungen aufnehmen. 





2 Beet: in. gerichtl. Medizin; 

eindrangen, flemWifo ernſter bie Leiküngen- der Natıi 
und Heillunde-in ihrem Verhaltniß zur Nehtspflege 
zu würdigen wußten und gegentheils je Aarer bie Aerzte das Bedurfniß 
ber Rechtspflege anffaßten, um um ſo lebendiger war ihr Streben, dem· 
ſelben durch Ihre Fotſchungen abzuhelfen. 

Nur diejenigen, die ſich in einer beengten Sphäre bewegten, mb 
theild aus Beſchränktheit bes Willens, theils aus Selbſtilberſchätzung 
ihres engen Wirkungskreiſes, theils aus Furcht, ein frembes unbe 
kanntes Terrain zu: betreten, Ihren Blid nicht über den Horizont 
ihres fogenannten Faches erheben Tonnten, fuchten den Einfluß der 
gerihtlihen Mebizin nit einem vornehmen „odi profanum volgus” 
zurüdzumeifen. Es iſt aber eine wichtige Frage: Wie erhält denn der 
in einer Sphäre praftifch Thätige die von ihm angeftrebte Gewißheit 
und Belehrung über die Wahrheiten, deren Gründe er nicht ſelbſt 
unterfudht und wegen Mangel der erforderlichen Borlenntniffe nicht 
unterfucden Tann? Und wenn man fidh felbft denen wollte, daß er 
Gewißheit erhalten hätte, mie könnte er ſich doch dieſe Wahrheit als 
wirklich geiſtiges Eigentbum aneignen? Diefe allgemein geftellte Frage, 
auf unfer Thema angewendet, ftellt fi jo heraus: Wie kann der 
Rechtögelehrte zur Kenntniß der gerichtlichen Medizin gelangen? 

Diefe Frage wird im Verlaufe diefer Abhandlung fpeciell beant: 
wortet werden. Zunächſt antivorten wir nur im Allgemeinen darauf, 
daß der in einem Zweige des Wiſſens gründlich Unterrichtete in dem 
Haren Willen, in deſſen Befige er ift, Schon eine Summe von Mitteln 
zur Brüfung anderer Gegenftände des Wiſſens hat, und fich ihm bei 
veiferem Nachdenken gewifle Berührungspunfte feines Faches mit 
dem des Andern aufbringen, die feine Wißbegierde zum tiefern Forfchen 
anregen werden. Kennt er die Art und Weiſe, wie gewiſſe Kennt: 
niffe erlangt werden — wird er ſich nur mit der Methode der 
Forſchung vertraut machen, melde das ihm ferner liegende Fach des 
Wiſſens eingefhlagen bat, fo kann er zum Behufe der gewiſſenhaften 
Erfüllung feines Berufs die ihm nöthigen biftorifhen Kenntnifle 
des Hilfsfaches erlangen, wenn er auch nicht die Sache fo tief auf- 
faflen kann, wie es diejenigen thun müſſen, welche fi mit der Kultur 
und Ausübung diefes Wiflenszweiges fpeciel befaflen. Jeder von 
uns muß fih oft mit Refultaten begnügen, von denen er nidt 
einmal weiß, wie fie gewonnen worden find. Um fo berubigender 
aber. ift es für ihn, wenn er eine allgemeine Ueberſicht über ben 
Entwidlungsgang der fremden Wiffenfchaft hat, wenn er. auch im 
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Einzelnen die Kaͤmpfe und Distuffionen nicht fennt, nad deren Füh— 
rung die Sadverftändigen über gewille Lehren einig geworden, oder 
noch verfchiedener Anfichten ſind. Immer noch wird eg ihm auf 
dieſem biftoriichen Wege gelingen können, einen der Einficht fehr nahe 
ftehenden Einblid in die Sache zu haben, fo weit fie auf die eigene 
Thätigkeitsiphäre Einfluß nimmt. Man könnte bier noch ein anderes 
wichtige Mittel anführen, daS den Rechtsgelehrten in der Beurtheilung 
gericht3ärztliher Meinungen, deren ftrengmwifjenichaftlihe Begründung 
er nicht näher prüfen Tann, unterftügt, ich meine das ausgebildete 
Wahrbeitsgefühl, womit er. oft ohne langes Suchen das Rechte 
trifft, und die dem Juriſten zu Gebote ftehende, fcharf ausgeprägte 
Lehre vom Bemeife; ferner die tüchtige Menjhentenntniß, 
die er fih zu erwerben häufige Gelegenheit bat, endlich die fcharf: 
ſinnige Unterfuhungsmethode, die er einzufchlagen berufen ift, um 
Wahrheit von Lüge zu unterfcheiden (wie dieß bei der Lehre von ver: 
jtellten, verbeimlichten und imputirten Krankheiten der Fall iſt). 


IV. 


Nah diefen allgemeinen Bemerkungen wollen mir in concreter 
Weiſe auf die Frage eingehen, in wiefern dem Juriſten das 
Studium der gerichtlichen Medizin nüglih und zugäng: 
lih if. Die Zugänglichkeit ift hier vom weſentlichen Belange; 
denn wenn bloß der Nugen nachgemwiefen würde, jo könnten noch 
immer diejenigen, welche diefem Wiffenszweige abhold find, die Ein- 
wendung madhen: Gut! Wir geben den Nußen zu — vorausgeſetzt, 
daß mir für Erlangung diefer Kenntniſſe eınpfünglid und befähigt 
find; die gerichtliche Medizin iſt aber für ung Juriſten, die wir nicht 
die nöthigen Vorkenntniſſe haben, mit fieben Siegeln verſchloſſen. Es 
wird daher auch, wie ſchon obermähnt morden, nebft dem geführten 
Beweiſe vom Nugen der gerichtlihen Medizin für Yuriften, unjere 
Pflicht noch fein, die Methode anzugeben, nach welcher der Juriſt 
zur Kenntniß diefer Disciplin gelangen fünne, — eine Methode, die 
der Berfafier diefes Aufſatzes durch vierzehn Jahre praftiih bewährt 
gefunden bat. Was nun die Bemweisführung in Bezug auf den eben 
erwähnten Nuben betrifft, wollen wir in diefer Beziehung 

1. Zuridifde und Medizinifhe Autoritäten hören, 
und vorläufig bemerken, daß die medizinifhen Autoritäten bier 
eben fo wichtig find, als die juridifchen, da es noch immer Aerzte 
gibt, die e8 nicht gerne fehen, wenn Juriſten ſich gerichtlich mediziniiche 
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Kenntniffe aneignen, "und zwar gründet ſich dieſe Antipathie nicht 
immer, wie gewöhntich angegeben wird, darauf, weil ber Juriſt ſich 
nur ein oberflächliches Halbwiſſen aneignen bönne, fondern es liegt 
derſelben zuweilen die Furcht zu Grunde an dem „avrosege” ber be⸗ 
baglihen Autorität und an fachverftändiger Amtswurde einzubſihen 

2. Nah diefer hiſtoriſchen Darftelung werden wir unfere 
Anficht über diefen Nuten auöfprechen. 

Was nun diefe vechtsgelehrten und ärztliben Stimmen betrifft, 
muß ich als Arzt den ehrenwertben Juriſten den Borrang einvkuinen, 
und fie mit ihren eigenen Worten reden lafien !). 

Da ich Teine vollſtändige Geſchichte der Meinungen aller ve 
rühmten Suriften in dieſer Beziehung fchreiben will, fo muß ich mich 
begnügen, nur einige der größten Autoritäten in ihrer Zeitfolge anzu: 
führen, und ftelle voran 1. den großen Rechtsgelebrten Ch. Thomafius. 
Sm %. 1725 veröffentlichte nämlid Michael Alberti, Profeſſor der 
Medizin in Halle fein berühmtes Werk: Systema juris prudentise 
medicae. (Halae 1825) Tom. I.— VI. 

Zu diefem noch jet klaſſiſchen Werke ſchrieb Ehrift. Thomafius 
eine lehrreihe Vorrede?). Er Spricht ſich darin über die Differenz 
und Berührungspunfte der vier Fakultäten aus, und fügt dann hinzu: 
„da die Univerfitäten und Mademien aus vier verſchiedenen Fakultäten 
beitehen und dieſe Verfchiedenheit unter Andern auch das bewirkt, 
daß feine der einzelnen Fakultäten das Gebiet der Andern unberedhtigt 
betrete oder in ihre Verhältniſſe fi einmifhe (ut nulla ex his fa- 
cultatibus alterius circulos turbet neque falcem mittat in alienam 
messem), jo fcheint es für den eriten Anblick auffallend, daß fi 
Suriften um die Lehren der Medizin — oder anderſeits Aerzte um 
die Grundfäge der Jurisprudenz befümmern follten. Allein Vernunft 
und Erfahrung lehren, daß die oberwähnte Trennung der Fakultäten 
nur den Zweck hat, daß die Lehrer an den einzelnen Fakultäten fich 


) Schon einige ältere — eigen in ihren Schriften, daß ſie ſich mit 
den Lehren der gerichtlichen M Medizin Vekannt gemacht haben; beiſpielsweiſe 
führe ih an die Schriften von Heil, Judex et defensor in processu in- 
quisitionis, Heidelberg 1769, worin ber Vertheidiger fleißig ermahnt wird, 
die gerichtäärztliche Gutachtung zu prüfen; — ferner Feltmann, De ca- 
davere inspiciendo, Brem. 1692; — Stry d, De jure sensuum "Francof. 
ad Viadr. 1737 (jebr lehrrei in geil Pipolngiicer Beziehung); — 

tanz, Defensio Inquisitionum, Lips. 

J Er gibt unter Anderm darin eine kurze dk ige der Be 
Medizin, woraus fi ergibt, wie ſehr Thomaſius mit Diefer Disciplin 


aut war, 
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innerhalb der ihnen angemwiefenen Gränzen balten, und deren Ber: 
fafjung beobachten, keineswegs aber, daß fie fih um die Kehren der 
übrigen Fabultäten gar nicht zu befümmern hätten, felbft wenn dieſe 
geeignet find, eine richtige Anficht über zeitliche unt ewiges Glück zu 
befeftigen. Insbeſondere aber foll weder der Arzt das Studium der 
Rechtswiſſenſchaft, noch der Juriſt das der Medizin ganz vernach— 
läfligen. — Nachdem nun Thomaſius verſchiedene gerichtliche Fälle 
aufzäblt, welche vom Richter nur nah Einholung eines ärztlichen 
Gutachtens entjchieden werden können, gebt er zur Aufzählung und 
fritiihen Betrachtung der mwichtigften, bis auf feine Zeit bekannt ge: 
wordenen Werke der gerihtlihen Medizin über. 

Aus den Urtheilen, die er über die Werke eines Fortunatus 
Sidelis, Paul Zacchias, Safpara Rejes, Rodericusa Caſtro 
u. A. m. fällt, ergibt fidh, welche gründliche Kenntniffe Thomafius 
in der genannten Disciplin hatte (mie dieß noch beſonders aus ver: 
ſchiedenen Differtationen desjelben hervorgeht I), und anderſeits erklärt 
fih die Wärme, mit welcher er den Juriſten das Studium der gericht 
lihen Medizin, namentlich das Albertiiche Werk, dringend empfiehlt. 
Intereſſant ift aber der Umitand, daß der Zurift Thomafius den 
Auffag des Arztes Alberti über die Advokatenkniffe in ge 
richtsärztlichen Fällen (de iniquis advocatorum strategem- 
matibus in casibus medico — legalibus, im legten Kapitel des 1. 
Bandes de3 systema jurisprud. med.) dringend mit den Worten 
empfiehlt: „ad co melius evitandas cautelas stultas artis ra- 
bulisticae !“ | 

2. Ein anderer ausgezeichneter Kriminalift, 3. Meifter, hat (noch 
wärmer als Thomafius) gegen Ende des 18. Jahrhundert? das 
Studium der gerichtlihen Medizin den Juriſten empfohlen. In einem 
Auflage, betitelt: „Praktiſche Ideen über die Unentbehrlichkeit 
gründlicher Kenntniſſe der gerichtlichen Medizin für den Kriminaliſten 
und Träume über die Möglichkeit, fie allgemein zu verbreiten“ I), 
ſagt er: „Als ich Kriminalrath ward, mar es mir gleich im eriten 
Gutachten verdrießlich, mit der Miene, als verftünde ich es, die Ma- 
terialien der Obductionsſcheine — die fih auf anatomiſche Sprad: 
und Sachkunde durchaus zurüdziehen, ohne Sinn und Verſtaͤndniß 


)3.%8. de praesumptione furoris atque dementise — de crimine magiae 
— de jure circa somnum et somnia u. 
) R v* Bars Nepertorium für vie öffen ent, und. gerichtliche Arzneiwiſſenſchaft. 
‚6t 1, p. W-57. 
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abzufchreiben. Ich fing an, mir anatomifhe und phyſiologiſche Vor⸗ 
kenntniſſe zu verfehaffen, nahm bald zu meinem Eritaunen wahr, daß 
mandje3 visum repertum jelbft dem erften Anfänger höchſt zweideutig 
erfcheinen mußte, und opferte von diefer Zeit an, mitten in meinem 
überhäuften praltiſchen Geſchaftskreiſe, manche Nacht und einen Theil 
meiner Geſundheit dem Beftreben, gründliche Kenntniß mir in einem 
Fache zu erwerben, auf dem ſichtlich Menfchenleben beruht. Allein 
die Mühe hat fi mir überreihlich belohnt; denn ich habe 
das glüdliche Bewußtfein, daß z. B. vermeintliche Kindesmörderinnen, 
denen nach dem viso reperto dad Schwert, oder zum mindeften der 
Staupenfchlag mit ewiger Feftung gewiß geweien wäre, bei aller Recht⸗ 
lichkeit der Form der Obbultion und bei aller Scheinbarfeit der Treue 
und Sachkunde in derielben, bloß dadurch gerettet worden find, daß 
die nähere Würdigung des Materiales des visi reperti ein Interlocut 
und eine mit ihm gleihitimmende Information von Seiten bes Col- 
legii medici veranlaßt hat.” — Meifter glaubt jedoch, daß „ohne 
fyftematifhe und gründlide Kenntniß der Zwed nidt 
erreiht werde,“ meil Halbwifferei in der Medicina legalis oft 
dazu verleitet, ein Urtheil für mahr und gründlich zu halten, das es 
nit iſt; und auch umgekehrt, Zweifel wider ein Gutachten zu haben, 
das ganz richtig und gut ift. Gleichen Nupen wie der Striminalratb, 
fann (nad) Meifter) der Defenjor aus dem Studium der gerichtlichen 
Medizin ziehen. „Eine Vertheidigung,“ fagt er, „die es nicht bloß 
dem Scheine nad ift, muB die Gewißheit des TIhatheftandes gründlich 
prüfen und jeden gegründeten Bmeifel dem Richter finnlich maden. 
Allein der Bertheidiger muß fi auch wohl hüten, Tadel anzubringen, 
wo fein Stoff dazu ift, und in den Augen ber Aerzte fich lächerliche 
Blößen zu geben.” — „E3 gibt ferner Fälle,“ bemerkt Meifter ſehr 
richtig, „wo nicht die Hauptbeftinmung — fondern mo nur eine feinere 
Nuance der Entiheidung von einer medizinischen Vorfrage abhängt; 
in jolden Fällen ift ein Interlocut gemeinhin zwedmäßig; allein es 
wäre noch betrübter, wenn fich der Richter in ſolchen Fällen die In⸗ 
eidenzfragen nicht felbft und nicht gründlich beantworten könne. Es 
gibt ferner viel feinere Seiten des Thatbeftandes, melde, 
obgleih auf phyſikaliſchen Kenntniffen beruhend, doch unmöglih ein 
Gegenſtand des Obduktionsſcheines fein können. Erſt die fpeciellen Ein- 
lafjungen des Inquiſiten geben Stoff dazu, und fie können neue Rüd- 
fragen bei den Collegiis medicis veranlaſſen. Wie wichtig tritt nun 
bier die Rolle des Inquirenten hervor!” — „Iſt diefer nicht ein 
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Kenner der gerichtlichen Arzneikunde, jo gebt in ſolchen gewiß nicht 
jeltenen Fällen alle Feinbeit der Unterfuchung verloren. Seine Erbe- 
bungen werben dem Tünftigen Urtbeil des Arztes um fo befjer vorar⸗ 
beiten, je fachkundiger er zu inquiriren weiß.” — Endlich, „melde 
traurige Rolle fpielt die rvichterlihe Perſon, die ohne alle ane 
ſchauliche Kenntniß mit rihteriihen Anjehen und Beglaubigungstraft 
dem Sektionsgefhäfte beimohnen jol? Welche Glaubwürdigkeit gebührt 
dann dem, meldem das innere Auge fehlt für dag, mas er fehen 
will? „Wenn nun einmal, fährt Meifter fort, ein recht fchönes 
Obduktiong-Protofol in den Alten zu leſen ift — menn er nicht 
anatomifhe Kenntniſſe befist, it e8 von Seiten des Inquirenten 
irgendsmehr als Charlatanerie? — Was Tann geicheben, ala daß der 
Arzt dem rihterlihen Jaberren etwas in die Feder diktirt, mas 
diefer weder verjtanden noch geleben hat? Die Würde des Juri: 
ften fteht vielleicht nirgends in einer demüthigeren Lage, als eben 
bier!” — „E83 bleibt aljo nichts übrig, al3 von jedem 
Suriften, der an der Kriminaljuftiz als Kriminalratb, 
Inquirent oder Vertbeidiger Theil nehmen mill, fchled: 
terdings zu fordern, daß er gründlide Kenutniffe in 
diefer Hilfswiffenfhaft des Rechts babe,” — Sehr wichtig 
ift noch folgende Bemerkung Meiſter's. Nachdem er namentlich darz 
über Hagt, daß (zu feiner Zeit) auf den wenigften Univerfitäten die 
gerichtlide Medizin für Juriſten vorgetragen wird, fügt er binzu: 
„Wird fie aber vorgetragen, fo finde ich eine zweite Schwierigkeit 
darin, daB der gelehrtefte Vortrag derſelben oft nicht fo eingerichtet 
ift, daß er den YJuriften genießbar wird. Es ift eine böchit feltene 
Aufgabe für. einen Gelehrten, fich zu dem Begriffe eines Subjeftes 
berbeizulaffen, das in feiner Wiſſenſchaft ganz fremd if. — — Ich 
glaube daher faum, daß da, wo die Medicina legalis den 
Zuriften nit befonder3 vorgetragen wird, er wirk— 
lihden Nuten aus diefer Lehrftunde ziehen Tann.” So 
weit der wichtigfte Inhalt der trefflihen Abhandlung Meiſter's, deren 
vollitändige Lektüre wir dem Leſer auch wegen der übrigen jcharf: 
finnigen Bemerkungen, die diefelbe enthält, gemwifienhaft empfehlen 
können. 

Ich könnte noch eine Reihe von Rechtsgelehrten aus dem 18. Jahr⸗ 
hunderte anführen, welche in gleichem Sinne ſich für die Nützlichkeit 
dieſes Studiums ausſprachen. Es würde mich aber dieſe dogmatiſch⸗ 
hiſtoriſche Darſtellung zu weit führen, daher ich zur Anfſohluns einiger 


Haimerl's BVierteljahreſchrift f. Rechtew. II. 2. 
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gewichtigen Stimmen über dieſen Begenfland aus unferem Jahrhundert 
übergebe. 

3. Einer der: ausgezeichnetſten Rechtsgelehrten Deſterreichs, Br 
tobevera, fagt!): „Einheimiſche und fremde angeſehene Gerichtsärzte 
und praktiſche Kriminaliſten Hagen noch immer mit Grund über: die 
vielen Mißverſtändniſſe und die Jrrungen, melde „it: 
then Aerzte und Gerihtsperfonen, beſonders in der ee 
flimmung der Grängen ihrer wechfeljeitigen Gompetenz herrſchen; fie: 
warnen nachdrücklich, daß der Gerichtsarzt nicht in das Amt des Rich⸗ 
ters eingreife, fondern, unbekümmert um die rechtliden Folgen, das 
Refultat feiner wiſſenſchaftlichen Ueberzeugung wahr und gewiſſenhaft 
anzeige. Um diefer Verwirrung einigermaßen zu begegnen, findet man 
durch pofitive Gefete mehr oder weniger vorgezeichnet, worüber 
von der gerichtlichen Medizin zum Behufe der Strafrechtöpflege Aus: 
kunft verlangt, und Antwort ertbeilt werden Toll; deßhalb ift es auch 
den Gerichtöperfonen unentbehrlich, daß fie nicht nur diefe Box 
ſchriften genau kennen, fondern fi au mit den wichtigſten Lehren 
der gerichtlihen Arzneikunde, 3. B. Verletzungen, befannt machen. 
Nicht um fich jelbft eines millenfchaftlichen Urtheils auf dieſem Ge: 
biete anzumaßen, fondern um zu willen, welche nothwendige und zur 
Gompetenz des Gerichtsarztes gehörige Fragen der Richter ftellen 
fol und darf, und, um mit einiger Sicherheit zu beurtbeilen, ob das 
gelieferte medizinifch-gerichtlihe Gutachten gründli oder mangelhaft 
und ungejebmäßig, und ob Erläuterung oder Verbeſſerung von den 
bereit3 befragten Sachverftändigen oder von einer höheren Medizinal- 
bebörde einzuholen fei.“ 

4. Ein anderer Kriminalrechtälehrer, der berühmte Eduard 
Hente2), rechnet zu den Hilfsmitteln, welche die Anwendung der 
ftrafrechtlihen Lehren erläutern und dem praftiichen Kriminaliiten 
unentbehrlich find, nebit der Pſychologie auch die gerichtliche Me: 
dizin. „Obne welche, wie er jagt, weder der Syurift die zur Unter: 
fuhung von Verwundungen, Tödtungen, Beraubung der Geiftesträfte 
und andern ähnlichen Verbrechen nöthigen, gerichtlihen Handlungen 
mit glüdlidem Erfolge unternehmen, noch der Urtbheilsfpreder: 
und Vertheidiger die Urtheile und Gutachten der Aerzte und. 
Wundärzte gehörig veritehen und beurtheilen kann.“ — „Daß übrigens 





) Materialien, Bd. VIL, 
. % Lehrbuch des — Br. 1, 6 30; p. 188, 
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(bemerft Henke jehr wahr) die gerichtlihe Medizin (in fo ferne fie 
auch die Fälle zmeifelhbafter Zurehnungsfäbhigfeit vor 
ihren Richterftuhl zieht, und felbit in legter Inſtanz darüber entfchei- 
det) die gerichtlichen Behörden bisweilen in der Beurtheilung jolder 
Fälle irre führen könne, das bat die Erfahrung der neueften Zeit ge: 
lehrt.“ In Ddiefer Beziehung wird das Studium der gerichtlichen 
Pſychologie empfohlen. 

5. In Bezug auf leßtgenannte Disciplin bemerft der ausge: 
zeichnete Kriminaliftt Mittermaier (Neues Archiv für Kriminalvecht, 
Bd. 4, p. 417): 

„Rechtsgelehrte und Geſetzgeber balten häufig die Erforſchung 
der Geiſteskranken für feinen Gegenftand des kriminalrechtlichen Stu: 
diums und balten dieß für Sache des Arztes; allein fie bedenken nicht 
dabei: a) dab der Arzt nur aufgefordert vom Richter binzufomme ; 
daß aber der Richter ſelbſt mit den Kennzeichen diefer Störungen ver: 
traut fein fol, um die zweifelhaften Fälle zu erfennen; — b) daß 
fon in der Smquifition gegen Seelenfranfe eine eigenthümliche 
Richtung nöthig ift, deren Vernadhläffigung jelbit dem Arzte die Be- 
obachtung vereiteln Tann, und daß c) endlih, wenn der Arzt über die 
Krankheit entjchieden hat, das Urtheil über deren Einfluß auf Zurech— 
nung dem Richter, ohne Erkenntniß des Weſens und Grundes der 
Krankheit, nicht möglich fei !).” 

Sn einer Abhandlung über SHeritelung des Thatbejtandes des 
Kindesmordes (Neues Archiv des Kriminalvechtes, Bd. 7, p. 525) macht 
der leßgenannte Rechtölehrer auf mehrere Umftände aufmerkſam, melche, 
weil fie von Suriften nicht gehörig berüdfichtigt werden, dieſe leicht 
zur Annahme einer dem Kinde von der Mutter zugefügten Gewalt: 
thätigkeit verleiten fünnen. Unter diefen Umftänden führt Mitter: 
maier auch den phyſiſchen und pſychiſchen Zuftand der Mutter nad 
der Geburt an, und fügt dann hinzu: „Der Einwendung, daß bie 
Kenntniß diefer Zuftände dem Zuriften nicht nothwendig fei, indem der 
präjumtiv mit dem Detail feines Faches vertraute gerichtliche Arzt 
binreichende Aufflärung in feinem Gutachten dem Nichter gewähren 
werde — ift leicht begegnet, wenn man erwägt, daß dem Inquiren— 
ten nur dann, wenn er die Wichtigkeit des Einfluffes gewiſſer Beob⸗ 
ahkungen c auf gerechte Beurtheilung des Kindesmordes Tennt, die voll- 


') Beiläufig fei hier bemerkt, daß der Verſaſſer dieſes Aufſatzes mit der gericht- 
lichen Ui aud die gerichtliche Pſychologie in feinen Vorträgen verbindet. 
1& * 
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ftändige, auf alle wichtige Punkte gerichtete Unterfudung mög 
lich wird; auch der 'entfcheidende Richter darf nicht umbelannt mit 
ben ärztlichen Forfgungen fein, weil er die Pflicht: hat, am bie Sach⸗ 
verftändigen bie geeigneten Fragen zu ftellen, und derjenige, welcher 
den Einfluß gewiffer Punkte oder den obwaltenden : Streit Darüber 
nicht kennt, nicht im Stande ift, die wichtigen Fragen bervorzubeben, 
oder zu beurtbeilen, in wie fern das mitgefheilte ärztliche Gutachten 
genügend oder vollſtändig ift, ober ob ein nenes Gutachten nothwen⸗ 
dig wird I). Mit Recht dringt au Mittermaier auf das: Studium 
der gerichtlichen Medizin ala ein Hilfsmittel zum Studium: des Straf: 
verfahrens. — Er fagt (Deutiches Strafverfahren, Bd. 1, Einlei- 
tung, 8. 23): „Die gerichtliche Medizin wird dem Unterfuchungsrieh 
ter unentbehrlih, um den Thatbeftand mancher Berhreihen: rich 
tiger würdigen, die geeigneten Fragen an die Sachverftändigen ftellen 
zu können, und für die urtbeilenden Richter, um die Ausfagen ber: 
Kunftverftändigen felbftfländiger zu prüfen.“ — Aber nicht blos: für 
den Inquirenten and Unterſuchungsrichter, fondern au für den Ver: 
tbeidiger hält Mittermaier das oft erwähnte Studium für wid: 
tig. — Wir lefen nämlid in feiner Anleitung zur Vertheidi— 
gungskunſt (Regensburg 1845) da, wo von ben Hilfskenntniſſen 
der Vertheidigung die Nede tft (8. 21, p. 73): „Ganz vorzüglich aber 
wird BPiychologie?) dem Defenfor bedeutend fein, fie lehrt die ver: 
ſchiedenen Gemüthszuftände und Erſcheinungen erklären, fie zeigt die 
Mittel, der Abficht, den verborgenen Motiven nachzuſpüren, ift bet der 
Ausführung von Gemüthskrankheiten, von Affelten u. ſ. w. weſentlich 
und dient dazu, den Bertbeidiger zu lehren, ob die Unterfuhung in 
diefer Beziehung gehörig geführt ift, und welchen rechtlichen Einfluß 
eine gewiſſe Thatfahe auf die Aufhebung oder Verminderung ber 
Zurehnung bat. — Auch gerihtlige Arzneikunde darf dem 
Vertheidiger nicht unbelannt fein, um die Gutachten der Aerzte vers 
ftehen und würdigen zu können. Ohne die Kenntniffe der gerichtlichen 
Arzneikunde wird der Vertheidiger nicht einmal zu einem Zweifel und 
zur Erfenntniß der Nothwendigkeit fommen, einen andern Arzt zu be= 


— — — — 


1) gr Bezug auf die Wichtigkeit der Frag eſtellung ift die Abhandlung des 
tr. Beling: Ueber die bei gerichtliden Obduktionen den Nerzten vorzule: 
enben gen, hoͤnt lehrreich; ſiehe Henke's Zeitſchrift für Staatsarznei⸗ 
nde, Bo. 2, p. 276. 

2) Aus der Literatur, welhe Mittermaier bier anführt, iſt erfichtlich, daß 

bier die gerichtliche Mfychologie gemeint wird. | 
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fragen, wird auch nicht beurtheilen können, ob die Gutachten dem 
jetigen Stande der Forſchungen der Wiſſenſchaft entiprechen. Nicht 
jelten jest das Studium der gerichtlichen Arzneifunde erft den Per: 
theidiger in den Stand, den Richter auf die Unvollſtändigkeit 
oder Ungründlichkeit von ärztliden Gutachten aufmerk: 
fam zu machen, zmedmäßige Fragen an den Sachverftändigen zu ſtel— 
len, oder ihre Stellung vorzufchlagen, daher auf die Ergänzung der 
Unterfuhung in geridhtsärztlicher Beziehung im Intereſſe der Verthei— 
digung anzutragen, und bei der Führung der Vertheidigung nachzu— 
weiten, daß da3 Ärztlihe Gutachten auf irrigen Vorausfeßungen be: 
ruhe, daß die Sachverftändigen bei der Beobadtung unförmlich 
und ohne Kenntniß der Fortſchritte der Wiſſenſchaft verfahren, oder 
aus den Beobachtungen grundlofe, durch neue Erfahrungen widerlegte 
Schlüſſe abgeleitet haben.” 

6. Eben fo rechnet Feuerbach (Lehrbuch des peinlichen Rechts, 
8. 6) die gerichtlihde Medizin zu den eigentlihen Hilfswiſſenſchaf— 
ten de3 Kriminalrechts, und jeder aufmerffame Lefer der: „alten: 
mäßigen Darftellung merkwürdiger Verbrechen” aus der Feder 
dieſes ausgezeichneten Kriminaliiten wird fih von den gründlichen 
Kenntniffen desfelben in der gerichtlichen Medizin eben jo leicht über: 
zeugen, als man diejes tiefe Eingehen in die Lehren der genannten 
Disciplin aus dem Studium der vielen und gediegenen Arbeiten des 
unermübdlich:thätigen Mittermaier entnimmt. Aus den jelbitändigen 
Arbeiten Mittermaier's auf dem Gebiete der gerichtlihen Medizin, 
fo wie aus deflen zeitweilig Ueberſichten von den Fortjchritten 
der gerichtlihen Medizin (in dem Archiv des Kriminalrechts) Tann 
man nur mit Anerlennung erjeben, mit welcher Bebarrlichfeit und 
Liebe derjelbe diefen Kortichritten feine Thätigkeit zumendet, die Ne- 
fultate dieſer Wiſſenſchaft zum Gemeingute der Nechtögelehrten zu 
machen und diefe Letzteren für die gerichtsärztlichen Lehren zu inter: 
ejfiren fich beftrebt. — Wir könnten noch eine lange Reihe von aus: 
gezeichneten Kriminaliften und Nechtslehrern anführen, welche den 
Nutzen der gerihtlihen Medizin in ihren Lehrbüchern und fonjtigen 
Abhandlungen bervorbeben, allein wir glauben eine hinreichende Ans 
zahl von Stimmen angeführt zu haben, um nachzumeifen, daß tüchtige 
Kriminalrechtälebrer ſich für die Wichtigkeit dieſes Studiums für Juriften 
ausgeſprochen haben, und machen nur noch ſchließlich aufmerkſam 

1. Auf die trefflihe Vorrede, welche Weber, Vorſtand des 
Kriminal-Senates in Tübingen und Lehrer des Kriminalrechts, 
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feinem Handbuche der pſychiſchen Antropologie mit vor: 
züglicber Rückſicht auf die Strafrechtäpflege vorausſchickt, — und 

8. Auf eine Stelle aus einem der neueren Werfe Mitter: 
maiers. 

ad 7. Weber betrachtet die pſychiſche Antropologie als 
eine dem Kriminaliſten unentbehrliche Hilfswiſſenſchaft. Er ift aus 
mebrjäbriger Erfabrung überzeugt, daß mamentlih dem Kriminaliſten 
in Hinlidt auf Theorie und Praris jeines Faches eine gründliche und 
umfajjende Kenntniß der pſychiſchen Antropologie nüßlih und nötbig 
jet. Man finde freilich auch Kriminaliften, welche das tiefere Eingeben 
in die Pſychologie für etwas Entbehrliches oder gar Schädliches an— 
jeben, ja fich jelbit, bei allem ihren Mangel gründlicdher und umfafien- 
der pſychologiſcher Studien, zur Bearbeitung von Strafrechtsſyſtemen 
und Strafgeſetzbüchern nicht für unfähig balten; allein gegen den 
Wahn und das Treiben folder Ariminaliften bat fi längft die Er: 
fahrung ausgeſprochen, daß durd ein gründliches Studium der pſychi— 
ſchen Antropologie die Blößen, Einfeitigfeiten und tollkühnen Flüge 
mander philoſophiſchen Spefulation aufgededt wird. 

Sm einer Abhandlung „Ueber Wefen und Reform der Kriminal- 
Rechtspflege und Geſetzgebung“ (Neues Archiv für Kriminalrechtslehre, 
Bd. 1, St.3, p. 395, 1817) fagt derfelbe: „Gerade der Kriminalift, 
er ſei nun unterfuchender oder erfennender Richter, bewegt fih in 
einer durch fein pofitiveg Recht immer nur lar umfchriebenen Sphäre. 
Der gute Kriminalift muß daher überall mehr als nur Yurift (im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes) fein. Er muß fih auch ald Rechts: 
philofoph bewähren, er muß vorzüglih auh in das innere und 
außere Triebwerk des Menſchenlebens, in die allgemeinen 
und befondern Verhältniſſe des Staates und feiner Bewohner gereifte 
Anfichten haben; er muß nicht nur den Menfchen (theoretifh), Ton: 
dern auch die Menſchen (praktiſch) Tennen. 

- Nothwendig ift ihm daher (mie auch längſt anerfannt mwor- 
den) befonderg die Wiflenihaft der Piychologie, oder noch mehr 
(im umfaflenden PVerftande) der Antropologte al3 innere und 
äußere Menſchenkunde überhaupt. Aber au die Medicina 
forensis darf ihm nicht fremd fein. Denn wenn er auch diefe 
Wiſſenſchaft nicht in ihrem vollen Umfange und Gehalte fich leicht 
eigen zu macen vermag, noch braucht, fo dürfen ihm doch die Haupt: 
fäge derfelben Schon deßhalb nicht unbelannt ſein, weil er die zur 
Frage kommenden Auffchlüffe aus dieſer Dokkrin den Aerzten abzu⸗ 
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fordern, und fomit vorläufig doch zu wiſſen nöthig hat, wann und 
wie diefe Sachverſtändigen beigezogen und befragt werden follen.” 

ad 8. Was die eben erwähnte Stelle aus Mittermaier be 
trifft, jo jagt derfelbe ): „Bei der Benügung des Bemeifes durd 
Sachverſtändige bemerkt man, daß in den meilten Ländern diefe 
auf die Urtbeilsfällung im Strafverfahren fo einflußreiche Beweisquelle 
mangelhaft benügt wird.” — Zu den Urfacden diefer mangelhaften 
Benügung rechnet Mittermaier unter Andern auch die Weber: 
Ihägung der Sacverftändigen und bemerkt, daß in England die 
Benügung des Beweiſes durch Kunſtverſtaͤndige nicht blos wegen des 
ſchlechten Zuitandes der gerihtlihen Medizin dafelbit fo mangelhaft 
ilt, jondern die Behandlung der wichtigiten Fragen um fo mehr ober- 
flächlich geſchieht, j weniger die Juriſten, melde die Frage zu 
ftellen haben, um die Fortjchritte der Naturwiffenfhaften 
ſich kümmern — man würdigt nicht genug, daß eine eigenthiimliche 
Quelle des Beweiſes vorliegt, deren Benugung (da die Beweisfraft 
durch vielfahe Vorausſetzungen bedingt it) eine höchſt vorjichtige 
Thätigfeit derjenigen fordert, welche in der Verhandlung auf die Be— 
fragung der Sacverftändigen zu wirken haben; am meilten aber zeigt 
fih bier der nachtheilige Einfluß des Mungels der Kenntniß der techni- 
ſchen Wifjenfchaften, und die Vernachläſſigung gehöriger Vorbereitung 
von Seite der Perjonen, denen in der Verhandlung das Frageredht 
zuſteht, fo daß fie nicht von der Befugniß Gebrauch zu machen wiſſen, 
dur ihre Fragen Zweifel gegen eine vorgebrachte Anficht geltend 
zu maden, und die Sachveritandigen zu nöthigen, ihr Gutachten Durch 
überzeugende Gründe gegen jede Einwendung zu rechtfertigen. Se 
mehr in der Verhandlung durch Fragen an Sachverjtändige, durch den 
Widerftand der Anfihten die Wahrheit aufgellärt wird, deito öfter 
wird der gemwillenhafte, nicht eigenfinnige Sachverſtändige in die Lage 
kommen, feine urfprünglide Meinung zu ändern.” Schließlich kann ich 
nit umhin, darauf aufmerffam zu machen, daß der eben genannte 
Rechtslehrer da, wo er die Gebrechen der Einrichtungen in Frank: 
reich bezüglich der Gerichtsärzte beipricht 2), die wichtigen Worte hin: 


') Die Geſetzgebung und Rechtsubung über rShylhoriedren nach ihrer neueſten 
Fortbildung dargeſtellt. Erlangen 1856, p. 472 u. ſ. 

2) Siehe Goldtammer, Archiv, Bd. 1, 2. 118, aud über ben Nachtheil für 
die Vorunterfuhungen aus dem Mangel des Unterrichts der Suriften in der 
gerichtlichen Medizin und gerichtlihen Pſychologie, ſiehe 1. c. p. 119, 132 
und 
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zufügt: „Es ift anerlannt, Daß der Mangel der vom Staate zu gerichts: 
ärztlihen Unterfuchungen beftellten Aerzte vie größten Nachtheile hat, 
weil dann die Wahl der Sachverftändigen nur von den Beamten ab- 
hängt, weldye wegen bes Mangels des Studiums der gerichtlichen Me⸗ 
Dizin von Seiten der Zuriſten nicht im Stande find, die Wiche 
tigkeit der Beiziehung der geeigneten Männer - zu würdigen.” 

Wir glauben, binreihend nachgewieſen zu haben; 
daß gewihtige Autoritäten auf dem Gebiete ber Juris 
prudenz den Nuten der gerigtligen Medizin für. Jurk 
fen anerkannt haben.) 

Schließlich bemerfe ih noch, daß faſt alle Lehrer den ariminal 
Rechtes das genannte Studium zu den Hilfswiſſenſchaften für bie 
Ausbildung und Anwendung der Strafrechtswifienfchaften reinen 2). 


V. 


Nah Aufzählung juridiſcher Autoritäten, melde ſich zu 
Gunften der gerichtlichen Medizin ausfpradhen, mollen wir auch die 
Stimmen einiger berühmten Aerzte hören, welde den Juriſten das 
Studium der genannten Disciplin empfehlen, wobei im Borbinein 
bemerkt werden muß, daß fich mit wenigen Ausnahmen (3. B. Wilbd- 
berg) fait alle Lehrer ver gerichtlichen Medizin dafür ausfprechen, 
und der Unterfhied nur darin beiteht, daß ſich einige für die Noth— 
wendigfeit und für ein größeres Maß von Kenntniſſen — andere 
dagegen nur für die Nüglichleit und für eine blos allgemeine, 
biftoriihe Kenntnißnahme von den Reſultaten der gerichtsärztlidhen 
Forihung erklären. Bei der Unzahl von Lehrbüchern und bei der 
reihen Literatur der gerichtlichen Medizin könnte man ein Buch mit 
derlei empfeblenden Stimmen füllen. ch befchränfe mich daher wieder 


— — — 





») Verfaſſer muß bei dieſer Gelegenheit dankbar erwähnen, daß nicht nur ältere 
dtriminalvehtätehrer an unferer Hochſchule, wie 3. B. Hye, fondern neuere 
Lehrer des Strafreht?, unter Andern die Herren Profefloren Glaſer, 
Edlauer umd MWahlberg das Stubium der gerihtlihen Medizin ihren 
Kun mit allem Radıdrud empfehlen. Daß das hohe Unterrichts-Mini— 
erium der Wichtigleit dieſes Gegenſtandes die erforderlihe Rechnung getra: 
geht jhon aus dem Umſtande hervor, daß nit nur, und —F— zuerſt 
Ben BE N fondern auf andern Uninerfttäten Oeſterreichs eigene Lehrkanzeln 
ber gerichtlichen Medizin für Auriften beftehen. 
nalen, Feuerbach, Tittmann, Abegg, Mittermaier, Heffter 
Köftlin u. A. m. Zu den Juriſten, welde als Söhriftiteller in ber 
een Medizin auftraten, gebören vorzüglih Rey und Bifint 
eich 
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auf Anführung der diepfälligen Ausſprüche von nur einigen der vielen 
Männer, welche gründlide Kenntniffe mit gerichtsärztliher Praris 
verbinden und als Autoritäten in diefem Face bekannt find. Ich 
babe Schon früher bemerkt daß die Aufzählung ärztlicher Anfichten 
über den Nuten des Studiums der medicina forensis für Juriſten 
deßwegen nöthig ijt, weil e3 viele Gerichtsärzte gibt, mweldhe aus dem 
alleinigen Grunde gegen einen folchen Linterricht find, meil fie für 
ihre Autorität, für ihren Einfluß, für die unbedingte Geltung ihrer 
Gutachten beforgt find und jeden tieferen Einblid in ihre oft nur zu 
oberflächlichen Gutachten fürdten. Wie ein ganz anderes Selbit: 
vertrauen zu ihrer Wiſſenſchaft und Kunſt hatten. die größten 
Lehrer der gerichtlihen Medizin. Indem wir auch bier den biltori- 
hen Faden feithalten, wollen wir einige ärztliche Autoritäten reden 
laffen: 
1. Belanntlihd nimmt man den Staliener Fortunatus Fidelis 
als den eriten ſyſtematiſchen Schriftiteller der gerichtlihen Medizin 
an. In der Vorrede zu feinem Werke de relationibus medicorum 
Palermo 1603 fagt er: Er fei der erfte, welcher diefen Gegenitand 
ausführlicher bearbeitet, er hoffe, feinen Lefern werde dieß fein Werf an: 
genehm fein; find diefelben Aerzte, fo veritehe jich dieß wegen der 
Neuheit des Gegenftandes von felbit; find fie aber Zuriften, fo boffe 
er, fie werden in feinem Werke dasjenige leicht auffinden, was fie früher 
in andern Schriften ſuchen mußten, aber weniger gründlich vorfanden, 
biefelben werden alſo zmeifelsohne fich überzeugen, daß fie aus unjerer 
Arbeit in ihrem Berufe nicht wenig unterftüßt werben !). 

2. Einer der berühmteſten gerichtsärztlichen Schriftiteller (nad 
Fortunatus Fidelis) war Paul Zachias, welcher unter 
Pabſt Innocenz X. die Würde eines Protomedicus Generalis to- 
tius status ecclesiastici bekleidete und zugleich für die Rota romana 
die nötbigen ärztlihen Gutachten zu erjtatten hatte, die fich meiſtens 
auf Gegenftände des fanonifhen Rechts bezogen. Das Werk er: 
fhien in zwei Folio-Bänden im Jahre 1621 und mar erjt 1652 
vollendet unter dem Titel: Quaestiones medico-legales, worin neun 
Bücher die Theorie der gerichtlihen Medizin (mit einem berrlichen 
Kapitel über gerihtlihe Piychologie, lib. I. lit. I. de demen- 


Si vero jurisprudentiam profitentur, spero etiam, dum per nus ea facile 
habebunt, quae autea ab aliis, nec ita fideliter petenda fuerant, haud 
dublie illos sensuros esse, nostris laboribus non mediocriter adju- 


tos esse. 
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tia et rationis laesione, et morbis omnibus, qui rationem laedunt, 
p. 102—146, woraus man erjehen kann, daß die gerichtlich pſychologi⸗ 
ihen Fragen von den ältelten Gerichtäärzten ſchon ausführlih be: 
fproden wurden), und das 10. Buch die von Zacchias eritatteten 
Gutachten enthält!) und für das Studium des kanoniſchen Rechts 
eine unerfhöpflihe Fundgrube if. In der 2. Vorrede ad lectorem 
juris peritum erinnert Zacchias daran, daß die Geſetze, die Gloſ⸗ 
fatoren und andere Juriſten behaupten: „Medicis in cis, quae ad 
artem medicam pertinent, standum esse; er aber werde, um den 
Suriften gereht zu werden, die vorlommenden Fragen nicht 
blo8 „medico more* behandeln, fondern den Verſuch machen, fi 
auf den Standpunkt des Juriſten zu ftellen und alles mit Zeugnifjen 
der Rechtsgelehrten belegen. Uebrigens fügt er binzu, er babe zu- 
näͤchſt für Juriſten gejchrieben und dann für Aerzte (se jurisperitis 
primo, ac deinde etiam medicis ipsis scribere) 2). 

Mit Uebergehung der Urtheile anderer Schriftiteller des 17. Jahr: 
bundert3 wollen wir einige gerichtsärztliche Autoritäten des 18. und 
19. Jahrhunderts in gedrängter Kürze anführen. 

3. Zunädft erinnern wir an den ſchon genannten Mich. Alberti, 
welcher zuerit fein Systema jurisprudentiae medicae (Halae 1725 — 
836 Tom I—VI) und dann im Jahre 1739 einen medizinifchen Co⸗ 
mentar über die Eonftit. Criminal. Carolin. herausgab. Er jagt: „So 
wie in gerichtlihen Fällen vom Arzte vieles gefordert wird, welches 
deſſen Perſönlichkeit und Stellung betrifft, damit diefe einer jo wich- 
tigen Amtshandlung gemäß fi mürdig zeigen, eben fo wird von dem 
Richter das nöthige Willen und die angemefjene Klugheit gefordert, 
vermöge welcher er die Gutachten, Zeugniſſe und Entſcheidungen der 
Aerzte im allgemeinen beurtbeilen fünne, und damit er nicht gezwungen 
werde, in blinder Leichtgläubigkeit den nicht felten vorkom— 
menden falihen Urtbeilen und übereilten Ausſprüchen der Aerzte 


N) Eined der merfwürdigften Gutachten ift dag Confilium primum bis octa- 
vum des zehnten Buches dieſes Wertes; es betrifft die Frage, ob der jeiee 
Laurentius Juftinianus „Lanonifirt” werben foll auf Grundlage feiner 
Wunderkuren. Die Aufgabe war, ärztlid” nadzumeifen, daB die vom 
jeligen Laurentius vollführten Kuren auf natürlidem Wege nidt 
ftattfinden konnten; ergo etc. — Siebe auh De Haen de miraculis, Mien 
1776, Borrede. 

2) Sehr hart ift des Thomafius Urtbeil über B. Zacchias in der ober: 
wähnten Vorrede desſelben zu Alberti’3 systema jurisp. med. — Daß 
noch jest mandes aus Zachias zu lernen fei, baben Gafpers und 
Taudieu's Unterfuhungen über Päperaftie gelehrt. 
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Glauben zu ſchenken“ hy. Später fügt Alberti hinzu: „So vorfidtig 
Aerzte in ihrem Urtbeil über gerichtlich:medizinifche Gegenitände fein 
müflen, eben fo behutſam müſſen Richter in diefer Beziehung fein, 
befonders was gerichtliche Medizin betrifft (maxime circa medicinam 
forensen). Denn ein übereiltes und ohne reifliche Ueberlegung dent 
ärztlihen Gutachten gefchenktes Vertrauen kann den Richter leicht 
blenden und verführen?),, Daher müflen die Gründe und Beweis—⸗ 
führungen der Aerzte wohl erwogen werden, in wieweit diefelben aus 
der Natur der Dinge geichöpft oder blos auf Vermuthung und auf 
leichtfinniger Hypotheſe fich gründen. Und obwohl e8 nicht jedem 
Richter erlaubt ift, Direkt, und aus irgend einer vorgefaßten Meinung, 
oder aus Uengitlichfeit und vom rein fpelulativen Standpunkt das 
Gutachten zu cenfuriren, zu entkräften oder zmeifelhaft zu machen, fo 
muß der Richter dennoch fi) wohl um die Gründlichkeit und Klarheit 
der Beweisführung in den gerichtsärztlichen Gutachten befümmern.” — 
Wir mollen nun noch einige gerichtsärztlihe Schriftiteller des 18. 
Jahrhunderts über dieſen Gegenitand anhören. 

4. In A. von Hallers Vorlefungen über vie gerichtliche 
Arzenei-Wilfenichaft (Bern 1782) heißt es 8. 5: „Nicht minder ilt zu 
erfehen, wie notbwendig es dem Rechtsgelehrten und Geiftlichen, als 
Beiliger in einem Confiftorium, wird, ſich mit diefer Wiſſenſchaft be- 
fannt zu machen. Denn wie wäre, zum Grempel, jener fühig, einzu- 
jeben, ob ein Urtheil über die Töptlichkeit einer Wunde, Wahrheit einer 
Schwangerichaft, oder Nahahmung oder Verhüllung derjelben, Recht: 
mäßigfeit oder Unrechtmaͤßigkeit einer Geburt u. f. mw. richtig ift, wenn 
es ihm an den Gründen diefer Wiſſenſchaft mangelt? Außer diefem 


') Ita vicissim ab ipso Judice foricivilis debita scientia et prudentia desi- 
deratur, secundum quam ipse medicorum relationes, testimonia, et deci- 
siones in genere dijudicare potest, ne caecä quädam credulitate 
medicorum falsis interdum sententis et praecipitatis decretis fidem 
dare teneatur (l. c. Tom. I. thes I. Nr. XII. 

”) Quam judiciosi medici esse debent in medicina forensi, tam circum- 
specti et judiciosi esse debent judices in foro civili; maxime circa 
medicinam forensem; siquidem praematura, nihilque deliberata 
fiducia de judiciis medicis facile alios judices occaecare et seducere po- 
test. Hinc medicorum argumeuta et fundamenta bene sunt ponderanda, 
an ex natura rei — an ex oppinione et frivola praesumptione 
petita sint, et quamvis non aeque judici licitum sit, absolute et exali& 
quädam praeconcept& opinione decisum medicorum scrupulose sub cen- 
suram vocare, enervare et dubium reddere, tamen convenit quod ju- 
dex de solidioribus et magis perspicuis argumentis sit 
sollicitus (l. c. Nr. X). 
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Nuten gedachter Wiſſenſchaft iſt es vielleicht ſchicklich, hier zu bemerken 
daß durch dieſelbe mehr ‚als ein. trockenes Kapitel der Rechtsgelehr 
ſamkeit —— — das Stublum — nn: 9. 
macht en ae 
% Chi Fabner (BoURändiges- Sofem. ber gerichtlichen 
—— ein Handbuch für Richter und gerichtliche Aerzte, Stendal. 
1795, 1 Bd., 8. 2) fagt:. „Unter die wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe, bie: 
man von jedem Richter mit Recht verlangt, gehört unftreitig. auch: bie 
gerichtliche Arzeneilunde; man bat zwar zeither geglaubt, und fogar 
Öffentlich gelehrt, daß es genug fei, wenn ein Richter nur einige ober: 
flächliche Kenntniß davon habe; aber das hat die ſchädliche Folge 
gehabt, daß die mehrften jungen Rechtsgelehrten auf Alademien diefe: 
Wiffenfhaft mehr zum Vergnügen gehört, als eigentlich ftubirt haben. 
Wie kann aber der Richter ohne mit dem ganzen Umfange dieſer 
Wiſſenſchaft bekannt zu fein, willen, was eigentlich alles in -das Gebiet: 
der gerichtlichen Arzeneikunde gehört; was in jedem ſolchen Falle feine 
Pflicht ift, wie weit diefe gebt und befonderd ob der gerichtliche Arzt, 
den er requirirt hat, auch wirklich alles das geleiftet und auch fo ge: 
leiftet hat, was und mie e8 die Umftände bei jedem Falle erbeilchen, 
und mer weiß nicht, wie nadhläßig und oberflächlich oft 
die Phyſikats-Geſchäfte leider beforgt werden; freilih 
braucht der Richter nicht fo viel und fo gründliche Kenntniffe zu haben, 
ala billig jeder Phyſikus haben follte; dieß ift theils nicht möglich, 
theil3 auch nicht nöthig; aber ganz fremd darf er doch in feinem Ka⸗ 
pitel fein, Das zur gerichtlichen Arzeneikunde gehört — „jemehr 
gründliche Kenntniffe in der gerichtlichen Arzeneikunde er ſich er- 
rworben bat, deito gewifjer kann man von ihm erwarten, und un fo 
mehr kann man von ihm fordern, daß er bei gerichtlichen Vorfällen 
jeine Pflicht ganz erfüllen wird und muß; befonder3 muß er genau 
wiflen, was bei einer legalen Befichtigung und Section zu beobachten 
if; was zu einem viso reperto alles gehört, von melchen fachver- 
ftändigen Medizinalperfonen er in jedem (fpeziellen) Falle mehr Be: 
lehbrung und Aufihluß fordern und erwarten kann — wie er feine 
Requifition zwedmäßig einrichte — was für ſachdienliche Fragen er 
thun und überhaupt, welche Anftalten und Verfügungen er in allen 
Fällen, die zur gerichtlichen Arzneikunde gehören, zu treffen bat, um 
zu feinem Zwede zu gelangen.” — Sehr wahr und ganz aus ber Er: 
fahrung geihöpft fügt Fahner hinzu: „Erfahrene Phyſiker wiſſen 
es wohl und erfahren es täglich, daß ein Richter Durch zweddienliche 
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Verfügungen auch die ſchwerſten Phyſikatsgeſchäfte jehr erleichtern und 
befördern, aber auch durh Mangel an der nöthigen Sad: 
fenntniß die Arbeit dem gerihtlihen Arzte fehr er: 
ſchweren und fogar oft den dabei beabfichtigten Nutzen fehr verhin: 
dern kann. Auch muß e3 dem Nichter, der in der gerichtlichen Arznei: 
funde wohl bemanbert ift, viel leichter werden, jede Sache, die dahin 
einfchlägt, gründlich zu unterfuchen, auch überhaupt bei allen ſolchen 
gerichtlihen Vorfällen ein gejcheites Protofol zu führen. Selbſt das 
Geſchäft der öffentliden Vertheidigung wird fein Nechtsgelehrter 
mit Ehre und guten Erfolge ausführen können, wenn er fi nicht 
gründliche Kenntniffe in der gerichtlichen Arzneitumde erworben hat). — 
Ein anderer Lehrer der gerichtlichen Medizin, 

6. J. B. Müller (Entwurf der gerihtlihen Arzneimiflenichaft 
nach juriftiichen und medizinischen Grundjägen für Geiltliche, Rechts— 
gelehrte und Aerzte, Frankfurt a. M. 1796, Bd. 1, Vorbericht, p. IX) 
fagt da, wo er über die Eigenfchaften eines Defenſor's fpridt: 
„Die meiften Blutfchulden gehören in das Gebiet der Medizin und 
befommen von derfelben das nöthige Licht. Der Defenfor fol aljo 
von Rechtswegen die Natur der Berlegungen einigermaßen zu beur: 
theilen im Stande fein; er fol die Rechtögründe fichten, welche die 
Berdammung beifchen, und andere aufitellen, welche die Freiſprechung 
ober Minderung der Strafen in geböriges Licht ſetzen; allein mande 
diefer Herren balten ſich bei Nebenpuntten auf, melde die Größe des 
Verbrechens nicht mindern, und fuchen mit einem fchön geifterifchen 
Bombaft das Mitleid der Richter zu erregen, außerdem überfchauen 
die Herren die [hlüpfrigen Gefilde der gerihtlihen Arz 
neikunde keineswegs, und erhalten meilten® von den gemöhnlichen 
Doktoren auf Befragen wenig Troft, folglih führt Ein Blinder den 
Andern, fie machen alfo eine gar komiſche Figur, menn fie entweder 
den Fundichein umftoßen, oder die Folgerungen tadeln wollen; und 
da fie feine hinlänglichen Sachkenntniſſe befiten, jo bemühen fie fich, 
den Phyſikus lächerlid zu machen, feine Worte zu verdreben oder 
ihnen einen einen falſchen Sinn unterzufchieben. Diefen Mängeln und 


i) Höchft leſenswerth find aud Fahner's Bemerkungen (I. c. $. 3) Ueber die 
an ten und Geichäfte eines Richters in Fällen, die zur gerichtlihen Arznei: 
kunde gehören, bie wir jedoch ihrer EN übergehen müffen; es ſei 

I nur im Borübergehen bemerkt, daß dieſer Schriftiteller des 18, Jahr⸗ 
underts nur zu haͤufig benützt, aber ſehr felten citirt wird. 
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Fehlern wird am Beften dur das Studium der gerichtlichen Arznei 
wiſſenſchaft abgebolfen 2). 

Wir geben in hiſtoriſcher Reihenfolge zu einem Schriftſteller 
über, welcher ſchon im 18. Jahrhundert auf dem Gebiete der gericht» 
lihen Medizin Xreffliches leiftete, deſſen literariſche und praktiſche 
<hätigfeit aber fchon in das 19. Jahrhundert bineinragte, wir meinen 

7. den trefflihden 3. D. Metzger. m feinem: Kurzgefaßten 
Syſtem der gerichtlihen Arzneiwiſſenſchaft (welches ſchon 1793 er⸗ 
ſchien und noch jegt ala Mufter einer Haren, bündigen und präcijen 
Darftellung gilt, im Jahre 1814 in A. Auflage von Gruner, und 
im Jahre 1820 von Remer vermehrt in fünfter Auflage erſchien) 
jagt diefer obgenannte Schriftiteller (8. 15, Edit. Gruner, und $. 18, 
Edit. Remer), daß die Trage fchwer zu enticheiden ſei, ob dem 
Rechtägelehrten das Studium der gerichtlichen Arzneiwiſſenſchaft nütz⸗ 
lih oder nöthig fei; nachdem Megger die Gründe derjenigen Aerzte 
und Nechtögelehrten kurz berührt, welche obige Frage theils bejaben, 
theils verneinen, jagt er: „Es iſt ſchwer, die beiderjeitig vorgetragenen 
Gründe jo gegen einander abzumägen, daß eine Meinung vor der an: 
bern ein entjcheivendes Webergewicht behält. Wir maßen uns alfo kei— 
nen Ausſpruch darüber an und überlaflen e8 den Neigungen der 
Rechtsgelehrten ſelbſt, wie weit fie es in der Erwerbung ge: 
richtlich-⸗ mediziniſcher Kenntniffe zu bringen und fich die nöthigen Vor: 
fenntnijje zu diefem Endzwed zu erwerben für gut finden werden ?). 

8. Wir bemerken bier zugleich, daß ſich die zwei oben erwähnten 
Herausgeber des Metzger'ſchen Syitems für die Nüglichleit dieſes 
Studiums ausgeſprochen haben, und zwar iſt Gruner der Meinung, 
es jei dem Nechtögelehrten nur eine allgemeine Ueberficht der gericht: 
lien Medizin nöthig, während 

9. Remer geneigt ift, von dem Nechtsgelehrten recht viele Kennt⸗ 
niffe zu fordern, in dieſer Beziehung bemerkt er, daß 1. Richter 





ı) Sehr ſchön fagte ſchon Alberti, System. jur. prud. med. T. I. p. 393: 
„Ut plurimum vero in suis defensionibus advocati medicorum rela- 
tiones ac decisiones invadere, arrodere, enervare et aliter interpretari 
solent ; interdum vero plane inutili garrulitate, vana verbositate prae- 
ter meritum illas destruere et detorquere haud erubescunt.* 

) Aud im eriten Band feiner gerichtlich-mediziniichen le beipricht 
Metzger dieje Frage und kommt zu einem andern at, nämlid dem 
Rechtsgelehrten dieſes Stubium zu widerratben; er führt jedoch vorzüglid) 
den Grund an, daß junge Rechtögelehrte dieſem Studium feinen Geſchmack 
abgewinnen können. 
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Fundſcheine, Gutachten, Defenfionen lejen, beurtheilen, und nad ihrem 
Smbalte ſprechen; daß 2. Inguirenten den durd die Inquiſi— 
tion zu ermittelnden Thatbeitand feftitellen, deßhalb die Inquiſition 
richtig leiten; 3. Defenforen durch Beurtheilung der Obduktion 
und des Fundfcheines Materialien zu ihrer Bertheidigung erhalten 
fönnen, und je fachlundiger fie find, deito mehr vor Rabuliſterei ge: 
fhüßt werden; A. der Rechtögelehrte präfidirt bei der Obduktion, und 
fpielt folglich eine traurige Rolle, wenn er von dem Inhalte der Ber: 
handlung nichts verfteht; endlich kann 5. ein einmal begangenes Ber: 
ſehen, welches der Richter durch beſſere Sachlenntniß verhütet hätte, 
duch nichts wieder gut gemacht werden. 


VI 


Wir geben nun zu den Stimmen anderer berühmten ärztlichen 
Autoritäten des 19. Jahrhunderts über; zunächſt wollen wir die An: 
fiht des um die gerichtliche Medizin hochverdienten 

10. Mafius!) anführen. Sn feinem: Handbuch der gerichtlichen 
Arzneiwiffenihaft zum Gebrauche für gerihtlihe Aerzte und Rechts: 
gelehrte (Stendal 1821— 1832, Bd. 1, 8. 25) fagt er: „Ob das Stus 
dium der gerichtlichen Arzneiwiſſenſchaft dem Rechtsgelehrten nöthig 
oder nüglich fei, darüber haben die Aerzte viel geftritten und ftreiten 
noch — die Rechtsgelehrten haben aber nun einmal die gericht: 
liche Medisin ala Hilfswiſſenſchaft für ihr Fach anerkannt; ob fie die 
mit Grund und mit wirklichem Nuten für den praltifchen Rechtsge⸗ 
kehrten thun oder niht — darüber zu entfcheiden kann menigftens der 
Arzt nicht competent fein; auf alle Fälle wird man doch zugeben 
müflen, daß 1. der Nechtögelehrte wenigſtens willen müffe, mie der 
gerichtliche Arzt bei der Leichenichau zu verfahren habe, um beurtheis 
len zu können, ob derjelbe auch Funftgemäß zu Werke geht, 3. B. ob 
er die Lungenprobe rihtig vornimmt’) u. dgl.; 2. daß er beurtheilen 
könne, ob in vorlommenden Fällen eine bloße Belichtigung des Leich: 
nams oder eine Sektion erforderlich ſei; 3. daß er wiſſe, welche Auf- 


') Auch diefer Schriftiteller gehört zu denjenigen, welche man zwar abfchreibt, 
aber felten citirt; und Schreiber dieſes könnte mande „Exempla* anführen, 
wenn fie nidht „odiosa“ wären. 

2) In einer in Wien im Auguft 1851 vorgelommenen öffentlihen Verhandlung 
über Kindesmord ftellte fih heraus, daß die Unterlaffung der Auf: 
nahme der Kopfdurchmeſſer des Kindes dem Vertheidiger freien 
Spielraum ließ und der Beweis der Schuld nicht zu führen war (fiehe allg. 
öfterr. Gerichtösdeitung 1851, Nr. 183— 1846, 
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flärung er fich in jedem Falle von der gerichtlichen Arzneiwiſſenſchaft 
zu verfprechen babe, und wie er die Fragen an die eine ‚oder andere 
gerichtliche Medizinal-Perſon einzurichten habe; 4. dab er das Obduk⸗ 
tions-Atteft wenigſtens in jo weit beurtbeilen fünne, um offenbare 
Irrthümer in demſelben zu entdeden und einzufehen, was dem 
gerichtlichen Arzte etwa noch zu ſuppeditiren fein möchte, und ob das 
Wideriprehende zwifhen dem Fundſcheine und den Rejultaten der ge: 
richtlichen Unterfuhung in Dunkelheiten des eritern liege, um’ das 
Erachten von MedizinalsKollegien oder medizinischen Fakultäten einholen 
zu können. So wie aber die gerichtlihe Arzneiwiſſenſchaft bisher für 
Aerzte vorgetragen und abgehandelt wurde, kann fie nur für dieſe 
brauchbar und verftändlich fein, dem NRechtögelehrten wird fie nach 
diefer Methode völlig unnütz. Mit Recht haben daber einige 
Nechtslebrer den Wunfh geäußert, daß die geridtlide 
Arzneiwiſſenſchaft (zu ihrem Gebraude) nah einem bejon- 
dern Plane abgebandelt werden möge (in der That ſchrieb 
Majius ein eigenes Lehrbuch der gerichtlichen Arzneikunde für Rechts⸗ 
gelehrte, wie auch ſpaͤte Bergmann ein Xebraud der Medicina 
forensis für Juriſten im Jahre 1846). 

Eine gleich große Autorität wie Metzger und Maſius bilden 
bie zwei ausgezeichneten Lehrer ber gerichtlihen Medizin: 

11. Mende, und 

12. Henke. Erfterer befpricht (in feinem: „Ausführlichen Hand» 
buche der gerichtlichen Medizin für Gejeßgeber, Rechtsgelehrte, Aerzte 
und Wundaͤrzte,“ Leipzig 1819—1832, im 2. Bb., 8. 79-87) fehr 
ausführlih die Frage: „Sollen die Gefebgeber und Rechtsgelehrten 
feine Kenntniffe von der gerichtlihen Medizin befigen, und follen fie 
bei gerichtlich-mediziniihen Geſchäften gar nicht mitreden dürfen?“ 
„Die Stimmen der Aerzte und der Necht3gelehrten (jagt Mende) 
find hierüber fehr ungleich ausgefallen; beide Parteien haben Gründe 
für ihre Meinung angeführt, die aber, weil fie nicht von dem rechten 
Standpunkte au entnommen waren, die Sache nicht zur Entſcheidung 
brachten. Die Sache dreht fich, beftimmter gefaßt, darum, ob die 
Rechtswiſſenſchaft ohne die Kenntniffe, die den Inhalt 
ber gerihtlihen Medizin ausmachen, vollftändig ei, 
und ob der Rechtögelehrte ohne fie Gerechtigkeit ausüben könne?” Nach 
einer Erläuterung der Natur des Rechts fommt Mende auf die 
Schlußfolgerung: dag Recht. fteht mit allen Kenntniffen der Zeit in 
der genaueften Webereinftimmmg und kaun ohne fie. nicht ‚begriffen 
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werden; zu diefen Kenntniſſen gehören hauptſächlich medizinifche, um 
welche fich zu befünmern die Rechtswiſſenſchaft um fo mehr genöthigt 
it, als jene auch auf die Fortbildung des Rechts einen ent: 
ſcheidenden Einfluß theils ſchon gehabt haben, theils aber noch erlan- 
gen werden und müſſen; die Rechtswiſſenſchaft kann alſo als ſolche 
die gerichtliche Medizin, wie fie geivorden ift und wie fie jegt iſt, nicht 
verleugnen, und ein Rechtsgelehrter, der ohne gerichtlich: 
medizinifhe Kenntniffe das Recht üben will, verdient 
dDiefen Namen nicht. Die gerichtliche Medizin dient dem Necht2: 
gelehrten zur Erlangung von Wahrheit, und zwar einer be- 
ftimmten, die fih auf den Menſchen, feine möglichen Zuftände und 
feine Verbältniffe bezieht. Wo und wann er diefer Wahrheit bedürfe, 
das lehrt ihn feine eigene Willenfhaft — die Wahrheit felbjt aber 
und die Art, wie fie zu erlangen ift, Tann er nur durch die gericht: 
liche Medizin lernen, dazu it es alſo nöthig, daß er diefe Kunde in 
ihrem ganzen Umfange fenne; der Unterjchied feiner Kenntniffe 
von denen, die dem Arzte zufommen, befteht darin, daß er fie als 
etwag Gegebenes umfaßt, um beifen Gründe er fich nicht befüm- 
mert, der Arzt aber fie ſtets aus ihren Quellen zu entiwideln hat. 
Die gefhichtliche und Die ausübende Seite der gerichtlihen Medizin 
find eg, welche für den Nechtsgelehrten Werth haben;“ endlich macht 
Mende auf einen Umftand aufmerffam, welcher bei der Wichtigkeit, 
welche man in unferer Beit auf die Rechtsgeſchichte legt, bervor- 
gehoben zu werden verdient. „Ohne die Kenntniß des Einflufes der 
gerichtlichen Medizin auf den Begriff von Necht, auf die Geſetzgebung 
und Rechtspflege, wie fie fich in der Zeit ausgebildet haben, läßt fich 
eine eigentliche Nechtögefchichte gar nicht denfen — eben fo mwenig 
laßt fich ohne Bekanntſchaft mit der Ausübung der gerichtlihen Medi: 
zin dieſes wichtige Mittel niemals für den Rechtszweck mit der nötbi- 
gen Sicherheit anwenden. Eben weil es an der Senntniß des Ge 
ſchichtlichen der gerichtlihen Medizin faſt ganz gefehlt hat, find die 
Arbeiten, die fih Über die äußerlibe Rechtsgeſchichte hinaus 
erftreden follen, fo wie die fogenannten Geſchichtsbücher des peinlichen 
Rechts fo äußerſt mager und unvollfommen ausgefallen (vergl. meine 
„Einleitung in das Studium der gerichtlihen Medizin,” Wien 1851, 
8. 22, Bemerkungen zur Gejchichte der gerichtlihen Medizin H. 


I) Siehe Advolat Dr. Hop 3 Beiträge zur Gejeichte | nr "gerichtlichen Medizin 
(Wildberg'3 Jahrb. d. St. N. e Ge. V und ’ 


Haimer!’d Bierteljahresfhrift f. Rechtsw. III. 2, 15 
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Die zweite oben erwähnte gerichtsärztliche Autorität, der um die 
gerichtliche Medizin bochverdiente Adolph Henke, ſpricht ſich (in 
feinem Lehrbuch der gerichtlihen Medizin, 12. Auflage, Berlin 1851, 
Ausgabe von Bergmann) $. 10—12 über die Frage, ob auch den 
Rechtsgelehrten die Kenntniß der gerichtlichen Medizin nothwendig ſei, 
dahin aus, daß ſowohl die Unterfuchungsführer, die Spruchrichter als 
die Vertheidiger derfelben bedürfen; die Erfteren, um alle Umftände, 
welche Aufihluß geben können, durch die Unterſuchung gehörig in's 
Licht zu ſetzen, und Die Andern, um die vom gerichtlich⸗mediziniſchen 
Perſonal ertheilten Fundſcheine und Gutachten in Hinficht ihrer geſetz⸗ 
lihen Form, Volftändigkeit und Beweiskraft prüfen zu können — 
eine fo tief eindringende und gründliche Kenntniß der gerichtlichen 
Medizin, ala dem gerichtlichen Arzte zukommt, kann von dem Hecht: 
gelehrten unmöglich erworben, und folglich auch nicht gefordert wer: 
den; wenn man aber ſieht, weldher Art die Berlegenbeiten und 
Mipgriffe der Juriſten in ihrem Verkehre mit Gerichtäärzten zu 
jein pflegen, fo überzeugt man fi, daß ihnen allerdings vielfach ge: 
nüßt werden kann durch eine Unterweifung, weldye das gerichtsärzt: 
lie Verfahren auf feine Grundlagen zurüdführt, den medizinifchen 
Raien den Zuſammenhang des drztlihen Willens in fo meit fehen 
läßt, daß derjelbe leichter einfiebt, unter welchen Umſtänden und in 
wie weit er von dem Arzte Auskunft über feine Fragen erwarten 
darf, welche Materialien der Arzt dabei nöthig bat.“ In einer frü— 
beren Ausgabe des Henke'ſchen Lehrbuchs, Berlin 1845, beißt es 
noch ($. 11—12): „Eine hiſtoriſche Keuntniß der gerichtlichen 
Arzneilunde ift dem Rechtögelehrten und namentlih dem Kriminaliften 
von großer Wichtigkeit. Dieje kann von ihm bei einigem Eifer erwor: 
ben werden; eine ſolche hiftorifche Kenntniß kann dazu dienen, den 
Nechtsgelehrten auf Lüden und Mängel bei der Obduktion, auf 
nicht hinlänglich begründete oder irrige Schlüſſe aufmerkſam zu machen 
und ihn lehren, über melde Fragen in einem zweifelhaften alle die 
Entfcheidung der medizinalen Behörden einzuholen fei. 

13. Wir Inüpfen an diefe Anficht Henke's die feines Heraus: 
gebers, des Profefiors Bergmann in Göttingen (welcher auch im 
Jahre 1846 ein eigenes Lehrbuch der Medicina forensis für Auriften 
berausgab) , er jagt dafelbit, 8.9: „Daß eine Medicina forensis für 
Suriften den Compler derjenigen naturwiflenfchaftlihen Kenntniſſe ent- 
bält, welche dem Nichter zur Leitung und Beurtbeilung des Beweiſes 
duch Aerzte und andere naturkundige Sachverftändige nöthig find. 
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Richt minder wichtig, ja unentbehrlich ift fie für den Anwalt, der 
als Beiltand oder Bertheidiger bald die gerichtlichen Beweismittel her⸗ 
beizufchaffen, bald den gelieferten Beweis und das darauf geitüßte 
richterlihe Urtheil zu prüfen und zu conftatiren bat. Sie dient endlich 
auch in vielm Fällen dem Gefeggeber, indem fie lehrt, welche 
Befugniſſe und Belchränfungen einerjeits für den Nichter bezüglich 
der BZuziehung, Leitung und Beurtbeilung der Sadjverftändigen, 
andererſeits für den Arzt in Beziehung auf feine gerichtlichen Funk- 
tionen angemefjen find.” — Sn dem von Bergmann berausgege- 
benen oberwähnten Henke'ſchen Lehrbuche ſagt Erfterer (1. c. 8. 12): 
„Ein Juriſt, welcher ſich von der” Medicina forensis das angeeignet 
bat, was ihm leicht und zufammenhängend mitgetheilt werden kann, 
wird dadurch nicht blos in der Führung feines Amtes fich erleichtert 
ichen, Sondern auch von maucherlei materiellen Zmeifeln befreit wer: 
ben, welche zwar die Führung der Gefchäfte nicht unmittelbar berühren, 
dennoch aber fehr läſtig fallen.” In einer Anmerkung zu diefem 
Paragraphe bemerft Bergmann fehr richtig: „Man laſſe fih vor 
Allem ja nicht durch die oft wiederholte und allerdings plaufible Be⸗ 
merfung irre maden: Nichtwiſſen fei bier beffer als Halb: 
wiffen.” Jeder Laie in medizinischen Wiſſenſchaften ift befanntlich 
ein medizinischer Halbwiſſer; bat alfo nicht zu fürchten, daß er durch 
die Medicina forensis den ſchätzbaren Zuftand der völligen Unwiſſen⸗ 
beit verliere, fondern zu hoffen, daß er die halbwahren Be: 
griffe verliere gegen beffere. Wenn Richter und Sachwalter 
den Gerichtäärzten durch Halbwiſſen läftig werden, jo iſt es ſchwerlich 
in Folge wirklicher Studien, des Beſuchs zwedmäßiger Vorlefungen 
(welche eher geeignet fein dürften, zur Beſcheidenheit zu führen), 
jondern weil fie bei der Gelegenheit allenfalls in irgend einem Buche 
eine Stelle gefunden haben, welche ihnen zu ihrem Zwecke zu paſſen 
Icheint, und diejelbe außer dem Zuſammenhange vortragen.” 

14. Wir wollen nun noch die Anfichten einiger neuern Schrift: 
iteller im Gebiete der gerichtlihen Medizin anführen. Schürmayer 
(Lehrbuch der gerichtlichen Medizin, Erlangen 1850, 8. 19) jagt: „daß 
die Kenntniß des Zuftandes der gerichtlichen Medizin und dag Stu— 
dium derfelben bis auf eine gewiſſe Breite und Tiefe auch dem Juri— 
ten unentbehrlich fei, hat emdlich die Neuzeit ziemlich allgemein 
onerfannt. Im manchen ſchwierig ſcheinenden Fragen wird dadurch) 
zwifchen Gerichtsarzt und Richter befriedigende Verftändigung ber: 
beigeführt, und bei eigener Ueberzeugung von dem wiſſenſchaftlichen 
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Werthe der Doktrin wird bei dem RNichter auch das Vertrauen auf 
die praftifche Wirkſamleit erhöht und befeftigt. Mipverftändniffe und 
Competenz-Conflikte werden dadurch am ficherften vermieden; 
der Inquirent imd Nichter wird an ben Gerichtsarzt bie Frage richtig. 
ftellen ; eine ftrenge formelle Prüfung des gerichtsätztlichen: Gutachtens 
(wie fie unftreitig dem Richter zufteht) wird ohne Kenntnifle in der 
gerichtlichen Medizin nicht außgeführt werben können, der Richter wird 
die Grenzen feiner Competenz nur fhätfer erkennen lernen und in ber 
Lage fein, in Fällen erheblicher Unrichtigfeiten eine weitere MORE 
ftändige Prüfung zu veranlaflen. 

15.—16. Mit gleicher Beftimmtheit Sprechen ſich zwei ber — 
Lehrer der gerichtlichen Medizin, die Profeſſoren Krahmer (Handbuch 
der gerichtlichen Medizin für Aerzte und Spuriften, 2. Aufl, Braun: 
ſchweig 1857) und Böder (Lehrbuch der gerichtlifen: Medizin. für: 
Aerzte und Juriften, 2. Auflage, Iſerlon 18572) aus. Erſterer fagt 
(l. c.8.7): „Die Nothwendigkeit, die gerichtliche Medizin zu 
ftudiren, tft für den Juriſten in Preußen formell feftgeftelt. Die 
gerichtliche Medizin bat weder die Aufgabe, Aerzte noch Rechtsver⸗ 
tändige zu bilden, fie fol vielmehr nur eine Verftändigung 
zwifchen der Bildung Beider herbeiführen, damit jeder für feinen Theil 
zu einem gemeinjchaftlichen Erfolge hinwirken könne. Ein Berftändigen 
bedingt aber ein Eingehen auf die Anfichten beider Parteien, fo weit 
diefe Anfihten verjchieden find und doch unter einen gemeinfchaftlichen 
Geſichtspunkt gebracht werden follen.” — Böder (l. c. 8.7) fagt: 
„Auch der Richter und Vertheidiger bedürfen größere Belanntichaft 
mit der gerichtlihen Medizin, damit fie im Stande feien, die richtigen 
Fragen zu ftellen. Nur dann ift eine Verftändigung zwifchen dem 
Spuriften und dem Arzte möglich u. |. w.“ 

17. Am entichiedeniten und ausführlicäften hat ſich über vorlie- 
gende Frage Hofrath Biſchof, Profefior der Medizin in Bonn, aus: 
gefprodhen. In einem Artikel mit der Weberfchrift: „Der akademiſche 
Unterricht für gerichtliche Medizin” (Deutſche Zeitjchrift für die Staats- 
arzneifunde, neue Folge, Bd. 2, p. 165) erweitert Bifchof feine ſchon 
früher?) ausgefprodhene Anficht dahin, „daß durch die Fortfchritte der 


') Das neuefte, fehr gut geſchriebene Lehrbuch der gerihtlihen Medizin von 
Wald, 2 Bände, Leipzig 1858, läßt dieſe Frage unberührt. 

2) Grundriß einer PBropädeutit mn Stubium der gerihtlihen Medizin für 
Rechtögelehrte, Bonn 1829, zu einer eger mehr: eine e Abhandlung über 
den Nußen der gerichtlichen ebizin für 
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gerichtlichen Medizin der Yuftizpflege eine neue Schärfe und Sicherheit 
geboten worden, und daß die mehr und mehr in’3 Leben getretene 
Mündlichkeit und Deffentlihfeit der Rechtspflege nicht blog 
den Beruf der gerichtlichen Xerzte zu einer neuen Wichtigkeit erhoben, 
fondern auch die Vertreter der Nechtöpflege und gleicherweife den Rich: 
ter, den Anwalt, ja felbit die Gejebgebung zu einer ernfteren und 
umfasjenderen Wahrnehmung der gerihtlihen Medizin 
berufen. Die Grundfäge über die Anforderung eines medizinisch 
gerichtlichen Studiums an den Suriften mit Nücjicht auf das fpecielle 
Bedürfniß des Letzteren jtellen fih nah Biſchoff's vieljähriger Er: 
fabrung folgendermaßen heraus: 

1. Der Juriſt bedarf unmwiderfpredlich, und zwar fowohl in der 
Funktion des Anwaltes als des Richters, einer beſtimmten, nur durch 
ein georbnetes und gründlides Studium zu erwerbenden, Vertraut— 
beit mit der gerichtlihen Medizin, ohne welche Vertrautheit feine 
Pflichterfüllunng unausbleiblich von den wejentlichjten Lücken, Nichtig: 
feiten und pofitiven Verlegungen bedroht und wirklich betroffen wer: 
den muß 9)! 

2. Diefe Vertrautheit kann jedoch nur eine näher genau bentefjene 
und beftimmt bejchränfte fein, ſonſt tritt die Gefahr ein, daß der aka: 
demifche, gerichtlich: medizinifche Unterricht für den Juriften entweder 
in eine nebelbafte Nichtigkeit fortgeriffen oder aber ſchlimmer noch in 
mancherlei Blendwerke verftricht werde. 

3. Bedart der Yurift nothwendig wie der gerichtliche Arzt, zu 
ertennen, was nad den Ergebnifien der bizherigen Praxis und einer 
wiſſenſchaftlichen Kritik bei den peciellen gericht3ärztlihen Unter: 
fuchungen in Frage fommen und wahrgenommen fein wolle? daß dem 
Rechtögelehrten aber weder zugemuthet noch zugeftanden werden könne, 
für die Praxis des konkreten Falles au für ein Wie? der medizinifch- 
gerichtlichen Erfenntniß befähigt zu fein; daher das Erjtere dem Juri: 
ften nicht erlaffen werden kann, damit er befähigt fei, in ſolchen Fäl- 
len die Herftellung des Thatbeitandes zu bemeſſen und jeder Verfür: 
zung folder Heritellung zu begegnen ; Dagegen das Andere, als ein 
jachverftindig-medizinifches Urtheil in ſich begreifend, dem Rechtspfleger 
weder zugemutbet noch zugeltanden werden könne. 


ı) Hiftorifch muß bier bemerkt werben, daß nebit Meifter e3 noch Feuerbach 
und ügli in den Jahren 18261827 Mittermaier waren, melde 
in Biſchof die gründlichere Erörterung dieſer Frage anregten. 





18. Wir ſchließen dieſe hiſtoriſche Darſtellung von den Anſichten 
der Juriſten und Aerzte über ben. Nuten -ber gerichtlichen Medtzin 
für Zuriften mit einer Stelle aus einer Abhandlung des oberwähnken 
Dr. Böder: „Vorfchlaͤge zur zwedimäßigen: Reform des Sehrvor- 
trages der gerichtlichen Medizin auf den. Univerfitäten (Deutiche: Zeit⸗ 
ſchrift für die Staatsarzneilunde, Jahrgang 185%, Bd. 12, p. 206); 
dafelbit heißt eg: „Wie nütlic und wie nothivendig dem Syuriften Die 
Kenntniß der gerichtlichen Medizin ſei, das wird der Arzt gewahrt, 
welcher oft an den Öffentlichen Gerichten als Sachverftändiger —— 
bat, und der hat einſehen lernen, wie wünſchenswerth es wäre, mern 
der Richter doch mindeſtens die Lehren ber gerichtlichen Medizin ſov 
weit lernen würde, um ſich diefelben volllommen verftänblich zu ma⸗ 
hen. Ueberfegt ber Landeögericht3-Präfident in mißverftandener: Weiſe 
beim Reſumé die Mittheilungen des Gerichtsarztes, jo mag fich dieſer 
in einem Bortrage die größte Mühe gegeben haben, klar und: verfländ- 
lich zu fein — es ift alle Mühe vergebens, eine Verwirrung iſt un: 
entbehrlih. Daß der Herr SYuftizminifter von Mühler beftimmte, 
daß die Juriften, wenn fie zum Examen zugelajfen fein 
wollten, auch gerichtliche Medizin gehört und teftirt 
haben müffen, ift eine fehr weile Anordnung, welche als joldhe 
von den hohen Nachfolgern anerkannt worden iſt.“ 


VII. 


Es ſei nun dem Verfaſſer dieſes Aufſatzes erlaubt, ſeine ſchon 
theilweiſe in den Jahren 1844 und 1851 ausgeſprochene Anſicht über 
den Nutzen der gerichtlichen Medizin für Juriſten den Ausſprüchen 
der oberwähnten Autoritäten mit aller Beſcheidenheit anzureihen. Zwei 
Einwürfe ſind es, welche man dem Lehrer der gerichtlichen Medizin 
für Rechtsgelehrte machen kann. Der eine dieſer Einwürfe geht zu: 
nächſt von den Rechtsgelehrten — der zweite von den Aerzten 
aus. Die Rechtsgelehrten fragen: Iſt die gerichtlihe Medizin für 
unjern Beruf ein Bedürfniß? Laufen wir nicht Gefahr, Zeit und Kraft 
an einem Gegenitand zu verfchmwenden, ber für unferen praktiſchen 
Beruf ohne Nutzen it, der keine Lüde in dem zu unferem Wirkungs: 
freije erforderlihen Kenntniffe ausfüllt, ja der nicht einmal mit der 
wünjchenswerthen Klarheit von uns erfaßt werden kann, uns aljo der 
Gefahr des Halbwiſſens ausfegt. Die Aerzte fagen: Die Kenntniß 
der gerichtlihen Medizin ift dem Rechtsgelehrten unverftändli und 
unzugänglid; es fehlen ihm bierzu die nöthigen Vorkenntniſſe; der 
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Unterricht der Juriſten in diefer Disciplin kann nur ein oberflächlicher 
fein, der nur geeignet ift, bei dem Juriſten eine anmafjende, auf 
fheinbares Willen ſich gründende Kontrolle einzuführen, welche die 
ärztlide Würde antaftet und die Gefahr mit fih führt, die ohnehin 
Ihon fo delilaten Konflikte der Richter und Aerzte nur noch Tchroffer 
zu machen, bei welcher Diſſonanz die Rechtspflege nur verlieren kann ). 
— 63 ift daher nothwendig, folgende Fragen näher zu betrachten: 
1. Welchen praltiichen Nutzen gewährt dag Studium der gerichtlichen 
Medizin dem Juriſten? 2. Welcher Gefichtspunft muß bei dem Unter: 
richte feitgebalten werden, um dem Nechtsgelehrten das genannte Stu: 
dium genießbar und praftifch fruchtbar zu machen? — 

Was nun die erſte Frage betrifft, babe ich dieſelbe (fiehe meine 
Einleitung in da3 Studium und die Praxis der gerichtlichen Medizin, 
Wien 1851, 8. 18) dahin beantwortet: „Aug dem fleißigen Studium 
der genannten Disciplin wird ſich für den Nechtsgelehrten ergeben: 
eine präcife wiſſenſchaftliche und vollftändige Frageſtell ung an den 
Gerichtsarzt ſowohl ala an die höheren Medizinalbehörden, ein ticferes 
Eingehen in das Specielle der Vorunterfuchung, jchärferes Individua⸗ 
lifiren und Auffafien der Momente, die der ärztlichen Unterfuchung 
bedürfen — daher gerechte Abgrenzung der wechjelfeitigen Kompetenz 
und Wirkſamkeit des Richters und des Arztes, und ein hierdurch ber: 
beigeführtes harmoniſches Zuſammenwirken Beider — klares Ber: 
ftändniß der vom Arzte eritatteten Gutachten in Bezug auf deren 
Bolftändigkeit, Form und Beweiskraft, Einfiht in die Schwierigfei: 
ten, mit denen der begutachtende Arzt zu kämpfen hat, um ſich in 
gewiſſen Fällen mit Entſchiedenheit ausſprechen zu Fünnen, daher mehr 
Würdigung der gerichtSärztlihden Mühen da, wo er diefe Schwierig: 
feiten überwindet, oder fih in Betreff der an ihn geitellten Fragen 
minder entfchieden ausfpricht, ja fogar neue Zweifel anregt; gehörige 
Würdigung der einzelnen Momente bei der ärztlichen Unterfuchung: 
daher nicht nur fcharfe Aufmerkſamkeit auf jedes einzelne Moment, 
fondern auch Itrenge Aufrechthaltung der bierzu nöthigen Ruhe, Mufe 
und Form — höheres Intereſſe an den Detail und um fo befjeres 
Verſtaͤndniß des Gutachtens, gründlichere VBorunterfuchung, bejonders 
wo es fih um Zurechnungsfähigkeit und zeitliche Requiſition des 


u den ——* — Vertheidigern dieſer Anſicht gehören Wildbetg und 
"io — or p's Jahrbuch der Staatdarzneilunde, Bd. J., p. 229, und 
dv. IV. p. 1 
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Gerihtsarztes, da wo e3 fih um baldmöglichſte Unteriuchung handelt, 
unter gleichzeitiger Vermeidung überflüßiger ärztlicher Unterfuhungen.“ 

Sprechen die eben angeführten Momente für den Nuten der 
gerichtlichen Medizin für Unterſuchungs- md Sprudricdter, 
fo ift diejes Studium von eben fo grofem Nuten für Vertbeidiger. 
Diefe werden dann die Lücken und Mängel der Gutachten, welche die 
Baſis des Nichterfpruches bilden, Tchneller und ficherer zum Behufe 
der Vertheidigung ausfindig machen; leichter den wirklich Unjchuldigen 
retten, oder doch auf die Nothwendigkeit hinweiſen können, einen an: 
dern Arzt zu befragen; den Richter auf die Unvollftändigkeit bes Arzt: 
lichen Gutachtens aufmerffam maden, die neuen Fragen an ben 
Kunftverftändigen Ichärfer ftellen, wodurch die Unterfuchung im In— 
terefje Der VBertheidigung ergänzt, oder die Vorausfeßungen, auf denen 
das ärztliche Gutachten berubt, als irrig oder zweifelhaft nachgewieſen 
werden. Eben jo wird der Bertheidiger dur genanntes Studium 
viel fchärfer hervorheben können, dab die Sachverftändigen bei ihrer 
Unterfuhung nicht mit der gehörigen Form oder ohne allfeitige Be- 
nützung der Fortichritte der Wiſſenſchaft verführen, oder aus ihren 
beobachteten Praͤmiſſen unbegründete und durch neuere Erfahrungen 
widerlegbare Schlüfje gezogen baben. 

Richt zu überſehen ift der Umftand, daß, je mehr das Studium 
ber gerichtlichen Medizin von Juriſten betrieben wird, deſto mehr mird 
der Einfluß der Rechtslehrer auf Pervolllommmung 
der gerihtsärztlichen Theorie und Praris fich berausftellen und 
defto einflußreicher werden vice versa dieſe Lebteren auf Gefeßgebung, 
auf Kriminalpolitit, überhaupt auf die thoretiſche und praktifche Rechte: 
pflege mwohlthätig einwirken. Befonders intereffante Refultate werden 
fih dem Forſcher auf dem Gebiete der Rechtsgeſchichte ergeben, 
wenn ihm die Entwidlungsperioden der gerichtlichen Medizin nicht 
fremd geklieben, da fich hierbei bald die gleichzeitige und parallele, 
bald die divergirende Entwidlung der kriminalrechtlichen Medizin ber: 
ausftellen, und ihre wechlelfeitige Harmonie oder Divergenz in ihren 
Bor: und Nachtheilen dem Forſcher Mar werden. | 

Es fei mir erlaubt, die eben in gedrängter Kürze berührten 
Bortheile, die fich für den Juriſten aus dem Studium der gerichtlichen 
Medizin ergeben, durch folgende Betrachtungen näher zu beleuchten 
(fiehe auch meine oberwähnte Antrittsrede). 

Veberfieht man das Gebiet der Natur- und Heilkunde, fo wie 
dag Feld der Nechtöpflege, fo drängt fich jevem Denkenden fon von 
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jelbit eine Analogie in Anfehung eines Objektes auf, mit dem ſich 
beide befchäftigen; — dieſes Objekt ift eine auf das Studium ber 
Natur des Menſchen und feiner Berhältniffe gegründete Sicherung 
des Wohls der bürgerliben Geſellſchaft und Aufredhthaltung ihrer 
wahren Intereſſen. Jeden Angriff auf die Bedingniffe des höheren Men: 
Ihenzwedes abzuwehren — alle Gefahren, wodurd fie verlegt werden 
können, abzuhalten — das ift die gemeinfchaftliche Aufgabe, melche 
Heillunde und Rechtspflege zu realifiren haben. So wichtig aber der 
Schuß ift, welchen Rechtspflege und Heilkunde, für ſich einzeln ge 
nommen, den obgenannten Gütern des Lebens angedeihen laſſen — 
eben jo beilfam und faft unentbehrlich ift ihr barmonifches Ineinander⸗ 
wirken zu dem gemeinfchaftlichen Zwecke, und eben fo ſchwankend ift 
dieſe Harmonie, wenn fie nicht auf die ewigen Gefege der phyſiſchen 
und geiltigen Natur des Menfchen, als auf einer unveränderlicdhen 
Bafis, beruht. 

Die Beftrebungen der Rechtspflege und der Heilkunde haben 
alfo ein gemeinfchaftliches Ziel vor Augen; aber auch die Mittel zu 
diefem Zwecke find fo befhaffen, dab deren Fräftige Handhabung nur 
dann nützt, wenn fie fih auf die Kenntniß der menſchlichen 
Natur, als auf ihrer gemeinihaftlihen Bafis, gründen, und in bie: 
fer Bafis, ohne kleinlichen Ehrgeiz der Priorität, den Punkt ihrer 
Vereinigung finden. — Das unermüdete Streben der Gered: 
tigfeitspflege gebt auf gewiſſenhafte Erkenntniß der 
Wahrheit und auf die möglichſt fihere Feſtſtellung der 
Beweiſe. Alles, was alſo den Richter bei diefer Aus: 
mittlung des Beweiſes unterftüben fann — gewinnt für 
ihn die höchſte Wichtigkeit. Was Tann aber bierzu mehr bei: 
tragen, als eine tiefere Kenntniß der menſchlichen Natır, 
Erforfhung der Irrwege, auf welche der Menjch geratben Tann — 
der Motive, melde ihn zu diefen Irrwegen und Verbrechen beitim= 
men, oder der Triebe, die ihn mit fich fortreißen. Es handelt fich 
oft nicht allein, um ein verlibtes Verbrechen zu erforſchen, die Schlupf: 
winkel desfelben und die Ummege zu erkennen, die es einfchlägt, um 
zum Biele zu gelangen, fondern aud) feine Verftellungsfünfte zu ent: 
hüllen und feine Quelle auszufpüren, wie fie in der Tiefe der 
Menſchennatur leider nur zu reichlich entfpringt. Kein Studium gibt 
aber über die genetifhen Momente und Entftehungsmeilfe 
von Verbrechen, über ihren Zufammenhang mit der phyſiſchen 
und pſychiſchen Natur des Menfchen mehr Auffchluß, als das ernite 
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Studium der gerichtlichen Medizin. Dieje ſchärft das Urtbeil über die 
jucceffive Entwidluna der Verbrechen, von den erften leifen Uranfängen 
menschlicher Schwächen bis zu den arelliten Ausbrüchen der Affekte 
und Leidenschaften. Sie gibt Aufſchluß über die Grundbedingungen 
der Zurebnungsfäbigfeit und macht den Nichter auf mögliche 
Antriebe zu Handlungen aufmerfiam, Die mehr in der krankhaften 
Entwidlung des Menſchen, als im feinem böſen Vorjage gegründet 
find. In diefer Beziehung tft für den Richter die Lehre von der 
raturgemäßen Entwidlung des Menſchen von größter Wichtigkeit. 
Sie vermehrt nicht nur feine Kenntniß der menfchlichen Natur. über- 
baupt, fondern fie eröffnet ihm die Einficht in die Art und Weiſe, 
wie die Keime einer krankhaften Entwicklung vorbereitet. werden. und 
nach und nad zur böfen Frucht des Verbrechens hervorreifen. Die 
jes rein anthropologiſche und in Bezug auf Verbrechen 
genetifhe Moment if bei der Darftellung der. gerichtsärzt⸗ 
lichen Lehren für den Rechtögelehrten eines der wichtigften, und Tann, 
wenn der Lehrer dasselbe zu benugen weiß, auf die wichtigften Lehr: 
fäge der gerichtlihen Medizin ſehr viel Licht werfen und zur klaren 
Beritändlichkeit derjelben mefentlich beitragen. Die Lehre von dem Kin- 
bermorde, von den veritellten Krankheiten, von dev Zurechnungsfäbig- 
feit der Schwangern und Gebärenden, von den zweifelhaften pſychiſchen 
Zuftänden überhaupt, von vorgeblider Schmwangerfchaft, von den Ent: 
artungen des Gejchlechtstriebes, von der Impotenz, von Heimiveh, 
von den Entwidlungsperioden und dem mit ihnen im Zuſammenhange 
ſtehenden Branditiftungstriebe und fo viele andere Kapitel der gericht: 
lien Medizin erhalten aus der Bhyfiolvgie ihre weſentliche Auf- 
Härung, und nıan braucht nur die NRefultate der phyſiologiſchen 
Forſchung (veriteht fih mit Einfluß der Pſychologie) nüchtern zu 
prüfen und zu benügen, um eine richtige und dem Richter genügende 
Einficht in diefe Gegenftänte zu gewinnen. Dieſes phyſiologiſche 
Moment wurde leider in den Handbüchern der geridhtlihen Medizin 
für Nechtsgelehrte zu wenig in feiner Selbftftäudigfeit erfaßt. 
Es wurde nur zu oft mit dem pathologiſchen und dem Nedhts- 
gelehrten unzugänglien Elemente durcheinander geworfen und dadurch 
eben die wichtigften Wahrheiten der gerichtlichen Medizin von bem 
Rechtögelehrten falſch verſtanden. Nach meiner Anficht müfjen die bei- 
den Glemente ſcharf gejondert werden. Dasjenige, was die Xehre 
von der phyſiſchen und pſychiſchen Natur. bes geſunden 
Menſchen zur Aufpellung mediziniſch⸗gerichtlicher Fragen beiträgt, 
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fann für den Nechtsgelehrten, jo weit es fein Wirkungskreis erfordert, 
mit vielem Nuten vorgetragen werden. Bei jeder Frage, welde in 
der gerichtsärztlihen Vraris zur Beantwortung kommt, läßt fich oft 
mit Beſtimmtheit angeben, in wie weit aus der Naturlehre des ge: 
funden Menihen Momente zu deren Beantwortung entnonmen wer— 
den können. Durch die fcharfe Sonderung des phyfiologischen Elemen— 
tes, welches der Naturwillenschaft, und feineswegs ausfchlieglich dem 
Arzte angehört, von dem pathologifchen, weldes rein in dag 
Gebiet des Arztes Fällt, ergibt fi eben die Grenze, welde der 
Nichtarzt nicht überfchreiten darf, wenn er nicht auf die fchädlichen 
Irrwege gerathen will. Eben diefe hiſtoriſche Bezeichnung des pa— 
tbologifhen Elementes — eben die Hinweiſung auf die Grenze, wo 
das Gebiet des Arztes anfängt, und wo nur Er allein ein compe— 
tentes Urtbeil haben kann — das ift die Aufgabe des Lehrers in der 
gerichtlichen Medizin für Nechtsgelehrte. Auf diefe Weiſe kann der 
Richter nur an Kenntniffen gewinnen, ohne daß er dadurd) in Vlin- 
beiten in die Sphäre des Arztes überzugreifen verſucht wird. Die 
gerichtlihe Medizin wird ihn über die Natur des Menfchen und über 
die Quellen der Verbrechen, über die Art und Weile, wie der Arzt 
zu deren Entdedung fchreitet, über die gefeglichen Formen, die hierbei 
zu beobachten jind, jo wie über deren Bedentung und Geiſt die nöthige 
Belehrung geben, ohne daß es ihr je einfallen wird, ihn zu lehren, 
wie er ſelbſt die dem Arzte zuſtehende Unterfuchung anftellen fol. 
Wir wollen nun einen zweiten Gefichtspunft betrachten. Die 
Art und Weiſe, wie der Richter die Frage an den Arzt 
ſtellt, bat den größten Einfluß auf die richtige und befriedigende 
Weife der ärztlihen Antwort, und durch eine unrichtige Frageitel: 
lung entitehen die größten Mißverftändniffe. Keine Disciplin verbreitet 
aber mehr Licht über die präciſe Art und Formulirung der zu ftellens 
den ragen, als ein fleißiges Studium der gerichtlichen Medizin. Es 
ift eine anerfannte Wahrheit, daß es oft nicht weniger Kunft bedarf, 
eine Aufgabe richtig, mit Schärfe und Klarheit zu ftellen, als dieſelbe 
zu beantworten. Wie oft aber die Präcifion der Frageitellung von 
Seite des Richters vermißt werde, wie oft Die vagen, nichtsſagenden 
Gutachten der Aerzte gerade aus diefem unbeitimmten ragen ent: 
ftehen, oder darin ihre Bemäntelung finden — darüber haben fich nur 
zu oft die Klagen nicht nur der Aerzte, fondern der Gerichtäbehörden 
mit Recht ausgeſprochen. Die Kenntniß der gerichtlichen Medizin wird 
baber fiir den Richter ein zweckmäßiges Mittel, von der Natur: und 
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Heilkunde die gehörige Auskunft zum Behufe der Nechtäpflege mit 
größerer Beſtimmtheit erlangen zu können. Dieſes ift einer der wich— 
tigften Geſichtspunkte, welcher bei dem Unterrichte der Nechtsgelehrten 
in der gerichtlichen Medizin niemals aus dem Auge gelaflen werben 
darf. Stets muß die richtige Formulirung der Frage einen der wid) 
Haften Gegenſtände des Unterrichtes bilden, während bei dem Inter: 
richte der Nerzte in diefer Disciplin mehr die Art und Weiſe, wie fie 
auf die an diejelben geitellten Fragen antworten follen, berückſichtigt 
werden mu. 

Wird dem Richter aus der gerihtlihen Medizin hiſtoriſch bekannt 
fein, wie meit e8 die Natur: und Heilkunde zur Beantwortung gewilfer 
Probleme gebracht babe, jo wird ſich ihm aud der Gefihhtsfreis 
feiner ‚ragen erweitern, das Studium der gerichtlichen Medizin wird 
den Nichter auf die mögliche Erforichung von Thatjachen aufmerkſam 
maden, deren Ausmittlung ihm wielleicht außerhalb der ärztlichen 
Forſchungen zu liegen fchienen, oder deren Wichtigkeit und Zujammen- 
bang mit dem übrigen Gange der Unterfuhung er gar nicht einge- 
jeben bätte. 

Hier wollen wir noch auf einen andern Vortheil aufmerkſam 
maden. Wenn man die Gefhichte der gerichtlichen Medi- 
zin mit der Geſchichte der Geſetzgebung parallelifirt, 
jo kann man nit umbin, zu geſtehen, daß, jo wie einerjeits die 
gerichtsärztlichen Forfchungen zum Fortichritte und zur Vervollkomm— 
nung der Geſetzgebung, zu einer milden und humanen Richtung der- 
jelben weſentlich beitragen, eben fo auch andererjeit$ die gerichtliche 
Medizin viele ihrer Fortfchritte dem Scharffinne und der geift- 
reihen Weiſe verdankt, mit welcher die in der gerichtlichen Medizin 
unterrichteten Rechtsgelehrten die Fragen ftelen und zugleich 
auf die Lüden in diefer Disciplin aufmerkſam machen. ch brauche 
bier nur an die Lehre von Verlekungen zu erinnern, in welde 
eigentlich erſt einiges Licht gefommen war, ſeitdem Rechtögelehrte die 
Art und Weile der Frageitellung vom richtigen Geſichtspunkte auf: 
faßten. Das Studium der gerichtlichen Medizin von Seite der Rechts⸗ 
gelehrten wird daher einerfeit3 dem Uebergang der natur: und 
beilftundigen Wahrheiten auf das Gebiet der praftifchen Gejeßgebung 
und Nechtöpflege fürdern und erleichtern, anderſeits werden die Fort⸗ 
fhritte der Natur: und Heilkunde bierburcch gefördert. Denn nichts hat 
ben Forfchungsgeift der Aerzte mehr angefachet, als eben der Scharf- 
finn und der Ernſt, mit welchen in zweifelhaften Rechtefällen: jene 
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Rechtslehrer, die mit der gerichtlihen Medizin fich vertraut gemacht 
batten, willenfchaftlihe Probleme zur Auflöfung an die Aerzte ſtellten. 

Werfen wir bier einen Blid auf die Geburtsſtätte der ge: 
richtliden Medizin! Der Sinn für Net, das Streben nah Wahrheit, 
das unabweisliche Pflichtgefühl, nur auf fihere Beweise bin, feinen 
Mitmenschen als fchuldig zu erklären, diefe heiligen Weberzeugungen 
der Nechtögelehrten und Gefehgeber waren es, welche der gerichtlichen 
Medizin ihr erftes Daſein gaben und als Sporn für die Heilkunde 
dienten, um beruhigende Auskunft zu geben. 

„Der Urfprung der gerichtsärztlihen Praxis,“ wie Friedreich 
richtig bemerkt, „liegt im Rechte jelbit, fie ift dur das Bedürfniß 
des Rechts, von der Natur und Arzneiwiſſenſchaft über gewiſſe 
Eriheinungen Aufflärung zu erhalten, hervorgerufen worden.” — Wer 
ih aber im Drange der Ungewißheit um Entſcheidung an einen An- 
dern wendet, — wer im Labyrinthe der Zweifel einem Zweiten den 
Faden der Ariadne übergibt, was wird bei ihm vorausgejegt? Ich 
vente: Bertrauen zu dem Willen desjenigen, deſſen Leitung er 
fh überläßt. — Vertrauen aber erwedt Vertrauen! Die 
edlen Beweggründe, die den Rechtögelehrten beitimmten, den Arzt in 
Fällen, wo es fih um die Ehre und Freiheit des Bürgers handelte, 
zu Rathe zu ziehen, — die Wichtigkeit, welche der Richter, bevor er 
zum Urtbeile über Schuld und Unſchuld fchritt, auf den Ausſpruch 
ber Aerzte legte, konnte nicht anders, als den Forſchungsgeiſt der 
Lepteren — der Aerzte nämlich — anregen und zur genaueiten und 
gewifenbafteiten Unterfuchung zum Behufe der Wahrheit und Gerech- 
tigkeit anjpornen. Welch’ ein Leichtſinn, wenn der Arzt da, mo e3 
fih um die Ausmittlung der Schuld oder Unſchuld feines Mitmenfchen 
bandelt, wenn er da, wo die Rechtspflege fich mit Vertrauen an bie 
Refultate feiner Wiflenfchaft und Erfahrung wendet, wenn er da nicht 
von gleihem Streben nah Wahrheit und mit gleihem Ernite die 
Folgen feiner Ausfage erwogen hätte! Die Gefchichte der gerichtlichen 
Medizin Iehrt, daß die Natur: und Heilkunde nicht nur die ganze 
Größe des Problems, welches ihr die Rechtspflege geitellt, begriffen, 
fondern auch, daß die zmedmäßige Weife, momit der Rechtsgelehrte 
feine Fragen geftellt bat, ein wohlthätiger Sporn für die 
Thätigleit des Arztes war. Wie BVieles mußte eben das Stre- 
ben, dem Geſetzgeber und Richter die geftellten Fragen mit Sicherheit 
zu beantworten, zu den Fortichritten der gerichtlichen Medizin beitra- 
gen, den Forichungsgeift anregen, und das Reich jpelulativer 





Vermutbungen verengen, wo es jih um ſichere und wahrbeitsgenaue 
Ausfprüce zum Behufe des Nechtes handelte! Es galt um beitinunte, 
are, auf Erfahrung gearündete Ausiprücde zum Behufe des Nechtes! 
Nicht glänzende Hypotheſen oder bochfliegende Spetnlationen Fonn- 
ten dem Bedürfniſſe des Nechtes abbelfen, fondern die ſicheren Aus: 
jprüche der ewig wahren Natur wollte er hören, um von ihr auf die 
Bahn der Gerechtigkeit mit ſicherem Schritte geleitet zu werden. 

Diele war aber auch der einzige Weg, auf welchen fortgeſchrit— 
ten werden mußte, wenn die Aufgabe, welche die gerichtlidde Medizin 
zu löfen hatte, immer mehr ihrer Vervollkommnung entgegenreifen 
ſollte. Es fei fernes bemerkt, daß fi ein Streben nad. Reiht und 
Wahrheit, Vertrauen. von: Seiten der frageuden Richter — md Die 
Weberzeugung von Seite des antwortenden Richters ſich vereinigen 
müſſe, daß er nur im Zutereſſe der. Wahrheit und des Ne 
tes gefragt wird; damit Früchte gedeihen ‚deren Reife ſich — 
liche Arzneikunde zum Ziele ſetzt. 

Man kann hier fragen: Haben Richter und Aerzte dieſe — 
Aufgabe ſtets beherzigt? Haben ſich bei dieſen wechſelſeitigen Bezie⸗ 
hungen zwiſchen Rechtspflege und Heilkunde ſtets die reinſten Motive 
herausgeſtellt? Hat nicht Ehrgeiz, Selbſtſucht, falſches Streben nad 
Priorität, voreiliges Gewichtlegen auf den Beruf des Arztes oder des 
Richters, übel angebrachte Ironie Über die Ohnmacht der Heilkunde, 
übermüthige Zuverficht der Aerzte, Alles willen und beobachten zu können, 
falſche Scham, den Arzt um Aufklärung zu bitten, oder wiſſenſchaftlicher 
Ehrgeiz eingewirkt, da mit Beitimmtheit antworten zu wollen, wo 
das offene Belenntniß: „Ich weiß es nicht!“ beiler geweſen wäre. 
— Sierauf antwortet die Geſchichte der gerichtsärztlihden Praxis 
tar und befiimmt: daß man oft auf Abivege geratben, und oft 
bad Biel, da8 man bei den wechſelſeitigen Beziehungen der Nechts- 
pflege und Heilkunde vor Augen baben follte, verfannt babe. Aber 
eben über dieſe wechielfeitigen Beziehungen zwiſchen dem Arzte und 
Richter, über. die richtige Grenze des beiderfeitigen Wirkungkreiſes, 
ift fein Studium mehr geeignet, das erforderliche Licht zu ver: 
breiten, als das der gerichtlichen Ptedizin. Es wird dazu dienen, das 
gemeinschaftliche Streben des Arztes und des Richters zu beleben und 
eine Kälte zu verbüten, bei welder die Rechtspflege nur verlieren 
fonn. Wir müflen aber, zur näheren Kenntniß diefes abnormen Bus 
ftandes, einige Augenblide bei den Urſachen verielben ver: 
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Menn zwei verfchiedene Stände dem Staate gegenüber eine 
von diefem Lebteren geitellte Aufgabe gemeinfchaftlich zu löſen haben, 
— wenn das Geſetz nur dann in volle Wirkjamkeit treten kann, wenn 
in zwei verſchiedenen Nichtungen die Wahrheit einer Thatjache oder 
das Subjekt einer That und ihre Bedeutung auszumitteln ift, jo Fann 
es leicht fommen, daß beide Richtungen nad Erforfchung der Wahr: 
beit vedlich ftreben — und dennocd das ihnen gemeinfchafilich geitellte 
Ziel verfehlen können. Gerade der lebendige Eifer für die eine Rich: 
tung des Gejeßes zur Erforihung der Wahrheit läßt ihn oft unem: 
pfindlih für die Möglichkeit, das Wahre in einer andern Nichtung 
finden zu können. Se lebendiger das Streben nach Ueberzeugung für 
das Urtbeil des Einen ift — deſto mwärner der Kampf, fich diefe 
Ueberzeugung durh Selditanfhauung — durch eigenes felbft: 
ſtändiges Urtheil zu erringen — deſto peinlicher und unbeimlicher 
wird dag Gefühl, feine Ueberzeugung, feine Gewißheit aus eigener 
Geiftesthätigleit erringen zu können, und fein Urtheil nicht auf das, 
was man felbit erforfcht, fondern auf das, was durch die Geiftesthä- 
tigkeit und durch die Anfchauung eines Andern hervorgeht, griinden 
zu müſſen. Diefes unbehaglide Gefühl wird um fo peinlicher und 
drüdender, je tiefer man von der Wichtigkeit und Nothiwendigfeit einer 
ſolchen Selbftüberzeugung durchdrungen ift, — je lebendiger die unbe: 
rechenbaren Folgen einer möglichen Täufchung für Menfchenivohl oder 
Wehe dem Geifte vorſchweben. Welche naturgemäße Wirkung muß nun 
aber dieſes Streben nad Selbitftändigfeit, dieſes Ringen bes 
Geiſtes nah Klarheit, Gewißheit und Meberzeugung für den Nichter 
in gerichtsärztlihen Fällen haben? Zuerſt befchleicht ihn der Zmei- 
fel, ob etwa das fremde, beterogene Clement, das die Lüden des 
Beweiſes ausfüllen fol, fich wirklich fo, wie e8 uns als Clement der 
Erkenntniß angegeben wird, verhalten möge — ob das Surrogat 
der Selbftanfhauung, zu dent er feine Zuflucht nimmt, jene 
Kraft der Ueberzeugung haben könne, welche für ung nur die felbft: 
ftändige Anſchauung haben kann? Diejer Zweifel liegt in der Natur 
jedes felbftftändigen Forſchers, und je wichtiger fein Eifer für die 
Ausmittlung der Wahrheit if, — je größer die Verantwortlich— 
feit, die er bei der Annahme der Refultate fremder Forſchungen zu 
vertreten bat, — je weniger er die fremden Elemente der Weberzeugung 
affimiliren und zu den Seinigen machen kann, defto ftärfer mird 
jein Ringen nad Unabhängigkeit, defto mehr fcheint eg ihm Pflicht, 
das ibm von fremder Hand ald wahr Angebotene nur mit Vorſicht 
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anzuerkennen, und die Mängel, an denen es leidet, mit fcharfem und 
wahrheitsliebenden Yorfcherblide auszufpähen. Denten wir uns aber 
noch den Umstand binzu, das Geſetz binde ihn, die Refultate frem- 
der Forfhungen nur mit großer Umficht als wahr annehmen zu bürs 
fen, und daß die Erfahrung ihn öfter von dem Schwanken ber 
Pramifien, worauf das fremde Urtheil fidh gründet, belehrt habe, jo 
ergibt ſich von felbft, daß die Schwierigkeiten, ein Urtbeil auf die An- 
fihten eines Zweiten zu bauen, immer größer ericheinen, und daß 
das Streben nah Unabhängigkeit und nah möglichſter Entfernung 
fremder Elemente immer wachſen muß. Diefes Streben nad 
felbfitändigem Urtheil ift hinreichend, um pſychologiſch das 
Mißtrauen des Richters in die Ausfage des Arztes zu erklären. 
Mer darf es mißbilligen, wenn er in das Min Dargebotene, welches 
er feinem gewiflen Urtbeile als Bafis zu Grunde legt — einem Ur- 
tbeile, für das er noch dazu vor dem Nichterfiuble des Geſetzes und 
feines Gewiſſens verantwortlich ift, Teinesfalls gläubig und unbe 
dingt, fondern nur zaudernd und lente festinando eingeht? 
| Man fieht, wie gerade das, was man als erften Urjprung 
der gerichtlichen Medizin bezeichnet, eben dasfelbe if, mas das Miß— 
trauen de3 Richter in die Reſultate der Natur: und Heilkunde begrün: 
den könne. Streben nah Recht, gewiſſenhafte Prüfung der Thatjache, 
baben die Rechtögelehrten bejtimmt, die Natur: und Heilkunde in zwei: 
felhaften Rechtsfällen zu fragen. Und gerade diefes Streben nad 
Wahrheit und ſcharfer NechtSbegründung ift es, das ihr Mißtrauen 
bewirken Tann. Das Studium der gerichtlihen Medizin, wenn es 
zwecdmäßig von den Nechtögelehrten betrieben wird, Tann und muß 
einen Theil dieſes Mißbehagens mindern, oder dasfelbe gar nicht auf: 
fommen lafien. Es wird dem Streben nah Selbftanfhauung 
und Selbftüberzeugung vielfahe Nahrung und Befrie- 
digung gewähren, und zugleich wird der Richter, vertraut mit 
den Schwierigkeiten, die ſich der Ärztlihen Forſchung entgegenfeken, 
gerechter gegen die Leiltungen des Gerichtsarztes fein, und diefelben, 
fo weit e8 in der richterlichen Sphäre liegt, zu vermindern tradhten. 
An die Stelle jenes unbehaglichen Gefühles, melches jeder gedanten- 
[oje Zufchauer empfinden muß, wenn er einer Unterſuchung, von deren 
Wichtigkeit er innig durchdrungen ilt, ohne alle Selbftthätigfeit, Theil- 
nahme und Verftändnig beivohnen muß, an die Stelle jenes Unbeha- 
gen, fage ich, wird das wohlthaͤtige Gefühl treten, welches jeder Schritt 
zur Wahrheit und jede ſelbſtſtändige Thätigleit des Geiftes mit ſich bringt. 
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Mit wie ganz anderer Aufmerkſamkeit und Theilnahme wird der 
mit der gerichtlihen Medizin vertraute Nichter der gerichtsärztlichen 
Unterfuhung beimohnen, mit welchen Intereſſe wird er folchen 
Unterfuhungen Schritt vor Schritt nit nur folgen, Sondern 
ihre Nefultate für feine ferneren Forſchungen benüten! Wie 
Har und verftändlid wird ihm dann das Gutachten des Arztes 
einleuchten, — mie wird er da erit die Wichtigkeit der fpeciellen 
Punkte einjeben ! 

Wir wollen aber den Fall jeßen, jene aus dem Streben nad 
ftelbitjtändiger Weberzeugung entitehende Mißbehagen fei in volles 
Mißtrauen übergegangen, wir wollen eine Stinnmung des Richters 
voraugjegen, wie ſie oben gefchildert worden, und uns noch folgende 
Umftände binzudenfen: Erwägt man, daß manche Gutachten der Aerzte 
wegen ihrer Dberflächlichkeit, Unvollftändigkeit und Formlofigkeit, me: 
gen ihres ſchwankenden Urtheils und unficheren Taktes, wegen ihres 
nichtsfagenden und anmaßenden Tones, ivegen ihrer gehaltlojen Kürze 
oder jchleppender, mit umpafjendem Raifonnement überladenen Länge, 
wegen ihres unziemlihen Einmiſchens in Fragen, die ihrem Gebiete 
fern liegen, und endlich wegen einer byperboliihen Sumanitäts- 
rihtung, die überall Monomanien und unmwiderfteblide 
Triebe mittert, wo der niüchterne Beobachter nur den jchuldigen 
Verbrecher erfennt, theils unbrauchbar, theil3 verdachterregend find, — 
bedenkt man die vielen Streitigfeiten über gerichtSärztliche Fragen, 
welche Parteigeift und Rechthaberei jo vermidelten, daB die Rechts: 
pflege ftatt Kicht nur Verwirrung und Anarchie, — Statt ruhiger Löſung 
der ftreitigen Frage nur Autorität gegen Autorität findet — ich erinnere nur 
an die Kämpfe der Barteien über die Rungenprobe! — bedenkt man, 
— fage id — daß ſolche Gutachten, anſtatt die Zweifel des Richters 
zu zeritreuen und ihm einen felten Grund zu einem Beweiſe vorzu: 
bauen, ihn nur in ein größeres Dunkel flürzen und feinen Zweifel 
vermehren, — was Wunder, mern die jchon ohnehin naturgemäß be- 
gründete Meinung zu Zweifel und Mißtrauen in eine gewilje Gleich: 
giltigfeit gegen die begutachtende Stimme des Arztes und daher in 
eine Lauheit gegen die Wichtigkeit feiner Unterfuhung umichlägt? 
Wie kann es überrafhen, wenn ſchon der alte Leyſer fagte: Ejus- 
modi responsis medicorum homines immolare non audemus? 
Mie ganz natürlich ift die Folge, daß der Richter den Arzt bei feiner 
Unterfuhung weniger Fräftig unterftügt, oder das ärztliche Gutachten 
mehr als er follte fontrollirt und die Sphäre feiner Wirkſamkeit mehr 
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überſchreitet, als es die Natur der Sache zuläßt und das Geſetz er⸗ 
fordert? Wie reagirt dieſes aber auf die Thätigkeit des Arztes? 
Setzen wir den Fall (und das können wir mit vollem Rechte), auch 
dieſer iſt von der Größe der Aufgabe, die er zu löſen bat, innig 
durchdrungen, aud er ftrebe nad Selbftitändigfeit des Urtheils und 
babe die Ueberzeugung, Fein Moment der Erforſchung, welches Licht 
in die Unterfuhung des Richters bringen könne, vernadhläffigt und 
fein Gutachten mit aller Unparteilichleit und Gründlichleit ausgearbeitet 
zu baben, ich frage: wie muß fich der Arzt von jenem kalten erftar: 
renden Hauche des Mißtrauend und der Gleichgiltigkeit, von jenem 
ironiſch-kränkenden Tone getroffen fühlen, der nicht blos fein unvoll- 
kommenes Wiffen, fondern fogar die Redlichleit feiner Ge 
finnungen angreift? Wie muß diefes auf den feiner Wabhrbeitsliebe 
und feiner Berufstreue fich redlich beiwußten Arzt wirken? Muß ein 
Urtheil, in folder fhroffen Allgemeinheit ausgefprocen, 
nicht die Thätigkeit des redlichen Arztes lähmen? Kann er, wenn er 
auch wahrbeitsliebend genug iſt, um zuzugeben, daß Einzelne feines 
Standes Tadel und Nüge verdienen, kann er gleichgiltig bleiben, 
wenn er feine Berufsgenofen in apodiktiſcher Allgemeinheit mit jcho: 
nungsloſer Ironie uud mit ſcharfer Fritiicher Lauge übergoffen fieht? 
Kann er Freude daran finden, durch mühſame Forſchung das Gebiet 
der gerichtlichen Medizin zu erweitern? 

Kenn nicht zu leugnen ift, daß die Kunft nur durch den Künit- 
ler finft, jo muß auch zugegeben werden, daß die Gleichgiltigkeit der 
Herzte gegen allgemein abgefaßte Angriffe auf die Gefinnungen 
ihres Standes nur Mangel an Selbitahtung, an Charakter, nur 
Berratb an der Würde ihres oft nur zu mühjamen Berufes wäre. 
Die Aerzte werden freilih die Achtung aller Gutgelinnten und das 
Öffentliche Vertrauen nicht einbügen, wenn jie zuweilen den farkaiti- 
Shen Angriffen, womit Wig oder Laune ihre Kunſt und Berufstreue 
verdächtigen, einen ſtoiſchen Gleichmutbh, eine eilige Kälte entgegen: 
jeßen, und derlei Vorwürfen das Bewußtſein ihres warmen Eifer 
für die leidende Menſchbeit ald Schild entgegenhalten. 

Man müste aber die menſchliche Natur verfennen, wenn man 
dieje8 immer erwarten wollte, vielmehr lehrt die Erfahrung, daß die 
Folge des oben gejchilderten Mißtrauens die ii, daß auch in den 
Arzte ein Streben entitebt, feinen Ausiprüden mit fonfequenter Be: 
weisführung volle Giltigfeit zu verſchaffen. Anfangs freilib in der 
guten Abjicht, um Die Wahrheit und das Recht zu vertbeidigen — 
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aber allmälig vom falfchen Ehrgeize hingerifien, in eine Weber: 
chätzung feiner Anfprüce, ja ſogar in ein MWebergreifen in die 
Sphäre des Richters auszuarten, zu welchem ihn weder Beruf noch 
Geſetz berechtigt. — Das bis jet Gejagte follte uns die traurigen 
Ertreme zeigen, wie fie ſich nur in durchgeführter Confequenz und 
zur Ehre beider Barteien nur in jeltenen Fällen zeigen, — 
aber wie wenig die Rechtspflege und die Wiſſenſchaft der gerichtlichen 
Medizin gewinnt, ergibt ſich jedem Unbefangenen von felbit. Bei fo 
erihüttertem wechjelfeitigen Vertrauen und gefährlicher Verlegung des 
beiderjeitigen Gebietes kann Wahrheit und Gerechtigkeit und das 
Ööffentlihe Vertrauen zur Rechtspflege keinesfalls gewinnen, die 
Würde der gerichtlihen Medizin hierbei nur finfen, wir ftehben am 
Grabe derjelben, wie wir oben an deren Wiege geitanden. Das 
ernſte Studium der gerichtlichen Medizin von Seite der Rechtsgelehr⸗ 
ten Scheint mir eines der mwidtigiten Mittel, um dem gejpannten 
Berhältniffe, aus dem fo viel Nachtheiliges für die Rechtspflege ent: 
jtehbt, abzubelfen. Mit den Kortfchritten diejer Disciplin vertraut, 
werben Rechtögelehrte nicht nur einjehen, wie viel die ärztlichen For— 

ſchungen zur Milde und Humanität der Gefeßgebungen aller Jahr- 
hunderte beigetragen und dadurch den Etand des Arztes, als wahren 
Vertreters der leidenden Menſchheit, beijer fennen und achten lernen, 
jondern fie werden auch mit den Schwierigkeiten einer gerichtsärzt- 
lihen Unterfuhung näher vertraut, als Richter weniger Mißbehagen 
fühlen, wenn die Auskünfte des Aerztes ihre gerechten Zweifel nicht 
jtet3 verſcheuchen und ihre Frage nicht mit Entjchiedenheit beantmor- 
ten, da fie aus der gerichtlihen Medizin lernen werden, wie viele 
Momente zufammenwirten müſſen, bis der gewifjenhafte Arzt mit 
Gewißheit fein Gutachten abgeben kann, und wie oft nicht an feinem 
Eifer, fondern an der dunklen Natur der Sache die Schuld Tiegt, daß 
er ihre Zweifel ungelöft läßt. Ein humaner und mit feinen Rechten 
und Pflichten vollflommen vertrauter Richter wird feine Forderungen 
nicht weiter treiben, als es der Standpunkt der Wiſſenſchaft und das 
Gewiſſen des Gerichtäarztes erlauben, und jeder einfichtsvolle und 
billig denfende Rechtsgelehrte, der fein Rechtspedant ijt, wird dem 
Gerichtsarzte zugeitehen, was ſchon Alberti verlangte, wenn er jagt: 
„Nec tamen semper in scientia et experientia optime fundatus 
medicus in valde dubio statu circumstantiarıum — categoricam, 
positivam, decisivam et absolutam sententiam formare tenetur 
— quin, pro rerum vicissitudine interdum benc fundatam prae- 

16* 
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sumtionem proferre, non nunquam autem plane judicium suum 
suspendere potest.* 

Ein wichtiger Vortheil der gerichtlihden Medizin ift noch folgen: 
der: Der unterichtete Juriſt wird die vom Arzte erhaltene Antwort 
beifer verftehen, die Umfiht und Gründlichleit derjelben mit 
gerechter Anerkennung der überwundenen Schwierigkeiten eben fo zu 
ſchätzen wiſſen, ala ‘die oberflädglichen Auskünfte eines eingefchulten, 
geiftlofen Schlendrians in ihrer ganzen nichtsfagenden Nadtheit alljo- 
gleih erkennen. Von dem Werthe jedes einzelnen Momentes einer 
gerichtsärztlihen Unterſuchung näber unterrichtet, wird er ſowohl mit 
um fo größerem Eifer und Umſicht in das Detail der Unterfuchung 
eingeben, als auch die genaue Unterfuchung des Gerichtsarztes mit 
allen den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln. und Autoritäten unter: 
ftügen. Durch die Kenntniß der gerichtlichen Medizin wird er tiefer 
in den Geift und die Bedeutung der Formen jeder einzelnen Unter: 
fuhung eindringen, die Wichtigkeit derfelben in ihrer wiſſenſchaftlichen 
Bedeutung erfennen und bei den in feiner Gegenwart vorgenommenen 
. Unterfuhungen feinen blos gedankenloſen Zufchauer machen, fondern 
mit Nuten denfelben beimohnen, ein Nuten, der ihm bei der ferneren 
Leitung der Unterfuchung und bei |päterer Benügung des ärztlichen 
Gutachtens zu Statten kommen wird. Ein nicht minder mwohlthätiges 
Licht wird die Kenntniß der gerichtlichen Medizin auf die Art und 
Weile werfen, wie er den Inquiſiten befragen und feine Ausfagen 
prüfen und die dießfälligen Protokolle, welche oft felbft dem Gerichts: 
Arzte zur Abfaffung und Vervollftändigung feines Gutachtens dienen, 
vervolllommen wird. — Er wird eben fo gemifienhaft Alles entfernen, 
was den Wirkungsfreis des Arztes beengen und fhmälern Tann, als 
fein eigenes Gebiet vor jeder fremden Einmifhung befhüten. Aber 
der wichtigfte Vortheil, der ihm entipringt, wird ſeyn, daß er dag Gut: 
achten gehörig prüfen wird — nicht feinem wifjenfchaftlichen Gehalte — 
fondern der formellen Richtigkeit, Schärfe und Genauigkeit nad). 
Diefe Prüfung wird aber feinen anderen Grund als den haben, daß 
Arzt und Richter nur zwei verfhiedene Organe find, 
beren fih die Rechtspflege bedient, um die Wahrheit 
auszuntitteln. Sie jest voraus, daß Beide alle ihre Geifteskräfte 
anwenden, um den Schuldigen und Schuldlofen ihr Recht widerfahren 
zu laſſen. Daher die Pflicht eines Jeden von Beiden, zu prüfen. 
Keinem vernünftigen Rechtögelehrten wird es einfallen, die aufgeftell- 
ten ärztlichen Behauptungen vom ärztlichen Gefichtspunfte prüfen 
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zu wollen. Aber vom Standpunktte des Rechtögelehrten aus, ver jich 
mit den Grundfäßen der gerihtlihen Medizin vertraut gemacht hat, 
das Gutachten zu beurtheilen, die innere logische Giltigfeit desfelben 
abzumiegen und an den Prüfftein der Vernunft zu balten, das ift 
jeine Pfliht; nur daß er vom richtigen Geſichtspunkte diefe 
Prüfung anftelle — das ift eben, was ihm nit nur feine eigene 
Wiſſenſchaft, fondern auch die gerichtliche Medizin lehren wird. 


VIII. 


Zur Beantwortung der Frage: „Iſt die gerichtliche Me: 
dizin als eine jelbftftändige Wiſſenſchaft anzufehen?“ 


Wir haben fchon in der Einleitung diefer Abhandlung auf die 
praftiihe Wichtigkeit diefer Frage aufmerffam gemaht und den Um— 
ftand hervorgehoben, daß, falld die genannte Dizciplin nur al® ein 
den Lehren der Medizin entnommened Aggregat, auf Rechtsfälle ange- 
wendet, zu betrachten wäre, jeder Arzt auch Gerichtdarzt fein könnte, 
und e3 feiner praftifchen Schule zur fpeciellen Bildung von Gericht3: 
Aerzten bedürfte, und eine fugenannte Phyſikats-Prüfung, wie diejelbe 
in Preußen und Sachſen ſchon längjt befteht, überflüßig wäre. Indem 
wir nun uns bemühen wollen, die gerichtliche Medizin als eine jelbit- 
ftändige Doktrin binzuftellen, wird fi von ſelbſt die Nothwendigfeit 
berauöftellen, daß kein Arzt als Gerihtsarzt angeltellt 
werden dürfte, welder nit eine eigene theoretiſche 
und praftifbe Bildung in der gerichtlichen Medizin er: 
balten und darüber eine eigene Prüfung gemadt hat, 
um feine fpecielle Befähigung zu gerichtsärztlidem Dienſte zu doku⸗ 
mentiren. 

Schon Heder klagt (fiehe Fritiiche Jahrbücher der Staatsarznei- 
funde, Bd. 1, Berlin 1806, p. 155), daß, ungeachtet Die gerichtliche 
Medizin zu einem hohen Grad von Vollkommenheit gediehen ift, ihm 
dennod in einer Zeit von 20 Jahren, dur welche er Phylikats:Ar- 
beiten unter die Hände befam, fo viele Beifpiele von wirklicher Uns 
wifienbeit, von Mängeln und Unvollfommenbeiten, von unzwedmäßiger 
Darftelung und andern weſentlichen Gebrechen in medizinisch:gericht- 
lihen Aufgaben vorgelommen, daß fie ihn überzeugt haben, wie wenig 
noch manche gerichtliche Aerzte und Wundärzte ihren Dienft kennen 
und die Pflichten desjelben erfüllen. 
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„Zwiſchen Theorie und Praxis ift bier ein großer Unterjchied. 
Auf vielen Univerfitäten wird die medicina forensis äußerſt bintan- 
gefegt. Selbit da, wo diefe Vernachläſſigung nicht ftattfindet, weiſet 
man bei dem Unterricht diefer Wiſſenſchaft einen untergeordneten Platz 
an, aber eben deßwegen wird felten ein brauchbarer Mann für diejes 
Fach gebildet, und bei Befegung der Phyſikate feben die Behör—⸗ 
den nicht felten auf ganz andere Dinge, als auf die Fähigkeiten und 
Kenntniffe, die ein ſolches Amt erfordert.” 

Ein anderer berühmter Lehrer der gerichtlihen Medizin, Wild: 
berg, ſpricht fih in einer Abhandlung: „Ueber die Bildung ange: 
bender Aerzte zum Staatödienfte” (fiehe Jahrbuch der geſammten 
Staatarzneifunde, berausgegeben von Wildberg, Leipzig 1835, 
Bd. 1, p. 28) in gleihem Sinne aus und macht darauf aufmerkſam, 
daß der Staat nicht blos Aerzte als praktiſche SHeilfünftler, ſondern 
auch diejelben als eigentlihe Staatsdiener für die Rechtspflege und 
für die allgemeine Polizei bedarf. Es fei deshalb nothwendig, daß die 
Medizin-Studirenden, damit fie auch zu dem Staatsdienfte tüchtig 
werden, nicht blos für die Klinif allein, fondern auch in einer be: 
Sondern praftifhen Bildungsanftalt zum Handeln im 
Staat3dienfte eingeübt und angemwiejen werden. Der 
ärztliche Staatsdienit nimmt Kenntniffe in Anſpruch, von denen auch 
das gründlichite Studium aller übrigen Zweige der Arzneiwiſſenſchaft 
faum eine Ahndung gibt; jener Dienjt hat die Arzneiwiſſenſchaft in 
Beziehungen zu bringen, von denen in feinem andern Zweige derfel- 
ben etwas vorkommt; er legt dem Arzte Pflichten auf, zu deren Er- 
füllung fein anderer Zweig der Medizin Anleitung gibt, und die täg: 
lihe Erfahrung hatte es unzählige Male bewiefen, daß Viele als 
praftiihe Aerzte höchſt ahtbare Männer, fobald fie zu 
einem Phyſikate gelangen, ſchlechte Phyſiker find, aus 
dem einfachen Grunde, meil fie auf die Erlernung, Ausbildung und 
Uebung der Staatsarzneifunde nicht die erforderlihe Mühe und Fleiß 
anmwendeten. 

Eben jo entichieden Spricht ſich der trefflihe Mende (Handbuch 
der gerichtlihen Medizin, Leipzig 1821, 88. 88 u. |. w) über diefen 
Gegenitand aus. „Praktiſche Schulen, jagt er, in welchen man 
Leute für die Ausübung der Medizin und der Chirurgie abrichtet, 
bringen ftet3, weil fie ihrer Natur nach einen beſchränkten Zived im 
Auge haben, eine einfeitige Bildung hervor, die fi für die Ausübung 
der gerichtlichen Medizin in ihrem ganzen Umfange nit ſchickt; das 
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Zeichen einer vollftändigen Bildung ift der Titel und die Würde eines 
Doktors; mweil aber die Richtung des Willens und Könnens eines 
Mannes, der diefe Würde erhalten bat, auf Staatszmwede und 
auf die für fie nöthige Kunftfertigfeit damit nicht weſentlich ver: 
bunden ift, fo bat der Staat das Recht, Doktoren in Bezug auf ihre 
Brauchbarkeit für feine Zmede noch befonders zu prüfen. 

In meiner Einleitung in die gerichtliche Medizin machte ich 
88-36 und 37 darauf aufmerffam, daß zu den Bürgfchaften, welde 
der Staat hat, auch die gehört, daß die von ihm ala Gerichtsärzte ange: 
ftelten oder überhaupt in Rechtsfragen in Anspruch genommenen Indi— 
viduen eine eigene ftrenge Prüfung in der gerichtlichen Medizin able- 
gen. Ein Inſtitut für künftige Phyſiker ift nah meiner 
Veberzeugung ein eben jo großes und zeitgemäßes Be: 
dürfniß, als ein Operations-Inſtitut, in welchem Dpera- 
teur3 gebildet werden. Jeder Arzt muß die Augenbeilfunde und die 
Klinit für Augenkranke befuchen, fogar eine mündlide Prüfung bei 
ben Rigorofen daraus ablegen, aber die praftiiche und fpecielleopera: 
tive Augenbeilfunde auszuüben wird ihm durchaus nicht geftattet, wenn 
er fih nicht aus dieſem Gegenftande insbeſondere einer eigenen ftren- 
gen Prüfung unterworfen bat; dasjelbe gejchieht bei Geburt3helfern. 
Wie ganz anders fieht es mit der praftiihen Ausübung der gericht: 
lihen Medizin aus! Hat denn ein Arzt, mern auch mit dem Doktor: 
Diplome verfehen und als Heilarzt gebildet, fchon die nöthigen Kennt: 
nifje und erforderliche Uebung, um dem Berufe eineg Gerichts arztes 
zu entfprehen I)? Es märe daher zur Conkurrenzfähigkeit für die 
Stelle eines Gerichtsarztes wünſchenswerth, daB derjelbe 1. ein eigenes 
ſtrenges theoretiſch-praktiſches Examen aus dem Gebiete der medicina 
forensis abgelegt babe, wobei fi natürlich 2, das Bedürfniß eines 
längeren Unterrichts und einer eigenen Anftalt beraugftellt, in welchem 
fi) Aerzte theoretiſch und praktiſch als Gerichtsärzte auszubilden volle 
Gelegenheit haben. So viel hielt ich für nothwendig vorauszuſchicken, 
um auch von diefer Seite die praftiiche Bedeutung der vorliegenden 
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Man bedenke, daß für die Vorträge über gerichtliche Medizin für Aerzte 
ein halbjähriger Gurjus beftimmt ift. Bebenft man den Umfang die 
fer Disciplin — fo leuchtet die Kürze dieſer Zeit des Unterrichtes jedem 
Unbefangenen ein. Ein kaum dreimonatlider Curs ift für die umfangreiche 
Medicinal: Polizei beftimmt! Wie viel gewänne hierbei die ftaatsärzt- 
lihe Bildung, wenn jeder diefer zwei Disciplinen wenigftend ein Jahres: 
Curs gewidmet würde! 
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Trage bezüglic der Selbftftändigkeit der gerichtlihen Medizin als 
Wiffenfhaft nachzuweiſen. Diefe Frage hat jedoch auch eine hohe Be: 
deutung für die fortfchreitende Entwidlung der gerichtlichen Medi⸗ 
zin, weil fih aus ihrer Beantwortung auch theilweiſe die Bebingungen 
berausftellen, durch welche dieſe Wiſſenſchaft ihrer Vervolllommmung 
entgegenreifen kann und gleichzeitig die Nothwendigkeit fich herausitellt, 
daß fich diefelbe nicht etiva nebenbei betreiben laſſe, fondern daß fie 
denjenigen, ber ſich ihr ala Lehrer oder als Phyſikus mibmet, voll⸗ 
ftändig in Anſpruch nimmt, was in Bezug auf den praktiſchen Ge⸗ 
richtsarzt auch in ſo ferne den Behörden an's Herz gelegt werden 
muß, daß wenigſtens die Subſiſtenz angeſtellter Phyfiler etwas 
mehr, als es leider bis jetzt geſchehen iſt, geſichert werden ſollte. 

Mit vollem Recht bemerkt Tr. Wagenmann (deutiche. Zeit: 
Schrift für Staatsarzneikunde, neue Folge, Bd. 5, Heft 1, 1855, Seite 
58): daß durch die Behauptung: daß die gerihtlide Medizin keine 
jeloftftändige Doktrin fei, diefem Zweige des ärztlichen Wiflens fein. 
Haltpunkt andern Doftrinen gegenüber, jo wie feine innere Entwid- 
Iungsfähigkeit und Ausbildung abgeiprodhen wird; daß dadurch grobe 
Nachtbeile für diefe Wiffenfchaft felbft und für die Stellung der Ge⸗ 
rihtsärzte zum Richter und daher eine bedauerliche Beeinträdhtigung 
in ihren Leiftungen bedingt werden; während bei anerkannter jelbft- 
ſtändiger Wiſſenſchaft diefes Faches die Würde desfelben und feine 
praftiihe Wirkſamkeit gefichert und den wohlthätigſten Einfluß auf 
Gefeßgebung und Rechtspflege haben muß. 

Mit Recht hat daher der Verein badiſcher Aerzte zur 
Förderung der Saatdarzneilunde jhon vor einigen Jahren 
die Preisfrage geftelt: ft die gerichtlihe Medizin als eine felbftitän- 
dige Doktrin mit eigenthümlichem Principe anzuſehen — eine Frage, 
welche der obgenannte Tr. Wagenmanı ausführlich (IJ. c.) au be⸗ 
antworten ſich bemüht. 

Indem wir den Leſer auf dieſe eben erwähnte Abhandlung hin⸗ 
weiſen, wollen wir auch einen kleinen Beitrag zur Beantwortung die: 
jer Frage liefern, jedoch halten wir es für nothwendig, früher einige 
Bemerkungen über das Wefen der gerichtlichen Medizin vorauszufchiden. 

Die Wirkungsſphäre des Arztes ift eine doppelte; er ertbeilt 
a) einzelnen Individuen die nöthigen Rathſchläge zur Verhütung oder 
Heilung ihrer Krankheiten, wobei er die nöthigen Mittel auch Funftge- 
mäß anmendet, oder b) er tritt in ein Verhältniß zum Staate und’ pe: 
ciell zu den Organen der Rechtspflege. Diefe ziehen ihn zu Rathe, um 
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in Civil: und Kriminal-Rechtsfällen alles dasjenige Funitgemäß zu 
unterfuchen und über das Nefultat der Unterfuhung fi gutächtlich 
zu dußern, wenn es jich bei Entſcheidung derjelben um Erledigung 
von Borfragen, oder um Feltitellung von Thatfadhen ; oder um die 
Wahrheit von Ausfagen handelt, zu deren Beantwortung und Nach— 
weilung natur: und heilfundige Kenntniffe und die gehörige Kunft 
erfordert werden, diefelben in foro anzuwenden. Wenn die Kenntniffe, 
die dem SHeilarzte ſowohl als dem Gerichtsarzte zu Gebote ftehen 
müflen, ihre nächſte Uuelle in der Natur: und Heilkunde haben, 
jo gibt dennoh der Zmed, melden der Gerichtsarzt bei feinen 
Unterfuhungen vor Augen haben muß und da8 fpecielle Be: 
dDürfniß der Rechtspflege (welches immer zu neuen For: 
Ihungen Anlaß gibt, je nachdem die fpeciellen Nechtsfälle ſich eigen: 
thümlich gejtatten), feinen Studien und Forihungen im Gebiete der 
Natur: und Heilkunde eine ganz befondere Nichtung und ein eigen: 
thümliches Gepräge. 

Auch fegt die Anwendung feiner Kenntniffe zum Behufe der Auf: 
Härung zmeifelhafter NRechtsfälle eine ganz beſondere Kunitfer: 
tigfeit voraus, ſeine Unterfuhungen dem jeweiligen vichterlichen 
Bedürfniffe und den fpeciellen Verhältniſſen praftifch zu accomodiren 
und wird biezu nicht nur ein tiefere Eingehen in die wechjelfeitigen 
Verhältnifje des individuellen Falles zu dem, was Natur: und Heil: 
tunde für feine Aufflärung zu leiften im Stande ift, erfordert, fondern 
auch eigme Unterfuhungsmetboden und formelle Cau— 
telen vorgejchrieben, die dem Wirkungsfreife des bloßen Heilarztes 
fernliegen. 

Auch der Maapftab, nach welchem der Gerichtsarzt die natur: 
und beiltundigen Wahrheiten zum Behufe der Abftattung feiner Gut: 
achten benügt, ift ein ganz anderer rüdjichtlich ihres forenfischen Wer: 
thes und ihrer objektiven Begründung und Zuverläſſigkeit. Während 
nämlich der Heilarzt fich oft damit begnügen kann, feine Handlungs: 
weile nach jubjeltiven Eingebungen des Momentes einzurichten und 
fih daher in einer ziemlich freien Sphäre bewegt — iſt dagegen der 
Gerichtsarzt darauf bingewiejen, feine Ausſprüche durch unläugbare 
Thatfachen objektiv zu begründen. 

Die gerichtlihe Medizin als Wiffenfchaft ift daher eine eigen: 
thbümlide Lehre vom Bemweife durch natur= und heilkundige Grund» 
fäte und Erfahrungen in ihrer fpeciellen Anwendung auf zweifelhafte 
Rechtsfaͤlle. Sie fordert eine weit jchärfere Prüfung der Thatſachen, 
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fie muß nit nur kritiſch in den inneren Gehalt und Werth der 
natur: und beilfundigen Wahrheiten eingehen und Schritt vor Schritt ſich 
jedesmal fragen, ob diefelben zum Behufe ihrer Entſcheidung zweifel⸗ 
bafter Rechtsfälle die erforderliche Gewißheit und Anwendbarkeit haben, 
fondern eigene zu dieſem Behufe erforderlide Unterfuhungen 
auf dem Gebiete der Natur: und Heillunde anftellen, endlich muß noch 
das Funftgemäße (technifche) Verfahren hinzukommen, um die oft ſehr 
dunklen Thatfahen ans Licht zu ziehen, gehörig zu gruppiren und 
nach ihrem forenfifchen Werth zu würdigen. 

Die Unterfuhungen des Gerichtsarztes, jo wie die Forſchungen 
auf dem Gebiete der gerichtlichen Medizin haben daher nicht nur einen 
ganz andern Zweck, fondern fie verlangen auch eigenthümliche wiſſen⸗ 
ſchaftliche Unterſuchungen, die dem Forjchungsgebiete des Heilarztes 
ganz fremd Tiegen. Die Fülle von täglich ſich erneuernden mit aller 
Schlaubeit und Arglift verübten Verbrechen, die vielen verftellten und 
verbüllten Krankheiten, verwickelte Civil: und Kriminalrechtsfaͤlle, deren 
Thatbeitand in tiefitem Dunkel gehüllt find, geben oft zu fo ſchwierigen 
ipecielen Unterfuhungen Anlaß, daß die gerichtlide Medizin als 
Wiſſenſchaft oder der Gerichtsarzt als deren Repräfentant vor der 
Beantwortung der an fie geftellten fpeciellen Frage eigene Borunter: 
fuchungen, welche der Heilfunde als folder ganz fern liegen, anftellen 
müſſen und fir die gerichtliche Medizin ein Gebiet der Forſchungen ſich 
eröffnet, welches ihr eigenthbümlich gehört und in welchem fie mit 
Recht ala Wiſſenſchaft fich felbitftändig bemegt. 

Es gibt in der gerichtlichen Medizin Fragen, zu: deren Beantivor: 
tung man durch die ärztliche Kenntniſſe allein nicht befähigt ift, und 
die nur nad vielen bloß zu diefem Behufe angeftellten Beobachtungen 
und Erpyerimenten in ihr Hares Licht gefegt werden können. 
Wenn man von einer Naturwiffenihaft, von einer Heilwiſſenſchaft, 
überhaupt von einer medizinischen Willenjchaft ſpricht, weil fie Beob- 
achtungen und Verſuche anitellt, aus denfelten Reſultate zieht, und 
dieſe Nefultate in ein ſyſtematiſches Gewand bringt, fo viel e8 die biß- 
berige Erfahrung zugibt; in Gejeße und allgemeine Mahrbeiten ver- 
wandelt — mie fann man der gerichtlihen Medizin den Namen und 
die Würde einer Wiffenfchaft abſprechen, da auch ihr ein fpecieller 
Kreis von Beobachtungen und Erfahrungen eigenthümlich angehört — 
da aud fie zur Ermittlung früher unbelannter Wahrheiten eigene, dem 
Heilgefhäft ganz fern liegende Unterfuchungen anftellt — da aud) fie 
zum Behufe der Aufllärung zweifelhafter Buftände eigene Experimente 
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anftellt, die feinen andern Zweck haben, als mit deren Hilfe die Rechts: 
pflege in den Stand zu fegen, die Wahrheit zu ermitteln und über 
Schuld und Unschuld, über Eigenthum und Freiheit, Necht zu Iprechen. 

Die gerichtlihe Medizin muß daher betrachtet werden als eine 
befondere auf ihrem eigenen Gebiete fih bewegende 
Naturforfhung zum Behufe der Aufllärung zmeifel- 
hbafter Rechtsfälle und nur als foldhe verdient fie den Namen 
einer Wiſſenſchaft. Nur derjenige, welcher mit den Beobachtungen 
und den Erperimenten vertraut ift, die auf dieſem fpeciellen Gebiete 
angeftellt worden und fi die Nefultate derfelben zum Behufe der 
kunſtmäßigen Anwendung derfelben in foro angeeignet hat, nur ein 
ſolcher kann darauf Anspruch machen, daß er die gerichtliche Medizin 
als Wiffenfchaft ſich angeeignet hat, vorausgeſetzt, daß er auch mit 
den gefeglihen Formen fich vertraut gemacht hat und den Geift auf: 
gefaßt, der jenen Formen zu Grunde liegt. Wir wollen nun den eben 
gerührten Beweis, daß die gerichtlihe Medizin auf. einem ihr eigen- 
thümlich angehörigen Gebiete der Naturforfhung fich bewegt, durch 
einzelne Beifpiele nachweiſen. | 

Betrachten wir die gerichtsärztlichen Lehren über die gewalt- 
jamen Todesarten, zu wie vielen ganz eigenthümlichen Unterfuchungen 
gab Anlaß die Lehre vom Erhängungstod, ob 3. B. das Erhingen 
nody während des Lebens oder nach denn Tode nur fcheinbar jtatt- 
gefunden? Wie intereflant find die Verſuche an Leichnamen bezüglich 
der Bedeutung der Sugillation (Cafpar), oder bezüglich der Ser: 
reißung der Bänder der oberen Halswirbelbeine (Orfila), wie lehr: 
reich find die bezüglich des Ertrinkungstodes in neuerer Zeit ange: 
ftellten Verſuche (Xöffler, Kanzler), wie tief eingreifend die pe 
ciellen Unterfuhungen über den Erftidungstod, über den Verbren⸗ 
nungstod (Ehbampouillon), über Selbitwerbrennung (Liebig). 
Einenthümlich gehören ferner der gerichtlichen Medizin an, die bezüglich 
des Hungertodes in neuerer Zeit gemachten Beobadhtungen und Per: 
ſuche (Ehoffat, Bouhardat), ferner die Unterfuhung der Kenn: 
zeichen von Erfrierungstode, über den Tod dur den Blitz (Boudin), 
dann die Unterſcheidung von Mord und Selbitmord (Briere de 
Boismont, Lisle), die Unterfudhungen über die Vermejungs: 
eriheinungen je nad den verfchiedenen Medien (Orfila, Devergie, 
Güntz, Caſper), die Erfenntnißlehbre von den Narben (Malle 
und Krügelſtein), über ZTätomirungs- Marten (Caſper, 
Hutin, Tardien), ferner die wichtigen Verſuche, wie fie beinabe 
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jeit eitem Jahrhundert zum Bebufe der Feititellung des Thatbeſtandes 
des Hindesmordes in einer Neichhaltigkeit und mit einer Bebarrlichkeit 
bis jetzt noch umunterbrochen fortgefebt werden. Gehören die eben 
angeführten Unterfuchungen größtentbeils ver Tanatologie an, jo haben 
nicht weniger jelbitftändige Forichungen in dem jo genannten diologi- 
ſchen Theil der gerichtlichen Medizin ftattgefunden, deren Aufzählung 
uns zu weit in das Specielle führen würde. So viel geht aus dem 
Geſagten bervor, daß die gerichtlihe Medizin ihr eigenes, wiffenichaft: 
lich cultivirtes Gebiet befißt, welches fie ſchon tbeilweife unabhängig 
bon andern Disciplinen felbititändig bebaut ; fie ift nach dem’ gegen: 
wärtigen Standpunkte nicht mehr ein Chaos von Lehrſätzen, welche 
andern Disciplinen entnommen, blos in ein ſyſtematiſches Gewand 
gebüllt und in eine willkührliche Ordnung dargeitellt erjcheinen, ſondern 
die Neuzeit jirebt die gerichtliche Medizin von allen im Laufe der Zeit 
ihr aufgedrungenen und durch Weberlieferung in ihr eingebürgerten 
Eleinenten zu veinigen und jie aus. jelbftitändig ihr angehörigen Beobadı- 
tungen kliniſch zu bearbeiten, wie dieß fchon früher Devergie und Dr: 
fila, und in neuefter Zeit Caſper, Krahmer und insbefondere die 
neueren franzöfifchen Gerihtsärzte durchgeführt haben. — Wird nun durch 
die eben angeführten Momente jedem Kenner des gegenwärtigen Stand: 
punktes der gerichtlichen Medizin Kar, daß fie Schon durch die Selbititändig: 
feit ihrer Forſchungsmethode Anſpruch auf den Namen einer Wiffenfchaft 
machen kann, jo ift noch in anderer Beziehung zu bemerken, daß fie 
felbit jene Wabrbeiten, welche fie aus den Hilfg-Disciplinen entnimmt, 
ſich nach dem jeweiligen Bedürfniffe der Rechtspflege mit unermüdlichem 
Fleiße und mit der fchärfiten Aufmerkſamkeit auf deren Fortfchritte 
gleihlam affimilirt und von ihrem Standpunfte aus prüft, mobi- 
figirt und bei deren Benügung nach dem jeweiligen forenfifchen Zweck 
eine eigenthümliche Richtung einichlägt. Die gerichtliche Medizin ftellt 
nicht ein beitimmtes Maaß von Kenntniffen aus dem Gebiete der 
Natur: und Heillunde zum Behufe der Rechtöpflege auf, jondern fie 
prüft. fie ftrenge und nach beitimmten PBrincipien, um ſich zu über: 
zeugen, ob man diejelben als Baſis zu richterlihen Urtheilen zu Grunde 
legen kann. „Wie viele Hypotheſen, Speculationen :mäflen von dem 
prüfenden Geifte der gerichtlichen Medizin als Hirngefpinnite in ihr 
Nichts verſchwinden! Unparteiiſch und ohne NRüdfiht auf Autorität 
legt die gerichtliche Medizin einen ftrengen Maßſtab an die aus andern 
Disciplinen ihr dargebotenen natur: und beillundigen Wahrheiten; ihr 

neip kann weder ein. mebiziniiches noch. blos ein Nechts-Princip 
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fein, fondern es muß von der richtigen Würdigung des mechfeljeitigen Ver: 
hältniſſes der Heilkunde und der Rechtspflege ausgehen und ftet3 die Be- 
antwortung der richtigen Frage vor Augen haben: wieviel die Natur: und 
Heilfunde zur Erforfhung der Wahrheit und Unterjtügung des richter: 
liben Beweisverfahrens beitragen kann oder mit andern Worten: Ihr 
Princip ift: Naturforfhung zum Behufe der Rechtspflege und 
Benützung der Natur: und Heilkunde in der Rihtung, wie es 
das Bedürfniß der Rechtspflege erfordert. Sehr wahr bemerkt 
daher der oberwähnte Wagenmann (l. c.): die Eigenthümlichkeit der 
gerichtlihen Medizin beiteht darin, daß fie auf das Heilen feine Anwen: 
dung findet, fondern bloß zur Feſtſtellung des Thatbeftandes berufen ift. 

Aus dem Gefagten ergibt ſich, daß die gedeihliche Entwidlung 
der gerichtlihen Medizin nicht nur davon abhängt, daß fie die For: 
ſchungsreſultate auf dem Gebiete ihrer Hilfs-Disciplinen fih aneignet, 
und diefelben in foro benüßt, jondern daß fie jo viel als möglich den 
ihr eigenthümlichen Kreis von Beobahtungen und Erfahrungen 
nüchtern prüft, ferner möglichit vielfahe Verſuche anftellt und Die Re 
jultate derfelben zur Ermittlung von neuen Erforſchungsmethoden bei 
zweifelhaften Rechtzfällen benügt. Nur dann wird fie die Würde einer 
eraften Wiſſenſchaft behaupten und fich nad) und nach des ihr aufgedrumn: 
genen Fremdartigen entledigen, und in die Reihe der Naturwillenichaften 
mit vollem Rechte treten. Wie wichtig in diefer Beziehung das ſchon oben- 
erwähnte Phyſikats-Inſtitut werden könnte, ergibt fich jedem 
Dentenden von felbft, indem dasſelbe nicht blos zum praftifchen Unter: 
richte, fondern zu Anftellung von Verſuchen und zu Nahprüfungen 
gemachter Vorfchläge und Erplorationgmethoden benügt werden könnte. 
Sn diefer Beziehung muß man jenen Lehrern der gerichtlichen Medizin, 
denen ein reihe® Material zu Beobachtungen und zu Verſuchen in 
großen Städten zu Gebote jteht, vecht fehr Glück wünſchen, daß fie 
diefe Stofffülle zum praftiichen Unterricht für angehende Gerichtsärzte 
zu benützen Gelegenheit haben, um die leider nur zu oft ohne Be: 
gründung aufgeftellten Lehrſätze in gerichtzärztlihen Lehrbüchern und 
Abhandlungen jelbftitändig zu prüfen und auf ihren wahren Werth zu 
reduciren. Möchten doch Alle, denen eine ſolche Gelegenheit zu Gebote 
ftebt, diefelbe gewiflenhaft benüten, wie dies Wagner und Cafper 
in Berlin, Hoffmann in Münden, Bernt und Rokitansky in 
Wien, Krombbolz in Prag gethban haben, wir würden anftatt jährlich 
neue Lehrbücher in Fülle wie Pilze auffchießen zu ſehen, weit befier 
dabei fahren, ung nur auf dem Felde reiner nüchterner Beobachtung zu 
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befinden und die Nechtspflege könnte bei diefer Entwidlung der gericht 
lichen Medizin nur gewinnen, jo wie das Vertrauen zu den Gerichts: 
ärzten jich nur befejtigen müßte. „Es it einleuchtend,“ jagt Caſper 
in feinen gerichtlichen Leichenöffnungen p. 1. ganz treffend, „dab der 
Unterricht der gerichtlichen Medizin nur wahrhaft erſprießlich gemacht 
werden kann, wenn er ſich fortwährend auf dem grünen, friſchen 
Boden der Natur der Praris bewegt, und dadurch dem Lehrer 
Gelegenheit gegeben wird, jelbit täglich mehr zu erfahren und feinen 
Schülern bandareiflic zu machen, wie viel traditioneller Irrthum und 
wiſſenſchaftlicher Zopf in den Büchern über gerichtliche Medizin und 
in den daraus befruchteten Köpfen jo vieler gerichtlich: mebiginifcher 
Schriftiteller und Mebdizinal-Beamten ſteckt.“ 

Leider war die unwiſſenſchaftliche nur auf Hypotheſen und alt: 
bergebrachten Autoritätöglauben beruhende Bearbeitung der gerichtlichen 
Medizin und anderſeits der mangelhafte kliniſche Unterricht der: Aerzte 
in der gerichtlihen Medizin die Urſache, warum das Bertrauen der 
richterlichen Behörden jo wie der Geſchworenen zu den Ausfprücen 
der Gerichtäärzte immer tiefer finfen mußte, und es ijt fein Zweifel, 
dag mit der feiteren wiſſenſchaftlicheren Begründung der gerichtlichen 
Medizin auf exaktem Wege, wie er bei jeder Naturforihung einge: 
Schlagen werden muß, e3 ſich immer mehr befejtigen wird. Wir können 
nicht umhin ſchlüßlich die Worte eines ältern trefflihen Lehrers der 
gerichtlichen Medizin anzuführen. Selle (Einleitung in die Natur: 
und ArzneisWiffenihaft S. 304) jagt: „Wie die Medicina clinica 
mehr Kunft erfordert, jo fett die Ausübung (und der Vortrag) der 
gerichtlichen Arzneitunde mehr Wiffenfchaft voraus — der allgemein 
umfafjende Blid, den die gerichtliche Arzneiwiſſenſchaft erfordert, ift 
eben jo wenig die Gabe eines jeden, als es bei der medizinifchen Praxis 
der Blid für das Individuelle if.” Eben fo ſchön als wahr jagt 
Bohn (de officio medici dupl. p. 533.); „Et ingenium humanum 
forsan superat rerum huc spectantium varietas atque multitudo, 
ut, si per plura, ac hactenus factum, secula colatur haec sci- 
entia, vix sibi quispiam promittere posset, cunctorum casuum 
specialium quos experientia non tam fingit, quam gignit, adae- 
quatam ennarationem, multo minus evolutionem perfectam ac 
necessariam. — In foro quotidie nascuntur, et sucere- 
scunt nova problemata de quibus medicos horumque col- 
legia percontatur judex.“ 
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Wir gehen nun zur Beantwortung der Frage, welche Methode bei 
dem Unterrichte der Juriſten in der gerichtlichen Medizin einzu— 
Ihlagen if. Hören wir hierüber einige Stimmführer Älterer und 
neuerer Zeit. Gruner (f. Vorrede zu deilen Ausgabe von Metzger's 
Syſtem der gerichtlichen Arzneiwillenichaft, Leipzig 1814 p. XI.) fagt, 
daß die Aerzte im Vortrage auch auf die Rechtsgelehrten Rückſicht 
nehmen müſſen, kann al3 eine ausgemachte Sache gelten; aber man 
irrt Sich jehr, wenn blos das juriftiihe Gewand zur Anlodung und 
Empfehlung dienen foll; alles beruht auf der Volljtändigkeit, Deutlich: 
feit und SHerablafjung des Lehrers, wobei dem Zuhörer gerade das 
mitgetheilt wird, was jeder in dem Geſchäftsgange brauchen ann, der 
Mechtögelehrte verlangt von dem Lehrer die Aufklärung der ftreitigen 
Rechtsfragen, welche in der Praris unendlich modificirt erjcheinen. 

Dr. Quitzmann fpridt fih in einer Abhandlung über dag 
Studium der Staats-Arzneikunde (f. Friedreich Central-Archiv 1844 
Heft A. p. 641) dahin aus, daß die Urfache, warum diefes Studium 
fo ſehr in Berfall gerathe, darf zu ſuchen fei, daß der Unterricht 
darin nicht für das getheilte Publikum berechnet werden kann, fo lange 
Juriſten und Mediziner an denfelben Vorträgen Theil nehmen, und 
deshalb beide Theile unbefriedigt und kalt laffen müſſen; denn die An: 
forderungen an diejes Studium jowohl als die Vorbedingungen, welche 
beide Theile zu demjelben mitbringen, find bei beiden fo bimmelteit 
verfchieden, daß es auch den vollfommen befähigten Lehrer nicht möglich 
fein wird, beiden zugleich zu entſprechen. Dr. Quigmann dringt 
daher aufeine Scheidung des Unterrichtes für beide Theile und will, 
daß man die Vorträge für Juriſten und Mediziner trenne, und nur 
dadurch allein werde der Lehrer in den Stand gefett, feine Vorträge 
den Bedürfniſſen und Faſſungskräften feiner Zuhörer anzupafjen und 
bei ihnen das Intereſſe in einer Weife anzuregen, wie es die Wichtig- 
feit derjelben verdient. 

Ein anderer tüchtiger Lehrer der gerichtlichen Medizin, Dr. Böder 
(in feiner Abhandlung: Vorfchläge zur zwedmäßigen Reform des Lehr: 
vortrags der gerichtlichen Medizin, |. deutiche Zeitichrift fir Staats- 
Arzmeilunde Bd. 12 Heft 2. 1852) klagt darüber, daß die gerichtliche 
Medizin nicht auf eine ſolche Weile vorgetragen wird, um von ben 
uriften auch verftanden werden zu fünnen, d. b. daß man von der 
Sade keine Anſchauung gibt, er will, daß der Beſuch der Vorträge 
über gerichtliche Medizin jowohl von Medizinern als Juriſten bei einem 
und demſelben Lehrer zu derſelben Zeit und in demjelben Hörſaale 
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ftattfinden müffe, daß diefe fogar fürdernd für beide fein werde, wenn 
fih nur der Lehrer bemübe, die Yuriften und Mediziner zu gewiſſen 
außerordentliden Stunden zu unterrichten; „gibt man,“ jagt er, 
„ven Studirenden der Rechtswiſſenſchaft in den Gollegien der gericht: 
lichen Medizin Elare lebendige Anſchauungen, jo wird er es jehr gerne 
und mit dem größten Nuten beſuchen, er wird es nie verfäumen, 
weil er es ſpäter nie wieder nachholen kann, es ift alſo aud 
Sade der Juriiten- Fakultäten darauf zu bringen, daß 
mehr wie bisher für die gerichtliche Medizin geſchehe“ 

Der treiflide E. Platner dringt auf Trennung des Unter- 
tits. Er jagt in feinen quaestiones medieinae forensis ed. Chou- 
lant Lips. 1824 p, 462: quae cum ita sint, quandoquidem prin- 
cipia et fundamenta medicinae forensis in communibus insunt 
medicinae decretis, illius scholae in academiis institutae consilium 
ad jurisprudentiae potius, quam ad artis salutaris studiosos 
debet referri. Vulgo recitationes promiscue utrisque con- 
junctim habentur; sed verendum est, ne alteris obscuritate, 
alteris tenuitate hoc docendi genus videatur laborare; etenim 
fieri non potest, ut sermo ad eruditionis medicae gravitatem 
subtilitatemque comparatus ab extraneis facile intelligatur aut 
quae horum intelligentiae sint adaptata, ea medicinae tironibus 
magnopere conducant. 

Profeſſor Blosfeld in Kafan trägt ebenfalld vie gerichtliche 
Medizin feit dem Jahre 1843 für Nechtsbeflifiene befonders vor. In 
Seinem Rechenſchafts-Bericht über die praftiihe Unterrichtsanftalt für 
gerichtliche Medizin an der ruſſiſch kaiſ. Univerfität Kafan (ſ. Hen- 
ke's Zeitfchrift für Arzneifunde 1845 Heft A. p. 253) fagt er: „Ein 
nod größerer Wirkungskreis wurde der in Rede ftehenden Anftalt 
dadurch eröffnet, daß auch die Rechtsbefliffenen biefiger Univerfität an 
den praftiichen Unterricht in derjelben Antheil nahmen. Schon im 
Sabre 1843 begann ic, den Studirenden der Rechte befondere Vor: 
träge über gerichtliche Medizin zu halten, fet überzeugt, daß nur da- 
durch die Lüde, die bisher im Unterricht in den Staatswiſſenſchaften 
ftatt hatte, ausgefüllt werden fünne. Die Nothwendigkeit eines folchen 
Unterricht? für Juriſten ift jo einleucdhtend, daß es überflüffig waͤre, 
Darüber viele Worte zu verlieren. Nur dadurch, Daß auch der Richter 
eine binlängliche Kenntniß in den Grundlehren der gerichtlichen Medizin 
ſich aneignet, ihren Einfluß auf den Kriminalproceß zu würdigen lernt, 
kann e3 ihm möglich werden, den Anforderungen der Moral und Ge: 
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rechtigfeit volles Genüge zu tbun, ärztliche Unterfuhungen und Gut: 
achten gebörig zu beurtbeilen und Irrthümer in Schlichtung mander 
zweifelhaften Nechtsfälle zu vermindern. Tat übrigens bei dem Unter: 
viht in der gerihtliben Medizin für Juriſten ganz andere Grundſätze 
fejtzuhalten find, derjelbe folglidd durchaus von dem den Medizinern 
ertbeilten Unterricht zu trennen iſt, leuchtet ein.” 

Auch Krahmer Spricht ſich über die Art, wie das Studium der 
gerichtlichen Medizin fir Juriſten einzurichten jei, in feinem obermähn: 
ten Lehrbuche 8. 7. dahin aus, es jei zivar richtig, daß der Arzt und 
der Rechtsverſtaͤndige zu einen Vortrage über gerichtliche Medizin nicht 
blos jeder für ſich andere Kenntniſſe mitbringt, jondern daß aud ein 
jeder eine andere Belehrung davon erwartet. Da indeß der Arzt in 
der gerichtliben Medizin nur Gegenitände zu erkennen und zu beur: 
tbeilen angewiejen, der Richter auf die aus einer unmiffenfchaftlichen 
Auffaſſung natürlicher Zuftände fliegenden Nechtswidrigfeiten aufmerkſam 
gemacht wird, jo verliert die Stellung jedes einzelnen gewillermaßen 
von ihrer theoretiihen Eigenthümlichkeit. Es ſcheint ihm daher fein 
Grund vorhanden, die Gegenftände der gerichtlichen Medizin für Werzte 
und für Zuriften verfchieden zu behandeln. 

Zu den Männern, welche ſich rür einen gejonderten Unterricht 
ausgefprochen haben, gehören noch Maſius, Bergmanı und theil- 
weile auh Biſchoff, welder legtere jedoch in neuerer Zeit feine 
Anſicht geändert bat. Was nun meine Ueberzeugung in dieſer Bezie- 
bung betrifft, wie fie fich durch eine beinahe 15jährige Erfahrung in 
meinem Lehramte der gerichtlihen Medizin fir Juriſten gebildet bat, 
jo balte ich es für meine Pflicht, dieſelbe unter gleichzeitiger Angabe 
der von mir eingefchlagenen Lehrmethode als Schluß diefer Ab- 
handlung auszujprechen. 

Als oberften Grundfaß bei meinem Unterrichte halte ich unverrückt 
das praftifhe Bedürfniß der Juriſten und die möglichite Verein- 
fachung der Darftellung, fo weit diefelbe den Vorfenntnifjen meiner 
Zuhörer angemeljen it, ſtets vor Augen; ferner fuche ich ſoviel als 
möglich die Wahrheiten der Phyſiologie zur Verdeutlichung der gericht: 
lich medizinischen Lehren zu benügen und bei den einzelnen Lehren fo 
viel ala möglich das pathologiſche Gebiet von dem rein Antropologi- 
ſchen zu trennen, damit um jo nachdrücdlicher die Grenzen bezeichnet 
werden, wo das Gebiet der eigentlichen ärztlihen Unterfuhungsthätig- 
feit beginnt und zur Beantwortung der richterlichen Fragen erforderlich 
wird. Ein ferneres bejonderes Augenmerk wird auf die richtige Frage: 

Haimeri’s Bierteljahräfrift f. Rechtsw. I. 2, 17 
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ftellung des unterfuchenben Nichters, jerner auf jene Momente ver- 
wendet, auf welche diefer bei der jpeciell Unterfuchung feine Aufmerk— 
famfeit zu richten bat. 

Nicht minder werden bei jedem einzelnen Gegenitande jene Mo- 
mente beiprochen, welche dem Bertbeidiger als Angriffspunlte dienen 
fönnen; ein fernerer Grundſatz, den ich ſtets feithalte, beſteht darin, 
mich niemals eines technischen oder ſonſtigen medizinischen Ausdruckes 
zu bedienen, ohne deſſen Erklärung alfogleich hinzuzufügen. Ein großes 
Gewicht lege ich insbefondere auf die metbhodiiche Anweiſung gerichts- 
ärztliche Gutachten zu leſen und deren Details richtig aufzufaſſen; in 
Diefer Beziehung wird die Cafſuniſtik bemübt, damit der Zubörer eine 
gewiſſe Hebung im Leſen und Verſtehen ärztlicher Gutachten erlange 
und auf die Wichtigkeit jedes einzelnen Umftandes, in wiefern derjelbe 
zur Beweisführung dient, aufmerffam gemacht werde, Al3 Hauptmittel 
zum Verjtändniß der gerichtsärztlichen Lehren dient mir eine anatomisc- 
phyſiologiſche Propädeutik, melde ih im biefigen Joſephinum 
wöchentlich einmal mit Benützung der vortrefflichen dafelbft befindlichen 
anatomischen und geburtshülflichen Präparate vortrage — eine Samnı- 
lung, welche mir vorzüglich auch dazu dient, die wichtigen Lehren der 
Verletzungen möglichſt anſchaulich zu mahen. Mit diefer durch den 
ganzen Curſus fortlaufenden Propädeutif gehen parallel die theoreti: 
Shen gerichtsärztlichen Vorträge Hand in Hand. Haben die Zuhörer 
durch häufige Anſchauung und Erläuterung jener Praͤparate fich gehörig 
vorbereitet, jo wohnen diefelben in Eleinen Gruppen den bier fehr 
häufig falt täglich vorkommenden gerichtlichen Sektionen bei, um 
ſich mit den wichtigſten Theilen des menschlichen Körpers und mit dem 
gerichtlich praktiſchen Verfahren befannt zu machen. 

Da ich diefen Sektionen faft immer beimohne und die dabei vor: 
fommenden Befunde genau aufzeichne, fo benüße ich diefelben bei den 
Vorträgen und erreiche dadurch den doppelten Zweck, durch Erzählung 
diejer Fälle, wie fie die Hauptitabt reichlich darbietet, die tbeoretifchen 
Lehren zu beleuchten und gleichzeitig die Erfahrungen der Zuhörer zu 
bereihern und fie gleihfam im vorbinein mit Ereigniffen befannt zu 
machen, wie fie ihnen in ihrem Fünftigen praftiihen Berufe vorfommen 
bürften; es werden ferner möglichft naturgetreue Abbildungen benützt, 
um den Zubörer mit den Refultaten mikroſkopiſcher Forſchung — in 
jo weit fie für die gerichtliche Medizin vom Belange find — bekannt 
zu machen. Bezüglid der Lehre von den Vergiftungen wird eine 
Sammlung der Gifte nach und nach porgezeigt und am Ende des Curſus 
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eine Arſenik-Vergiftung praftiich in einem chemischen Laboratorium 
(dur die Güte eines der Profeſſoren der Chemie) ausgemittelt. Für 
die gerichtlich pſychologiſchen Lehren werden in den letzten jehs Wochen 
die Ambuiationen in dem hiefigen f. E. neuen Irrenhauſe benüßt, wo der 
Herr Direktor Medizinalrat) Dr. Riedel und die in genannter Anftalt 
angejtellten Herren ordinivenden Aerzte, Dr. Mil dner und Dr. Mareſch 
mit ihrer reihen Erfahrung gütigft mit fpecieller Nüdficht auf jene 
Fälle, welche ein gerichtlich-pſychologiſches Intereſſe haben, mir mit 
allem anerfennenswerthen Eifer beiftehen, und ich kann nicht umhin, 
hiermit den genannten Männern für diefe ihre eifrige und humane 
Unterftügung und praftifche Förderung meiner Vorträge im Intereſſe 
der Rechts pflege meinen öffentlihen Dank auszusprechen. 

Es verjteht jich von jelbit, daß um den eben gezeichneten Plan 
methodiſch und zu vollem Nugen der Zuhörer durchzuführen, weit mehr 
Zeit von Eeite des Lehrers erfordert wird, als etiva eine Stunde 
täglichen Katheder:Vortrages. Dieſes Zeitopfer lohnt ſich jedoch reichlich 
durch die mehrjährige Ueberzeugung, daß jene meiner Zuhörer, welche 
genau in meine Darſtellungsweiſe theoretiih und praktiſch eingehen, 
gewiß fir ihren Fünftigen richterlihen Beruf die hinreichenden Kennt: 
nifje in der gerichtlichen Medizin und Kriminal-Pſychologie ſich erwer— 
ben und für eine fernere Fortbildung in dieſem Fache gehörig vorbe: 
reitet und angeregt werden. Ich babe noch zu bemerken, daß ich da, 
wo ſich die Gelegenheit dazu darbietet, bei meinen Vorträgen auf Die 
beſtehende öfterreichifche Gejeggebung Nüdficht nehme und auf eine 
gerichtlich-mediziniſche Erläuterung derfelben einzugehen, nicht unter: 
laſſe. Schlüßlich Tann ih nicht umhin, die Hoffnung auszufprechen, 
daß, da feit der Gründung einer Lehrkanzel der gerichtlichen Medizin 
für Suriften an der Wiener Univerfität, auch an andern öſterreichiſchen 
Univerfitäten die gerichtliche Medizin für Juriſten vorgetragen wird, 
diefes Studium nah und nach immer mehr den Nechtöbeflilfenen 
praktiſch zugänglich gemacht werden wird, und daß hiedurd) weſentlich 
einerfeit3 das Intereſſe der Rechtspflege gefördert und andererſeits bie 
Harmonie zwiſchen Richter und Gerihtsarzt mehr und mehr hergeftellt 
werden dürfte. 


’ 


Reſultat. 


Als Reſultat dieſer Abhandlung geben wir nun: 
1. Die größten mediziniſchen und juridiſchen Autoritäten haben 
17 * 
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den Nuten und die Wichtigkeit des Studiums der gerichtlichen Medizin 
für Juriſten anerkannt, 

2. Die gerichtlibe Medizin ift eine jelbititändiae, auf eigenthüm— 
liher Naturforſchung balirende Wiſſenſchaft und bezüglid der richtigen 
Anmendung der aus der Heilkunde entnommenen Wabrbeiten eine unit, 
welche eigene Uebung verlanat. 

3. Zur Bildung von Gerichtsärzten ift ein eigenes Bbnfifats- 
institut — und zu deren Anitellung eine eigene Phyſikatsprüfung notb- 
wendig. 

4. Die gerichtlihe Medizin muß für die Juriſten befonders vor: 
getragen erben. | ar 





XI. 


Studien über das Militär-Strafrecht. 


Rom Herrn M. Damianitich, k. k. Oberftabsauditor und Profeſſor in Wien. 


II. Subordinationdverlegung”). 


8. 1. 

€; ift nicht Teicht ein Verkrehen, deſſen gejegliche Behandlung mit 
mehr Schwierigkeiten verbunden ift, als die Subordinationgverlegung, 
theil8 wegen der Wichtigkeit des Gegenftandes, theils wegen der Mannig- 
faltigfeit der Verhältniffe, melche dabei zu berüdlichtigen find. Die 
Subordination ift, wie allgemein anerkannt wird, die Eeele der Kriegs— 
macht, fie fordert äußere Ehrerbietung und unbedingten Gehorfam von 
Seite de3 Niedern gegen den Höhern dur alle Stufen vom Unter: 
offiziere hinauf bis zum Marſchall. Sie kennt keinen Unterfchied, der 
Soldat muß jeden Höhern äußerlich achten, er muß jedem Befehle des 
Vorgeſetzten al3 ſolchen gehorchen. 

Wie Schwer es oft fei, diefer Verpflichtung nachzukommen, wird 
Mar, wenn man die verjchiedenen Lagen, perfönlihen und dienftlichen 
Berhältniffe des Eoldaten ſich vorftelt. Eben fo leuchtet es ein, daß 
e3 für den PVorgefegten eine ſchwierige Aufgabe fei, den Willen feiner 
Untergebenen fich derart unterzuorbnen, daß fie den feinigen al3 den 
ihrigen anfehen, feinen Befehlen mit aller Hingebung, Selbitverläug: 
nung, ja jelbft mit Opfern gehorchen. 

Um dieſes zu erreichen, gibt e3 zwei Mittel: 1. Erweckung der 
(inneren) Achtung und Liebe in den Untergebenen zum Vorgefekten, 
und 2. wo Güte nicht augreicht, angemeflene Strenge und Strafe. 


*) Vergl. Kr. I. II. im 11. Bande diefer Vierteljahresheft, S. 1 u. 1. f. 
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Innere Achtung, Liebe und Vertrauen zum Borgejebten find ein 
mächtiger Hebel, jie wirken mehr als alle Strafgejege. Dieje zu er: 
wedenund zu erbalten, iſt eine der mwichtigiten Aufgaben eines jeden 
Borgefepten, und er wird fie bei der größeren Zahl feiner Unter- 
gebenen erwerben, wenn er jo handelt, wie es die Dienjtesvorjchriften 
in diefer Richtung jo ſchön und treffend empfehlen, wenn er feinen 
Untergebenen ſtets ein für fie jorgender, ein gerechter Vorgeſetzter if. 
Für Fälle, wo dieß nicht ausreicht, wo nur durch Zwang das ent- 
fprechende äußere Verhalten und der Gehorſam erzielt werden kann, 
verleihet das Geſetz dem Borgejegten dadurch, daß es feine Perſon und 
feine Befehle dem Untergebenen als heilig binftellt, welche ſohin ohne 
einer Schiveren Beſtrafung ſich auszufegen, nicht verlekt werden können, 
und daß es ihm felbit eine Strafgewalt über den Untergebenen ein- 
räumt, jene moraliihe Macht, dur Die es allein möglich gemacht 
wird, eine große Menge Menſchen von fo verjchiedenem Alter, von 
jo verfchiedenen Temperamenten, Fähigkeiten und fo verfchiedener 
Erziehung und Bildung zu dem vorgeftedten Ziele mit Sicherheit zu 
leuten. 

Diefe moraliihe Kraft findet aber mit Rückſicht auf den Zweck, 
dem fie dienen fol, auch ihre Grenzen. Der Vorgejeßte muß von den 
Untergebenen geachtet fein, feinen Befehlen muß gehorcht und ihm die 
Gewalt verliehen werden, gegen jeden Renitenten unverzügliche Folg— 
jamfeit ſich zu verichaffen. Je größer eine Gewalt, deſto gefährlicher 
iit ihr Mißbrauch. Aufgabe der Gefebgebung ift e3 daher anderſeits 
gegen jeden Mißbrauch diefer Gewalt gegen den Untergebenen einen 
moraliſchen Damm zu ſetzen, durch geeignete Mittel Vorſorge zu 
treffen, daß ein Mibbrauch nicht leicht jtattfinde, und ereignet er fich 
dennoch, denſelben in einem ähnlichen Verhältniſſe, wie Suborbdi- 
nationsübertretungen, der Strafe zu unterziehen (Vergl. Art. 28 des 
großh. hei. M. St. ©. B.). 

Je weniger der Untergebene der dem Borgefegten verliehenen 
Gewalt Widerftand entgegenjegen kann, defto mehr muß ihn das Gejeg 
gegen UWebergriffe derjelben in Schuß nehmen und jo finden wir das: 
felbe auf beiden Seiten gleich gerecht zu Demfelben Zwecke wirken, 
indem es den Vorgejegten gegen jede Auflehnung des Untergebenen, 
den Untergebenen gegen jeden Uebergriff der Macht des VBorgefegten 
beihügt und beide anmeilet, innerhalb der gefeglichen, nur allein zum 
Wohle de3 Staates und der Armee führenden Schranken ihrer Pflicht 
getreu und pünktlich nachzukommen. 
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Die militäriiche Hierarchie fordert die äußere Achtungabezeigung 
vor jedem Höhern in und außer Dienft, fie fordert Gehorſam gegen 
jeden Borgejegten bei allen Befehlen, welche den Dienft oder 
das Berhalten des Untergebenen außer Dienit betreffen, info: 
ferne dieſes mit feiner militärischen Stellung im Zufammenhange fteht 
oder darauf Einfluß nimmt. 

Ich ſpreche bier von dem Verhältniſſe des Niedern zum Höhern 
und Borgefegten in und außer Dienft. Dieſe Begriffe fo wie jener 
des Dienjtbefehles müljen daher genau feftgeftellt werben. 

Die meiften Strafgefegbücher vermeiden es, die angedeuteten Be: 
griffe näher zu beftimmen und überlafjen insbefondere die Beurtheilung, 
ob im gegebenen Falle ein Dienft:, ein Borgejegten-Verhältniß vor: 
handen fei oder nicht, der Einficht des Nichters. 

Wegen des bedeutenden Unterfchiedes der Strafbarkeit einer 
jubordinationgwidrigen Handlung I), je nachdem der Höhere zum Nie 
dern im Verhältniſſe eines Vorgeſetzten ftand oder nicht, dieſelbe in 
oder außer Dienſt verübt wurde, halte ich es für nothwendig, daß 
diefe Begriffe in den M. St. G. B. genau bezeichnet werden, denn 
nur dadurch kann Unficherheit in den Urtbeilen mit ihren Folgen vor- 
gebeugt und Ebenmaß in den Strafen erzielt werden. 

Das Wort „dienen“ im engern Sinne bezieht ſich immer auf 
Leitungen, Berrichtungen für Zwecke Anderer, jei e8 durch Türperliche 
oder geiftige Kräfte (im mweitern Sinne wird es auch auf Unterlafjungen‘ 
bezogen. Vgl. Anm. 2). Jene VBerrichtungen, welche dem Soldaten 
ala ſolchen obliegen, müſſen ihm befannt gegeben werden und das 
geſchieht auch in allen Staaten durch die ſog. Dienftordnungen oder 
Reglementd. Sind diefe fo verfaßt, wie fie fein follen, jo müſſen fie 
alle Dienftesverridhtungen des Soldaten entweder in fpeciellen Ber: 
bältnifjen oder in allgemeinen Regeln, die vom Borgejegten nad) Um: 
ftänden für einzelne Verhältniſſe beſtimmt zu formuliren find — 3.2. 
Wachverhaltungen für beftimmte Boften, — enthalten und es wird 
daher als Dienst jede Verrichtung des Soldaten zu bezeichnen fein, 
welche ihm nad der Dienitordnung aufgetragen werden kann, und der 
Soldat ift im Tienfte, fobald er, fei es in Folge einer allgemeinen 





y Tieß gilt auch von anderen ftrafbaren Handlungen. Wie Dher ſchieden iſt die 
Strafe der Trunkenheit im Dienſte von jener außer Dienſt. 
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Anoronung oder eines befondern Befehles in der Ausübung einer ihm 
in feiner Eigenschaft als Soldaten obliegenden Verrichtung ich befindet, 
oder zu einer ſolchen befebligt iſt und derjelben jofort ſich unterziehen 
ſoll. Es ift daber nicht blos die eigentliche militäriſche Verrichtung 
Dienft, 3. B. das Steben auf dem Poſten, Ererziren, jondern auch 
eine Handwerfsarbeit, welde dem Soldaten in Betreff militäriicher 
Gegenitände aufgetragen wird, Reinigen der Montur, Ausrüden zw einem 
Beichenbegängnille, u. j. w. Sieber qebört auch die Kommandirung eines 
Dffiziers zur Beauffichtigimg über die zu einer Arbeit * B. einem 
Baue beorderten Soldaten. 

Dienſtbefehl im engern Sinne iſt der — rain 
fundgegebene Wille des Vorgeſetzten, wornach eriterem die: Ausübung 
einer ſolchen Verrichtung zur Pflicht gemacht wird (im weitern Sinne 
wird der Begriff eben jo wie das Wort „dienen“ nf —— 
bezogen). 

Die Dienſtordnung ſchreibt dem Soldaten si gewiſſe Be r⸗ 
haltungen vor, namentlich in Bezug auf ſeine Standesverhältniſſe. 
Dieſe Vorſchriſten ſind keine Dienſtesvorſchriften, man kann daher die 
bezügliche Weiſung des Vorgeſetzten auch nicht Dienſtbefehl nennen 
z. B. von einem Orte ſich zu entfernen, anſtändig ſich zu benehmen. 
Gleichwohl aber müſſen derlei Befehle nicht nur, um ihnen den nöthigen 
Nachdruck zu geben, ſondern auch deßwegen den Dienſtbefehlen gleich— 
geſtellt werden, weil der Höhere in dem Augenblicke, wo er dem 
Untergebenen einen Befehl gibt, den dieſer zu befolgen ſchuldig iſt, zu 
demſelben in das Vorgeſetzten-Verhältniß tritt, was dem 
Dienſtverhältniſſe gleichſteht 2). 

Vorgeſetzter iſt derjenige, welcher in Beziehung auf den 
Dienſt oder auf das außerdienſtliche Verhalten einem Andern — dem 
Untergebenen — zu befehlen berechtigt iſt; Erſterer ſteht zu dem 
Letzteren im Verhältniſſe eines Vorgeſetzten. Perſonen, die eine höhere 
Charge bekleiden, aber jenem, der einer geringeren Charge angehört, 
zu befehlen das Recht nicht haben, ſind zwar Höhere, aber nicht 
Vorgeſetzte des Niederen. Die dem Gemeinen in derſelben Truppen— 


— 


*) Man definirt „Dienftbeiebl" aud als Auftrag etwas zu thun, zu ae 
laſſen oder zu leiden. Dan kann den Auftrag etwas au ‚leiden 3. B. fid 
körperlich züchtigen zu laſſen, als Dienjtbefebl anjeben, mfelben gleid: 
ftellen, es met mir aber zu weit gegangen zu jein, ibn Dienfibefebl zu 
nennen. Bol. 8. 262 bes öjterr, M, St, &, 9, unten im $. 8. — Dem 
jei, wie ihm wolle, eine Definition biejes Begriffes erſcheint nothwendig. 
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abtheilung in der Charge Vorgehenden jind ſämmtlich deſſen Vorgeſetzte, 
denn alle find beredtigt, ihm Dienftbefehle zu geben, dagegen ift der 
Oberlieutenant des Regiment A) im Verhältniffe zum Korporalen des 
Regiment B) deſſen Höherer, wird aber in dem Augenblide deſſen 
Vorgejekter, wenn er in die Lage kommt, ihm eine Weifung in Bezug 
auf deffen Verhalten zu geben, oder der Korporal unter fein Kom: 
mando geitellt wird. 

Der Höhere muß immer eine höhere Charge befleiden, zwifchen 
Perſonen vderjelben Charge gibt e8 in der Armee feinen Höheren; 
Vorgeſetzter kann Jemand auch über folche fein, die in derfelben 
Charge ftehen, aber einen geringeren Nang haben (Ausnahme vom 
letzteren Sate kommen zumeilen im Kriege vor, wenn der komman— 
dirende General einen jüngern Rang bat, als feine Unterbefehls— 
haber °). 


2) Nah dem ſächſiſchen M. Ct. ©. B. 8. 80 bezeichnet der Ausprud: „im 
Dienfte” zwar im Allgemeinen da3 Derhälmib einer vermöge allgemeinen 
Dienftorbnung oder befonderen Befehles in einer beftimmten Berufsverrichtung 
ih befindenden ober zu einer bevorftebenden Berufdhandlung verpflichteten 
Militär: Berjon, es ift edeg in dieſer Beziehung jedesmal nach den Umſtäu— 
den zu erwägen, ob ein Dienſtverhältniß überhaupt und insbefondere ein 
joldes vorhanden war, wie es in den einzelnen Beftinnmungen des G. B. 
vorausgejeßt it. Aehnliches ſagt der F. 56 des hanoveriſchen G. B. 
gine ſchärfere Definition über „Dienſt“ enthält das großh. bei St. G. B. 

rt, ©. 

Den Begriff „Vorgeſetzten“ finden wir im tostanifhen 9, B. 
Act. 76: Un militare si considera superiore di altri militari non sola- 
mente quando tiene un grado pilı elevato, ma anche quando, sebbene 
tengs un grado eguale o inferiore, & investito d’ un speciale com- 
mando, che lo costituisce superiore in un dato servizio: sempreche in 
questo secondo caso 1’ insubordinazione abbia luogo in atto di quel ser- 
vizio 0 in relazione al medesimo. 

Das öfterr. St. ©. jpricht von ont militärischen, dann ſolchen 
Dienften, deren Gegenſtand Verrichtungen find, wozu der Soldat durd 
eine ihm eigene Geſchidlichkeit geeignet iſt (88. 187 u. 152), und erwähnt 
nebit den Befehlen zu folhen Dienjten ah der Befehle in Bezug auf 
das Verbalten nur des ‘alles, wo ein in Ercejfen betretener Untergebener 
von jeinem Vorgeſetzten zur Ordnung verwiefen wird ($. 153 f. aud $. 262 
unten im S. 8), Die Worte des öfterr. Tienjt:Regl. 11. Th. 2. Abi. 52: 
— Alles, was bier über das Betragen des Untergebenen gegen jeinen 
Vorgeſetzten geſagt worden ijt, betrifft auch überhaupt das Verhältniß 
eined jeden Geringeren gegen den Höhern von jeder Waffengattung 
oder aliirten Truppe, — und die Anordnung, daß die Chrerbietung jeder 
Geringere dem Höheren in und außer Dienft ſchuldig jei, — deuten darauf 
Din, daß der oben im Terte angegebene Unterihied zwischen Vorgeſetzten und 
Höhern den Verfaſſern des D. R. vorgejchwebt babe. 

Nach der preup. Militär-Berfaflung fteht jeder Offizier und Unter: 
offizier zu fämmtlicden Gemeinen und jeder Offizier zu fämmtlichen Unter: 
orfizieren im Borgejebten:Verbältnifie tere. aus d. 1%. Hr. Art). Unter 
Offizieren begründet der höhere milit. Dienftgrad zwar allen Offizieren nie: 
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> 8. 8, 
Die Suborbinationsverlesung wird begangen: 

1. durch Außerachtlaſſung der Ehrerbietung und 

2. durch Ungehorjam. 

Wir haben im vorigen PBaragrafe erwähnt, daß bie äußere Ad: 


tungsbezeigung gegen jeden Höhern Pflicht fei. Gegenftand ber 
Subordinationsverlegung durch Unterlaffung diefer Achtungsbezeigung 
find daher alle jene Militär: Perfonen, die einer höhern Charge +) 
angehören ohne Unterfihied der Waffengattung. Der In halt derfelben 
beftebt in einem vorſätzlichen achtungswidrigen Vetragen gegen 
Höhere. Dieß kann geicheben: 


1. durch ein negatives Verhalten, Nichtbezeigung der pflicht> 


mäßigen äußeren Ehrerbietung; insbejondere gehört hieher das Nicht: 
jalutiren ; 


beren milit. Dienftgrades gegenüber ein Nejpelts: nicht aber unbedingt bei 


— 


Offizieren vom Major aufwärts zugleich ein Vorgefekten: Verbältmib. Zwiſchen 
Perjonen des Soldatenſtandes vom gleihen Dienftgrade bejtebt nur dann, 
wenn der Eine unter das Kommando des Andern geitellt ift, für die Dauer 
dieſer dienſtlichen Stellung ein Vorgeſeßten-Berhältniß. Die Anciennität 
berechtigt jedoch in allen Dienjtgraden der Offiziere und Unteroffiziere dem 
Helteren jeinen jüngern Sintermann, wenn derjelbe außer Dienft den Berufs: 
und Standeapflichten entgegenbanbelt, auf feine Pflicht aufmerkſam zu maden, 
und imjofern er die ibm ertbeilte Warnung unbeadıtet läßt, ſich zu ibm in 
das Berbältniß eines Vorgeſetzten zu ſtellen (©. Fled Kom. über d. preuß. 
M. St. G. B. Anm. S. Tag 

Nach der allg. D. O. für die bad. Truppen ($$. 17, 18, 19, 20 
u, 28) ift Oberer jeber, —* einem Andern im Grade, oder bei "gleichem 
Dienjtgrade im Dienjtalter vorgeht; Norgejebter ift der Öbere dem 
Untergebenen gegenüber, ſoweit er das Necht bat, demfelben Dienitbe: 
feble zu ertbeilen, Hiernad find die Oberen in Bezug auf die ihnen unter: 
gebene Truppenabtbeilung Vorgeſehte. Außerdem ift aber jeder Obere, 
jobald es darauf anfommt, die milit, Ordnung aufrecht zu erhalten, oder 
Vergehen des Mifitärs, von welcher Waffe ſie auch jeien, zu verhütben, 
verpflichtet, fib als Oberer zu ertennen zu geben und feinen Willen als 
Dienftbefebl zu erllären, Inſoweit erjcheint er dann gleichfalls ala Por: 
gejehter (S, Brauer's bad, M. Strafrecht, Karlsruhe. 1851, $. 133). 
Bei Indwiduen derjelben Charge it die Kenntniß, dab jemand einen 
höhern Hang babe, im Allgemeinen nur dann anzunehmen, wenn fie in 
bemjelben Truppenkörper dienen. Nach meiner Anficht ftebt nichts entgegen, 
in dieſem und dann noch in jenem alle, mo ver böbere Nana dem Nicdern 
dienjtlih befannt wurde, in Bezug auf die dem Höbern ſchüldige Achtung 
dem Offizier des höbern Ranges die dem Höhern zuftebende Rechte einzu: 
räumen (veral. 8. 123 des preuf. M. St. 6. 8) — M. Wachen genießen 
die Rechte der Höbern und Porgejesten. Sie find daher ebenfalls Gegen: 
ſtand ber Suborbinationsverlekung und der damit verwandten Verbrecen, 
wie Aufruhr u, dal, davon wird in einer jpateren Abbandlung gef proben 
werben. Das franz M. St. ©. B. räumt im Art. 119, auch ven Glie: 
* M. Gerichlshofes gegenüber eines Angeklagten die Rechte der 

en ein. 
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2. durch ein poſitives Verhalten, und zwar 

a) Durch wörtliche oder ſymboliſche Beleidigungen. Hieher ge⸗ 
hören auch Drohungen mit Worten oder Zeichen, insbeſondere mit 
Waffen; 

b) durch thätliche Beleidigungen, wirkliche Angriffe an der Per— 
ſon des Vorgeſetzten, fo wie der Verſuch eines folchen 3). 

Die Subordinationsverlegungen unter 3. 1 und 2. a. gehören 
zu den minderen. Eine größere Strafbarkeit tritt dann ein, wenn dem 
Höhern mit der Zufügung eines Webels an feiner Perjon durch Worte 
oder Zeichen gedroht wird, welche fich noch fteigert, wenn eine ſolche 
Drohung in eine thätige übergeht, indem z. B. der Niedere das Sei: 
tengewehr zieht und damit dem Höhern droht, die Fauft gegen ihn 
ballt und dergleichen. In der Steigerung der Strafbarkeit reihet fich 
an, wenn der Untergebene fo weit geht, daß er den Höhern anzugrei- 
fen verſucht und der höchſte Grad derjelben ift dann vorhanden, wenn 
der Höhere wirklich angegriffen wird. 

Ob dieje verjchiedenen Arten der Subordinationgverlegungen in 
oder außer Dienft, zur Kriegs: oder Friedenszeit, vor der verfammel- 
ten Mannfchaft verübt wurde, wird fo mie deren Folgen auf die 
Strafbemeſſung von mwejentlihem Einfluffe fein. Der Kriegzzeit ift der 
Kampf gegen bewaffnete Rebellen im Inlande gleichzuſtellen. 


8, A. | 
Der höchſte Grad der Beleidigung gegen den Höhern ift ber 
Angriff auf feine Perſon; es muß daher derfelbe auch der ſchwerſten 
Etrafe unterliegen. In Bezug auf die Strafe ift der dem wirklichen 


9 Beftebt die Pflicht der äußern Adhtungsbezeugung aud zii: 
Ihen näheren Verwandten? An keinem mir befannten Strafgefeße ift 
diefeg Falles ermähnt, und man muß daher nach den politiven Gejegen, 
weil fie nicht unterfcheiden, diefe Frage unbedingt bejahen. Auch vom wiſſen— 
ihaftlihen Standpunfte läßt fih dagegen im Allgemeinen nidt3 bemerten, 
und im Dienfte kann man aud feine Ausnahme zugefteben; allein außer 
Dienft, fcheint es, ſoll man die Verwanbtichaftsverhältnijle nicht ganz außer 
up aim Tas Geſetz kann aber in Specialitäten nicht eingeben, es muß 
daber dem Richter überlaffen werden, da3 obwaltende Verwandtſchaftsver⸗ 
bältniß, in jo ferne e3 entweder Anlaß zur That war, oder ohne dasſelbe 
bie That entweder gar nicht oder nicht in einem fo ftrafbaren Grade erfolgt 
wäre, zu berüdjichtigen. Ferner kann ed auch Jenem, dem das Begnadi: 
gungsrecht zufteht, ald Grund zur weiteren, und bei minderen Vergehen 
nah Umftänden, beſonders wenn die Subordinationsverlegung nicht öffent: 
is erfelgt ift, felbft zur vollen Nachficht der gerichtlich zuerlannten Strafe 
ienen. 
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Angrifſe zunächſt kommende Verſuch, 5. B. das auf den Höhern ange— 
legte geladene Gewehr verſagt beim Losdrücken, gleichzuhalten. Die 
ſchwerſte Strafe iſt die Todesſtrafe; es wäre aber eine gewiß zu weit 
getriebene Strenge, jeden thätigen Angriff ohne Unterſchied mit dieſer 
Strafe zu belegen. 

Vor Allem dürfte der Unterſchied zwiſchen Vorgeſetzten und 
Höhern aufzufaflen fein. Zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen obwal- 
tet ein enges Stand- und Dienftverbältniß; zum Vorgejegten fteht der 
Untergebene näber, als zu den Oberen in der Armee überbaupt, der 
Borgeiebte benötbiget, um in feinem Truppenkörper in jeder Richtung 
mit Erfolg wirken zu können, die Achtung ber ihm untergeorbneten 
Individunen; Das Gejeb muß daber für die Erhaltung diefer Achtung 
und feines Anfebens, in jo ferne dieß in anderem Wege nicht erreicht 
wird, Durch eine behartliche Strenge forgen. 

Dem Vorgejegten ijt jeder Höhere, jobald er burd einen dem 
Niedern gegebenen Befehl zu demjelben in das Vorgeſetzten-Verhäͤltniß 
tritt (jiebe 8.2, ©. 262 und Anmerkung 3 am Schluffe), aleichzuitellen, 

Den höchſten Schuß muß das Gejet dem Vorgeſetzten im Dienite 
gewähren, denn bier handelt e3 fich nicht mehr blos um die Perſon 
des Vorgejehten, fondern auch um den Dienit felbit und deſſen genaue 
Erfüllung. 

Gleich (oder wenigſtens ſehr annähernd) ift der Fall zu behan: 
deln, mo der Dienft Anlaß zur Subordinationsverlegung gab, denn 
diejelbe ift auch bier gegen den Vorgeſetzten und den Dienft gerichtet. 
Würde man den lebteren mit dem vorhergehenden Yulle nicht gleich 
behandeln, fo dürfte der Untergebene nur dag Ende ded Dienites ab: 
warten, um mit minderer Strafbarfeit an dem Vorgeſetzten feine Rache 
zu fühlen. 

Das Beiſpiel wirkt, wie die Erfahrung zeigt, gefährlich. Iſt 
Ihon jede Beleidigung vor mehreren Menſchen an fich ftrafbar, jo 
muß fie e3 in der Armee aus Dienftegrüdfichten wegen de3 damit 
möglicher Weiſe verbundenen nachtheiligen Einflulles auf andere (wenn 
auch nicht gerade dem Angegriffenen) Untergebene dann fein, wenn fie 
in deren Gegenivart (vor verfammelter Mannfchaft 6) geichieht. 








*), Was unter „verfammelter Mannſchaft“ zu verftehen fei, ift ebenfalls in 
den meilten Geſetzbüchern, obichon fie beinahe alle dieſes oder eines ähnlichen 
Ausdruds, 3. B. „Kriegsvolk,“ fi bepienen, unbeantwortet. Das ſächſ. 
Et. G. verfteht darunter mindeſtens brei im Dienfte oder Ban Eigen: 
haft verfammelte Militär-Perfonen ($. 86), eben jo das preuß. (8. 7%, 
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Ferner ift auf den Umftand, ob der Angriff mit oder ohne Waffen 
(ohne Unterſchied, ob militärifhe oder nicht) erfolgt, Gewicht zu 
legen, weil im eriteren Falle eine größere fubjeftive Strafbarfeit ins— 
bejondere dann hervorgeht, wenn der Angriff mit Vorbedadht vor fich 
gebt, jo wie auch die Folgen des Angriffes, fei eg in Beziehung auf 
den Dienit, ſei e8 binjichtlich des Vorgeſetzten felbit, zu beachten find. 

Schließlich Tommt, wie bei den meiften Militär-Verbrechen, noch 
der Zeitpunkt, ob das Verbrechen im Kriege oder während des Frie: 
dens verübt wurde, in weientliche Betrachtung. 

Mit Rückſicht auf das Gelagte und in voller Würdigung der 
militäriihen Verhältnife halte ich dafür, daß der Todesftrafe folgende 
Fälle unterliegen ſollen: 

Im Kriege 

1. Zeder thbätige Angriff an der Verfon des Vorgefek: 
ten, jo wie der dem wirklichen Angriffe zunähft kommende 
Verſuch des Angriftes, wenn im legten Falle der Angreifer an der 
Ausführung feines Vorhaben? durch von feinem Willen unabhängige 
Zwiſchenfälle gehindert wurde, 3. B. das Gewehr, mit dem er auf 
den Vorgeſetzten zielt, wird ibm beim Zielen entrifjen. 

2. Jeder folde Angriff oder nächſte Verſuch an der 
Perſon des Höhern, wenn dieß im Dienfte oder aus Anlaß des 
Dienstes, oder außer diefen Verhältniſſen entweder mit Waffen 
geſchah, oder der Angriff eine, wenn auch nur leichte körperliche 
Verlegung zur Folge hatte. 

Im Frieden 

A) jeder thätige Angriff oder deilen nächſter Verſuch 
an der Perſon des Vorgeſetzten 

1. im Dienite oder aus Anlaß des Dienfteg, 

2. außer Dienft, wenn er 

a) mit Waffen oder 

b) vor, auß was immer für einem Grunde verfammelten 
Soldaten ausgeführt wurde, ober 

c) eine auch nur leichte körperliche Verlegung verur: 


ſacht hat. 


3. 3) amd holfteinifche (8. 58, 3.4). — Ob die Mannſchaft in oder 

außer Dienft verfammelt war, ift nach meiner Anficht hier nicht enticheidend, 

das Verhaͤltniß zu dem Angreifer und der moraliſche Eindrud ift in beiden 

Sallen weientlich gleich. Vergl. den Art. 82 des tost. St. © B. unten in 
T nm, “ 
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B) Jeder thätige Angriff oder nächſter Serſug desſel⸗ 
ben an der Perſon des Höhern, wenn er 

1. im Dienſte oder aus Anlaß des Dienſtes, 

2. außer Dienſt mit Waffen in Gegenwart verſammelter 
Mannſchaft verübt wurde, oder der Angriff eine im Geſetze als 
ſchwer bezeichnete körperliche Verlegung herbeigeführt bat. 

Alle übrigen Fälle des thätigen Angriffes ſo wie des Verſuches 
eines ſolchen wären mit einer den Umſtänden angemeſſenen, allenfalls 
auch bis zur höchſten Dauer zu ſteigernden Freiheitsſtrafe zu belegen. 

Dabei find aber die objektiven Straferhöhungsgründe mehr als 
die fubjeftiven zu berüdfichtigen. Wer den Vorgeſetzten mit Vorbedacht 
oder Hinterlift (Auflauern) oder mit mörderifher Abſicht angreift, iſt 
gefährlich, allein das Verbrechen hat auf den Dienft gewiß einen nad: 
tbeiligeren Einfluß, wenn auch ohne bieje fubjeltiven Erfchwerungs: 
umftände der Angriff gefchieht und hiedurch der Borgefehte ſchwer 
verlegt oder gar getödtet wurde. Der Angriff vor verfammelter Manns 
ſchaft ift fubjeftiv und objektiv gefährlih; ſubjektiv, weil ein folder 
Angriff eine erhöhtere böfe Triebfeder, insbeſondere große Vermegen- 
beit vorausfeßt, indem der Verbrecher durch die Anwesenheit der Mann⸗ 
ſchaft von feinem fträflihen Vorhaben fi nicht abjchreden läßt, viel- 
leicht unter manden Umſtänden fogar auf ihre Theilnahme rechnet, 
und objeftiv, weil dur einen folchen öffentlichen Angriff leicht 
Sleichgefinnte zu ähnlichen Verbrechen verleitet werden fünnen und 
das Anfeben der Obern überhaupt leidet. 


8. 5. 

Ehe wir zur pofitiven Gefetgebung über den im vorigen Para: 
grafe behandelten Gegenftand übergehen, erfcheint es nothivendig, noch 
zwei Fragen einer näheren Erörterung zu unterziehen. 

1. Hat die volle Strenge des Geſetzes aub dann 
einzutreten, wenn ein reines Privatverhältniß Anlaß 
zu der bier behandelten Subordinationsverlegung ge: 
geben hat? 

2. Velden Einfluß auf die Strafe foll der Um: 
ſtand haben, wenn der Vorgeſetzte (Höhere) dur fein 
ftrafbares Benehmen gegen den Untergebenen (Niedern) 
Diefen zu einer als Subordinationsverlegung erſchei— 
nenden Handlung gereizt bat? 

Was die erfte Frage betrifft, jo läßt fie fich im Allgemeinen 
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weder bejaben noch verneinen. Ein einfacher Wortwechſel über Privat: 
ſachen Tann Anlaß zu Beleidiaungen und jelbft zu Thätlichkeiten geben. 
Es wäre gewiß gefährlich, deßwegen in allen jolhen Fällen von den 
militäriichen Verhältniffen ganz abzufehen und die Handlung binficht- 
lid ihrer Strafbarfeit nur nad) den allgemeinen Strafgefeßen zu be= 
urtbeilen. Wie leicht ift aber auch von Jedem, der will, Stoff zu 
einem Wortmwechjel gegeben! 

Unbedingt würde ich obige Frage für den Fall verneinen, 
wo der Vorgeſetzte durch irgend eine widerrehtlihe Handlung 
außer Dienjt Anlaß zur Subordinationsverlegung dur Außer: 
achtlaſſung der jchuldigen Ehrerbietung und insbefondere durch Thät- 
lichkeit gegeben bat. Die Gefeggebung kann nur die Abficht haben, 
den Vorgeſetzten (Höhern) als ſolchen zu ſchützen, in dem geſetzten 
Fulle hat aber der Untergebene nicht den Vorgeſetzten, Tondern den: 
jenigen vor Augen, der ihn in feiner privatrechtlihden Perſönlichkeit 
angreift. Wollte man dieß nicht zugeben, jo müßte man fonjequent 
den Untergebenen, der feinen Vorgeſetzten bei einem Verbrechen ertappt, 
ihn bei deſſen Flucht verfolgt und fich thätlicd an ihm vergreift, wegen 
Thätlichleit am Vorgeſetzten beftrafen, was mohl fich nicht rechtfer: 
tigen ließe. 

Anders ift aber zu entfcheiden, wenn der Untergebene und Vor: 
gejegte im Dienfte fich befinden. In diefem Falle kann, wenn auch 
zunächſt PBrivatverhältniffe die Subordinationsverlegung veranlaßt ha- 
ben, im Rechtswege die ordentliche Strafe nicht ausgeſchloſſen werden. 
Der Höhere eriheint in einem folden Falle als Vorgefegter, der Un- 
tergebene muß ihn al3 ſolchen anſehen und behandeln, er bat das 
Recht, wenn er auf irgend eine Art durch den Vorgeſetzten ſich ver: 
legt fühlt, im Dienftwege feine Beſchwerde anzubringen, Teinesmegs 
kann man ihm aber, den Fall der Nothwehr ) ausgenommen, irgend 
eine Selbſchufe geſtatten. 


’) Wann die Nothwehr zuläjjig ſei, iſt, wenn im M. ©. nichts Beſonderes 
verordnet ift, nach den Beltimmungen bes allg. Et. ©. zu beurtheilen. Der 
8. 10 des bannov. M. St. ©. B. lautet: Der Milttär-Dienft geftattet 
nidt eine Nothwehr gegen den Vorgeſetzten, fobald dieſer im Dienfte han: 
delt, anders für gefeblih zu alla © a anzuerlennen, als wenn der unerlaubte 
Hl mit ebenSgeäbrlihen 1 en und auf wirklich Iebenögefäbrliche 

e gegen einen untergeben —5 — Aehnliches enthält auch der Arti⸗ 
tel 28 des heſſ. St. G. — 48— Anordnung dürfte nach den Beneipien 
der Strafehtswifienicaft kaum fi veötfertigen laſſen, findet 
aud nicht in den neueren Geſeßen. — Webrigens b bin ih der Anfı vi 
die Principien über die Nothwehr, wie he das alle. St. ©. aufftellt, nicht 
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Was die zweite Frage anbelangt, jo muß man von dem Grund: 
jabe ausgeben, dab der Vorgeiehte dadurd, daß er, ſeine Stellung 
mißbrauchend, dem Untergebenen auf irgend eine Art verlegt, 3. B. 
ſchlägt, nicht aufhört, Vorgeſetzter zu fein; der Untergebene bat das 
Necht, ſich gegen jede dienit: oder geſetzwidrige Handlungsweiſe jeines 
Vorgefegten zu befehweren, und diefer wird, wenn er fchuldig iſt, nicht 
mit jener (gelinderen) Strafe belegt, welche im gegebenen Falle einen 
Beleidiger überbaupt treffen würde, ſondern mit jener (chwereren), 
welche das Gejeh dem den Intergebenen mißbandelnden Borgeiek- 
ten androbt. 

Nachdem aber der Vorgeſetzte durch ein ſolches Benehmen des 
Schubes, den das Geſetz ihm in feiner Eigenfchaft gewährt, für ſeine 
Berjon unwürdig gemacht und die Subordinationsverlegung berbei- 
geführt bat, jo ericheint es mir zu hart, in einem derlei Falle den 
Untergebenen wegen einer Subordinationsverlegung, welche obne ein 
ſolches Benehmen” entiveder gar nicht, oder nicht in einem jo boben 
Grade eingetreten fein würde, nach der vollen Strenge des Gejeges zu 
beitrafen. Die Strafe wäre daher für ſolche Fälle gelinder zu bemeſſen, 
und die Todesitrafe befonders dann auszuschließen, wenn der Borge: 
jegte durch eine thätliche Beleidigung den Anlaß zur Subordinationg: 
verlegung gegeben bat 8). 

Im Falle einer Nothwehr hätte aber auch bier Straflofigfeit 
einzutreten. 


8. 6. 
Mas die pofitiven Militär-Gefege*) hinſichtlich der Beltrafung 
des thätlichen Angriffes an der Perſon des Vorgeſetzten betrifft, jo 
ift deren Anordnung folgende: 


ohne alle Einjhränkung in das M. St. ©. 3. zu übertragen wären. Dieſe 
in ber militärijchen Subordination liegenden Einſchränkungen mären aber 
nur auf den all zu beziehen, wo der Untergebene zum Borgejekten in 
einem Dienftverbältnijte jtebt, und das Recht ver Notbwebr nicht je enge zu 
begrenzen, wie es in den erwähnten beiden Geſetzgebungen geſchieht. 

"Mit diefer Anſicht ſlimmen überein das — (88, 129, 131), bolſt. 
($. 93) und ſächſ. ($S. 120) M. Et. ©, 

9 Diele M. St. ©. B. bebandeln bei der auch die 
Herausforderung des Vorgeſeßten zum Zweitampfe aus dienſt— 
lichem Anlaſſe (hannov. &. 66, preuß. 58. 142, bolit. 8. 85, ſächſ. 
3. 111, oder auch im Dienjte ſelbſt, öfterr, 8. 155). Im preuß, holſt. 
und T chſ. St. ©, ift dem den Zweilampf annehmenden Vorgeſehten Die: 
jelbe Strafe, wie dem Herausforderer, angedroht. Mebr würde dieſe Beſtim— 
mung in das Hapitel „vom Zweilampf“ paſſen. 
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1. Das hannov. St. ©. beitraft die Thätlihfeiten an 
dem im Dienfte befindlihen Vorgeſetzten, wenn fie in eine 
wirklide Mißhandlung ausarten oder die Verwundung des Obern zur 
Folge hatten, mit lebenzlänglicher Kerkerftrafe oder dem Tode 10), 
Drohungen, fobald fie mit einem Angriffe verbunden find, 
ftehen den wirklichen Thätlichfeiten in der Strafbarkeit gleich. Geſchah 
die Drohung im Dienfte und mit Waffen irgend einer Art, fo tritt 
langjährige Kettenftrafe oder felbit die Todesſtrafe ein (8. 63). 

2. Nach dem preuß. St. G. B. hat Jener, der feinen Vorgeſetzten 
thätlich angreift, oder denfelben mit der Waffe anzugreifen verſucht 14), 
im Kriege immer, im Frieden dann die Todezitrafe verwirkt, 
wenn die Thätlichfeit in ſchwere Körperverlegung übergegangen ift, 
oder andere bejonders erſchwerende Umftände vorhanden find ($. 128). 
Ob der Vorgeſetzte im Dienfte war oder die Thätlichkeit außer 
Dienst verübt worden ift, macht im Allgemeinen binfichtlich der 
Strafe feinen Unterfchied ($. 130). 

3. Nah dem holt. ©. B. kann das thätliche Vergreifen am 
Borgejegten in Kriegszeiten, wenn es unter erſchwerenden Umftän: 
den begangen wird, mit dem Tode beitraft werben ($. 88). 

4. Das fächſ. St. G. verhängt auf die Achtungsverlegung mit 
Thätlicgfeiten gegen einen Obern nur dann fowohl in Kriegs: als 





‚o, Wann die Todeöftrafe einzutreten habe, joU im Gefege immer genau_ beftimmt 
ein. Es genügt auch nicht ala Bedingung beizuießen: „wenn erlOtnerenbe 
mftände vorhanden find,“ wie in mehreren Strafpeieshüiern geihieht. — 
Das a iR einiger Maßen präciler, indem es im Arti— 
tel 16 jagt: Bei beſonders erſchwerenden Umftänven aber, vorzüglig wenn 
der Borgejehte oder Obere verwundet worden, ilt die Inſubordination durch 
thätliche8 Vergreifen am Vorgeſetzten oder Obern mit dem Tode zu be 


afen. \ 
Nah Fleda. a. D. zum 8. 128: „Das fogenannte Drohen mit Gewehr.“ 
Die Gleichftellung diefer Handlung mit dem thätlichen Angriffe des Borge: 
jeßten findet nad Fled darin ihre Rechtfertigung, daß der Soldat, der Die 
ihm zur Bertheidigung des Thrones und Daterlandes anvertraute Waffe 
egen den eigenen Vorgeſetzten kehrt, dadurch einer der ſchwerſten Pflichtver- 
ngen ji ſchuldig macht. Uebrigens ift nach ihm nicht jedes Droben mit 
der Safe, wie 3. B. das Anlegen der Hand an das Seitengewehr oder 
dad Drohen mit demfelben aus der Ferne als verjuchter Angriff mit der 
Waffe anzufehen und nad $. 128 zu beitrafen. Vielmehr tritt dieſe Strafe 
erft dann ein, wenn die Drohung in eine äußere gefährlihe Handlung über: 
egangen ift, melde, wie 3. B. das Ziehen des Säbels gegen den Borge: 
(chten oder das Eindringen auf denjelben mit gefälltem Gewehre ald der 
Anfang der Ausführung eines thätlihen Angriffes betrachtet werden muß. — 
Der des thätlichen Angriffes ohne Waffen unterliegt der Todes⸗ 
ftrafe nicht (8. 177). 


Haimerl’9 Bierteljahroichrift f. Rechtsw. IL. 2. 18 
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Friedenszeiten den Tod, wenn fie im Dienfte oder in Beziehung 
auf dienjtliche Verhältniſſe geichiebt und entweder eine jchiwere Kör- 
perverletung oder gar den Tod des Ober zur Folge gebabt over in 
Reih und Glied unter den Waffen verübt wurde (8. 110 und 116, 
3:2 b, e und d), oder wenn der Obere auch außer dem Dienſte den 
Niedern wegen orbnungswidrigen Benehmens zurechtweilet, und um 
feiner Zurechtweilung Nachdrud zu geben, ſich veranlaßt fiebt, feine 
Anordnung ausdrücklich und mit Verweiſung auf die militärische Pflicht 
des Gehorſams als Dienftbefehl zu erklären, und der Untergebene den 
Vorgejesten ſchwer verlebt, oder endlich wenn im Kriege das ab- 
fichtliche tbätliche Wergreifen (auch ohne Körperverlegung) erfolgt 
(fiehe $. 119, dann $. 116 Eingang 2). 

5. Das tosfaniide M. St. ©, B., weldes in dem bier be: 
bandelten Gegenitande von andern Gejebbüchern abweicht *?), über: 
gehend, bemerfe ich, dak das franz. M. St. ©. 2. die, Thätlichfeit 
(voie de fait) am Vorgejeßten mit dem Tode bejtraft, wenn ſie mit 
Vorbedacht oder Hinterlift (premeditation ou guet-apens — über 
den Begriff diefer Worte fiehe Art. 297 und 298 de Code penal 
ord.), oder während, oder aus Anlaß des Dienſtes (pendant le ser- 
vice oü & l’occasion du service) "begangen worden ift (Art. 221 biz 
223). Gleider Strafe unterliegt im Sinne des Art. 2 des allgem. 
St. ©. der Verſuch des Verbrechens, der jih Durch den Anfang feiner 
Ausführung äußerlich zu erfennen gibt. 

6. In Defterreich unterliegt jeder Angriff, der von einem 
zum jtreitbaren Stande gehörigen Untergebenen in mörderijcher Ab— 
ficht gegen feinen Vorgejegten in oder außer dem Dienite ausgeführt 
wird, der Todezitrafe, wenn auch der Tod des Vorgeſetzten durch 


9 Das jähj. St. ©. erwähnt aud des alles, wenn eine Militär-Perſon 
einen Obern durch Drohungen ober Sewalttbätigfeiten zu irgend einer dienit: 
lichen Maßregel zu nötbigen oder davon abzubalten wer (8. 121), und vas 
bannor, St. ©. ($. 65), wenn wegen dienftliher Verfügung am Porgeier: 
ten Nahe genommen wird. Ich glaube, der verſchiedene Beweggrund zu 
einer ftrafbaren Handlung Lönne Urſache einer größeren ober geringeren 
Beftrafung fein, allein deßwegen vericiedene jtrafbare Handlungen aufzu: 
jtellen, balte ich nicht für zweckmäßig. 

12 63 handelt von ber  ‚njuborbination nenen Borgeiehte (ld. 75—85), 
dann gegen den Dienjt (Art. 86—114), Zur Anwendung ber Tobeaftrafe 
muß bie Thätlichteit in einer via di fatto derart beiteben, dal hiermit ent: 
weder eine törperliche. Verlegung oder eine Kontuſſon am Vorgejekten er: 
folgt, und jelbe im Dienſte mit Waffen an einem militäriſchen Orte und in 
Gegenwart der aus was immer für einem Grunde verlammelten Truppen 
verübt werden (ah 81 und 82), Vergl. auch Art. 80, 
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deſſen Widerftand, durch Hilfe eines Dritten oder aus Zufall gehin: 
dert worden ift (8. 14814). 

Vergleicht man dieſe Geſetze, fo ergibt ſich, daß thätige An- 
griffe und der Berfud an der Perſon des Vorgeſetzten unter be: 
ftimmten Borausfegungen in allen mit dem Qode beitraft werden. 
Mährend aber einige diefe Strafe nur dann verhängen, wenn der 
thätige Angriff im Dienjte oder aus Anlaß des Dienjtes erfolgt oder 
eine ſchwere Verwundung nach ſich zieht, jehen andere von diefen 
Erfordernifien ab ’>). 

Das ſächſ. St. ©. erwähnt ($. 119) ausdrüdlich der Wider: 
jeglichleit gegen Obere, welche außer Dienjt den Untergebenen wegen 
ordnungswidrigen Benehmens zurechtweilen, eine derartige Widerſetz⸗ 
lichkeit läßt fih auch unter den Wortlaut des $. 147 öfterr. St. ©. 
(fiehe Anmerk. 14) fubfumiren ; in den andern M. St. G. 3. kommt 
eine ſolche Verfügung nicht vor, und es wird jeder thätliche Angriff, 
wenn auch gar Fein dienftliches oder demjelben ähnliches Verhältniß 
vorliegt, unter den feitgefeßten Bedingungen mit dem Tode beſtraft, 

Einige St. ©. 8. heben mehr das fubjeltive Verhältniß des 
Angreifers hervor, wie das franzöſiſche (Vorbedacht — Hinterlift 16), 


"1, Die Verfügung des 5. 147: — Wer fi dem VBorgejekten mit Waffen oder 
mit gewalttpätiger Handanlegung an deilen Perſon im Dienfte widerſetzt, — 
tann, da das Widerjegen eine Weifung des Vorgefekten vorausjeßt, der 
ſich entgegengeftellt wird (vergleiche die 53. 149, 152, 153 und NRanpgloffe, 
dann $. 262. ©. aud den $. 63 hannov., $. 130 preuß., 8. 88 holft. 
und 8. 109 ſächſ. St. ©.), bieher nur für den im $. 119 jädhf. ©. ©. 9. 
(j. 0. 3. 3) erwähnten all bezogen werben. Indeſſen nımmt die Prarig 
der Öfterr. Militär-Gerichte — eilig nicht im Wortbegriffe, cher aber im 
Geifte der militäriſchen Suborbination gelegen — ein thätiges Widerſetzen 
in allen jenen ;sällen an, wo der lintergebene im Dienjte (ob der Letztere 
oder Vorgeſetzte im Dienfte jei, wird nicht unterſchieden) am Vorgefegten ge- 
waltthätig ſich vergreift. Das Vergreifen an ver Perjon des Vorgefegten 
außer Dienjt beftrart das öfterr. St. ©. ſelbſt im Falle einer ſchweren Ber: 
wundung nad den Grundſätzen über die Konkurrenz, wornach die Strafe 
der Verwundung mit Rüdfiht auf die konturrirende Subordinationsverlekung 
innerhalb des für eritere bejtimmten Strafgeſetzes erhöht wird ($. 154), 

15) Eigenthümlich ift die Verfügung des hannov. G. B. 3. 64, wornach Be- 
leidigungen der Offiziere durch Soldaten oder Unteroffiziere jederzeit ala im 

Dientte zugefügt beat werden. 

ranz. St. ©. iſt in feinen Strafbeſtimmungen im Allgemeinen mild, 
in einigen aber überaus ftrenge. Nebft ven oben erwähnten Subordinationg: 
verlegungen will id bier nun den Artikel 228 anführen, wornach jede Milt: 
tär:Berjon, die eigenmädhtig ein Kemmando überninmt oder behält, wegen 

Mipbraud der Dienſtgewalt mit dem Tode beftraft wird, während 

tas tost. G. B. Artitel 109 vdiefelbe Handlung als Inſubordination 

gegen den Dienft mit Kerker big 2 Jahren beftraft. 


30) 


18 * 
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wo der, wenn. gleich wicht beabfichtigte aber kulpoſe eingetretene Erfolg 
ber ein bejtimmtes Individuum br feindfeliger Abficht thätlich angrei— 
ſenden Perſon angerechnet wird, muß auch bier angewendet werden. 

Derfelbe Orundfag iſt auch dann zur Geltung zu bringen, wenn 
der Ungeborfam durch die unter 3. 2 lit. à angegebene Erklärung an 
den Tag gelegt wird, 

Wagt es aber der Untergebene, den Vorgeſetzten über den Be- 
fehl zur Rede zu ftellen, denſelben zu werböhnen oder zu befchimpfen, 
ibm zu droben oder gar thätlih anzugreifen, jo iſt Gegenſtand der 
Rechtsverletzung auch der Vorgeſetzte, e8 konkurrirt mit der Nicht: 
befolgung des Befebles die oben bereits behandelte Subordinations:- 
verletung duch Auberachtlaflung der dem Vorgejegten fchuldigen Ach— 
tung, daher man fich auch für eine verbältnißmäßig größere Strafbar: 
feit dieſer Subordinationsverlegung ausſprechen muß. 


8. 8, 

Was die pofitiven Militär-Gejege betrifft, ſo finden wir in den: 
jelben folgende Verfügungen : 

A) Bezüglich des Ungehorjam?. 

1. Das bannov. St. ©. Sieht die (einfache) Nichtbefolgung 
eines in Bezug auf den Dienft gegebenen Befehls (8. 71 lit. a), wel: 
cher auf der Stelle vollzogen werden jollte, als eine Widerfeglichkeit 
an ($. 74), und beitraft beharrlihde Widerjeglichkeit Angeſichts des 
Feindes, d. i. wenn der Feind jo nahe iſt, daß er wirklich gejehen 
werden kann, oder die Truppe in Erwartung eines nabe bevorſtehen⸗ 
den Gefechtes in fchlagfertigen Zuftand geſetzt, oder bereits im Gefechte 
mit dem Feinde begriffen iſt (8. 55), mit dem Tode ($. 76). 

2. Im preuß. und bolit. St. ©. (88. 125 und 89) wird der 
Ungeborfam gegen Dienjtbefehle felbft im Kriege nur dann mit einer 
höchſtens lebenslänglichen Freiheit sſt rafe bedroht, wenn hiedurch 
ein erheblicher Nachtheil für den Dienſt entſtanden oder (nach dem 
preuß. ©. B) auch nur zu beſorgen geweſen ift. 

3. Das ſächſ. St. ©, droht wegen Ungehorſam die Todesſtrafe 
nur dem Befehlshaber einer Zruppenabtbeilung oder eines mit be— 
waffneter Mannjchaft bejegten Platzes an, welcher die ihm anbefohlene 
Abgabe jeines Kommando (ogl. Anm. 16) verweigert ($.112 3. 420). 


= Verwei u liegt ftreng genommen ſchon eine Widerfegun aber 
Fr ſächſ. . von der elite erit im folgenden. rg B han: 





Damianitfh: üb. Militär: Strafrect. 277 


4. Das öſterr. St. ©. verordnet im $. 149, daß, wenn ein 
Vefehl von Wichtigkeit abfichtlid nicht vollzogen wird, der Schuldige 
in Kriegszeiten nach Umftänden, befonders wenn der Befehl einen 
Dienft gegen den Feind betroffen hat, over aus der Nichtvollziehung 
ein großer Nachtheil für den Dienjt entitanden ift, mit dem Tode zu 
beftrafen jei2}). 

B) Hinfidtlih der ausdrüdliden Verweigerung 
des Gehorfanıs. 

Sn Hannover ift auch bier der oben bezogene $. 76 maßge: 
bend. Im preuß. ($. 127) und bolft. ©. 3. (8. 91) trifft die aus 
drückliche Verweigerung des Gehorſams felbit im Kriege nie die To⸗ 
des⸗, fondern höchſtens eine zwanzigjährige, im ſächſ. ($. 115, vergl. 
8. 112, 3. A oben unter A 3) eine höchſtens zehnjährige Freiheits- 
ſtrafe. 

Nah dem öſterr. ©. B. (8. 149) iſt die Verweigerung der 
Vollziehung eines Dienftbefehles auf ungejtüme oder beleidigende Weife 
in Kriegszeiten nach Umjtänden, befonder8 wenn der Befehl einen 
Dienft gegen den Feind betroffen, oder aus der Nichtvollziehung ein 
großer Nachtheil für den Dienit entitanden if, mit dem Tode zu be: 
ftrafen. 

Das franz. M. St. ©. B. bedroht mit der Todesitrafe jeden 
Militär, der dem Befehle, gegen den Feind zu marfchiren, oder einen 
andern durch den Vorgeſetzten ihm aufgetragenen Dienft im Angelichte 
des Feindes oder bewaffneter Rebellen auszuführen fich meigert (Arti- 
tel 218). Siehe Anmerkung 1622). 

C) In Betreff der Drohungen. 

Bon den Drohungen find die gefährlicheren wohl nur jene, 
welche bereits in einen Verſuch des thätigen Angriffes übergehen. In 
Preußen wird der Verſuch eines thätigen Angriffes gegen den Bor- 
geſetzten jelbit im Sriege nur mit einem Feltungsarreite bis zu 20 Jahren, 


— — — 


delt, dort das ausdrüclliche Verſagen des Gehorſams oder das Auflehnen 
durch fortgeſetzte Nichtbefolgung des Befehls als Widerſezlichkeit be ee 
fo dürfte unter „QVerweigern“ im $. 112 das bloße Nichtbefolgen des Befehls 
u verfteben jein. Die Richtigkeit dieſer Inſht ron fih au aus dem 
3 117, welcher lautet: Wenn eine Militär:Berfon im Kriege irgend eine ihr 
im unmittelbaren Dienite gegen ben Feind ausdrücklich anbefohlene 
Dienftleiftung widerſetzlich vermeigert, fo ift fic mit dem Tode zu 
beftrafen gl. den 3.1 angeführten 8.76 des bannov. ©. B.). 

2) Vergl. Kommentar zum $. 149 und die Anm. Seite 138 dajelbft. 

2) Die Verwei , vor den Feind zu marſchiren, beitraft das to8t, G. B. 
als Feighelt mit dem Tode (Art. 194). Bergl. Anm. 18. 
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dagegen aber der verſuchte Angriff mit der Waffe mit dem Tode 
beftraft (88. 127 u. 18 M. St. ©. 2.) ©. Anm. 11. 

Das fonft dem preußiſchen nadgeabmie holfteinifhe M. St. 
G. B. erwähnt zwar der Drohungen im 8. 84 (das preußifche im 
analogen $. 124 der wörtlihen Drohungen), des Verſuches eines 
Angriffes gegen den Vorgejegten ift nirgends erwähnt, jondern nur bes 
thätigen Angriffes an deſſen Perſon ($. 92), 

Sm den übrigen mehrbezogenen M. St. G. B. mit Ausnahme 
jenes von Hannover (j. $ 68 oben im $. 6) und jelbit in älteren 
fommt dad Wort „Drohung“ nicht vor, doch können unter dem Aus: 
drucke: „ungeftüme Verweigerung des Gehorſams“ im $, 149 öfterr. 
St. ©. aud; Drohungen jubjumirt werden und die Worte bes $, 147: 
Wer ſich dem Vorgeſetzten mit Waffen widerſetzt, fcheinen nicht nur 
den Verjuch des Angriffes mit Waffen, jondern auch ſchon die thätige 
Androhung des Gebrauches derſelben anzudeuten. 

Was endlich 

D) die thbatlihen Angriffe der Untergebenen an den 
Borgefegten betrifft, jo beziehe ich mich bier auf die 88. 63 
des hannov., 128 des preuß., dann Art. 221 bis 223 des franz. 
M. St. G. 3., welche oben im $. 6 angeführt find. Außerdem gehört 
bieber noch der $. 77 des hannov. ©. B., wornach die Todes: 
ftrafe derjenige erleiden fol, der fich dem Vorgeſetztem in Neih und 
Glied oder unterm Gemehre mit Thätlichleiten widerſetzt. 

Mit dem preußifchen ähnlich beitraft au das bolfi. & 8. 
(8. 92) jedoh nur im Kriege den thätigen Angriff an dem Bor- 
gefegten (mit dem im preuß. ©. B. nicht vorkommenden Beifage: — 
um im Ungehorfame fich zu behaupten —) mit dem Tode. 

Nah 8. 116 des ſächſ. St. ©. Hat jener, der ſich an einem 
Dbern, indem er deſſen Befehlen fich widerſetzt, abfichtlich thätlich ver: 
greift, im Kriege immer, im Frieden aber nur dann die Todes: 
ftrafe verwirkt, wenn fie eine ſchwere Körperverlegung für den Be: 
fhädigten oder gar den Tod zur Folge gehabt oder in Reih und 
Glied unter den Waffen erfolgte. Bergl. auch (oben im 8. 6 2. 4.) 
den 8. 119 des ſächſ. ©. B. 

Vom öſterr. M. St. ©. B. gehören bieber: a) $, 147. Wer 
zum ftreitbaren Stande gehört und ſich dem Vorgeſetzten mit Waffen 
oder mit gewaltthätiger Handanlegung an. deſſen Perſon im Dienfte 
oder auf einen erhaltenen Dienjibefebl (oder eine ben Dienft betref: 

de Weifung — $. 149) wiberfegt, es mag eine Beſchädigung des 
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Vorgeſetzten dabei unterlaufen fein oder nicht, ift mit dem Tode zu 
beftrafen. b) 8. 152. Eofern ſich einem Vorgeſetzten aus Anlaß eines 
Befehls widerſetzt wird, welcher zwar feinen eigentlichen Militärdienft, 
doch aber eine andere zum Vortheile des Staates, der Land: oder 
Seearmee oder zum erlaubten Nuten einer Abtheilung derfelben zu 
leiftende Verrichtung, wozu der Soldat dur ein erlernte Handwerk 
oder fonft durch eine ihm eigene Gefchidlichkeit geeignet ift, zum Gegen: 
ftande bat, fol im Falle gemwaltthätiger Widerfegung im Kriege 
nah Umftänden der Tod als Strafe zuerlannt werden 2°). c) $. 262. 
Wenn derjenige, der eine durch rechtskräftigen Spruch over Befehl 
deö dazu berechtigten Vorgeſetzten zuerkannte Strafe erleiden fol, ſich 
dem Bollzuge derfelben mit thätiger Vergreifung an dem Vorgeſetz 
ten (oder Kommandanten der Exekution) miderjegt, fo fol derjelbe 
mit Rückſicht anf feine perfönlihe Eigenschaft (je nachdem er nämlich 
Soldat oder ein auf Satzungen verpflichtete Individuum ift, und 
zwar Erfterer) nad Vorſchrift des 8. 147 oder (und zwar Legterer) 
8. 157 beftraft werden 2%). 


8. 9. 

Bergleiht man diefe pofitiven Geſetze über den (einfachen und 
qualifizirten) Ungehorfam, fo ergibt fich, daß 

A) einfacher Ungehorfam und 

B) Bermeigerung des Gehorjams unter gewiſſen Umftänden nur 
im Kriege: 

C) Drohungen nur, wenn fie als Verſuch eines thätlihen An- 
griffes ſich darfiellen, auch im Frieden, und um jo mehr 

D) thätlicde Angriffe an der Perſon des Vorgeſetzten der Todes 
ſtrafe unterliegen. 

Die mildeften Strafbeftimmungen enthält im Allgemeinen das 
bolfteinifhe und fähfifche, bie ftrengiten das öſterreichiſche 
und franzöſiſche M. St. G. B. Lebteres ftellt ganz zweckmaͤßig 


»®) Aus der Verbindu er‘ 152 u. 187 ergibt fi, daß im $. 147 von den 
entlichen mifitäriigen ienften die Rede if. Auf die ätliche Wider: 
(dmg nad einer N Disciplin betreffende eifung, it weder der 8. 147 
der $. 152 anwendbar. S. oben S. 273 Anm. 
M) Da ö —— en St. ©. beftraft die im 8. 262 Angefüßtte hate —— 
brechen gegen die Subordination, ſondern ——A „Der 
* —— ertennt int, alfo den bier erwähnten Befehl ni * ae 
an (Bel. oben e Anm. —— — 
in —8 





280 Damiamiıfh: üb. Militär Strafrecht: 


die Thätlichkeiten im Dienfte jener aus Anlaß des Dienites 
gleich (Art. 223). 

Peim einfachen Ungehorſame entjcheidet, wie bereits bemerkt 
worden ift, die Wichtigfeit des Befehles und der aus dem Ungehor— 
fame entitandene oder wentaftens leicht möglich geweſene Nachtheil 
(vergl. Anm. 28 ©. 281) über deſſen Strafbarkeit. Dasjelbe ijt auch 
der Fall bei der einfachen Verweigerung des Gehorſams. Diejes führt 
uns dahin, für beide Arten der Nichtbefolgung des erhaltenen Befehls 
im Allgemeinen biefelbe Strafbeftimmung auszufprechen *°). 

Unter gewiſſen Umftänden kann der einfache abſichtliche 29 
Ungeborfam ftrafbarer fein, ala die mündliche oder rechtzeitig (d. i. 
zur Zeit, wo aus der Nichtbefolgung noch Fein Nachtheil erwachſen 
ift) eingebrachte fchriftlihe Verweigerung, denn im letztern Falle kann 
nach Umſtänden der befehlende Vorgeſetzte Anitalten treffen, um feinen 
Befehl in Vollzug zw bringen, im zweiten Falle gibt er fidh der Mei— 
nung bin, daß jener Anordnung werde Folge geleiftet werden, ge: 
ſchieht es nun nicht, fo Tann er die aus der Unfolgſamkeit hervor: 
gegangenen Nachtbeile oft entweder gar nicht mehr oder nur zum 
Theile bejeitigen. B 

Aus dem ſubjektiven Gefichtspunfte ift die Verweigerung de3 
Gehorſams wegen der derfelben zu Grunde liegenden Kedbeit, aus dem 
objektiven Geſichtspunkte der einfache Ungehorfam wegen der meiſtens 
vorhandenen Unmöglichkeit den üblen Folgen desfelben vorzubeugen, 
ftrafbarer ; ftrafbarer als die einfache Verweigerung wird aber jeden- 
falls der Ungehorfam dann fein, wenn der Ungehorfame ſchon beim 
Empfange des Befehls die Abficht hatte, denjelben nicht zu befolgen, 
ſcheinbar aber, um den Vorgefegten irre zu führen, den Befehl ſchwei— 
gend binnahm, während eine offene Verweigerung des Gehorfams viel- 
leiht ohne Nachtheil für den Dienft geblieben märe. 


» Wird durch Ungehorſam ein anderes Verbrechen begangen, fo iſt entweder 
eine Konkurrenz oder nad Umſtänden blos viejes andere Verbredhen, 3. 9. 
Perratb, vorhanden. 

20) Mus objeltiven Gründen kann aud der Ungehorſam aus blofer Nachläſſig— 
teit, Sorglofigfeit jehr jtrafbar jein, Allein ich glaube, es ſei zu hart, ben: 
jelben mit dem Zode zu beitrafen, Die Ausführung wichtiger Befeble joll 
man mir erprobten Männern überlaffen. Ueberjiebt man das, jo trägt einen 
großen: Theil der Schuld an dem megen Nichtbefolgung des Befehls entſtan— 
denen Rachtheil der Höbere durch die Außerachtlaſſung der nothwendigen 
Sorgfalt bei Auswahl der Perſon, welcher der Vollzug des Befehls aufge: 
fragen worden ift, 
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Allein ungeachtet deſſen glaube ich im Allgemeinen für denfelben 
Straffag ?”), innerhalb deſſen dann der Richter mit Rückſicht auf die 
Umftände die Strafdauer zu bejtimmen bat, und für die Todesftrafe 
nur dann mich auszufprechen, wenn der abfichtliche Ungehorfam oder 
die Verweigerung des Gehorſams im Kriege erfolgte, der Befehl ein 
wichtiger war und aus der NichtbefIgung ein großer Nachtheil für 
den Dienft entftanden ift oder hätte entitehen können und der leßtere 
Umftand dem Verbrecher bekannt fein konnte 2°). Nur wenn der Inge: 
horſame felbjt und noch rechtzeitig der Art fich verwendet bat, daß der 
nachtbeilige Erfolg entweder ganz oder größtentheils befeitigt morden 
ift, märe aus Gründen der Strafrechtpolitif die Todesftrafe auszu⸗ 
Schließen. 
Drohungen fcheinen an fih die Anwendung der Todesftrafe 
ſelbſt dann nicht zu rechtfertigen, wenn fie als thätige Drohungen dur 
Geberden fich darftellen z. B. die Fauſt wird geballt, die Hand an den 
Griff des umgefchnallten Saͤbels gelegt; letztere werben jedoch eine 
Berfhärfung der fonft die einfache Verweigerung zu treffen babende 
Sreiheitsftrafe zur Folge haben. In jenen Fällen, wo ſchon bei der 
Bermeigerung die Tobesftrafe eintritt, wird man um fo mehr für 
diefelbe dann fih aussprechen, wenn damit noch Drohungen verbun- 
ben find. | 

Hinfichtlih des thätigen Angriffes an der Perfon des 
Vorgefegten 2%) und des demfelben zunächlt fommenden Verfuches habe 
ich mich bereit3 bei der Subordinationsverlegung der Außeradhtlaffung 


7) Die Berweigerung des Gehorſams kann nad dem preuß. St. ©. im 
Kriege mit hoöchſtens 2Ojähriger, der Ungehorjam aber aud mit lebens: 
wieriger Freiheitsſtrafe beitraft werden ($$. 125 u. 127). 

* Ich jage: „belannt fein konnte“, nit, wie im preuß. ©. B.: „zu 
beforgen war.” Der lebtere Ausdruck fcheint mir zu fubiektin und in Bezug 
auf die Anwendung zu vag zu fein. Erfolge, weldhe einem Verbrecher im: 
putirt werben, follen immer derartige fein, daß er an fie wenigſtens denken 
fonnte, was zu beweiſen in den meilten Fällen nicht ſchwer fein dürfte. Die 
allenfallige Einwendung, daß der mögliche nachtheilige Erfolg bier in Bezug 
auf die Strafe dem wirklichen Cintritte im Allgemeinen gleichgeftellt wird, 
dürfte durch die Grwägung ſich beheben, daß erferer oft nur durch Zufall, 
Energie oder Geiftesgegenwart des befehlenden Vorgefebten u. |. w. para: 
Itfirt werden kann, was dem Verbrecher, der durdy fein ftrafbares ungehor: 
fames Verhalten den Willen an den ang; geiles! bat, daß er auch die Folgen 
deöfelben wolle, nicht zu Gute kommen foll. 

29) Das Berhältis bee lau zum $ Ober n fommt bei ber —— — 
verlegung ichtbefolgung des Befehles nicht vor, weil a te, 
fobald er dem Niebern einen von biefem zu id Befehl gibt, zu 
legterem in das Vorgeſetzten⸗Verhaͤltniß tritt. Ä 
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der ſchuldigen Ehrerbietung über die Fälle ausgefprodhen, in welchen 
die Todesitrafe zu verhängen wäre ($. 4). Da bier noch der Umſtand 
binzufommt, daß der gegebene Befehl nicht befolgt wird, fo muß um 
fo mehr den Ungehorſamen, der noch ſoweit geht, dab er ſich an 
feinem Vorgeſetzten thätig vergreift oder zu vergreifen verjucht, die 
Tobeäftrafe treffen und zwar ohne Unterfchied der Kriegs- oder Frie— 
denszeit, der Anmwejenbeit oder Abwejenheit einer verfammelten Mann: 
ſchaft, ohne Unterichied, ob der Angriff mit oder ohne Waffen geichab, 
bieraus eine förperliche Verletzung erfolgt ift oder nicht. Der Ber: 
brecher verlegt bier zwei wejentliche Pflichten und der Umftand, daß 
der Befehl vielleicht gar nicht zu den wichtigen zu rechnen, aus dem 
Ungeborjame fein Nachtbeil in Bezug auf den Dienſt entitanden, ja 
im gegebenen Falle auch nicht entitehen könnte, dürfte mehr geeignet 
fein im Gnadenwege mit Berüdjichtigung der Verbältniffe eine Nach: 
fiht eintreten zu laſſen, als ſchon im Geſetze jelbit von der vollen 
Strenge, welche zur Aufrechtbaltung des Anfehens der Voraejegten und 
deren Anordnung nothivendig it, abzugeben 39). 

Je jchneller auf dag Verbrechen die Strafe folgt, deito fchneller 
wirken die Strafgeſetze. Daher dürfte nad) dem Beifpiele des öfterr. 
M. St. G. 3. 8. 1471) das außerordentliche Verfahren durch Stand- 
recht in allen jenen Fällen angezeigt fein, wo das Verbrechen vor den 
Augen der verfammelten Mannfchaft geſchah. Es wird durch ein folches 
Verfahren die Achtung vor den Vorgejegten und deren Befehle bei den 
Untergebenen nicht blos gehoben, fondern wenn in anderen Perjonen 
bie Neigung zu einem ähnlichen jtrafbaren Benehmen vorhanden fein 
jollte, dieje meiften? im Keime erſtickt und fo dem Umfichgreifen diefer 
ſchweren Subordinationsverlegung wirkſam vorgebeugt. 


9 Es wirkt auf die Gemütber mebr, wenn das Kriegsgericht die Todesſtrafe 
ausſpricht und ber Gerichtäberr ſodann begnadigt, als wenn {bon erjteres 
auf eine Freiheitsſtrafe erlennt. Bis zu einer gewijfen Grenze läht es 
ih daher rechtfertigen, wenn bäufiger, als e3 vielleicht unumgänglid nötbig 
eriheint, die Topvesitrafe in einem M, St. G. B, angedroht it, nur mögen 
die Gerichtöberen die den Umſtänden angemejjene Begnabigung eintreten 
lajien. Für ſolche Fälle aber, wo man voraus ſich geitebeu muß, daß ber 
Gerichtsherr immer begnadigen, die Zodesftrafe daher vielleicht gar nie ein- 
treten werde, joll jie ım Geſetze nicht angebrobt werben, weil dadurch deſſen 
Anſehen leidet. 

) it aber, beiht es weiter im $. 147, bie Widerjehung in Reih und Glied 
ober vor einer verjammelten Truppe unter joldyen Umftänden geicheben, daß 
auf die Gemüther der Anweſenden ein dem Dienfle nachthei iger Einbrud 
au bejorgen war, jo hat die ftandredhtlihe Behandlung des Verbrechers ein: 
auftreten, 
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8. 10. 


Zwei Fragen find es noch, die wir hier behandeln müfjen: 

Die erfte ift: Hat der Untergebene jeden Befehl des 
Borgefegten zu befolgen. 

Zur richtigen Löfung der Beantwortung diefer Frage ift vor 
Allem zwiſchen Befehlen in Brivatangelegenheiten des Bor: 
gefegten und im Dienfte zu unterfcheiden. 

Da der Grund der Pflicht des Gehorfams des Untergebenen gegen 
den Vorgeſetzten dag Dienft: oder Standes-, der Grund der dem Höhern 
zu leiftenden äußeren Achtungsbezeigung das Unterordnungs-Verhaͤltniß 
ift, jo folgt aus der Natur diefer Verhältniffe, daß der Soldat dem 
Vorgeſetzten nur dann gehorchen muß, wenn das Dienft: oder Standes: 
Verhaͤltniß lehteren zu einem Befehle berechtigt, wad8 man von Pri- 
vatbefehlen offenbar nicht jagen kann 32), daß aber der Unter: 
gebene felbjt bei der Ablehnung der Befolgung des Auftrages die Pflicht 
der Ehrerbietung gegen den Vorgefegten nicht bei Seite ſetzen darf, 
und daß jede Subordinationsverlegung, welche aus Anlaß eines ſolchen 
Befehles vom Untergebenen gegen den Borgejegten begangen wird, 
nur mit Abfehen von diefem Befehle, alſo nicht zugleich al8 Unge— 
borfam behandelt werben könne. 

Dabei muß aber bemerkt. werden, daß, wenn der Vorgeſetzte 
jeinen Willen ausbrüdlih ala Dienftbefehl erflärt, der Untergebene 
die Verantwortlichfeit des Ungehorfams auf ſich nehme, und wenn er 
ſohin megen Ungehorfam zur Verantwortung gezogen wird, fich nicht 
damit entichuldigen fünne, daß er in dem Befehle einen Dienjtbefehl 
nicht erfannt babe, fondern er hat, da man ihm das Recht unmöglich 
einräumen kann, in derlei Fällen nach feiner Anficht beliebig gehorfam 
zu fein oder nicht, in der Regel zu geboren und wird nur dann der 
Strafe des Ungehorſams nicht unterzogen werden fünnen, wenn der 
Befehl, dem er als Privatbefehl feine Folge geleiitet bat, wirklich als 
folder ſich darftellt. 


2) Nah dem öfterr. D. R. II. Th. 2%. Abſch. $. 2 befteht die Subordination 
m dem unbedingten Gehorjame, den ein jeder Geringere dem Höhern 
ftufenweife und mit ce um Beften des Dienſtes zu leifen 
ſchuldig if. Das ſaäch B. jpriht nur von folgen Befehlen 

Iden der Obere — mAh —2 war (8. weh das bannov. 

St. ©. beftraft fogar den PBorgefebten, welcher den Befehl zu Handlungen 

gibt, die an fih zwar nicht umerlaubt find, welche a —*3 — aber ver⸗ 
möge des Dienſtes zu befehlen kein echt bat ($. 


zu ve 
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Hat er aber aus Anlaß eines ſolchen Berehles die Subordination 
gegen den Höhern durch irgend eine Beleidigung desfelben verlegt, jo 
bleibt er deßmwegen ftrafbar, da man einerfeits dem Höhern doch nicht 
verbieten kann, dem Untergebenen aud in Brivatangelegenheiten einen 
Befehl zu geben, nur darf eine Privatfache nicht ald Dienſtſache gu 
Vollzuge aufgetragen werden, und anderjeit3 es nicht zuläßig iſt, dem 
Untergebenen das. Befugniß einzuräumen, gegen den Höhern im Falle 
eines ſolchen Befehls acdhtungsverlegend ſich zu betragen, da jeder Bor: 
gejegte Grund bat zu glauben, auch in feinen Privatangelegenbeiten 
auf Dienftleiftungen der Untergebenen innerhalb gewiſſer Grenzen 
rechnen zu können #°). 

Die Dienftbefeble, welde ber Vorgeſetzte dem Untergebenen 
ertbeilt find entweder 

a) übereinftimmend mit ben gegebenen militärischen Anordnungen 
überhaupt oder den von Höheren ertheilten Befehlen insbefondere, oder 

b) fie mwiderfprechen benjelben, oder 

c) fie paflen nicht mehr auf die Verhaͤltniſſe, unter denen fie im 
Vollzug zu ſetzen find, oder 

d) der Inhalt derjelben ift eine in den Strafgejegen verbotene 
oder fonft unfittlide Handlung. 

3u a) ift wohl fein Zweifel, daß der Untergebene dem Dienit- 
befeble gehorchen müſſe. 





Das eine Ertrem iſt, dem Vorgeſetzten zu verbieten, Privatſachen dem Unter: 
gebenen aufzutragen, das andere, den Untergebenen zu ſtrafen, wenn er 
einen in Privatangelegenheiten ertheilten Vefehl, ven er als ſolchen erkannte 
und der auch in der Unterſuchung als ſolcher ſich darſtellte, nicht befolgt. 
Die Wahrheit dürfte in der im Terte angegebenen, beide Grundſätze ver: 
mittelnden Anjicht liegen, — Da das preuß. M, ©t. ®. B. nur vom 
Ungeborfame gegen Dienſtbefehle ſpricht, jo lann ih mit Fled's An- 
ht (a. a. O. ©. 141, 147 u, 148) mich nicht vereinigen, welche den Unter: 
aebenen beitraft wiflen will, ver einem ſolchen Befehle nicht gebordt. Aus 
&. 129 Des preuß. ©, B. dürfte bieje Behauptung ſich micht ergeben, und zu 
welchen Intonvenienzen. führt fie, wenn man fie weiter verfolat! — Mehr 
näbert fi meiner im Zerte aufgeitellten Meinung 9, J. 8. Mil.Geſekloder 
für das preuß. Heer. Frankfurt 1854), indem er beim $. 26 bemerkt: Wie 
die Widerfehung gegen einen Befehl des Vorgejebten, ber in feiner a 
bung zum Bienite —* beſtraft werden ſoll, iſt zwar nirgends ausdrücklich 
beſtimmt, wenn es aber die Disciplin im Heere untergraben würde, wenn 
man dem Untergebenen geftatten wollte, dem Vorgeſegten den Gehorſam zu 
verweigern, infoferne er ber Meinung, ift, daß ein ibm ertbeilter Befebl in 
feiner Beziebung zum Dienfte ftebt, jo wird aud eime ſolche Widerſekung 
als ein Verbreben gegen die Subordination zu ahnden und darin nur ein 
Milderungsarımd bei Aumellung ver verwirkten Strafe zu finden fein. 
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Zu b) kann es zweifelhaft fein, ob der Untergebene dem Befehle 
eines Höhern zu folgen babe, wenn 

1. diefer Befehl mit jenem feines unmittelbar VBorgefeßten im 
Widerſpruche ſteht, oder 

2. beſtehenden allgemeinen Anordnungen widerſtreitet. 

Für beide Fälle dürfte die Regel aufzuſtellen ſein, daß der 
Untergebene dem Dienſtbefehle des Vorgeſetzten folgen 
müſſe, wenn der letztere nach der Dienſtesordnung zur 
Ertheilung desſelben berechtigt iſt. — Ob in einem gege— 
benen Falle dieſe Vorausſetzung eintrete, muß aus den Dienſtverhal⸗ 
tungen ſich ergeben 9. 

Findet der Untergebene, daß der Befehl eines Höhern als jenes 
Vorgeſetzten, der ihm bereis einen Auftrag gegeben bat, dem Auftrage 
dieſes Vorgeſetzten oder den Dienitesvorjhriften überhaupt entgegen 
it, fo bat er, infoferne die Dienftordnung nicht etwas Anderes ver- 
fügt, dem Höhern mit angemefjener Ehrerbietung die geeigneten Bor: 
ftellungen zu machen, falls diefe aber fruchtlos find, jo muß er dem 
Höbern geborchen, es iſt jedoch der Vorgeſetzte, welcher den erfteren 
Befehl gab, von der Abänderung in Kenntniß zu fegen. Ob das 
Letztere vom Untergebenen oder dem Höhern zu gejchehen babe, ift 
ebenfall3 in den Dienitesvorjchriften zu beftimmen. 

Zu c). Es können, befonderd im Kriege Umjtände eintreten, in 
denen die buchitäbliche Befolgung eines Befehles für den Dienft offen- 
bar nachtheilig wäre. Es wäre wohl mwiderlinnig, für ſolche Fälle zu 
behaupten, daß der Untergebene den Befehl vollziehen müſſe, wohl 
aber ift Grund, nicht blos die entgegengejeßte Behauptung aufzuitellen, 
ſondern den Untergebenen felbit für fträflich zu erklären, wenn er den 
für nachtheilig erfannten Befehl in Ausführung bringen würde. 
Dabei verftehbt fich jedoch, daß 1. der Untergebene jede Abänderung 
dem befehlenden Vorgeſetzten unverzüglich anzuzeigen habe und 2. der: 
jelbe für jede Abänderung des Befehls verantwortlich bleibe, wenn er 
nad den gegebenen ihm befannt gemwejenen Verhältniffen nicht abzu: 
ändern war, ihm aljo wenigftens ein Verſchulden zur Laſt gelegt 


”) Nach dem öfter. D. R. I. Ih. ©. 8 darf eine Schildwache von Niemanden, 
als ihrem Wachkommandanten Befehle annehmen und nad $. 158 lit. c. 
des M. St. ©. 3. kann die Nichtbefolgung eines Befehls dem Untergebenen 
ala Suborbinationsverleßung nicht zugerechnet werden, wenn ber Befehl von 
einem zwar Höhern, der jedoch nach der Dienftesporjchrift dazu nicht ermächtigt 
mar, gegeben worden ilt. 
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‚werden kann (Bol. 8. 158 lit. d. des öfterr, St. ©, und meinen 
Kommentar 5, 142, 8. 80 lit. a. u. 15, des bannonv., $. 168 bes 
ſächſ. und Art, 99 des tosf. M. St. ©. B.). 

Zu d) Diefer Fall füllt mit der Frage zuſammen, bie wir hier 
al3 zweite zu ftellen und zu unterjuchen haben, nämlich: 

Iſt der Untergebene für den Vollzug des ibm ge: 
gebenen Dienftbefebles verantwortlid, wenn derjelbe 
eine fträflibe Handlung (oder Unterlafjjung) zum Ge: 
genftande bat. 

Das bannov, ©. B. verfügt in diefer Beziebung: der vom 
Borgejegten in Bezug auf den Dienft zu einer ftrafbaren 
Handlung gegebene Befehl macht den Untergebenen ftraflos, 
welcher die Handlung begeht. Davon ausgenommen find jedoch: die 
Verbrechen des Hochverrathes, der Verrätberei, des Aufruhrs, der De- 
jertion und der verlegten Dienfttreue bei Liften, Napports, Beſcheini— 
gungen und Zeugniſſen, indem ber Untergebene einem zu folchen 
Handlungen ertheilten Befehle, ohne in die Strafe des Gejehes zu 
verfallen, unter feinen Umftänden Folge leilten darf 3’). 

Das preuß. St. ©. B. lautet: Wird dur die Ausführung 
eines Befehls in Dienſtſachen ein Strafgeſetz verlegt, fo ift dafür 
der befehlende Vorgeſetzte in der Negel allein verantwort- 
lich, es trifft aber den Untergebenen die Strafe des Theilnehmers, 

1. wenn er den ihm ertbeilten Befehl überjchritten bat, oder 

2. wenn ihm befannt geweſen, daß der Befehl des Vorgefegten 
eine Handlung betraf, welche offenbar ein Verbrechen bezwedte ($. 71). 

Aehnlich lautet der $. 55 des holſt. G. B. und es findet fich 
außerdem in noch mehreren M. St. ©. 3. der Grundfat der alleinigen 
Beramtiortlichleit des VBorgefegten für den von ihm dem Untergebenen 


>, Mehnlich ift das beif. M. St. G. B. Art. 29, zäblt aber nur beifpielsmweije 
als Ausnahmen auf: Berratb, Dejertion und Webergang zum Feinde. — 
Ermähnt müflen bier no werben vie $$. 16, 95 u, 100 des bannov. G. B 
ves Inhaltes: $, 16, Selbjt die Genebmigung des Vorgeſetzten zu einer 
unerlaubten Handlung ſchließt in gleibem Maße, wie ver Befehl die Straf: 
barfeit des Untergebenen aus, wenn die unerlaubte Handlung zu den reinen 
Militärvergeben gebört, zugleich die Genehmigung ausprüdlic vor ber 
Yusfübrung und im ÜRene der Dienftautorität ertbeilt war. 8. 95. Wer 
unerlaubte Sandlungen befieblt, wird nicht allein ala Urbeber des auf feinen 
Befehl verübten Vergehens beitraft, ſondern die geſeßliche Strafe noch um 
die Hälfte — begangenen Mißbrauches ver Dienſtgewalt verſchärft. 
$. 100. Wenn Vorgeſeßte zu Bergeben ihrer Untergebenen Erlaubniß 
ertbeilen, werden fie jo beitraft, als hätten fie felbit das Vergeben begangen. 
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ertbeilten Dienjtbefehl ausgeſprochen. Das toskaniſche, ſäaͤchſiſche 
und franzöfiijde M. St. ©. B. enthalten in diefer Beziehung 
feine Verfügung. | 

Ganz entgegengefegt enthält der $. 8 des öſterr. M. St. G. B. 
folgende Anorönung: Der Befehl eines Vorgeſetzten entfchuldigt nicht 
von der Zurechnung eines Verbrechens oder Vergehens, wenn nicht 
das Geſetz eine Ausnahme enthält ?%). Weiter beitimmt der $, 158: 
Die Nichtbefolgung eines Befehles kann dem Untergebenen als Subor- 
dinationsverlegung nicht zugerechnet werden, wenn a) der Befehl dem 
Dienfte oder der dem Landesfüriten ſchuldigen Treue offenbar zumider 
ift; b) wenn der Befehl eine Handlung oder Unterlaffung zum Gegen- 
ftande bat, in welcher offenbar ein Verbrechen oder Vergehen zu er: 
kennen ift. 

Welcher Grundfag ift wohl der ridhtigfte? 

Alle Dienftesvorfchriften für den Kriegeritand verordnen, daß 
der Untergebene den Dienftesbefehlen feines Vorgejegten unbe: 
dingt folgen müſſe. Iſt der bier ausgefprochene aus der militärifchen 
Unterwürfigkeit nothwendig hervorgehende Grundfaß anerlannt ?"), und 
geftattet man wohl dem Untergebenen gegen einen ihm zugefommenen 
Befehl des Vorgeſetzten unter gewiſſen Beſchränkungen ebrerbietige 
Vorſtellungen, verpflichtet ihn aber dennoch dem Befehle zu gehorchen, 
wenn der Vorgeſetzte diefe Vorftellungen entweder als unbaltbar erklärt 
oder fie gar nicht anhört, fo folgt mit eiferner Konjequenz, daß man 
den Untergebenen, der gehorhen muß, dafür nicht verantwortlich 
machen Tann, die Verantwortlichkeit daher nur den befehlenden Vor: 
geſetzten zu treffen habe. 

Die Pflicht zum unbedingten Gehorſame fcheint aber einer Aus⸗ 
nahme für den Fall unterliegen zu follen, wenn das, was befohlen 
wird, eine unerlaubte Handlung oder Unterlafjung (Verbrechen, Ver: 
geben, Unfittlichkeit) ift und der Untergebene dieß erkannt bat, weil es 


, Da das G. B. hievon nirgends eine Ausnahme macht, fo fteht diefer Grund⸗ 
jag ausnahmslos da. 

sn Diefer Grundfaß findet fih au im dfterr. D. R. IL. Th. 2. Abi. 8. 2. 
Die Suborbination, heißt es, befteht in dem unbebingten Gehorjame. Weiter 
wird verordnet, daß man alle Dial und beſonders in ſolchen Fällen, in wel⸗ 
chen die Umſtände keine Borftellung geftatten oder der Vorgejegte auf die 
ihm gegebene Auftlärung der obwaltenden Anjtände feine Rüdficht nehmen 
wollte, die Befehle zuerft vollziehen müfje und ſich über das hiebei erlittene 
Unrecht nur nad) dem Vollzuge befchweren koͤnne. 


Haimerl’s Vierteljahröfegrift f. Rechtew. LI. 2. 19 
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kein Necht geben kann, 'eine ftrafbare Handlung zu befeblen und daher 
auch feine Pflicht, den Berehl in Vollzug zu jeben. 

Drei gejeglihe Dijpofitionen find in diefem Falle ber Kolliſion 
mit der Pflicht des Gehorjams möglich. 

1, Man verpflichtet den Untergebenen aud) in diefem Falle zu 
gehorchen, Stellt aljo die Pflicht zum unbebingten Geborjame als eine 
ausnamsloje bin. 

2. Dean beitraft den Untergebenen, wenn er dem Dienjtbefeble 
zu einer von ihm als jtrafbar erkannten Handlung gefolgt bat, 

3, Man entbindet ibn von der Pflicht des Geborfams, wenn 
nad feiner Einfiht der Dienſtbefehl eine ftrafbare Handlung enthält, 
beftraft ihn aber nicht wegen Befolgung des Befehles. 

Jede diefer Verfügungen bat Gründe fir und gegen ſich. 

Die erjte ſchneidet jedes Nachgrübeln des Untergebenen, jede 
Verzögerung in der Ausführung des Befehls ab und benimmt dem 
Untergebenen jedes zweifelbafte Bedenken und Wanken, denn er weiß, 
er muß folgen und die Berantwortlichfeit Fällt auf den Borgelegten 
allein, wenn er einen Befehl zu einer ftrafbaren Handlung gegeben 
bat. Es wären auch die größten Nachtheile zu bejorgen, wenn man 
befonders in Reih und Glied, oder bei militärifchen Operationen im 
Kriege dem Untergebenen die Unterfuhung der Frage, ob in der Be: 
folgung des Befehle nicht etiva eine ftrafbare Handlung liege, geftatten 
und ſonach die Befolgung von feiner Anficht hierüber abhängig machen 
würde. Oft Tann ein Befehl unter ſolchen Umständen gegeben werden, 
daß deſſen Ausführung dem Untergebenen offenbar als eine verbredhe- 
riihe Handlung erfcheint und zwar bloß deshalb, weil er die Gründe 
zum Befehle nicht kennt. Kann er die Befolgung vermeigern, fo treten 
jene Nachtheile ein, welche der Vorgelegte verhüten wollte oder es 
entgehen jene Vortbeile, die zu erringen das Beitreben desfelben war. 
Die Urſachen und Gründe des Befehles kann der Höhere dem Niedern 
nicht immer mittheilen, und wenn dieß in einzelnen Fällen auch an 
den unmittelbar untergeordneten Kommandanten geſchieht, fo ift es doch 
nicht an die ferne ftehenden Untergebenen thunlid. | 

Anderſeits läßt fi aber gegen eine ſolche Anordnung wieder 
einmenden, daß hiedurch dem Vorgeſetzten eine ungebeure Macht ein- 
geräumt wird, die Macht nämlich, mit Hilfe feiner Untergebenen die 
ſchwerſten Verbrechen zu begeben, wovon er nicht immer dur die ihn 
nad dem Gefege treffende Verantiwortlichkeit und insbejondere dann 
nit abgehalten wird, wenn er auf was immer für eine Art derjelben 
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fich entziehen zu fünnen Hoffnung bat. Während alfo durch die Pflicht 
bes unbedingten Gehorfamg im Dienſte einerjeit3 der Soldat aus jeder 
Berlegenbeit in feinen Handlungen geriflen wird, droht dabei ander: 
jeit8 dem Etaate und der Armee oder Privaten die Gefahr, daß bie 
dem Militär:Vorgejegten anvertraute Macht zu deren oft größten Nach⸗ 
tbeile mißbraucht werde. 

Die zweite Anordnung würde, fo wie ſie dafteht, zur gäng 
lihen Auflöfung der Tisciplin führen. Wenn der Spldat beforgt, daß 
er für die Befolgung des Befehles, in welchem er eine ftrafbare Hand: 
lung erblidt, beitraft wird, jo wird er dem Befehle nicht gehorchen, 
und mit welchem Rechte könnte man ihn dazu zwingen? Wenn man 
auch beitimmen wollte, daß der Vorgeſetzte bei einem Zmeifel den 
Untergebenen über die Lauterkeit des Befehles zu belehren habe — 
was ald Regel offenbar unftatthaft ift —, fo bleibt noch immer Die 
Frage übrig: Wenn aber der Untergebene biedurd) von der Nichtitrafe 
barkeit der befohlenen Handlung nicht überzeugt wird? Durch bie 
zweite Anordnung wäre wohl die früher geidhilderte Gefahr, . welche 
aus der Befolgung eines derlei Befehles hervorgeht, befeitigt; allein 
die Armee in ihrer Kraft und Wirkſamkeit gehemmt, und fomit eine 
andere Gefahr erzeugt. 

Durch die dritte Verfügung entfiele wohl die Beforgniß, daß 
der Untergebene zur Begehung einer offenbar ftrafbaren Handlung 
durch einen Befehl veranlaßt werden Tönnte, auch würde hiedurch das 
Prinzip des Gehorjams gewahrt, denn der Mann würde im Zweifel 
um fo eher folgen, als er deßwegen eine Strafe nicht zu befürchten 
bat. Allein dagegen muß bemerkt werden, daß, wie bereit? erwähnt 
wurde, viele Fälle fich denken laſſen, wo eine Handlung an fich be 
trachtet, als eine ftrafbare erfcheine, fie e8 aber nicht unter jenen Unw 
ftänden ſei, unter denen fie vollbracht wird, welche aber bem Unter: 
gebenen unbefannt find, es Daher nicht angebe, die Befolgung oder 
Nichtbefolgung des Befehles bloß dem Ermeſſen oder der Einficht des⸗ 
felben zu überlajfen, und daß es ſehr bedenklich wäre, den Unter: 
gebenen bei Ausführung eines Befehles, deſſen Strafbarfeit er erfannt 
bat, unbedingt ftraflos zu laſſen. 

Das Prinzip des unbedingten Gehorfam: ausnamslos 
bingeftellt, erzeugt Gefahr ; die Befolgung des Befehles unter der Vor⸗ 
ausfegung, daß der Inhalt desfelben eine objektiv ftrafbare Handlung 
ift, von dem Ermeſſen des Untergebenen abhängig zu maden, iſt eben- 
falls gefährli ; den Untergebenen aber zur Verantwortung zu ziehen, 

19 * 
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welcher einen Befehl nicht befolgt bat, deſſen Inhalt nach feiner Mei- 
nung eine ftrafbare Handlung ift, wenn diefe Meinung als eine un: 
richtige ſich darftellt, oder wenn er einen Befehl befolgt, welcher nad 
feinem Dafürbalten eine ftrafbare Handlung nicht zum Gegenftande 
bat, diefes Dafürbalten aber irrig war, ihn alfo im biejen beiden 
Fällen, weil er zur richtigen Einficht über die Beichaffenbeit des Be- 
fehles nicht gelangte, fich mithin in einem Irrthume befand, zu beftra- 
fen, erfcheint mir nad den Grundfägen der Strafrechtswiſſenſchaft 
nicht gerechtfertigt, meil dabei der Untergebene unter gewiſſen ihm aber 
nicht binlänglic befannt gewordenen Vorausjegungen immer in Be— 
forgniß ftehen muß, beftraft zu werden, ein Mal, wenn er den Befebl 
befolgt, das andere Mal, wenn er ibn nicht befolgt. 

Menn man fagt: — Nur dann, wenn die Befehle Elar unb 
offenbar gegen den Dienft oder die Wohlfahrt des Staates gerichtet 
wären, darf der Untergebene, nachdem er alle Umstände wohl erwogen 
und eine vollfommene Meberzeugung erhalten bat, nicht gehordhen, — 
fo wird die Unficherheit der Lage des Untergebenen dadurch noch nicht 
gänzlich befeitigt, denn ihm merden nicht immer alle Umftände befannt; 
nicht felten wird der Zweifel entitehen, ob feine Ueberzeugung, melche 
ibm al3 eine vollfommene, auf die unzmweideutigfte Weiſe begründete 
vorfommt, auch von Andern als ſolche werde beurtbeilt werden. Es 
Bat daher die Anfiht Brauers, worauf der Grundfag des unbe: 
dingten Gehorſams ausnamslos anzuerkennen und für den fo feltenen 
Fall einer PVerleitung von Untergebenen zur Untreue durch ihre eigenen 
Borgefegten dem gefunden Takte der Mannſchaft und der Gewalt der 
Umftände zu vertrauen wäre, Vieles für fich 39). 

In der Praris, das weiß Jeder, kommt diefe Frage felten in 
Anwendung. 

Wenn der Vorgeſetzte 3. B. die Arretirung eines Mannes 
dienftlich befiehlt, welcher das ihm zur Laft gelegte Vergehen ganz 
gewiß nicht begangen hat, jo wird nicht leicht der mit der Arretirung 


S. deſſen Abhandlung: Der dienftlide Befehl als Grund ver 
Straflojigteit im Gerichtsſaal J. 1856 J. Bo. ©. 381. Für B. Anfict 
läßt fib aud anführen, daß man venn doch im Allgemeinen ala Vermuthung 
gelten laſſen müjle, dab MilitärBorgefebte nichts Geſetßwidriges befeblen 
werben und daß bie Fälle, in venen ber Befehl unverzüglich in Aus: 
führung zu bringen üt, und wo allein nur die oben bemerkte Gefabr im 
Falle ——— eintreten fann, da ſonſt ber Untergebene Mittel genug 
bat, den Vollzug des Befehls zu bindern, zu den feltenen gehören. 
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beauftragte Untergebene den Bollzug verweigern, wenn er auch bie 
Ueberzeugung haben follte, daß der zu Arretirende ſchuldlos ift. Eben 
jo wird nicht leicht ein Militärgeriht den gehorfamen Untergebenen 
wegen der vollzogenen Arretirung zur Strafe verurtbeilen. 

Die bier behandelte Frage Tann mehr im Verhältniſſe eines 
Kommandanten zu den ihm untergeordneten Abtheilungstommandanten 
vorkommen, denen auch die Einfiht in die Umftände und Veranlaf: 
jungen zum Befehle meiltens befannt find. Erkennen fie eine Hand: 
lung als ftrafbar und haben fie den Vorſatz, diefe als ftrafbar erfannte 
Handlung zu vollbringen, dann find fie der That mitſchuldig, nicht 
aber auch dann, wenn fie beim Vollzuge des Befehles nichts, ala nur 
den Bollzug felbit vor Augen haben und gar nicht daran denken, daß 
fie eine ftrafbare Handlung verüben. 

Nah meiner Anficht Scheint es das Ywedmäßigfte zu fein, im 
Strafgejeßge meder über die Pflicht des unbedingten Gehorſams, nod 
über die Frage, wen die Verantwortung treffe, falls der Befehl, wel: 
cher eine jtrafbare Handlung vder Unterlaffung zum Gegenitande bat, 
vollzogen wird, eine Verfügung zu treffen, fondern die entfprechende 
Beitimmung blos in die Dienftesvorjchriften ald Belehrung aufzu: 
nehmen und es den Gerichten zu überlaffen, zu entjcheiden, ob im 
gegebenen Falle der Untergebene wegen Befolgung des Befehles vers 
antmwortlich ſei oder nicht. 

Die Entfcheidung wird in allen Fällen, wenn man fi dabei an 
die Grundfäße halt, welche über die Zurechnung einer Handlung oder 
Unterlaffung als Verbrechen oder Vergehen in den Strafgefepen ent: 
balten find, nicht ſchwierig fein. 

Wil man aber den Grundjag des unbedingten Gehorſams im 
M. St. ©. 3. aufitellen, jo muß man für die Befolgung des Befehls 
den Vorgeſetzten allein verantwortlid machen und man Tann den 
Untergebenen nur dann für ftrafbar erklären, wenn er nad der Im⸗ 
putationglehre ſtrafbar ift ?*). 


” Wenn man Ausnahmen in der Befolgung des Befehle feitiegt, jo ift e3 
offenbar, angemeflener, wie im öfterr. M. St. ©. B., diefelben auf alle 
firafbaren Handlungen auszudehnen, ftatt fie nur auf einzelne Verbrechen 
einzufchränfen, denn es ift ja fein Grund vorhanden, bei anderen Verbrechen 
den Untergebenen unter der gleihen Vorausſetzung, wo diefe Verbrechen ihm 
zugerechnet werben, ftraflos zu laflen. — Das öfter. M. St. G. B. fagt zwar 
im 8.158: Die Nichtbefolgung eines Befehles tann dem Untergebenen nicht zur 
Strafe zugerechnet werden, wenn u. ſ. mw. (ſ. oben ©. 285 Anm. 34 und 6: 27), 
allein daraus folgt nicht, daß der Untergebene ftraflos ift, wenn er dem als 
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verbrecheriſch erlannten Wetchle gehoörcht. Es wäre eine jolde Folgerung 
gegen die allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſähe über die \mputation abge— 
jeben bavon, dab das öſterr. D. N. a. a, O. ausorüdlib verfügt: Wenn 
die Befehle offenbar genen ven Dienft — — — gerichtet jind, Darf ber 
Untergebene, ber davon überzeugt üt, nicht geboren. Obſchon in ver ge: 
wöhnlihen Umgangsipradıe das „Dürfen* mit „Können“ aleichbeveutend 
genommen wird, To iſt es bod gewiß bier nicht ver Fall. — Ich tbeile 
übrigens die Unſicht Braner’s (Gerichtshalle J. 1857 Ne, 3. u. 4) und fie 
findet fich auch ausgefproden in meinem Aoınmentare zum $, 8 des öjlerr, 
M. St. G. B., daß der Soldat jtraflos ift, wenn er im Zweifel, ob der 
Dienjtbefebl ein Verbrechen involvire, ibn befolgt; ich fan aber mit Rüchkſicht 
auf bie öfterr. Gejche Der Behauptung mid nicht anſchließen, daß die Straf: 
loſigleit au dann eintreten joll, wenn der Untergebene erwiejener Maßen 
die Mebergeugung batte, daß beim Vollzuge des Befehles es fih um vie Ver: 
übung eines Werbredens banole. 





XI. 


Erfahrungen aus dem öfterreichifchen Strafredhte. 


Bon Herrn %. Maucer, f. k. Landesgerichtöratbe in Wien. 


Borbemerkung. 


Die über die beſtehenden Geſetze bei Gelegenheit ihrer Anwendung 
auf vorkommende Fälle von den Gerichten eingeholten Erfahrungen 
ſind der ſicherſte und untrüglichſte Prüfſtein zur Erforſchung der 
Güte und Zweckmäßigkeit der Geſetze. Sie fördern und ermitteln das 
richtige Verſtändniß und die gerechte Anwendung derſelben und ſind 
ein Hilfsmittel zur Vervollkommung der Geſetzgebung ſelbſt, insbeſon— 
dere der Strafgeſetzgebung ). Solche Erfahrungen werden aber dieſen 
mehrfachen Nutzen nur dann gewähren, wenn die Anwendung, damit 
fie ſtets und überall als treue Verlebendigung des mahren Sinnes 
der Geſetze erſcheine, ihre Leuchte in der Wiſſenſchaft erkennt und mit 
derſelten Hand in Hand geht. Dieſe Erfahrungen im Gebiete des 
öſterreichiſchen Strafrechtes, worauf ſich dieſelben nach der Ueberſchrift 
dieſer Zeilen beſchränken, iſt man aber aus eigener und unmittelbarer 
Anſchauung nur in der ſ. g. Verhörſtube oder am Rathstiſche zu machen 
in der Lage, indem es den Fachlehrern dieſes Rechtszweiges ſchwer iſt, 
von dem Gebiete der Ausübung unmittelbar Erfahrungen einzuziehen, 
um ſich dadurch zu belehren und wiederum fruchtbare Lehre zu geben 2), 
was jeßt nach dei beftehenden a. b. Anordnungen um ſo ſchwerer ift, wie 
ich in der allgemeinen djterreich. Gerichtszeitung (1858 Nr. 27 ©. 108) 
nachgewiefen habe. Selbit die vorgejchriebene Praxis in diefem Geſetz⸗ 


1), Siehe die Cingangörosrte des Mgp. des St. G. v. %. Sept. 180%. 
Jenull in Bratod. Mat. 3. Bd. S. 205. 
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zweige kann wegen Kürze der Uebungszeit ſolche Erfahrungen nicht 
erfegen, noch weniger aber ben Mangel derjelben das Leſen, mern 
gleich merfwürdiger Nechtsfälle, weil ja erſt aus ber Anwendung der 
Geſetze auf jene, foldhe Erfahrungen gewonnen Werben. Ich hatte 
während meiner mehr ala Fünfunbzwanzigjäbrigen Amtswirkſamkeit als 
Huscultant, Actuar, Rathsprotokolliſt, Unterfuhungs: und Stimmt: 
richter, gleichwie ala Vorſitzender bei den üffentlihen und mündlichen 
Haupt: beziehungsweife Schlußverhandlungen oft und häufig Gelegen- 
beit, viele und verjchiedene Erfahrungen zu ſammeln. Ich werde daher 
in einem an mid) ergangenen mich ehrenvoll auszeichnenden jultizmini- 
fteriellen Schreiben aufgefordert; das Ergebniß dieſer Erfahrungen nach 
dem mir bier geftatteten Naume nur in kurzen Aufſätzen, diefe ſelbſt 
aber nach den vermöge meiner amtlihen Stellung mir nur färglid) 
zugemefjenen Muheitunden in zwanglojer Neibenfolge in dieſem 
Blatte niederlegen, und babei, ba der fragliche Geſetzzweig blos einen 
Theil der gefammten öfterreihiihen Gejeßgebung bildet, je nad er: 
ſchiedenheit des Inhaltes diefer Auffäge, ſtets auf die übrigen an diefen 
Theil angrenzenden Zweige diefer Gefebgebung, fo wie auf das vor: 
malige Strafgefeßbuch vom 3. September 1803, aus welchem da3 der: 
malige Strafgefeg mehr oder weniger hervorgegangen ift 3), die gehörige 
Rückſicht nehmen, nicht minder aber auch auf die ausländische, nament: 
lich auf die deutiche Strafgefeßgebung, zu deren Erforihung und An: 
wendung der öfterreihifhe Richter in beſtimmten Fällen verpflichtet 
erfcheint ), und melche bei dem Neubau unferer vaterländifchen Straf: 
prozeßordnung >’) und felbit des Strafgeſetzes ©) zum Theile benützt 


*) Siehe die Cingangäworte des Adgp. des St. G. v. 27, Mai 1852, nad) 
weldhem viejes St. ©. ald eine neue Ausgabe des St. &. B. v. 3. Sept. 
1803 „mit Einſchaltung der durch ſpätere Geſetze verfügten Abänderungen 
und mit Mufnabme mehrerer neuen Beltimmungen” bezeichnet wird, und aus 
welch’ lehterem beziebungsweile dem 2. Abichnitte des I. Theiles die aus der 
vorigen prov. St. P. ©. v. 17, Nänner 1850, Ir. 25 des N. ©. Bl. ber: 
vorgegangene neue St. B. O. vom 29. Auli 1853, Nr. 151 des R. G. Bl. 
die Grundjähe rüdjibtlib der Erbebung des Thatbeftandes, jo wie über die 
Beweislehre im Mejentlihen wieder aufgenommen bat. 

%) Siehe den $, 40 des St. G. v. 27. Mai 1852 und bie 38. 3 und 26 

der St P. O. v. 29. Juli 1853, 

») Siehe v. Würth: Die öſterreichiſche Strafprozeßordnung vom 17. Jänner 
1850 zc. Wien 1851. ©. 41 u, f,, welcher jelbit aeftebt, daß bei Bearbeitung 
diefer St. P. O. der Entwurf der St, B. ©. für die Thüringifhen Staaten 
Gena 1849) als eine jebr brauchbare Vorarbeit beveutend benüßt worden ift. 

9 Vergleiche die St. ©. B. für die Thüringiſchen und Preußiſchen Staaten 
mit, dem öjterreichiichen St, G.; und dazu meine Anzeige in diefer Zeit: 
Schrift, 1858 IL. Bo, 2, Heft, Literaturblat,. S. 41 w f. 
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worden ift; denn nach meinem Dafürbalten kann nur bei einer folcden 
Rücfihtnahme das wahre Verſtändniß und die richtige Anwendung 
der Gejege überhaupt, alfo auch der Strafgefege ermöglichet und erzielt 
werden. Ich merde bisweilen auch die Anfichten und Gegenanfichten 
Anderer aus dem mehrermähnten Nechtögebiete in jenen Fällen zur 
Sprade bringen, in welchen aus dem Für und Wider, die Streit: 
frage noch nicht richtig entichieden, der Zweifel no nicht gehörig 
gelöfet zu fein fcheint; ich werde endlich Zmeifel und Anfragen, welche 
bei der Erlernung und der Anwendung des vaterländiichen Strafrechtes 
aufitoßen können, und noch nirgends beſprochen morden find, zur 
nähern Beſprechung als Anregungsmittel namentlich für jene andeuten, 
denen die Verwaltung der Gerichtsbarkeit bei den Strafgerichten in 
dem woichtigiten Zweige der vaterländiichen Gefebgebung, anvertraut 
ift, Damit auch von diefen, beſonders jüngern, Yuftizmännern in einem 
Reiche, wo jet nah Einem Geſetze Recht geübt und geſprochen wird, 
diefer fo hochwichtige Gefegzmweig mit mehr Liebe und Wärme als 
bisher gepflegt und behandelt werde. Ein folcher mechielfeitiger Ge⸗ 
dankenaustauſch dürfte für die Zukunft die Bahn breden zu einer 
Zeitichrift, über deren bisherigen Mangel ich in der oben berufenen 
Seriht3:Zeitung (S. 107) mein Bedauern offen und rückhaltlos aus: 
gefprohen und unter Einem die leitenden Geſichtspunkte angedeutet 
babe, welche ſtets vorſchweben müfjen, damit die Veforgniß einer ein- 
feitigen Behandlung dieſes mehrermähnten Rechtszweiges ſchwinde, der 
bei gemwiffen Gelegenheiten oft ausgefprochene Name eines |. g. ein: 
feitigen Sriminaliften nie und nimmermehr gehört werde. 


1. 
Kann aus dem Standpunkte der Geſetzgebung die Nieder: 
legung des im 8. 54 des Strafgeſetzes feitgejegten Mil: 
derungsreqtes in die Hände ſelbſt des unterſten Richters 
gutgeheißen werden? 


Ami Männer der Wiſſenſchaft und Erfahrung, vorzugsieije im 
Gebiete des vaterländiihen Strafrechtes, Hye und Kitka)) haben die 





) Wenn e bei Berufung dieler und anderer Schriftiteller blos ihre Namen 
ua N ung ihres vollen Ziteld anführe, fo geſchieht dieß megen Erfpa- 
mir bier geitatteten Raumes; denn wie Geht ih fo Diänmer ala 

ae elle achte nd hochſchaͤtze, glaube id. in meiner Barftellung der 
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Titelfrage bereit befproden. Kitka hat nämlich in einer Abhandlung 8) 
die ‚stage erörtert: Ob der Geſetzgeber zweckmäßig handle, wenn er von 
der Hegel, daß der Richter bie Strafe nur zwiſchen der, von dem Geſetze 
auf die einzelnen Verbreden beſtimmten miedrigiten und höchſten Straf 
jcala zu bemeſſen babe, infoferw eine Ausnahme zuläßt, daß der Richter 
bei befonders wichtigen Milderungsumftänden ſelbſt unter das Minimum 
ber auf das Verbrechen geſetzlich gedrohten Strafe herabgehen, d. b. bie 
Strate noch geringer ausmeſſen birfe, als fie das Geſetz In dem 
niedriaiten Grade verhängt. Derfelbe fpricht feine Anſicht dabin aus, 
daß es zweckmäßig ſei, den Nichter zu ermädhtigen, bei wichtigen Mil- 
derungsuntänden auch unter das gerinafte Strafmaß der geſetzlich 
beitimmten Strafe berabzugeben, da für diefe Anfiht auch eine mehr 
al3 dreißigjährige ) Erfahrung das Wort führt, der zu Folge Dieje 
dem Richter (nämlich im 8. 48 1. Tb. des St. ©. v. 3. Sept. 1809) 
eingeräumte Ermächtigung ſich durch dieje lange Zeit immer als ehr 
zwedmähig und wohlthätig wirkend gezeigt babe. — Hpe !") hingegen 
bemerkt, daß weder die früheren, über (um nur die bieher gehörige 
Stelle anzuführen) den analogen 8. 48 des alten (St. G.), noch felbit 
die neuern über den dermaligen 8. 54 gemachten Erfahrungen diefer 
übergroßen Milde aus legislativen Standpunkte das Wort ſprechen; 
zumal wenn erwogen wird, daß fi mande Strafgerichte beifallen 
ließen, in dem 8. 54, ftatt eine nur in außerordentlidhen Fällen 
anzımendende Ausnahme, fogar eine Regel erfennen zu wollen. 
Derfelbe führt zum Beweiſe, daß dieje Beſorgniß nicht ungegründet 
ift, einen an die Oberlandesgerichte ergangenen Erlaß des hohen Yuftiz- 
minifteriums von 14. April 1852, 3. 3919, an !!), woraus hervor: 
gebt, daß (um nur das hieher Gehörige zu Lerühren) nah den aus 
mehreren Kronländern und von verfchiedenen Seiten erhobenen Be: 
ſchwerden die Strafgerichte bei Bemeilung der Strafe für die ihrer 


Uuellen und der Literatur der öſterreichiſchen Strafgejeggebung ıc. Wien 1849 
öffentlich dadurch an den Tag geleat zu haben, daß ich die Schriften ver: 
jelben oft und gern gelejen, und auszugsieije wieder gegeben babe. 

* „Soll der Richter in einem Strafloder ermäctiget werden, bei bejonveren 
Milderungsumftänden felbit über das Minimum ver auf das Verbrechen 
geſetzlich beſtimmten Strafe herabzugehen“, im Archiv des Criminalrechts. 
Neue Folge. Jahrg. 1836 S. 624 u. f. 

”) a ahre 1836 an gerechnet, in welchem Jahre laut der vorigen Anmer: 

: Kit ka's Abhandlung im Drude erſchien. 
u) 08 fterreichifche Strafgeleh FA ©. 639 u. f. 
“) Dieſer Erlaß iſt abgedruckt in der allgemeinen öfterreichifchen ©. 3. Nr. 55 
4.7. Mai 1853, ©. 236 fiehe Hye a. a. O. ©. 640. 
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Beurtheilung unterliegenden Handlungen im Allgemeinen zu milde 
jeien, und namentlich von den auch den unteren Gerichten durch den 
5. 54 eingeräumten außerordentlihen traf: Milderungsrechte einen 
übermäßigen Gebraud) machen, und aus diefer unzeitigen Milde für 
die öffentlihe und Privat-Sicherheit die größten Nachtbeile entftehen. 
Diefe beiden Gelehrten, anfcheinend Gegner rüdfichtlich ihrer den Er: 
fahrungen entnommenen Anfichten, find dennoch im Grundfage, den fie 
im Auge haben, oder wie die gelehrte Kunſtſprache fich auszudrücken 
pflegt, im PBrinzipe einig; denn Kitka !2) bemerkt ausdrücklich, daß, 
wenn den Nichter Die Wacht eingeräumt wird, bei befonderen Milde- 
rungsunftänden unter das geringite Strafmaß der gefeglich beftimmten 
Strafe berabzugehen, von einer bloßen Willtühr des Nichters 
feine Rede ſein fünne, fondern daß bier dem vernünftigen Er: 
meſſen des Richters überlafjen werde, ob folde Milderungsumftände 
eintreten und daher die gejeglich ausgejprochene Strafe unter ein folches 
Strafmaß herabzufegen fei. Hye 13) folgert aus dem Wörtchen „Tann“ 
im $. 54, daß das Gefet die Geltendmachung diefes Befugnifles zunächft 
nicht zu einer eigentlihen Verpflichtung des Richters erheben 
wollte, fondern vielmehr feinem Belieben, oder richtiger, feinem ver: 
nünftigen, billigen und humanen Ermeffen anbeimgeftellt 
babe, und bemerkt, dag der 8. 54 ein rühmliches Zeugniß für die 
Humanität der öjterreichifchen Strafgefeßgebung gebe. Beide Schrift: 
iteller find aljo, wie bereit3 gejagt, im Grunde genommen, für die Er: 
mächtigung dieſes außerordentlihen Strafinilderungsrechtes in den 
Händen des unterjten Richters ; nur Hye beklagt ſich mit Beziehung 
auf den oben erwähnten juftizminilteriellen Exrlaß, und zmar mit vollem 
Rechte, über die unzeitige Milde und den übermäßigen Gebrauch, 
welchen der unterſte Richter von dem durch den 8. 54 ihm eingeräumten 
Rechte macht; und wirklich haben fih vor und nad ihm mehrere 
Klageftimmen der Wiſſenſchaft und Anmendung über den Mißbrauch 
dieſes Milderungsrechtes vernehmen lafjen 199; ja man hat, um in 
dieſer Beziehung bei Anwendung dieſes Nechtes einen feiteren Anhalt3: 
punkt zu gewinnen, den Verſuch gemacht, einige allgemeine leitende 
Grundfäge feitzuftellen, da ſich das Geſetz, wie man meinte, über Die 
Bedingungen der Anwendung auf eine Art, welche eine verjchie: 


a. a. OQ. S. 61. 

2) a. a. O. S. 638. 

14) Siehe die allgem. öſterr. G. 3. 1850, Nr. 3%; 1852, Nr. 120-128; 1853, 
Nr. 9. 
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dene Auslegung zuläßt, über die Grenzen der Anwendung aber gar 
nicht ausgefproden bat 6). Es wurde aus den tbeilweije vorgelegenen 
ftatiitiichen amtlichen Strafjuftiztabellen nachgewieſen, daß dieſes Straf: 
milderungsrecht der unteren Gerichte ſich bei den bei weiten zahl: 
reicheren Fällen der Strafurtbeile geltend machte, und nicht jelten auf 
eine Art ausgeiibt wurde, welde dem Zwede der Griminalftrafen, 
dem gefeglichen Begriffe eines Verbrechens und den Elar ausge 
fprodenen Grundſätzen der Ötrafgefeßgebung kaum entſprechen 
dürfte. Es wurde höhern Orts, da ſich aus den Beobachtungen ergab, 
daß die verhängte Eriminal-Strafe bei der Mehrzahl der unter ſechs 
Monaten abgeurtbeilten Verbrecher die Dauer eines Monates nicht 
überjchritt, und ſich bei vielen Individuen jelbit auf die Zeit von 
acht und noch weniger Tagen, nidt jelten au von 24 Stum 
den Kerker beichränfte, die unummundene Anſicht ausgeiprochen, daß 
die zu gelinde Behandlung der Uebeltbäter mit unter die wejentlicheren 
Uebelftände der frübern Strafprocedur gebörte,; ja das hohe Yultiz- 
minifterinm bat es bei der Vorlage der Ueberfiht der Ergebniſſe der 
Strafrechtspflege für die Jahre 1845 bis 1848 ausdrücklich dahin 
geitellt jein lafien: „ob wirklich bei jo vielen Verbrechensfällen Mil- 
derungsumftände der Art vorlagen, daß es im Geifte des Geſetzes 
lag, daS von diefem feftgefegten Minimum der Strafe oder eine noch 
geringere zu verhängen, oder ob ſich nicht vielmehr eine zu milde 
Praris bei manchen Criminal-Gerichten geltend machte.” Der Verfafler 
(a. a. ©. 1852, S. 501) mweifet nad), daß bei einem Landesgerichte... 
als Bezirkö-Collegial:Gerichte in dem Zeitraume vom 1. Juli bis legten 
Dezeniber 1850 zufammen 41 Perfonen wegen Berbrehen und zwar 
7 zu einem mehr als ſechsmonatlichen Kerker, 34 aber unter ſechs 
Monaten verurtbeilt wurden. Bon den letteren überitieg bei 24 Ber- 
bredern die Kerkerſtrafe nicht die Dauer eines Monates, und von 
diefen wieder bei 15 Individuen nicht die Dauer einer Woche. Es 
wurden namentlih zwei Verbrecher zu zwölf Stunden, 5 zu 
zwei Tagen, 5zuacht Tagen, 2 zu vierzehn Tagen und 7 zwilchen vierzehn 
Zagen bis höchſtens einen Monat Kerker verfällt 1%). Tie Drohung 
bes Geſetzes wirkt nichts ohne die Weberzeugung, daß fie eine Wahrheit 
fei. Wie fol diefe Ueberzeugung beftehen, wenn bie Drohung des 
Gejeßes in der Regel nicht erfüllt, fondern in der Mehrzahl der vor: 


1) Siehe die allgem. öftere. ©. 3. 1850 Nr. 34 ©. 165. 
16) Siehe die allgem. öfterr. ©. 3. 1852 S. 501. 
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tommenden Fälle von der Negel abgegangen wird? Wie foll die fo 
nothwendige Achtung vor dem Gefete fich befeftigen, wenn die zur 
Handhabung desfelben berufenen Richter dur die lare Anwendung 
besjelben jelbit zu erkennen geben, daß es damit nicht fo genau zu 
nehmen fei? Der PVerfafler (a. a. DO. 1853 ©. 381) beantwortet die 
Frage, ob dem Uebel dadurd, daß mit dem oberwähnten Juftizmini- 
iterial-Erlafje den Strafgerihten die ftrengfte Handhabung des Geſetzes 
nahdrüdlichft eingefchärft wurde, völlig und dauernd abgebolfen 
jet? mit Nein. Handelt e3 fich darum, bemerkt berjelbe, einem Uebel 
abzubelfen, jo müfjen die Urfachen desselben in das Auge gefaßt werden. 
So meit die Anfichten über das in die Hände des unterften Richters 
niedergelegte Strafmilderungsrecht, jo meit die Klagen über den über: 
mäßigen Gebraud, oder um das Kind mit feinem wahren Namen zu 
taufen, über den Mißbrauch diefes Rechtes. Ich merde nun die Ur: 
ſachen dieſes Uebelſtandes nachzuweiſen verſuchen, woraus ſich bie 
bejahende Beantwortung der Titelfrage von ſelbſt ergeben wird. 
— Der 8. 54 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1882 iſt, wie bekannt, 
theilweiſe dem $. 48 I. Th. des Strafgeſetzes vom 3. Sept. 1803 
entnommen. Bald nad der eingetretenen Wirkfamkeit diefes letzten in 
den |. g. deutjchen Erbländern (Abi. 19 des Kdap. desfelben) (1. Jän: 
ner 1804) haben ſich mehrere Anfragen ergeben, ob nämlich die im 
$. 48 desjelben erwähnte gejeglihe Dauer der Kerkerſtrafe auch unter 
ſechs Monate herabgejegt werden fünne, und ob diefes Befugniß ſchon 
dem Richter der eriten Inſtanz zukomme? Dieſe Fragen wurden in 
den Hofdetreten vom 31. März 1804, Nr. 661 d. %. ©. S. und 
vom 27. Juli 1805, Nr. 741 d. J. ©. ©. 17), bejahend entichieden. 
Es wurden dieſen Hofdekreten entſprechend die 88. 54 und 55 des 
neuen Strafgeſetzes durch Einſchaltung der Worte, daß die Strafdauer 
ſelbſt unter ſechs Monaten verkürzt werden könne, tertirt, und 
durch diefe Einfchaltung alle Zweifel für die Zukunft gelöfet 19). 

Nah Inhalt diefer beiden Hofverorönungen, welche von einem 





1m Siehe hierüber meine Handbücher des öfterreichifhen Strafgejebed, Wien 
1843, und 1837 zu den 88. 48 und 49, 

i) Diefe Anfragen, die fhon aus dem Haren Wortlaute des Geſetzes zu bejahen 
gewefen wären, gehören wohl zu jenen, von denen id in der Anmerkung 17) 
meiner oben berufenen Dazftellung ©. 16, Erwähnung machte, daher zu genen 
Zweifeln, weldye feit der Aundmachung des alten Strafgejeßes bis zur Hund: 
madhung des neuen Strafgefeßed über Bar viele Fragen erhoben und gelöiet 
wurden, weide eben nicht ſehr zweifelhaft waren (Haimer!’3 Magazin x, 
10. Bd. ©. ). 
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Diirfen und mit von einem Sollen fpreden, iſt ber untere 
Richter zur fraglichen Abkürzung befugt, nicht aber verpflichtet, 
was abgefehen won dieſen höchſten Weiſungen ſchon aus dem Mörtchen 
taun im 8. 48 des alten, im $ 54 des neuen Strafgeſetzes ſich 
ergibt. Der Richter ift aber erft dann zu einer ſolchen Verkürzung 
in den in dieſem 8, bezeichneten Verbrechensfällen berechtiget, wenn 
mebrere, und zwar ſolche Milderungsumftände zu ſammen— 
treffen, welde mit Grund bie Bejferung des Verbrechers 
erwarten laſſen. Einer ſolche SHerabjeßung der ſonſt kürzeſten Dauer 
von ſechs Monate darf nad dem weiteren Inhalte diefes Hofdekretes 
nur ausnabmeweiie (nad der Ausprudsweife der Randanmer— 
fung *) des $. 54 wird dieſes dürfen „Außerordentlides 
Milderungsrecht” genannt,) geſchehen, und zwar, wie es in biefem 
Hofvefrete weiter heißt, auf einen Zeitraum, ber den Um ſtäͤm— 
ven angemeſſen iſt. Das Geſetz ($. 48 des alten, $. 54 bes neuen 
St. ©.) ift daber ſowohl rüdfichtlich der Bedingungen als auch 
bezüglid der Grenzen der Anwendung desjelben deutlich und Elar, 
die Urfachen des Mißbrauches des in demfelben feitgefeßten außer: 
ordentlichen Strafmilderungsrechtes liegen alfo nit im Geſetze, 
fondern in der unrichtigen Auslegung derjenigen, melde es 
anzumenden haben, daber e3 nicht nothivendig erjcheinen dürfte, über 
die Anwendung diefes Geſetzes allgemeine leitende Grundſätze feſtzu— 
ftellen, wie von mehreren Seiten der Wunjch ausgeſprochen worden 
iſt 2%). Diefe Urſachen laſſen ſich auf folgende Haupturſachen zurück⸗ 
führen. 1. Man meint, daß die Milderungsumſtände, von denen in 
dem $. 54 die Rede iſt, nur in den 88. 46 und 47 (88. 39 und 48 
des alten Geſetzes *") enthalten und in denselben ausſchließend 
(tarative) aufgeführt worden find, während diejelben nur beiſpiels— 
weije (eremplifative oder demonitrative) aufgezählt werden, wie fich 
aus der Randanmerkung 2!) und aus dem Eingange des $. 46 deutlich 
und klar ergibt, indem es in jener und in diefem heißt: „Milderungs- 
Gründe, beziehungsweife Milderungs-Umftände, daher ganz allgemein 
und unbeitimnt, ohne Beifügung des beitimmten Geſchlechtswortes 


*) Diefe Randanmerkung fehlte bei $. 48 bes vorigen St, ©, 

13) Siebe die allgem. öfterr. ®, 3. 1850, ©, 165, und 18593 ©, 38%, 

2) Der Inhalt der 88. 46 und 47 Des neuen St. ®, ift mit jenem der 38. 39 
und 20 des alten St. ©. ganz unverändert aeblieben, 

24) Siehe über die verſchiedene Benenmuna und über ben Wertb ber Ranp- 
anmertungen meiner Darftellung ac S. 131 Anmerkung. 
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oder Artikels „Die.“ Das nämliche gilt von den Erſchwerungsumſtänden, 
welche in dem 8. 44 ebenfall3 nur al3 Beiſpiele aufgezählt werden, weil 
es auch in der Randanmerkung jo wie im Eingange diefes Paragrafen 
beißt: „Belondere Erſchwerungs-Umſtände ſind,“ und nicht: Die be: 
ſonderen Erſchwerungs Umſtände find. Die Folge diefer unrichtigen 
Auslegung iſt, daß Milderungs: oder Erſchwerungs-Umſtände, die jich 
erft aus der geführten Unterjuchung oder gar erjt aus der mündlichen 
Schlußverhandlung herausitellen, entweder gar nicht berückjichtiget oder 
als nicht entjcheidend betrachtet werden, weil fie in den fraglichen 
Paragrafen nicht ausdrüdlich und namentlich angeführt werden. Dan 
ſucht alfo in den 88. 46 und 47 nur die dort vorkommenden Milde: 
rungs-Umſtände auf, berüdjichtiget z. B. die aus der Unterfuhung 
oder bei der Echlußverhandlung jich ergebenden Erſchwerungs-Umſtände 
nicht, und wendet bei einigen aufgefundenen Milderungs:Umftänden 
und in Ermanglung von Erſchwerungs-Umſtänden ohne weiters den 
$. 54 an. — 2. Bisweilen hört man bei gerichtlichen Abſtimmungen 
folgende Meinung eines Stimmführers: „Es find zwei Milderungs- 
Umftände (verfteht fih die nur in den 88. A6 und A7 vorkommen) 
vorhanden, und nur ein Erſchwerungs-Umſtand (weil man nach der 
Borausjegung die oben erwähnten nicht zu berüdjichtigen glaubt) vor: 
banden, daher, weil mehrere Milderungs-Umſtände zufammentreffen, 
der F. 54 anzuwenden it.“ Der Grund hievon liegt in der einjeitigen 
Auslegung des im 8. 54 enthaltenen Wörthens „mehrere“; es ift 
zwar richtig, daB der Ausdrud „mehrere“ als die zweite Vergleiz 
hungsitufe von den Worte „viele“ ſowohl nach dem gemeinen als 
auch nach den geſetzlichen Sprachgebrauche 22) mehr als einen Milde- 
rungs:Umftand, daher wenigitens zwei bedeutet, und daher immer auf 
eine Vergleihung mit einer beſtimmten Größe hindeutet; allein nad) 
dem Wortlaute des $. 54 müſſen diefe mehreren Milderungs-Um- 
ftände jolche jein, welche mit Grund die Beſſerung des Verbre⸗ 
chers erwarten laſſen; als ſolche wird man aber nicht immer die 
nächſt beiten in den mehrerwähnten PBaragrafen vorkommenden heraus: 
reißen, fondern nur jene zu berüdjichtigen haben, woraus eine mora= 


?”) Vergleiche die Bar 76, 81, 83, 17& TI b), 192, in welden der Ausprud 
„mehrere“ onen den Gegenſatz von „Einer“ Perjon bezeichnet; na: 
mentlih ertlärt der 8. 81 als Scyenjag von „Mehreren” Ginen Den: 
ſchen für fih allein, jo mie die Caſſationshof: Entſcheidung v. 28. Jänner _ 
1853 (Magazin, Beilage zum 7. Band, Nr. 40) erllärt, daß zum riffe 
von mehreren Perſonen auch ſchon zwei Perſonen genügen. 
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liiche oder wenigſtens eine jogenannte legale Beſſerung des Verbrechers 
erivartet werden kann, wohin namentlich die in dem 8: 46 a) — h) 
und $. 47 b), nicht aber auch die im $. 465) und k) oder $, 47. a) 
und c) erwähnten Umjtände zu rechnen find; aber jelbit bei dem Zus 
ianmentreffen mebrerer in den $. 46 a)—h) enthaltenen Milderungs: 
Unftänden, wie 3. B. das Alter des Thäters unter zwanzig Jahren, 
fein friiher untadelhafter Lebenswandel, der Umjtand, daß derjelbe auf 
Antrieb eines Dritten das Verbrechen begangen bat, wird man bei 
einem das Verbrechen bebarrlid leugnenden Angeklagten den 
$. 54 nicht anwenden können, weil das bartnädige Leugnen einen 
boben Grad von BVerftodtheit und den Abgang aller Neue verräth, 
obne welche mit Grund eine Befjerung des Verbrechers nicht erwartet 
werden kann, wie auch in einer Entjcheivung des beitandenen hoben 
Gaflationshofes v. 15. Sept. 1851 (Nr. 240 v. 10. DE.1851 in ber 
allgem. öfterr. Gerichtö-Zeitung), ungeachtet des Vorhandenſeins meh: 
rerer Milderungs-Umftände, nicht auf die Anmendbarkeit des 8. 48 
des alten ($. 54 des neuen) St. ©. erkannt worden ill; man wird 
ferner bei dem Zufammentreffen mehrerer folder Milderungs-Umſtände 
auch bei einer ſchon wegen eines gleichen Verbrechens geitraften aber 
dieferwegen zu beftrafenden Perjon den $. 54 nit immer anwenden 
Können, weil der Rückfall als eine Wiederholung einer gefteigerten 
Thatkraft des verbrecherifchen, daher zum Böfen geneigten Willens den 
bereit3 einmal Geftraften wenigftend in der Regel ala beilerungsun- 
fähig erkennen läßt; und dennod wendet man gegen einen folchen 
Angellagten den $. 54 nicht felten mit der Rechtfertigung an, man 
wolle e8 bei demfelben noch einmal verſuchen. — Ueberdieß müſſen 
die Milderungs:Umftände 3. wenn mehrere zufammentreffen, nicht, wie 
e3 der Erfahrung zu Folge nicht jelten der Fall iſt, gezählt, fon: 
dern gewogen werden, wie aus dem Wortlaute des 8. A1 des alten 
und des entiprechenden 8. A8 des neuen St. G., jo wie des ober: 
wähnten Hofdekretes vom 31. März 1804 und der $$. 286, 305 und 
311 der St. P. O. vom 29. Juli 1853 deutlich hervorgeht, welch’ 
Yegteren Anoronungen zu Folge dem Gerichtäbofe der erften, zweiten 
und dritten Inſtanz dag Befugniß zur außerordentlihen Milderung 
ber gejeglihen Strafe nur dann zufteht, wenn bei einem Verurtbeilten 
überwiegende Milderungs:Unftände zujammentreffen, wenn nämlich 
die Milderungs-Umſtände die Erſchwerungs-Umſtände überwiegen, das 
ift, wenn jene dem inneren Gehalte nach (intenfive) mehr wägen, ala diefe, 
und jene etwa nicht Durch entgegenftehende Erſchwerungs⸗Umſtände 
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aufgehoben oder auch nur geſchwächt werden. — A. Ein weiterer Grund 
des Mißbrauches dieſes WMilderungsrechtes Liegt in der unrichtigen 
Auslegung, und folgereht auch in der unrichtigen Anwendung der 
in den 88. A6 und 47 des St. ©. beifpielsmweife aufgezäblten Milde 
rungs:Umftände. Bur richtigen Anmendung derjelben dürften folgende 
Punkte in's Auge gefaßt werden. a) Der Entichuldigungsgrund, daß 
der Thäter zur Zeit der That noch das vierzehnte Jahr nicht zurüd- 
gelegt hat (8. 2 d), wird im Zweifel wohl ftetS durch den Geburts- 
fein oder in defien Ermangelung auf anderen Wegen, wie durch an: 
dere Urkunden, durch Zeugen, Sachverftändige feftzuftellen fein 23); 
eine folche Feitftellung wird aber auch dann nothwendig, wenn es 
zweifelhaft ift, ob ver Thäter unter zwanzig Jahren ift, oder nicht ($. A6 a) 
und der Richter wird fich nicht immer mit der Angabe des Beſchul⸗ 
digten (8. 174 der St. P. O.), daß er erft neunzehn Jahre alt jet, 
begnügen, im Falle derjelbe älter zu fein jcheint. Iſt aber auch das 
Alter im gefeplichen Wege nachgewieſen, jo wird meiter zu berückſich⸗ 
tigen fein, ob der Thäter zur Zeit der begangenen That unter zwan⸗ 
zig Sahren geweien tft. Denn das Geſetz (88. 2 d, 46 a) fpricht 
vom Thäter; Thäter wird man aber erft in jenem Augenblide, 
wo man eine That entweder bereit begangen oder zu begeben 
unternommen bat, und im $. 52 beißt es: „Wenn — — der Ber: 
bredder zur Zeit des begangenen Verbrechens das Alter von 
zwanzig Jahren noch nicht zurückgelegt hat” ꝛc. — b) Man wird wohl 
faum den WMilderungs:Umftand der Verſtandesſchwäche ($. A6 a) bei 
einem Thäter anwenden, ver ſich eines Verbrechens fchuldig gemacht 
bat, wo die Lift ein weientliches Merkmal des Thatbeftandes bildet, 
wie in den Fällen der 88. 90, 96, 197, 217; denn Lift hat nach dem 
Etrafgefege den Nebenbegriff des Heimlichen zum Schaden des An⸗ 
dern, die Klugheit oder Gejchidlichkeit in Verheimlichung der Mittel 
zu vorgefegten Zwecken, die man auf eine dem Andern nicht erkenn⸗ 
bare Weife und zu feinem Schaden oder Nachtheile ausführen will. 
Der Liltige muß immer ſcharf, genau feben, mehr ſehen als diefer An- 
4 


— ———— — — 


2e) Durch Holbelret vom 26. September 1843, 3. 5323 (in Hye's Zuſammen⸗ 
‚ ®ien 1845, unter Nr. 100 unbe dem dalmatinif 3 en 
Kondperii die Belehrung bahin „daß, wenn es ſich fünftig bei 
terfuchungen beim Abgange 0. Zauficheines um die —— 
des —* eines Inquiſiten ꝛc. handelt, die Gerichte ſich 
la des legalen Beweiſes über —* Alter vorgeſchriebenen lagen 
zu en haben.“ 


Haimer!’s Bierteljahrofgrift f. Rectew. III. 2. 20 
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dere, weil er diefen durch feine Verheimlichung, durch jein Berbergen 
der Mittel, überſehen, daher überliften will. — e) Der Vlilderungs- 
Umstand der ſehr vernadpläffigten Erziehung ($- 46 a) jollte wohl 
nicht fo häufig, als e& der Erfahrung zu Folge geichieht, befonders in 
den Fällen des unter allen Berbrechen ‚beinahe alltäglich vorfommen: 
den Verbrechens des Diebſtahls, jo wie bei Verbrechen, deren Abjcheu: 
lichkeit und Strafbarkeit auch dem mittelmäßigiten Verſtande einleuch— 
ten muß 24), und nicht bei ſchon älteren Perſonen, ſondern mehr, beim 
BZufammentreffen des jugendlichen Alters in Anwendung gebracht wer: 
den, Die Unkenntniß des Leſens und. Schreibens läßt nicht immer 
auf eine jolche Erziehung mit Grund jchließen. Sehr vernadläjligte 
Erziehung kündigt jih im Allgemeinen durch zwei Hauptgebrechen a; 
durch ungemöhnlihen Mangel des. Willens in den gemeinften 
Unterrichtögegenftänden, vorzüglich aber duch eine außerordent- 
liche Bernadpläffigung in der ſittlichen and religiöfen Bildung 
des Menſchen, von deren Stufe jeine Erlenntniß der verſchiedenen 
Pflichten und Verbindlichkeiten abhängt; 3. B. Unwiſſenheit in den 
erften Lehren der Religion, als da find: von Gott, feinen Eigenſchaf⸗ 
ten, von der Natur der menſchlichen Seele, von der Sünde 20). — 
d) Um den WMilderungs-Umftand des untadelbaften ($. A6 b), 
oder des unbefcholtenen Wandels ($. 264 b) in Anwendung zu brin- 
gen, begnügt man ſich nicht ſelten mit der Angabe des Beichuldigten 
(8. 17& der St. B. O.), daß er noch .nicht beftraft worden fei, im 
Salle ſich auf deſſen Namen in der Regiltratur keine Strafalten 
vorfinden, . während nad dem gemeinen Sprachgebraude unter einem 
anbeicholtenen Lebenswandel nur ein folcher verftanden wird, der frei 


In einer. Entſcheidung des k. f. oberiten Gerichtäbofes v. 33, Dftober 1855, 
8. 10450 (Gerihtö-Zeitung 1856, Nr. 17, Seite 67) beiht e3 ausprüdlic, 
bab ber obergerihtlihd angenommene Milderungsgrumd der vernadläffigten 
Erziebung ‚des Thäters bei einem Verbrechen (Brandlegung), deſſen Straf: 
barteit Jedermann einleuchten, und deſſen Gefährlichkeit mit feinen unabfeb: 
baren ſchrecklichen Folgen aud dem robeiten Menſchen Mar werden muß, 
feine bejondere Nüdjicht verdient. — it vielleicht Die Strafbarkeit des Verbre: 
chens des Diebjtables, über deſſen Berbot ſchon das Kind von der Mutter 
durch das fiebente Gebot Gottes belehrt wird, weniger einleuchtend, eines 
Verbrechens fage ih, das unter allen Verbrechen am Bäufigfen verübt, und 
bei welchen aber auch am häufigſten ver $. 54 des St, ©, in Anwendung 
gebradıt wird? Daß das Stehlen verboten und bejtraft wird, weiß jeber 
robe Menich, leider aber nicht immer, unter melden Umitänden das Steblen 
zum Verbrechen wird, worüber die Vollsbildner in der Schule die Beleb: 
rung geben follten ! 

»9 Jenull: Das öfterreihiiche Criminalrecht ꝛc. Gräb 1820, I: Thl., S. 372. 
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von öffentlihem und entehrenden Zabel ift, und eine unbeſcholtene 
Berfon nur jene genannt wird, welcher von ihren Beitgenoflen keine 
entehrenden Vorwürfe gemacht werden 26). Wird aljo eine Perfon einer 
entehrenden, auf Gewinnſucht beruhenden, oder die öffentliche Sittlich- 
keit verlegenden Handlung angeklagt, aber von der ihm angejchuldeten 
Itrafbaren Handlung nicht Iosgefprochen und ſchuldlos erkannt ($. 288 
a. a. D.), fondern wegen Unzulänglichleit der Beweismittel von der 
Anklage freigefprochen ($. 287 a. a. D.); fo dürfte ihr der fragliche 
Milderungs:Umftand nicht mehr zu Statten kommen. Ja man ift fo 
freigebig bei Anwendung diefes Milderungs-Umftandes, daß man ben: 
jelben au annimmt, wenn der Thäter noch nit gerichtlich, und 
zwar wegen eines Verbrechens beſtraft worden ift, wenn auch politifche 
oder polizeiliche Abjtrafungen vorausgegangen find; man fagt gewöhn⸗ 
li, mildernd fpricht für den Thäter, daß er noch nit gerihtlid 
beitraft worden iſt. — e) Bisweilen wird eine vom Thäter freimillig 
durch den Genuß geiltiger Getränte veranlaßte Gemüths-Aufregung 
der im $. A6 d) bezeichneten Gemüthsbewegung ganz gleich ges 
balten und ala Milderungs⸗Umſtand angewendet; man fagt ganz kurz, 
„er (der Thäter) bat 3. B. vom Weine erhikt im aufgeregten Zus 
ftande gehandelt,” ohne fi um den Sinn und die wahre Bedeutung 
der im Gefebe gebrauchten Worte „heftige Gemüthsbewegung,” 
„gewöhnlihdes Menfhengefühl,” „zu dem Berbreden 
binreißen lafjen“ zu befümmern, wogegen Hye??) richtig bes 
merkt, daß die einzelnen Worte dieſes Geſetzes jcharf in's Auge gefaßt 
werden müfjen, um nicht etwa jede ftrafbare Handlungsweiſe leicht 
erregbarer Menſchen immer zugleich im Lichte außerordentliher Mils 
derung zu ſehen. — f) Nicht felten wird der unter $. 46 e) anges 
führte Milderungs=Iimftand der dem Thäter aus fremder Nachläſſig⸗ 
feit aufgeftoßenen Gelegenheit (abermals bei dem Verbrechen des Dieb- 
ftahles!) in dem Falle des $. 176 II b) und c) bes St. ©. als fols 
cher zur Anmendung des $. 54 gebracht, während den in dieſem Para= 
grafe genannten Perſonen fhon duch den bloßen Eintritt in das 
Dienft:, Arbeits: oder Lehrverhältniß von den Dienft:, Arbeitgebern 
oder Lehrherren dad Vertrauen geſchenkt werden muß, daß jie bie 
Gelegenheit, welche ihnen das fragliche Verhältniß überhaupt, oder die 


29) ee Apelung: Grammatifch-tritiiches Woͤrterbuch ꝛc. unter: „Unbe 


”?) BYE fen. Strafgejeg ıc., S. 586. 
2 * 
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Tıtelfrage bereits beſprochen. Kitka bat nämlich in einen Abbandlung ®) 
die Frage erörtert; Ob der Gefeßgeber zweckmäßig bandle, wenn er von 
der Hegel, daß der Richter die Strafe nur zwifchen der, won dem Geſetze 
auf die einzelnen Verbrechen beftimmten wiebrigiten und höchſten Straf: 
jcala zu bemeffen babe, infofern eine Ausnabme zuläßt, daß der Nichter 
bei befonders wichtigen Milderungsumftänden Telbjt unter das Minimum 
der auf das Verbrechen geſetzlich gedrobten Strafe berabgehen, d. h. bie 
Strate noch geringer ausmefjen dürfe, als fie das Gefeh in bem 
niedrigiten Grade verhängt, Derſelbe jpricht feine Anficht dahin aus, 
daß es zweckmäßig fei, den Nichter zu ermächtigen, bei: wichtigen Mil- 
derungsunnftänden auch unter das geringite Strafmaß ber gejeßlich 
beitimmten Strafe berabzugehen, da für dieſe Anficht and eine mehr 
al3 dreißigjäbrige?) Erfahrung das Wort führt, der zu Folge dieje 
dem Richter (nämlich im $. 48 I. Th. des ©t. ©. v. 3, Sept. 1803) 
eingeräumte Ermächtigung fih durch dieſe lange Zeit immer als ſehr 
zweckmäßig und mohlthätig mwirkend gezeigt babe. — Hye !") hingegen 
bemerkt, daß weder die früheren, über (um nur die hieher gehörige 
Stelle anzuführen) den analogen 8. 48 des alten (St. G.), noch ſelbſt 
die neuern über den dermaligen 8. 54 gemachten Erfahrungen diejer 
übergroßen Milde aus legislativen Standpunkte das Wort fprechen ; 
zumal wenn erwogen wird, daß fih mande Strafgerichte beifallen 
ließen, in dem $. 54, ftatt eine nur in außerordentlidhen Fällen 
anzumendende Ausnahme, jogar eine Regel erfennen zu wollen. 
Derjelbe führt zum Bemeife, daß dieje Beforgniß nicht ungegründet 
ift, einen an die Oberlandesgerichte ergangenen Erlaß des hohen Juſtiz— 
minifteriums vom 14. April 1852, 3. 3919, an !!), woraus hevvor: 
geht, daß (um nur das hieher Gehörige zu berühren) nah den aus 
mehreren Stronländern und von verfchiedenen Seiten erhobenen Be: 
ſchwerden die Strafgerichte bei Bemefjung der Strafe für die ihrer 


—— 





Quellen und der Yiteratur der öfterreihiihen Strafgejeßgebung ıc. Wien 1849 
öffentlich dadurch an den Tag gelegt zu haben, daß ich die Schriften ver: 
jelben oft und gern gelejen, und auszugsweiſe wieder gegeben babe. 

‘) „Soll der Nicter in einem Strafkoder ermäcdhtiget werden, bei bejonderen 
Milderungsumitänden felbft über das Minimum ver auf das Verbreihen 
aeteblidı beitimmten Strafe herabzugehen“, im Archiv des Criminalrechts. 
Neue ‚solge. ‚Jabra. 1836 5. 623 u. f. 

Vom ‚jahre 1836 an gerechnet, in welchem Jahre laut der vorigen Anmer: 
fung: Kitka's Abhandlung im Drude erſchien. 

) Das öjterreichiiche Strafgejeß ic. ©. 639 u. f. 

4) Dieſer Erlaß iſt abgedrudt in der allgemeinen öfterreihiihen ©, 3. Nr. 55 
v. 7. Mai 1853, ©, 236 fiehe Hye a. a, ©. ©. 680. 
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Beurtheilung unterliegenden Handlungen int Wilgeneinen zu milde 
jeien, und namentlic von den auch den unteren Gerichten durch den 
5. 54 eingeräumten außerordentlihen Straf: Milderungsreshte einen 
übermäßigen Gebrauch machen, und aus diefer unzeitigen Milde für 
die öffentliche und Privat-Sicherheit die größten Nachtbeile entftehen. 
Diele beiden Gelehrten, anjcheinend Gegner rüdjichtlich ihrer den Er: 
tahrungen entnommenen Anfichten, find dennoch im Grundfage, den fie 
im Auge haben, oder wie die gelehrte Kunſtſprache ſich auszudrüden 
pflegt, im Prinzipe einig; denn Kitkfa !2) bemerkt augdrüdlich, daß, 
wenn den Nichter die Macht eingeräumt twird, bei befonderen Milde: 
rungsunftänden unter das geringite Strafmaß der gejeglich bejtimmten 
Strafe berabzugehen, von einer bloßen Willführ des Richters 
teine Rede jein könne, jondern daß bier dem vernünftigen Er: 
meſſen des Richters überlaſſen werde, ob jolde Milderungsumftände 
eintreten und daher die gejeglich ausgeſprochene Strafe unter ein folches 
Strafmaß herabzuſetzen fei. Hye 13) folgert aus dem Wörtchen „Tann“ 
im &. 54, daß das Gejet die Geltendmachung diefes Befugniſſes zunächft 
nicht zu einer eigentlihen Verpflichtung des Richters erheben 
wollte, fondern vielmehr feinem Belieben, oder richtiger, feinem ver: 
nünftigen, billigen und humanen Ermefien anbeimgeftellt 
bate, und bemerkt, daß der 8. 54 ein rübmliches Zeugniß für die 
Humanität der öſterreichiſchen Strafgefeßgebung gebe. Beide Schrift: 
iteller find alfo, wie bereit gejagt, im Grunde genommen, für die Er: 
mäctigung dieſes außerordentlihen Strafmilderunggrechtes in ben 
Händen des unterften Richters; nur Hye beflagt fi mit Beziehung 
auf den oben erwähnten juftizminilteriellen Erlaß, und zwar mit vollem 
Rechte, über die unzeitige Milde und den übermäßigen Gebrauch), 
welchen der unterite Richter von dem durch den 8. 54 ihm eingeräumten 
Rechte macht; und wirklich haben fih wor und nad ihm mehrere 
KHlageftimmen der Wiſſenſchaft und Anwendung über den Mißbrauch 
diejeg Milderungsrechtes vernehmen laſſen 14), ja man bat, um in 
dieſer Beziehung bei Anwendung diefes Nechtes einen feiteren Anbalts: 
punkt zu gewinnen, den Verſuch gemacht, einige allgemeine Leitende 
Grundſätze feitzuftellen, da ſich das Gefeg, wie man meinte, über Die 
Bedingungen der Anwendung auf eine Art, welche eine verichie: 


30.00. S. 631. 

)a.ardn.—&. 638. | J 

4) Siehe die allgem. öſterr. G. 3. 1850, Nr. 34; 1852, Nr. 126128; 1853, 
Tr. N. 
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Gefundheit erfreut 3%), Krankheit oder Kränklichkeit des Thäters allein 
fann nie ein Milderungsslimitand fein; denn iſt dieſe oder jene bie 
Beranlaffung und Urfache, dab der Thäter, im Falle er eine Kunſt 
oder ein Handwerk nicht erlernt hätte, fich als Hanblanger oder Tag: 
löhner nicht einmal den nöthigen täglichen Lebensunterhalt zu eriver: 
ben im Stande ift, fo wird der Milderungs-Umſtand der drüdenben 
Armuth (8. 46 f) angenommen werben müſſen; iſt dieß aber nicht der 
Fall, umd ift der Thäter zur Zeit der Aburtheilung krank oder kränk— 
ih, fo fpricht fich die Humanität und Milde des Gefeges dahin aus, 
dab dasielbe dem Verurtheilten, jo lange er körperlich ſchwer frank 
ift, die Strafe nicht fühlen läßt ($. 319 der St. P. D) *9. Schon 
nad dem Hofdefrete vom 6, Febrnar 1818, Nr. 1412 der 3. G. ©, 
wurde eine dem Werbrecher während der Strafzeit zugeftobene Krank: 
beit für einen- folchen neuen Umftand, welchen das Obergericht nad 
dem 8. 470 des I. Theil des St. ©. vom 3. September 1803 Die 
Strafe nachzufeben berechtigt, der Regel nah nicht angeſehen. Fit 
aber die Krankheit des Thäter nach dem Ausſpruche der Sachver⸗ 
ftändigen (88. 78 und 95 der St. P. O.) eine die Zurechnungsfähig⸗ 
keit desſelben aufbebende Geiſtes- oder Gemüthskrankheit, fo wird die 
Handlung oder Unterlaffung nicht ald Verbrechen zugerechnet ($.2 a) b) 
des St. G.) — 5. Ein weiterer Grund des jo übermäßigen Gebrauches 
diefes Milderungsrechtes ift auch in dem Wendepunkte der Umgeſtal⸗ 
tung der vaterländiſchen Sirafgefeßgebung zu juchen, ohne daß die 
Geſetzgebung jelbft die Schuld trägt. Vor der Einführung der für 
diejenigen SKronländer, in melden das St. G. B. vom 3. September 
1803 in Wirkſamkeit ftand, kundgemachten neuen proviforiihen St. 
P. D. vom 17. Zänner 1850, Nr. 25 des R. ©. Bl., durften die 
Gerichte erfter Inſtanz nur bei Verbrechen, welche höchftens mit fünf: 
jähriger Strafe bedroht waren, megen vorhandenen Milderungs-Um⸗ 
ftänden nad) 88. 48, 49 und den oben angeführten Hofverordnungen 
theils die Strafart in eine gelindere verändern, theils die Strafdauer 
felbft unter das geringite geſetzliche Strafmaß berabjegen. In Fällen, 


20) —— Vollſtaͤndiges Wörterbuch der deut chen Sprache ꝛc. Leipzi 
5 „Krankheit,“ und Eberhard: Verſuch au "olgemelen beutfihen 
— ıc. Halle und feipzig 1819, 3. re 

31) Schon in dem Hofbefrete vom 16, Februar 1816, Di 121 der 3. G. S., 

beißt ed: Die im Strafbaufe beſtehende Krantenanftalt bat dafür zu forgen, 
dem Sträflinge während der Krankheit die ganze Strenge der verpängten 
‚Strafe nicht Fühlen zu laffen. 
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wo nach der gefegmäßigen Regel die Strafe zwiichen zehn und zwan⸗ 
zig Jahren ausgemeflen werden mußte, durfte eine Milverung diefer 
Strafe nur von den damals beitandenen Appellations: und Criminal: 
Obergerichten, welchen die Akten deßhalb vorgelegt werden mußten, 
bewilliget werden ; jedoch durfte diefe Strafe wegen Milderungs-Um- 
ftänden nie in der Art, fondern nur in der Dauer gelindert, aber 
auch in biefer nie unter fünf Jahren, und auf gleihe Weiſe in 
Fällen, wo die gefegmäßige Strafe zwiſchen fünf und zehn Jahren 
beftimmt war, nie unter zwei Jahren beitimmt werden. Die von 
dem Gefepe verhängte lebenzlängliche Kerkerſtrafe konnte felbft von 
dem Obergerichte in Leine gelindere abgeändert werden (8. 441 
des St. ©. I. Th. vom 3. September 1803). Dasfelbe mußte, wenn 
es erachtete, daß der Verbrecher einer joldhen WMilderung ber Strafe 
würdig fei, welche die Grenzen der dem Übergerichte eingerdumten 
Macht überſchreitet, jein Urtheil der oberften Juſtizſtelle vorlegen 
(8. 443 d) a. a. O.). Das neue Strafverfahren nad der St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850 hatte das Siſtem der Borlegung der Akten 
zum Bebufe einer Strafmilderung an die höheren Gerichte unbedingt 
ausgeichlofien, weil das Urtheil nicht auf Akten, fondern weſentlich 
auf das Ergebniß der Hauptverhandlung gegründet werden follte. Es 
mußte daher das nad) der bis zur eingetretenen Wirkſamkeit der ober: 
mähnten St. P. D. beitandenen Gejeßgebung der böheren . Gericht3- 
behörde eingeräumte Milderungsreht dem Schwurgerichtshofe über: 
tragen werden, und es konnte dieß ohne Beſorgniß eines Mißbrauches 
geicheben, weil einerſeits die Deffentlichleit des Verfahrens dagegen 
bie. fiherfte Gewähr bot, und anderfeit3 durch die Feſtſetzung eines 
Strafminimums oder eines Mindeit-Anfages der Strafdauer, unter 
welches der Gerichtshof nicht herabgehen burfte, die Gefahr einer allzu⸗ 
großen Ausdehnung diefes Rechtes ferngehalten war. Nach $. 346 bie: 
jer St. P. O. war nämlich dem Schwurgerichtshofe: (um die hieher 
gehörige Stelle anzuführen) das Recht eingeräumt, in allen Fällen, 
wo nach dem Geſetze die Strafe zwiihen zehn und zwanzig Jah— 
ren oder auf Lebenszeit auszumefjen war, diejelbe wegen vorhan⸗ 
dener Milderungs-Umftände zwar nicht in der Art, aber in der Dauer 
berabzufegen, jedoch auch in diefer nit unter drei Jahren. Sm 
Fällen, für melde die Strafe im Geſetze zwiſchen Fünf und zehn 
Jahren beſtimmt war, durfte der Gerichtshof dieſelbe wegen mildern» 
der Umftände fowohl in eine gelindere Art verändern, ala aud 
in der Dauer, jedod nie unter Ein Jahr berabfeßen. Schon ber 
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aelehrte Ausleger diefer provtforiihen St. P. D. #2) bemerkte bei &e- 
legenbeit der Erläuterung diejes $. 346, daß es den Staatsanwälten, 
welche obne Zweifel bei ihren Strafanträgen auf das bein Gerichts: 
bofe eingeräumte Milderungsreht Rüdlicht nehmen dürfen, ſehr zu 
empfehlen fei, daß fie nicht zu geringe Strafanträge ftellen, 
indem nur zu ſehr zu beforgen ilt, daß die Richter auch dann noch 
ihr Milderungsredht anwenden und unverhältnimäßig milde Strafen 
ausſprechen. Daß dieſe Beſorgniß nicht ungegründet war, zeigen bie 
oben erwähnten Klagen, zeigt insbefondere der oben berufene Juſtiz— 
Minifterial:Erlaß vom 14, April 1853, zeigt am tbatkräftigiten die 
neue St. P. D. vom 29. Juli 1853 in den in ben 88. 286, 805 
und 311 enthaltenen Anordnungen, zu deren jebiger Fallung obne 
Zweifel die Erfahrung mit beigetragen bat, daß die Landesgerichte 
von dem ihnen durch die St. P. D. vom 17, Jänner 1850 einge: 
räumten, fo bebeutend erweiterten und ausgedehnten, 
Milderungsrehte nicht felten einen unmäßigen Gebraud 
machten. Die neue St. P. D. kehrte nach diefen Anordnungen wieder 
zu dem in dem älteren öfterreihiihen St. ©. 3. vom Jahre 1803 
befolgten Sifteme zurüd, nad welchem da3 Milderungsrecht an die 
Gerichtöbehörden erfter, zweiter und dritter Inſtanz nach beitimmten 
Abftufungen vertbeilt wurde, fo daß bei dem Eintreffen jehr wid: 
tiner nnd überwiegender WMilderungs:Umftände ver 
Gerichtshof erfter Inſtanz die in dem Geſetze verhängte lebenslange 
Kerkeritrafe bis auf zehn, den nah dem Geſetze zwiſchen zehn bis 
zwanzig Jahren zu bemeſſenden Kerker bis auf fünf, endlich die in 
der geſetzlichen Dauer von fünf bis zehn Jahren feſtgeſetzte Kerker⸗ 
ftrafe bi3 auf zwei Jahre berabiegen, jedoch in feinem diefer Fälle 
den Grad abändern darf (8. 286 a. a. D.). Dagegen wurde dem 
Dberlandesgerichte die Macht eingeräumt, bei dem Zufammentreffen 
folder Milderungs:Umftände die in dem Geſetze verhängte 
lebenälange Kerkeritrafe bis auf fünf, den nad dem Gejehe zwifchen 
zehn und zwanzig Jahren zu bemefienden Kerker bis auf drei, endlich 
die in der geſetzlichen Dauer von fünf bis zehn Jahren feitgefehte 
Kerkerſtrafe bis auf Ein Jahr berabzufegen, jedoch in feinem vieler 
Fälle den Grad abzuändern (8. 305 a. a. D.). Der oberfte Gerichte: 
bof Tann in allen Fällen, wo er zu einem Erkenntniſſe berufen ift 
(8. 310), wegen überwiegender MilderungssUmijtände nad 


») von Würth a. a. D., ©. 600 u. f. 
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feinem Ermeflen die im Geſetze beitimmte Freiheitsftrafe nicht nur in 
der Dauer, fondern auch in dem Grabe mildern ($. 311 a. a. D.). 

Das dem unteriten Richter in dem 8. 346 der St. P. D. vom 
17. Zänner 1850 eingeräumte, von der frühern Strafgefetgebung vom 
Sabre 1803 fo grell und auffallend abftehende Milderungsrect 
batte auch auf die Richter, welche über die nicht den Schwurgerichten 
zugewiejenen Verbrechen zu entjcheiden hatten, feinen Einfluß geübt, 
und zwar in der Weile, daß diefelben fich für berechtigt hielten, das 
ihnen im $. 48 des St. ©. v. Jahre 1803 eingeräumte Milderungs: 
recht im ausgebehnteften Maße um fo mehr bei den geringeren, ben 
Bezirks⸗Collegialgerichten zugewieſenen Verbrechen (Art. IX des Pat. 
v. 17. Jänner 1850) anzuwenden, als ja der 8. 346 der St. P. O. 
vom jahre 1850 den unterften Nichtern das fo weit ausgedehnte 
Milderungsreht bei den ſchweren, den Geſchwornengerichten zuge: 
wiejenen Verbrechen (Art. VII a. a. D.) eingeräumt batte; ja es er: 
ſchien ihnen das im 8. AB feftgefegte Milderungsrecht in jo ferne als 
ein unbeſchränktes, als in dieſem Geſetze keine feitbeftimmte Grenze 
gezogen, d. i. Feine geringfte, ziffermäßige Strafdauer, wie in dem 
8. 346 ausgeſprochen war, unter welcher berab fie unbedingt nicht 
erfennen durften. Sie glaubten zu einer folchen Ausdehnung dieſes 
Rechtes bei dem Zufammentreffen mehrerer Milderungs:Umftände um 
fo mebr berechtiget zu fein, als ja in dem mebrerwähnten 8. 346 an 
zwei verichiedenen Stellen von Milderungs-Umiftänden die Rede mar, 
ohne daß diefelben als überwiegend bezeichnet worden find. Man 
überſah bei dieſer einfeitigen Auslegung den 8. Al des alten ($. 53 
des neuen St. ©.), wo ausdrüdlich von einem Lebermwiegen, von 
Milderungs- oder Erjhwerungs-Umftänden die Rede ift; daber nad 
Smbalt der in den 88. 286, 305 und 311 der St. B. D. v. 29. Juli 
1853 enthaltenen Anordnungen die Gerichtshöfe aller Inſtanzen zur 
außerorbentlihen Milderung der gefeglihen Strafe nur bei dem Zu: 
fammentreffen berwiegender Milderung3-Umftände befugt 
find. — Wenn ich bisher von dem übermäßigen Gebraudhe des dem 
unteren Richter im 8. A8 des alten und im $. 54 des neuen St. G. ein- 
geräumten außerordentlihen Strafmilderungsrechtes und den Urſachen 
dieſes UWebelftandes gejprochen babe ; fo muß ich 6. als einen ferneren 
Grund bievon den jo feltenen Gebrauch des dem Staatsanwalte ein: 
geräumten Berufungsrehtes gegen die zu milde Bemefjung der 
Strafe anführen. Die über die Art, wie die unteren Gerichte von 
den ihnen durch die Geſetze eingeräumten außerordentlichen Straf: 
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Milderungsrechte bie und da eimen gang überſchwänglichen Gebrauch 
zu machen keinen Anftand nahmen, eingebolten Erfahrungen baben auf 
die Awedmäßigkeit, ja Rothwendigkeit hingewieſen, eine Berufung auch 
in Anfehung der Strafbemefung, zumal gegen die zu milde Bemeſ— 
jung dem Staatsanmwalte einzuräumen, um aus dem Anſehen und der 
Wirkſamkeit der im Strafgefege angedrobten Strafen auch eine Wahr: 
beit zu machen. Nach $. 299 d) der St. P. D. vom 29. Juli 1858 
fanıı von dem GStaatsanmwalte ($. 300 a) a. a, D.) gegen den Inhalt 
des Ausipruches die Berufung auch aus dem Grunde eingelegt wer: 
den, weil von dem unteren Richter zwar die von dem Geſetze für bie 
Bemeſſung der Strafe feitgefegten Grenzen richtig beobachtet worden 
iind, allem innerhalb diejes Straffages die Strafe (um die hieher ge 
börigen Worte anzufübren) zu gelinde bemejjen wurde), Wie die 
Erfahrung lehrt, und die Einſicht Der von anderen Gerichten im joge: 
nannten Gorrefpondenzivege eingejendeten Strafaften mweijet, jo machen 
die Staatsanwälte von diefem Berufungsrechte jelten Gebrauch, daher 
die wenigften der im 8. 54 des St. ©. enthaltenen Berbrechensfälle 
im Berufungswege von Seite der Staatsanwaltſchaft zur Kenntniß 
der Oberlandesgerichte gelangen, die gewiß in vielen Fällen nach der 
ihnen im 8. 209 der St. P. D. zuftehenden Macht das unterrichter: 
liche Erfenntniß zum Nachtheile des Beichuldigten,. beziehungsweiſe zur 
Hintanbaltung der Nachtheile, welche aus diefer unzeitigen Milde für 
die öffentliche und Privat-Sicherheit entitehen, abändern, die unteren 
Gerichte aber dadurch vor dem übermäßigen Gebrauche biejes außer: 
orbentlihen Mlilderungsrechtes gemarnt werden würden. E3 bat fich 
zwar rüdfihtlid der im $. 299 d) enthaltenen Beitimmung die ges 
wichtige Stimme eines nach jeiner hoben amtlichen Stellung, gleichiwie 
im Gebiete der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und Gejeßgebung ausge: 
zeichneten Rechtögelehrten 34) vernehmen laſſen, welchem vie fragliche 
Beftimmung der Gerechtigkeit vollfommen zu entiprechen jcheint. So 


ss Hpe: „Die leitenden Grundſätze ber öſterreichiſchen Strafprogeporbnung vom 
29, Juli 1853, Mien 1854, ©. 345 u. f. — Schon ber $. 35% k) ber pro- 
viſoriſchen St. P. ©. v. 17. Jänner 1850 enthielt eine ähnliche Anordnung, 
wornach Endurtheile eines Bezirls-⸗, Gollegials oder Geſchwornengerichtes auch 
in dem Falle wegen Wichtigkeit angefochten werben konnten, wenn der Ge: 
richtshof bei Ausmeſſung der Strafe zwar nicht die Grenzen des im Geſetze 
ausgeiprochenen Straffages, wohl aber de3 ibm zuftebenden Milderungsrech 
te3 überjchritten hatte. 

”) Der —— baieriſche Staatsrath Dr, F. Ch, von Arnold im Gerichts: 


iaal,'6. Aabrg., 1. Bo., 292 
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ſehr nun aber, bemerkt diefer Rechtsgelehrte weiter, es fich rechtfertigt, 
wenn dem Berurtbeilten diejes Nechtömittel gegeben wird, weil e3 ihm 
nicht gleichgiltig ift, ob er 3. B. bei Freibeitzftrafen länger oder Für: 
zer büßen muß, fo ſehr wäre zu wünjchen, daß bezüglich der Straf 
ausmeſſung Fein Rechtsmittel zum Nachtheile des Verurtheil⸗ 
ten ftattfände. Dem öffentlichen Wohle und der Staatsgewalt liege 
daran und nur daran, daß dem Verurtheilten die auf feine That gejehte 
Strafe treffe, oder mit anderen. Worten, daß das treffende Strafgefek 
angewendet werde. Iſt dieſes nicht gejchehen, jo müfje dem Staatsan⸗ 
walte ein Rechtsmittel aufleben. Iſt aber das treffende Geſetz ange: 
wendet worden und handelt es fi nur von der Frage, ob die bei 
dem einzelnen Falle vorhandenen befonderen Umftände bei der 
Ausmeſſung der Strafe innerhalb des Minimums und Marimums 
gehörig berüdfichtiget wurden, handelt e8 ſich alfo nicht um Verlegung 
eines Geſetzes, fondern um ein richterlihes Ermeſſen; fo babe der 
Staat und das Öffentlihe Wohl Fein rechtlihes Intereſſe daran, ob 
der Verurtheilte etwas mehr oder weniger büßt. Es genügt, daß dem 
Berbrecher die gejegliche Strafe (im Allgemeinen) trifft; es beſchwere 
die Dbergerichte mit im Weſentlichen überflüßigen Geſchäften und 
deute jogar auf einen mit der Würde der Staatsbehörde nicht mohl 
vereinbaren Verfolgungsgeilt, wenn der Staatsanwalt darauf anträgt, 
daß der Verurtbeilte vielleicht ein paar Jahre oder ein paar Monate 
länger büßen fol, als er verurtbeilt ift. Am allerwenigiten harmonire 
das Necht des Staatsanwaltes, auf Erhöhung der Strafe innerhalb 
des Marimums anzutragen, mit den humanen Beltimmungen bes 
neuen Geſetzes, vermöge deren die Gerichtähöfe ſogar unter das gejeh- 
lie Strafminimum berabgehen können. — Dagegen erlaube ich mir 
Folgendes zu bemerten: Der Herr Verfafler erklärt ja felbft die im 
8. 299 d) der Et. P. D. enthaltene Beſtimmung für gerecht, weil 
es dem Berurtheilten nicht gleichgiltig ift, ob er länger oder fürzer 
büßen müſſe. Das treffende Geſetz ift aber erſt als ſolches angewen⸗ 
det, wenn e8 gerecht, d. i. dem Willen bes hohen Geſetzgebers, der 
die Strafe genau nah dem Gejete beitimmt wiſſen will (8. 32 bes 
St. &.), ſomit dem Verſchulden des Thäters entſprechend, aljo nad 
dem vernünftigen Ermeffen des Richters und nicht der richterlichen 
Willkür angewendet worden ift, mas ja eben erft durch den 8. 299 d) 
entſchieden werden fol, ob die Strafe zu ftrenge oder zu milde be- 
mefjen worden if; erft dann kann man fagen, daß dem Berbrecher 
die geſetzliche Strafe trifft. Der $. 249 d) läßt die Berufung erft 
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dann zu, wenn innerhalb der von dem Gefeße für die Bemeſſung ber 
Strafe fejtgefeßten Grenzen die Strafe zu gelinde, alfo nicht blos 
gelinde bemeflen worden iſt; denn nad der von dem Strafgeſetze 
im $. 53 feftgefegten Regel darf in den dort erwähnten Fällen wegen 
Pilderungsslimftänden weder die Art der Strafe, noch die gejet- 
lihe Dauer verändert werden, jondern die Strafzeit iſt nur inner: 
balb des Raumes, den die Gefege geitatten, zu verfürzen; der $. 54 
enthält von biefer Regel die Ausnahme, nad welcher der Richter jo: 
wohl den Grab des Kerkers verändern, als auch die gejehliche Dauer 
felbjt unter jebs Monate verfürzen darf, wenn die dort erwähnten 
Milderungs:Umftände zufammentreffen. Der mehrerwähnte $. 299 d) 
eifert daher nicht gegen die Milde des Richters in Anwendung bes 
Geſetzes, jondern, wie in dem fraglichen Falle vorausgejegt wird, ge: 
gen die unzeitige Milde der unteren Gerichte, welche in dem obigen 
Auftiz-Minifterial-Erlaffe für die öffentlihe und PBrivat-Sicherbeit als 
eine höchſt nachtheilige bezeichnet wird. Eine folde Milde entipricht 
aber auch dem Zwecke der gegen Verbrechen angedrohten Strafen der 
fogenannten Criminal: Strafen nit, wie ſchon nad der älteren 
Strafgefeggebung nachgewieſen werden kann. Denn bereits in den Ein: 
gangsworten des Patentes vom 13. Jänner 1787 des allgemeinen 
Geſetzes über Verbrechen und derjelben Beftrafung beißt es in der 
hieher gehörigen Stelle: „Um zwiſchen Friminal und politifhen 
Verbrechen eine anftändige Grenzlinie auszuzeichnen; zwiſchen Ber: 
breden und Strafen dad billige Ebenmaß zu treffen??) und die 
legteren nah einem Verhältniſſe zu beitimmen, damit ihr Eindrud 
nit blos vorübergehend fein möge, wird das allgemeine Geſetz 
über Berbreden und Strafen mit dem Befehle kundgemacht, 
daß“ ꝛc. Eben jo lautet der 15. Abjab des Kundmachungspatentes 
vom 3. September 1803 des Gefebuches über Verbrechen und ſchwere 
Polizei-Uebertretungen in den Worten: „Um das gerechte Verhältniß 
zwijchen einer bejlernden Büchtigung und den Criminalftrafen 
genau zu beobadhten und den Abjcheu gegen Verbrechen durch die 
Vermengung mit minder gefährlichen Schuldfällen auch bei denjenigen 
nicht zu ſchwächen, welche die Größe einer Webelthbat nad dem Maße 


En > Qnöbefoner lautet der $. 14 des I. Th. dieſes allgemeinen Geſetzes:, 
riminalrihter liegt daher ob, ein billiges Ebenmaß zwifchen dem Verbrechen 
und der Strafe zu beobachten, und in diefer Abficht alle Umftände forgfä * 
gegeneinander ge halten.“ — auch den 4 8 des II. Thls. die es allge: 
meinen: Geſetzes. 
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der durch das Geſetz verhängten Strafe zu beurtbeilen geiwohnt find, 
baben wir zum Grundfage angenommen: daß die höchſte Dauer einer 
politifhen Strafe den unterſten Grad der gejeglichen Criminalitrafe 
nicht überjchreiten fol.” Nun ift nach dem neuen Strafgefete ($. 17) 
fo mie auch ſchon nach dem alten ($. 15) die fürzefte Daucr der zeit- 
lichen Kerkerftrafe bei Verbrechen in der Regel von ſechs Monaten, 
die nur ausnahmsweise unter ſechs Monate verkürzt werden kann 
(8. 54); die fürzefte Dauer des Arreſtes bei Vergehen und Uebertre⸗ 
tungen ift in der Regel von vierundzwanzig Stunden ($. 247), die 
ebenfalls nur ausnahmsmeife (88. 260 und 266) unter den ge- 
ringften Straffaß berabaefegt werden kann. Ich frage, ift eine Kerker— 
firafe von zwölf Stunden, auf welche nad dem oben erwähnten fta- 
tiſtiſchen Ausweiſe erlannt wurde, ein billiges, d. i. dem Rechte 
entiprechendes Ebenmaß zwifhen Verbrechen und Strafen, das 
richtige, zufammenftimmende Verhältniß der ſogenannten Eriminal: 
ftrafe zu dem Verbrechen, d. i. einer Handlung oder Unterlafjlung, 
bei weldher die Abficht eigens auf dasjenige gerichtet ift, was bie 
Sicherheit im gemeinen Weſen verleht, und melde die Größe der Ver- 
legung oder die gefährlichere Beichaffenbeit der Umstände zur Eriminal- 
Behandlung eignet (Abjag II zur Einleitung zum St. ©. vom Jahre 
1803)? Sit eine jolde Strafe nach einem Verhältniſſe beftimmt, daß 
ihr Eindrud nicht bloß vorübergehend fei? Wo bleibt denn ver 
Nebenzwed der Criminalſtrafe, der auf Hintanhaltung der Verbrechen 
durch Androhung und Vollziehung der Strafe an dem Webertreter ge- 
richtet iſt (Abſatz 10 des Kundmachungspatentes des St. ©. vom 
Jahre 1803)? Wo ift denn bei einer fo geringen Strafdauer die Grenze 
zwiſchen dem Milderungsrechte des unter dem Geſetze des Landes⸗ 
fürſten ſtehenden Strafgerichtes und dem Begnadigungs⸗ 
rechte des Landesfürſten ſelbſt? Man wendet gewöhnlich ein, daß 
jeder Fall ſo zu ſagen ſeine eigene Fiſiognomie habe, kein Fall dem 
andern, ſo wie auch nicht das Geſicht des einen dem Geſichte des an⸗ 
dern Menſchen ganz gleich ſehe; man wendet ferner ein, daß es im 
wirklichen Leben in unendlicher Zahl denkbare Fälle und Verhältniſſe 
des Lebens gibt, die ſich nicht vorherſehen laſſen, welche dem unteren 
Richter die Grenze beſtimmt in der Ziffer beſtimmen, bis auf welche 
er die geſetzliche Dauer unter ſechs Monaten verkürzen ſolle. Hat denn, 
entgegne ich, der untere Richter in den 88. 286 und 305 der St. P. O. 
gar feinen Anhaltspunkt, denfelben analog die kürzeſte Strafe nad) 
$. 54 des St. G. auszuſprechen, da fich in den im 8. 286 der St. P. O. 
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enthaltenen Fällen auch die obenerwähnten Fälle nicht vorberjehen 
Lafjen, dennoch aber die Gefeggebung dem außerordentlihen Milderungs- 
rechte des unteren Nichters beitimmte Schranken gejegt hat. Wenn 
Hye 36) bemerkt, daf der Richter auch „die gefegliche Dauer felbit 
unter ſechs Monate“ alfo — da das Gejek Feine weitere Bes 
ichränfung beifügt — felbft bis auf die Dauer von wenigen Mo— 
naten, ja Woden, Tagen und felbit — bis auf wenige Stun 
den herabſetzen darf; fo möge diefe Bemerkung ja nicht als Rechtfer— 
tigung für jene Richter gelten, die der Erfahrung zu Folge als Stimme 
führer bei Aburtbeilung über die im $; 54 erwähnten Verbrechen nicht 
felten bei mit ſechs Monaten bis einjährigen ober mit ein bis fünfjäb- 
rigen ſchweren Kerker bedroht geweſenen Verbrechen, weil der untere 
Nichter in der Ausübung diefes Milderungsrechtes an fein gejeßliches 
Strafziel gebunden ift, daher auch eine Kerkerftrafe in die Dauer von 
einer Stunde fich rechtfertigen Taffe, auf eine Kerkerſtrafe von zwölf 
oder vier und zwanzig Stunden erfennen, welche Stimme aber bei- 
nahe ftet3 in der Minderheit oder in der f. g. Minorität bleibt. 
Hye folgert nur, daß, weil das Geſetz ($. 54) keine weitere Belchrän- 
fung beifügt, der Nichter felbjt die in demfelben feſtgeſetzte Dauer jo- 
wohl des Kerkers von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, als auch 
jelbft jenes zwifchen einem und fünf Jahren auf die fraglide Dauer 
berabjegen darf. Aber eben wegen diejer den Gerichtshöfen der unterſten 
Inſtanz eingeräumten fo überſchwänglichen Strafmilderungs - Gewalt 
macht er den Leſer, beziehungsweise den. unteren Strafrichter, auf die 
Bedingungen aufmerffam, welche vereiniget vorhanden fein müſſen, 
damit von diefem außerordentlihen Milderungs-Befugntfie Gebrauch 
gemacht werden dürfe, nämli, daß mehrere, namentlih von den 
in den $. 46 a) — h) und 8. 47 b) enthaltenen, Milderungsumitänden 
zulammentreffen, diefe mehreren Umſtaͤnde zugleid überwiegend 
und nicht etwa durch entgegenftehende Erſchwerungsumſtände aufge: 
hoben oder geſchwächt und daß diefe Umftände ſo beichaffen fein müſſen, 
daß fie mit Grund die Befferung des Verbrecher erwarten 
lafien. Hye bat ſowohl in feiner Erklärung des öfterreihiichen Straf: 
geſetzes (Seite A2, 43, 615, 629 Anmerkung *) und Seite 639 u. f.), 
als auch in feinen leitenden Grundſätzen der öſterreichiſchen St. B. D. 
vom 29, Juli 1853 (Seite 58 und 346) nur infofern gegen die Nieder- 


— 





ae) Das oſterreichiſche Strafgeſeß ıc., S..638. 
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logung einer fo weitausgedehnten Strafmilderungs:Gewalt in 
die Hände jelbjt des unterften Richter mit heiligen Eifer das Wort 
ergriffen, weil fie aus übelveritandenem Mitleide nur zu leicht beinahe 
bis zur Straflofigkeit der Verbrecher und eben dadurch zur Schuk- 
Lofigfeit der Gefjellfhaft mißbrauht wird. Oder kann man 
eine Kerferitrafe in der Dauer von zwei oder drei Stunden, 
deren Zahl ja auch unter den wenigen Stunden begriffen ift, eine 
Sriminaljtrafe nennen, eine Strafe für Handlungen oder Unter⸗ 
lafjungen, bei welchen, wie Schon oben bemerkt wurde, die Abficht 
eigens auf dasjenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemei- 
nen Weſen verlegt, und welde die Größe der Verlegung oder die 
gefährlichere Beichaffenheit der Umftände zur Griminal: Behand: 
lung eignet? Hye bezieht fich bei der fraglichen Bemerkung auf das 
oben erwähnte Hofdelret vom 27. Juli 1805, Nr. 741 d. J. G. S., 
welches nebit anderen von ihm berufenen Verordnungen die Yrage, ob 
insbefondere in dem Falle, wenn die gejeßliche Strafe zwijchen einem 
bi3 fünf Jahren bemefien war, diefelbe auch unter ſechs Monate 
berabgefegt werden dürfe, bejahend entihieden hat. In den Schlup- 
worten bes zweiten Abſatzes diefer Hofverordnung heißt es aber aus⸗ 
drücklich: „daß aus der Ausfage des $. AB des alten ($. 54 bes 
neuen St. ©.) erbelle, daß bei beſagten Milderungsumftänden aus: 
nahmsweiſe auch die jonit Türzefte Dauer von ſechs Monaten auf einen 
fürzeren den Umftänden angemefjenen Zeitraum berab: 
gejeßt werden könne.“ Kann wohl nad) dem eben angedeuteten Zwecke 
der Griminalftrafen, dem Begriffe eines Verbrechens und den Grunde 
fäben der Strafgeleßgebung die einem Criminal: Urtbeile ausgeſpro⸗ 
hene Kerkeritrafe in der Dauer 3. B. von zwei Stunden als ein 
folder Zeitraum, wie ihn das obenerwähnte SHofdelret bezeichnet, 
genannt werden? Diefe Dauer iſt wohl ein Theil eines Tages, nämlich 
ber zwölfte Theil desfelben, daher allerdings ein Zeitraum, aber 
nimmermehr ein fürzerer, den Umftänden angemejjener. Denn 
das Eigenihaftswort „angemeſſen“ bebeutet ſoviel als im Verhält- 
niſſe mit einer anderen Sache tibereinftimmend, entiprehend, das 
Wort angemefjen ftammt von dem Seitworte: „anmeſſen“, 
welches in feiner natürlichen Bedeutung, im körperlichen Sinne beißt, 
an einer Perjon das Maß nehmen, 3. B. zu einem Kleide ?'). Soll der 
oberite Grundſatz, daß Gerechtigkeit im Strafen geübt werde, eine 


*) Hoffmann a. a. O. unter „angemeſſen“. 
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Wahrheit fein, Leben werden und zur Anwendung fommen, jo muß das 
Maaf der Strafemit der Größe der Verſchuldung in einem gerechten 
Verhältnifje ftehen, Da, wie oben bereits bemerkt wurde, bei Ber: 
gehen und Uebertretungen in der Negel die kürzeſte Dauer des Arreſtes 
von vier und zwanzig Stunden it ($. 247 des St. ©.) und dem 
unterjten Richter das außerordentliche Milderungsredt nah $. 266 
des St. G. unter benfelben Bedingungen wie im $. 54 eingeräumt 
worden ift, daher die geſetzliche Strafe auch unter den geringiten 
Straffat, alſo unter vier und zwanzig Stunden herabgejegt werden 
fann, insbefondere ausnahmsweiſe eine Arreftitrafe von weniger ala 
vier und zwanzig Stunden dann zuläflig ift, wenn nach $. 260 eine 
Veränderung oder nah $. 266 eine außerordentlihe Milderung der 
Strafe Statt findet, in ſolchen Fällen aber doch wenigitens eine Arreit- 
itrafe von zwölf Stunden verhängt werben müßte, weil nad ber 
Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. Februar 1855, Nr, 30 

ve NR. ©. BL. 8. 1 eine weitergehende Herabſetzung unter zwölf 
Stunden unzuläflig fein dürfte 38); jo frage ich, Iteht die, wie oben 
erwähnt, auf ein Verbrechen ausgefprodhene Eriminalftrafe von 
weniger wie 3. B. von zwei Stunden in einem gerechten Ber 
bältniß mit der über Vergehen oder Mebertretungen nach 88. 260 und 266 
nur auf zwölf Stunden zu verhängen geftatteten Strafe? Wo iſt denn in 
einem ſolchen Sale, frage ich abermals, das billige Ebenmaß zwiſchen 
den (ehemaligen) Criminal: und politiſchen Verbrechen und den 
Strafen, welches der hohe Geſetzgeber bei Erlafjung feines Straf: 
gejeßes vom 13. Jänner 1787 treffen wollte, wo ift denn das Ver: 
hältniß, nah welchem Er diefe Strafe beitimmen wollte; damit ihr 
Eindvrud nit bloß vorübergehend fein möge; wo ift denn das 
gerechte Verhältniß zwiſchen den Criminalſtrafen und einer bef- 
jernden Züchtigung, melches der hohe Gejehgeber bei Kundmachung 
feines Geſetzbuchs vom 3. Sept. 1803 genau beobachtet willen wollte; 
wo ift denn endlich jener Abſcheu gegen Verbrechen, der nach den 
Willen des hohen Gejeßgebers, durch die Vermengung mit minder 
gefährlihen Schuldfällen auch bei denjenigen nicht geſchwächt werden 
jollte, welche die Größe einer Uebelthat nah dem Maße der dur) 
das Geſetz verhängten Strafe zu beurtbeilen gewohnt find? Den unteren 


.— 





®*) Der 8. 1 dieſer a en lautet in den Schlußmorten: 


„bei elbftzafen unt nf Gulden i die Arreſtſtr di 
auf wenigſtens 12 u zu beftinmen. ift ſtſtrafe in die Dauer 
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Strafgeriten ift nicht nur in den Füllen, wo für das vorausgefepte 
Verbrechen unter keinerlei Umftänden auf eine höhere, als höchſtens 
fünfjährige Kerkerftrafe erkannt werden könnte, wo alfo nur bie unter: 
ften zwei gefeglichen Strafjäge von fehs Monaten bis zu einem Sabre 
oder von einem bis zu fünf Jahren zur Anwendung kommen könnten 
(88. 63, 64, 68, 71, 72, 75, 79, 80, 82, 84, 89, 94, 100, 104, 
105, 113, 115, 119, 124, 131, 133, 143, 145, 146, 151, 154, 158, 
157, 159, 163, 164, 178, 186 b), 196, 202, 204, 208, 213, 218, 
219, 221), das Befugniß eingeräumt, von dem im 8. 54 feftgejegten 
außerordentliden Strafmilderungsrechte Gebrauch zu machen, fondern 
dieſes Recht ſteht dem unteren Richter auch in jenen Fällen zu, mo 
nad dem Geſetze die ordentliche Strafe wenigitens für den vor- 
liegenden Fall mit feinen concreten Umftänden — entweder zwischen 
ſechs Monaten oder einem Jahre, oder zwiſchen einem und fünf Jahren 
auszumefjen wäre, obgleich für eben diefes Verbrechen unter Boraus: 
fegung anderer concreter (Erfchwerungs-) Umftände die Strafe auch 
nah einem höhern Straffaße ausgemeſſen werden könnte (88. 66, 
71, 75, 77, 86, 88, 95, 97, 103, 118, 119, 121, 123,°130, 138, 
148, 150, 160, 167g), 169 182, 184, 210, 218) 39%, Bei diefer 
überaus großen Zahl von Verbrechensfällen, für welche die Strafzeit 
nicht über fünf Jahre beftimmt ift und bei melden nad 8. 54 die 
geſetzliche Dauer felbft unter ſechs Monate verkürzt werden kann, muß 
der untere Richter das fraglihe Ebenmaß und Verhältniß zwiſchen 
Verbrechen und Strafen um fo mehr vor Augen haben, als er fi 
fonft durch die ihm fo oft dargebotene Gelegenheit aus den bisher 
angeführten Gründen zu einer unzeitigen Milde binreißen laſſen Eönnte, 
aus welcher, wie in dem oberwähnten Zuftizminifterial-Erlajfe bemerkt 
wird, für die öffentliche und Privat-Sicherheit die größten Nachtheile 
entiteben. 

Aus den bisher angedeuteten Urſachen des fo übermäßigen Ge: 
brauches des außerordentlihen Strafmilderungsrehtes wird ſich von 
felbft die beiahende Beantwortung der Titelfrage ergeben, und mird 
der untere Richter den 8. 54 des St. ©. nad feinem Flaren und deut: 
lihen Wortlaute, mit Rückſicht auf die oben berufenen beiden Hof- 
verordnungen nur ald Ausnahme von der im $. 53 aufgeftellten 
Regel, wie ſchon die Randanmerklung andeutet, und nur bei dem 
gleichzeitigen Ein: oder Zufammentreffen jener außergemöhnlichen 








2e) Hye a. a. D., ©. 636. 
Haimerl'e Bierteljahredſchrift f. Rechtew. TIL. 2 21 
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Vorausfegungen in. Anwendung bringen, welche von, diejem Geſetze 
($, 54) und von anderen darauf Bezug babenden Anorbnungen (5. 286, 
305 und 311. der St. P. D,) als unerläßliche Bedingungen zur An: 
wendung diefer Ausnahme vorgeſchrieben worden find; wird, jage ich, 
dem Gejepe (SS. 46 und 47 des St. ©.) im der Anwendung fein 
anderer Verſtand beigelegt, als welcher aus der eigenthümlidhen Be: 
deutung der Worte in ihrem. Zuſammenhange und aus der klaren 
Abficht des Geſetzgebers hervorgeht ($. 6 des allgem, b, ©. B.): fo 
dürfte e3 nicht nothwendig fein, daß vom. gejeßliden Standpunkte aus 
über die Anwendung des mehr erwähnten $. 54 allgemeine leitende 
Grundjäße aufgeftellt werben, da ſich der. untere jo wie jeder Nichter 
folde Grundjäge jelbjt und ohne Schwierigkeit aus. dem; Gejege ab: 
nebmen und erjeben kann, weil ibm das Gejeb die freiejte Entfaltung 
der allgemeinen Auslegungsregeln anheim geitellt hat. 

Was die Beantwortung diejer Titelfrage vom Standpunkte der aus: 
ländifchen nanıentlich der deutſchen Strafgejeßgebung betrifft, fo beichränfe 
ich mich bier vorläufig nur auf die bloße Berufung der über den frag- 
lichen Gegenitand von der Strafzumeljung im Allgemeinen handelnden 
Beitimmungen der deutichen Strafgefeßbücher, wie Baiern Art. 90—96; 
Dldenburg Art: 97—103; Ultenburg Art. 42—47; Würteme 
berg Art. 1097—114; Braunſchweig $ 63-66; Hannover 
At. 91-97; Helfen: Darmftadt Art. 118—122,; Baden 
$. 148—158, Naſſau Art. 117—121; Thüringen Art. 41 -45; 
Sachſen Art. 73, mit deren Inhalt der Leſer fi an der Hand ber 
befannten Sammlungen dieſer Gejegbücher 4%) auf eine leichte und 


“, Das Strafgefeh über Verbrehen, Vergeben und Webertretungen für das 
Kaifertbum Delterreidy vom 27, Dlai 185% in feinen Verbältniffen zu den 
neuen Strafgeſetzbüchern in Preußen, Baiern, Wirtemberg, Hannover, tbürin; 

den Staaten u. j. w. Cine vergleihende Ausgabe von Dr. juris. C, %. 

Müller. Peſth und dien, Hartleben'3 Verlags-Erpebition. 1833, und Samm- 

lung ber deutſchen ÖStrafgelebbücher. Herausgegeben von M. Stenalein, 

{. Staatsanwalt. 3 Bändchen, Münden. Verlag von Chriſtian Haijer, 1858, 

die letztere Sammlung ift vollftändiger als die erftere, welche blos eine über: 

ſichtliche Zufammenftellung des Inhaltes, ver Geſetzesworte nebft den Artikel: 
oder Paragrafen: Bezeichnungen aus zehn deutihen Strafgejesbüchern enthält, 
wäbrend Stenglein die deutſchen Strafgejeßbüder von Batern, Oldenburg, 

Sadjen-Altenbura, Würtemberg, Braunſchweig, Hannover, Oroßherzogthum 

Heſſen und Frankfurt, Baden, Najjau, Thüringen, Preußen mit Waldet und 

Anbalt-Bernburg, Dejterreib, Sachſen, nicht nur in ihrer urfprünglichen 

Faſſung aboruden lie, jondern auch die mit der Zeit erlafjenen Abänderung: 

gelebe in Unmerkfungen und ebenfalls in ibrer amtlichen Bann beigefügt bat, 

Sine nähere Anzeige der erileren Sammlım a der &. 3. 1853, Nr. 152 

S. 631 und Sten gleins Sammlung babe ich in dieſer Vierteljahresſchrift 

für Rechts- und Staatswiſſenſchaft“ 1858, 2. Bd, S. 41—49 beſprochen. 
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Schnelle Weife bekannt machen kann. Die meiften diefer Geſetzbücher haben 
bie f. g. Zumeſſungsgründe ebenfalls nur als Beifpiele angeführt, melche 
die Berücdfichtigung ähnlicher Umstände nicht ausfchließen. Nur dag fädh: 
ſiſche St. ©. 3. v. 30. März 1838, jegt in Altenburg giltig (Art. 42) und 
jenes vom 13. Auguft 1855 für das Königreich Sachſen ($. 73) ftellt 
feine allgemeinen Strafzumellungsgründe auf, indem der erfennende 
Richter innerhalb diefer Grenzen (nämlich dem niedrigften und höchſten 
Maße) die Strafe für den einzelnen vorliegenden Fal unter Berild: 
jihtigung der dabei eintretenden beſonderen Verhältnifie feftzufegen bat, 
welche die Schuldigen nach der befonderen Beichaffenbeit der zu beftra- 
fenden Handlung und nad dem Grade der dabei gezeigten Böswillig⸗ 
feit mehr oder minder ftrafbar darftellen. Eben jo vermeidet das 
großberzoglih -heifiihe St. ©. B. die Aufftellung allgemeine Zumeſ⸗ 
jungsgründe und nah $. 118 desjelben wird die Strafe, foweit das 
Geſetz diefelbe der Art oder Größe nah unbeſtimmt gelafien bat, 
vom Richter innerhalb der gefetlichen Grenzen nach den befonderen 
Umftänden des einzelnen Falled beitimmt. Nach dem hannmwveriſchen 
Kr. ©. B., Art. 97, wird die Yrage, ob dem Richter megen des Zus 
jammentreffens mehrerer und wichtiger mildernder Umftände aud) unter 
den geringiten Grad der gejeglichen Strafe herabzugeben geitattet Tel, 
mit dem Beifage verneint, daß der Richter bier eine Strafmilderung 
im Wege der Gnade zu beantragen babe 21). Preußen bat ebenfalls 
jede Aufzählung von ſolchen Gründen vermieden, Tennt aber weit aus: 
einandergehende Straffäge, und überläßt die Beitimmung der Strafe 
dem vernünftigen Ermefjen des Richters. Solche Strafjäte find 3. 8. 
von einer Mode bis ein Jahr (88. 102, 156, 214), von einer Woche 
bis 3 Jahren (8. 271), von 14 Tagen bis 18 Monate ($. 156), 
von 14 Tagen. bis 2 Jahren (8. 89), von 14 Tagen bi 3 Jahren 
(88. 94 und 95), von einem Monate bis ein Jahr (88. 80, 98, 116, 
256, 258, 265), von einem Monate bis 2 Jahre (88. 79, 87, 98, 
100, 137), von einem Monate bis 3 Jahre (88. 77, 136, 307), von 
2 Monaten bis 2 Jahre (88. 184, 288, 293, 298, 301, 302, 308), 
von 2 Monaten bi! 3 Yahren (88. 192, 295, 306), von 2 Mo: 


— —— — — 


21) Ueber die bei der Berathung des hannoveriſchen Kriminal: Geſetzbuches 
und anderer neuen Strafgeſetzbücher jo lebhaft erörterte und beſpro 
Streitfrage, ob der Richter wegen des Zuſammentreffens mehrerer wichtiger 
Milderungdumftände auch unter den Mindeft:Anfag der geſetzlichen Straf 
dauer berabgeben vürfe, fiehe den Bericht von H. A. Zachariaͤ im Arhiv 
des Criminalrechts Jahrg. 1858 S. 450, 458, und Dr. Freudentheil 
a. a. ©. Jahrg. 1839 €. 88-104. 


21 * 
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naten bis 5 Jahren ($. 75), von I Monaten bis 2 Jahren (SS. 55, 
115, 141, 174, 266), von 3 Monaten bis 3 Jahren (88. 111, 
115, 144, 296), von 3 Monaten bis 5 Jahren ($. 168), von 6 Mo: 
naten bis 3 ahren ($. 78), von einem Fahre bis 10 Jahren ($. 76), 
von 2 Jahren bis 10 Jahren ($. 65), von 2? Jahren bis 12 Jahren 
($. 168), von 3 Jahren bis IN jahren ($. 68), von 3 Jahren 
bis 20 Jahren (5. 169), von 5 Jahren bis 15 Jahren (88. 121, 
304), von 5 Jahren bis 20 Jahren (58. 71 3. 3, und 88. 76, 180, 
182, 204, 291), won 10 Jahren bis 20 Jahren (8$. 67, 82) Zucht: 
baus oder Gefängniß. Insbeſondere bat das preußiiche St. G. B. 
die Beftrafung des Diebjtables, bei welchen die öſterreichiſchen Straf- 
erkenntniſſe nach den vorliegenden Strafjuitiz- Tabellen nit jelten auf 
wen'ge Tage lauten, ſtreng bejtimmt. Der Diebjtabl wird mit Ge: 
fänanig nie unter Einem Monate — beitraft; bei vorhandenen 
mildernden Umftänden kann die Strafe nur bis auf eine Wode Ge 
fängniß ermäßigt werden ($. 216). In den im 8, 217 aufgeführten 
(im Wefentlihen jenen in den 88. 174—176 des öfterr. St. G. auf: 
gezählten) Fällen joll die Gefängnißitrafe nicht unter drei Monate 
und bei vorhandenen mildernden Umftänden Tann die Strafe nur auf 
vierzehn Tage Gefängniß ermäßigt werden (8. 217 Schluß). In den im 
8. 218 enthaltenen Füllen des Diebitahles, wovon mehrere den in den 
88. 174 und 175 des öfterr. St. ©. angeführten Fällen entfprechen, tritt 
Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren und Stellung unter Bolizeiaufficht ein, 
und nah 8. 218 3. 9 legter Abſatz ift bei vorhandenen Milderungs: 
Umftänden auf Gefängniß nie unter einem Jahre — zu erkennen; 
dieſer Abſatz wurde aber in Folge des Geſetzes vom 14. April 1856 
dahin abgeändert, daß wegen folihen Umständen nicht unter ſechs Mo- 
naten — zu erkennen if. Nah dem den 8. 219 des St. G. 8. 
abgeänderten Gejege vom 9. März 1853 foll derjenige, der zwei oder 
mehrere Male wegen Diebſtahles — verurtheilt worden ift, wegen eines 
neuen Diebftahles, wenn er ein einfacher ift (88. 216, 217), mit Zucht: 
baus bis zu fünfzehn Jahren und bei mildernden Umftänden nicht 
unter ſechs Monaten, wenn ber Diebitahl aber ein ſchwerer ift (8, 218), 
mit Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren, ber mildernden Um— 
Händen mit Zuchthaus bis zu fünf Zahren oder mit Gefängniß nicht 
unter einem Jahre — beftraft werden. In allen Fällen fol zugleich 
Stellung umter Bolizeiaufjicht eintreten, 





Fiteraturblatt 


für 


Iurze Berichte und Ueberſichten über die neneften rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Schriften. 


Dur Keform der äkcrreichifchen Civil - Wechtspflege. Aphorifiifche Yemerhungen ans 
der Yraris. Wien 1858. Verlag von Fr. Manz. 8. 31 ©. 


Unter diefem Titel hat der ungenannte Berfafjer mannigfahe Tornenftüde, 
bie er auf dem Felde der Gerichtd: und Advokaten-Praxis aufgelefen, zufammen: 
geftellt, und zwar, wie es ſcheint, nicht ohne Hinblid auf die im Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium über Givilprogeß : Reform tagende Kommiffion '). Der Inhalt diefed kaum 
zwei Trudbogen umfaflenden Werkchens läßt nicht mit der gehörigen Deutlichkeit 
entnehmen, ob der Berfafler nur eine Verbeflerung ver beftehenden Civilprozeß- 
Geſetze oder eine radilale Umftaltung derfelben beziele. Allein der Seite 25, 3. 2 
gemadte Vorfhlag zur Einführung des mündlihen und ſchriftlichen Verfahrens, 
von welcher der Verfafjer „die radikale Heilung unferer jegigen Krankheit im 
Rechtsleben“ erwartet, und die Seite 27 vorlommende Bemerkung, „daß von der 
Einführung der ungarisch = fiebenbürgifhen Prozeßordnung kein Gewinn für bie 
Rechtöpflege zu hoffen fei, indem auch diefe Prozeßordnung nur einem alten 
Karren mit neuen Federn und neu gefchmierten Rädern zu vergleichen ſei,“ — 
lafjen keinen Zmeifel übrig, daß auch der Verfaſſer dieſer Schrift der vom Br. 
und Prof. Haimerl in feinem Auffage „Einige Worte über die Aufgabe der 
Civilprogeß-Gefeßgebung in Defterreih“” (Magazin 16. B., 131. ©.) verfodhtenen 
Anfiht, daß nur von einer fundamental neuen Civil-Prozeßordnung Heil zu er: 
warten fei, vollkommen beipflichtet. 

Der Berfafler vertheilt feinen Stoff unter eilf Ueberſchriften mit folgender 
Benennung: 1. Die Anlage des Civilprozeffed. II. Die Formen des Prozefles. 


) Vergl. die folgende Anzeige. 
Haimerl’s Bierteljchresfgrift f. Rechtew. ILL. 1. A 
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II. Die Prozeßarten. IV, Die Konkurs: und Erelutiondorbnung. V. Verſchiedene 
unnötbige Prozeßhandlungen. VI. Der Bergleihöverfuh. VII Die Gerichte, 
VIN. Das Verfabren außer Streitſachen. IX. Die Advokaten und Notare, X, Vor: 
ihläge und XI. die Beamten: und Bejoldungsfrage. 

Um nun dem Leſer dieſer Zeitſchrift einen kurzen Einblid in ven Inhalt 
vorliegenden Schriftchens zu verſchaffen, will ih das Weſentlichſte aus jemen eilf 
Aubrifen einzeln berausbeben und wo nötbig mit einigen Gegenbemerfungen 
verjeben. 

I. Unter der RAubrit „bie Anlage des Civilprozeffes“ liefert ver 
Verfaffer einige Bemerkungen über Verhandlungs-Maxime, Eventual:Brinzip und 
Perneinungs:Marime und fließt mit den Worten, dab gegen diefe Hauptanlagen 
des öſterreichiſchen Civilprozeſſes nichte zu jagen wäre und dab alle Verſuche, 
daran die geringfte Nenderung vorzunebmen, feinen guten Erfolg batten. 

ll. Unter den „gormen des Prozeſſes“ verftebt der Herr PVerfaffer 
pas fchriftliche, münolide und gemiſchte Verfahren, und er bemübt ſich vor Allem, 
das jognenannte münblide Berfabren, wie es gegenwärtig ausgeübt 
wird, in feiner ganzen Blöße barzuftellen, und Neferent erlaubt ſich in diefer 
Beziebung nur nod auf den in der Berichtözeitung Nr. 118 (1858) unter der 
Ueberfchrift „Zur Verbeſſerung des Givilprozefjes“ begonnenen Auffaß 
aufmerffam zu machen, mo das gleihe Thema präzife und erfchöpfend behan— 
delt wird. 

III. Die „Prozeßarten“ unterfcheidet der Verfafler in eine ordentliche 
und mebrere außerorventlihe, und zäblt zu den lekteren den fummarifdhen, ven 
Exrekutions⸗, Manvats:, MWeciel:, Befikftörungd: und Eheprozeß indem der Ber: 
faſſer diefe Prozeßarten kurz barakterifirt, trägt er auch auf Beibehaltung berjel- 
ben an, mit Ausnahme des ſummariſchen Verfahrens (wie es derzeit beftebt), in- 
dem leßteres alle Mängel des jogenannten münbliben Verfahrens tbeile. 

IV, Unter der Auffhrift „vie Konkurs und Erefutionsorbnung” 
erörtert der Verfaſſer furz die Mängel ver diesfalls beſtehenden Geſeße, und 
wenn Referent auch biefe Anſchauungen richtig findet, fo kann er doch der Mei: 
nung des Verfallers, daß die Einführung der ung.siebenb, Konkursordnung au 
für bie übrigen Kronländer eine Mobltbat wäre, um fo weniger beipflidten, als 
bisber noch zu wenige Erfahrungen über die Zwedmäßigfeit derfelben gemacht 
werden fonnten. 

| V, Unter den „verjdhiedenen unnötbigen Prozeßhandlungen“ 
führt der Herr Verfaſſer auf: die Beweis-Interlokute (nah den altöſterreichiſchen 
Prozeßgeſehen), die damit zufammenbängenden Bemweisfhhriften, das Meftitutions: 
verfahren ob terminum p. elapsum , das Verfahren bei Nefognoscirung der Ur: 
funden; obne jedoch bezüglich der zwei zulekt genannten prozeſſualiſchen Hand: 
lungen anzugeben, was an deren Stelle zu treten hätte, 

VI. Unter der Ueberſchrift „VAergleichsverſuch“ bebt der Verfaſſer 
hervor, dab im öflerreibifchen Eivilprozefje für eine Vergleihsftiftung zu wenig 
geſorgt fei, daber der Verfaffer weiter unten, Seite 27, die hierauf bezüglichen 
Vorſchläge madıt. 

VII Unter der Meberfhrift „vie Gerichte” berührt der Verfaſſer die 





über rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften, 3 


Trage wegen Trennung ber Juſtiz von der Adminiſtration, und obfchon er den 
Sag, daß eine tüchtige Yuftiz nur dann beftehen fann, wenn fie von der Admi⸗ 
niftration getrennt iſt, an die Spiße ftellt, bemerkt er dody weiterhin, daß er die 
Trennung in aller und jeder Richtung für unnöthig, fehwerfällig und zu koſtſpie⸗ 
lig halte, und ſchließt mit dem Borfchlage, daß die Rechtſprechung in flreitigen 
Civilſachen nur von Kollegialgerihten auszugehen hätte. 

VI. Das „Berfabren außer Streitfahen” betreffend, fo märe 
basjelbe, nad) der Meinung des DVerfafjers, den Notaren zu überlaffen. 

IX. In diefem Abfehnitte wird von „Advolaten und Notaren“ 
gehandelt. An der Organifirung des Advokatenſtandes hat der Verfafjer zweierlei 
zu tadeln: die Monopolifirung ihres Geſchaͤftes und ihre Abhängigkeit von den 
Obergerichten, und bemerkt, daß zur Befeitigung des Monopol3 zwar nicht die 
Freigebung, fondern eine Vermehrung der Apvofatenftellen in geringem Maße 
Noth thue, d. h. mit andern Worten, der Verfaſſer wuͤnſcht die (großentheils ein- 
gebildeten) Vortheile des Monopols noch auf Einige (mie viele?) ausgedehnt zu 
jehen. So wenig man in dieſer Richtung dem Verfaſſer beiſtimmen kann, fo 
verdient dod fein Vorſchlag, daß die Disciplinargewalt von den Obergerichten 
nur mit Zuziehung der Advokatenkammern ausgeübt werde, volle Billigung, 

Ebenjo wird bezüglich. der Notare und ihrer Stellung bemerkt, daß bie 
beftehende Notariatsordnung in Behandlung Heinerer Bergehen zu ftrenge fei und 
das Amt eined Notars zu vielen Unannehmlichleiten ausgejebt fei. 

X. Unter dem Titel „Vorſchläge“ bringt endlich der Verfaſſer einige 
Anträge zu Reformen, welche ſich darauf reduziren, daß 1. die Einzelngerichte die 
Judikatur über geringfügige Beträge (etwa bis 50 fl.) und einige andere Streit: 
fachen, welche ein rafcheres Verfahren bedingen und zulaffen, — über alle andern 
Streitſachen die Kollegialgerihte auszuüben hätten; daß 2. bei diefen legteren 
dag mündliche und öffentliche Verfahren mit Novolaten eingeführt, und zu diejem 
Behufe 3. die Advokatenſtellen entfprechend vermehrt werden; daß 4. der Nota- 
riatgzwang wieder berzuftellen und 5. die Einzelgerichte in allen Fällen, melde 
vor die Kollegialgerichte gehören, früher einen Vergleich zu verſuchen hätten. 

XI. Berührt endlich der Verfafier die „Beamten: und Beſoldungs— 
frage,“ melde mit dem allerdings zu billigenden Vorſchlage, die Geſchäftspflege 
fo einzurichten, daß felbe von mwenigeren, aber befjer bejoldeten Beamten beforgt 
werden könne, erlediget wird, 

Aus diefer kurzen Inhaltsanzeige wird der Leſer erjehen, daß die Reform: 
vorjchläge des Verfaſſers nur in den äußerſten Umriſſen ſtizzirt, und daß bie 
Schattenfeiten des herrſchenden Syſtems mitunter ſcharf hervorgehoben find, und 
fomit wollen wir mit dem vom Berfaffer ausgefprohenen Wunſche, „daß ung 
anftatt einer gründlichen Verbefferung nicht wieder ein Flickwerk, mit dem Nies 
manden geholfen, der guten Sache aber für Jahre hinaus fehr geſchadet wird,“ 
diefe Anzeige beichließen. 

Dr. Fr. 


Haimert’s Bierteliahresfggrift ſ. Rechtsw. TIL. 1, 





4 Literariſche Anzeigen 


Entwurf einer Civil⸗Prozeſerdnung für das Kalſerthum Oeſterteich. Wien, in der 
t, £. Hof: und Gtaatöbruderei 1858, 


Mieder em Schritt auf dem Wege zur gleibförmigen. Geftaltung der 
Rechtspflege in Oeſterreich, freilich nicht für Deutſchland, ja in diejer Be: 
ziebung vielleicht, ungeachtet der Beitrebungen der Hamburger Konferenz, eber 
zu einem Hemmniſſe! Der Entwurf wurde unter ber Yeitung bes Seltiongratbes 
im Juſtiz Miniſterium, Freiherrn von Haan, von einer aus Gerichtsräthen und 
Novolaten zufammengefehten Kommiſſion zu Stande gebracht und dem Vernehmen 
nach den höchſten Bebörben und den Oberlandesgerihten zur Begutachtung mit: 
getheilt. Er erjcbeint ala eine in den wejentliden Grundlagen nicht geän- 
derte, aber in vielen Punkten vermebrte und mobificirte Umarbeitung der 
prov. Civil: Prozeßorbnung für Ungarn und Siebenbürgen. Die in Vorſchlag gebrach— 
ten Beitimmungen find in 30 Hauptitüden aljo vertbeilt: 1. Allgemeine Vor: 
ichriften (SS. IPA); % von dem mündlichen Verfahren ($5. 36—57);: 3. von 
dem ſchriftlichen Verfahren (35 58— 70); 4. non der Zuftellung der gerichtlichen 
Verordnungen (88. 71-98); 5, von den Friſten ($$. 99—105); 6, von den 
Prozeßkoſten (88. 106—123); 7. von dem Bemeije überhaupt (83. 14—138); 
8. von dem Beweiſe durch Eingeftändniß (88. 129-133); 9. von dem Beweife 
durch Urkunden (88. 134—183); 10. von dem Beweife durch Zeugen (88. 184 — 
233); 11. von dem Beweife durch Sachverſtändige und durd gerichtlichen Augen: 
ſchein (58. 234— 262); 12. von dem Beweiſe durch den Eid ($$. 263—308): 
13. von der Einlegung der Alten zum Sprude ($$. 309—320); 14. von Urtbei- 
len und Beſcheiden ($$. 321—336); 15. von der Berufung (88. 337—366): 
46. von der Einfeßung in den vorigen Stand ($$. 367—385); 17. vom Ber 
gleihe (SS. 386389); 18. von Schiedgrichtern (88. 390—399); 19. von ber 
Sicherſtellung (6. 400-447); 20. von der Grelution ($$. 448—586); 21. von 
der Bertheilung des Kaufſchillings in Exekutionswege verkaufter Güter (88.587 — 
610); 22. von dem Aufforderungs: und Amortifationsprogeffe ($8. 611—626) ; 
23. von dem Rechnungsprozeſſe (88. 627—633); 24. von dem Verfahren in 
Beisitörungsfällen (SS. 634—650); 25. von den Verfahren bei Gtreitigfeiten 
aus dem Beltandvertrage ($$. 651—670); 26. von dem Zahlungsauftrage auf 
Grundlage einer Urkunde, weldyer volle Beweifestraft zulommt (88. 671—679); 
27. von dem Verfahren in Wechſelſachen (88. 680-696) ; 28. von dem ab: 
getürzten Verfahren über Forderungen zc., welche den Werth von 25 fl. nicht 
überiteigen ($$. 697— 715); 29. von dem Perfahren in Bergbauftreitigfeiten 
(8. 716-729) und 30. von dem Verfahren in Eheſachen nichtkatholiſcher 
Glaubensgenofien (88. 730-764). 

Was mir fiber das Prinzip und über die Durchführung vesfelben, über 
die Ausprudsieife, über Einreihung und den Inhalt einzelner Vorfchläge zu jagen 
wünjchten, können wir natürlich in dieſer literarifchen Anzeige nicht unterbringen, 
fonpern müſſen e3 uns für einen pafjenderen Ort vorbehalten. Hier wollen wir 
nur den Wunſch ausfprehen: es möchten die Berufenen nicht hinter dem Berge 
halten mit ihren Anfichten, ſondern im Intereſſe einer fo hochwichtigen Sache 
und aus Liebe zum Baterlande offen bekennen, woran es Noth thut — und zum 
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Schluſſe nur noch einige herporftehende Punkte notiren, um aud) die Art der 
Bearbeitung noch in etwa nachzuweiſen. Nad dem 8. 8 wird es den Parteien 
geſtattet, ihre außergerihtlich, jevody unter Beobachtung der über Zahl und 
Einrihtung der Sasjchriften und über die Beweismittel in diefer Prozeßordnung 
gegebenen Vorſchriften, verhbandelte Streitfahe dem Gerichte zur Entſchei⸗ 
dung vorzulegen. Der $. 55 verfügt: Wenn beide Parteien oder auch nur eine 
Partei fih eines Advokaten bedienen, jo fteht der durch einen Advokaten vertre: 
tenen Partei frei, ihre Reden ſelbſt zu Protokoll zu diktiren oder fie zu Protofoll 
einzulegen, und bat der Richter nur die Reden der nicht durd einen Advokaten 
vertretenen Partei zu diltiren. Nah 8. 10% erlöfchen vie Sriften zur Neberreihung 
i&hriftliher Eingaben am lebten Tage mit der legten Stunde, in welder Schriften 
bei Geriht angenommen werden. Ein gerihtlihes Anfuhen um Frift: 
erweiterung iſt unzuläffig, jedoch kann eine Einreve, oder die Einwen- 
dungen gegen eine gelegte Rechnung, eine Replit, Duplit, Schluß: oder Gegen: 
Ihlußichrift, die Beantwortung einer Aufforderung, die Klage eines Aufgeforder: 
ten und die Rechtfertigung eines Verbote, einer grundbüchlichen Vormerkung, 
oder einer Sequeſtration auch nach verftrichener Friſt bis zur oder längften® bei 
der Tagjasung, melde zur Cinlegung der Alten oder zur Ausweiſung über bie 
Ginbringung der Rechtfertigungstlage angeordnet wurde, überreicht werben. Eine 
Gritredung diefer Tagſatzung über einfeitige® Anfuhen des fäumigen 
Streittbeile3 findet nur dann Statt, wenn er dartbut, daß ihm vom Gegner 
fhriftlic eine längere Frift zur Einbringung der Satzſchrift bewilligt wurde, oder 
aber wichtige Gründe bejcheiniger, welche ihm die Erftattung der Schrift un: 
möglib machen. In allen andern Fällen find die nad Verlauf der Frift über: 
reichten Echriften von Amtswegen zurüdzumeifen, wenn nicht zugleich mit ihrer 
Ueberreihung die Einwilligung des Gegners zu ihrer Annahme urkundlich nad): 
gewiefen ift ($. 103). Nach $. 108 darf auf ganzliche Aufhebung der Prozeß: 
toften beim Eintritte wihtiger Gründe nur dann erkannt werden, wenn bie 
Entſcheidung der Hauptſache nur von zweifelbafter Auslegung einer Urkunde oder 
eines Geſetzes abhängt, oder wenn diefer Entſcheidung eine fremde Handlung zu 
Grunde liegt, melde dem Eadfälligen ohne fein Verfchulden vor dem Prozefle 
unbelannt war. Wer einen entferntern Aovofaten zu feiner Vertretung beftellt, 
ungeadtet er fih eines am Gericht3orte oder in der Nähe desfelben befindlichen 
Rechtsfreundes hätte bedienen können, oder wer nebft feinem Rechtsfreunde noch 
andere Perſonen zu Rathe zieht oder ſich von ihnen rechtliche Gutachten verfaffen 
läßt, bat auf den Erjaß der dadurch entjtandenen größeren Koften feinen An: 
fprudy wider den Gegner (8. 110). Advokaten haben für das ganze Geſchäft 
jenen Betrag, melden fie al& Belohnung anſprechen zu können glauben, anzu: 
ſetzen und diefem Aufſatze die Tarftellung varüber beizufügen, melde Mühe fie 
dem Gefhäfte gewidmet, mie vortbeilhaft und jchnell fie dasfelbe beendet 
baben. Es ift ihnen unterfagt, ein Koftenverzeihnik nad der Zahl von Geſuchen, 
Bogen, Tagfagungen einzurichten (8. 111). Die 88. 118 — 122 enthalten die 
Beftimmungen über das Armenreht. — Wo das Gefeh Befheinigung for: 
dert, genügen auch ſolche Beweismittel, welche einen unvollftändigen Beweis oder 
doch einen heben Grad von Wahrfceinlichkeit liefern ($. 128). Nach 8. 142 hat 
B* 
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eine Urkunde, worin ber Ausfteller nur über feine Rechte verfügt, auch gegen 
einen Dritten volle Beweifesfraft, inwieferne au andere Privaturfunden, z. ®. 
Quittungen, gegen britte Berjonen einen Beweis liefern, iſt dem Ermeſſen bes 
Gerichtes überlafjen, Nach 5. 147 beraubt bie Nußerabtlajfung ber Vorſchrift 
über vie Juziebung der Zeugen bie Urlunde ihrer Beweiſeskraft, muß jedoch von 
Demjenigen bewieſen werden, ber biejelbe (?) bebauptet. Mangelt es an Schriften 
zur Bergleihung der beftrittenen Handſchrift, oder jind deren nicht hinreichend 
vorhanden , oder befinven fie jidh bei andern Behörden, von denen fie nicht ber: 
beigeihafft werben fünnen, jo lann die Partei, deren Hand» oder Unterſchrift zu 
prüfen ift, auf Verlangen des Gegners nötbigenfall® durch Geldſtrafen oder Ar: 
reft verbalten werben, einen ihr zu biltirenden Aufſatß und ihre Unterſchrift 
vor dem Nichter in Gegenwart ber Gegenpartei niederzufchreiben ($. 150), Han: 
delsbücher,, bei deren Führung Unregelmäßtgleiten vorgefallen find, können als 
Beweismittel nur injoferne berüdjichtigt werben, alö biejes nad der Art und 
Bedeutung der Unregelmäßigkeiten, ſowie nach der Yage der Sache geeignet er- 
fcheint (5. 153). Verfällt ein Handels: oder Gewerbömann in Konkurs, fo bat 
dag Geridit über Einwenbung der Partei, gegen melde ber Beweis geführt 
wird, aus der Beſchaffenheit des Konkurſes und ber Bücher felbfi die Beweiſes— 
traft der legtern zu beurtheilen ($. 158). Demjenigen, melder die Einficht der 
Bücher verlangt hat, fteht frei, den Inhalt aller Bücher, aus melden Abfchriften 
beigebracht worden find, in Hinfiht jener Stellen, worüber der Auszug bei: 
gebracht worden ift, volljtändig einzufehen und zu verlangen, daß vom Gerichte 
geprüft werde, ob die Bücher und imöbejondere dad Tage: und Schuldbuch zwed: 
mäßig geführt, der Auszug aus dem legteren getreu und die darin vorfommenden 
Poſten aus dent erfteren genau übereinftimmend übertragen feien ($. 171). Wird 
die Berentlichleit der Bücher oder die Unridhtigleit des Auszuges behauptet, fo 
müfjen ſowohl im fchriftlihen als mündliden Verfahren die Bedenken mit den fie 
begründenden Umftänden ſogleich bejtimmt angegeben werden. Der Richter hat 
die Erklärungen beider Theile über die Gebrechen der Bücher oder des Auszuges 
zu Protofoll zu nehmen, ſich durd eigene Unterfuhung und auf Verlangen aud 
unter Zuziebung von Sadverftändigen und Aufnahme ihres Befunde zu über: 
zeugen, inwieferne die angeführten Bedenken gegründet find, und hat getreue 
beglaubigte Abſchriften aller als bedenklich gerügten Stellen zu verfafien ($. 172). 
Bon den aufgenommenen Protofollen find beiden Parteien auf Verlangen Ab- 
ichriften zu ertbeilen und die nad $. 172 aufgenommenen Brotofolle find ftatt 
der Driginalurtunden bei Einlegung der Aften beizulegen (8. 173). Sollen ver: 
gangene Thatſachen, zu deren Wahrnehmung bejondere Fachlenntnifje nothiwen: 
dig waren, duch fahverftändige Zeugen bemiefen werben, fo kommen die 
Vorſchriften des 10. Hauptitüdes über den ordentlichen Zeugenbeweis zur An: 
wendung ($. 262). Der 2. Satz des $. 294 der ung. fiebenb. P. O. wird dahin 
geändert: Die Anwendung der Geſetze liegt ihm (dem Richter) aber auch dann 
ob, wenngleid fie von den Parteien gar nicht oder irrig berufen worden wären. 
— Für das Urtheil iſt der Stand der Thatfahen zur Zeit der Klage (An: 
flellung oder Zuftellung?) maßgebend, doch dürfen ſolche Thatſachen, welche 
die Fälligkeit des Anſpruches oder andere Vorausſetzungen des Sllagerechtes 
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bedingen, bei dem Erfenntnifje dann beachtet werden, wenn fie vor dem Schluffe 
des Verfahrens eingetreten find ($. 322). Das fünfzehnte Hauptftüd anerkennt 
mit Uebergehung der früheren verſchiedenen Rechtsmittel (Appellation, Revifion, 
Nulitätäbefhwerbe, Rekurs) nur Berufungen und zwar im $. 337 in der 
Regel gegen jede Entiheidung des Gerichtes erfter Inſtanz an das Gericht 
zweiter Inſtanz, und gegen die Entſcheidung zweiter Inſtanz an das Gericht drit: 
ter Inſtanz, fügt aber dann in dem $. 338 Ausnahmen bei, in denen keine, 
und im $. 339, in denen feine abgefonderte Berufung zuläffig if. Gegen 
eine Entſcheidung zweiter Inſtanz, wodurch jene des untern Richters beftätigt 
wurde, findet nur dann eine weitere Berufung Statt, wenn die Entſcheidung fich 
auf eine offenbar irrige Auslegung oder Anwendung des Geſetzes oder auf eine 
Borausfegung gründet, die dem Haren Inhalte der Alten widerſpricht, wenn fie 
unverftändlidh ift, oder das Begehren der. Partei überfchreitet, oder wenn eine 
Nichtigkeit begangen wurde ($. 340). Die Berufungsfriften find auf 14 und 
8 Tage feftgeießt (8.341), verfpätete Berufungen bat dag Gericht erfter Inſtanz 
von Amtswegen zurüdzumeijen ($. 342). Umſtände und Beweismittel, welche in 
erſter Inſtanz nicht vorgeflommen find, dürfen in der Berufung nicht ans 
gebracht werben, und menn es dennoch gejchehen wäre, doch bei der Entſcheidung 
nicht berüdjichtigt werden, ausgenommen: a) wenn es fih um Geltendmachung 
einer Nichtigkeit handelt, oder b) wenn die Entſcheidung, ohne daß eine Verneh⸗ 
mung des Beſchwerdeführers angeordnet war, auf einfeitiges Geſuch feines Geg⸗ 
ners erfolgt iſt. In dem zuleßt erwähnten Falle darf das Gericht erjter Inſtanz 
feine frühere Entfcheidung abändern und dadurch die Berufung felbft erlevigen; 
findet es fih dazu nicht beitimmt, fo bat e3 die Berufung dem höheren Gerichte 
vorzulegen. Der $. 364 enthält eine Vorſchrift über die Berbeflerung von 
Schreib: und Rechnungsfehlern in den Enticheidungen, und der $. 365 über Er⸗ 
gänzung unvollitändiger Entſcheidungen u. ſ. w. u. ſ. mw, z 


Bas Privatrecht der Siebenbürger Bentfchen (Sachſen) im ſyſtematiſchen Grundriſſe, 
von Friedrih Schuler v. Libloy, o. ö. Profeſſor an der k. k. Rechts: 
akademie zu Hermannftadt. Hermannftadt, Georg v. Elofius. 1858, 8. 


Borftehende Schrift bildet eigentlich die zweite Abtheilung des zweiten Bans 
des der fiebenbürgifchen Rechtsgeſchichte, welcher den „fiebenbürgifhen Privat: 
rechten” gewidmet ift, und in der eriten Abtheilung „die Inſtitute des fieben: 
bürgiſch ungarifhen und ſekleriſchen Privatrechts“ zur Anfhauung gebracht 
bat. — Als Quellen zur Erkenntniß des ſächſiſchen Privatrechtes befigen wir 
nahezu nur die „jura municipalia universitatis Saxonum Transilvanensium“ 
vom Jahre 1583, deren Tert bereit3 in der erſten Abtheilung ©. 135—229 nebft 
der deutfchen Ueberfeßung vom Jahre 1721, ©. 233 — 334, mitgetheilt wurde. 
Der Charakter diejer Statuten ftimmt volltommen überein mit den gleichzeitig in 
Deutfhland verfaßten Stadt: und Landesordnungen. Es iſt darin ein Recht zur 
ferneren Geltung gefebt, das theild bisheriges Herkommen enthält, theil® aber 
römifchen Rechtsquellen entnommen wurde. Die Entwidlung, welde damit für 
das jächfifche Hecht in Siebenbürgen erfolgte, läßt fih bei dem Mangel zureis 
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chender früheren Quellen nicht nachweiſen. (Das ältefte bis jeht belannte Ge: 
tihtöprotofoll von Hermannſtadt, woraus und S. 344—387 unter 87 Nummern 
Auszüge mitgerheilt werben, beginnt auch erjt im 16. Jahrhunderte,) Cine fpä- 
tere Eutwicklung — feit 1583 fand dagegen nidyt Statt; es wurden nur Nende: 
rungen im Einzelnen getroffen, bis envlidy mit dem „Jahre 1853 aud das jtatuta- 
riſche Recht der Sachſen einem allgemeinen öfterreihifchen Nechte weichen mußte, 
Bei diefer Sachlage war dem Rechtshiſtoriler eine dreifache Aufgabe zur 
Löſung geſetzt. Er mußte einmal die deutichen Elemente und römiſchen Beftand: 
tbeile in dem Gtatutarrechte Hav legen, ſodann mußte er dasſelbe mit dem un: 
garifchen und ſekleriſchen Rechte in Bergleihung zieben, und prittens endlich zei: 
gen, inmwieferne ſachlich bereits eine Webereinitimmung mit dem jebt: geltenden 
Rechte vorbanden war. Man kann nicht jagen, dab dieſe Geſichtspunkte dem 
Verfaſſer völlig verborgen blieben, Es wird mebrfah auf den Genenjab des 
beutijchen uno vömiichen Rechtes bingewiejen, bei allgemeinen Erörterungen 
(S. 389, 429, 430, 485) wie bei befonderen Gelegenheiten (5, #3, 489, 517, 
519); es wird ferner auf die Uebereinſtimmung des ſächſiſchen Nechtes ‚mit dem 
ungarijchen bier und da aufmerkiam gemacht (©; 399, 407, 410, 429, 436, 486), 
und endlich werben auch einige Male die Beitimmungen des allgem. bürgerliben 
Geſetzbuches beigezogen (S. 488, Noten 2. 3, S. 509, Note 4). Allein die Ge: 
fihtspunfte find nicht zu Ausgangspunkten für die Darjtellung genommen und 
daher auch nicht immer ftreng feltgehalten worden. Wie hätte jonjt der Verfaſſer 
3. D. Seite 487 jagen können: „Singulär ijt die Haftungspfliht des Viehver: 
käufers wegen verborgener Mängel blos auf drei Tage feſtgeſetzt,“ da doch dieje 
Friſt die gemwöhnlide deutſche, ſchon in der 1. Baiuvariorum XV, $$. 5 und 6 
anerkannte Haftzeit ift. Bismeilen fällt der Rechtshiſtoriker auch in die Rolle 
eine? Dogmatifers, vgl. 3. B. S. 390, 488, 518. Wer als Schriftiteller etwas 
durchweg Brauchbares liefern will, muß vor Allem über den Zmwed jeiner Arbeit 
völlig im Klaren fein. Möge dies der Verfaſſer für die Fortſetzung jeines — wir 
fügen bei — ſchwierigen Werkes beherzigen. Gerne zollen wir volle Anerkennung 
dem nicht gewöhnlichen Fleiße, mit welchem dasjelbe bereit3 fo weit geführt ift. 
— Bemerlt mag werden, daß auf Seite 447 Seite 48% folgt, was auf die 
weitere PBaginirung von Einfluß bleibt. Satz und Bapier laffen viel zu wünſchen 
übrig. l. 


Handbuch der Geſetze und Verordnungen, welde für die Yolizei- Verwaltung im 
öflerr. Kaiſerthume feit dem Jahre 1840 erfchienen find. Nach dem neueften 
Standpunkte der Gefeßgebung und in alphabetifch:chronologifher Ordnung 
bearbeitet von Adalbert Zaleisfy, k.k. Bolizeirath ver k. k. Polizei— 
direftion in Wien. Zweiter Nachtrag. Wien 1858, bei Frd. Manz. 
229 ©. ın 8. 


Diefer zweite Nachtrag zu dem oben bezeichneten Werte Zaleisky's ent: 
bält die Verordnungen, welche im Gebiete der Polizei: Verwaltung vom 1. Jän: 
ner 1856 bis Ende 1857 bekannt geworden find. Da die Arbeit des Verfaſſers 
ohnehin befannt ift, jo haben mir hier darauf nicht neuerbings einzugehen; wir 
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glauben unjere Aufgabe erfüllt zu haben, wenn wir unjere Lejer auf. die mit 
demfelben Fleiße und verjelben Genauigfeit gearbeitete Fortfeßung aufmerkſam 
machen, die e3 dem Verfaſſer nur danten fünnen, daß er für die Verwendbarkeit 
feines Werkes durch diefe Nachträge jo eifrig beforgt ift. M. 


— — — — — 


Herbſt E., Handbuch des allgemeinen öͤſterreichiſchen Strafredhtes. Erſter Band. Von 
den Verbrechen. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Fr. Manz. 
Wien 1858. 


Eine Vergleichung mit der erſten Auflage ergibt, daß die meiſten Haupt⸗ 
ftüde Zufäge, Berichtigungen oder Verbeſſerungen aufzuweiſen haben. Weſentliche 
Veränderungen hat das Handbuch bei der neuerlichen Bearbeitung nicht erfahren, 
jedoch wurden fühlbare Lücken, z. B. über ftrafbare Unterlaſſungen durch Be: 
nützung einiger nach der erſten Auflage erſchienenen Unterſuchungen in der öfter: 
reichiſchen Rechtsliteratur, auszufüllen verfuht. Die Würdigung der Enticheidun: 
gen des oberften Gerichtshofe8 und die ftellenmweife Vergleihung des Civil⸗ und 
Militär : Strafgejeßbudhes tritt in diefer Auflage mehr hervor, wie in der erften, 
jevoh würde eine entiprechendere Citationsweiſe der Entfcheidungen des oberften 
Gerichtshofes etwa nah Beitler’3 Vorgange den Werth der Spruchpraxis für 
die Darftellung des lebendigen praftiihen Strafrechtes in Defterreih in dieſem 
Handbuche volljtändiger darlegen. Die deutiche Strafgefeßgebung und Strafredts: 
literatur wird aud in der vorliegenden Bearbeitung im Ganzen ignorirt, und 
nur ausnahmsweiſe wird der Leſer, 3. B. bei der Darftellung des Verbrechens 
der öffentlichen Gemaltthätigfeit, des Betruges, des Mordes und Todfchlages, 
daran flüchtig erinnert, daß Vergleihungen des öfterreihifchen Strafgeſetzes mit 
Injtitutionen des gemeinen Rechte und der neuen deutſchen Strafgeſetzbücher 
nicht ſchlechterdings ale gelehrter Luxus zu vermwerfen feien. Da der Verfaſſer das 
öfterreichifche Strafgefeß nur in feiner Partitularität und nicht zugleich als eine 
individuelle Erfheinungsform des deutſchen Strafrechtes in feinem Berhältniffe 
zu den Beilimmungen der deutichen Strafgeſetzbücher und zu den Forderungen 
der deutihen Strafrechtswiſſenſchaft behandelt, da ferner nad) der Anlage des 
Mertes und nach der Behandlungsmarime des Verfaſſers eine vollftändigere Be: 
gründung des begrifflihen Mejend der ſtrafrechtlichen Inſtitutionen überhaupt, 
die als philoſophiſche und dogmengeſchichtliche Vorausſetzung des öfterreichischen 
Partikularrechtes ein wiſſenſchaftliches Bedürfniß ift, ausgeſchloſſen wurde, fo 
fann das vorliegende Handbuch allerdings für die wiſſenſchaftliche Erfenntniß des 
Strafrechtes nur fehr ungenügende Dienfte leiten, während es fi für das Stu: 
dium des öfterreihifchen Strafgejeßes als eine braudbare Darftellung empfiehlt, 
die nicht nur ein Repertorium des überlieferten Rechtsſtoffes in gedrängter Kürze 
darbietet, fondern auch neue Fragen aus der Kaſuiſtik des öfterreichiihen Straf: 
rechtes erörtert. 
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Alf Scied., E iterumg der kaif. Verordnung vom 3. Mai 1858, wodurd die 
Straf -Yı ſordnung vom 29. Inli 1853 in einigen Punkten abgeändert 
wird. Wien, Fr. Manz. 1858. 


Die kaif. Verordnung vom 3, Mai 1858 bat keineswegs unmefentliche, 
vielmehr in einigen Punkten bedeutende Abänderungen für das öfterreichiiche 
Strafverfahren eingeführt; voppelt wichtig für eine Str, B. O., welche „un: 
geachtet der kurzen Dauer ihrer Geltung das beliebte Thema für Neformprojette” 
geworden ijt *). Es ijt daher die Erläuterung derjelben von Kabmännern für 
den Freund ver einheimiſchen Strafrechtöpflege und bes ſtrafprozeſſualiſchen Fort: 
ſchrittes jebenfalld eine willlommene Gabe, In ber deutſchen Literatur des öfter: 
reichiſchen Strafprogebredhted wurde die erwähnte f. Verordnung bisher nur von 
brei einheimifchen Schriftitellern ausführlicher beſprochen, und es bleibt zu be: 
dauern, daß ber geiltreiche Verfaſſer der „leitenden Grundfäße ver öfterr, St. P. D. 
vom 29. Juli 1853" (Mien 1854) unterlaffen bat, auch das alljeitige Verftänb- 
niß des vorliegenden Gejehes zu vermitteln. 

Der erite Baragrapb der kaif. Veroron. dehnt das forum connexitatis 
fafultativ auch auf Webertretungen aus, bie aus „Anlab oder in Beziehung auf 
ein von dem Gerichte zu unterſuchendes Verbrechen oder Vergeben” bepangen 
worden find. Der Verf. bemerkt, daß dieſe Uebertretungen zugleih in dem 
Sprengel des Gericht3hofes verübt fein müſſen, um die Gerichtäbarkeit zu bes 
gründen. Bekanntlich ftellte die Plenarenticheivung des oberjten Gerichtshofes 
vom 15. März 1855, Gerichtsz. 1857, Nr. 114, aus Anlaß der Interpretation 
des $ 38 der Str. PB. DO. den Grundſaß auf, daß der Ausdruck „Theil nehmen‘ 
alle Arten und Stadien der Betheiligung an ver ftrafbaren Handlung umfaffe. 
Der Verf. behauptet, der Ausprud „Theil nehmen” könne nur im Sinne des 
Strafgeſetzes genommen werden, und biefer Sinn fei enger, als der vom oberfien 
Gerichtöhofe angenoınmene, daher die Worte „Theil genommen haben” in dem 
$. 1 der kaiſ. Verordn. auch nicht in diefem weiten Sinne auszulegen feien. 
Gegen die Beſchlüſſe rückſichtlich des dem Gerichtshofe in dieſem Paragraphe zu: 
geſtandenen Rechtes iſt ein weiterer Rechtszug ausgeſchloſſen, ungeachtet dieſelben 
mit ſehr harten Folgen für den Beſchuldigten verknüpft ſein können, z. B. die 
verlängerte Unterſuchungshaft, ein Uebelſtand, auf deſſen Beſeitigung ſchon der 
oberſte Gerichtshof in allfälligen Erörterungen de lege ferenda hingedeutet hatte. 
Der 8. 3 beſchränkt die Rechtsmittel im Unterſuchungsverfahren; er hebt das 
Beſchwerderecht an den oberſten Gerichtshof gänzlih auf. Da jevod in diefem 
Baragraphe nur von Beihlüffen des Gerichtshofes im Unterſuchungsverfahren 
die Rede ift und nur dad im $. 65 der St. BP. DO. gegen dieſe Beſchlüſſe zu: 
gelaflene Befchwerbereht abgeändert wird, fo wird hieraus gefolgert, daß gegen 
niht im Laufe des Unterfuchungsverfahrend und nur in Beziehung auf die 
Unterfuhung erfolgte Beichlüffe noch gegenwärtig Beichwerven an das O. L. Ger. 


*) Vergl. a. ö. Ger. 3. 1858, Nr. 66, 89 ff. Kritiſche Ueberſchau der deutſchen 
Gefeßgebung und Rechtswiſſenſchaft. 6. Bd., 1. H. 1858. I. - 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 11 


zuläffig feien. Das im $. 3 ala Berufung bezeichnete Rechtämittel ift nicht Be- 
rufung im Einne der St. P. D., fondern Beſchwerde im Sinne des $. 65 der 
&t. B. D. Der Verf. hebt die Bedenklichkeit der Verfagung des Beſchwerderech⸗ 
te3 namentlich bezüglich des Einleitungsbefchluffes der Specialunterfuhung hervor 
und fpriht den Wunſch aus, daß menigitend gegen diejen Beihluß, wenn nicht 
auch noch gegen andere wichtige Beichlüffe im Laufe des Unterfuchungsverfahreng 
die im 8. 65 der St. P. O. zugeftandene Beſchwerde an das D. 8. Ger. ferner: 
hin vorbehalten bliebe. 

Bu 8. 5 der kaiſ. Verordn. bemerkt der Verf. unter Bezugnahme auf bie 
Auffäße von Lienbaher und Shmwarz, dab die Abkürzung des Verfahrens 
in den Fällen des $. 188 nur darin beftehe, daß der Unterfuhungsrichter etwa 
noch außer dem Geftändniffe vorhandene Beweife der Thäterfchaft nicht zu er: 
beben habe. Findet in den Fällen tes $. 188 eine Specialunterfuchung ftatt, fo 
muß der Richter auch die Einleitung derſelben befchließen und nur von der 
fhriftlihen Ausfertigung dieſes Beichluffes ift er durch den Juſtiz-Miniſt.Erlaß 
vom 5. April 1857 (Gefeshronit zu Haimerl's Magazin. N. F. I. ©. 42) 
dispenfirt. Eine folhe Unterfuhung kann übrigend nur durch Anklage: over Ab: 
laffungabeihlüffe erledigt werden. Der Verf. hat ſchon in feinem Gommentar 
angedeutet, daß zwiſchen den Bedingungen zur Einleitung der Specialunterfuhung 
und jenen zur Verfegung in den Anklagejtand ein Unterjchied beitehen follte, da 
nah der St. B. O. das Unterfuchungdverfahren zugleich auch Hauptunterfuhung 
ift und die Schlußverhandlung weſentlich die Bedeutung einer Garantie für den 
Angeklagten durch Relapitulation und unmittelbare Ergänzung des protofollarifch 
Grhobenen vor dem erfennenden Gerichte babe. Der Ausfall der Schlußverband: 
lung unter der Vorausſetzung des 8. 6 fei daher vollfommen gerechtfertigt; auch 
werde durch die Beitimmung desſelben eine Gleichheit in der Behandlung des 
Beichuldigten berbeigeführt, die in der St. P. O. vermißt wurde; allein da 
gegen „die Freifprehung von der Anklage wegen Unzulänglichleit der Beweis⸗ 
mittel” die gewichtigften Bedenten vom Standpunkte der Gerechtigkeit fprechen, 
fo treffen diefe nunmehr nicht blos die Urtheile auf Freifprehung nah $. 287, 
fondern auch die neu eingeführten Ablajjungsbefchlüffe wegen Unzulänglichkeit der 
Beweismittel. 

Schon Wafer bemerkte: Wie die Praris früher durch einfache Ablafjungss 
befhlüffe diejenigen Perfonen geſetzwidrig begünftigt hat, melde am Schlufie 
einer Unterfuchung eines Verbrechens rechtlich bejchuldigt blieben, jo könnte fie 
jeßt durch den Ablafjungsbeihluß wegen Unzulänglichleit der Beweismittel die 
Lage der Beichuldigten verfhlimmern , wenn die Vorausfeßungen desfelben nicht 
genau unterfchieven werben. Der 8. 6 hat aber ven $. 198 der St. B. O. nicht 
geändert, fondern nur eine neue Form der Ablaſſungsbeſchlüſſe eingeführt. Auch 
der Verfafler fpricht die Anfiht aus, daß der Beichulvigte, gegen welchen ein 
Ablaffungsbefhluß nah 8. 6 gefällt worden ift und der die Anordnung einer 
Schlußverhandlung verlangt hat, nach Maßgabe der darin hervorgekommenen Beweiſe 
verurtheilt werben könne, während von®lafer in der a. ö. Gr.3. d. J., Nr. 66, 
die für die entgegengefeßte Entſcheidung ſprechenden Gründe geltend gemacht 
wurden. Der Berf. bemüht fi, die falfehen Grundlagen ver Argumentation nad): 
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zuweilen, daß das Begehren einer Schlufverbandlung als ein Rechtsmittel auf: 
zufſaſſen ſei, welches nicht zum Nachtbeile des Beſchuldigten angewendet werben 
dürfe. Zu $. 11 bemerkt der Verf,, daf die darin vorftommenbe Anorbnung ber 
Schlufverbandlung durch unmiltelbare Ladung nichts gemein babe mut dem 
Inſtitute der unmittelbaren Ladung des Beichuldigten vor das erfennende 
Gericht, mie jelbes nad franzöſiſch-rheiniſchem Recht ſich als ſehr nühlich be- 
währt. Es wird auch das Bedenlen darüber angeregt, dab dem Beſchuldigten im 
Falle des Geftändniffes fein Rechtsmittel gegen den Anflagebefhluß eingeräumt 
wurde, ungeachtet durch das Geſtändniß höchſtens nur die Thatfrage erlediat er- 
icheine, Mit Recht wird endlich bervorgeboben, daß durch die Beſtimmung ber 
Ss. T—11 in Aufammenbang mit $$. 1, 88 St. P. D. und &: 5 laiſ. Verorbn, 
ben Geftänoniffe ein nicht zu rechtfertigender Vorzug vor anderen Beweismitteln 
eingeräumt wurde, Ausführlicher wird noch ver $. 21 der kaiſ. Weroron. befpros 
den, — Da die vorliegende Erläuterung der faif. Verordn, aud mit Nabträgen zu 
dem Hommtentar der St. P. DO, von bemielben Perf. verbunden wurde, jo 
dürfte vie Nachſchaffumg derſelben den Befikern dieſes Kommentars insbefondere 
zu empfeblen ſein 


Köflin’s Abhandlungen aus dem Strafredhte. Nach des Verfaſſers Tode heraus: 
gegeben von Th. Geßler. Tübingen 1858. Laupp'ſche Buchhandlung. 


Schon aus den Nbhandlungen Köftlin’s in der „Kritifchen Ueberſchau“ 
und Goldtammer's „Ardiv für preuß. Strafrecht” ift die Methode der Bears: 
beitung der einzelnen Verbrechensgruppen befannt, in welcher uns nun die lebte 
größere Arbeit eines der bedeutendften Kriminalijten feit Feuerbach ohne eigene 
Zuthat des Herausgeber? geboten wird. Diefe Abhandlungen enthalten die Ver: 
brechen gegen da3 vermittelte Dafein der Perfönlichleit uud gegen die Perfön: 
lichkeit in ihrer Unmittelbarkeit. Zu erfteren rechnet Köſtlin: Ehrverletzung, 
Betrug, Sahbefhädigung und fonftige Cigenthumsbeeinträhtigung ohne Entwen: 
dung, Entwendung ohne Gewalt, Diebftahl, Unterihlagung, furtum possessionis 
und furtum usus. An diefe Delikte gegen die Vermögensrechte fließt ſich der 
feiner Rubrik ausſchließlich angehörige und in der rechtlichen Behandlung mandes 
Bejondere darbietende Bankerott an, deſſen meifterhafte Bearbeitung bereit3 ſchon 
das „preuß. Archiv f. Stfr.“ mitgetheilt bat. 

Hierauf folgt die tüchtige Crörterung des Thatbeſtandes der Verbrechen 
des Raubes und der Erpreffung. Den Schluß dieſer Stoff: und lehrreihen Ab: 
bandlungen bilden die Verbrechen gegen die Willensfreiheit (Nöthigung, crimen 
vis). — Wir haben bisher fein größeres Fragment des bejondern Theil3 eines 
Syſtemes des deutſchen Strafrechtes befeflen , welches dem Suriften eines jeden 
deutſchen Staate3 eine fo forgfältige und anregende Ueberfiht des beitehenden 
und beitandenen Strafredhtes, dem heutigen Standpunfte der Wiflenfchaft in der 
Darftellung entſprechend, darbietet, wie das vorliegende Wert von ver leider 
Ihon ins Grab gefunfenen Hand Köftlin's. 
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,Kichard Ed. Iohn, Bas Strafredyt in Worddeutfcland zur Zeit der Nechtsbücher. 
Ein Beitrag zur Gejchichte des deutfchen Strafrechtes. Erfter Theil. Leipzig. 
©. Hirzel, 1858. 


Dieſe vielveriprehende Arbeit behandelt die Imputationslehre, aus nord: 
deutfchen Quellen geihöpft, und zwar: die verfchiedenen Arten ver Willens: 
beftimmung, die Aufbebungsgründe der Zurechnungsfähigkeit, die Lehre von dem 
Verfuhe und von der Theilnabme am Verbrechen, von der Verbrechenskonkur— 
renz, von der Nothwehr, von dem Nüdfall, von der Begnadigung. Diefe rechte: 
biftorijche Unterfuhung gehört nebſt den bereit3 angezeigten Werke Hälſchner's 
und Dfenbrüggen’s Abhandlungen zu den nambaftelten der neueften Literatur 
der Strafrechtägejhichte, verdient daher eine beſondere, eingehendere Kritik, die 
wir bier einer zufammenfafienden Tarftellung der ftrafrechtliden Iheorie und 
Literatur der Zurechnung vorbehalten. 


Ortloff Herm., Bas Strafverfahren in feinen leitenden Grundfägen und Hauptfor- 
men. Jena. Fr. Maufe, 1858. 


Ter Verf. verfuht auf dem Wege einer rationell:empirifchen Metbove den 
noch berrichenden Streit über die Principien des Strafprozeſſes zu fchlichten, un: 
geachtet er von der Nothwendigkeit der biftoriihen Methode bei der Entwidlung 
der Grundlagen des deutſchen Strafprozeſſes überzeugt ift. 

Nef. wird die Hauptpunfte der vorliegenden Schrift in einer Ueberihau 
der neueften Entwidlung des deutichen Strafprozeßrechtes würdigen, fann ſich 
daber bier mit einer Inbaltsanzeige vorläufig begnügen. Nah einer fchredlidh 
breiten Vorrede und gut gefihriebener Einleitung werden erörtert: 1. Die leiten: 
den Grundjäße de3 Prozeſſes, im Beſonderen des Strafprozefles, und zwar: der 
oberste Grundſatz der Rechtspflege überhaupt, der leitende Grundjfa des Civil: 
prozeſſes, die Officialmarime im Strafprozeß; 2. die Hauptformen des Straf: 
prozeſſes, und zwar: die Form für die Dispofitiongmarime, die Form für bie 
Officialmarime *), die Anwendung der contradiktorifhen Form auf die Official: 
marime. In den 88. 60-64 werden die Refultate der rationell-eempirifchen Dar: 
ftellung aufgezählt und für das Strafverfahren folgende Terminologien feſt— 
geftellt: Gin Strafverfahren nach der Dispofitionsmarime erfcheint in der Form 
einer Privatantlage und Verhandlung zwiſchen gleichberedhtigten Parteien und 
beißt ſchlechthin Anklageprogeß. Nur im Gegenfag zu dem Strafverfahren mit 
einem öffentlichen Ankläger könnte es reiner oder Privatanklageprozeß zu nennen, 
am richtigſten „contradiftoriicher Strafprozeß.” — Ein Strafverfahren, da3 von 
Staatswegen official eingeleitet und von ihm allein mit dem Angefchuldigten in 
ver ausfchließlihen Form der Unterfuhung geführt wird, beißt „reiner Unter: 


*) Der Verfaſſer verwirft principiell die gejeßliche Beweistheorie, ftimmt aber 


doch in das Urtheil über die öfterreichtiche Beweistheorie wunderli genug 
aus voller Weberzeugung ein, daß fie das Befte und Bolllommenfte enthalte, 
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ſuchungsprozeß.“ — Das Verſahren, welches von. Staatöiwegen von einem öffent: 
lihen Antläger angeregt, theild inquiſitoriſch, tbeild aceuſatoriſch durchgeführt 
wird, kann „contrabiltoriicher Unterſuchungsprozeß“ genannt werden, 

Prof. Wahlberg. 


Detrachtungen über die neuere deutfche Derggefehgebung, mit Nüdjicht auf Oeſler— 
reich, Preußen, Sachſen und Thüringen, im Anſchluſſe an das beigedruckte 
Berggeſeß des Großberzogtbums Sadjen vom 22, Juni 1857, Bon 
Dr. 3. A Shomburg, Finanzratb, vortragenden Rath im großherz. 
ſächſiſchen Staatsminifterium zu Weimar. YVeipzig, Voigt und Güntber. 
1857. 8. 336 und 60 ©, Anbang. 


Zu den beften neueren Schriften über das Bergreht gehört dieſes Werk 
ſchon durd den Plan feiner Anlage. Indem es weſentlich darauf abzielt, bie 
Motive des neuen Beraneiehes für das Großberzogtbum Sacien » Weimar vom 
22. Juni 1857 ausführlich darzulegen, iſt es doch fein bloßer Gommentar bes 
Losteren geworden, ſondern in Mabrbeit eine wiſſenſchaftliche Erörterung über 
alle bei der Reform ver Berggejesgebung in Deutſchland aufzumerfenden Grund: 
fragen mit der Hinweijung auf die der Redaktion des Weimar'ſchen Geſetzes 
zwedmäßig erfcheinenden Rüdfihten und mit der fritiihen Vergleihung ver 
Löſung der gleihen Grundfragen in den benachbarten Staaten. 

Insbeſondere das neue Berggefeß für das Königreich Sachſen vom 
22. Mai 1851 , welchem ſich das weimar’fche möglichit anjchließen follte, ift ein- 
gehend behandelt, dody beinahe nicht mit weniger Gründlichleit das allgemeine 
öfterreichifche Berggefeh vom 23. Mai 1854, welches bei der Abfaljung des mei: 
mar’schen Geſetzes einen höchſt bedeutenden Einfluß geübt hat. Der Verf. hat 
die Literatur des deutſchen Bergrechtes überhaupt — ſowohl die ältere KKarſten, 
Hale u. U.) als die neuere Literatur (Freiesleben, Weiste, Bauer, 
Otto, die Artikel des „Bergwerksfreundes“), jowie vergleichend:kritifhe Arbeiten 
von Martius und die Commentare des öfterreihifchen und preußifhen Berg: 
rechtes gut ftudiert, und wir erinnern und nicht, irgendivo eine fo tief eingrei: 
fende Würdigung des öfterr. Geſetzes gefunden zu haben. Dabei ift der Verf. 
feinesweg3 ein blinder Bewunderer verjelben, er findet vielmehr die zweifelhaften 
und einer Beftreitung fähigen Parthien mit kritiſchem Auge heraus und ver« 
leugnet feine mwiderfprechenden Anſichten, wo fie fih ihm auforängen, keines⸗ 
wegs. Wir glauben zwar, daß fich denfelben wenigſtens hier und da mit genü— 
genden Gegengründen aus der Eigenthümlichkeit der öfterreihifhen Bergmefens: 
zuftände, die der Verf. nicht aus näherer Anſchauung kennt, entgegentreten ließe, 
und wollen an einem andern Orte ung den Verfuh auch erlauben, im Ganzen 
aber können wir ausfprehen, daß der öfterreichifche Bergjurift aus diefem Werte 
jehr viel lernen fanıı und jelbft bei der Fortbildung unferes Bergrechtes mande 
Winke des Verf. fehr beherzigenswerth fcheinen dürften. Daß der Verf. bei ſei— 
nen Hindeutungen und Vergleihungen mit dem preußifchen Bergrechte vielleicht 
allzuviel auf dag im Th. II., Titel 16, Abfchnitt * des preußifchen Landrechtes 
enthaltene Bergreht Rüdfiht nimmt, welches doch in den meiften Nevieren 
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Preußens mehr nur ſubſidiariſche Kraft hat, und der jeit den letzten jahren im 
Wege einzelner Geſetze jehr entſchieden vorgejchrittenen allmäligen Reform ver 
preußifhen Berggefebgebung zu wenig Gewicht beilegt, ift ein ihm von anderer 
Seite gemadter, nicht ganz unwahrer Vorwurf. Allerdings würde die gleich 
eingehende Behandlung der neueren und fo zu Jagen „tropfenmweifen” Reform 
des preußifchen Bergrechtes viel fchwieriger und raumerfordernder gewefen jein, 
als die Bergleihung eined neuen Berggeſetzes mit den codificirten Bergredts: 
Vublilationen Sachſens und Oeſterreichs, dennoch aber ift jener von Preußen 
eingeihlagene Weg ein höchſt beachtengwerther und verdiente die nähere Würbi- 
gung eines Mannes von fo tücdhtigen bergredhtlichen Kenntnifjen, ald es der Verf. 
dieſes Werles ift. 

Was die Anordnung des Stoffes betrifft, ſo iſt ſie eine ſyſtematiſche zu 
nennen und faßt in Hauptgruppen ſtets die mit einander innerlich verbundenen 
Normen zuſammen. 

Der Verf. geht die Hauptpunkte der Berggejeßgebung in einzelnen Ab⸗ 
fchnitten durch, 3. B. Baſis und Gebiet des Berggejebes, ©. 12—66; Bergwerks⸗ 
eigentbum und Bergwerlsgemeinihaft, S. 86 — 127; Schürfen, Muthen und 
Bergmerköverleihbung, S. 127—172; Hilfsbaue, ©. 172 -190; Betrieb und Ber: 
waltung, S. 190—207; Berhältnifje verfchiedener Bergbauunternehmer unter fi 
und zum Lberflächeneigenthümer, ©. 207 — 254; Gruben: und Tagwaſſer, 
©. 254 — 261; Bergwerksabgaben, S. 261 — 237; Erlöjhung des Bergwerks⸗ 
eigenthbumes nebjt einigen Schlußbemerkungen, ©. 287 — 316, weldyen dann im 
Anbange die Bergwerksverordnung des Herzogthums Anhalt: Defiau vom 
20. Juli 1856 und der Abdruck des großherz. weimar'ſchen Berggeſetzes vom 
22. Juni 1857 folgt. 

Indem wir unjer Urtheil über die Gediegenbeit dieſes Werkes wieder: 
holen , können wir es insbejondere Tocenten des Bergrechtes als ein höchſt ans 
vegendes Buch empfehlen, welches bei der rationellen und ſyſtematiſchen Behand: 
lung des Faches mit großem Vortheil verwendet werden kann. 


Prof. Ach. v. Hingenau. 


Yergordnungen der preußiſchen Sande. Sammlung der in Preußen giltigen Bergord- 
nungen, nebſt Ergänzungen, Erläuterungen und Obertribunals-Entſcheidun⸗ 
gen. Als Anhang: Titel 16, Theil II des allgemeinen preußifhen Land- 
rechtes. Herausgegeben von Hermann Braffert, kön. preuß. Oberberg- 
rath. Köln 1858. 3. C. Eiſen's kön. Hof-Buch- und Kunfthandlung. 


Dieſes Wert ift eine der erfreulichiten und interefjanteften Eriheinungen 
der neueften Bergrechts-Literatur, und ebe der Inhalt diejes 1163 Geiten ftarten 
Bandes aufgeführt wird, dürfte e3 erfprießlich fein, den Standpunkt zu bezeich⸗ 
nen, von welchem der Verſaſſer ausging, als er eine Sammlung älterer Berg» 
ordnungen in einer Zeit unternahm, melde, in der Codifikation neuer Berggeſetze 
begriffen, eben jenem älteren Bergredhte den Rüden zu wenden fcheint. 

Herr Oberbergrath Braffert bat fih vor Allem das Bepürfniß feines 
Baterlandes, des preußiſchen Staates, vor Augen gehalten, in welchem eine Co: 
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difilation der Berggeſeze noch nicht durchgeführt und ſogar noch unentſchieden iſt, 
ob cine ſolche in nächſter Zeit durchgeführt werden würde. Ueber dieſe Frage 
find die Meinungen im maßgebenden Kreiſen getheilt. Die Unzulänglichkeit ver 
älteren und für einzelne Theile des preußiſchen Staatägebietes partifulären 
Bergordnungen wird zwar allgemein gefühlt, und es bat dieſes Bedürfniß ſchon 
zu verſchiedenen Verſuchen und Entwürfen eines neuen allgemeinen Bergaeiches 
aefübrt, allem die Ausführung derjelben jcheiterte an dem Dualismus des gegen- 
wärtigen preußiſchen Bergrechtes. Denn in dem räumlidy größeren Theile des 
Staates herrſcht heute noch deutſches Bergrebt, wenngleich in der Form ner: 
ſchiedener Bergordnungen verſchiedenen Alters; in ben linksrheiniſchen Bergrevie: 
ren, deren Aufſchwung in neuerer Zeit ein höchſt bedeutender geweſen, iſt das 
franzöſiſche Berggeſeß vom %1, April 1810 ') recipirt und bei vielen Berg: 
wertsbetreibern und Beamten beliebt und mit Vorliebe gepflegt. Eine Bereinigung 
über cin aemeinfames Bergredt muß daher injoferne als ſchwierig angeſchen 
werden, al® auf der einen Seite Kejtbalten an den PBrineipien des deutſchen 
Bergrechtes für das geſammte Neib aefordert, andererſeits das Mufgeben des 
franzöfifchen Bergrechtes manden Widerſpruch gerade in den bergwerksthätigſten 
Vandestbeilen erfährt. Nachdem folder Art fünf oder febs Entwürfe zu ſchäß— 
barem Material für fünftige Wiederaufnahme der Codififation geworden waren, fab fich 
die fün. preußifche Regierung auf einem andern Wege zur Reform des Bergrech— 
teg gedrängt und bat feit den Testen jieben Jahren einzelne Gefebe über vie 
Befteuerung der Bergwerke, über die Verbältnifje der Miteigentbümer (12. Mai 
1851), über die Vereiniaung der Bergfnappichaften (10. April 1854), über die 
Grwerbung de3 Bergwerkzeigenthumes (31. März 1852), über die Anlage von 
Aufbereitungsanftalten (1. Mat 1855), nebjt verjchiedenen Verordnungen und 
Inſtruktionen erlaflen, melde eine Gleichförmigkeit für die Bergbezirfe der preu- 
Bifhen Monardie (mit Ausnahme des linken Nhein - Ufer?) menigften® in den 
nädft dringenden Materien des Bergrechtes bezmeden. Dadurch bat die Abtra- 
gung des alten preußifchen Bergredhtsgebäudes eigentlich fehon begonnen und die 
genannten Verordnungen find die Norläufer oder Notbbauten für den unaus— 
weichlichen Neubau. Diefer Anficht Scheint auch Herr Oberbergratb Braffert zu 
jein, indem er auf Seite X der Einleitung fagt: „Daß der Erlaß eines all 
gemeinen Berggefeßez ih in Preußen auf dem feit dem Jahre 1851 eingefchla- 
genen Wege der Epecialgejeßgebung mit innerer Nothwendigkeit vorbereitet und 
den Ausgangspunkt der feitherigen Reformen bilden muß, Tann feinem gegrün- 
deten Zweifel unterliegen. Auch diefer legislatoriihen Arbeit möchte die Samm- 
lung fih nützlich machen, indem fie eincrjeit die Ueberficht über den beftebenven 
Rechtszuſtand, an melden die fortbildende Thätigfeit des Geſetzgebers anknüpft, 
erleichtert, und anbererfeit3 zur Entfräftung des Einwandes beiträgt, der gegen 
den Erlaß eines, die provinzielle Berggeſetzgebung aufbebenven , allgemeinen 
Berggeſetzes geltend gemacht worven iſt, des Einwandes nämlich, daß die berg- 


) Ein fehr unliebſamer Druckfehler auf Seite XII der Einleitung ſagt 
10. u a was wohl jeder bergrechtskundige Lefer Leicht zu verbeflern 
im Stande ilt. | 
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rechtlichen Verhältniffe im Bereiche der Bergorbnungen zu ungleichartig feien, 
als daß fie ein und demfelben, für den ganzen Staat giltigen Berggeſetze unter: 
worfen werden fünnen. Durch die vorliegende Sammlung läßt fih aber — wie 
unten noch weiter erörtert werben wird — in überzeugender Weiſe darthun, daß 
die Bergorbnungen ihrem gemeinfamen Urfprunge gemäß in allen weſentlichen 
Grundfäßen übereinftimmen und fein verfchievenartiged, fondern das gemeine 
deutiche Bergrecht enthalten, währenn die Eigenthümlichleiten der einzelnen Berg- 
ordnungen im Allgemeinen nur eine untergeordnete Bedeutung haben und häufig 
nicht einmal auf althergebradhten, Iofalen Gewohnheiten und Gebräuchen, fondern 
lediglich auf willfürlihen Feitfeßungen der Gejebgeber beruhen.” 

Der Verfaſſer ftellt fih fomit als einen entjhiedenen Freund der Reform 
des Bergrechtes auf Grundlage der Gemeinſamkeit deutſcher Bergrechts— 
principien dar, und dies bemog ihn, der noch flüfligen Bildung eines neuen 
preußifchen Bergrechtes durch die kritiſch gefichtete Publikation des Tertes der 
noch zu Recht beftehenven deutſchen Bergordnungen Richtung und Form, menn 
auch nicht zu geben, jo doch anzudeuten. Die Herftellung eines autbentifchen 
Tertes der Bergordnungen ſchien ihm um jo notbmwendiger, al3 diefelben wirklich 
nicht mehr in verläßlihen Ausgaben durd den Buchhandel zugänglih und felbft 
in älteren allgemeineren Sammlungen, 3. B. dem Corpus juris metallici von 
Magner, nidt vollftändig enthalten waren. Der Verf. hat nicht nur den Tert 
aus den verläßlichften Quellen und mit Tritifcher Sorgfalt feftgeftellt, fondern 
auch feiner Sammlung eine trefilihe Ueberfiht ver geoaraphifchen Grenzen des 
Geſetzbereiches der noch geltenden Bergoronungen mit Beleuchtung der Eontro- 
verfen über deren Competenz vorangeſchickt, bei jeder Bergorbnung werthvolle 
biftorifhe Anmerkungen und ſprachliche Gloffen hinzugefügt, und dem ganzen 
Werte, obwohl es als fein ſyſtematiſches, Tondern als ein praktiſches Hand- 
buch beabfihtigt war, durch diefe nicht jebr umfangreichen, aber gediegenen Zu: 
fäße einen wiſſenſchaftlichen Charakter aufgedrüdt. Wir geben nun zum Inhalte 
der Sammlung über, welcher unferen öfterreidhijchen Lefern zugleich einen Blick 
auf die Mannigfaltigkeit der preußifchen Berggefeßgebung und eine Neminiscenz 
an die noch vor Kurzem bei ung beftandenen ähnlichen Verhältniffe gewähren 
wird. Die preußiichen Bergorbnungen, melde in dem Buche behandelt mer: 
den, find: 

1. Die Najfau-Kagenelnbogifhe Bergordnung vom 1. Mai 
1559 , nebit einem Auszuge aus dem Deliberationg - Protokolle vom 7. Oktober 
1765 , die |. g. Heine Bergoronung vom 22. Mai 1592, die Verordnung vom 
16. Jänner 1777 über das Verbot der Verpachtung von Gruben ꝛc., und bie 
Verordnung vom 21. Oktober 1781 über den Nießbrauch an Bergwerksantheilen. 

2. Die Chur:Trierfhe Bergordnung vom 22. Juli 1564. 

3. Die Henneberg’ihe Bergordnung vom 18. December 1566 (mit 
diejer zugleidh die ihr zu Grunde liegende, wichtige Joachimsthaler Berg: 
ordnung vom 1. Jänner 1548). 

4. Die Homburg'ſche Bergordnung vom 25. Jänner 1570. 

5. Tie Ehurjähfifhe Bergorbnung vom 12. Juni 1589, vie 
Stollnoronung vom 12. Juni 1749, dag Steintohlen - Mandat vom 19. Auguft 
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1743 und die auf Grund besfelben ergangenen Regulative vom. 19, Oktober 1843 
und vom W. December 1854. 

6. Die Wildenburg'ide Bergordpnung, melde einen Anhang zu 
dem Wildenburg'ſchen Landrechte vom Jahre 1607 bildet. 

7. Die Chur-Köln'ſche Bergordnung vom 4, Jänner 1669, 

8, Die Eisleben: Mansjeldbihe Beraordpnung vom W. Oltober 
1673, nebit Auszügen aus bem Notbenburger Vertrage vom 11/14, Juni 1810, 

9, Die Külib:Beraihe Bergordpnung vom 21. März; 1719, das 
General: Evikt vom 10, Mär; 1752 über die Entridtung der Quatember: und 
Stiftgelver, und bas General: Enilt vom 16, November 1752 über die Zehend— 
Freiheitsjahre 2c. 

10. Die Eleve:Märlifde Bergorbnung vom 29, April 1766, nebit 
der Deklaration vom 13, September 1777 über die Trabde ıc., 

11, Die Schleſiſche Bergorpnung vom 5, Juni 1769, nebjt darauf 
bezüglichen Landtagsabſchieden, die Deklaration vom 1. Februar 1790 und bie 
fpäteren Verordnungen über das Mitbaurecht, desgleihen die Bejtimmungen über 
den jchlefiiben Freiturgelver-Fond, die ſchleſiſche Bergbau-Hilfslaſſe ıc. 

12, Die Magdeburg:Halberjtäptihe Bergorbnung vom 7. De 
cember 1792, 

Anhangsweiſe folgen die bergrechtlichen Beltimmungen des allgemeinen 
preußifchen Landrechtes, Theil II, Titel 16, 88. 69 ff. Um den Gebrauch zu er: 
leichtern, find die erforderlihen Inhaltsverzeichniſſe und Sachregiſter beigefügt. 

Und all’ diejes reihe Material ift durch die forgfältige Ausſcheidung un: 
wejentliher oder nur worübergehender Verfügungen, welche in eine Geſetzesſamm⸗ 
lung nicht hineingehören , zu einem ftarken Oktavbande zufammengedrängt wor: 
den! Es ift dies dem öſterreichiſchen Bergjuriften insbeſondere erwähnenswerth, 
weil es ihm in Bezug auf die älteren Geſetze feines Faches nicht fo gut zu Theil 
geworden ift, da unferer Berggeſetz-Reform außer den verdienftoollen hiſtoriſch⸗ 
partitulären Arbeiten vom Grafen Kafpar von Sternberg und ob. Ferb. 
Schmidt von Bergenhold über das böhmifche Bergrecht, dann Gritzner's 
commentirenden Tertausgabe der Ferdinandeiſchen Bergordnung , leider nur Eine 
und obendrein unvollendete Sammlung von Berggeſetzen zu Gebote ftand, welche 
durch die unfritiiche Aufnahme vieler unmefentliher Veroronungen zu einer fo 
großen Bändezahl herangeſchwollen war, daß fie zum praftiihen Gebraude un: 
bandfam und durch den Mangel eines guten Regiſters noch mehr beeinträdtigt 
wurde. Wir meinen Dr. Franz Anton Schmidt's „Chronologiſch-ſyſtematiſche (?) 
Sammlung der Berggejebe der öfterreihiichen Monarchie,‘ welche in 13 Bänden 
dag böhmische und in 25 Bänden das ungarische Bergrecht behandelte und nach 
der Herausgabe des eriten Bandes der öfterreichiich = inner = öfterreichifchen Berg- 
gefebe beim Jahre 1553 fteden blieb. Der Nugen, melden diefe Sammlung für 
den praftiihen Bedarf und für die Reform des Bergrechtes in Oeſterreich hätte 
baben können, ging theilmeife durch den unnöthigen Umfang des Werkes ver: 
loren. Als Normalien : Sammlung doch unvollitändig, würde es, in wenige 
Bände zufammengebrängt, wichtiger für die Geſchichte der Bergrechtswiſſenſchaft 
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in Defterreich geworben fein und den Eifer und die Mühe des Herausgebers 
befjer gelohnt haben. Dieſe unmilltürlide BVergleihung mit einem ähnlichen Une 
ternehmen fällt unmiderleglih zu Gunften des angezeigten preußifhen Wertes 
aus, welches auch durch Drud und Ausitattung der VBerlagshandlung Ehre madıt 
und den Wunfch anregt, es als eine Zierde der Bibliothef jedes Fachmannes 
recht verbreitet zu jehen. Man könnte allerdings aud noch Einiges wünfchen, fo 
z. B. würden etwas mehr commentatoriſche Gloffen eben nicht gefhadet haben und 
e3 würde vielleiht aus dem Gefichtöpunfte der Einheit des preußifchen Staates, 
fowie der vom Autor beabjichtigten Hervorhebung des gemeinen deutichen Berg: 
rechted vor dem franzöfiihen nicht ganz überflüffig gemwejen jein, auch dag mehr: 
genannte franzöfiihe Berggeſetz als Anhang anzufchließen, wie dies ganz rich 
tig mit dem Titel 16, Theil II deö allgemeinen preußifchen Landrechtes geſchah. 
Die Bergleihung der rivalifirenden Bergrechte wäre erleichtert und das Werk zu 
einem wirklichen Codex juris metallici für ganz Breußen erhoben worden. 
Prof. Sch. v. Hingenau. 


Ueber die Pilligkeit und deren Einflug auf Gefehgebung,, Staatsuerwaltung und 
Rechtspflege. Eine juriftifch-philofophifche Abhandlung von J. H. Beſchor— 
ner, k. ſächſ. Finanzprofurator ꝛc. 8. Drespen (Adler und Diebe) 1858, 
40 ©. 


Das Privatreht der alten Römer wird im Gegenfaße zu dem Rechte, wel: 
ches in jüngerer Zeit bei diejem Volke fih berausgebilvet, von einem ganz, 
barakteriftiihen Zuge, dem Principe der abftraften Gleichheit erfüllt. 
Erſt dem prätorifchen Edikte gelang es, jene Härte und Schroffheit zu untergra- 
ben, welche das Produkt einer „rückſichtsloſen“ Herrſchaft der „Abſtraktion,“ einer 
„ausſchließlichen Giltigkeit des Syſtems der Generalifirung‘ und „entſchiedener 
Abneigung gegen alles Individualiſiren im Rechte” war '). Das Mittel, deſſen 
fi die prätorifhe Reform in dieſer Richtung bemächtigte, erhält in dem Begriffe 
der aequitas ihren millenfchaftlihen Ausprud. Das Verhältniß des jus civile 
zum prätorifchen Edikte, das bier in Frage fteht, ift an ſich ein höchſt intereffan- 
tea, ein Verhaͤltniß, deſſen klare Anſchauung — über eine mefentliche Seite de3 po: 
fitiven Rechtes, feine geihichtlihe Ausbildung und Anwendung überhaupt, ein 
entfcheidende3 Licht zu verbreiten geeignet ſcheint. 

Jener Grundzug des alten Römerrehtes ſchließt nicht etwa von vornherein 
den verfehlten Gedanken einer, alle Unterfchiede negirenden Gleichheit der Einzel: 
nen in fich, fondern feine Gleichheit ift nur: die Gleichheit vor dem Geſetze; und 
darin Tiegt eine Wahrheit, denn dasjenige, was feiner Natur nad) glei ift, fol 
au vor dem Geſetze gleich behandelt werden ?). Selbſtverſtändlich darf demnach 
das Ungleihe einer Gleichftellung nicht unterzogen werden. Allein auf dem 
Wege, auf dem das Recht vieles Ziel anftreben muß, treten ihm unvermeibs 


‘hering, Geiſt des röm. Rechtes. II, 1 (1854), ©. 86 f. 
1 Aberine, © .. 89; Böding, Banbelten I. (1853), ©. 314. 


Haimerl’s Bierteljahräferift f. Rechtew. II. 1. C 
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lich ganz eigenthümliche Schwierigkeiten entgegen. Im Rechte kann nämlich das 
Ginzelne nur durch das Allgemeine beſtimmt werben. Der Begriff des 
Allgemeinen ift bier allerdings ein relativer; allein, wenn das Recht auch 
die abſtralte Allgemeinbeit abitreifen, und, dem Bebürfnifie des Unterſchiedes ge: 
borchend, zu beſonderen Megeln ſich entiwideln will, um der Diannigfaltigteit des 
Rechtslebens näber zu kommen, fo bleibt doch feine Norm im Berhältniffe zum 
einzelnen Rechtsfalle immer eine allaemeine®). Das Nedtöleben wirb im 
Einzelnen jtetö wieder neue Unterſchiede bervorbringen, melde in der Regel des 
Rechtes noch keinen adäquaten Ausdruck aefunden baben, und biejermegen muß 
eine ftreng conjequente Rechtsanwendung notbivendig die Folge haben, daß, im 
Widerfpruche mit der Idee der Gerechtigkeit, das Ungleihe als Gleiches beban: 
delt wirt. Von dem Bildungsprozefie, welchen das Recht bei jedem Kulturvolle 
durdläuft, wird dieſer Konflilt des positiven Rechtes mit der Idee der Ge: 
rechtigfeit jelbft ergriffen und eigentbümlib modificirt. Die Umſtände, melde 
bewirken, daß das Mecht bei jevem Volle nit auf Einem Punlte fiehen bleibt, 
fondern im Laufe der Zeiten fi ändert, Umjtänbe, welde ibm überhaupt und 
in den verfichiedenen Perioden insbeſondere einen ſpecifiſchen Ausdruck geben, 
bedingen auch für jenen MWiderjtreit erhebliche Unterſchiede feiner Etärte. 

Unterſchiede, melde bei einem Volke in früherer Zeit fih gar nicht oder 
faum merkbar geltend machen, treten fpäter mit Entichiedenheit auf, und vindi- 
ciren fi gebührende Anerkennung im Rechtsbewußtſein der Zeitgenefien. Nicht 
minder ift die Fähigkeit, wirklich vorhandene Unterjhiede im rechtlichen Verkehre 
wahrzunehmen, und das Gefühl für den eigentlihen Belang derfelben in ver: 
ſchiedenen Perioden häufig durchaus verſchieden. Und analog geitaltet jich dieſe 
Verichievenheit im Verhältniſſe der Rechtsſyſteme der einzelnen Völker gegen 
einander ). Co erklärt fi der generalifirende Charakter des älteren Quiriten- 
Rechtes ſchon aus einem allgemeinen Bildungsgeſetze; aber der nationale Geift 
der Nömer, ihre Einrichtungen und die anderen gefhichtlihen Verhältniffe, unter 
denen ihr Leben verfloß, verliehen jenem Charakter eine vorzüglihe Intenfität, 
eine Feſtigkeit und Starrheit, melche ihn den fpäteren Geſchlechtern Roms um fo 
drüdender erſcheinen ließ. 

Sobald dem Rechtsleben für die fteigende Mannigfaltigfeit feiner Produkte 
der wahre Sinn fid erfchloffen, muß ſich aud die Erkenntniß einftellen, daß die 
ftrenge Confequenz der abftraften Regel in einem und dem anderen alle über 
den eigentlihen Inhalt derfelben hinausführt, daß die unterſchiedloſe, buchſtäb⸗ 
Tihe Anwendung der Rechtsnorm mit dem Geifte des Rechtes in Widerſpruch 
tritt ). Dieſes Bewußtſein drängt nad einer Ausgleihung,, welche in ven be 
fonderen Falle feine Individualität rejpeftirt und die concrete Regel mit dem 
Geiſte des ganzen Rechtsſyſtemes in Einklang bringt. Dies geichieht nur dann, 
wenn die Entſcheidung des einzelnen Falles fih (fo weit dies überhaupt möglich) 


—— 


3) L. 8; L. 10, Dig. . geb: 1, 3. 
9 Bol. Bert 
R Bil al — des gemeinen Cinilrechtes. I. (1839), ©. 22 f. 
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zu den fänmtlichen Eigenthümlichleiten desfelben genau fo verhält, wie die Be 
handlung eines anderen Falles zu deſſen concreter Geftaltung, wenn alfo alle 
„Beſonderheiten der verfchievenen Gegenftände ſtets vollitändig und gleichmäßig 
gewürdigt werden” ©). 

Darin liegt die aequitas der Römer in ihrem engften und eigentlichen 
Sinne, die aequitas, melche nur dem strictum jus, nicht dem Begriffe des Rech— 
tes in ihrem Weſen gegenüberftebt, fondern als ein Ausfluß ber Idee der Ge- 
rechtigfeit vielmehr eine mejentliche Seite des Rechtes ausmacht. (So z. B. L. 90. 
Dig. de reg. jur. 50, 17; L. 52. $. 3. Dig. de pactis 2, 14; L. 20. Dig. de 
re judicata 42, 1; L. 91. $. 3. Dig. de verborum obligat. 45, 1.) Alfo nicht 
die Ausgleichung des ftrengen Rechtes mit den Principien der Moral und dem 
fog. natürlihen Rechtsg efühl, melde Ausgleihung man in der Regel unter 
dem unbeftimmten Ausdrude ver Billigkeit zu denken pflegt, ift es, welche ven 
Inhalt der römifhen aequitas ausmadıt ?). 

Die aequitas im obigen Sinne bewegt fich innerhalb der Grenzen, weldye 
durch das Syſtem des Rechtes bei einem beftimmten Volke geitedt find. Aber 
die Römer kennen aud eine naturalis aequitas, melde in dem Edikte der Prä 
toren als gewichtige Produftivfraft ihre Etelle behauptet. Diejer Begriff ver 
nequitas liegt über die Grenzen des concreten Rechtsſyſtemes hinaus; fie will 
den Anhalt und die Confequenz der Idee des Nechtes, wie ſich dieſe in dem 
gemeinfamen Rechtsbewußtſein eines Zeitalter& abfpiegeln, gegenüber ven bilto- 
riihen Zufälligleiten de3 einheimifchen Rechtes zur Geltung bringen, melde ber 
veränderten Anfhauung als antiquirt, als beengende oder überhaupt unan- 
gemeſſene Beftimmung des gegenmärtigen Rechtslebens erjcheinen. 

Die Rechtsbildung nimmt fucceffiv überall, wo fie einen naturgemäßen 
Verlauf hat, diefe Momente in fih auf. In Rom konnte der Prätor, ohne 
gefeßgebende Gewalt zu bejigen, vermöge der eigenthbümlichen Stellung, die er 
nah dem römischen Staats- und Gerihtäorganigmus im Prozeſſe einnahm, das 
wichtigfte praftifhe Organ der aequitas werden, und das geltende Recht in den 
meilten feiner wejentlihen Beziehungen modificiren. Diefe Potenz kommt aber 
weder dem Richter im Prozefie des juftinianischen Rechtes zu, noch kann fie der 
heutige Richter in Anſpruch nehmen. Ueber den klaren und beftimmten Willen 
des Geſetzgebers hinauszugehen, liegt außerhalb des richterlichen Berufed. Der 
Richter Tann demnach nur in befchränkter Weife der aequitas feinen Arm leihen; 
nur infoferne diefe in ihrem ftrengen Sinne aufgefaßt wird, Tann er fie bei der 
Anmendung der Gejeße als fein Ziel verfolgen. Sieht man von jenen allen ab, 
in welchen da3 Gejeg ſelbſt den Richter auf fein vernünftiges (ſog. „billiges‘‘) 
Ermeſſen verweift, jo gehören diefer freien richterlihen, von den Principien der 
aequitas beherrſchten Thätigkeit nur jene Fälle an, mo ein unbeitimmtes Gejek 


6) Burhardi, pi vehre von der MWiedereinfeßung in den vorigen Stand 
(1821 ), S: € A Puchta, Inſtitutionen I. 8. 73. Böding, 
320 Sigt, jus natarale, sie. (1856), ©. 11f., 6.348 ff. 
?) Schilling, Shnfikekionen 1. 11837), & 
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auszulegen, eine offenbare Lüde im Rechte auszufüllen, ober eine aus. der buch— 
ftäblichen Handhabung bes Geſetzes im Einzelnen offenbar gegen ven Willen des 
Geſetzgebers fließende Härte zu befeitigen iſt. Niemals darf er den zweifellojen 
Willen des Gefchgebers im einzelnen Falle aus Rüdfichten der Billigfeit mildern. 
(S. insbefondere L. 12. $. 4. Dig. qui et a quibus manumitti n. p. 40, 9; 
dann 1.. ?1. Dig. de re jud. 42, 1; e. 1 Cod: de legg. 1, 14) Der Geijt ber 
Geſetzgebung, nicht jeine fubjeltive Anſchauung over jonjtige Momente, wie das 
Naturrecht u. ſ. w., dürfen den Nichter bei diefem Verfahren leiten 9), Den An: 
forderungen ver Sittlihfeit genügend, jtößt das römiſche Recht ohnedies alles das— 
jenige aus, mas als ſchlechthin umfittlib, als turpe, contra bonos mores erſcheint. 

Geben wir von diefen Ausführungen , welde zur Feſtſtellung eines wid: 
tigen Benriffes als Baſis für künftige (bei Gelegenheit ber Anzeige anderer 
Schriften vielleiht ſich ergebende) Erörterungen bier nicht umgangen werben 
modten, zu B.'s Schriften über die Billigkeit über, jo müfjen wir aefteben, 
daß wir nicht klar einjeben fönnen, was Herr B. mit dieſer philoſophiſch— 
juriftifhen Abhandlung eigentlich bezwedt babe. Eine Förderung ber Frage 
über die aequitas fann gewiß jelbjt der allerbilligfte Beurtbeiler auch nicht im 
Entferntejten darin gewahr werden, und ſonach glauben wir, daß Herr B. ledig— 
lich nicht umbin gefonnt, die beiläufigen Reflerionen zum Belten zu geben, 
bie er bei verjchiedenen Anläffen über diefen Gegenitand anzuftellen fich beitimmt 
gefunden. Das philofophiihe Clement der Abhandlung ift gleich Null; man 
müßte denn jede allgemeine Betrachtung über irgend einen Stoff fchon für Phi— 
lojophie zu halten geneigt jein. Aber audy das juriftifche Clement ift verfchmwin- 
dend Hein, denn es beſchränkt fie auf wenige, durchaus befannte und anerfaunte 
juriftiihe Beziehungen, welche den allgemeinen, unmiflenfchaftlihen oder, um in 
der Sprade des Herrn B. zu ſprechen, „philoſophiſchen“ Ausführungen bei: 
gemifcht find. — So weit Herr B. in diefer Materie auf dem Gebiete des römi- 
fhen Rechtes fich bewegt, zeigt er ſich als durchaus unſelbſtſtändig (|. Nr. I fei: 
ner Abhandlung, ©. 14—12). Er lehnt fih zunädft, was bei ihm wohl zus 
fällig gefhbeben, an Schilling's nftitutionen an, und kommt nad) Herbei- 
ziehung noch einiger bier und dort aufgegriffener Quellenterte beiläufig zu dem 
allgemein jebt anerlannten, oben charakteriſirten Begriffe der aequitas und ihrer 
Stellung im Rechte, reſp. Prozeſſe. Den Schluß der Nr. I madıt eine ziemlich 
planlo3 angelegte Reihe von Citaten aus der mittleren und neueren Literatur, 
welcher dann ſpäter unter Nr. II noch einige Citate nachgetragen werden. Unter 
diefer Nr. II unterfuht der Verf. den Begriff der Billigkeit und deſſen Ber: 
hältniß zur aequitas. Er kommt, nachdem er zwei Seiten aus Ariftoteleg 
Ethik (V, 15) nad der Garve'ſchen Ueberfegung eingefchaltet und in verfchiede: 
nen Reflerionen fid ergangen, zu dem alten Refultate, daß die wahre „Billig- 
keit“ eben nicht3 Anderes , als die aequitas im obigen Sinne fei (S. 13 — 20). 
Unter Nr. III (S. 21 bis Ende) ſucht Herr B. zu zeigen, daß die Verleugnung 





°) en, —— Privatrecht II (1842), ©. 60 f. vgl. mit I, 1. 
S. 3f. und l, 2.65 1 
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der aequitas zu den größten Inconvenienzen im praltiihen Rechtsleben führen 
müßte, eine Theſis, welde wir mit „volllommen einverftanden’ gerne unter: 
fchreiben. Es ift aber in der That zu bedauern, daß Herr B., dem es doch an 
prattifchen Grlebniffen nicht fehlen dürfte, der Ausführung diefer Theſis in eben 
der nadläfjigen Weile fi gewidmet hat, welche an Nr. I und II feiner Ab- 
bandlung zu rügen ift. In diefer ILL. Abtheilung werden wir unter Anderem 
belehrt, daß dieſes und jenes römiſche Anftitut auf der aequitas berube, was 
freilich ever ſchon von der Schule her willen muß ; wir erfahren, daß es 5. 3. 
dem Walten der aequitas in der heutigen Judicatur zuzuschreiben fei, wenn ein 
Gericht eine Eiſenbahngeſellſchaft als Frachter zur Vergütung eines dolo (oder 
culpa lata) dem Berfender von Waaren zugefügten Schadens verurtheilt, wenn 
auch die rechtsgiltigen Statuten und Reglements der Gejellihaft die Grundſätze 
über ihre Haftung in Beziehung auf den Waarentransport dahin formulirt hät: 
ten, daß eine Verantwortlichleit für den Schaden ganz ausgefchloffen erfchiene 
u. dgl. Bis zum Erſcheinen der B.'ſchen Abhandlung, und vielleicht auch noch 
feit diefem Erjcheinen dürfte in der Hauptjahe wohl Niemand bezweifelt haben, 
daß eine folhe Entſcheidung menigiten® nad gemeinem Rechte nur eine 
Anwendung des gefeglichen Grundſatzes fei, daß die Haftung für einen auf 
folde Art zugefügten Schaden durd Vertrag nicht wirkſam erlaflen werben könne. 

Wenn etwa in einem neuen Lehrbuhe nur foldhe NRefultate niedergelegt 
werden, welche ſammt ihrer Begründung im Wefentlichen bereits feitftehen, oder 
wenn eine populäre Abhandlung nichts Anderes bringt, ald worüber die Willen: 
ſchaft bereit3 im Reinen ift, fo mag dies nicht blos hingehen, jondern es können 
jolhe Arbeiten vielleiht fogar noch vervdienftlih fein. Vorzügliche Klarheit, metho⸗ 
dologifche Eigenthümlichkeiten, Weberjegung des der gemeinen Auffaſſung unzus 
gänglichen wiſſenſchaftlichen Denkens in die diejer Auftaffung harmonische Yorm 
werben unftreitig folchen Leiftungen einen bald höheren, bald geringeren, öfter 
auch einen jehr beträdhtlihen Werth verleihen. Wenn aber eine philoſophiſch—⸗ 
juriftiihe Abhandlung nur längit Belanntes, ohne irgend einem neuen Mo— 
mente in Entwidlung des Gegenitandes bringt, jo muß der Verf., wenn ihm 
auch fonft weiter nicht3 zur Laſt fiele, in dem Prozeſſe mit der Kritik peto 
Legitimation des Erjcheinens feiner Schrift ohne allen Zweifel jachfällig werden. 

Zum Schluſſe noch ein Wort darüber, mas Herr B. citirt oder eigentlich 
richt citirt. Bei ihm, ſowie bei vielen anderen, nichtöfterreihifchen,, deutfchen 
Juriſten ſcheint es Princip zu fein, Alles zu ignoriren, was ein Vefterreicher bei 
ung oder im Auslande, oder was ein Ausländer bei und zu fchreiben fich bei- 
gehen läßt. So hat Herr B. unter feinen vielen Gitaten über die aequitas die 
Abhandlung vonBradenhöft (Haimerl’s Magazin, Band XVI, S. 381 u. ff.) 
ignorirt. Ebenjo hat er dort, wo er gelegentlih auf die Wuchergefeße zu ſprechen 
fommt, zwar das Schrifthen von Wirth und Braun angeführt, die eingehende, 
ſehr beachtenswerthe Recenfion desjelben von L. Stein hingegen(Haimer!l’3 Magas 
jin, Bd. XIV, 6.399 u. ff.) mit Stillihmweigen übergangen. Da er ſich für die Aufs 
bebung der Wuchergefege ausipricht und dafür die erften Autoritäten der natio: 
nal:ötonomifhen Wiſſenſchaft — in abstracto citirt, jo möchten wir ihn wohl noch 
darauf aufmerfjam machen, daß die Wucherfrage ſchon vor mehr als zehn Jah: 
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ren (1846) auch hi uns in einem von einem Wiener Profeffor (Hupler) aus 
gegangenen Lehj he (in B.'s Sinne) auf eine Weije erledigt wurde, daß der 
Altmeiiter ver *_ schen Nationalölonomie — Rau — feinen Anſtand genommen 
bat, öffentlib bie für polit, Defonomie, Jahrgang 1856) gerade dieſen Wb- 
f&hnitt jenes Ten iches für einen höchſt aelungenen zu erklären. 

Doch — nere B. kann dieſem Vorwurfe eines bemitleidenswerthen Hoch— 
mutbes genen die rüftiaen und reblichen Beitrebungen umjeres Vaterlandes auf 


dem Felde der Mifl wielleicht ın ver zbat mit dem aufrichtigen Einwande 
der Unkenntniß fi — dieſe Einwendung dadurch beſcheinigen, daß 
ihm ja auch ®oiı naturale, aeguum und bonum, und jus 


gentium der Nömer- ı b IE Wd, Leipzig 1856, 1858) mit feinen umſtänd— 
Iihen Ausführungen Ü die aequitas entgangen fei, Prof. Dr. Divorzaf. 


Usmiſche Uechtsgeſchichte, von Adolf Friedrich Nudorff. Zum alademiſchen 
Gebrauch. In zwei Baͤnden. Erſter Band. — Mechtsbildung. 8. Leipzig, 
Verlag von Bernhard Tauchniß, 1857, XII und 39%, 


Nicht leicht wird ein Werk bei fo vorzüglihen Detailleiftungen dem auf 
dem Titel angedeuteten Zwecke: dem alademiihen Gebraudhe zu dienen, wohl fo 
wenig entipredhen, als da3 vorliegende Bud. Daß der Stoff, welder bier 
geboten wird, im Großen und Ganzen wirklich ein gediegener fei, dar: 
über wird Niemand einen näheren Beweis erbracht verlangen, der einerfeit3 be: 
denkt, meld’ tüchtige Vorarbeiten auf dem Gebiete der römischen Rechtsgeſchichte 
im Laufe des neunzehnten Jahrhundert? von deutſchen Gelehrten aufgeftapelt 
wurden, andererſeits aber zugleih die Befähigung und das umfafjende Willen 
kennt, welches, mit feltener Genauigkeit gepaart, unferem Verfaſſer für ein Unter: 
nehmen diefer Art zu Gebote fteht. Aus diefem Grunde dürfte es auch überflüßig 
fein, der befonderen Verdienſte de3 angezeigten Wertes eingehend zu gedenken. 
Dem Fahmanne muß e3 ein fehr willlommened Compendium gewiſſer Abichnitte 
der Rechtsgeſchichte ſein, und felbit dem Anfänger, wenn er nur über da3 um: 
terite Tirocinium hinaus ift, wird es als Nachſchlagebuch, als Supplement eines 
bejtimmten, eigentlihen Leitfadens dienen. Daß es dagegen zur Ginleitung in 
das Studium der Rechtsgeſchichte, als Leitfaden zu Vorlefungen über dieſen Ge- 
genftand in der That brauchbar fei, davon und zu überzeugen, find mir nicht im 
Stande. Der Verfafler liefert bier theils innere, theild äußere Rechtsgeſchichte; 
aber beide nur theilmeife, feine vollitändig ; er gliedert da8 ausgewählte Material 
in einer Weife, daß man des Gedankens an eine, wenn auch dem Verfafier nicht 
völlig bewußt gewordene, Sucht nach Originalität kaum fich ermehren kann. 

Im Jahre 1841 hat R. einen (ſeither vergriffenen) Grundriß zu Borle- 
fungen über die Geſchichte des römischen Rechts bis Yuftinian herausgegeben, 
in welchem er unter Feſthaltung der ſynchroniſtiſchen Methode die äußere Ge- 
fchichte des römischen Rechts im Wefentlihen auf dem allgemein betretenen Wege, 
mit Anführung der entſcheidenden Belegftellen und einer reihen Literatur, ſchema⸗ 
Hürt Dabei aber zugleich in jeder der vier Perioden (1. Königthum, 2. Republik, 
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3. Kaiferzeit — bis Eonftantin, 4 von Conftantin — Yuftinian) in 
einem eigenen Abjchnitte die Entwidlung des Privatrechts felbit einfügt. Die bei: 
den, diefem Abfchnilte in jeder Periode, vorangehenden Abſchnitte liefern die 
Darftellung der Rechtsquellen und der Verfaffung. Obmohl nun in dem bier be: 
folgten Syſteme die gefhichtlihe Entwidlung der Rechtzinftitute periodenweife 
auseinander gehalten wird, fomit auch die meiften Inſtitute in jeder ‘Periode wie: 
der von Neuem aufgenommen werden müflen, mwoburd die Einheit des Ueber: 
blides weit mehr leidet, als bei der periovenmeifen Auseinanderhaltung ver 
Momente der äußeren Rechtsgeſchichte, und obſchon fich gegen die Vereinigung 
der inneren und äußeren Gefchichte des Rechtes gar Manches einmwenden ließe 
(fiehe unten), fo ift doch nicht in Abrede zu ftellen, daß das gefammte rechtöge- 
ſchichtliche Material nach dieſem R.ſchen Grundriſſe vollftändig abgehandelt mer: 
den Fönne. In der Borrede zu dem angezeigten Werke ertlärt R. nun den gan: 
zen Unterſchied zwiſchen innerer und äußerer Rechtsgeſchichte als emen bfo: 
Ben Unterfchied der Methode, meldher als Theilungsgrund des Stoffes zu dienen 
unfähig fei. Diefe Anfchauung jcheint aber durchaus nicht ala gerechtfertiget. Das 
eigentliche Ziel aller gejchichtlichen Behandlung des Rechts ift die Erkenntniß eines 
eoncreten Rechtsſyſtems in feiner fucceffiven Entwidlung. Diefe fucceffive Man- 
nigfaltigfeit des Rechts hat aber eine doppelte Richtung. „Der Organismus ent: 
widelt und verändert fich theild im Ganzen, theild in feinen Gliedern, fo daß je: 
des Glied, da es ein ihm eigenthümliches, obmohl mit dem des Ganzen mwefent: 
lih zufammenhängendes® und von ihm untrennbares Leben beſitzt, auch feine 
eigene, aber mit der des Ganzen innig verwachſene Geſchichte hat“ (Puchta, 
Snftit. I, 8. 34). Die jog. äußere Rechtsgeſchichte ift aber nichts Anderes, ala 
die Geſchichte des Nechtes im Ganzen, „die juccejlive Bewegung des Rechtes in 
den Punkten, welche Momente des Ganzen find,“ mährend vie Gefchichte der 
einzelnen Glieder des Rechtes der inneren Rechtsgeſchichte ihren Stoff Tiefert. 
Wir haben es demnach hier nicht mit einem bloßen Unterjhiede der Methode zu 
tbun, obfchon es zugleich gewichtige methodologifhe Rückſichten gibt, melche zu 
der völligen Trennung beider Zweige der Rechtsgeſchichte in der wiſſenſchaftlichen 
Behandlung bindrängen. Die wiſſenſchaftliche Darftellung der fuccefjiven Ent: 
widlung ver einzelnen Glieder des Rechtes kann nicht eine bloße Summirung 
biftorifher Erſcheinungen, fondern fie muß als „wiſſenſchaftliche“ eben eine ein: 
beitliche, fuftematifche Verarbeitung des pofitiven Stoffes fein. In diefes Syſtem 
aber die Geſchichte des Nechtes im Ganzen einflechten,, hieße wieder die Einheit 
aufgeben, welche darin lebt, die Momente auseinander reißen, melde zufammen: 
gehören und in ihrem natürlihen Zufammenhange bargeftellt werden müſſen, 
wenn fie zum Berftändnifie des Lernenden kommen follen, Momente, veren 
bewußter Befiß das volle Eindringen in die Geſchichte der einzelnen Theile des 
Rechtes fogar bedingt. 

R. fcheidet den gefammten Stoff, den er für die Rechtsgeſchichte in feinem 
Sinne vinbicirt, in zwei Haupttheile: 1. Gefdhichte der Rechtsbildung (welche den 
vorliegenden 1. Band füllt), II. Internationale Straf: und Civilrechtspflege nach 
Form und Inhalt (2. Band). 
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Die Geſchichte der Hedtsbilbung wird in brei Kapiteln vorgetragen. 
1. Die Gattungen der Rechtsnormen $8. I—6, Hier werben ala emleı: 
tende Begriffe: jus eivile, peregrinorum und gentium; j. scriptum und non 
scriptum; jus publieum, sacrum und privatum; jus civile und honorarium; 
jus ordinarium und extraordinarium; jus vetus und novum — erllärt. Jus 
ordinarium iſt das durch die altberfümmlidhen Hechtsquellen ausgebildete Recht; 
im Gegenjabe zu jenem Rechte, welches in der Kaiſerzeit durch die constitutiones 
principum und andere letztlich von ber kaijerlihen Mactvolllommenbeit aus: 
gehende Quellen eingeführt wurde, bem jus extraordinarium, welches in vor: 
riftlicber Zeit auch j. novum hieß, während jenes jus vetus genannt wurde. 
In der Zeit der chriſtlichen Kaiſer ijt alles vor Conſtantin entitanbene Recht 
jus vetus, und bie mit €, beginnende Rechtsbildung liefert das jus novum. — 
U. Die Elemente und Organe bes Rechtes. Dieſer Abjchnitt zerfällt 
wieder in drei Abtbheilungen: 1. Jus vetus, 2. Jus novum, 3, Weberrejte des 
jus vetus und novam. — II. Die Jncorporation und Eopifilation 
des Rechtes mit fünf Unterabtbeilumgen: 1. jus civile, ®. jus ordinarıum, 
3. jus vetus, 4. jus novum, 5. jus vetus unb novum. 

Schon nad) dieſer Heberfiht läbt fi erwarten, daß die Eigenthümlichkeit 
der R.'ſchen Arbeit vorzüglih in dem zweiten, weniger aber im dritten Abs 
fchnitte hervortreten werde. Und fo iſt e8 auch in der That. Die Daritellung des 
jus vetus im 2. Abjchnitte zerfällt nad) den betreffenden Quellen lex und ple- 
biscitum, Senatus consultum, constitutio principis, edicta magistratuum, 
responsa prudentium in fünf Theile, und bei den responsis prudentium werben 
wieder die differenten GefichtSpunlte des jus civile, jus ordinarium, jus vetus 
durchgeführt. Die Rubrik lex und plebiscitum beginnt mit einer kurzen Einlei⸗ 
tung über Rechtstitel, Nehtsform, Gang der Geſetzgebung und 
oliedert fich weiter nach den Kategorien: jus publicum, j. privatum, judicia 
publica, judicia publica rei privatae und judicia privata. „Innerhalb jeder 
Kategorie werden die einzelnen Geſetze in gewiſſen, durch die Verjchiedenbeit, 
reip. Verwandtichaft der Objekte beftimmten Gruppen referirt, und zwar jo, daß 
bie eine einzelne Gruppe bildenden Gefege chronologiſch aufeinander folgen. So 
erſcheinen 3. B. in der Kategorie jus privatum die „Schenkungs-, Vermädtniß: 
und Erbſchaftsgeſetze“ in der eriten Gruppe, und es werden darin die lex 
Cincia, Furia testamentaria, Voconia etc. ihrem Inhalte nach mitgetheilt. Aehn- 
lih wird in der Kategorie Senatus consultum verfahren. Nach einem einleiten: 
den Paragraphe folgen in ähnlihen Gruppen, wie jene der obigen Kategorie, die 
einzelnen Senatsbeſchluͤſſe. Daß auf diefem Wege die Einheit der gefchichtlichen 
Entwidlung der einzelnen Rechtsinftitute ganz verloren geben müſſe, tit jo zu 
fagen banpgreiflih. Dieſem Uebeljtande wird natürlid auch nicht durch Die 
(übrigens fehr brauchbare) Tabelle abgeholfen, welde ver Verf. zur „Ueberſicht 
des Gleichzeitigen‘‘ feinem Werke ald Anhang beigegeben hat. Dabei iſt als ein 
wejentliher Mangel zu bezeichnen, daß von dem Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
Organigmus und feiner fucceffiven Veränderung nur das Allernothpürftigfte, und 
auch diefed nicht in feinem natürlichen Zuſammenhange, ſondern prout res inci- 
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dit vorgetragen wird, jo daß ein hauptjächlihes Moment für die Auffaflung des 
rechtsgeſchichtlichen Bildungsganges im Ganzen fehlt, an welches Moment die 
Quellen der Rechtsbildung doch nothwendig angefnüpft werden müjlen. 

Die Erfahrung wird zeigen, wie R. in dem bevoritehenven zweiten Bande 
feinen eigenthümlichen Standpunkt, ohne in Wiederholungen zu verfallen, durd: 
zuführen gebentt. Prof. Dr. Dworzak. 


Fehrbuch der Inftitutionen, von Dr. Karl Otto Müller, Prof. der Rechte und 
a. o. Beifißer des k. ſaͤchſ. Appellationsgerichtes zu Leipzig. 8. Seipäig, 
Berlag von Bernhard Tauchniß, 1858. VIII und 897 ©. '). 


Um ein Lehrbuch der JInftitutionen richtig zu würdigen, ift es vor 
Allem nothwendig, ſich über den, vom modernen Stanppunlte aus, mehrdeutigen 
Begriff der „Amftitutionen‘ zu verftändigen. Was die Römer unter Institutiones 
verftanden, läßt ſich ſchon aus c. 2. $. 11 Cod. de vetere jure enucleando 
(1, 17) entnehmen, wo Juſtinian fagt: (libri) „quos veteres composuerunt, 
qui prima legum argumenta continebant, et Institutiones vocaban- 
tur.* Seine eigenen „„Inftitutionen‘ nennt er in c. 2. $. 23 Cod. „elementa,* 
und denjelben Gedanken fpricht er umftändlicher in dem citirten $. 11, jowie in 
den (analogen) 88. 4—6 des prooemium feiner nftitutionen aus, indem er dort 
fagt, daß die Inſtitutionen fein follen: „totius eruditionis prima fundamenta 
atque elementa — — quibus juvenes suffulti possint graviora et perfectiora 
legum scita sustentare,* bier aber fie „totius legitimae scientiae prima ele- 
menta“ nennt. Zugleich tritt in den beiden citirten Stellen Juftinian’3 Ten: 
denz bervor, daß die nftitutionen gefchichtlihe Nüdblide mwenigftend in 
jenen Punkten enthalten follten, wo foldes zum Berftänpnifle des geltenden 
Rechtes Dringend nothwendig erfheine. Der Unterſchied zwiſchen Inftitutionen 
und Pandelten war aljo bei den Römern ein „formeller ” „methodologiſcher“ 
und wohl auch in der Regel ein „quantitativer,” denn jene follten Einleitung: 
werke zu den ausführlichen Darftellungen des röm. Rechtes fein, melde in den 
Pandelten gegeben wurden). Mochten ihre Inſtitutionen auch geihichtlihe Ans 
deutungen enthalten, wie 3. B. die nftitutionen des Gajus, fo ftimmten fie 
do mit den Pandelten darin überein, daß fie jederzeit nur römifches Recht dar: 
zuftellen hatten. Heutzutage fteht aber auf Grundlage langer und nicht willkür⸗ 
liher Uebung die Anſchauung feft, daß die „Pandekten“ das fog. heutige römi: 
fhe Recht, d. b. das römische Recht in jener Geſtalt, in der es in der Gegen: 
wart, modificirt dur die Quellen der neueren Rechtsbildung, als „gemeines 
deutiches Recht” erfcheint, zu lehren beftimmt feien, während die Aufgabe der Inſti⸗ 
tutionen in der überfichtlichen Darftellung des reinen römischen Nechtes und feiner ſuc⸗ 
ceffiven Veränderung bis Juftinian erfannt wird. Die Snftitutionen follen dem: 


) Die erften 13 Bogen erjhienen 2 1. Abtbeilung bereit3 1854. 
) 6. Böding, PBandelten IL i 
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nach eine Finleitung in das Syſtem und bie „innere Geſchichte“ des reinen römischen 
Mechtes liefern. Sowie ſich nun jener Begriff ver Pandekten, welcher bem ber 
Inſtitutionen nicht blos mit einem formellen, ſondern aud mit einem mas 
teriellen Unterſchiede gegenüberftehbt ), quantitativ verengern und erweitern 
läßt, fo auch der Begrifſ ver Anjtitutionen. Cine ausführliche Darftellung des 
reinen röm. Nedtes müßte nicht minder unter die Anititutionen gereibt werben, 
al3 ein furzaefaßtes Spftem des heutigen römiſchen Rechtes auf den Titel „Ban 
dekten“ Anspruch zu machen hätte, obſchon unjere Inftitutionen regelmäßig für: 
zere, unfere Pandekten gewöhnlich umſtändlichere Syſteme des römischen (vefp. 
heutigen röm.) Rechtes ſind. Die Rechtfertigung der ganzen, etwas veränderten, 
modernen Anſchauung dürfte in Folgendem gefunden werben. Die Pandekten 
der Nömer waren beftimmt, das geltende Recht ausführlich darzuftellen, um den 
zur Anwendung desſelben Berufenen ihre volle juriftiiche Ausbildung zu geben, 
die größtmöglibe Summe von juriſtiſchem Detail für die Handhabung des Rechtes 
zu bietben, und vie Technit ver Entſcheidung fingulärer Rechtsfälle praktiſch 
aufzuzeigen. Sie maren alfo in höherem Grade alä die nftitutionen dem zu 
ibrer Zeit berrichenden Rechte gewidmet. Soferne man nun in diefer unmittel- 
baren Beziebung zu dem geltenden Rechte das Eigentbümliche der Pandekten fin: 
det, welches im Berhältniffe zu den Inftitutionen zugleich die größere Ausführ: 
lichfeit al3 natürliche Confequenz nad) ſich zog, jo muß man in diefer Beziehung 
aub für das heutige Banvektenivitem das hervortretende Element erkennen, 
Selbſtverſtändlich wird aber dieſes Syſtem von dem römifhen in zwei Bunften 
ih unterfcheiden, erfteng gerade als Syſtem, injoferne nämlich die wiflenjchaft: 
liche Entwidlung des Nechtsftoffes auf unferer jetzigen Bildungsſtufe eine andere, 
böhere geworden ift, al3 die der Römer war; zweitens durch den Inhalt, ins 
joferne der römische Rechtöftoff, der bei uns recipirt worden, durch die aus mehr 
ala einer Quelle wirkende jüngere Rechtsuͤberzeugung nicht unerheblihe Movifi- 
fationen erfahren hat. Set man diefen modernen Begriff der Panvelten dem 
römifchen Begriffe entgegen, und denkt man weiters jelbft den Unterſchied in der 
foftematifhen Conftruftion des juriftiihen Materiale® hinweg, fo ftellt ver 
römische Pandekten-Curſus bei aller Ausführlickeit, die ihm zu Theil werden 
mag, als „reines,“ d. h. heute nicht unmittelbar anwendbares römifches 
Recht ſich dar, er erſcheint in einem Lichte, in dem er natürli von den Römern 
nicht gejeben werden fonnte, weil er gerade das für fie geltende Recht war. 
Das Charakteriftiihe der Pandekten ift in einem folden Curſus eigentlih für 
und verfchwunden, und es wird berfelbe faft unmillfürlich in die Kategorie eines 
Vorbereitungswerkes gefchoben, welcher vie Inftitutionen ſchon nach der römischen 
Borftellung angehören. So ift auf dem heutigen Standpunkte die Differenz gegen 
den römifchen gegeben, daß ein auf das Pandektenſtudium vorbereitender Curfus 
entweder umfaffend oder nur übersichtlich gehalten, daß er entweder ala 
die in ihrer ganzen Fülle entwidelte Grundlage des heutigen Rechtes, oder nur 
als „Einleitung“ zu dienen beftimmt fein kann. In beiden Fällen wird er von 


3) Böding Li. gm Et 
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obigem Geſichtspunkte unter den Begriff der Inftitutionen zu ftehen kommen *), 
obſchon er nur im zweiten Falle mit dem römischen \nftitutionenbegriffe eigentlich 
zufammenfält. — Diefe engere Bedeutung hat man denn auch, mie ſchon oben 
bemerft wurde, regelmäßig im Sinne, wenn man jest von „Inſtitutionen“ 
ſpricht. Jedenfalls ftellt man an die Inftitutionen die Anforderung, daß fie die fuc: 
ceflive Veränderung de3 römischen Privatrechtes, die ſog. innere Geichichte desſel— 
ben darftellen follen — und mit Recht. Dem Pandeltenſyſteme ift eine ſolche 
Vermiſchung des Geltenden und des Nichtgeltenden in allen feinen Abftufungen 
Ihon aus dem Grunde nicht angemeflen , weil dadurch der Umfang zu einer un: 
praftiihen Ausdehnung gelangen und der gegenfeitige Zufammenhang des wirt: 
ih Geltenden allzufehr verbuntelt merden müßte. Eine Gefchichte der inneren 
Entwidlung des Rechtsorganismus hingegen, weldhe reine Geichichte fein und die 
allmälige Ausbildung der Rechtsſätze nicht bis zu ihrem Abjchluffe in ver juftin. 
Geſetzgebung herabführen wollte, märe ein Anfang ohne Ende, eine Halbheit, 
welche zu ihrer nothwendigen Ergänzung durch ein reines Inſtitutionenſyſtem 
(ohne Geſchichte) hindrängen und bier mittelft der durch das wiſſenſchaftliche Be⸗ 
dürfniß der Anknüpfung faft aller mwefentlihen Punkte an die hiftorifchen Antece- 
dentien in ganz anderer Meife zu Wiederholungen jwingen würde, al® man 
bierzu im Syſtem der Pandekten gegenüber dem Inſtitutionen-Curſus bemüffiget 
ift. Der Zmed aller inneren Geſchichte des röm. Rechtes ift doch gewiß: das 
volle Begreifen des Syſtems de3 juftin. Rechtes, welches in Deutichland in com- 
plexu replicirt worden ift. 

Der Unterfhied nun, der zwifchen Inftitutionen und Pandelten in dem 
Punkte eben gefunden wurde, daß die innere Gefchichte ſich mit der beſonderen 
Natur der Pandekten nicht vertrage, jondern nur in den Inftitutionen einen Platz 
finden könne, wurzelt nicht wejentlic in einer modernen Anſchauung; aud die 
Panvelten der Römer, wenn fie ihrem Begriffe treu bleiben wollen, fchließen bie: 
fen geichichtlihen Inhalt aus, während derſelbe dem Standpunkte der römischen 
Inftitutionen keineswegs widerſpricht. Daß den Pandekten die größere Ausführ⸗ 
Tichfeit al3 eine mefentlihe Cigenfhaft, vom römifhen Standpuntte au, inne: 
wohne, wurde fchon früher hervorgehoben. Geht man aber auf dem heutigen 
Standpuntte von der oben angedeuteten Anſchauung über das Cigenthümliche der 
Panvelten aus, und berüdfihtiget man zugleich den theilweiſe modificirten Begriff 
der nftitutionen, fo muß man zugeſtehen, daß die ausführliche Darjtellung des 
gemeinen Civilrechtes zwar eine natürliche, keineswegs aber mehr eine weſentliche 
Eigenſchaft des Panbelten: Begriffes fei. Von diefem Geſichtspunkte aus tragen 
demnad auch Turzgefaßte Spfleme des „heutigen röm. Rechtes“ nicht grundlos 
den Titel „Pandekten.“ 

Man könnte allerdings bei völlig genauer Bezeihnung Inftitutionen und 
Pandekten de3 römischen, Inftitutionen und Pandekten des heutigen gem. Rechtes 
unterjheiden, wenn man lediglich den formellen, aus der röm. Terminologie zu 


9) So erllärt es fi, daß die umfafienden Werke von Schilling und Puchta 
als „Inſtitutionen“ auf dem Titel fih anfimbigen. 
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gewinnenden Gedanken zu Grunde legen wollte. Allein jene Pandekten mären 
demnad feine wahren Pandelten, felbit im Sinne der Römer nit, weil fie nur 
ein Rechtsſyſtem darſtellen würden , mweldyes ala ſolches antiquirt iſt; dieſe Inſti— 
tutionen aber wären doch wieder feine wahren Anjtitutionen, weil fie, wenn auch 
einleitend, doch den eigentliben Anfang. des heutigen Rechtes hinter ſich zurüdließen. 

eben wir nun nad) diefen Vorbemerkungen zu dem fpeciellen Gegenſtande 
unferes Neferates über, jo müffen wir denſelben dahin qualificiren, daß er ein 
Mittelving zwiſchen erfter Einleitung und ausfübrliden Inſtitutionen jei, in ber 
Hauptſache aber doch mehr eine ſolche Einleitung zu liefern von feinem Verfaſſer 
beftimmt erſcheine (val. Borr, p. VII). 

Ref. verfennt keineswegs weder dad Bedürfniß nad einem Werke, welches 
als Inſtitutionen im gewöhnlichen Sinne zu dienen fäbig iſt, ohne ven Anfänger 
für das Verſtändniß der wejentliben Begriffe größtentbeild wieder an ven Vor: 
trag des Lehrers zu verweilen, noch auch die Schwierigkeiten, die bei ver Aus: 
arbeitung eines ſolchen Merkes ſich erbeben. Diefe Schwierigkeiten bezieben ſich 
nicht blos auf die Fahlichleit ver Darjtellung, ſondern aud auf die Einhaltung 
des rechten Maßes. Die Wirklichkeit des Bedürfniſſes nad einem derartigen Lehr: 
buche wird mobl jever Sachkundige obne Einwendung zugeitehen. Ron ben gro: 
Ben Inſtitutionen-Werlen eines Puchta oder Schilling dürfen wir ſchon aus 
dem Grunde abjehen, weil fie dem Anfänger ofienbar unzugänglidy find. Aus der 
Zahl der J.Compendien aber wird e3 genügen, an die 2 gangbarften und (rela: 
tiv) vorzüglichiten, die von Marezoll und v. Scheurl zu erinnern, um den 
Mangel eines für den Anfänger ausreichenden J.Werkes zu beweiſen. In Ma- 
rezoll's J. fehlt es, bei allen fhäßbaren Andeutungen, welche diefer verdienft: 
volle Romanijt dort niedergelegt, doch mehr als billig an fyitematifcher Ordnung, 
Gleichmäßigkeit und Präciſion in der Verarbeitung de3 Stoffes. Manches Erheb— 
liche ift ganz übergangen, und fann mitunter nicht ohne Mühe dem Ganzen am 
rechten Orte einverleibt werden. v. Scheurl’3 J. zeichnen fi zwar durch die 
Einfachheit des Syſtems, Bollftändigfeit in der Angabe der Grundbegriffe und 
Ebenmäßigkeit der Haupttheile des Syſtems aus, allein fie maden durch ihre 
Kürze faft bei jedem Schritte dag erflärende Wort des Lehrers unentbehrlich, was 
immerhin al3 ein Mangel erfcheint, wenn aud der Berf., wie eg in der That 
der Fall ift, fein Buch eben nur als die Baſis für den Kathevervortrag beftimmt 
bat. Kann fih der Anfänger aus dem Leitfaden nicht wenigſtens den Inhalt der 
einzelnen Nechtsbegriffe zur annähernd deutlihen Anſchauung bringen, fo nimmt 
der Leitfaden eigentlih nur die Stellung eines in etwas breiteren Grundriffes 
ein. Bei diefer Sachlage muß man mit Rüdfiht auf das vorhandene Bedürfniß 
dem Unternehmen M.’3 gewiß volle Berechtigung zugeftehen. Der Berf. zeigt ein 
anerkennenswerthes Beitreben, feinen Stoff wiffenfchaftlih und doch zugleich faß- 
lih darzulegen; demungeadhtet tritt aber eine gewiſſe philofophifche Conftruftion: 
weile häufiger, als im Intereſſe der Anfänger zu wünſchen wäre, hervor, und 
ebenjo überjchreitet das Quantum des gebotenen Materials nicht felten das eigent: 
Iihe Bepürfniß derfelben, ein Umftand, der übrigens wieder dadurch gemildert 
ericheint, daß die ausführlichere Entwidlung ver allgemeinen Lehren in die An: 
merlungen verwiefen ift. Dort finden fih aud zahlreiche Citate, worunter (mas 
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zu loben) die Hauptftellen regelmäßig wörtlich angeführt find. Daß, wenn Ref. 
nicht irrt, eine direlte materielle Förderung der röm. Rechtswiſſenſchaft durd 
Erledigung weſentlicher zweifelhafter Punkte, durch dieſes Lehrbuch der I. nicht 
geliefert worden fei, kann dem Verf. durchaus nicht zum Vorwurfe gereihen, er 
prätendirt dieſes Verdienft auch in keiner Weife (Vorr. p. VIII); wohl aber hätte 
der Verf. den doppelten Mangel, der übrigens nicht durchgängig ſich eingeftellt 
bat, vermeiden follen, einerfeit3 nämlich, daß wichtige gefchichtlihe Momente nur 
in den Noten figuriren, und auch dort mit bloßen Andeutungen fi) begnügen 
müffen, andererfeit? aber, daß die geſchichtliche Entwidlung mitunter ihren pofi- 
tiven Charakter jo zu jagen abitreift und in einem fubjeltiv abſtrakten Gewande 
auftritt, welches den Kern und inneren Zujammenbang der Sadye nicht in feiner 
wahren Bedeutung erſcheinen läßt. — Das Syſtem des Verf. erheiſcht feine be: 
jondere Hritil, Es weicht von dem gewöhnlichen eigentlih nur in Einem Punkte 
weſentlich ab, in weldem ver Verf. offenbar durch Puchta's Vorgang fich be: 
ftimmen ließ. Er beginnt mit einer Einleitung ($$. 1—11), worin $.1 zuerft von 
der „Wiſſenſchaft des röm. Rechtes und der Inftitutionenvorlefung” das Nötbhigfte 
gefagt, und ſodann zur „allgemeinen Grundlegung des Rechtsbegriffes“ übers 
gegangen wird. An den Begriff des pofitiven Rechtes (8. 2) jchließt fich die Ent: 
widlung der beiden Hauptgebiete des Rechtes an ($. 3), worauf (88. &-6) von 
der Entftehung de2 Rechtes und den Nechtäquellen, nämlih: Gewohnheitsrecht, 
Geſetz, Nehtöwiffenihaft, gehandelt wird. Mit Grund erklärt der Verf. die Wif- 
ſenſchaft nur ala eine indirekte Rechtsquelle. Im Zufammenhange mit diefer 
Beleuchtung des Weſens der Rechtswiſſenſchaft folgt die Darlegung ihrer geſchicht⸗ 
liben und philoſophiſchen Aufgabe insbeſondere (8. 7), woran der Verf. die Hin: 
weilung auf die Veränderungen des Rechtes ($. 8) und auf die Fortichritte der 
Rechtsentwicklung unter dem Einfluffe fittliher Principien und des praftiichen 
Bedürfftifies (8. 9) reiht. 

Nah Einſchaltung eines Paragraphes ($. 10) über jus commune und jus 
singulare fchließt die Einleitung im $. 11 mit der „Gliederung und Ordnung 
des Rechtsſtoffes.“ Im legten Abſatze dieſes Paragraphes wird die Verlegbarkeit 
und die dadurch begründete Verſetzung des Rechtes in einen beitrittenen Zuftand 
als eine allen Rechten gemeinfame Beziehung hervorgehoben, welcher das „Altio- 
nen : Recht,“ fpeciell: der „Civilprozeß“ entſpricht. Damit foll der Uebergang zum 
erften Bude vermittelt werden, welches unter der Aufichrift: „Die Rechte im 
beftrittenen Zuftande” das Altionen: Recht darftellt (88. 12—38, ©. 21—101). 
Das zweite Buch handelt „von den Berfonen ala Träger der Rechtsverhält⸗ 
niffe, oder von der Rechts- und Handlungsfähigfeit derſelben“ (88. 49 — 60, 
S. 10% — 139); das dritte „von den Rechten an Sachen oder den dinglichen 
Rechten” (88. 61 — 94, S. 140 — 219), worin die Lehre von dem Begriffe und 
den wichtigſten Arten der Sachen an die Spiße geftellt if. Das vierte Buch 
ftellt da8 „Obligationen:Redht” dar (88. 95 — 154, ©. 220 — 550); das fünfte 
weiter? dad Familienrecht (86. 155 — 178, ©. 551 — 684); das ſechſte end: 
li das Erbrecht (88. 179— 216, S. 684 — 876), worauf ein Sacregifter, nad 
den Seitenzablen eingerichtet, ven Beichluß macht. 
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Die St u, melde ber Verf. dem Attionen:Nebte (nah Budta) 
in feinem Syſten anweiſt, unterſcheidet dieſes weientlid von dem herrſchenden 
nftitutionen:Snr m, Ein folder Unterfhied würde natürlid an ſich noch feinen 
Tadel rebtfertige . da er vielmehr fogar einen Fortſchritt involviren lönnte. 
Ref. glaubt auch vem Berf. darin beiftimmen zu müljen, daß eine ausfübrlichere 
Behandlung des Prozeſſes erforderlich ſei, als gewöhnlich in ‚ven Anftitutionen 
geboten wird, und zwar gerade „wegen ſeiner allgemeinen Beziehung und vielſei— 
tigen Einwirkung auf af "wiete des Rechtes“ (Müller,.©. 19, Nr. 4). Da 
durch wird es aber obne smweifel nicht gerechtfertigt, dieſe jchwierige Lehre an Die 
Spike bes ganzen Spitemes zu jtellen, am allerwenigiten, wenn, wie bier, jelbft 
die nötbigiten rechtsgeſchichtlichen Daten nicht worausgejchidt werben. Im In— 
ftitutionen : Curfus von Puchta gebt vem Prozeßrechte doch eine umfaflende Ge; 
ſchichte der römishen Rechtsbildung in ihrer Gejammtheit voraus! Auch dürfte 
der prozefjualiihe Theil bes Meſchen Lehrbuches die ſchwächſte Seite besjelben 
jein, ar E. R. 


Das Privatrecht und der Civtlprozeh der Mömer von der älleſten Beit bis auf Iu- 
ftinian. Ein Hilfsbuch zur Erklärung der Claffiter und der Rechtsquellen 
für Philologen und angehende Juriſten nah den Quellen bearbeitet von 
Prof. Dr. Wilhelm Rein. 8. Leipzig, Friedrich Fleifcher, 1858. XIV und 
978 Geiten. 


Bor nahezu 20 Yahren hat der Verf. unter vemfelben Titel ein Werl er: 
fcheinen laſſen, welches nun in völliger Umarbeitung und um das Doppelte ver- 
mehrt wieder an's Licht tritt. Der Verf. hat, wie er fhon auf dem Titel ankün— 
digt und in der Vorrede näher ausführt, hauptſächlich für Philologen gearbeitet, 
weil fie bei der Erflärung mander nichtjuriſtiſcher Schriftiteller ohnes gewiſſe 
juriſtiſche Kenntniſſe nicht auszulangen vermögen, dad gerade ihnen nöthige 
Material aber in den für Juriften bejtimmten größeren Werfen theils nicht vollftän- 
dig finden, theils, als Nichtjuriſten, herauszufinden nicht vermögen, und, weil 
endlich der höhere Preiß der größeren juriftiihen Werke manchem Philologen 
deren Anſchaffung unmögli macht. Nebenbei hat der Verf. aber auch dem juri- 
ftiichen Anfänger ein Hilfömittel zu liefern beabfichtigt, und von dieſem doppelten 
Standpunkte aus „nächſt der Wahrheit und Richtigkeit der Refultate” „Klarheit der 
Darftellung“ und „eine gewiſſe Volftändigfeit in der Mittheilung der Quellen 
und der Anfichten der Gelehrten” als Haupterforternifje feiner Arbeit erlannt. 
Durch dieje Vollſtändigkeit follen „die Lejer gewonnen werden, felbjt die Quellen 
tennen zu lernen und mit Hand anzulegen, einzelne jchwere Fragen und uner: 
ledigte Punkte der dereinitigen Löfung näher zu führen“ (Borr. p. V). Vorzüg: 
li wurden die philologiſchen Quellen fo komplet als möglich gefammelt, und 
von den juriftifchen in der Regel zum mindeften die wichtigften mitgetheilt. Durch 
diefes reihe philologiſche Material hat der Berf. in feinem Werke auch den 
Juriſten von Fach einen ſehr ſchätzenswerthen Beitrag geliefert, deſſen Werth ge 
wiß nod dadurch erhöht wird, daß die juriftifche und philologiſche Literatur auch 
der neueften Periode fehr getreu benüßt und referirt erfcheint. Der Verf. ift übri- 





über recht3: und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 33 


gens fein Yurift von Fach, und darum follen ihm auch gewiſſe Mängel nicht zum 
Borwurfe gemacht werden, welche feiner intelligenten und höchſt fleißigen Arbeit 
antleben. Zu diefen Mängeln zähle ich zunächſt, daß bei der Durjtellung von 
juriftiihen Begriffen und Grundjägen dasjenige Moment, worauf e3 vom redit: 
lihen Standpuntte eigentlih anlommt, in des Verf. Entwidlung bisweilen nicht 
gehörig betont wird, mandmal fogar in den Hintergrund tritt; ferner aber auch, 
daß in rein juriftiichen ragen, bei Referirung der von dem Verf. verworfenen 
Anfihten Anderer nicht ganz felten die Nefultate feiner Kritit mit der von ihm 
aboptirten Meinung feineswegs völlig harmoniren. — Ein Mangel anderer Art be: 
fteht darin, daß nicht alle Theile des Rechtsſyſtemes von R. in gleicher Vollſtän— 
digleit bearbeitet worden find. Diefer Mangel zeigt fi vornämli bei vem Erb: 
rechte und dem Altionenrechte. Der Verf. erwähnt dieſes Mangels felbft in 
der Vorrede (p. VI), und entſchuldigt ihn dur Hinweiſung auf die (von feinem 
Willen unabhängige) ölonomifhe Rüdjiht, einen allzu ftarlen Umfang feines 
Buches zu vermeiden, 

Der eigentliben Darftellung des röm. Privatrechtes geht eine aus zwei 
Abtheilungen bejtehende Einleitung (S. 1 — 104) voraus, welche 1. den Begriff, 
die Behandlung, Quellen und Literatur des röm, Privatredhtes, dann 2. die ge 
Schichtlihe Darftellung der Rechtsquellen zum Gegenitande haben. Die Ueberficht 
der Verfaſſungsgeſchichte, welche Rein in der älteren Ausgabe diefer Schrift in 
die Einleitung aufgenommen hatte, wurde weggelaſſen, meil ſolche „durch die 
Bücher vn Walter, Göttling, Beder:Marquardt und Lange jebt ganz 
überflüffig geworden” fei (Borr. p. IV, Anm. 2). Das Rechtsſyſtem zerfällt in 
zwei Hauptgruppen: I. Die Rechte jelbit Guch I—V, ©. 107’— 852), U. Die 
Formen ihrer Seltendmahung (Bub VD. Die Darftellung ver Rechte beginnt 
mit der Lehre von den Rechtsſubjekten (Bud I), worauf im II. biß incl. V. Bude 
die PBrivatredhte in der Heihenfolge vorgetragen werden, daß die Sachenrechte 
(dinglihe Vermögensrechte) ven Anfang machen, hierauf die Yamilienrechte, dann 
das Obligationen:, endlih das Erbredyt zu Stehen kommen. Jede Klaffe füllt ein 
Buch. Diefe Syitematifirung des Stofjes gibt wenigſtens in einem Punkte Anlaß 
zu weſentlichen Bedenken. Daß ein eigentlicher „allgemeiner Theil” nicht vollftän: 
dig durchgeführt wurde, iſt eben kein Fehler; der Standpunkt des vorliegenden 
Werkes erheiſcht denjelben ebenfowenig dringend, als der eines nftitutionen- 
Werles überhaupt. Warum aber das gefammte Familienrecht zwiſchen das Sachen⸗ 
und Obligationenredht geftellt wurde, iſt ſchwer einzufeben. Dem Syſteme der 
gajaniſchen und juftinianiihen Inſtitutionen entſpricht diefe Stellung keineswegs, 
ebenjowenig ijt fie durch den inneren Zufammenbang der Glieder des Rechts: 
organiamus gegeben, vielmehr wird dadurch gerade Zuſammengehöriges getrennt. 

Schlieglid glaubt Nef. ven Wunſch ausſprechen zu dürfen, daß das Wert 
unſeres Verf., welches ungeachtet der gerügten Mängel einen fehr werthvollen 
Beitrag zur romaniftifchen Literatur liefert, nicht nur von Philologen, ſondern 
auch von Jurifien, und zwar nicht blos von angehenden, recht fleißig und zum 
Frommen der Wiflenichaft benügt werden möge. 

EN 
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Dur Geſchichte tömifchen Uechtswiſſenſchafl. Ein Prolegomenon, Bon Friedrich 
Danie’ io, Prof. d. Rechte zu Königsberg. 8. Königsberg, Gebrüber 
Bornt 1858, 116 Seiten, 


Die Gem e der Rechtswiſſenſchaft bei einem Volle bildet nach ver herr: 
ſchenden Auffafjung einen weſentlichen Beſtandtheil der fogenannten äußeren Ge— 
ihichte des Rechtes. So viel nun für diefen Theil der römifhen Rechtsgeſchichte 
bis auf den beutigen Zag im Allgemeinen geleiftet worden ift, fo batte doch ge- 
rade jener jpecielle Zweig berjelben ſich feiner ganz intenfiven Pflege zu er. 
freuen, wie dies jhon vor 30 Jahren von 9. E. Dirkſen (Nbein. Mufeum f. 
Jurisprd. 3. Bo,, S. 85 ff.) bervorgeboben wurde, und jeht von dem Merf, ver 
angezeigten Schrift mit der wohl mit unbegründeten Bemerlung wieverbolt 
wird, daß es zur Stunde noch am den zu einer Geſchichte der Jurisprudenz er: 
forderlichen hiſtoriſch-kritiſchen Vorarbeiten größtentheils fehle. Dasjenige, was in 
diefer Beziebung Noth thut, rebucirt Sanio im Weſentlichen auf drei Punkte, 
Er fordert 1, eine neue Pulingenesia librorum juris veterum an Stelle des 
gleihnamigen Hommel'ſchen „Machwerles,“ in melder nicht blos die reinen 
Fragmente der einzelnen Juriſten, ſondern auch die lediglich in Gitaten anderer 
juriſtiſcher oder nichtjuriftiiber Schriftjteller uns erhaltenen Bruchftüde nad ben 
Autoren, rejp. den bezüglihen Werken derjelben gehörig zufammengeftellt werden 
müßten. 2. Cine genauere hiftorifch : fritifhe Einleitung jowohl in das Corpus 
Juris und defjen einzelne Theile, ald auch in die einzelnen unmittelbaren und 
mittelbaren Quellen desjelben, insbejondere des Pandektenrechtes, „d. b. alfo zu 
den einzelnen Nuriften, melde die hiſtoriſche Jurisprudenz nit ala fungible 
Verfonen betradten darf, zu den verſchiedenen Klaffen der juriftifhen Schrife 
ten, jowie zu den einzelnen dahin gehörigen Werten.“ Diefe Einleitung der 
zweiten Kategorie fol Zwed und Plan, Spftematit, Methode der Behandlung des 
Stoffes — der einzelnen juriftifhen Werke, dann ihr PVerhältniß zu anderen 
Werten vesfelben Autors, oder zu gleichnamigen und mehr oder minder ver: 
wandten Schriften älterer, gleichzeitiger und nachfolgender Yuriften darftellen, und 
im Befonderen auch die Art der Benüsung älterer Schriften von Seite fpäterer 
Bearbeiter desſelben Gegenitandes oder fpäterer Commentatoren und Compila: 
toren erörtern. 3. Solche hiſtoriſche Eritiiche Arbeiten über Hauptwerke der röm. 
Suriften, melde da3 ganze Werk oder eine Gejammtheit mehrerer gleichartiger 
Schriften (3. B. die libri ad Sabinum) als „Eine große hiftorifch : kritifhe Aufe 
gabe* bebanveln. Während Cujacius in ähnlichen Arbeiten nur exegetiſch vor: 
ging, verlangt ©. eine „Materialkritit juriftifher Quellen in ihrer Gefammtheit 
nad) ftreng biftorifher Methode.” Endlich 4. eine zufammenbängenvde Gefchichte 
der Rechtswiſſenſchaft der Römer, melde ald Ganzes noch nicht ernftlih in An: 
griff genommen worden fei. Dafür feien die Pandekten, und nebenbei der Coder, 
als reichhaltige Quelle zu benüßen, anders, als es bis jeßt geſchehen. Die bifto- 
rifhe Benüsung der Pandekten fee namentlih die Anwendung einer ftreng: 
methodiſchen, hiftorifch : fachlichen Kritit voraus, damit man in den Beſitz der er: 
forderlihen inviretten hiſtoriſchen Beweisgründe gelange, „deren Benützung oft 
den Mangel direkter klaſſiſcher Berichte über die ältere Rechtsdoltrin zu erjeben 
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im Stande iſt.“ Die Rechtsdoktrin werde, meint der Verf. (und man wird ihm 
darin nicht gänzlih Unrecht geben können), noch jet felbft von manden hiſtori⸗ 
ſchen Juriſten theilmeife immer blos dogmatiſch aufgefaßt und behandelt, jo daß 
das Hiftoriihe in der Entwidlung einzelner Lehren bie und da bloßer Schein, 
ihr Kern aber doch nur dogmatiſch fei. Dem müfje einerfeits durch Vertiefung, 
andererjeitß durch Erweiterung der biftoriihen Rechtsſtudien abgeholfen werden, 
welche dann vorzüglidy auch auf die Rechtsentwicklung in Deutſchland ſeit der He: 
ception des römischen Rechtes auszudehnen feien. 

Der eigentliche Gegenſtand des vorliegenden Schriftchens ſoll ein Beitrag 
zu der von dem Verf. sub 2 geforderten hiſtoriſch⸗-kritiſchen Arbeiten über die 
rõömiſchen Juriſtenwerke fein. S. beihäftiget ſich bier mit der Frage, ob und in 
wie weit die fpäteren Juris auctores bie juriftifchen Schriften der Veteres aus 
den Zeiten der Republit noch unmittelbar benußt haben (S. 14&—115). Als Re: 
fultat diefer Unterfuhung, weldye den ſchlagenden Beweis von ſehr eingehenven 
Studien ded Verf. liefern, ftellt er die Behauptung auf, daß jchon der Zurift 
Pomponius und jeine Zeitgenojjen die Schriften der Veteres feit Q. Mu: 
cius Scävola größtentheild nit mehr im Original, fondern nur in den 
fpäteren Sammelwerten, Auszügen und Kommentaren benußt haben können, und 
bei den Zeitgenofjen der Kaiſe Septimius Severus und Alerander 
Severus noch weniger an eine umfajiendere Benugung der Originalwerke jener 
Veteres zu denken jei. Webrigend jagt der Berf. felbit, daß dieſe feine Unter: 
ſuchung nur eine fragmentarifche fei, indem er, da es ihm zunädjft blos auf eine 
Probe ankam, jene Veteres bier übergangen babe, welde von Bomponius 
in der befannten L. 2 Dig. de origine juris (I, 2) nicht erwähnt werden, und 
daß er die bei nicht juriftiiden Klaſſikern vorkommenden Titel und Fragmente 
der Veteres nur beiläufig berüdiichtiget habe. 

Um das von dem Verf. auf dieje Unterfuhung bafirte Nefultat, welches 
oben angedeutet wurde, vollftändiger zu begründen und zugleid näher zu beitim: 
men, müßte erft (wie er ©. 116 ausfpricht) eine forgfältige fachlich-hiftorifche 
Kritil der einzelnen Werle der citirenden Juris auctores vorausgehen, und zivar 
müßte eine gründliche Quellenkritik hiebei die Schriften aus dem Zeitalter der 
Severe, jenem Hadrian's und der Antonine, dann die der früheren Raifer- 
zeit angehörigen von einander genau unterfcheiden, und man bürfte bei diefer 
Unterſuchung nicht vergefien, „daß dasjenige, wad man zuerjt zu willen wünſcht, 
nicht immer zuerft zu erforichen üt, ja theilweife gar nicht mehr ermittelt werden 
kann." 

Sieht man zurüd auf dad, was der Verf. als die Aufgaben der biftorifchen 
Nechtswiſſenſchaft bezeichnet, und auf die Art, wie er dieſelben gelöjt willen will, 
fo wird man allerdings zugeftehen müſſen, daß das QUuellenmaterial, welches wir 
jest befigen, bei gewiſſenhafter Benüsung eine weit größere Ausbeute dafür 
liefern könne, ald man vielleiht auf den erjten Anblid meinen follte, ferner, 
daß aus einer vollftändigeren ſachlich-hiſtoriſchen Kritik der juriftiihen Schriften 
und ihres Werhältniifes zu einander, namentlid der neueren zu den älteren, der 
wichtige Gewinn fi erzielen ließe, daß jo mander Rechtsſaß rüdfichtlich feiner 
geſchichtlichen Entwidlung in ein helleres Licht treten würbe,; denn nad ben 
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erfannten allgemeinen und ſpeciell nationalen Gejeben der Rechtsbildung laſſen 
fib wohl im Wege der Schlußfolgerung auch Yüden ausfüllen, welde in. ber 
franmentarifchen pofitiven Weberlieferung des antiquirten Rechtes vorbanden find, 
Ob aber die vorhandenen Quellen ausreichen, um die begehrte ſichere Unterlage 
zu liefern, auf der wenigſtens der größte Theil des bis nun Dunklen und Unge- 
wiſſen gelöft werben fünnte, das mag einjtmeilen dahin gejtellt bleiben, Ein 
tüchtiger Verſuch, dieſe Baſis zu gewinnen, kann nur von fruchtbaren, wenn auch 
nicht gerade völlig befrienigenden Folgen begleitet: jein, Dr. EN. 


Wationalöhonomie und Iurisprudem. Don 9. Dantwardt, Advolaten zu Noftod. 
8, Noftod, Leopold's Univ. Buchhandlung. I. — III. Heft (1857, 1858) 9. 


Die vorliegende Schrift aebört zu den erfreulicheren Erjcheinungen, melde 
uns die neueſte juriftifche Yiteratur gebracht bat, und es ift die ihrem Berfafler 
gebührende Anerfennung in der Tbat von vielen Geiten bereit3 reichlich gezollt 
worden. Wir haben biebei freilich nur ſachkundige Beurtbeiler vor Augen, die zugleich 
unbefangen genug find, um einem wiflenicaftliden Fortſchritt aud dort zu er—⸗ 
lennen, wo er von einem anderen, al® ihrem eigenen Standpimfte aus gewonnen 
wird. So würde es und z. B. durchaus nicht befremden, wenn Herr Joh. Emil 
Kuntze die mejentlibe Bedeutung der Dankwardt'ſchen Verfuce für die römisch- 
deutfche Jurisprudenz in Abrede zu ftellen geneigt wäre. Herr Runge tritt als 
der Reprälentant des „Wendepunktes“ der deutſchen Rechtswiſſenſchaft auf, und 
Alles, was nicht die eigenthümlidhen Momente dieſes Wendepunftes fein eigen 
nennen Tann, ift ihm: abgelebt, — werth, daß es zu Grunde gebe. Wir 
ſprechen diefe Meinung nicht etwa rein zufällig, und nur, um uns über Kunge’s 
Größe durch einen hämiſchen Ausfall zu tröften, an diefem Orte aus. Denn Herr 
Kuntz e bat in der That, die Dantmwardt’ihe Schrift über die negotiorum 
gestio (Roſtock, 1855) ganz in der Weife beurtbeilt, weldhe wir ihm zumuthen 
(S. Schletter's Jahrbücher der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und Gefeßgebung. 
II. Bd. S. 139 ff.). Dort fagt Herr Runge: „Um unfer Urtheil zujammen- 
zufaffen, fo fagen wir, daß, fo lobenswerth Streben und Methode des Verf. find, 
doch die ftofflihe Durhführung und ungenügend erſchienen if. Wir fünnen aber 
diefed kaum dem Verf. zu einem individuellen Vorwurf machen, weil wir dafür 
balten, daß die an ihm hervorgehobenen Schwächen ganz weſentlich in dem big: 
berigen mangelhaften Standpunkte der Rechtswiſſenſchaft überhaupt wurzeln, und 
daß unfer Rechtsſinn erft lernen muß, innere juriftiiche Brincipien, und äußere 
Verkehrsmotive, materielle und blos formelle Momente zu fondern, und die Cle- 
mentarbegriffe der Fiction, der Retrotractivfraft u. f. w. in ihrem inneren Ber: 
hältniffe zu dem Rechtögebäude aufzufafien.” — Vergleicht man mit diefem Ur: 
theile die Anforderungen, welche Kunge in feiner Schrift über die Obligation 
und Singularfucceffion (Leipzig, 1856), vornehmlid aber in der Abhand⸗ 
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lung über ven Wendepunkt der deutſchen Rechtswiſſenſchaft (Leipzig, 
1856) an die Jurisprudenz der Gegenwart und Zukunft richtet, die Stellung, 
welche er ben bisherigen Leiſtungen auf dem juridifchen Felde im Wefentlichen 
anweilt, jo wird man geftehen müffen, daß Herrn Runse fein Unrecht zugefügt 
werde, wenn man ihn als den, nad feinem Dafürbalten zur Neugeftaltung 
der Jurisprudenz vorzug sweiſe Berufenen und Befähigten charakterifirt. 

Dod genug hievon. Wir menden uns lieber zur D.'ſchen Schrift, deren 
Beiprehung uns eine größere Befriedigung gewährt, als die Polemik mit einem 
Scrititeller, deſſen Anſchauungsweiſe von der unfrigen zu fehr vdifferirt, ala 
daß wir es immer glüdlih dahin zu bringen vermödten, das Eijjentielle feiner 
Schöpfungen in ihrer Totalität zu begreifen ! 

Das Eigenthümlihe der D.’ihen Arbeit liegt in der Anwendung der 
Grundſaͤtze der Volkswirthſchaft auf das Privatreht. Zwar ift der Gedanke, daß 
diefe Anwendung der Jurisprudenz Notb thue, ſchon vorher von Anderen, insbe: 
fondere von Roſcher ausgefprodhen worden, und theoretiich läßt fi das Be: 
dürfniß nach einer eingehenden Würdigung des ökonomiſchen Elementes im Be: 
reihe der Rechtsbildung eben nicht ſchwer debuciren, allein unferem Verf. gebührt 
das Verdienſt, der Erfte zu fein, der diefem Bedürfniffe praktiſch zu feiner Bes 
frievigung zu verhelfen, Anjtalt getroffen hat. Ein foldhes Beginnen, im 
gediegener Weiſe durchgeführt, muß nicht nur auf die Läuterung der Nedht2: 
begriffe, auf die Erkenntniß der geſchichtlichen Entwidlung der Redtsinftitute 
und Rechtsſätze, fondern auch auf die naturgemäße Conftruftion des KNedhts: 
foftemes eine entjheidende Rückwirkung äußern. Daß die Rechtsbegriffe nicht 
willkürlich conftruirt merden können, ſondern durch das Weſen der wirt 
lihen ®erhältniffe und Beziebungen des Rechts ihre Beftimmung erhalten 
müſſen, fieht wohl Jedermann ohne weiterer Beweisführung ein; aber aud) das 
Spftem des Rechtes muß, wenn e3 feine blos formale Schematifirung des juri: 
ſtiſchen Stoffes fein fol, aus diefem felbft hervorgehen; das Syſtem iſt nicht eine 
jelbftändige Potenz, welcher der vorhandene Stoff fih geduldig fügen müßte, 
fondern in dem Entwidlungsgange, welchen das Nechtöleben durchmacht, tritt 
vielmehr felbft ein innerer Zufammenbang der rechtlihen BVerhältniffe und Be 
eriffe hervor, welchen die Syſtematik in der wiſſenſchaftlichen Allgemeinheit und 
Einheit des Gedanken wieder geben muß. Nur auf dieſem Wege kann die Juris⸗ 
prudenz den Schein des Willlürlichen, der dem concreten Rechte fo vielfadh ans 
Hebt, von demfelben entfernen, und zur Erkenntniß der nothivendigen und natür: 
lihen Erſcheinungen in den verichiedenen Bildungskreiſen des Rechtes führen. 
Die wahrhaft biftorifche Behandlung des Rechtes ift feine bloße Sums 
mirung von Antiquitäten, fie wendet vielmehr allen Factoren unparteiifh ihr 
Augenmerk zu, melde für die Entftehbung nnd PVeränderung des Rechtes bei 
einem Bolle wejentlib von Einfluß find; fie leitet von felbft zur Erforfhung des 
nationalölonomifhen Elementes im Rechte, und es ift ohne weiteres als eine 
Einfeitigleit zu bezeichnen, wenn diefes Element bisher nicht die angemeflene Bes 
rüdfihtigung gefunden hat. Wie wäre e3 denkbar, daß die wirthſchaftlichen Einrich⸗ 
tungen eines Bolles, die Anſchauungen, welche ſich bei ihm über wirthſchaftliche 
Dinge feftgeftellt haben, in feinem Rechte einen Ausdruck fänden, da doch fo 
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viele Lebensverhältniſſe, melde einer Beitimmung durch das Medt bedürſen, 
geradezu „wirthſchaftliche“ find, während andere zwar nicht ausjchließlich dieſen 
Sharofter haben, aber doch zum Theile einem wirtbichaftlichen IJwecke dienen, 
und anbere wieder menigftens deswegen nidyt außer aller Relation ‘mit dem 
mwirtbichaftlichen Fortgange des Volkes fteben, weil fie nicht auf jeder, ſondern 
nur auf einer böberen Stufe der nationalöfonomijshen Ausbildung zum Vor: 
fcheine fommen, und bäufig die deutlihen Spuren viefes Zufammenbanges auf: 
weifen. Daß die Nömer feinen Begriff von der Nationalötonomie als Wiffen: 
ſchaft batten, wird ibnen Niemand zum befonderen Vorwurfe machen, dem nicht 
unbefannt geblieben, von mie jungem Datum dieſe Doctrin überhaupt ift. 
Mir dürfen daber au bei ihren Juriſten keine mwirtbichaftlibe Spekulation 
ſuchen, es kann ums nicht befremven, daß ibr Urtheil in den meisten Bunften, 
deren Erledigung weläuterte öfonomiihe Anſchauung verausjeht, ſchwankend, unb 
mehrfach unridtig ausfällt. Die voltswirtbichaftliche Stufe, auf melde das Alter: 
thum fich erbob, war ſelbſt, und zwar naturgemäß, eine beſchränkte, vaber ver: 
miſſen mir im römiſchen echt die Rechtsregeln für fo mande vominirende In— 
ſtitute unferes beutigen Verkehrs, over ertennen, daß dort vorbandene Regeln tür 
wirthſchaftliche Verbältniffe, für unfere Zeit ſich nicht mehr recht etamen wollen, un 
müflen endlich die national-ökonomiſche Bearbeitung des Rechts, im eigentlichen 
Sinne von vorne anfangen. Dankwardt ſchreibt der ermähnten Einjeitigfeit, 
in welcher ſelbſt vie klaſſiſchen uriften der Römer befangen waren, die Haupt: 
maſſe der unter den römischen Juriſten ventilirten Controverfen zu, die fich häufig 
in einer, die Extreme auf unangemefjene Weiſe vermittelnden, media sententia 
verliefen, aus welcher johin nicht eben felten für die Folgezeit die berrfchende 
Lehre hervorging. Dieſe Anfhauung D’S ift für viele jener Streitigleiten ohne 
Zweifel volllommen beredhtiget, und wird von ihm insbefondere bei der römischen 
Zheorie der Specifilation in fehr anziehender Weife geführt. 

D. geht aber nach meinem Dafürbalten entichieden zu meit, wenn er für 
die, durch die Nationalöfonomie zu verjüngende, Theorie des heutigen gemeinen 
Rechts das Ziel dahin feitftellt, daß fie das geltende Recht nady: dem erfannten 
Maße und Inhalte des heutigen Rechtslebens zu veformiren, den Richter von der 
Anwendung des antiquirten, wenn auch recipirten Rechtsſatzes zu entbinden, und 
die aus den bewährt befundenen Principien conftruirten neuen Rechtsfäge ihm 
als bindende Norm vorzuzeichnen habe. Cine folde, die Wiſſenſchaft des Rechts 
zu einer Quelle objeltiver Rechtsbildung erhebende Spentificirung weſentlich ver: 
ſchiedener Dinge hat ſchon vor D. insbefondere Kierulff (Theorie des gemeinen- 
Eivilrechts. Altona, 1839. 1. Bd.) fih zu Schulden kommen laflen, und nur darin 
unterf&eibet ſich D. von K., daß jener die Nationalölonomie als das vorzüglichfte 
Werkzeug bezeichnet, mit welchem die Arbeit der Neugeftaltung ins Wert geſetzt 
merben ſoll, während dieſer der reinen Subjektivität des juriftiihen Genies die 
großartige That diefer Reinigung und Ergänzimg des Nechted anvertrauen will, 
D. fteht ſomit ungeachtet der prinzipiellen Gleichheit feiner Richtung mit jener Rz, 
doch dem wirklichen Leben und feinen Bebürfniffen näher als K., er ifl den 
Gefahren der Willkür und unpraltiſchen Spekulation nicht fo nahe gerüdt, abs 
bieſer; ſolcher gar nicht zu gedenken, bie, von: dem abftralteren Standpunkte PS 
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ausgehend, mit geringerer geiftiger Kraft, denn K. felbit, begabt, an dem gemeinen 
Rechte fich vergreifen möchten. Wir können, wie gejagt, nicht umhin, dieje Rich 
tung für eine durchaus verfehlte zu balten. Die Wiſſenſchaft ift nur Auslegung, 
Conftruction und Kritil des objektiven Rechts, fie kann nicht felbit neues 
Recht ſchaffen; fie kann, um in fpecieller Beziehung zum gemeinen Rechte zu 
reden, die Thatſache der Reception gewiſſer Säße für fidh allein nicht aufheben ; 
fie ift die unentbehrlihe Grundlage für die Geſetzgebung, aber fie bat nicht die 
Kraft des Geſetzes. Die Analogie eröffnet ibr wohl ein weites Feld der Er- 
gänzung des geltenden Rechtes, allein fie darf auch hiebei begriffämäßig über das 
Recht felbft ſich nicht erheben. 

Dankwardt beginnt mit einer Reviſion des eben nicht fehr umfaſſenden 
Inventars wirthſchaftlicher Grundbegriffe, welche in den Quellen zu finden jind. 
Er entwidelt weiterd namentlich, aus welchen Gründen gewiſſe ötonomiiche Ver: 
haͤltniſſe keinen juriftiihen Ausprud bei ven Hömern gefunden haben (Val, Heft I. 
Ar. 1. S. 18-3 und 9. II. Nr. V. ©. 1% ff.). Unter dieſen Ausführungen 
nehmen insbefonvere jene über den Handel unfere Aufmerkfamteit durch die 
lebhafte Anregung in Anjprud, welche fie gewähren. Die allmälihe Ausbildung 
der einzelnen Glieder des Rechtsorganismus ſucht der Verf. mit dem wirtbichaft: 
lichen Fortichritte in Zujammenbang zu bringen, und faft jedem wichtigen jurifli- 
fhen Begriffe, der in das Bereich feiner Unterfuhungen fällt, mwirb von 
diejem Standpunkte eine interejlante Grörterung und theilmeife eine Aufbellung 
zu Theil. Wir behaupten nicht, daß Alles, wa von D. hier geboten wird, 
durchweg neu jet; ebenjowenig glauben wir, dab die Anichauungen des Verf. 
obne Ausname adoptirt werden müßten; vielmehr dürfte Manches wohl jofort 
al3 vergriffen, Anderes erſt noch einer tieferen Begründung bevürftig erlannt 
werden. Diefe lektere Ericheinung kann um jo weniger befremven, je mehr man 
ſich überzeugt halten muß, daß der Verf. in den vorliegenden drei Heften vor: 
züglih nur in Umriſſen dasjenige mittheilen wollte, was er al3 Nejultate feiner 
Studien gemonnen hat. 

Die „Theilung der Arbeit“ ift ein fo mefentlihes und charalteriftifches 
Moment im wirtbichaftlihen, und überhaupt im Gulturleben eines Volkes, daß 
fie unvermeiblid) auch ein neues Stadium in der Rechtöbildung begründen muß. 
Biele Lebensverhältnifie treten nun erft auf und erheifchen ihre Normirung durch 
dad Recht, andere erhalten jept veränderte Geftalt und Richtung, fo daß ihr 
urfprünglicher Inhalt faum mehr zu ertennen ift. Darum fnüpft auch unfer 
Berf., und zwar großentheild mit Erfolg an dieſen ökonomiſchen Wende: 
puntt feine juriftiihen Ausführungen an. Man kann ihm aber ohne Zweifel nicht 
beiftimmen, wenn er das „jus gentium“ der Römer leviglid auf die Arbeits 
theilung zurüdführend, fagt: „Das j. g. bätte fih entwidelt, auch wenn ber 
Staat bermetifch verjchlofien gewefen wäre, wie das japanische Reich.“ Das 
Unrichtige viefer Thefis liegt darin, daß dem Verkehre der Römer mit anderen 
Böltern aller Einfluß auf die Bildung des j. g. abgeiproden, und die Theilung 
der Arbeit ausſchließend für die Quelle ver allmälichen Ueberwindung des ftrengen 
jas civile gehalten wird. Ginen eigentlichen Beweis feiner Theſis hat D. gar 
nicht einmal verfucht. Wahr ift in D's Anſchauung gewiß dad Moment, daß 
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Das j. g. nicht eine bloße Abftraction aus den verſchiebdenen Peregrinen Rechten 
fei, fondern vielmehr im Wefentlihen als eine wirkliche Fortbildung des jus 
civile erſcheine, deſſen lebensfäbiger Kern nad Entfernung ber ihm antlebenben 
eigentbümliben Schranten ind Breite ſich entwideln mochte; wahr ift es jerner 
obne Zweifel, daß die mit der Vollziehung der Arbeitstheilung eintretenden neuen 
Rerkobröbeziebungen und Bebürfniffe auf diefen neuen Bildungsgang in beſtimm— 
ten Bunkten von entſcheidendem Einfluffe fein mußten. Allein es darf auf ber 
anderen Seite auch nicht überfeben werben, 1. daß der erwähnte Bildungsprozeß 
nicht wenig Rechtsinſtitute zu Tage gefördert hat, welche mit der Arbeitötbeilung in 
feinem nothwendigen Bufammenbange ſtehen; 2. dab der Berfehr mit fremden Völtern 
zuerit den Anlaß gab, ein zweites, allgemeineres, Rechtsſyſtem nebem dem jus 
civile zu ſchaffen, wie es eben zunächſt durch das Edict des Praetor peregrinus 
in der That geſchehen ift (S, meine Abb- nHaimerl’s Magazin, XIV. S. 56. 

erfolgen wir die Ausführungen des Verf, im Einzelnen, jo müſſen wir 
nachſtehende Punkte als die intereffanteften berausbeben. Eine der mwichtigiten Rechts: 
Fragen auf dem Gebiete der Produktion ift die nach dem Eigenthumsrechte des ‘Bro: 
ducenten an dem Erzeugniffe feiner Arbeit. Dieje Frage, welche wie D. jagt, im 
Beziebung auf alle einzelnen Zweige der probultiven Beſchäftigung ftet3 dieſelbe 
Natur hat, wird von den röm. Juriften niemals in ihrer wahren Allgemeinheit 
aufgeworfen, fordern für jeden Zweig felbitändig durchgeführt, und keineswegs 
zu einem einbeitlihen Abichluffe gebradt. Den Grund diefer Unvollkommenheit 
findet er in der mangelhaften Borftellung, welde die Römer von dem Begriffe 
der Produktion bejaßen; ja aud die heutige gemeinrechtliche Doctrin beweift, nad 
D., gerade in biefer Richtung, daß es ihr an ber erforderlichen ökonomiſchen 
Baſis fehle, weil diefe Doctrin nicht erfennt, daß die Geſammtheit der hier ein- 
greifenden Rechtsſätze, von Einem, im röm. R. allerdings anerlannten, aber 
nicht confequent genug durchgeführten Principe aus, regulirt werden müffe. 
Während das Rechtsbewußtſein aller gewerbtreibenden Nationen der Gegenwart 
fordere, daß in allen Zweigen der Fabrication die bewußte Eigenthums- 
frage nach demfelben Grundſatze erledigt werbe, behandeln die Römer dieſe Frage 
nach verfchievenen Gefichtspuntten, je nachdem eine fog. Specification 
vorliegt, oder nur eine Berbindung verfchiedener Sachen ohne Specification 
(jog. Accejfion) eintritt. Strenges Feithalten an dem Begriffe des Cigen- 
thumsrechtes muß, nachdem jede Yabrication, alſo aud die Specification eine 
bloße Umformung ohne Aenderung der Materie ift, zu dem Rechtsſatze hinleiten, 
daß der Eigenthümer des Stoffes auch an der daraus fabricirten Waare das 
Eigenthumsrecht babe. Dem complicirteren Verkehre aber, in welchem nad) ein- 
getretener Theilung ber Arbeit die mittelbare Erwerbung des Rohſtoffes durch 
den Fabrikanten eben jo vorberricht, wie früher die unmittelbare Ermerbung die 
faſt ausschließliche Negel bildet, bereitet dieſer ftricte Rechtsſatz weſentliche Schwierig⸗ 
keiten. Mit der indirecten Erwerbung des Stoffes tritt die Unficherheit des Eigen⸗ 
thumsüberganges auf ; denn das Eigenthum in der Perfon des Vormannes liegt 
dem neuen Erwerber mohl nur jelten mit mathematifcher Gemwißheit vor. Muß 
der Fabricirende eventuell die Eviction feiner Waare gemwärtigen, fo ftehen gewich⸗ 
tige Hinderniſſe der träftigen Entwidlung feiner productiven Thätigleit im Wege. 
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Die Schule der Broculcjaner nahm fih der Yabrication an, und fuchte 
auf künſtlichem Wege einem neuen Rechtsfage Geltung zu verfchaffen, da weder 
die Legislation, noch das Edict des Praͤtors dem Probucenten zu Hilfe kam, und 
der durch das nftitut der Ufucapio gewährte Schuß weder jchnell noch übere 
haupt ausreichend genug zu wirken ſchien. Sie fpradhen dem Specificanten fteta 
das Eigenthum an der nova species zu, und, wenn fie biefe Megel dadurch zu 
begründen ſuchten, daß er ja die neu entftandene Sade, als folde 
berrenlos, durch Occupation erwerbe (L. 7 8. 7 Dig. de adquirendo rerum 
dominio. (XLI, 1}, fo geihah dieß nur zu dem Ende, damit es den Anfchein ge: 
winne, daß ber neue Rechtsſatz aus jchon vorhandenen und anerlannten Prin⸗ 
cipien des Rechtes abzuleiten fei; das Ungenügende diefer Begründung ſahen die 
Proculejaner eben fo fehr ein, als mir jekt davon überzeugt find. Abgefehen 
bievon, war der neue Saß auch durd jeine Allgemeinheit ein materiell bevent: 
licher, denn er fhüsßte den Specifitanten auch dann, wenn er als unredlicher Be: 
fiter, ja felbit wenn er durch ein furtum zu dem fremden Stoffe getommen if. 
Die Eabinianer batten alſo verbältnigmäßig leichte Arbeit, wenn fie die 
berfömmlicbe Iheorie von den Geſichtspunkte aus in Schutz nahmen, daß der 
verarbeitete Stoff Doch immer derjelbe bleibe, und nur in eine neue Erſcheinungs⸗ 
form übergehe. Aus dem Kampfe beider entgegenftebenden Anfichten ging endlich 
eine vermittelnde Meinung bervor, melde dem Epecificanten das Eigenthum der 
neuen Specied nur dann zuſprach, wenn ſich der verarbeitete Stoff auf feine 
frühere Geftalt nicht mehr zurüdführen ließ, und zwar obne Unterſchied, ob ber 
Sp. blos fremden, oder theild eigenen, theil$ fremden Stoff bearbeitet hatte. 
Der Grundaedante der proculejanifchen Theorie war offenbar: der Schuß 
der productiven Arbeit; die erwähnte media sententia involvirt demnad eine 
Halbbeit, welde von Ju ftinian dadurch noch vergrößert wurbe, daß er Die me- 
dia sententia als Regel annahm, und für den Fall einer Sp. aus eigenem 
und fremdem Stoffe mit den Proculejanern dem Specificanten ftet3 das Eigen: 
thum zuerkannte (S. 25 Inst. de rer. divis. Il, 1). Dagegen wurde die Accefs 
jion nad anderen Grundjäßen beurtheilt. Zange bevor die Broculejianer in 
der Lehre von der Sp. al3 Neuerer auftraten, hatte man, wenn die verbundenen 
Sachen nicht getrennt werben konnten, in Ginblid auf den alten Suß: superficies 
cedit solo dem Eigenthümer der Hauptſache auch die Nebenſache zugeiprocen. 
Ein Miteigenthum in folhen Fällen zuzulaſſen, erfehien als unpraktiſch; waren die 
verbundenen Sachen aber trennbar, fo tonnte bei beweglichen Sachen kein Zweifel 
obmwalten, daß die früheren Eigenthumsrechte durch das Factum der Acceſſio nicht 
berührt werden vürften. In diefe Lehre vermochte auch die neue Theorie ber 
PBrocnlejaner nicht einzubringen, weil der falfche Geſichtspunkt, den jie vor- 
fhüßten, auf die Acceifion augenſcheinlich Feine Anwendung erlitt. Die media 
sententia in Betreff der Sp. modte in diefer Acceffionätheorie ein fpecielles 
Vorbild für ihre Zwede finden; während aber bier erft zu beftimmen war, was 
Haupt: und was Neben:Sade fei, eine Aufgabe, deren fi) die Suriften durch 
ihre ſchwankenden und theilmeife willkürlichen Kriterien nur fehr unvolllommen 
entlevigten, half fie fi) dort dur das Eine, wenn aud mißverftandene, Kris 
terium duch (Bol. Dantwardt S. 27 fi.). 
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Bei der Urproduction fand im Laufe der Zeit allerdings der Gedanle Am 
erfennung, dab dem reblichen Befiker eines fremben GOrundes bie von ibm baranf 
producirten Früchte zufallen follen, weil feine Arbeit in biefem neuen Brobucte 
ſich verlörpert bat aber nicht confequent wurde diefer Gedanke feitgebalten, denn 
der im Vindicationsproceſſe unterliegende Beſiher jollte doch, ungeachtet jeiner 
Medlichteit, alle noch eriftirenden Früchte dem Sieger herausgeben (5. 2 Inst. de 
rer. div. — L, 45 &. 1; L. 48 Dig. de adqu. rer. dom.). Die Entwidlung des 
Rechts bis zu dieſer befhräntten Anerlennung war, nad der Daritellung unieres 
Verf. folgende. Urſprünglich, als die Grumditüde noch nicht Gegenſtand Des 
rechtlichen Verlehrs waren, das Saatlorn aber auch originär, oder böchitens durch 
Anleibe erworben wurde, galt der Sab, daß der Örundeigentbümer ein ercelufives 
Recht auf die Früchte feines Grundes babe, und durch Occupation Eigen: 
thum daran eriwerbe, Ein Bedürfniß nach mehreren Neditsiägen über den Frucht: 
erwerb beftand nicht; nur das erfhien bald als nothwendig, dieſem Rechte des 
Grundeigentbümers gegen unrechtmäßige Zueignung feiner Früchte von Seite 
Anderer, einen Schub zu werleiben. Man erwog, daß die hängenden Früdte als 
ſolche ſchon im Gigentbume des Grundbeſitzers jeren, weil fie integrirende Theile 
des rundes bilden, und ftellte ven Sak auf, daß die bloße Separation 
ein felbftänviges Eigenthum am denjelben für ven Grundherrn conftituire. Mit 
dem Aufhören der mirthichaftlichen Iſolirtheit mußten diefe Verhältniſſe ſich än: 
dern; das Saatkorn wurde vielfach durch Tauſch oder Kauf erworben, die Grunde 
ſtücke felbjt gingen aus einer Hand in die andere über. Dadurch ftellte fih mit 
der Uingemwißheit über da3 Eigenthbum des Vormannes die Ungewißheit über den 
eigenen Erwerb ein. Die Ufucapion bradte mohl eine Hilfe, aber dieſe 
fam oft zu ſpät; die ausdrückliche Stipnlation der Gemwährleiftung, aus deren 
regelmäßiger Anwendung weiterhin die gejegliche Verpflichtung zur Gewährleiftung 
bervorging, garantirte nur dag Haben des Grundes felbit, für die Früchte konnte 
der Verkäufer eine foldhe Verantwortung wohl nicht übernehmen. Bon diefen Un- 
zulüömmlichleiten getrieben, fam man zu den Rechtsſätzen, daß der Eigenthbümer 
des Bodens auch die aus fremdem Samen auf feinem Grunde gezogenen Früchte 
erwerbe; daß der Vindicant dem jachfälligen Befiker die Productionstojten der 
reftituirten Früchte vergüten müfle; endlich, daß der redliche Beſitzer das Eigen: 
thbum der von ibm producirten Früdte fchon durch Separation erwerbe 
(f. oben), jedoch nur jo, daß er alle vorhandenen Früchte wieder an den Bindi- 
canten verliere, wein biefer im Procefie gegen ihn fein Eigenthbum behauptet. 

Diefe Beichräntung, meint D., fei aber durchaus unbegründet, fie entipringe 
nur aus der ungenügenden Boritellung, welche fich die Römer von dem wirklichen 
Beduͤrfniſſe des Verkehres gebildet hatten, und müſſe demnach auch im heutigen 
gemeinen Civilrechte als eine Inconſequenz aufgegeben werben. Cbenjomwenig 
nimmt D. einen Anftand, der gemeinen Doctrin eine durchgreifende Umftaltung 
ver Orumdfäge über Accejjion und Specification- zu Gunſten der Ya: 
brication zuzumutben. Ueberall, wo Fabrication, d. i. abſichtliche Umftaltung 
einer beweglichen Sache zu einem neuen, — böberen, allgemein anerlannten Werth in 
ſich tragenden, beweglichen — Dinge, vorliegt, müfle, ohne Rüdfiht auf Benennung 
uud Elaflification des neuen Gegenftandes, der Grundſaß der Broeulejaner, 
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mit der Modification jedoch, zur Geltung gebracht werden, daß nur dem redlichen 
Bearbeiter des fremden Stoffes ein rechtliher Schuß gebühre. Innerhalb dieſer 
Grenze (welche die gemeine Prarid wenigſtens auch bei Handhabung des juftinia- 
niſchen Rechtes in diefem Punkte ſchon früher gezogen bat), fei die Geltung ver 
proculejanijchen Lehre ein focialed Beduürfniß; im allgemeinen Interefje 
müffe die Manufacturinduftrie geſchützt, d. i. die (redliche) Fabrikation als Er: 
werbgrund de? Eigenthums anerlannt werden. Diefes jus singulare will D. 
in jeder Richtung ftrenge durchführen. Wie bei der Erfigung der Grundfa gilt, 
daß das Borhanvenfein der bona fides nur im Momente der Befigerwerbung 
mweientlih, daß meiterhin aber die Meinung des Ufucapienten über fein Rechts: 
Verhaͤltniß zur Sache gleichgültig fei, ebenjo foll es auch bei ver Yabrication 
gehalten werden. Kabrication ift ſchon mit ver erften wertbfteigernden lim: 
formumg des Stoffes eingetreten, nicht erft dann, wenn bie beabfichtigte Waare 
vollendet ift, bis wohin fie regelmäßig verfchievene Stufen der Verarbeitung 
durchzumachen bat. Folglih muß auch ſchon dur jenen eriten Act die Erwer⸗ 
bung, des fremden Stoffe begründet fein. Ferner: gleichwie bei der Grfikung 
eine Entſchädigung des fein Eigenthum Verlierenden nicht Plah greift, ebenſo⸗ 
wenig ift die Gewährung eines Erſatzes für den Gegner des Fabrikanten geredht: 
fertiget. — Wenn D. die Fabrication in den erwähnten Punkten wie die Erfisung 
bebanteln will, fo kann dieß nicht befremben. Er findet naͤmlich das Princip der 
leßteren darin, daß der auf Grund eines rechtmäßigen Titels bona fide erworbene 
Beſiß einer fremden Sadye, fofort ein bedingtes Eigenthumsrecht begründe, welches 
durch ungeftörten Ablauf der Uſucapionsfriſt ein unbebingtes werde. Nur eine 
Halbheit fei e3 geweſen, daß man von dieſer Frift nicht endlich gaͤnzlich abges 
eben babe, wie es doch der Schuß des Verkehres erfordert hätte. 

Zöge der Verf., wie man erwarten follte, aus diefem Principe der Ufucapio 
den Schluß, daß die heutige gemeine Doctrin die Erfigung ganz zu ftreichen, und 
jedem, der justo titulo et bona fide einen Sachbeſiß erwirbt, das Cigenthum ver 
Sache fofort zuzuiprechen habe, weil nur jenes PBrincip wahr, die Aufredhthals 
tung der Ufucapiongfrift dagegen leviglih ein römischer Irrthum fei, fo käme 
wohl feine Rechtstheorie von der Yabrication in Gefahr, ihre Bedeutung zum 
größten Theile zu verlieren, denn ber redlihe Yabrilant wird in den meiften 
Fällen den verarbeiteten Stoff nicht ohne einen rechtmäßigen Titel erworben 
haben, alſo — nah jenem zweiten Sage bereit? Eigenthümer geworden fein, 
bevor er zu fabriciren anfing. Ob der Fabrilant, der die fremde Sade ohne 
justa causa in DBefig genommen, im allgemeinen Intereſſe eines befonderen 
Scheches, nämlich des Nechtöfages: redliche Fabrication gibt Eigenthum, bedürfe, 
möchte, felbft wenn man auf D.'s Standpunkt im Uebrigen einginge, doch noch 
erheblichen Zweifeln unterliegen. Allen noch mehr. Zroß des Beſtechenden, 
weiches an D.s Gonftruction der usucapio nicht in Abrede zu ftellen ift, fcheint 
mir doch durchaus nicht bewieſen zu fein, daß die Erfibungsfrift etwas Unweſent⸗ 
liches bei dem fraglichen Anftitute ſei. Gewiß ift dieſe Aufhebung des Eigen⸗ 
thums etwas, dad aus dem reinen tenor des Rechtes nicht entipringt, ſon 
dern propter utilitatem aliquam flatuirt wird. Nicht jede utilitas vermag aber 
einen Brucd in die Gonfequenz des Rechtes zu rechtfertigen. Das allgemeine Princip 
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der Sicherheit 3 Mechtiermwerbes reicht nicht jo weit, daß es ven Schuh des 
redlichen Erwer d gegen den wahren Eigenthümer in allen Fällen rechtfertigen 
fönnte. Die Si erheit des Erwerbes vürfte jonft vielleicht mit der Unſicherheit 
des Necht3:Wenup 8 erfauft werden. Mag man immerhin einwenben: vigilan- 
tibus jura seripta sunt —; mit ſolchen abjtracten Gäben laſſen ſich rechtliche 
Fragen faum erledigen, denn es iſt eim Leichtes, den entgegengejebten Gefichts: 
punkt ebenſo qut damit au unterſtühen. Abgefeben davon, daß man D.’s Ideen 
jelbft im günſtigſten ir ald Vorſchläge zur Neform des gemeinen Nechts 
gebührend zu ſchaͤhen parte, ſcheint es vielmehr die Nufgabe einer durch gewiſſen— 
bafte Beobachtung des Nechtöverfehrs neläuterien und gefhärften Doctein zu fein, 
über die Bedingungen ins Klare zu fommen, unter welchen eine gänzliche Aus: 
ſchließung der Vindication, ohne alle Erfipung, durd das Bedürfniß des Rechts— 
lebend dringender gefordert werde, al3 die Aufrechtbaltung des aejekmähisen 
Gigentbumes bis zum Ablaufe einer Zeitfrift, welche menigftens nach dem tegel: 
mäßigen Gang der Ereignijle zur Geltendmachung des Rechtes genügen wird. 
Aehnlich verbält es ih m. E mit dem Aabrications:Intereffe, welches D. wohl 
mebr als gebührend betont, Vor Allem balte ich es für umermwiefen, daß dieſes 
Intereſſe eine durchgängige Gleichitellung der Specification und Neceffion verlange: 
mweiter3 kann ich mich aber audy nicht von der Wahrheit der Behauptung überzeugen, 
daß das Intereſſe der Yabrication nur dann als hinreichend gewahrt erfchiene, wenn 
ftet3 mit dem erften Schritte der Fabrication bereit3 das Eigenthum für den 
Fabricirenden erworben wird. Wo liegt da3 Moment, aus meldhem jene confumi: 
rende Kraft der Arbeit, oder allgemeiner ausgedrüdt, der productiven Thätigfeit — 
gegenüber dem beftehenden Eigenthum entipränge? Sollte es nicht genug fein, wenn 
dem Berfehre überhaupt durch die Feftitellung gewiſſer befonders qualificirter Fälle 
unter die Arme gegriffen würde, in welchen 3. B. wegen der befonderen Schwierig: 
feit, über das Eigentum des Vormannes ins Reine zu gelangen, die Vindication 
gegen ben redlichen Erwerber fofort abgefchnitten wird? Pielleiht wäre gegen D. 
auch das noch einzumenden, daß der von ihm vertbeidigte umfaffende Schuß der 
Tabrication al3 folder nur dann in einem (mirklihen oder wermeintlichen) 
„Öffentlichen“ Intereſſe gelegen fein könne, wenn eigentlich gewerbmäßige Speci: 
fication oder Acceffion vorliegt, nicht aber dann, wenn außerhalb der induftriellen 
Sphäre einzelne Acte der Sp. oder A. vorlommen, mit meldhen, wenn fie auch 
unter den Begriff der Fabrication paflen, doch das allgemeine mwirthichaftliche 
Intereſſe zunächft nichts zu thun hat. 

Auch die Lehre von den fog. jura in re aliena hat von unferem Verf. 
eine nicht gering zu ſchätzende Beleuchtung erfahren. Von dem höheren Stand: 
punfte „des Erwerbes der Productivdienfte fremder Sachen und Arbeitskräfte“ 
ausgehend, unternimmt D., die Bildung der Servituten, der Emphy— 
teufis und Superficies, dann gewiſſer obligatorifher Berhältniffe, die 
jenen theilmeife analog find, al3: der Miethe und de8 Pachtes; endlich 
auch des Darleihen's zu verfolgen. Miethe überhaupt gilt ihm als: 
„Kauf des Productivdienſtes von Arbeit oder Capital“, eines immateriellen 
Gutes, der den Maßftab feiner Größe in feinem Werthe bat, und entweder zur 
Grzeugung materiellee Güter, oder auch zum bloßen Genuße dienen könne. 
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Urſprünglich beſchränkte ſich die vermögensrechtliche Vorſtellung der wirthſchaftlich 
iſolirten Römer auf das Eigenthum, der Begriff der Obligation war ihnen unbe: 
fannt, die Nußungen fremder Saden zu fuchen, fam ihnen nur im Notbfalle in 
den Zinn, und das Recht behandelte demnach ganz naturgemäß die Niußungs- 
befugniß an fremden Sachen ſtrict nach dem Vorbilde des Eigenthums. Co ent- 
ftand der Begriff der Dienftbarkeit, — zunächſt der usus —, deren Slauf (reſp. 
Tauſch) die einzige Mietbe war, welche man anfänglich kannte. BVorberrfchender 
Betrieb der Urproduction bei den alten Römern erllärt eg, daß die Grundpienft- 
barfeiten, u. zw. die S. praed. rusticorum die zahlreichften S. find. Aber gerade 
der Begriff der Prädialjervitut konnte nicht fogleih in feiner fpäteren Weſenheit 
entftehben. Aus einem Zuftande der Noth entjprungen, nicht aus dem Geifte der 
Speaulation, konnte das neue Rechteverhältnig von Haus aus nicht übertragbar 
jein; um aber ein vererblicheg Nußungsrecht an einer unbewegliden Sache anzu: 
erfennen, ein Recht, wodurch ein nicht blos ephemeres Bedürfniß eines Grund: 
ſtüces für die Dauer befriediget werden fonnte, mußte man das Grundftüd des 
Berechtigten als Das ceigentlihe Subject des Nutzungsrechtes ſich vorftellen, und 
io entitand der Begriff der Prädialſervitut. Der Dienftbarteit des Gebrauches 
(Usus) geiellte fh jene des Nießbrauches (Ususfructus) bei, als mit der 
Arbeitstbeilung auch ein Nerlangen entjtand, fremde Sachen nicht mehr blos aus 
Noth zu benügen, jondern den ganzen Productivdienfl, den fie gewähren können, 
ih anzueignen. Aud bier wurde das volle Nußungsredt an der fremden Sache 
zunächſt nur nad) dem Mujter des Eigenthumsrechtes conftituirt, und dieß macht 
eben den Charakter des Ususfrucetus aus, deſſen eigentbümliche Behandlung im 
r. R. aus dieſer Entſtehungsweiſe, nah D., am beften jich erklären jol, Vom 
Usus und Ususfructus ging die Redtsbildung zur Miethe und zum Baht 
über, doch nicht früber, als man angefangen batte, jtatt das Gigentbum an 
Sachen durch Mancipation oder Ceſſio in jure direct zu veräußern, durd) Verlauf 
nur mehr das habere lieere zu garantiren. So wie nämlih bier an die Stelle 
des unmittelbaren Gigentbumsüberganges, deſſen man nicht immer ficher fein 
fonnte, nachdem die ntittelbare Erwerbung überband genommen, die Chligation 
aus dem Naufgejchäfte getreten jei, cben jo babe man bei der Beltellung des 
Nutzungsrechtes nunmehr blos die Gewährung der Nußung garantirt, wodurch 
eben das obligatoriſche Verhältniß zwiſchen Pächter und Verpächter jeinen Ur: 
iprung gefunden. Tem Pachte folgte der Erbpadt, der allmälig im Intereſſe 
des Pächters durch eine dingliche Klage geſchützt wurde. Auch die Entſtehung 
der Superficies hängt mit den Pachte zuſammen, indem, nach D. (II. S. 36) 
die Wächter, welche in der Melioration des Pachtgutes nicht jo unbeſchränkt 
waren, wie der Emphyteut ſich häufig ausbedungen batten, Gebäude auf dem 
nepackteten Gute aufführen zu dürfen, in deſſen Beſitz fie von dem Edicte durch 
ein cigenes poſſeſſoriſches Rechtämittel geſchütßzt wurden. — Weit jpäter entftand 
die Tienftmietbe mit ihren Arten; erſt dann nämlich, als Gewerbe und Handel 
zugenommen hatten, der Arbeiter die zu verarbeitenden Stoffe jelbft herbeifchaffte, 
und die Mitwirlung der Yamilienmitglieder und Sclaven nicht mehr hinreichte, 
um bie erforderlichen Arbeitslräfte zu erlangen. 

Schon zeitlicher aber begann die Geldmiethe, das verzingliche Darleihen, 
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feine Nusbild obſchon es auch nur fucceffiv eine freiere und bequemere Geftalt 
erhielt. Dai verzindlice Darleiben aber eine Mietbe fei, baben nah D. die 
Römer in jr e Beit jelbit erfannt; dieß folgert er daraus, daß fie die Zinſen 
usurao (von 18), mich aber, wie früher: nuneupata pecunin nennen, Das 
Darleiben, ju ie jeder andere Ürebitverfrag, meint D., feien jest einfache 
Confenfualveris e, möge es jib num darum banbeln, dab ver zu creditirende 
Gegenitand in rſelben, ober in einer anderen form zwrüdgeleijtet werde; wie 


Pfliht zur Zur mit der Perſection des Vertrages ſelbſtverſtändlich 
nur eine beving: ird erſt Durch die wirkliche Leiftung des Gegenftandes 
eine unbebingte 4). Die Nedtönormen, nad denen Kauf, Mietbe 


und Darleiben zu riyeuen find, müſſen nah D. im Mefentlichen viefelben 
fein, inſoweit nämma nicht vie befondere Natur der MWaare, melde das Object 
der Miethe wird, einen Unterfhied bedinge. Productivpienite eines materiellen 
Gutes laſſen ſich ohne Webergabe des lehteren nicht tradirt denken; und beim 
Darleiben trete noch das Eigenthümliche ein, daß der Verbraud, nicht blos ber 
Gebraud des übergebenen Gutes bezmedt wird, Mietbe und verzinsliches Dar: 
leihen (Geldmiethe), obſchon Arten des Kaufes, erheiſchen alſo doch wieder be- 
ſondere Rechtsregeln. D. ſtellt auch (IT. ©. 37 ff.) eine ganze Reihe von Regeln 
auf, welche im heutigen Rechte Geltung haben ſollen, weil ſie dem Weſen der 
Sache entſprechen und von dem Intereſſe des Verkehres dringend gefordert 
werden, wogegen die bezüglichen römischen Rechtsſätze, falls fie nicht mit ihnen 
übereinftimmen, aufgegeben werben follen. So zmwedgemäß aber auch vide 
diefer Neuerungen erfoheinen mögen, fo muß doch die Bemerkung abermals wieder: 
bolt werden, daß die Jurisprudenz für fih dem gemeinen Rechte nicht derogiren 
koͤnne. Auffallen muß es übrigens fogleih, daß D.'s Ausführung über das 
Weſen des Darleihens auf das unverzinzlihe Darleihen feine Anwendung leidet. 
Bemerkenswerth ift e& auch, daß D. auf der einen Seite die Sachmiethe als 
Speried des Kaufes auffaßt, andererjeit aber wieder (III, ©. 58) fagt: „Die 
Miethe liegt mitunter verftedt, und tritt nicht als befonderer Vertrag hervor. 
So beim Kauf, wenn von der einen Seite geleiftet worden. Die Römer — — 
feben den Kaufcontract im Moment der Perfection materiell als von beiden 
Seiten erfüllt an, und betrachten den Verkäufer als Miether der res vendita, 
den Käufer aber als Nuber eines zinsbaren Darleihend. Daher hat der Ber: 
käufer bis zur Tradition custodiam zu präjtiren; daher trägt der Käufer, wie ein 
Vermietber, das periculum der Sache“ u. |. w. Abgeſehen davon, dab der Ber: 
fäufer, als „Miether” doch nur wieder die Nolle eines Käufers fpielte, muß 
wohl gefragt werben, worin denn das Nequivalent für diefe Miethe, der Preis 
für den Productivdienſt der verkauften Sade beftehen fol? Ohne Entgeld 
gibt es aber feine Miethe. Daß periculum und commodum auf den Stäufer 
-übergebt, dieß zu erflären, bevarf es wahrlich nicht diefer von Dankwardt 
verſuchten Gonftruction. Die Regel, daß der Käufer den rüdjtändigen Kauf: 
preiß wie ein Darleihen vergüten muß, führt Dankwardt (TII. 43) auf die 
allgemeine Anſchauung zurüd, daß, weil der Taufch im meiteften Sinne, den 
Bwed bat, die Formen der Werthe zu wechſeln, alfo eigentlich in Leiſtung und 
Rüdleiftung eines vertragsmäßig feftgeftelten Werthes befteht, die Borleiftung 
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ein Ereditgeben involviren, welches die Verpflichtung zur Zinszahlung begründe, 
weil in einem Staate, wo Yirbeitstheilung bejteht, die Nußung von Werthen 
regelmäßig nur gegen Vergütung zugejtanden werden könne, dieſes mithin ſtets 
als ſtillſchweigende Willensmeinung bei eingeräumten Nußungen zu betrachten fei. 
Nur aus Inconſequenz oder Unklarheit über die wahrhaft allgemeine Natur dieſes 
Principes hätten die Nömer jene Zinspflicht auf ven Käufer beſchränkt. Die heutige 
SJurisprudenz aber habe das wichtige Princip vollftändig durchzuführen. „Wer,“ 
jo formulirt D. fein Princip (TII. 45), „aus einem Qaufchvertrage leiftet, ohne 
die Hüdleiftung zu empfangen, hat dem anderen Contrahenten einen Werth als 
Darleihen gegeben, das big zur erfolgten Nüdleijtung desfelben in der vertrags- 
mäßigen Form, nad ſtillſchweigender Meinung der Contrahenten verzinft werden 
muß”. — Diefe Behandlung der Vorleiftung als ein Darleihen läßt fich freilich 
nicht obneweiter® nah jenen Säßen vornehmen, melde D. (II, 37) über das 
Darleiben aufgeftellt bat. Denn dort beißt es: „die Form des als Darleihen 
bingegebenen Werthes ift gleichgültig. Der Werth muß aber beftimmt fein, wie 
der Gegenſtand eines jeven Contractd. Wenn er nicht die Form des Geldes hat, 
fo ijt eine obiective Beftimmtheit unmöglich, meil der Marftwertb des Gegenftandes 
fein abjoluter iſt, ſondern unbeftimmt zwijchen einem Marimum und Minimum 
liegt. Der Vertrag ift daher erft perfect, wenn entweder der Werth vertrag: 
mäßig durch Taxe oder durch Verlauf des Empfängers feltgeftellt iſt.“ Dems 
gemäß bat die Sache dann feine Schwierigkeit, wenn die im „Zaufch” ver: 
ſprochene Leiftung (welche eben bie Form ift, in welcher der in der Borleiftung 
liegende Werth zurüdgeleiftet werden joll), wie 3. 8. die Leiftung des 
Käufers, in Geld befteht, oder, wenn die Barteien den Werth diefer Leiftung 
(Segenleijtung) bejtimmt auszudrüden für gut befunden. Auch dann mag e3 
obne Anſtand hingehen, wenn im „Tauſchgeſchäfte“ Geloleiftung und Leiftung 
anderer Art ſich gegenüber ftehen, und mit der Gelbleiftung der Anfang gemacht 
wird, fofern diefe als der Werthausdruck der Gegenleiftung gelten fann. Wenn 
aber beiberfeits Peiftungen, die nicht in Geld beitehen, contrahirt find, ohne daß 
eine entiprechende Werthbeftimmung für eine und die andere Leitung fonft vor: 
liegt, wie dann? — muß man unter dieſer Vorausſetzung nicht eine ſtillſchwei⸗ 
gende Schägung nad dem Marktpreife der Leitungen annehmen, um bei erfolgter 
Borleiftung eine Zinsverbinvlichleit des Schuldners der Begenleiftung aus dem 
D.'ſchen Gefihtspuntte des Darleihens annehmen zu können? ch fpreche ſtets 
von dem Werthe der Gegenleiftung; diefer erfcheint eigentlich ala creditirt, weil 
fie die, nach dem Parteienwillen im concreten Falle, weſentliche Form ift, in der 
jener Werth zurüdgeleiftet werden fol, der in der Borleiltung ruht, wie denn 
auch beim Kauf der Käufer nicht den Werth der Waare, fondern eben den Kauf: 
fhilling verzinfen muß. In diefer Meife hätte D.'s Anſchauung, als folde, 
wohl nicht? gegen fich, und man mag einräumen, daß die Römer, wenn fie com: 
fequent vorgegangen wären, nicht bei Verpflichtung des Käufers hätten jtehen 
bleiben follen, den Kaufpreis zu verzinfen. Das aber Tann nod in Zweifel ges 
zogen werben, ob denn die Anerfennung diefer Pflicht überhaupt, als einer auf 
dem ftillfehtveigenden Barteienwillen beruhenden, eine Nothwendigfeit jei, ob es 
alfo nicht ſchon ala überfläffig ericheint, daß die Römer beim Kaufe jo vorgegangen 
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ind? Dab — em D. für feine Theorie angeführte ölonemide Grund wicht 
völlig darch folgt m. & orrade daraus, tab ed im gemähnliäen Verlehre 
den Gentrat- auf eine Vergütung für die eine Zeit lang enfiwhrie Gegenlei: 
Run; mei ht antdmmt, fo bafı fie amd kein Bemuhticin von ter Notb- 


ſchaldeten Leilt erfolgt. Richt einmal beim eigentlichen Geiswarlrihen läbt fi 
die Behamptrı burblähren, daß eb Hillihmeinenn als ein vergnsliches Inben- 
welt werben mu Gamj arwders bei Ormerbölnuten, deren Brifemgen menigitm® 


in den meien -ung ı Xbeiles ibres Provduftivfapitals fi 
darftellt. — Dam — ebaupeer ſein. dab eine Abeptien des Den 
Vrincipes da 9 e Stamirung einer allarmeinm Fimspflide für 
eriheine. Rur mim um comjegiemt zu bleiben, über wie Sphaae ber 
„Zautchverträge” 7” — Yud Has ſchetut miht anzunehmen, dab 
das Darleiben ul an Fe ale Aauf erjdcine Drm rm 
ſteren ftebt iden mar» entzegen, melde: mie bereits 
angedeutet wurb* Einen Begriff, miht Mes unter 
Einen Ramen : be ald Rauf bat aber bie meient:- 
liche Differen; Die Kerwandlung dei „bemameten 


Realcontractes* ais Bomyentualcontractes mu angebängter Eufpenhvberngung — 
welde D. bort eintreten lafien will, wo ein iogenannte? yräparateriiche: Pactum 
(de deponendo etc.) vorliegt, if, da derlei pacta nach beutigem Rechte alme 
Zweifel Hagbar find, im beften Falle nur ein neuer Terminus obne eigentlichen 

Um vie gegenwärtige Grörterung der D.'ihen Schrift nit allzumeit aus- 
zupehnen, follen nur noch zwei Punkte and dem Abidmitte über ven Credit 
berauögehoben werten. D. entwidelt (IIL 38 f.) richtig die Gründe, aus tunen 
die Römer dazu Eımen, ein fogenanntes depositum irregulare anzımelimen, aber 
die juriſtiſche Eonftructiom, ren Geſchäte gibt, ſcheint mir wicht 


Ratthaft zu fein. Er fagt: „E3 kann ein ahitracter Werth deponirt werden, und 
die dieſen Werth audprüdende Sadye formell in das Gigentbum des Depeſitars 
übergeben, während ber deponirte Werth materiell in dem Bermögen des Depe- 
nenten bleibt.” — Die Römer „fühlten, dab eine Zumme Geldes in das Gigen- 
föune, aber fie kamen nicht auf das Depofitum eines abitraden Wertbei.” — 
„Die heutige Theorie des Civilrechts ftebt aud hier ganz auf dem Stantpunfte 
der römiihen Juriſten und if daber aud in diefer Materie voller Gontroverien. 
Die Aufgabe unierer Jurisprudenz ift bier, die Duntelbeit des römischen Rechts 


fein, und im lekteren Falle vie den Werth repräjentirente Sache in daB 
Eigentum des Tepofitars übergeben lünne, ohne daß dadurch das Ge 
fhäft aufböre, ein Depcfitum zu fein. Damit find alle Gontroverien bejeitiget.” 
ier entftcht zunächit die Frage, mad es bebeutem ſolle, wenn gejagt wirk 
daß „ber Werth im Vermögen des Deponenten“ bleibe? Dieb lang einen jinc- 
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fachen Sinn haben; entweder, daß er eine Forderung darauf, oder, daß er ein 
Eigenthum daran habe. Das Lebtere ift nicht denkbar, weil etwas Abftractes nicht 
Gegenftand des Eigenthumsrechtes fein kann; das Gritere, dad Forderungsrecht, 
welches beim eigentlihen Depojitum neben dem etwaigen Eigenthumsrechte bes 
Deponenten beiteht, bleibt hier allein übrig, umd die Forderung auf ein genus, 
nicht die auf eine species, weil dad Deponirte als abftracter Werth gedacht wird, 
Dadurch fällt denn doch der ganze Verwahrungs:Charalter wieder zufammen, und 
das reguläre des Gejchäftes fteht im vollen Lichte da. Iſt nicht das Deponi: 
ren, dad Verwahren eined abftracten Werthes, an fich etwas Incommen: 
jurables? Die Schwierigfeiten dieſer Lehre werben alſo auf diefem Wege nicht gelöft. 

Der weitere Punkt, der VBebenlen zu erregen geeignet erjcheint, ift die Me: 
gation des Realeredits als wirklicher Specied des Credites, eine Nega— 
tion, die unfer Verfaffer III. ©. 45 f. auszuführen fucht. Wer einen Werth nur 
gegen Realſicherheit weggibt, fagt D., credidirt nicht (vertraut nicht an), fonvern er 
taujcht einen Werth gegen einen andern ein, er will den hingegebenen Werth gleich in 
anderer Form zurüd haben. Die Anjicht der Römer, daß die Hypothel einen creditirten 
Werth fichern joll, iſt nad) D. durchaus falfch und die Urjache geweſen, daß ſich das 
Hypothekenrecht in Deutjchland fo langſam entwidelt hat. Die Bedeutung der Hypotbet 
joll vielmehr darin liegen, daß man ein Gut, 3.8. ein Grundftüd, als abſtrakten 
Werth, und folglich als eine Summe Kleiner Werthe auffafien, und vielen ab: 
ftracten Werth ganz oder theilweife in Geld umfeßen kann, waͤhrend man das 
But jelbit (Cigentbum und Genuß) vollftändig behält. Die Hypothek fungirt fo 
als „Bas finnreihe Mittel, dem, melder eine Summe Geldes nöthig hat, viele 
zu verſchaffen, wenn er weder Credit hat, eine Anleihe zu machen, noch ein Ob: 
jet visponibel, um es verlaufen. Er behält fein Gut in concreto, und verfauft 
ed ganz oder theilweiſe in abstracto.* — „Der Käufer des Gutes oder einzelner 
Theile (der jogenannten Pfandgläubiger) begnügt ſich mit der von der Staasge⸗ 
jellfchaft garantirten Möglichleit, d. h. mit dem Rechte, es beliebig oder zur 
feitgefeßten Zeit zu erlangen.” Aber dad Eigenthum, welches der fogenannte 
Schuldner an der Hypothek behält, ift nad D. doch wieder nur ein formelle3s, 
und der Schuldner in der That nichtö weiter al der |. 9. Pächter feiner Creditoren! 
— Die eventuelle Veräußerung, die im Begriffe der Pfanpbeisellung liegt, er: 
feınen ſchon die Römer an; folgt aber aus dieſer Ratur bed Pfandrechtes, 
daß der Pfanngläubiger materiell da3 Cigentbum der Pfandſache erlangt, und 
das Recht des Verpfänders ein nudum jus ſei? Müßte man die Befreiung der 
verpfändeten Sache vom Pfandnexus nad) diejer Auffaſſung nicht als eine neue 
(Rüd:) Erwerbung des Eigenthums von Seite des Pfandſchuldners, fpeciell, in 
dem regelmäßigen alle der Tilgung der Schuld durch Zahlung al? einen Rüd- 
tauf behandeln, und gebt diefes an, ohne die größte Verwirrung in die geltenden 
Rechtöregeln zu bringen? Was die Auffaflung des Nealcredites an fi durch 
D. betrifft, fo fcheint mir die Beftreitung feiner Credit, Natur auf einer Nichtbes 
achtung des fogenannten perfönlihen und realen Momentes im Begriffe 
des Credites zu liegen, welches aub bei dem Realcrepdit feine Rolle 
jpielt, bier aber durch die, vermöge der Vinculirung eines beſonderen Ber- 
mögenöbeftondtheiles des Schuldners oder eines Dritten gegebene, Sicherheit in 

E* 
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ven Hinfergrund gebrängt erfcheint. Die Gefahr des Gläubigers ſchwindet freilich 
in eben dem Berbältmiffe, in dem die Hypothet ibm Dedung zu gewähren ver: 
mag; allein von dem Punkte, in welchem dieſe Dedung nad den concreten Um: 
ftänden fat als eine abfolute erfbeinen mag, bi3 zu jenem, wo biefe Dedung 
beinabe nur dem Namen nad eriftirt, ſind unendlich viele Abitufungen: ver Ge: 
fahr für den Gläubiger möglich; je größer fie wird, deſto mehr kommen das per: 
ſönliche und reale Moment des Credites überhaupt — die bona fides des Schulv: 
ners und feine fonftigen Vermögensverhältniſſe — zur Bebeutung, und vindiciren 
fich jelbft im Zinsfuße ihren Ausdruck. Hann man abjtract die Grenze bejtimmen, 
wo bie Gefahr beginnt, und mit ibr ber Begriff deö „Creditirens“ feinen An: 
fang nebmen foll? Gibt es doch jelbjt bei Gewährung des jogenannten Berjo: 
nalcredites Fälle, in denen die Gefahr auf Null ſich reduciren mag, wo In— 
divibualität und Vermögen des Schuldners, dem ohne Pfand creditirt wird, einer 
„claſſiſchen“ Hypothel gleichjteben, obne daß die Subjumtion jolder Faͤlle unter 
das Ereditgeben einen Anſtand findet. Daß der Pfandgläubiger ven gegebenen 
Mertb in anderer Form will, verändert aljo die Sache nicht, der andere Werth 
ift eben nur die Siherbeit, uno bieje ift ein Helatives. — Ich kann mich 
demnach noch nicht überzeugen, daß die herrſchende Auffaſſung falich jei *). 
Prof. Dr. Dworzak. 


%. v. Mohl. Die Geſchichte und ſiteratur der Staatswilfenfchaften. In Monogra— 
pbien dargeftellt. III. Band. Erlangen 1858. 4. XV und 851 ©. 

Es freut mich unendlich, daß es mir, der ich den I. u. II. Bd. des vorfteben: 
den Werkes in Haimer!’3 „Magazin f. Recht: u. Staatswiſſenſchaft,“ (XI. Bd., 
p. 126—130, XIV. Bd., p. 136-140) angezeigt babe, vergönnt ift, auch den 
Schluß desfelben einer kurzen Beiprechung zu unterziehen. Und indem ich Alles, 
was zum Lobe der erften beiven Bände gefagt wurde, mo möglich noch vermehrt 
auf dieſen vorliegenden dritten beziehe, eile ich, um den geringen mir zubemefjenen 
Raum ja nicht zu verfchwenden, zur Charafteriftif des Inhalts. Diefer 3. Band 
enthält 8 Monographien (Nr. XII—XX). Die XIU. ift der erfte und zwar fo: 
gleich mit meifterhafter Vollitändigkeit und Form gelungene Verſuch einer Literas 
tur-Ueberfiht des „Franzöfifhen Staatsrechts.“ Er fchließt fih an die 
Monographien des 1. und 2. Bandes über philofophiihes und conjtitutionellez 
Staatsrecht, dann die Staatsrechte der Schweiz, von Nordamerika, England und 
Deutfchland. — Die Bedeutung der franzöfifhen Staatsrechts-Literatur liegt nun 
nicht etwa darin, daß gerade Frankreich namentlich in Bezug auf Verfaffungsrecht 
gleihfam den Ton angibt im öftlihen und weftlihen, vornehmlich aber im mitt. 
leren Europa — denn in Hinficht der Verfaſſungsrechts⸗-Literatur kann man ficher 
wicht fagen, daß fie in Frankreich irgendwie, am allerwenigiten durch Feſtigkeit 
der Grundſätze und Gediegenheit des Charakters auögezeichnet fei; — ihre Be: 
deutung liegt im Gegentheil gerade dort, wo fie noch gar nicht erfannt wurde: 
im Verwaltungsrecht. Es ift der Mühe wertb, bei von Mohl gerade dieſe Ab: 


*) Gegen die willfürligen Conftructionen D.'s erflärt fih au itting in 
Goldſchmidt's ri r Handelsrecht, IL Ban 1. EAN, ©. 1 f. 
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Schnitte genau durchzuleſen, und e3 wäre zu wünfchen, daß feine Arbeit deutfchen 
Gelehrten den Anlaß böte, die trefflihen Abhandlungen der Franzoſen im geges 
benen Falle zu benügen, ihre Grfabrungen in Deutichland befannt zu machen. 
Die XIV. Monographie gibt einen Weberblid der Schriften über die Gefchichte 
der politifhen Oekonomie, mobei ich nicht unterlaflen darf, vie treffliche 
Cinleitung über „ven bisherigen Verlauf der Wirthſchaftslehre“ hervorzuheben, 
in welder Mohl auf wenigen Seiten eine fo treffende Charakteriftift und Kritik 
der biöberigen voltswirtbfchaftlihen Syſteme gibt, wie fie mander Compilator 
auf zehnfachen Raume und mit einem vielfach größern Aufwand von Worten 
nicht zu erreichen vermag. Die XV. Abhandlung ift der allgemeinen Litera— 
tur der Politik gewidmet, die XVI. der Gefhichte und Literatur der 
Bevöllerungslebre, die XVIL der Machiavelli-Literatur. Bei dem 
Intereſſe, welches Machiavelli überall erregt, bei der Berfchievenheit ber 
Anfichten über ihn, werden mir vielleicht die Lefer Dank willen, wenn ich fie in 
Kürze mit dem inhalt der Mohl'ſchen Monographie belannt mache. Um bievon 
einige Worte mehr fagen zu können, übergehe ich die trefflihen Abhandlungen 
Nr. XV und XVI, deren Inhalt die Titelüberfchrift ziemlich genau andeutet. — 
Nach einer furzen Andeutung über die mannigfahen Anfichten, die feit mehr als 
drei Jahrhunderten über Macchiavelli ausgeſprochen und geichrieben wurden, 
ftellte er zunächſt jene Thatſachen feft, an deren Richtigkeit fein Zweifel fein kann, 
und die auf feine Beurtbeilung einen wefentlihen Einfluß nehmen. Es ift nöthig, 
fie auch bier in Kürze vorauszufhiden. — Unzweifelhaft ift e3 erftens, daß M. 
der populären und anti:mediceifhen Partei in der größern erften Hälfte feines 
Lebens und während feiner ganzen Pienftlaufbahn angehörte, daß die Medici ihn 
entichieden zu ihren (Gegnern rechneten, ihn als foldhen verfolgten und mißhans 
delten. Einführung einer Fürſtenherrſchaft war aljo jedenfalls nicht feine urfprüng« 
liche Richtung. Eben fo unzweifelhaft ift eg aber zweitens, daß M. nach der 
Wiedererlangung der Herrſchaft von Seite der Medici ſich dieſelben zu verjühnen 
und wieder in öffentliche Dienite zu treten ſuchte. Dieſes aber, theil3 weil er Ar: 
muth nicht vertragen konnte, theils aus Gemohnheit ſtaatlicher Beichäftigung, 
theil3 endlich, weil er fich feiner Fähigleit bewußt war, und diefe nicht unbenußt 
lafjen wollte. Unbeftreitbar zeigen ferner die eigenen Schriften Macchiavelli's, 
daß er einerjeit3 Ratbichläge zur Gewinnung und Grhaltung der gemaltfamften 
ürftenberrichaft ertheilte, andererfeit3 aber, und zwar volllommen zur nämlidhen 
Zeit, von den fo eben angeratbenen Mitteln erklärte, fie ſeien höchſt grauſam und 
widerftreiten nicht nur allen chriſtlichen, fondern ſchon allen menjchlichen Gejegen, 
und dab er Lehren ausarbeitete, von welchen er die fiegreidhe Kräftigung einer 
reinen Volksherrſchaft hoffte. Bei einem gerechten und vollftändigen Urtheil muß 
beiden Richtungen Rechnung getragen werden. Einem ernfthaften Zweifel kann 
es dann nicht unterliegen, daß M. feine Rathſchläge zur Erlangung gemwaltfamer 
Fürftenherrfhaft in vollem Ernfte machte. Nur ein falfcher Verteidiger kann daher 
zu einer Annahme verftedter und dem offenen Anfcheine zumiderlaufender Abfichten, 
zur Unterftellung einer Satyre over zur Behauptung einer bloßen Schilderung ber 
Wirklichkeit verführen. — Daß fünftens die Schrift vom Yürften und bie Erörs 
terungen über Livius zu gleicher Zeit gefchrieben find, ergibt fi aus mehrfachen 
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gegenjeitigen Beziehungen der beiden Werle auf einander. Es find alſo dieſelben 
nicht eiwa der Ausdruck einer zu verjchiedener Zeit und nad) verſchiedenen Gr: 
fabrungen abweichenden Meberzeugung; fonbern ihr Inhalt muß als gleichzeitige 
Lehre des Verfaſſers erflärt werden. — Einem Streite lann ferners nicht unters 
liegen, daß ein großer Theil der zur Befefligung der Fürſtenherrſchaft ertbeilten 
Rathſchläge, und daß wenigſtens einige der für Freiftaaten aufgeitellten Negeln 
den allgemein anerkannten Grundſäten der Eittenlebre, des Rechtes und ber 
Neligion geradezu zumiderlaufen. Eine vollftändige Beurtbeilung des Mannes 
und feiner Werle lann daber nicht in einer einjeitigen Hervorhebung feiner gro: 
ben geiftigen Begabung befteben, ſondern es gebört auch eine Würdigung der 
fittliben Seite unerläßlih zu einem volllommenen und umfaſſenden Abſchluſſe. 
Enplich ift es nicht bloße Bermutbung, fondern flare Thatſache, daß M. vie Ver: 
treibung der Fremden aus Italien mit eindringlibitem Eifer verlangte; und es 
ift jomit urkundlich nicht begründet, daß er feine Matbichläge immer nur mit 
Rückſicht anf den nächſt unmittelbar vorliegenden Fall abgegeben und feine weiter 
liegenden Ziele in's Auge gefaßt babe, 

Bon diefen thbatfählichen Grundlagen aus gibt Mobil die folgende Löſung 
des Räthſels feiner Zwecke und jeiner Gefinnungen. 

Da das gleichzeitige Verfolgen der beiden entgegengefebten politiiden Rich: 
tungen unmöglih und ein Widerſpruch in fi ift, fo bleibe offenbar nur übrig, 
daß M. eine Aufeinanderfolge feiner verfchiedenen Rathſchläge beabfichtiget habe. 
Sein Wunſch war eine Berbefferung der Zuftände Staliend, ein Herausarbeiten 
des Landes und Volles aus feiner grauenhaften Berverbniß aller Art. Eine ſolche 
Wiederberftellung bielt M. nur durch einen unbefchräntten, allen Widerſtand 
niederwerfenden Fürſten für möglich. Mit Recht ſagt fhon Rante, daß M. ven 
Zuftand Italiens fo verzweifelt gefunden habe, daß er wagen zu müffen glaubte, 
ihm Gift vorzufchreiben. — Wa3 aber den oft fo entießlih unfittlichen Inhalt 
feiner Lehren anbelangt, fo ift weder eine Wegleugnung, noch eine Rechtfertigung 
oder Entichuldigung, wohl aber eine Erklärung möglich. M. muß in feiner Zeit 
begriffen und als Erzeugniß bderfelben betrachtet werden. Der fittlihe Zu: 
ftand Europa's, namentlih Staliens, am Ende des 15. Jahrhunderts war ein 
höchſt unerfreulicher, vorab im ftaatlihen Gebahren. Hiezu fümmt, daß das 
Pabſtthum eben damals bei feiner tiefiten Entartung angelangt war. Es find 
weiters der italieniſche Vollscharalter überhaupt und die eben zu ausfchließlicher 
Berehrung gelangten wieder aufgefundenen antiken Schriftfteller in Anſchlag zu 
bringen. — In Bezug auf die Bedeutung der politifhen Arbeiten M. für vie 
Wiſſenſchaft ift einmal nicht zu verfennen, daß fie, und zwar in Menge, präd: 
tige einzelne Säbe, die Früchte glüdlichiten Scharffinng, ſcharfer Beobachtung 
und großer Welt: und Menfchentenntniß enthalten. Es find Wahrbeiten, 
weichen allgemeine Anerkennung gebührt, und welche ohne weiters als Ariome 
dem Gedaͤchtniſſe eingeprägt und als Negeln des Handelns befolgt werden fünnen. 
Zweitens ift feine Methode eine treffliche. Seit Ariſtoteles war er wieder der 
erfte, welder die innern allgemeinen Gründe der von der Gejchichte erzählten 
und von ihm felbit erlebten und beobachteten Thatfachen aufzufuchen ſich bemühte 
und aus den einzelnen Erſcheinungen auf die Urfachen ſchloß. Dennoch ift es 
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unrichtig, ſeine Leiſtungen als im Ganzen gelungen darzuſtellen. Er kannte keinen 
Unterſchied zwiſchen dem Staate der Neuzeit, deſſen Aufgabe die Förderung der 
einzelnen Theilnehmer durch die Geſammtheit iſt, und dem antiken Staate. Er 
unterfhäßt die Menſchen, indem er fie für ſämmtlich und durchaus ſchlecht hält. 
Cr berückſichtigt weiters nur einen Theil der von ihm felbft anerfannten Staats⸗ 
berrihaften. Eine Treuloſigkeit und SHinterlift, wie fie wenigftens für den Fall 
eined daraus folgenden Nutzens zur Erwerbung und Befeftigung der Herrſchaft 
angerathen wird, würde fich felbjt vernichten, indem, wie ſchlecht auch die Men: 
fhen immerhin fein mödten, fie dod in keinem Falle jo einfältig gedacht werben 
dürfen, daß fie nicht aldbald durch eine joldhe Handlungsweiſe mißtrauifh mwürs 
den. Dann aber, und hauptſächlich erfcheint es als ein Irrthum im Urtheile, 
wenn M. glaubte, daß ein verborbenes Volk durch eine Gewaltherrſchaft würde 
geſtählt und dadurch zur Freiheit befähigt werden. Der von M. mit fo großen 
Opfern an Recht, Glüd und Sittlichleit vorgezeichnete Weg ift niht nur gefährs 
(ih und unſicher, ſondern es ift felbjt möglih, daß er immer meiter won Erreis 
hung des vorgejeßten Zieles abführt. 


So mwägt Mohl in feinem Urtheile über M. mit gleihem Maße je nad) 
ben verfchiedenen Beziehungen Lob und Tadel zu, und behandelt feinen Gegen: 
ftand in noch nie dageweſener Vollſtändigkeit. 

Höchſt intereffant ift die folgende Monographie über Jeremias Ben 
tbam und feine Bedeutung für die Staat3wiffenfhaften. Yeres 
mias Bentham ift unftreitig einer der bedeutendſten Köpfe, vie je eriftirt ha⸗ 
ben. Auch ift fein Name in Aller Munde. Aber freilih für die Meiften nur vom 
Hörenjagen, nicht von einer Belanntfhaft mit jeinen Leiftungen. Jene alfo, 
denen es ernftlid) um eine Ermeiterung ihres ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſichtskrei⸗ 
jed zu thun, finden hier die bequemjte und wegen der zierlichen angenehmen 
Screibart Mohl's, einladendfte Gelegenheit dazu. 

Die letzten beiden Monographien (Nr. XIX und XX) endlich beichäftigen 
jih mit den Schriften über ven Begriff der Statiftil und den für 
den ftaaatsmiffenjhaftliden Stoff beftimmten Jahresſchriften. 

Ein umfangreihes Schlußwort (p. 705732) beendet ein Merk, das 
durch die geiftreihe Art der Behandlung, den Umfang des darin niebergelegten, 
allen Zweigen der Staatswiffenfhaft entnommenen Willens, eine immenfe, Stau: 
nen erregende Siteraturfenntniß, die unverhüllte Offenheit, und die nah allen 
Seiten hin gerechte Abmägung des Urtheils, endlich durch die liberale, nirgends 
ercentrifche Anſchauungsweiſe des Verfaſſers eine hervorragende Erſcheinung der 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Literatur, überhaupt ein Wert ift, das in mehr als einer 
Beziehung nicht blos alles Lob der Gegenwart und Zukunft, fondern insbeſondere 
au allen Dank der Yünger der Wiſſenſchaft im reichften Maße verdient, und 
eine fo angenehme interejlante Lectüre bietet, daß Niemand — der überhaupt 
Muje findet — diefelben verabfcheuen follte. R.v. Mohl aber hat ſich mit vorftehens 
dem, in allen 3 Bänden an 130 großen Octavbogen ftarlem Werke, in welchem 
er außer der Charakteriftil vieler Staatsgelehrten und vielen allgemeinen Leber: 
fihten an 4000 zum Theil höchſt umfangreiche Werke aus eigener Kenntniß mehr 
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cder weniger ibrlich beſprochen bat, — ein unvergängliches Dentmal großen 
Ruhmes ge’ 

Am ? findet fid ein genaues Literatur-Regiſter von 100 Seiten und 
cin Sachri velhe beide das Wert auch zum Nachſchlagen ſehr handſam 
machen. — Dr. E, 9, Eofta, 
Carl Freiherr na Gbrnig, Wefterreichs Mengeflaltung 1848—1858, Stuttgart und 

. Augsbur 

Das vorfi e unferer Piteratur, und iſt nament- 
lich ganz geeigne., - une wet Djlerreichiihen Staatäbürger ein 
Bild zu geben vı ı und umfaflenden Aenderungen, welche im 
fegten Decenniun, . $ erwaltung zur. Geltung aelang- 
ten, jo wie von dei Werk iſt aber nicht blos für jeden 
Gebildeten von gro jür den Staatämann felbit, und 
für diejenigen, den ıtliben Dingen Aufgabe und We- 
ruf ift, von großen wu icht blos Den Inhalt aller in ven 
verichiedenen Verw ‚ afleneı lebe und Verordnungen in präg: 


nanter Kürze und in upemummger zineinanverreibung — jondern von Ezörnia 
gibt auch die wichtigften Gründe der umfaffenden Nenverungen und nidt felten 
die ftatiftifchen Refultate derfelben. Das ganze Gemälde der Neugeltaltung Defter: 
reichs ift zwar einerfeit? ein wichtiger Beitrag zur Gultur: und Rechtsgeſchichte 
des Kaiferftuates, andererfeitd aber und vornehmlich ein Bruchjjtüd feiner Stati- 
ftit, wie es allen ftatiftifhen Darjtelungen als Mufter gelten könnte, 

Die Bedeutung des umfangreihen Wertes it außer jeinem höchſt 
anziebenden Inhalt auch in der Perſon des Verfaſſers zu ſuchen. Den 
höchſten Sphären ver Civilverwaltung angebörend, fest ſchon jeine in die Oeffent- 
lichkeit greifende Thätigfeit in gerechtes Erftaunen. Sieht man, wie v. Czörnig 
an der Spike ber Direction für adminiftrative Statiftif, der Gentralcommilfion 
für Erhaltung der Baudentmale, und der k. k. geographiichen Geſellſchaft unab: 
läſſig tbätig iſt, kennt man jeine trefflihen, in den ftatiftifchen Mittheilungen 
veröffentlibten Verwaltungsberidte, lieſt man von feinen Vorträgen in der 
f, Akademie — jo frägt man erjtaunt, wie es möglich iſt, daß Ein Menſch noch 
nebenher jo genaue Kenntniß der Geſetzgebung aller Verwaltungszweige unferes 
mweitausgedehnten Kaiferreihes habe, woher er die Zeit nimmt, ven Inhalt und 
die Wirkungen derſelben in ſolch' blühenver und beredter Weife ſachgemäß vorzu: 
tragen und zur allgemeinen Kenntniß zu bringen! 

Sreili aber war eben nur ein Mann von der Stellung des Freiherrn v. 
Czörnig berufen und in der Lage, ein ähnliches Werk zu fchreiben. Nur er 
fannte die geheimen Beranlaffungen mander Verfügungen, die ung hier, fei es 
blos angedeutet, ſei e3 zum erſten Male, ausführlicher vorgeführt werden; nur 
ihm ftand das hiezu nöthige ftatiftifhe Materiale in ſolch' umfaffender Weife zu 
Gebote. | 

Ter ganze Stoff ift nad einzelnen Verwaltungsgebieten gejondert. Nach: 
dem zunäcft „bes Reiches Erſchütterung“ und „Befeftigung” — ein biftorifcher 
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Rüdblid auf die älteren Zuftände vor 1848 und die Grundlagen der Neugeftal: 
tung — geſchildert wurden, folgt die Darftellung der Reformen: im Behörden: 
und Verwaltungs-Organismus überhaupt, in den auswärtigen Angelegenheiten, 
in 2erfaflung und innerer Verwaltung, in Bezug auf öffentlihe Sicherheit, 
Rechtspflege, Finanzen, Handel, Gewerbe, Schifffahrt, Hilfsanftalten des Ber: 
kehrs, CommunilationssAnftalten, Landwirthſchaft, Forit:, Berg: und Hüttenwefen, 
Unterridt, Gultus, Heer und Marine. 

Eine Reihe von Nahträgen ergänzen die Darftellung der Neformen gleich: 
mäßig für alle Theile des Werkes bis zum 1. April 1858. 

Der Inhalt gliedert fi eigentlih in Betreff der Form ver Darftellung in 
3 Abtheilungen. Der laufende Text der Paragraphe enthält den biftorifchen Gang 
und das Urtheil über den Erfolg jammt den Ergebniſſen ver’ behandelten Zweige 
öffentliher Thätigkeit; die darauf mit fleinerer Schrift folgende Auseinander: 
jebung bringt den Tert der bezüglichen Geſetze und Verordnungen in möglichft 
getreuem, oft jehr kurzem Auszuge, jo wie das ftatiftifche Material über den Ers 
folg der behandelten Einrichtungen, in den Anmerkungen endlich werben die ein⸗ 
ihlägigen, noch in Kraft ſtehenden Geſetze und Verordnungen nad ihrem Datum 
(gleihjam ald Quellencitate) angeführt. 

In einigen diefer Anmerkungen find michtigere Statute, das Goncordat, 
die Statuten der Gredit:Anflalt und der Escomptegeſellſchaft 2c. wörtlich abge: 
deudt. Ich glaube, es wäre zmedmäßiger geweien, diefe Ausnahmen nicht zu 
machen. Für den gemwöhnlidhen Leſer paßt eine auszugsweiſe Mittbeilung des 
Inhalts; wem am Wortlaute des Tertes gelegen ift, der muß ohnedieß überall 
zu den uriprünglihen Quellen (Wiener Zeitung und Reichsgeſetzblatt) zurüdgreifen. 

Schwer vermißt wird ein Hegifter. Wenn man dad Buch durchgearbeitet, 
fennt man erjt dejlen Werth und bedauert dann, daß der Mangel eincd gut und 
vollftändig gearbeiteten alphabetiſchen Regiſters nicht das öftere Nachſchlagen er: 
leichtert. Ein folder Mangel follte heut zu Tage bei feinem Buche mehr gerügt werben. 

Einen Auszug des Wertes zu geben, iſt bei beſchränktem Raume nicht 
möglih. Eben jo wäre es ungerecht, bei gleicher Gediegenheit Einzelne hervor: 
zuheben. Nur die Ausführungen des 17. Paragraphes (über die Grundentlaftung) 
weichen in ihrer Form fo mwefentlih ab, daß man die Vermuthung nicht hintan- 
halten fann, daß fie einer andern Feder ihren Ursprung verdanken. Die Abwei: 
hung gereicht ihnen nicht zum Vortheile. Es ift natürlich auch bier die Genauig- 
feit und Richtigkeit der einzelnen Ausführungen ganz außer Frage. Aber die 
Darftellung ift zu detaillirt und ermüdet um fo mehr, als — menigitens bie 
Grundentlajtung — ſchon faft blos der Geſchichte angehört. 

Natürlich thut dieſes der Vortrefflichleit des herrlichen, prachtvoll ausge: 
ftatteten Wertes im Ganzen nicht den geringften Eintrag. Es wird ficher jeder: 
mann, der an Oeſterreichs „Neugeſtaltung“ das verdiente Intereſſe nimmt, und 
ben wichtigen Zeitabjichnitt des lebten Decenniums nah allen Richtungen bes 
ftaatlihen Lebens tennen lernen will, das Werk des Freiheren von Czörnig 
nicht anders, denn mit bejonderer Befriedigung aus der Hand legen, und ed wird 
ihm klar werden, daß es neue Bahnen find, in die das Leben der Völter Defterreichs 
geleitet wurde — Bahnen, über deren Zwedimäßigleit zum Theil bereit ent 
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ſchieden ift, zum Theil das Endurtheil noch im Schooße ver Zukunft liegt; Möge 
es immer beißen, was ber. Berfafler jo ſichtlich wünſcht „Aller Ehren ift Deiter: 
reich voll,“ Dr. €, 9, Eofta, 


Weber Binstaren und Wuchergeſehhe Bon Dr, Theodor Rizy, Vicepräfidenten bes 
öfter. Oberlandesgerichts. Wien, Braumüller 1859, 


Das vorliegende Werk gebört auch für diejenigen, bie nicht die Anficht 
des Heren Verfaffers theilen lönnen, zu den bedeutenden Erfcheinungen in ber 
anſchwellenden MWiucherliteratur. Wir haben früber ſchon auf das Bud von 
Braun und Wirtb bingemiejen *), das biefe Frage gleichfalls von bem 
biftoriichen Standpunkt erörtert. Das Werk des Heren Verfaffer hat ſich im 
Weſentlichen diefelbe Aufgabe gejtellt, Wir ſtehen aber keinen Augenblick an, 
e3 in jeder Beziehung für eine weit beveutenbere Arbeit zu halten, ald die oben 
erwähnte. Und zwar nicht blos darum, weil wir bier wirkliche hiſtoriſche Studien 
finden, denen es nicht jo jebr um ben Beweis eines Sabkes als vielmebe um die 
Feftitellung einer gegebenen hiſtoriſchen Thatſache zu tbun ift, ſondern auch dep: 
halb, meil ſich dieß Werk das BVerdienft erworben bat, die vielbefprohene Frage 
nah der angebliben Aufhebung der Zinstaren durch die franzöfiihe Revo: 
Iution einmal definitiv zur Erledigung zu bringen. Freilih müfjen wir troß der 
eben fo gründlichen als lichtvollen Darftellung des Herren Verf. in Einem Buntte 
anderer Meinung fein. Wir geben zu, daß der Beweis geführt ift, daß eine 
pofitive, gejeßlihe Aufhebung des Wuchergejeßes während der franzöfiihen Re— 
volution nicht ftattgefunden hat, wie es ſchon Troplong behauptete. Allein 
anderſeits iſt es wohl eben jo menig zweifelhaft, daß factiſch keine Befchrän: 
ungen des Zinsfußes beilanden haben, und daß eine Klage wegen Wuchers in 
biefer Zeit weder vorgekommen ift, nod von den Gerichten angenommen worden 
wäre. Eine Wiederherftellung der Zinstaxen — menn man fie denn durdaus 
von dem MWuchergefeße fcheiden will, was allerdings manches für fi) hat — wäre 
nicht nöthig gemejen, wenn nicht factiich jede Beſchränkung des Zinsnehmens 
verſchwunden gewejen wäre; leßteres fchon deßhalb, weil überhaupt die alten 
königlichen Gejehe nit mehr galten, und mwährend der Revolution weder die 
Richter noch die Advocaten wagten, ſich auf viefelben zu berufen. Man wird da 
ber mit dem Heren Verf. durchaus darin einig fein können, daß feine gejebliche 
Aufhebung derfelben ftattfand; nicht darin, daß fie überall nicht aufgehoben wor: 
den feien. Mit großem Recht bat der Herr Verf. in feiner Arbeit ferner befon: 
ders hervorgehoben, daß der Rentenkauf ein wejentlihes Moment in der Ge: 
fhichte der Zingformen bildet. Der Rentenfauf und das Ewiggeld gehören über: 
haupt zu denjenigen Inſtituten, die noch keineswegs hinreichend unterſucht find, 
und deren mirthichaftlihe Seite vor allem befonderer Beachtung bedürfte. Wir 
bedauern nur, dab der Herr Verf. nicht eben jo ausführlich auf diefen, im Grunde 
viel wichtigeren Punkt eingegangen ift, als auf die formelle Frage über bie frans 
zöſiſche Wuchergejeßgebung. Vortrefflih gelungen ift dagegen die Darftellung und 
Charalterifirung der neunen Wuchergefebgebung in Deutichland, die in zwei Gruppen 


) Haimerl's Magazin f R. u. St. W., 14. Bo., ©. 399—424. 
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getheilt wird; bie eine, deren Vertreter Würtemberg ift, betrachtet das, was fie 
als Mucher erfennt, vom Standpunkt des polizeilichen Verbots, die andere, 
die in unferer noch immer geltenden Gefebgebung ihren Ausdrud findet, fieht in 
dem ungeſetzlichen Zins geradezu ein Vergehen. Zwifchen beiden fteht die baden’fche 
Geſeßgebung, melde das Bergehen nur dann findet, wenn die „Noth“ des Geld: 
bebürftigen zu höheren Zinſen ausgebeutet wird. Wir dürfen jeden Lefer auf 
diefen Theil der Schrift ald auf den am meiften anregenden und Harften ver: 
weifen. Derfelbe gibt uns aber Anlaß, mit wenig Worten nochmals auf bie 
eigentlihe Hauptſache zurüdzufommen. 

Daß nämlih die Ausbeutung der Noth ein Vergehen fei, ift nicht blos 
vom höheren moraliihen Stanppunlte, fondern fogar von dem rein wirthfchaft: 
(ihen gewiß. Eben jo gewiß wird jeder Verſtändige gerne beide Hände dazu 
bieten, um ein Gefeb ind Leben zu rufen, das diefe Ausbeutung hindert und 
fogar beftraft. Das ift aljo nicht die Frage. E3 kommt nur daraufan, diefe Aus⸗ 
beutung der Noth zu conftatiren. Und hier greift das Wuchergeſeß ein. Es fagt, 
daß jede Zinfennahme über die gejeblichen Zinſen eben eine ſolche Ausbeutung 
der Noth, und gerade deßhalb ftrafbar fei. Dies ift es nun, wogegen bie vers 
ftändigere Bartei, welche dem Wuchergefeße entgegentritt, ſich entfchieven erflären 
muß. Es ift aber ganz einfah nit der Fall, daß eine Meberfchreitung der 
geſetzlichen Zinfen immer, oder auch nur oft, eine Ausbeutung der Noth ift. 
Wer die gegenwärtigen Geſeßgebungen vertheidigen will, ver muß gerade dieſe 
Thatſache behaupten und beweiſen, und da Tann es nicht viel nüßen, dieſe 
Beantwortung und mit ihr die Hauptfache den Vertretern der Nationalölonomie 
oder gar den Finanzmännern zuzuweiſen, denn diefe haben nie gejagt, daß nur 
das Innehalten der gejeklihen Zinfen Leine Ausbeutung, das Weberfchreiten 
berfelben ftet3 eine Ausbeutung fei; noch meniger wird e3 jemand einfallen, 
irgend ein Maaß von Binjen ald allgemeines aufzuftellen, das eine foldhe 
Ausbeutung nicht enthalte, oder enthalten müfle, Die Natur des Verkehrs erlaubt 
das abfolut nit; um fo weniger, ala diejelben Zinfen für ven einen ver: 
derblich werben, während fie zu verfelben Zeit, an demfelben Ort, ja in dem» 
jelben Geſchaͤft einem andern eine Kleinigkeit find, die er nicht blos gern, fondern 
auch leicht bezahlt, wenn er nur das Darlehen befommt. Der Herr Verf. hätte 
fih daher nicht diefer Frage entziehen müflen; fie ift eben die Frage jelbf. 
Und ganz einfach deßhalb, weil es noch weder ein Nationalölonom noch auch ein 
Finanzmann je gewagt hat noch wagen mwird, darüber zu entfcheiden, ift eben die 
Aufftellung eines Wuchergefeßes, oder eines Zinsfußes, deſſen Webertretung 
ftrafbar ift, unthbunlih; — nicht aber darum, weil nicht jedermann einver: 
ftanden wäre, daß jede Ausbeutung der Noth beftraft werden müßte. Mir 
jeben nicht recht, warum der Herr Verf. diefen Punkt nicht hervorgehoben bat; 
vielleiht, daß verfelbe ihn dahin geführt hätte, auch den Standpunft unferer 
Abhandlung bei feiner Geſchichte nicht ganz unberüdfichtigt zu laſſen. Wir gingen 
nämlih für die Frage: ob die Aufftellung einer gefeßlihen Zinstaxe als Grunds 
lage für eine Wuchergeſetzgebung gebraucht werden könnte, von dem allein gültigen 
wirtbichaftlihen Sate aus, daß dieß nad) der Natur des Unternehmens zu 
entiheiden ſei, für welches das Darlehen gefordert wird. Hier unterſcheiden fich 
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das landwirth iche und das gewerbliche Unternehmen. Jenes hat einen feſten 
und begrenzte trag, dieſes nicht. Bei jenem lann daher ein Zinsgeſetz ein 
ſeſies Maaß vem Fins ſetzen, bei dieſem nicht. Von dieſem Satze aus er: 
klärt ſich al le Thatſache, welche ver ganzen Geſchichte der Zinsgeſetzgebung 
zum Grunde In der That zeigt ſich, daß die Wucheraejeße in dem Grabe 
ſchärfer fiw, mehr der Örumbbefig die Hauptform der Wirtbichaft bildet, 
während fie um 0 mehr verſchwinden, je mehr das gewerbliche Leben herrſcht; 


fo daß ſogar, m —|— | vwmmeben ein möeltchen, auch Wuchergeſeße ums 
freier Zins volllomm. id beiſammen yınd — wie z. B. gerade bei und, wo 
neben dem gefeglid sage geſetzlich-ungeſetzliche Zinfen im Discont 
verfprodhen, und mgellagt werden. Es iſl ſehr ſchwer, dieß zu 
überfehen, wenn an uvt beachtet. Eine objective IUlmftaltung des Sins: 
maßes kann ohne unkt niemals ganz genügen; denn warum man 
den Zinzfuß der Stu no des Disconts bei der Wuchergejebgebung ganz 
außer Acht läßt, ili at abaufehen. Mir müſſen deßhalb dabei bleiben, 
daß ein Nothpreis n gültig geſetzlich nicht feſtgeſtellt 
werden darf, we geſtellt werben kann, und 
deßhalb glauben now, daß Die Zinsgeſehe darum nicht bleiben 


können, meil fie eın verrenrtes Mittel für einen widiigen Zweck 
find. Diefer wichtige Zwed ift aber fein anderer, als die Verhinderung der Aus: 
beutung der Noth. Wir möchten nun dem Herrn Berfaffer die Frage ftellen, ob 
ed denn gar kein anderes Mittel dafür gibt, al3 ein an fih unmögliches 
Zinsgejeg? Was ift denn die laesio ultra dimidium, da3 pactum antichreticum ? 
Sie haben Wuchergefebe erzeugt. ft es denn fo unmöglich, ein Geſetz zu geben 
folgenden Inhalts: „Die Höhe der Zinfen ift frei, aberdie Ausbeutung der 
Noth in gewinnfüchtiger Abjicht wird mit Verluft und Geldſtrafe beftraft.” — 
Wir glauben, daß nur eine folche Geſetzgebung die fonft unlögbare Frage zu 
löfen im Stande fein wird. Und zivar, wie wir mit voller Anerfennung binzu: 
fügen, am meiften dann, wenn fo ausgezeichnete, von jeder Barteiftellung freie 
Kräfte ſich dieſer Frage bemädhtigen, wie diejenigen find, die wir in dem vorlie: 
genden Werle begrüßen. L. Stein. 


I. A. Comaſchek, Deutſches Uecht in Oeſterreich im dreischnten Jahrhundert. 
Wien. 1859, 


Unter diefem Titel bat der Verfaſſer der vorliegenden Schrift eine nad 
allen Richtungen hin vorzügliche Darjtellung des Iglauer Stadtredbts, auf 
deſſen große Wichtigkeit fehon von verſchiedenen Seiten her aufmerkſam gemacht 
worden war, geliefert, er ſelbſt bezeichnet e8 (S. 112) ala „eine wahre magna 
charta für die Rechte des deutſchen Bürgerftandes in Böhmen und Mähren“. 
Es ift diefe Arbeit ein doppelt erfreuliher Beweis einestheils für die Neichhaltig: 
keit des rechtsgeſchichtlichen Materials, welches in den Archiven des Kaiſerſtaats 
aufbewahrt wird, anderjeit3 für den Eifer, mit welchen man ſich bei uns diefen 
Studien zugewendet hat. Wir mollen daher au mit dem Verf. darüber nicht 
rechten, ob der Titel, welchen er feiner Schrift gegeben hat, ein durchaus paſſender 
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fei oder nicht; bei dem Ausdrucke: „Defterreih im breizehnten Jahrhundert“ wird 
man fhwerlid an „Mähren“ denken. Aus viefem Grunde würden wir einen 
ähnlihen Titel, wie ihn Rößler, des Verf. Vorgänger auf dieſer Bahn, ge: 
wählt hat: „deutſche Rechtsdenkmäler (oder deutſches Recht) in Mähren” geeig- 
neter gefunden haben. — 

Als Einleitung Ihidt Tomaſchek eine kurze Weberfiht des jlavifchen 
Landrechtes, wie es vor der Zeit der germaniſchen Golonifation in jenen Gegenden 
gegolten hat, voraus; dasſelbe ftimmt auffallender Weife mit germanifchen Rechts⸗ 
prinzipien in jo mancer Beziehung überein. Wir möchten davon nicht zuviel auf 
Rechnung einer früheren Reception oder gar von Ueberbleibfeln ſetzen, die fid) 
etwa aus jenen älteren Zeiten, wo vor der Einwanderung der Slaven Germanen 
in diefen Gegenden wohnten, erhalten hätten. indem wir diefe Meinung mit 
dem Verf. zurüdmweifen, glauben wir, daß troß jener Webereinftimmung das Meifte 
davon doch eben fo gut urſprünglich ſlaviſch ift, ala wir von den im Welten 
Europa's bei den teltifchen Stämmen vorkommenden Einrichtungen, die auch oft 
merkwürdig mit den germanifchen übereinftimmen, annehmen dürfen, daß weder 
die Kelten fie von den Germanen, noch umgefehrt dieſe von jenen erhalten 
baben. Die deutihe Sprach-, Rechts- und Geſchichtswiſſenſchaft zeigt in neuerer 
Zeit in diefer Hinficht wieder einige Symptome von Keltomanien; um fo gerd: 
thener ift e3, wenn man anerkennt, dab Germanen und Slaven, al3 Völter einer 
gemeinfamen Abftammung, in Sprade, Sitte und Recht fehr viel Uebereinftim- 
mendes mit einander haben können, ohne daß ed das eine von dem andern er- 
borgt baben müßte. Etwas Anders ift ed, wenn die fichere hijtorifche Thatſache 
der Germanifirung flaviiher Laͤnder vorliegt, wie dieß von Böhmen und Mähren 
von der Zeit gilt, mit welcher ſich das vorliegente Wert befchäftigt. 

Auf die oben erwähnte Finleitung folgt eine Geſchichte der Stadt Iglau 
im dreizehnten Jahrhundert, ſchon darum interejjant, weil fie zeigt, mit welcher 
unglaublihen Schnelligkeit das germanifhe Element damals in jenen Gegenben 
Verbreitung fand. Saum verlauten die erften Nachrichten von dem Beginne der 
Golonijation, ald auch ſchon bedeutende Gemeinweſen mit einer ausgebildeten 
Verfaſſung fertig daftehen. Zu den widhtigiten Erſcheinungen der Art gehört num, 
nächſt Brünn, vorzüglih die Stadt Iglau, auch Triglau (die Stadt an der Igla, 
wie Troppau die Stadt an der Oppa. ©. 26 Note 6) genannt. Sie ift eine 
Niederlaſſung von Flandrern gebildet, die zur Betreibung des Bergbaues, namenlich 
aus Freiberg in Sachſen, die Bergknappen kommen ließen. Diefe Stadt erhielt um 
die Mitte des breizehnten Jahrhunderts vom König Wenzel I. (+ 1253) und 
feinem Sohne Ottokar, wie es fcheint zur Zeit der Ausfühnung beiver mit ein- 
ander (1249), ein Privilegium; dieſes ſammt den damit im Zufammenhange 
ftehenden autonomifchen Beftimmungen der Schöffen von Iglau, jo mie der Berg: 
Schöffen, hat den Stoff für die Arbeit des Dr. Tomaſchek gegeben. 

Der Berf. beginnt feine Erörterung über da3 Iglauer Stadtrecht mit einer 
Beichreibung der Handſchriften und einer Unterfuhung über die Echtheit der be 
treffenden Urkunden. Es liegen nämlich zwei Redactionen des Iglauer Stadt 
rechts vor, eine ältere und eine jüngere, welde lebtere zugleich auch jene in 
manden Stüden ergänzt. Die wichtigfte Frage bei diefer Materie ift wohl die; 
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ob vie ältere unbe, beren Scheift unbedenllich dem decizehnten Jabrbumberte 
angebört, a lich et if? Auch im dieſer Hinfict müſſen wir der mübe- 
vollen und inmigen Bebandlung bieier Frage Seitens des Derf. alle An: 
erfennung | Er lommt zu dem Heiultate (S. 6%): dab bdieje Urkunde, 
welche fein n und keine Beugenunterichrift bat, gegen allen Gebrauch auf 
beiden Seiten nämlidıen Bergaments geidrieben und mit feiner notariellen 
ertigung, wol ber mit ben Siegeln der beiden Fürſten verjeben ift, in welcher 


ferner bald bie — —diee  eucibrewpen, — daß Diele Urlunde war 
nicht eine ad m. iv Sunyıeı bervorgegangene Originalurkunde, jedoch 
ſehr wahrſcheinlich zinalbrief der Iglauer Bürger ſei, den dann die 
Fürſten mit ihren aufligt hätten. — Auch wenn man dieſer Anſicht 
nicht beitreten mwouıe, der doch immer in jo jern Recht bebalten, 
alö die Urkunde jelbft „.., I „ng berubt, ibe Inhalt echt iſt und ſomit 
fib in ihr das im DEE mem bes breizebnten Jahrhunderts in Iglau 
und anbern Beraitäbt len lt. Der Verf. bat auch alles Mög- 
liche aetban, um bie n — Hit, melde jeiner Aniicht im Were 
jieben, zu beben, a N nicht und werben vielleicht über- 
baupt nicht gelöft mı on „‚E orute unter den vier von dem Perf. 


zum Bebufe der zu formunrenden Antwort unterſchiedenen Fällen (S. 50), mit 
einigen Movificationen mehr für fih zu haben, als jenes Refultat. Demnach 
würde die Urkunde eine in der Zeit Otolar’3 IL. von den Bürgern verfaßte Zu: 
fammenftellung aus mehreren frübern nicht mehr erhaltenen echten Freibeitsbriefen 
und Urkunden fein. Es jcheint uns, als ließen fi die (S. 54) dagegen erbo- 
benen Einwendungen beheben und die Schöffen dennoch von dem Vorwurfe einer 
raffinirten Täuſchung freifprehen. Wir erlauben und mit wenigen Worten noch 
einen Augenblid bei biefem Gegenftande zu verweilen. Der Verf. thut über: 
zeugend dar, daß die Urkunde nicht aus ber königlichen Kanzlei hervorgegangen 
ift; dennoch aber verrätb der Eingang der Urkunde nebft den Artikeln I-IV 
einen zu Tanzleimäßigen Urfprung, ald dab man dieſe Stüde aus einem Original: 
briefe der Bürger herleiten könnte. In diefer Beziehung dürfte in Betracht kom⸗ 
men, daß man, wie aud ber Berf. (6. 42) bervorhebt, in der Urkunde drei Ab: 
tbeilungen zu unterfcheiden bat; dieſe finden ſich auch in ber Verdeutſchung des 
Iglauer Stabtrehts in dem von Rößler (Bd. 2. S. CXXVIU) bejchriebenen 
Pergament⸗Coder, der älteflen Handſchrift des Brünner Stadtarchiv's, deutlich 
bezeichnet. Sie find im Einzelnen: 1) Das Privilegium der Fuͤrſten. 2) „Die 
gemainen recht der stat — gemachet von weisen leuten* und 3) daz sint 
di recht der bercleute und der berge die von erste fundin sint von wisen 
leuten in pebem und in merhren von purgern czu der Igla und von den 
perkleuten und sint von den kunigen bestetiget. — Dieſe drei Stüde fcheinen 
und nun erft dur eine gemeinjame Abjchrift in der Weife mit einander ver: 
bunden zu fein, in welcher wir fie in der betreffenden Urkunde vorfinden. König 
Wenzel und fein Sohn würden demnad ein ordnungs⸗ und fanzleimäßiges Pri- 
vilegium mit den erforderliben Siegeln, beitehend aus einem Prodmium und 
vier Artileln, vielleiht von Remboth, dem Notar der Föniglihen Curie ausge: 
fertigt, geneben haben. Dieb war auch noch in fpäterer Zeit, wie aus der Bes 
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ftätigung Karl's IV. hervorgeht, in der Königlichen Kanzlei belannt, indem ber 
gedachte Kaifer feine Confirmation auf das PBrodmium und jene vier Artikel be- 
ſchränkt. Der legte derfelben gewährt den Bürgern von Iglau und den Bergleu: 
ten das Recht der Autonomie, indem er fagt: Ceterum volumus et mandamus, 
ut quicquid jurati civitatis nostre et jurati montanorum pro bono communi ordina- 
verint (et statuerint) inviolabiliter ab omnibug observari. Diefe Beftimmung bezieht 
fi auf die Zufunft, und von diefer ihnen gegebenen Erlaubniß madten „die 
weiten Leute,“ nämlich die Schöffen der Stadt und die Bergichöffen alfobald Ge⸗ 
braudy und gaben ein Weisthum über dag Stadtredt und ein anderes über das 
Bergreht ab. Die Erſteren beziehen ſich dabei auch auf die ihnen ertheilte Er: 
laubniß, indem fie alſo beginnen: De gloriosorum principum gracis et benevo- 
lentia dominorum nostrorum regis bohemie et marchionis nos jurati Iglavien- 
ses statuimus, ut etc., und an diejes erjte ſchließt fidh dann das zweite Weis: 
thum, das der Bergichöffen an, mit den Woten: statuimus, ut quicquid urbo- 
rarii etc. Dir finden feinen genügenden Grund, mit dem Berfafler (S. 43) hierin 
wiederum die Fürften ung als ſprechend zu denfen. Mögen aljo nun vie beiden 
legten Stüde gleichzeitig abgefaßt fein oder nicht, fo iſt doch das erſte jedenfalls 
älter als fie. Wenn nun aber vennod in diefer Urkunde alle drei mit berfelben 
Schrift geſchrieben find, fo kann dieſe wenigſtens nicht in allen ihren Beſtand⸗ 
tbeilen Driginal jein. Wahrſcheinlich verhielt fi die Sacde fo, daß man, um 
Alles bei einander zu haben, noch im Laufe des dreizehnten Jahrhunderis biefe 
Bufammenftellung vornahm und dann an diefe Urkunde die Siegel des Fürften 
bing. Damit machte man fich feiner Faͤlſchung jhuldig, da die Yuctorität zur 
Autonomie pro bono communi in dem Privilegium ein: für allemal gegeben war. 
Auf eben diefem Wege ließe fih auch der Einwand bejeitigen, der aus der Auf- 
nahme der Worte nec non et statuta subseripta bergenommen werden fünnte, 
Indem fich diefe Auffafjung der von dem Verfaſſer ©. 50 und 54 sub c vorge: 
ſchlagenen aber verworfenen Anſicht nähert, unterjcheidet fie ſich von derſelben 
darin, daß fie das Privilegium als gültig für ſich beitehend unterjcheidet, die 
Schöffen leiner Fälfhung zeiht und zwei Weisthümer annimmt, die nicht gerade 
als eine Zufammenftellung von mehreren früheren nit mehr erhaltenen echten 
Freiheitsbriefen und Urkunden angejeben zu werden brauchen. Der Einwand, daß 
der Mangel des Datums, ver Unterjchrift der Zeugen und des Notar eben ſo⸗ 
wohl gegen die ald Original vorgenommene Urkunde ſpreche, iſt wohl nicht aus⸗ 
reichend; in der Abfchrift, in welche das Privilegium nur als einzelner Beftand- 
tbeil aufgenommen wurde, war dieß keineswegs jo weſentlich und fchien durch 
das Beifügen des Siegels überflüßig gemacht. 

Als ein ganz bejonveres Verdienſt des Verfaſſers müflen wir die mit 
orößter Sorgfalt angeftellte Vergleihung des Iglauer Gtadtrechted mit anderen 
Nechtöquellen hervorheben. Zunadft iſt unterjudht, aus welchen Quellen dasſelbe 
geihöpft ift, dann, melde andere wieder aus ihm geichöpft haben; insbefondere 
wird aber drittens bei der Darftellung des Syſtems felbit auf gründliche und 
erjprießliche Weile der Vergleich bei jedem einzelnen Inſtitute mit andern beutfdh- 
rechtlichen Quellen angeftellt und fomit der Beweis umfangreicher Kenntniſſe ge⸗ 
liefert, die fi der Berfafler auf diefem Gebiete angeeignet hat. Eudlich ift bei 
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dem Abdrucke des Iglauer Stabtrechtes nach dem im Jahre 1360 von dem ftäb: 
tischen Notar Johann von Beilnbaufen gefertigten Coder (fammt Weber: 
ſetzung) jeder Artilel mit einem ausführlihen Commentar verjehen, der auf jenen 
Zuſammenhang ver Rechtsquellen unter einander ebenfalls Nüdfiht nimmt. — 
Hinſichtlich des zuerft erwähnten Punktes, nämlich ver Quellen, aus welchen das 
‚salauer Stadtrecht geſchöpft ift, wäre noch bervorzubeben, daß ver Verfaſſer jeine 
Anjicht, dasfelbe fei int mebreren der babenbergiſchen Stadtrechte, zum Theil frän— 
tijchen und zwar vorzugsweiſe fländriſchen Urfprunges, mit mebreren aber doch 
nicht völlig enticheidenden Belegen unterftüst, Intereſſant wäre es, wenn ſich auch 
die Annahme des flämiſchen Hufenmahes für jene Gegenden Mährens nachweiſen 
ließe, wie die von Werſebe in feinem umfangreichen Werle über die, nieder: 
ländiichen Colonien — meldes den in der Piteratur ſehr belejenen Berfafler un: 
befannt geblieben zw fein ſcheint — für. andere Gegenden Deutſchlands gethan 
bat. Es bat indeffen nicht ven Unſchein, ald ob die vorhandenen Urlunden jener 
Zeit Beilpiele davon enthielten, denn dieß wäre dem Verfaſſer ſicherlich nicht 
entgangen. 

Den eigentliben Kern des Buches bildet die „Syſtematiſche Behandlung 
des Rechtsſtoffes,“ und zwar wird bier zunächſt die Verfaſſung ausführlich be— 
ſprochen. Der Autor ſchaltet hier abermals eine Erörterung über die Handveſte 
ein; was fie Neues enthält, wäre unſeres Erachtens wohl paſſender mit der frü—⸗ 
beren Abhandlung über diefen Gegenftand verbunden worden. Im Einzelnen ift 
in dem der Verfaſſung gewidmeten Abfchnitte zunächſt von dem Richter und dann 
von den Schöffen die Rede. Dieſes Collegium bildete zugleich den ftädtifchen 
Rath, übte, mie. in dem Privilegium Wenzel’3 I. es anerkannt war, dad Recht 
der jtatutarifchen Gefeßgebung und war frühzeitig die ſtädtiſche Polizeibehörde. 

Ganz vornehmlih hat der Verfaſſer feine Aufmerkfamteit dem Strafrechte 
zugewendet; er liefert vielfeitige Belege dazu, wie das Strafverfahren weit mehr 
ausgebildet war, als das Strafrecht felbft, jo zwar, daß die Art und Meife des 
Verfahrens die Grundlage für die Eintheilung und Claffificirung der Verbrechen 
bildet. Bei jenem unterjcheidet er die Steinigung und die Weberführung und 
zeigt, mie für beide als Beweismittel der Eineid, der Eid mit den Eideshelfern, 
von denen Einige ald Zeugen auftreten, das Gerichtzzeugniß und die Berufuug 
auf Gott in dem Zweikampfe üblih waren; bie übrigen Orvalien find bereits 
außer Gebrauch. Wichtig märe, wenn ander? des Verfaſſers Conjunkturen hin: 
ſichtlich des betreffenden Tertes richtig find (S. 269), die eigenthümliche Bedeu: 
tung der fogenannten „ſchlechten Klage,” welche von der in andern Rechtsquellen 
(Homeyer, Richtfteig, Seite 440) fi dadurch unterfcheibet, daß fie in folden Fäl⸗ 
len vorlommt, die, wo feinerlei Dualificirung durch andere Umftände hinzutritt, 
den Eineid ald Reinigungsmittel zuläßt. 

Nicht fo reichhaltig wie das Strafreht wird in dem Iglauer Stabtrecht 
das Privatreht und das GCivilverfahren behandelt. Der Berfafier hat auch hierin 
mit Sorgfalt alle einzelnen Beftimmungen zufammengeftellt und mit den weſent⸗ 
lichen Erläuterungen begleitet; ven Schluß dieſer ſyſtematiſchen Erörterung bilden 
die einzelnen Polizeivorfchriften des gedachten Rechtes. 

Den lebten Abſchnitt des Buches bildet die ſchon erwähnte Vergleichung 
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der einzelnen Artifel des Iglauer Stadtrechte mit gleichzeitigen oder früheren 
öfterreichiichen und andern deutichen Rechtsquellen, und im Anbange wird außer 
mehreren zum Theil noch ungedrudten Urfunden ein diplomatiſch getreuer Ab: 
brud der älteften Handveften mit den Abweichungen der jüngeren Redaction, fo 
wie eine Vergleihung des Schemniger Staptrechte3 mit dem Iglauer gegeben. 
Schließlich können wir nur unfere früher ausgejprocdhene Anſicht wieder: 
holen, daß diejed Werk als eine ſehr erfreuliche Erſcheinung auf dem eine große 
Grnte verſprechenden Felde der öjterreichiichen Rechtögefchichte zu begrüßen. Möge 
e3 dem Berfafler vergönnt ſein, jeine erjprießlihen Arbeiten für dieje Wiſſenſchaft 
fortzufegen, und möge ;ein Beiſpiel recht bald und viele ähnliche Arbeiten in 
andern Laͤndern der öfterreihiichen Monarchie hervorrufen. Phillips. 


Das Zehentrecht der evangeliſchen Fandeskirche A. €. in Siebenbärgen. Cine rechts⸗ 
geihichtlihe Abhandlung von G. D. Teutſch, Direktor des evangelifchen 
Gymnaſiums in Schäßburg, Ausfchußmitglied ꝛc. ꝛc. Schäßburg, in Com: 
miffion bei E. %. Haberhang, 1858. 


Eine „Feſtgabe,“ die das Kaisder Capitel und das Schäßburger Gymna: 
fium „dem bochverdienten Superintendenten der evangelifhen Landeskirche A. C. 
in Siebenbürgen,” Herm Georg Baul Binder, zu deflen fünfzigjährigem 
Dienftiubiläum dargebradht hat. Es wird darin nach einer kurzen Debication, 
ohne weitere Borrede, in fieben ungleich langen Nummern von dem in der Auf: 
Schrift bezeichneten Zehentrechte nach feiner urfprüngliden Competenz und den bis 
auf die neueften Zeiten eingetretenen Mopdificationen ver leßteren gehandelt. Daran 
ſchließt fi, Seite 117—298, ein „Urkundenbuch“ mit 66 Zahlen, die erjte den 
„golvenen Freibrief“ des Könige Andreas II. für die deutichen Anſiedler in 
Siebenbürgen enthaltend, die legte — ein Majeftätögejuch der evangelifchen Geiſt⸗ 
lichleit binjichtlich der Zehententihäbigungsfrage vom 18. Jänner 1858. 

Man kann die Mühe und den Fleiß nicht verfennen, mit denen der Ver: 
fafler fein Material fi) zufammentragen mußte; man muß ihm insbefondere für 
die reihe Zufammenftellung jo intereflanter Urkunden danken; man darf aber aud 
nicht verfchweigen, daß derjenige, der erft in diefem Büchlein Auskunft über jene 
wirre Angelegenbeit finden mollte, etwa gar eine Verftändigung zu dem taifer: 
lihen ‘Batente v. 15. September I. J., Reichsgeſetz Nr. 153, zu haben wünfchte, 
die Befriedigung, um welde ihm zu thun ift, jchwerlich finden werde. Es fehlt 
dem Detail, in dad man ſechs Perioden hindurch eingeführt, an jener centralen 
Klarheit, die dem Leſer die Meberficht vermitteln kann. Faſt möchten wir dem 
Zernbegierigen ratben, fich erft durch aufmertjames Leſen der im Urkundenbuche 
(Nr. LXIII und LXV) enthaltenen zwei „PBromemoria an den k. f. hoben Reiche 
rath in Wien“ eine Synopfis zu verſchaffen. Zwar bemüht aud der Verfaſſer 
fih, am Schlufie der IIL Nummer dem Leſer duch einen Rüdblid „auf die ge: 
wonnenen Ergebniffe” zu Hilfe zu kommen; viel aber ift mit dieſer überfichtlicgen 
Zufammenftellung „an der Marktſcheide der Reformation“ nicht erreicht. Es kann 
unfere Aufgabe bei viefer Anzeige des Buches nicht fein, auf die einzelnen Die⸗ 
tate dieſer Ueberſicht kritifirend einzugeben; es will uns aber doch vorkommen, 
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als ob an der legitimen Begründung des Zebentrechts für die ſächſiſchen Koloni- 
ften-Bfarrer in Siebenbürgen die privilegirte Stellung, welde von Rom ber dem 
Könige Stephan I gegeben worben und. die Dann jeine Nachfolger aud auf ſich 
bezogen, nicht eben den geringiten Antbeil batte, Der Verfafler würde jeinem 
confeffionellen Standpunlte, ben er bier und bort vurdbliden läßt, nichts verge- 
ben baben, wenn er aud dieſes Prärogativs ber ungariſchen Krone, welches „der 
töniglihen Machtvolllommenheit,“ als der von ibm hervorgehobenen Baſis biejer 
in Siebenbürgen erceptionellen Aebentredhtäcompetenz, unverlennbar ſchon 
manden guten Dienft aeleiftet bat, eiwähnt hätte, Defto ängftliher ſucht en den 
Schein zu vermeiden, als ob er bei den vielleicht doch etwas zu breit referinten 
Fiscal-Procefien, die jeit dem Ende des XVII. Jahrhunderts um das Zehentrecht 
geführt wurden, ben Ertravaganzen und drückenden Zumuthungen, über bie er 
zu klagen Urjache zu ‚haben meint, den Wiener Hof im irgend einer Beziehung 
anſchuldige. „Um jo erhebender ift es, jchreibt er 5. B. Seite 80, daß immer, 
wenn es gelang, ven wahren Sachverhalt Allerböhften Orts zur Kenntniß zu 
bringen, — was bei der eigentbümliden Zufanmenjegung der, Landesbehörden 
und in den andermweiten Berbältnifien jener Zeit oft |hwer genug war — bas 
Recht bier jtet3 den entſchiedenſten Schub fand.” Umſonſt aber frägt man, worin 
denn jene „eigenthbümlihe Zufammenfeßung der Landesbehörden und jene ander: 
weiten Berhältnifle, die zufammen den Sündenbod machen, beitanden haben?” — 
Die äußere Ausftattung des Buches ift lobenswerth. 2.8. 


Hilebrand Br. I. H., deutfche Nechtsfprichwörter, gefammelt und erläutert. Zürich, 
Meyer und Zeller. 1858. 8. XXIII und 247 Seiten. 


Dem Vorſprecher einer Partei vor Gericht wird ber eindringliche Rath ge: 
geben, daß fie bei jevem an das Gericht geitellten Begehren ven Rechtsſaß an: 
führen, auf melden dasfelbe fid gründet. Richter und Urtbeiler follen zwar das 
Hecht kennen; aber e3 Tann ja leicht begegnen, daß fie ed gerade nicht in Gedan- 
ten haben. Durch die Rede des Vorfprechers müfje Urtheiler und Richter daran 
erinnert, und um fo gewifler gelangt die Partei zum Biele. In diefem Sinne 
zäth eine Proceß:Cautel: wan du zu recht stellest — sage — worauf deyne 
sache stehet, mit dem weiteren Beifügen: und wo kanst ein Sprichwort an- 
hengen, so thue es, den nach sprichwörter pflegen die bauren gerne zu 
sprechen. Daraus ergibt fich neben der Bedeutung der Rechtsſprichwoͤrter auch 
ber Begriff: fie find, wie ver Berfafler fogleih beim Eingange bemerlt, Parö- 
mien, welche eine Nechtöregel auöprüden. Alle Sprichwörter, welche nicht einen 
Nehhtögedanten zum Inhalt haben, find keine Rechts ſprichwoͤrter. Anderſeits 
find aber nit alle Rechtsſätze oder Rechtsregeln Sprichwörter, dazu ift notb- 
wendig, daß diefelben im Munde des Volkes leben, daß fie — fprihwörtlich ge: 
worben find. Davon ging nun aud) der Berfafier bei diefer feiner Sammlung aus, er 
will ausicheiden bloße Sprihmwörter einerfeitd, und bloße Rechtsregeln anderer: 
ſeits. Ein nicht unbedeutender Theil der Arbeit, welche in dem Weglafien beftand, 
fommt daher für den Uneingeweihten gar nicht zur Erſcheinung, um fo mehr 
verdient fie hervorgehoben zu werden. Der Berfafler ift dabei mit Geſchick und 
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Umficht verfahren. Indeß hätte, wie uns dünlt, noch mancher Satz, der nun als 
Rechtsſprichwort figurirt, unterdrüdt werden dürfen. So jind entfchieven keine 
Sprihtwörter z. DB. die folgenden Rechtsregeln: aller Schab unter der Erde, tie: 
fer alö der Pflug gebt, iſt Regale (n. 78), es hat Jedermann freies Schürfen 
(n. 79), nit die Muthung, fondern die Yindung eine® Ganges erlangt das 
Alter im Felde (n. 81), oder: dag Holz muß pfleglich gehalten werden (n. 87), 
oder: allen Zhieren iſt Friede gejebt, außer Bären und Wölfen (n. 95), oder: 
wo Einer jein Gut findet, da jpridt er es an (n. 98), oder: die ältejten Briefe 
geben vor (n. 121). Es jind dieß Beifpiele, die wir aus der dritten Abtbeilung, 
welche die dad Sachenrecht betreffenden Sprihmwörter umfaßt, berausgegriffen 
baben; eben foldhe finden fih in allen andern Abtheilungen. Es ift natürlich, 
daß der Verfaſſer lieber mehr geben wollte, als zu wenig; doch kann auch dag 
zu Biel vom Uebel fein, und gewiß wird der Verfaſſer bei einer zweiten Auflage, 
nachdem das Auge geihärft, ver Tact geitärlt worden, Manches bei Seite jchie: 
ben. Bermißt haben wir in der neunten Abtheilung das Rechtsfprichwort: mer 
Andern eine Grube gräbt, fällt ſelbſt hinein. Findet dieſes Sprichwort auch 
außerhalb des Rechtsgebietes Anwendung, jo drüdt es doch auch einen Rechtsfag 
aus, nämlich den, daß den falſchen Ankläger eben die Folge trifft, welche an das 
Berbrechen ſich anjchließt, dejien er einen Andern frevelhafter Weile beſchuldigt 
bat. — Seltener ift gefehlt nach der zweiten Seite, daß Sprichwörter aufgenom: 
men murden, welche keine Rechts parvemien find, weil fie feinen Rechtsſatß ent: 
balten. Ginzelne finden ſich jevod auch, fo n. 13 a: das Necht hat eine mühſame 
Nafe. Wir wünjchten nicht, daß Sprichwörter diejer Art übergangen werden, nur 
follten fie getrennt von den Rechtsparoemien mitgetheilt werden. Solche Sprid: 
wörter find für die Auffaffung früherer Nechtözuftände, für den Rechtshiſtoriker 
ungemein wichtig. Der angeführten Paroemie hätte zur Seite geftellt werden dür: 
fen die andere: Juriſten find ſchlechte Chriften, deren Entitehung jo ſchön fich 
nachweifen läßt. Zmei andere derartige Sprichmörter find: beſſer gejchoren, als 
verloren, und: viele Brüder, jchmale Güter. Es find dieß Sprichwörter, die im 
Anſchluß an einen Rechtsſatßz, in Folge eines folhen entftanven find. Bein. 311 
„dad Ding wird den Hund haben,” äußert ſich denn auch der Verfafjer in über: 
einftimmendem Sinne, wenn er fagt: „doch gebört jie (die Paroemie) eigentlich 
nicht hierher, weil fie feinen Rechtsſatz ausbrüdt. Wir haben dag Sprichwort er- 
wähnt, da es ſich auf eine veraltete Rechtsgewohnheit bezieht, die nicht allbe- 
kannt tft.” 

Was die Erklärungen der Sprichwörter betrifft, fo entſprechen dieſelben 
dem Stande der heutigen Wiſſenſchaften. Da und dort finden jich hübſche aus: 
führlichere hiftorifche Erörterungen; indeß hätte mehr Mühe — fie ilt freilich 
nicht Hein — auf den Verſuch, die Zeit der Entftehung des Sprichwortes nad: 
zumeifen, verwendet werben jollen. So ift z. B. bei der Beipredhung von n. 47: 
Dörfer haben auch Weichbildrecht gar nicht berührt, was Eifenhart, Grunpfäße 
des deutihen Recht? in Sprichwörtern, 3. Auflage, p. 8, unter Berufung auf die 
responsa Magdeburg. fagt, daß die Magdeburger Schöffen die Parvemie ers 
fonnen baben. 

Vorgeführt werden die Sprihmwörter in 13 Abtheilungen: 1. vom Recht 

fe 
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im Allgemeiner ab (von) den Rechtsquellen, 2. Perjonenreht, 3. Sachenrecht, 
4, einfache For imgäredhte, 5, Familienrecht, 6. Erbrecht, 7. Handelsrecht, 8. das 
Dbligationenreg m Gewande des Immobiliarſachenrechtes, 9, Strafrecht, 10. Eivil- 
prozeß, 11. Sh verfahren, 12. Staatöredt, 13. Kirchenrecht. Das Auffinden 
eines einzelnen Sprichwortes erleichtert das beigegebene vollftändige alpbabetijche 
Eprucregifter, — Möge das Bub eines großen Leferlreifes fih erfreuen; es 
findet ein Jeder darin feine Rechtsgefühle und Rechtsgedanlen in jener zadenden 
Form ausgebrüdt, welche eben die Säße einjt zu Spridwörter unjerer Borältern 
gemadt hat. S. 


E. Herbft, Haudbud; des Öflerreicifchen Strafrechtes. II. Band, Von den Vergeben 
und Hebertretungen, Zweite vermebrte und verbefjerte Auflage. Wien 1869, 
Verlag 5. Manz. 

Auch der vorliegende Band enthält in Bergleihung mit der erften Auf: 
lage Zuſätze, Verbefferungen und Nachträge neuer Vorſchriften. Auf eine wifjen: 
ſchaftliche Kritik ver faiferlihen Verorbnung vom %0. Juni 1858 (vergleiche Dr. 
Sicinstv's tbeoretifhe Betrahtungen über dieje Verordnung in dieſer Biertel: 
jahrsſchrift, IH. Band, 1. Heft) bat fi der Verfafjer nicht eingelaflen, doch hebt 
er in einer Note hervor, daß eine gefegliche Entſcheidung darüber wünſchenswerth 
wäre, daß die politische Behörde allein zuftändig fei, wenn Jemand zweier Ueber: 
tretungen beſchuldigt erfcheint, von melden eine zum Wirkungskreiſe der politi- 
fchen, die andere zum Wirkungstreife der PVolizeibehörde gehört, und daß die po: 
litiiche Behörde au dann das weitere Verfahren zu pflegen und das Erkenntniß 
zu fchöpfen habe, wenn fich erft bei der von ihr angeordneten Verhandlung zeigt, 
daß die veranlafiende Handlung eine der Polizeibehörve zugemwiejene Uebertretung 
‚begrünbe. 

In einem Anhange werben mit Erläuterungen gewoͤhnlichſter Art mitge: 
tbeilt: die Preßordnung vom 27. Mai 1852, die Inſtruktion zur definitiven Dr- 
ganifirung des Bücher-Revifiond-Geichäftes v. 13. November 1854, dad Wucher: 
patenf vom 2. Dezember 1803, ohne bei der geichichtlihen Weberfiht der Wucher: 
geießgebung der trefflihen Unterfuhung von Dr. Theob. Rizy zu gebenten; 
die Gefeße über den Beſiß und das Tragen von Waffen, über Beltrafung der 
Vergehen gegen die Anftalten, welche zur Hintanhaltung der Peft oder anderer 
anftedender Krankheiten erlaſſen jind, das Geſetz zum Schuge des literarifchen 
und artiftifchen Eigenthumes. 

Bei voller Anertennung des großen Fleißes, der gebrängten Kürze und 
gemeinfahlihen Klarheit der vorliegenden Arbeit kann diefelbe doch in Beziehung 
auf die willenichaftlihe Durdpringung von Praxis und Theorie mit älteren 
Gommentaren anderer deutichen Strafgefeße, 3. B. von Hufnagel, Breiden: 
bad, einen Bergleih nit aushalten. Der Vorzug vor dem Frühwald'ſchen 
Handbuche wird ihr dagegen zuzuertennen fein. Aber immerhin ift e3 für die öfterr. 
Strafregtö-Literatur ein durch Herbft unerjegter BVerluft, daß Hye, auf der 
Höhe der Forderungen der Strafrechtswiflenichaft ftehend, gleih Breidenbad, 
die Fortſetzung feiner ausgezeichneten Erläuterung des öfterreihiihen Strafgejehes 
‚unterlaflen bat, Bahlberg. 
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Janiel's I., Fürſten und Gebieters von Montenegro und der Berba, 

Wien 1859. Verlag von %. Manz. 

Die Veranftaltung der vorliegenden deutſchen Uerberfeßung ohne erläu: 
teende Ausführungen war felbjt für weitere Kreiſe nicht ein „g fühltes Bedürfniß,“ 
da dieſes Geſetzbuch weder wenig befannt war, noch ſchlecht in's Deutfche überfept 
worden ift. Schon vor Jahren bradıte die öfterreihiihe Gerichts-Zeitung eine 
ausführliche Mittheilung über das vorliegende Geſetßbuch, und Referent eine Dar: 
ftellung der ftrafrechtlihen Beftimmungen desſelben in der „Kritifchen Zeitfchrift für 
Gefeßgebung und Rechtswiſſenſchaft des Auslandes,” herausgegeben von Mitter: 
maier, Mobl und Warntlönig. 28. Band. 1855. Wablberg. 


Her Gerichtsſaal. Beitichrift für volksthümliches Recht und wiſſenſchaftlichen Pra⸗ 
ris. Herausgegeben von Arnold, Hye, Mittermaier, Schwarze. 

10. Jahrgang. 1856. 6. Heft. 

Die fortvauernden Reviſionen und Aenderungen ver neuen Geſetze unters 
graben deren Anſehen, demoralifiren die Praxis und fhwächen das Vertrauen 
der Bürger. Damit endlid einmal das Erperimentiren in der Geſeßgebung ein 
Ende nehme, müfje die Wiffenihaft auf die Grundelemente der neuen Reformen 
zurüdgeben, und fie an der Hand der gemachten Grfahrungen einer nachhaltigen 
Prüfung unterwerfen. Dem Eindringen des fremden Rechts, dem immer fchärfer 
fih entwidelnden Particulasismus müjje entgegengearbeitet werden. Ein Gentrals 
Organ, welches dag Gemeinjame in der Legislation zur Anjchauung bringt und 
die Bebürfniffe der Praris erforicht, welches den Particularismus vor Seichtig⸗ 
keit und Verkümmerung rettet, die innere Autorität der Präjudicien allein gelten 
läßt und gemeinfame Principien für die Yuftizgefeßgebung und Redhtöpflege in 
Deutfchland entwidelt, thue Noth, und diefem Bedürfniſſe abzubelfen, fei Aufgabe 
des „Gerichtsſaales,“ der fortan zugleih eine Fortſetzung des eingegangenen 
Archivs für Kriminalrecht fein will. Diefe Anfchauungen legte die Redaktion in 
einem Projpeltus dem gelammten juriftiihen Publikum Deutſchlands als ihr 
Brogramm vor einem Jahre vor. Ob fie diefem Programme im vorliegenden 
Jahrgange gerecht worden fei, dürfte ſchon aus einer fummarifchen Weberficht des 
Inhaltes der vorliegenden 6 Hefte zu entnehmen fein. Mittermaier fchrieb 
über die Lehre von der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit der Medicinalperjonen, 
über firafbaren “Betrug, erläutert durch Rechtsſprüũche der oberiten Gerichtshöfe, 
über die gegenwärtige Auffaflung der Staatsanwaltichaft; Arnold behandelte 
die Brüfung der Beweiſe ohne gejeblihe Beweisregeln, das Verbrechen der Gr: 
preflung, die Ohnmacht der Todezitrafe, d’e unbevingte Unzuläfligleit der refor- 
matio in pejus in Strafſachen; Schwarze jchrieb gegen die Beweistheorie im 
Kriminalprozeile, über die angebliche Vermehrung der Meineive. — Insbeſondere 
bervorzuteben find nod die Auffäße über den Wirkungskreis der Erkenntniſſe des 
Gaflationshofes, über das Erkennen eines deutſchen Strafverfahrend, über Wider: 
ſeßzlichleit, Urkundenfälihung, Duell, über den Dolus des Anſtifters und ben 
Einfluß des Rechtsirrthums im Strafrecht; der Artilel über die Waflerrechts: 
frage u. a. m. WBablberg. 
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og Ibetiadee Immfkatırı, mim ane ihrertzasums ber ıuneın Meinen iu ne 
bung zum Gbriiienibem“ ums: „Zuapmeme über pa# beufide Statt zus Den 
Ders“ m Sunaummusibemgpe Bit — Säeu ter meerkis Aare bat er Ser 
fzüer aber ra eemizn mil Eingencer Eensutenirs Meet Re pergcienen 
lsörn, tmmer uhr mem Der Ahlerpeageng Turdürungen, bei mer zumitiräge 
berh bas Chrifienibem kür pie Sesiäistire ur Reber der einzige 
{fie zur baltbarr Graue gelegt werben Time. 

In per Mibunrlung Über des Berbälinis des Chritentbumd zmi 
ber brutie en Etrafgelesaebung arbeit der Beriafir Den ara Bermaj 
oem tu —— Etrssoriebarbung, voh Br Ad rem Errer aae ext: 
teert babe. (E4 werde berail im der Aibammlıma „Tier veligiiien Trzrbengen i 
ter oterreubiiden Etraforirsgchma" (Urternbiide Blätter für uereeet ent 
Stunkt, 1856) und in dem Auficke „Zur Lebre von ver zweilaben Ebe (D'eiterr. 
Gericht⸗ Zeituna, 1855: Me Arape beräbrt, cb und in wietern kb umere Strat- 
oeleggebung ielbe Shmähunsen geiallen laften mühe. Der Zeriafter glaubt. im 
Der Ofterreibtiden Straigeiekacbung von 1832 nit urr einen Ablfall ren ter 
göttlihen Ciienbarung, ientern auch nidts weniger al? einen Fertichritt der 
dentihen Yegislatien zu erbliden. Eine vieliach irrige Etelle aus ter ermäbuten 
Schrift vürfte zur Urientirung über den Stantyunit des Berlafter: oemänen. 
„Es it bier ver Ort nicht, nachzuweiſen, dab das öſterreibiſche Straigeſezbach 
von 1832 in ſeinen ſeltſamen Eigenthümlichleiten die Legislation ven 1893 nidt 
verlaflen hat, in der Lehre vom Betrug felhfi kaum ven Worten nad im Wider- 
ſpruch mit den allgemeinften Zerberungen der Geiebgebungäwifienichait, nument- 
fi nit bios in Anſehung der Stellung, ſondern auch nad dem Inbalt bei ver 
Bigamie den dem PBetbeiligten geirielten Betrug insbeſondere ala friminellen 
Geſicht⸗punkt bervorbebt, und dadurch offenbar ven eigentfihen und dhriftlichen, 
den Angriff auf das heilige Anftitut Der Che bintaniekt. Wir mollen bier eben 
io wenig bei der Behandlung verweilen, welche ven Religionsverbreden 
wiverfahren ift, und worin fein wirkliher Fortſchritt wahrnehmbar jein dürfte. 
Hier intereffirt e3 uns zunädft, daß in dem Verbrechen der Religionsſtörung 
ohne allen Unterfhied jede im Etaate beſtehende Religienzübung (9 gleichge 
ftellt, und damit Verbrechen geradezu gegen das Chriftentbum, 3. B tie Verlei⸗ 
tung eines Chriften zum Abfall vom Chriftentbum, vie Verbreitung des Unglau- 
bens, ver Berfuh, eine der chriſtlichen Religion wiberftrebende Irrlehre auszu- 
fireuen, im bdiefelbe Linie gebradt, ja bie öffentlich irgend einer beliebigen 
Heligion beyeigte Verachtung als Verbrechen, dagegen die Beleivigung einer 
geſeßlich anerfannten Kirche nur ald Vergeben oder Webertretung aufgefaft wird. 
Schon wenn man eine Kirche und eine bloße Religionsgeſellſchaft gleihftellt, zer: 
ftört man die nothwendige Grundlage eines dhriftlihen Staates! Durch einen 
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ſolchen liberalen Wirrwar iſt es möglich geworden, daß felbjt confeſſionsloſe 
Religionsgeſellſchaften ald Staatskirchen anerkannt werden müflen. — Am aufs 
fallendſten betbätigt fi) die morderne Nivellirung unferes Chriſtenthums mit an: 
deren, aljo auch mit heidniſchen Religionen durch Weglaſſen des Epitheton 
Hriftlih in der Vorſchrift, welde den Diebjtabl an einem zum Gottespienfte 
geweihten Orte, an einer „zum Gottesdienſt geweihten Sache“ mit einer den Re 
ligionsdienft (sic) beleidigenden Verunehrung bejonderd auszeichnet, Nur einer 
dem Chriſtenthum entfremdeten Gejeßgebung läßt fi die Art und Weife zufchreis 
ben, wie in dieſem Geſetzbuche der Eriminelle Einfluß der wirklichen und echten 
Neue aufgefaßt ift, ohne ein conjequentes Syſtem, da3 ein zum Grunde 
liegendes Princip vorausjeßte, und zum Bewußtſein brächte. Schon der Umſtand 
befrembet, daß bald Handlungen allgemein Einfluß auf die Strafe eingeräumt 
wird, ohne auszubedingen, daß fie wirtlih aus Neue erzeugt find, bald 
Neue und dann wieberum thätige Reue, ohne beide zu unterſcheiden, vorausge⸗ 
fest wird. Man wird verfucht, zu vermutben, daß es dem Gefehgeber weniger 
auf die hriftliche innere Geſinnung al3 auf die äußeren Handlungen und deren 
Wirkſamkeit angelommen ijt, und daß er ftatt des Chriftenthbums der Stimme 
der meilt mit Philofopbie verwechſelten oder auch mit allerlei Utilitätsrüdiichten 
angefüllten Politit Gehör gegeben habe. 

Ferner bleibt die Nichtverhinderung eines in ven Hochverratbh einfchlagen- 
den Unternehmens ftraflog, wenn fie nit ohne Gefahr für diefen Mitfchuldigen, 
defien Angehörige und Schußbefohlene gefchehen Tonnte. Als ob man den gefeb- 
lihen Schuß auf ganz geſetzwidrige und fogar höchſt gemeinichaftliche Verhältnifie 
zu erfireden befugt fein kann! Auch foll ich zu meinen Angehörigen mein Ge: 
finde, meinen Hausfreund, ja täglihen Saft nicht rechnen dürfen, wohl aber Ver: 
wandte, die ſich niemald um mich befümmern, von mir losgefagt haben! Wo 
bleibt hier der hriftliche Begriff des Nächften in dem Gebot der Nächſtenliebe? 
Anderſeits widerſtrebt e3 der Auffaffung des chriftlihen Strafamtes, perfön: 
(ihen Berhältnifjen und Beziehungen eine Bedeutung einzuräumen, wie bier ges 
ſchieht. — Begegnet man nicht bier, wie jo oft in den zerfahrenen und zerießten 
Yuftänden der Gegenwart jener undhriftlihen Auffafiung, welcher unter dem Na: 
men von politifhen Verbrechen Angriffe auf den Staat von Gottes Gnaden und 
auf deſſen heiligfte Inftitutionen al3 etwas Entfchulobares erſcheinen ?“ — 

Wahlberg. 


Sormulerienbuch für Adrokalen und Ustare der öſterreichiſchen Monarchit. Zweite 
vermehrte und verbeſſerte Auflage. Wien, 1859. Bei Friedrich Manz. 
Großoltav, 420 Seiten. 


Bir haben bereits im XV. Bande des Magazins (5. 414) uns über 
die Anlage und Ausführung dieſes Buches ausgeſprochen und erklärt, daß wir 
keines derlei Mufterbücher, auch Tas vorliegende nicht, für geeignet halten eine 
bemußte Anwendung tbeoretifher Grundfäge in der Praxis zu vermitteln. 

Dieſes Urtheil trifft aber nicht blos viefes Buch, und wir wollen dasſelbe, 
da ed nun einmal Eingang gefunden hat, audy nur von feinem Standpunkte als 
bloße Zufammenftellung verfehiedener Formularien beurtheilen. 
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Die zweite Auflage bietbet num um einige breibig Formularien (darumter 
fehr wichtige über Servituten, Klagen) mehr, und es ift auch bei jevem angege: 
ben, welcher Stempel (nad Gonv. Münze) und wie viel Parien und Rubrilen 
nothwendig find. Dieb die Vermehrung. Die Verbeſſerung beftebt in ber. Befeiti- 
gung der meilten Mängel, die wir bezüglih der einzelnen Formularien bei der 
erflen Anzeige gerügt hatten; — wir hoffen das Bud bat dadurch gewonnen, 

Ein Uebelftand blieb, — bie Formularien beziehen fich mie früher blos auf 
vie allgemeine Gerichts- und Concursordnung; — es entfällt dadurch die Brauch: 
barleit derfelben für einen großen Theil der Monarchie. 

Bei allen dem ift es in ber gegenwärtigen form ein braudbares Bud und 
kann in ber Praxis mande gute Dienſte leiften. Dr. Rißling. 


Per Stadt- und SKandadvohat nadı den neueſten gefehlicen Worfchriften m. f. m. 
AZufammengeftellt aus den von mehreren praktiſchen Herten Beamten 
aelieferten Beiträgen burd die Rechtsgelehrten DDrn. Werner und 
J. J. Schopf. Wien 1858. Zamarsti-Dittmarſch et Comp, Aleinoltav, 
488 Seiten, 


Hear Schopf, fonft als Juſtiziär oder Güterwalter erfcheinend, präfentirt 
fich und feinen Collegen dießmal jelbit als Rehtsgelehrten und Doktor und 
bietet ein Buch, das eben nicht fehr einen rechtögelehrten Doktor bekundet. Die Ber: 
faffer bringen darin alle möglichen Materien zur Sprache; — über Urkundenverfaflung, 
über die Verhältniffe der Ehegatten, der Eltern und Kinder, über den Verkehr mit 
Staatapapieren u. dgl., über die Verfafjung von Eingaben in politifhen und Fi- 
nanzſachen, Nechtöjtreitigleiten — und zulegt über Beitrafung der Thierquälerei 
fol das Buch belehren; überall Formularien, Gejebcitate und eigene Bemerkun: 
gen; aber Alles recht mangelhaft und fehr häufig geradezu unrichtig. Einige Bei: 
fpiele dürften genügen. Seite 80 fehlt in dem Formulare über einen f. g. Bu: 
villarſchuldſchein troß der direften Anordnung des Geſetzes, die Beitimmung wegen 
Vinculirung der Forderung in den Aflecuranzfatafter. — Bei der Erklärung 
Seite 83 mangelt die Pfandbeitellung. — Seite 89 ift das Gefuh um Aufkun— 
digung einer Forderung als jtempelfrei, Seite 97 das um Amortifirung einer 
Sappoft mit einem 15 fr. (anftatt 30 fr.) Stempel zu verfehen bezeichnet. In 
den Gefuchen um Einverleibung (S. 112) iſt fein beftimmtes Begehren geftellt. 
Auf S. 218 wird behauptet, daß der Aboptionsvertrag vor dem Bezirkögerichte 
zu ſchließen tft. ©. 361 heißt es, die Notare nehmen Vergleiche auf, welche die 
Wirkung gerichtliher Vergleihe baben — und wer eine Urkunde vor dem Notar 
errichtet, diefer ift immer beſſer daran, denn derlei Notariatsalte verdienen vor 
Geriht allen Glauben.” 

Diefe wenigen Stichproben beftättigen, daß ſich bier keineswegs ein brauch: 
bares Buch findet, das dem Nidhtjuriften zur felbftftändigen Beforgung feiner Ans 
gelegenheiten dienen kann; — es wird wahrſcheinlich ihn die Benügung dieſes 
Rathgebers mebr koſten, als wenn er fi) an ven theuerften Advokaten gewendet 
hätte. | u Dr. Kipling, 
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Jacdbuch der Lisit-Surisdicioasuormen für fänmtliche Aronländer der äferreidi- 
fen Monarchit. Yon Wilhelm Mitlacher, k. k. Lanvgerichtörath in 
Wien. Bei Tendler u. Comp. 1859. Großoktav, 452, 


Wenn man dieſes Buch zur Hand nimmt, wird man begierig, was auf 
io viel Seiten über die Jurisdiktionsnorm, „über weldye eben nicht viel mehr zu fa- 
gen iſt,“ gefchrieben wurde. — Die Crllärung liegt nabe: von S. 1—274 ift der 
Gefebestert der Jurisdiktionsnorm v. J. 20. Nov. 185%, die abweichenden Beftim: 
mungen der anderen Jurisdictionsnormen, mehrerer unmittelbar und mittelbar 
hieher gehörigen Gefehe, von welchen manche von bedeutenden Umfange find, 3.8. 
ein großer Theil des Ehegefehed vom 8. Dftober 1856 Ar. 185, die verjchiedenen 
Etaatöverträge über Erekution der Urtbeile und von Seite 21» bis 445, fohin 
218 Seiten, das ift die Hälfte des Werkes, find die im Reichsgeſetzblatte auf: 
geführten Gerichte und Gemeinden aller Kronländer abgedrudt. 

Hierzu kommen im 1. Theile (bi8 Seite 274) einige ‘Bemerkungen des Ber: 
faiferö, die fi in der Regel darauf beſchränken, die Eitirung einjchlägiger Ge: 
fegesftellen einzuleiten, oder den ohnehin deutlichen Geſetzeſstext zu paraphrafiren. 
Eine wijlenfhaftlihe Bearbeitung diefer Materie oder einzelner Theile derfelben ift 
nicht zu finden. 

Das Urtheil über dieſes Buch ergibt ſich ſonach aus diefer Anzeige von ſelbſt. 
Der erfte Theil ift blos ein Nachſchlagebuch für denjenigen, der die wenigen auf 
die Jurisdiktionsnorm fich beziehenden Geſetze nicht zu finden weiß; — der zweite 
Theil (von Seite 274-445) ift ein gänzlidh unnüger und unbrauchbarer Abprud 
des Reichsgeſetzblattes, wodurch unnöthiger Weile dad Buch um die Hälfte ver: 
größert, und auch vertheuert worden ift. Es ift dieß ein Nachdruck, ver zwar 
nicht vor das Forum des Gerichtes, aber wohl des bücherlaufenden Bublikums 
gezogen werden muß; — das Verdict kann ſich Jedermann felbft bilden, 

Dr. Kißling. 


Sammlung von Entfheidungen zum allgemeinen äferreihifchen bürgerlichen Geſet⸗ 
buche. Umfaſſend Rechtsfälle und Erkenntniffe des k. k. oberften Gerichts: 
bofes, der ehemaligen oberften Juftizftelle und anderer Gerichte vom „Jahre 
1813 bis Ende 1857. Nah der Paragraphen-Ordnung des Geſetzes zus 
jammengeftellt von Franz Beitler, f. f. Kreisgerichtäratb in Korneus 
burg. gr. 8. Wien, Wanz. 1858. XL. und 816 S. 

Das Wert, deſſen erſtes Heft gleih nad feinem Erſcheinen eine kurze Be: 
fprehung in die ſen Blättern (I. Bd., S. 54) erfahren hat, liegt nun in ber 
ganzen Breite feiner ungelenligen Entwidlung vollendet vor und. Sein Verfaſſer 
bezeichnet e3 in der Borrede als ein dem praltiichen Bedürfniſſe gewidmetes Buch, 
und empfiehlt e3 demgemäß ven Praktikern zum Behufe nahfichtiger Beur: 
theilung, indem er nebenbei dur den ‚raſchen Abſatz“ der einzelnen Lieferungen 
über den Werth feiner Arbeit ſich binlänglidy berubiget zeigt. Daß dieſes Wert 
fein „Schulbuch“ fei, wie der Berfaffer ausprüdlich zu bemerten für gut befun« 
den, ift eine wahre, aber gewiß höchſt überflüjlige Bemerkung. Derartige S a m: 
melmerte, wenn fie jelbft jeder Anforderung Genüge leiften, eignen ſich ihrer 
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Natur nad für das Bedürfniß ber Schule überhaupt nicht, am allerwenigften 
aber dann, wenn fie in der Form erſcheinen, welche dem P.ſſchen Buche zu Theil 
geworden ift; denn bier würde der Anfänger (abgefeben von allem Anderen) mit 
einer Fülle theils quten, theils ſchlechten, — ibm jevenfalls nicht recht verjländ:- 
liben — Materiales aus den PBartbeivorträgen ſich überlaven jeben, in weldem 
er ebenio mit vergebliher Mihe nad Orientierung ringen müßte, als ibm vie 
fibere Auffaſſung der in dem Urtbeile anerkannten abitracten Rechtsſähe, durch 
die concrete Meile ihres Auftretens ſehr oft erjchwert würde. Ebenſo verftebt es 
ſich von ſelbſt, daß eine derlei Sammlung blos als Aneinanderreibung von Ge: 
gebenem feinen inneren wifjenichaftlidien Mertb babe, und injoferne auch nicht 
Schulbuch jein könne. Wollte aber Herr P. mit diefer negativen Dualificatiom: 
„Ne: Schulbuch” ettoa zugleich die Competenz ver Schule, d. h. micht ver „Ler- 
nenden,* fonvern der „Lehrenden" in Abrede jtellen, ein Urtheil über jeine Samm- 
lung abzuaeben, jo muß e8 ihm allerdings freigeftellt bleiben, ob er einem von 
daher fommenden Urtbeile feine Beachtung ſchenken wolle, over nicht; ob er aber 
mit einer folden Meinung in Betreff der Competenz; das Mahre getroffen babe, 
dieß zu enticheiden kann Füglih dem Urtbeile aller Unpartheiiſchen überlaſſen 
bleiben, welde bie Jurisprudenz nicht ausſchließend in ver juriftifchen Praris 
aufgehen laffen und daher nicht blo3 für das ſ. g. practifhe Bepürfniß 
forgen zu müfjen glauben, wie gewiſſe immer fruchtbare Bücherlieferanten. Doch, 
vielleicht follte im Sinne P.'s jene Qualification lediglich dazu dienen, durd bie 
nähere Beitimmung des Zweckes, den er bei feinem Sammeln verfolgte, der Kri⸗ 
tie den Standpunkt vorzugeichnen, von dem fte die Beurtheilung des Werkes zu 
unternehmen habe. Eine ſolche Zmedangabe liegt aber ganz pofitiv ſchon in der 
Bemerkung P.'s, daß er durd) feine Sammlung die Praftifer der verfchiedenen 
Kategorieen ver Anihaffung und der beſchwerlichen unmittelbaren Benützung der 
verſchiedenen Zeitfchriften überheben mwollte, in meldhen die einzelnen Erfenntnifie 
zeritreut vorfommen, — daß er aljo (wie bereit3 oben angedeutet) blos für die 
Praktiker gearbeitet habe, ohne auf die Bedürfnifie der Doctrin als Willen: 
Ihaft überhaupt (nidht blos als „Schule”) Rüdjiht zu nehmen; wollte P. mit 
jenem Zerminus eben benfelben Zwedgedanken, nur negativ ausipreden, fo 
möchte ich wohl die Bemerkung wiederholen, daß diefelbe etwas rein Ueberflüfliges 
enthalte. Die Kritik kann nun eine folhe Zwedbeitimmung des Verfaſſers Teines: 
wegs ignoriren. Wählt ein Autor einen beſchränkten Standpunkt, fo mag fie zu 
bemeifen verſuchen, daß die Beſchränkung unrichtig jei, fie wird aber jedenfalls 
zu prüfen baben, was der Verfaſſer für jeinen Stamppunft geleistet hat; fie 
wirb eventuell die confequente und vollitändige Erfüllung dieſes Standpunktes 
anerfennen müjjen, wenn fie denfelben auch an und für ſich veriwerfen müßte. 
Serade die Nichtung aber, in welcher PB. ausichliehend nearbeitet hat, for: 
bert gewiſſer Maßen beraus zu einer Bemerkung, die bei Diefer Gelegenheit kaum 
am unrechten Orte angebracdt fein pürfte, wenn fie auch nicht von Alfen will: 
fommen gebeißen werden follte. Diefe Bemerkung betrifft das Streben, Bräjubi: 
cate aller Art, insbejondere (natürlid) jene ber oberen und oberiten Gerichte mög: 
lichſt vollftändig zu befiken, ein Streben, welches namentlih in unferer Zeit mit 
vorzüglidher Lebhaftigkeil fih geltend macht. Es liegt diefer Erſcheinung auch in 
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ſolchen Laͤndern, wo der Gerichtsgebrauch keine Stelle unter den Quellen des 
Rechts einnimmt, ohne Zweifel ein wahres Motiv zum Grunde. „Das Urtbeil 
des Richter” — fo beißt es irgendmo jehr treffend — „wodurch er das 
von ihm erlannte Recht auf einen bejonderen Fall anwendet, hat zunädft nur 
die Wirkung, diefe einzelne Rechtsſache zu entfcheiden, aber es enthält zugleich 
den anerfennenden Ausspruch des Rechtsſatzes, der darin auf den vorliegenden 
Fall angewendet worden iſt; infofern nun anzunehmen ift, daß der Richter das 
Recht richtig erfannt und angewendet habe, wird von dem Urtheile ver Gebraud 
gemacht werden fünnen, fih in einem gleichen fpäteren Fall darauf zu berufen, 
daß jener frühere fo entichieden, und von dem Richter dieſer Rechtsſaß als be: 
jtehend anerfannt worden fei, eine Berufung, die an Gewicht gewinnen wird, 
wenn fie fi auf mehrere, wiederholte und gleichmäßige Urtheile bezieht.” Darin 
aljo, daß die voraudgegangenen Ausſprüche der Gerichte ein „natürliches Hülfs⸗ 
mittel für die Erkenntniß eines irgendwie ald ungewiß erfcheinenden Rechtsſatzes“ 
find, liegt das Wahre des Verlangens, ſich diefe Ausſprüche anzueignen und 
ihrer vorlommenden Falles, nach forgfältiger Prüfung zugleih als einer Nichte 
ſchnur zu bedienen, was vorzüglid dann als gebothen erfcheinen wird, wenn der 
auf diefem Wege anerkannte Rechtsſatz auch der im Rechtsverkehre feitgeftellten 
Anfhauung über das bezügliche Rechtsverhaͤltniß entipricht, welche ſich doch nicht 
gar fo felten ver Kenntnißnahme des Richters darbiethet. Allein diefer, wenn man 
io fagen darf, gemäßigte Gebrauch ver Präjudicate, bei welchem die Selbitftäns 
digkeit des richterlihen Denkens und Urtheilens aufrecht erhalten bleibt, der aud) 
für unjer Vaterland durch die ganz beitimmte Vorfchrift des 8. 12 a. b. ©. 2. 
al3 der einzig zuläflige erjcheint, ift leider nicht überall an der Tagesordnung. 
Man räumt biöweilen den PBräjudicien, insbeſondere den in höherer Inſtanz ers 
gangenen, ſchon als ſolchen eine Auctorität ein, welche venfelben nach dem deut: 
ih ausgefprodhenen Willen des Geſetzgebers nicht zukömmt, und gibt, ohne e3 
gerade ausdrücklich zu geftehen, die eigene richterliche Selbſtſtändigkeit auf, wo⸗ 
dur, wenn dieſes im größeren Mapftabe gefchehen würde, die Rechtfprechung 
endlich mehr und mehr auf ein mechanifches Geſchäft fi reduciren müßte. Mit 
Recht jagt daher ein bewährter deutiher Praktiker (der Präſident des k. Ap⸗ 
pellationageriht3 von Wtittelfranten zu Eichftädt, F. L. Arnold, im Gerichts: 
jaal, Ihrgg. 1858 X, ©. 399) „in unferer Zeit, wo das wiſſenſchaftliche Studium 
immermebr erlaltet, two die Praxis mehr nach Präjudicien fragt, ald auf den Grund 
wiftenfchaftliher Auffallung und Anwendung der Geſetze handelt, wo man jtatt 
willenfchaftliher Begründung eines Ausſpruches und wiſſenſchaftlicher Widerle⸗ 
gung entgegengeſetzter Anſichten ſich einfach auf ſeine eigenen früheren Ausſprüche 
beruft, und fo beim eigenen Zopf ſich aus dem Sumpf zu ziehen ſucht; in fol: 
cher Zeit ift es Plicht, bei jeder Gelegenheit zum Studium der Theorie und das 
mit der Rechtögefchidhte, fo wie zum Stubium des Geiftes der (Straf:) Gefehe 
zu mabnen und vor dem Zeitpunkte zu warnen, wo die Praxis zum geiftlofen 
Handwerk herabfintt“ *). 


*) Vergl. den Bro u Gruchot's Beiträgen zur Grläuterung des 
a ee. Projpect zu Gr ägen 3 ng 
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Aber : abusus. non «dammat wenm; und für den rechten Gebrauch kann 
eine gute Sammlung von Präjudicaten gewiß nur höchſt erwünſcht genannt wer: 
den. Was bat num P. für dieſen Zwed geleiftet ? Zunächſt ift dießfalls anzufüh: 
ren, dab P. die Erfenntniffe des E f. oberiten Gerichtshofes, welche, fett ver 
Zeit ihrer Veröffentlihung, vorzüglih in der allg. öſterr. Gerichtözeitung, umd 
nebenher aud in anderen — regelmäßig mit den Urtheilen und Moti⸗ 
ven der erſten und zweiten Inſtanz, bäufa aud mit Huszügen aus ben Vorträ- 
gen ber ag vortommen, wörtlih (mit Angabe ver bezüglihen Quelle) ab: 
gedrudt bat. Durch dieſes Verfabren bat P. allervings die unmittelbare u 
der Quellen überflüfig gemadt, und dem Prattifer den Vortheil verſchafft, daß 
aa bie Grlenntmifje unter den betreffenden Paragraphen des G, B, (wenn 

uch nicht immer am ſchicklichſten ya eingereibt findet, während er jie ſonſt 
mit ſehr erbeblihem und ſtets wmiederfehrendem Zeitverlufle aus vielen Bänven 
zuſammenſuchen muß, wenn er ſich nicht ſelbſt ver Mühe umterziehen will, ein 
vollftändiges Nepertorium über das bereits Vorhandene anzulegen und gebörig 
fortzujeßen. Von diefem Gefihtspunfte betradıtet, muß man der Bien zamm⸗ 
lung jedenfalls einen gewiſſen Grab von Brauchbarkeit zugeſtehen; denn fie ver— 
tritt die Quellen, aus denen fie geſchöpft iſt, in ahnlicher Weiſe, in der eima 
die Sammlungen der Nachtragägejehe zum a. b. ©. B. und anderen Gefepbi: 
bern die directe Benükung der verſchiedenen Gejeblammlungen zu eriehen -geeig: 
net find, Demungeactet verdient bie Art, auf welche P. biebei zu Werke gegan- 
gen ift, nicht geringen Tadel. Es erſcheint nämlich gerade das als unpafjend, dab 
die Quellen fait ohne Ausnahme wörtlih ausgeſchrieben find. Dadurd tft das 
Volumen der Sammlung unnötbiger Weije angemadien, die Ueberſicht erſchwert, 
und das Ganze obne einbeitlihes Gewand geblieben. Die Bearbeitungen der ein: 
zelnen Erkenntniſſe mit den dazu gebörigen Mechtsfällen, wie jolde in den von 

. benügten Quellen vorlommen, find, natürlid, für Diele von ſehr verſchiedenen 
Händen geliefert worden, und — ein auch nur oberflähliher Blid wird es be: 
ftätigen — nicht immer mit gleiber Sorgfalt, bie und da felbft ohne Sorgfalt 
erfolgt. Ja auch dort, wo in dieſer Beziebung nichts zu wünſchen bleibt, tritt 
— und dieß kann Niemanven befremden — die Berfchiedenbeit der Individualitäten 
jomohl in der Anordnung des Stoffes, ald aud in der Darftellung, mitunter 
nicht unbedeutend, bervor. Differenzen diefer Art wirken in einer Zeitſchrift we— 
niger jtörend, weil fie bort in Naum und Zeit weiter auseinander liegen; ganz 
anders müſſen fie bagegen ericeinen, wenn fie, wie in der Sammlung unſeres 
Berf., in einen relatip engen Kreis zuſammen nedrängt werden. Freilich wären 
diefe Unebenbeiten nicht durch eine bloße Inſtruckion an den Eopiften der Samm— 
lung zu bejeitigen gewejen, allein lettere jelbft würde an Klarbeit, Ueberſichtlichkeit 
und Preismwürdigleit nur gewonnen baben, wenn ber Verfaffer die Mühe wicht 
geſcheut hätte, dad mannigfache Material nad einen wohl angelegten und conje: 
quent jejtgebaltenen Blane ſelbſt durchzuarbeilen. Wozu gerade vem Braltiler 
das, oft auf's Höchſte ermübende, Bartbeiengerede dienen joll, das er in jeinem 
täglichen Berufe obnebin bis zum Weberdruße anbören und in ſich hinein lejen 
muß, ift wohl nicht im Entfernteften abzujeben. Sachdienliche Erörterungen mö— 
gen bingegen immerbin eine Berüdjichtiaung erfabren, wenn fie nicht ſchon im 
den Entſcheidungsgründen vom Gerichte beachtet worden find. Unter dieſem Ma: 
terial zerjtreut findet ji eine Neibe von Nectsfällen, zum Theile mit den bar: 
über erfloſſenen Erfenntnifien, welde aus verfchiedenen Aeitichriften ercerpirt find, 
too fie großentheils zu einer Zeit, da die Erkenntniſſe der Gerichtshöſe nod nit 
einer volljtändigen öffentlihen Mittbeilung unterlagen, — in mebr oder minder 
genauen Keferaten, niedergelegt wurden. Diefer Theil der Bien Sammlung 
fan nun insbejondere weder auf Bollftändigfe t noch auf Gleichmäßigleit Ans 
ſpruch machen, und, gleichſam um die Vieljeitigfeit (sit venia verbo) volllommen 
zu maden, laufen neben ven Nechtöfällen mit Erfenntniffen in extenso, dann 
den Rechtsfällen mit Grienntniffen in abstraeto, und den Nectsfällen ohne Er: 
denntniſſen, aud) wieder Erfenntnifje ohne Rechtsfälle ber, bezüglich deren, wenn 
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man nad dem übrigen Material ſchließen darf, wenigſtens die Rechtfertigung 
nicht begründet fein möchte, daß fie wegen Unerheblichkeit der eigenthümlichen 
Verhaͤltniſſe des Rechtsfalles übergangen worden jeien. 

Als eine prägnante Probe von der »eihtipteit, mit welcher der Verf. bei 
der Abfaſſung diefer Sammlung zu Werte ging, kann ich nicht umhin, bervorzu: 
beben, daß unter Nr. 526 und 527 (©. 424 refp. 426 }.) der nämliche Rechts⸗ 
fa mit den bezüglihen Entiheidungen, aus verſchiedenen Referaten, welde je: 
dod in Angabe der Erkenntnißmotive theilweiſe wörtlich übereinftinmen, alfo 
eigentlih in unmittelbarer Aufeinanderfolge zweimal mitgetheilt wird ! 

Cine eigenthümliche Beigabe bat die Dice Sammlung dur verſchieden⸗ 
artige Literaturnachweifungen und jporadifche Auszüge aus Commentaren, Mono: 
grapbieen und Abhandlungen, endlid durch wortgetreue Aufnahme einzelner Hei: 
ner Abhandlungen erhalten, zu welchen gelegentlich die Meinungen und Rechtsbe⸗ 
denten des Verf. binzugetreten find. Gewiß werden unter zehn Lefern neun der 
Anjicht huldigen, daß derartige literariiche Anbanafel dem Charakter einer Samm: 
lung mie die vorliegende gänzlich fremd feien. Allein, zugegeben auch, daß diefe 
Anſicht an ſich falih wäre, fo dürfte doch daS gemiß fein, daß bei der Anlage 
ſolcher Xiteraturnotigen von einem bejtimmten Prinzipe ausgegangen werden 
müjje. Entweder man beichräntt ſich blos auf Citate, liefert dieſe aber vollftän- 
dig, oder gibt die (reinen) Eitate nur an jenen Orten an, wo fie wegen bejon- 
derer Schwierigkeit oder Streitigfeit einer Rechtefrage vornehmlich wichtig er: 
feinen. Das erftere Verfahren möchte in einer Sammlung von Redtsfprüden 
kaum am rechten Orte fein, meil es nicht geringen Raum abforbirt, und weil 
diefe Citate in größter Volljtändigleit ſchon anderwärts, z. B. in Michel’ Hand: 
buch Stehen, welches ſich ohnebin in den Händen der meiften einheimijchen Juriſten be 
fnben dürfte; das leßtere Verfahren hätte wohl Nichts gegen, dagegen aber auch 

um den Vorzug befonderer Erfprießlichkeit für fih. Die Schwierigkeit der Frage 
köbt dem Prattiker von felbft auf, und drängt ihn, menn er fremde An: 
ten will tennen lernen, jevenfall3 zu der Quelle hin, wo ihm die volle Ueber: 
fiht der Literatur gebotben wird. Beichränkt man ſich aber in der fraglichen Rich: 
tung nicht auf reine Citate, fondern hält man es für angezeigt in den Inhalt 
ber mannigfaftigen literariichen Leiftungen einzugeben, fo ift zunächſt an und für 
fih wieder diefelbe Alternative möglich, melde fo eben bervorgeboben murbe. Da: 
bei jcheint e3 aber feinem Bedenken zu unterliegen, daR eine vollftändige, in das 
Meritum eingehende Berüdſichtigung der Literatur in einem Werte nicht am red: 
ten Orte jein könnte, welches ſich vorzugsweiſe die Aufgabe ftellt, eine Zufam- 
menfaflung der Rechtsſprüche zu liefern, jo in einem Lande over Laäͤnderkreiſe in 
gewiſſer Periode geichöpft wurden. Das Wert müßte dadurch feinen Character 
jevenfalld ändern, und das präjudicielle Flement könnte wohl gar in den Hinter: 
grund gedrängt werben. Der andere, und — falld bie Literatur in berlei Werten 
überhaupt eine Berüdjichtigung finden joll — einzig zuläflige Weg beſtünde darin, 
daß lebiglih an jenen Punkten, mo es zur Orientirung oder zum vollen Der: 
ſtaͤndniſſe der obſchwebenden Frage Notb tbut, dasjenige (aber auch nur dieſes) 
aus den Ergebniffen der Doctrin herausgehoben wird, mas jenem Zmede ents 
ſpricht. Daß P. nicht aljo kritiſch verfahren ift, beweiſt ein auch nur flüchtiger 
Blick auf feine Sammlung. Hier finden fidh oſt theoretifhe Grörterungen einge: 
Ihaltet, wo man ihrer gar nicht bedarf, und ohne daß dort, wo fie eben nicht 
überflüflig genannt werben mögen, die rechte Auswahl getroffen worden wäre; 
nicht planmäßig, fondern oft willkührlich, wird jetzt diefer, dann jener Commentar 
citirt, reſp. ercerpirt, Abbandlungen, welche nicht felten, wenn auch aus geihäß: 
ten Federn berrührend, doch Tebiglich „Belenenheit3".Schriften ohne tieferen Werth 
find, füllen ihrer ganzen Länge nah die Spalten aus, ja es kommt auch vor, 
daß ſchwache Erſtlingsverſuche juriftifcher Anfänger der Ehre theilhaft wurden, 
bier nicht blos im Eitate zu figuriren. Dieſes unſyſtematiſche Gemiſch von Des 
nitionen, Neimmaen, Andeutungen und erinterungen vom verſchiedenſten Ras 
iber erzeugt nicht blos einen ungünftigen , ſondern bat nicht einmal 
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einen untera eten Werth; denn es bilit nur die Einjeitigleit und Oberfläch— 


lichkeit befi > 7 . — 
Do le zum Schluße dieſer Anzeige. — Daß eine reine Sammlung 


von PBräj wenn jie vollftändig und gut angelegt it, Brauchbarleit und 
damit ein Ib, — einen größeren Werth, als Die gegenwärtige — bejipen 
fönne, w n. oben anerkannt. Ein böberer, wabrbaft wiſſenſchaftlicher Cha— 
ralter mi e einer Geſammtdarſtellung der Präjudicate nur dann zuzuſpre— 
gen fein, jie ben jucceljiven Gang ber Ned er in die ſyſtematiſche 
erarbeitit., aanson an jun hoftimmtaas Morhtägebäube ſich anſchließenden Rechts⸗ 
entwidelung . ‚BEN Dr. 9. 8. 


Die Iuftizworlagen uud der Anwaltstag in Celle. Yon Dr, Freudentbeil J. 
Di Stade 1858, bei U. ee (6 ©. in 8.). ö ’ 


Die f, Regier ınover bat mit Schreiben vom 10, Juni 1858 
den Ständen einer voraeleg welcher feine Verbeſſerungen und 
feine Fortbilpuma ‘ : on fib zur Aufgabe aeftellt, fon- 
dern nur Abin nde, dab zu viel örden einge: 
richtet, eim 31 jür dieſes a geringe Beihäftigung 
ih findet, b --— aß die Grundlagen in ber 


Geridtäni„.. , „em geridtliben Werfahren berübrt 
würden, Die auf dem Anmwaltstage Au selle verfammelten Aovofaten und An: 
wälte haben über einen Mortrag des Dr. Freudentbeil I. ihre Anfichten über 
diefe neuejten Juſtizvorlagen der k. Negierung in einer Reihe von Rejolutionen 
ausgeſprochen, Die in Diefem Schriftchen nebjt ihrer Begründung mitgetbeilt mer: 
den. Der Stand der Advokaten, beißt es in der Einleitung (Seite 9), 
mußte, wenn er die öffentlide SEBENBOR: BAE jid, das Ber 
trauen zu ibm, tre&btfertigen wollte, das Wort nehmen in dieſer 
großen Angelegenbeit, er durfte nidht durch ein feiges Shmei- 
gen feine Billigung zu erlennen geben; denn durch die neuen Juſtiz— 
vorlagen, das bejorgten die Aundigen, würde der neue und fichere Rechtsboden, 
auf welchem ey; größere Vollendung angeftrebt werben konnte, loderer gemacht 
und auf lange Heit eine weitere Aus: und Fortbildung erſchwert, wenn nicht 
unmöglih gemacht werden — und ber über ſechs Bedenken gebaltene Vortrag 
ihließt mit ven Worten: Nur im Intereſſe für eine rafche, aber auch aründliche, 
wabrbaft deutſche Rechtöpflege, ven Antheil, den wir an ver Entjtebung der jebt 
angegriffenen Geſetze gehabt, das bringende Verlangen, daß der alte Auf der 
Sulz Hanuoders fih fort und fort erbalte und die Möglichkeit weiterer Fort: 
bildung bes öffentlib:mündlidben Verfahrens, durch welche erjt des lebten 
deutſchen Kaiſers Wahrſpruch: Fundamentum est justitia regnorum feine vollite 
— —— nicht erſchwert werde, hat es uns als eine heilige Pflicht er— 
einen laſſen, in der hochwichtigen Angelegenheit nicht zu ſchweigen und das 
Sort zu führen in —* t und Tadel. Daß nur durch das öſſentlich-mündliche 
Verfahren die großen Zwecke der Juſtiz volllommen erreicht werben lönnen, ſei 
ſtets die Ueberzeugung der Beſſern im Volle geweſen, und ſelbſt dieſenigen ſeien 
durch die Erfahrungen ſeit 1852 belehrt, welche früher das öffentlich-mündliche 
Verfahren für uns ausführbar oder mit Spangenberg für eine fremde 
Pflanze, die für ein fo geſundes und naturwüchſiges Volk, wie das hannoverſche, 
nicht paſſe, gehalten. Will man den Segen eines folden Verfahrens, fo dürfen 
nicht leidige Bequemlichkeits-Rückſichten, nicht der Koftenpunft, die man als often- 
Ir Gründe vorſchiebe, von der conjequenten Durdführung des Syſtems zurüd: 
reden, am allerwenigiten aber könnten Abänberungen gerechtfertiget werben, 
moburd ber Bruch in das; Spftem erweitert oder doch deſſen allmälige Ausbildung 
möglih gemacht werbe. Zu ſolchen Abänberungen gehörten die. von ber Regie— 
3. in Vorſchlag gebrahten (S. 55 und 56). Die gefahten Reſolutionen jelbjt, 
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bie in der Anlage (Seite 13—15) enthalten find, und in dem Vortrage des Ber: 
fajler® ihre Begründung und Rechtfertigung erhalten, lauten: 


I. Taß die Ausdehnung der Competenz der E, Amtägerichte auf Proceſſe 
im Betrage von bis 300 Thaler zu den größten Bedenten Veranlajjung gebe, — 
weil an ih die Aburtheilung ſolcher wichtigen Proceßſachen durch Einzeln— 
Richter die größten Gefahren für eine gründliche, unbefangene, ja unparteiiſche 
Rechtspflege erfahrungsmaßig mit ſich bringe und daneben dadurch die wichtige 
Geſetzesregel der collenialiiben Verhandlung in erheblicher Weiſe beſchränkt, * 
mit eine weſentliche Grundlage der Gerichtsverfaſſung und eine beim öffentlich- 
mündlichen erfahren erforderliche Garantie befeitiget werde, — weil nicht min- 
der das amtägerichtlihe Verfahren, wie die Erfahrung gelehrt babe, feiner Natur 
nad die Concentration der Verhandlung in der Regel nicht zulafle und daher 
des Hauptverzugs des mündlichen Verfahrens, daß dur die Verhandlung dem 
Richter ein Gefammtbild gegeben werde, entbehre, — weil da3 amtögerichtliche 
Verfahren, wenn die in der Regel (vorausfichtlich auch in Zulunft) entfernt woh⸗ 
nenden Anwälte und Advokaten den Proceß leiten, die Procefie übermäßig — 
die nöthigen Reiſekoſten und Diäten vertheuert, und wenn bie Parteien ſelbſt 
verhandeln, nur zu oft zu den größten Kränkungen des materiellen Rechtes durch 
Vernadläfligung unentbehrlier Formvorſchriften führt, — weil das amtögericht: 
lihe Verfahren überdieß, mie dem praftiihen Kenner desſelben nicht zweifelhaft 
fein könne, die Proceſſe unverhältnißmäßig verſchleppe, auch die Reijen und Wege 
der Broceßführer vermehre, — meil fo die Ausdehnung des amtsgerichtlichen, 
foftemmwibrigen und augleid die gortbildung des Rechts erſchwerenden Verfahrens 
er Koften des von allen diefen Mängeln befreiten Verfahren? vor den Uberge: 
richten in feiner Weiſe wünſchenswerth erjcheine (vergl. S. 23—38), 


Il. Daß die Uebertragung der Vorunterfuhung an die Amtsgerichte ſich 
weder mit dem Anflageprincipe, noch mit der Unabhängigkeit ver Gerichte gegen: 
über der k. Staatsanwaltſchaft vertrage, auch wegen ber nothwendig verhältniß: 
mäßig geringen Erfahrung der Amtögerichte in Behandlung von Criminalſachen 
bie zwedmäßige Führung der Vorunterfuhung gefährbet, endlich die Thätigkeit 
der ohnehin zur Senüge beſchäftigten Richter in Civilfahen und in der freiwilli⸗ 
gen Gerichtsbarkeit auf das Weſentlichſte beeinträchtige. 

II. Daß das Inftitut der Criminal: Deputationen, — da die in 
dem Belieben der Regierung ſtehende Bildung derjelben jede Garantie dafür ver: 
miffen laſſe, daß nicht den älteften Principien des deutihen Rechtslebens zumider 
die einer Verwaltungsbehörde zuftebende Befugniß der Bildung von Gerichten ge: 
mißbraucht und der Grundſazt beeinträchtiget werde, daß Niemand feinem ordent: 
lihen Richter entzogen werben foll, — da dasjelbe durch die Möglichkeit der Ein: 
führung von eipiffermafen erceptionellen Gerichtsftänden das Anfehen der Ge: 
richte und das Vertrauen des Volles zur Juſtiz erſchüttern könne, — da dasfelbe 
endlich die Gleichheit der Griminalrehtspflege aufbebe, — in jeder Beziehung zu 
verwerfen fei (vergl. S. 38 -43). 

IV. Daß im Intereſſe der Einheit der praktiſchen Rechtspflege, namentlich 
bei der Verjegung in den Anklagezuftand_und im Intereſſe der Sortbildung eines 
in Deutihland erſt in der Bildung begrifienen Theile des Nechts die Erhaltung 
des Eriminal-Senate2 im höciten Grade wünjchenswerth, und 

V. daß aus gleichen Gründen die Me der Nichtigkeitsbeſchwerden 
ud Einen, und zwar den hödften Gerichtshof (Cafjationg:Senat) nothwendig 
ei (S. 0). 

VI. Daß die Erweiterung des Manvat3:Berfabrens auf die Summe von 
300 Thaler das materielle Net, gefährbe und das Wohl und Wehe des Volles 
von der oft nicht vorhandenen Möglichleit der rechtzeitige neobadıtung, Rurzer 
Friſten und jedenfall3 ver naturgemäß oft fehlenden Sorgfalt in der Beobach⸗ 
tung derſelben in gefährlicher Weife abhängig made, auch den meientlichiten 
Grundſaͤtzen des Proceßrechtes in einer Weile widerſpreche, daß eine für einzelne 





78 Literarifche Anzeigen über rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 


Fälle zuzugebende er ⸗ verjelben dagegen nicht enticheidend in's Ge— 
micht Fllen tönnen (k ®@. 51 u. f.). 

Vi. Daß envlid bie Aufhebung des Anciennitäts- Principe in dem Auf: 
rüden der Richter die Unabbängigleit des Nichterftandes gefährden und baber 
troß in manden Fällen vorbandener Zweckmäßigkeitsrückſichten verwerflich jei 
(S. 50 und 51 der Ausführung), — daß fomit die Juſtizvorlagen nothwendige 
und ſehr weſentliche Grundlagen et Suftigperfafl jung tief erſchüttern und die Ju: 
ftizpflege im Allgemeinen nur zu vwerjchlechtern geeignet jein. — — 

Nah unjeren*), ſchon wiederholt ausgeiprohenen, Anfichten über den 
ihönen Beruf bes Apvokatenftandes einerjeitö und über die ge en Ginrichtun: 
gen in Anbetracht ver Ne täpllege anbererjeit3 fünnen wir ben halt des vorlie: 

enden Schriftchens nad nbalt und Tendenz nur loben unb bamit ben 
Bunſch verbinden, daß aud diejenigen Mitgliever unjeres Advolatenſtandes, 
denen die Gelegenheit geboten ift, für die wieder in Angriff genommene Reform 
unferer Eivilproceb- und Yurisdictiond: Normen thätig zu werben, mit gleicher 
Umficht und aleibem Freimutbe im allgemeinen und nicht blos in ibrem 
rorgeh mißverftandenem) Sonderintereffe fih äußern mögen; mir wüm— 
ben dieß um, jo mehr, als man nicht jelten bört, dab eben die Advolaten 
der Einführung des mündlid- -öffentlihen Gerichtsverfahres am meiften 
entgegenträten, und im eigenen Intere Eule ber Schriftlichkeit die weiteite Aus: 
behnung zu ſichern trachteten**). Anlaß gibt die Vorlage bier wie dort, Frei— 
lich ijt auf dem derzeit eingejchlagenen Wege kaum viel Gedeihliches zu erwarten, 
und e3 ſcheint ſich uns überhaupt zu betätigen, was ein Juriſt eines benadhbar: 
ten Staates jagte, daß es eine nit zu leugnende Wahrhen ſei, daß die Streit: 
fragen über die Reſormen in der Gerichtsorganiſation und im Verfahren ſich auf 
einen weit tiefern Grund ftüßen, als die Streitenden ſich bewußt find, oder vielmehr 
fein wollen, Es jeblt nämlich vor Allem die Einigung über die Funda— 
mentalfragen nit blos in Anbetracht der Gerichtäorganifation und der Recht2: 
pflege, jondern der Geſammtverwaltung und Verfaſſung, und wo dieſe fehlt, kann 
‚aud eine Symetrie im Ganzen nicht bergeftellt werden; SHalbheiten, die Hemm: 
Schuhe alles Guten, Lüden und Widerfprüche müffen bervortreten, wo ſich die 
eform, meiſt zufälliger Weiſe ie, nur einzelner Theile bemädhtiget, wo nicht auf die 
natürlihen Grundlagen im Staate — die Gemeinden und ihre Organifation 
— ber Bauplan für dad Ganze beredhnet, und ebenmäßig von da auffleigend 
ur Ausführung gebracht wird "oergleiche die Betrachtungen über die Gerichtöver: 
* in Deutfchland, Stuttgart 1855, Einleitung, ©. 1 u. f.). H. 


— — — 





*) Vergleiche auch Mitter maier's intereſſanten Bericht über den gegenwär⸗ 
tigen Stand der Geſetzgebungsarbeiten auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung 
un des eh mr u. f. m. im Archiv f. d. civiliftifche Praxis, 

**) — ie die unit Pe un v. 28, Nebruar 1859, Nr. 59, ©. 638, 
„Zur inneren Lage Deſterreichs.“ Der Correipondent ſcheini aber das Ber: 
bältniß der Rehtsfacultäten in Defterreih zur Gefeggebung nidt 
zu fennen und nidt zu willen, daß z. B. bei der bevorftehenvden Revifion 
er Procebgefege zwar die oberen Gerichte: und jelbit verfchievene Admini⸗ 
ftrativbehörden, aber nicht die Rebhtsfacultäten mit dem Entwurfe ämt: 
lich betbeilt und befragt wurden. Der Vorwurf trifft fie var nicht, der 
ihnen dort gemacht wird. 
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Begriff und Beredtigung des Anklagegrundfages im 
Strafprogefle. 


Bom Herın Georg Lienbader, k. k. Staatsanwalte zu Ofen. 


I. 


Die Erfahrung lehrt, daß im Gebiete der Wiſſenſchaft, und zwar in 
den verſchiedenſten Zweigen derſelben, der forſchende Geiſt des Den: 
ſchen oft plötzlich einen — neuen oder ſeit längerer Zeit in Vergeſſen— 
beit gerathenen — Gedanten zu Tage fördert, der in die Weberzeugung 
zündend einichlägt, den man zum allgemeinen SFeldgefchrei erhebt und 
als herrſchend binftellt, bevor man ihn noch ernſtlich nach feiner Her: 
kunft und nach feinem Bürgerrechte in dem Gebiete, das er beberrfchen 
folte, befragt hat. Diefe Frage aber läßt nicht auf ſich warten und 
tritt mit Ernft in den Vordergrund, jobald der Menſch, mas unver: 
meidlich ift, an dem raſch emporgehobenen Abgotte etwas Menfchliches 
entdedt, und felbftverftändlich regt fich biebei Niemand mehr als der 
ältere Gedanke, der dem neneren weichen mußte, und die Anhänger 
des erfteren, welche durch die des legteren in ihrer jüßen Ruhe und 
aus denn Wahne ihrer Bolllommenbeit jo unjanft geſtört wurden, find 
dann aus allen Kräften befliffen, die Xichtfeiten ihres Gedankens den 
Schattenfeiten des gegneriichen gegenüber zu ftellen, die eigenen Feh— 
ler, wenn schon ſolche zugegeben werden, für unvermeidlich, die gegne- 
riſchen aber für verfchuldet zu erklären, endlich, wenn diefe Taktik nicht 
fiegt, mit dem Gegner wenigſtens ein erträglichesg Compromiß abzu: 
fchließen, bis Letzterer — wenn die Wahrheit in ihm und das Be- 
bürfniß der Zeit für ihn ift — als neuer lebensfriiher Organismus 
erftebt und, was ibn bisher einhüllte und beengte, gänzlih von 
ſich ſtreift. 
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So iſt e8 au im Gebiete des Nechtes, insbejondere in dem 
des Etrafrechtes, des formellen, wie des materiellen, So fahte man 
einjt unſere Berbredhen, jo weit ſie nicht ſtreng politiich waren, vor: 
berricbend als Privatdelicte auf, die als joldhe nur über Privatanflage 
der Bejchädigten verfolgt wurden. Bei diefer Auffaſſung des materiel- 
len Strafrechtes bat jib das Nnklageverfabren des Strafprozeſſes von 
felbft ergeben, und e8 hätte für die größte Unnatur gegolten, wenn 
man den Richter felbft zum Ankläger oder vielmebr den Ankläger zum 
Richter über feine eigene Anklage gemacht bätte Da fing man an, 
das Strafrecht überhaupt vorzüglich als ein öffentliches, das Berbrechen 
felbit feiner Mefenbeit nach, als eine Verletzung der öffentlichen Rechts— 
ordnung aufzufaflen, welche werichiedene Auffaffung des materiellen 
Strafrechtes bald auch dem formellen in der Art eine andere Richtung gab, 
daß man es der Conſequenz ſchuldig war, nunmehr auch die Verfolgung 
der Verbrechen nicht lediglich von dem Verlangen der bejchädigten Privaten 
abhängig zu machen, jondern von Staatswegen dafür zu jorgen, was 
dur Begünftigung der Rrivatllagen, durch Zwang zu letzteren, und 
durch Aufftelung von eigenen öffentlihen Klagsorganen geſchah, bis 
die Induction der dee der kirchlichen Inquiſition im Strafprozeſſe 
des Staates auf den Gedanten führte, ven Richter felbft al3 Vertreter 
des Staatzinterefjes anzuerkennen, und ihm aud) die Verfolgung der 
Verbrechen als einen Theil feines Amtes zu übertragen, wobei das 
Spmftitut der Staats: und Privat:Anflage verfümmern mußte, bis es 
endlih dem reinen Inquiſitionsprozeſſe gänzlich erlag. Jahrhunderte 
vergingen hierüber, bis endlih die Milfenfchaft mit der Schärfe des 
Gedanfens und die Praxis mit der ſchweren Mucht ihrer Erfahrung3- 
gründe an den Strafprozeß wieder die Anforderung ftellten, daß er 
auf den Anklagegrundſatz gebaut werde. AJuriften und Nichtjurie 
ften, die Vertreter des Volkes wie die Negierungen ſelbſt ftimmten in 
diefen Auf ein und erklärten die Forderung für berechtiget. Bald ent: 
dedte man aber, und zivar ſowohl aus den verfchiedenen Legislationen 
wie aus den willenfchaftlihen Abhandlungen, daß der allgemein gefor- 
derte Anklagegrundfah fehr verschieden aufgefaßt wurde. Die Männer 
der Geihichte forihten nach feiner Herkunft, — griffen in die Zeit 
der Privatanflage zurück, identifizirten fofort da8 genus der Anklage 
mit der species der Privatanklage und fanden nun au fein Ver: 
dammungs-Urtheil aus denfelben Gründen bereits al3 geiprodhen vor, 
aus melden nach früherer Angabe die Auffallung der Verbrechen ala 
bloßer Privatdelicte verworfen wurde. Da mit diefer Verwerfung auch 
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Rechtsphiloſophen ſich einverftanden erflärten, fo ward ein mächtiger 
Bund gegen den Anklagegrundſatz gefchloffen, welcher feinen Anhängern 
Berlennung der wahren Natur des Strafrechtes und der Aufgabe des 
Staated vorwarf und, da die Erfahrung bereits zu viele praftifche 
Vortheile des Anklagegrundfages verzeichnet hatte, höchſtens noch die 
Form einer Anklage einräunte. Diefe Partei ift nur zu geneigt, die 
Rufe nach dem Ankflagegrundjage für Unfenrufe der unwiſſenden und 
liberal jcheinen wollenden Phraſenmacher einer politifch bewegten Zeit 
zu erflären. Diefer legte Vorwurf wurde bereits mehrfach fchlagend 
widerlegt durch Hinmweifung auf die Zeit und die Negierungsformen, 
in und unter weldyen die Forderung nah dem Anklagegrundfage zuerft 
erhoben wurde. Auch Tann man dem Nufe nah dem Anklagegrund: 
fage nicht Mißverſtändniß der Gejchichte und des Weſens der menſch⸗— 
lihen Gerechtigkeit, jondern den Gegnern Mißverſtändniß jenes Rufes, 
da dieſer mit dem Anklagegrundfage nur Trennung bes Richter: und 
Anflägeramtes, nicht aber die Abhängigkeit der Strafe vom Verlangen 
der Privaten verſtand, jo wie große Webertreibungen vormwerfen, 
aus welchen eigenen Fehlern fie die Anhänger des Anklagegrundfages 
zu widerlegen juchten. Für melde Parteimeinung nun Wiſſenſchaft 
und Erfahrung das Zeugniß der Wahrheit ablegen, ift eine Frage, 
zu deren Löſung ein Schärflein beizutragen, noch jet eine würdige 
und Tohnende Aufgabe it, und ich bin vollfommen mit Ortloff) 
einverftanden, daß zu diefem Ziele eine rationelle Darftellung, na= 
mentlich eine Deduction aus dem Weſen des Staates, des Rechtes und 
des Verbrechens am ficherften führt. In diefer Ueberzeugung babe ich 
auch in meiner Schrift?) über Anklagegrundſatz und Anklageform eine 
{heoretiiche Begründung des Anflagegrundfages vorausgefchidt, nur 
daß es mit jener Kürze geſchah, welche der fpecielle Zwed meiner 
Schrift erheifchte. Sehr erfreut war ich daher, als mir das Werk des 
Dr. Hermann Drtloff in die Hände fam, welches ſich ausſchlie⸗ 
Bend mit der Aufgabe beſchäftiget, die „leitenden Grundfäße und Haupt: 
formen des Strafverfahreng” auf rationellen Wege zu entwideln und 
zu begründen, und zwar um fo mehr, als der Verfaſſer (Seite 22, 
Anmerkung 43) ausdrüdlich erflärt, daß meine Schrift ihm die Veran: 
lafiung zu feinem Werke gegeben babe. Darin aber Liegt für mich auch 


1) Dr. Hermann Drtloff: das Strafverfahren in feinen leitenden Grunk 


fägen und Hauptformen. Jena 1858, ©. \ 
) Anflagegrund ag und Anklageform in ihrem Ginflufje Ai die Dauer und 
Koften des 


ihifchen Strafprozeſſes, Peſt 1857, 
48 
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das Recht und die Aufforderung zu einer Erwiederung auf bie zu 
entgegengejegten Nefultaten gelangte Schrift Ortloff’s und bie Er- 
wägung, daß die endliche Feititellung des Begriffes und die Nachmei: 
fung der Berechtigung des Anklagegrundjages für die richtige Stellung 
des Sinftitutes der Staatsanwaltichaft im Organismus der Strafrechts— 
pflege, fomit auch für die allfeitig erwünſchte Verbeſſerung des legteren 
von der größten und allgemeinen Bedeutung ift, dürfte mich aud vor 
den verehrten Leſern diefer Zeitichrift entihuldigen, wenn ih darin 
meine Erwiederung niederlege. In Ddiefer Ertwiederung bin ich der 
„Deduction aus dem Weſen des Staates, des Nechtes und des Ver— 
brechens” um fo mebr überhoben, als Ortloff ſelbſt ſich in der 
Vorrede feines Werkes als Anhänger des Rechtsphiloſophen Ahrens 
befennt. Uebergebend auf den Anflagegrundfag aber treten unfere An: 
fihten ſchon in ſchroffen Gegenſatz, denn mährend ich, wie ſchon vor 
mir Andere, den Strafprozeb auf den Anklagegrundfat bauen möchte, 
verwirtt Ortloff diefen gänzlih umd räumt nur eine Anklageform 
ein. Ortloff beginnt feine vermeintliche Radifalfur der Begriffsver- 
wirrung mit der Erklärung der Begriffe von Brincip, Grundfag 
und Form im Strafprozeſſe, und ich folge ihm biebei bereitwillig, 
da ich glaube, wenn überhaupt, auf diefe Art am leichteften die fo 
erwünjchte Verftändigung berbeiführen zu können. 


I. 


Ortloff erklärt ſich (Seite 28) mit mir einverſtanden, daß in 
der Wiſſenſchaft die Begriffe Prinzip und Grundſatz, wenn man unter 
letzterem nicht das verſtehen will, was die Philoſophen ihren „o ber— 
ſten Satz“ nennen, nicht identiſch ſeien und daher auch nicht ver: 
wechſelt werden ſollten, identifizirt aber ſelbſt an derſelben Stelle 
„Princip“ mit „oberſter Grundſatz“ (als relativem Ausgangs-— 
punkte) und mit „oberſter Say”. Ein Grundſatz aber bleibt Grund: 
fa, er mag der oberfte oder der unterfte fein, und muß daher ftet3 
in feinem mefentlihen Unterfhiede vom Prinzipe aufgefaßt werden. 
Der „oberite Sag” ift nur die Sprachform, in der das Prinzip ausge: 
ſprochen wird, und keineswegs gleichbedeutend mit „oberjter Grund: 
ſatz,“ welcher eine Marime der freien Willensthätigfeit des Menfchen 
ift. Ortloff ſelbſt identifizirt Grundfag mit Marime und nennt beide 
„die leitende Idee, nach welder wir in einem beftimmten Verhältniſſe 
handeln oder uns verhalten.” Was Prinzip fei und mie es fich zum 
Grundſatze verhalte, lehrt er ung durch einen Vergleich mit der Figur 





Lienbader: üb. d. Anklageprincip. 5 


eined Kreiſes, defien Mittelpunkt er Prinzip, und deſſen Radien er 
Grundſätze nennt. Seite 31 erflärt aber Ortloff felbit, diefe Sym- 
bolifirung verlaffen zu müfjen, um ſich nicht an einen todten Mechanig- 
mus zu binden, und weil nah Schelling und Hegel die Wiflen- 
fhaft und das Rechtsgebiet als lebendiger Organismus zu betrachten 
find. E3 wäre aber aus diefem Grunde auch befjer geweſen, den Ber- 
gleih mit einem lebendigen Organismus ftatt mit einer todten Figur 
der Mechanik anzuftellen, beſonders da von den Radien eines Kreiſes 
feiner aus einem andern, fondern alle nur aus dem Mittelpunfte ent- 
fpringen, fo daß diefer Vergleich dahin führen würde, eine Unzahl 
oberfter, unmittelbar aus dem Prinzipe fließender, und nicht einen 
einzigen nicdereren, aus einem höheren Grundjage abgeleiteten 
anzuerkennen. Der Vergleich de3 Strafprozeſſes mit dem lebenden Or⸗ 
ganismus des menschlichen Körpers, den Ortloff in feiner Ency: 
Elopädie allein zum Vergleiche mit dem Rechtsorganismus für geeignet 
erklärte, und deſſen Prinzip die Vitalität ift, die den ganzen Körper 
durchdringt, in welchem mehrere Syiteme, als: die des Blutes, der 
Nerven, Muskeln u. ſ. m. neben einander und in innigfter Wechfel- 
wirkung beiteben, deren jedes wieder einem eigenen Prinzipe folgt und 
im Dienjte der Pitalität nach Verſchiedenheit der einzelnen unterge- 
orbneten Organe und ihrer Syfteme, ala: Kopf, Bruft ꝛc. ſich ver: 
ſchieden geftaltet, dürfte ein richtigeres Bild vom Rechtsprozeſſe geben, 
deſſen Prinzip die Gerechtigkeit ift, die den ganzen Prozeß durchdringen 
und beberrihen muß, in welchen mehrere Grundfäge (in der Natur 
Prinzipe), als: der der Anklage, der Unmittelkarfeit u. |. ww. neben 
einander und in innigiter Wechfeltwirfung Stehen, und die gleih den 
Nerven:, Blut:, Musfel: und anderen Syſtemen des menfchlichen Kör: 
perd, den ganzen Organismus aller Rechts, jomit auch der Straf: 
rechtspflege in den verjchiedenen Stadien (Vorunterfuhung, Special- 
unterfuhung, Schlußverhandlung), wenn auch in verfchiedenen Formen 
auftretend, durchdringen. Doc hinkt jeder Vergleich, und gerne trete 
ih den von Harum und Cojta in diefer Zeitichrift über die Be: 
zeichnung „organiich” und die Vergleihung des Rechtes mit lebenden 
Organismen geäußerten Anjichten bei. Wenn Ortloff meine Bemer: 
fung, der Begriff Grundiag laſſe eine Mehrheit zu, deshalb für un- 
richtig erflärt, weil für dasfelbe Verhältniß immer nur Ein Grund: 
jaß gelten könne, fo fucht er eine Behauptung zu widerlegen, die ich 
gar nicht gemacht habe, denn das ift doch nicht nöthig, erft augeinan- 
derzujeßen, daß man, wie Ortloff fagt, in derfelben Beziehung nicht 
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zugleich jrei und umfrei jein könne. Ich habe auch meiner Behauptung 
die Erklärung beigefeßt, dat der Strafprozeb nicht blos auf den Grund— 
faß der Anklage, jondern auch auf den dev Unmittelbarkeit u, j. w. gebaut 
fei, wodurch id die Verjchiedenheit des Verhältniſſes genügend ange- 
zeigt babe; ja ich babe als Bedingung der Zuläfligkeit einer Mehrheit 
von Grundlägen noch ausprüdlic, und zwar in demſelben Sabe, Die 
gefegt, „Jo weit ſich dieje Grundſätze wechſelſeitig nicht 
widerſprechen und aufbeben,” Wie daber Ortloff, wenn er 
auch dieje von mir geſetzte Bedingung verichwieg, mir zur Laſt legen 
kann, als hätte ich für Dasjelbe Verhältniß widerſprechende Grund: 
fäße für zuläjlig erklärt, etiva daß etwas frei und zugleich unfrei fein 
könne, iſt mir ganz unbegreiflich. 

Ortloff ſelbſt gibt aber zu, daß fein Kreis nur Einen Mittel: 
punkt aber mehrere Nadien habe, die ſämmtlich von demielben Mittel: 
punkte aus:, aber im verjchiedenen Richtungen neben einander hin— 
laufen. Demungeadtet kommt er in feiner Forſchung (Seite 60) zu dem 
Refultate, dab es „im Strafprozeffe nur einen einzigen leitenden 
Grundfaß gebe,” — den er Dfficial:Marime nennt, und 
worunter er die Verfolgung der Verbrechen von Staats: oder Amts- 
wegen verjteht. Von diejem läßt er zwar (Seite 32) noch andere Grund: 
läge oder Marimen ableiten, die er wieder zu Brinzipien erhebt, fo weit 
fie ein ganzes Syſtem oder einen befonderen Organisınus durhdrin- 
gen, aber er felbit Hat in jeinem Buche (Seite 93 und 94) nur die 
Unmittelbarfeit al3 einen folchen abgeleiteten Grundſatz hingeftellt und 
alles Andere, jelbit die Anklage und Deffentlichkeit, als bloße Formen 
ertlärt. Auch bezüglich der Form ftimmt Drtloff (Seite 27) mit mir 
darin überein, daß fie nur die äußere Erſcheinung für den Inhalt und 
nicht ſelbſt Grundfaß fein könne; aber fpäter (Seite 94) fagt er wie: 
der, daß die Unmittelbarfeit mehr als bloße Form fei, weilihr Zwed 
darin befteht, Daß das Gericht um fo beſſer und leichter zur Ex: 
fenntniß der materiellen Wahrheit gelange, jomit der Richterfpruch eine 
um fo Jihere Grundlage erhalte. Da er (Seite 60) jagt, daß „dus 
officiele Streben nad materieller Wahrheit nicht als befondere Ma- 
zime — alſo Grundfag — anerkannt werden könne, fo ſehen wir, 
daß die Cynoſur für die Unterſcheidung von Grundjag und Form 
wieder nur in einem Gradunterſchiede der Sicherheit oder Leichtigkeit, 
zur materiellen Wahrheit zu gelangen, gefunden werden till, worin 
ih die (©. 27) verjprochene rechtsphiloſophiſche Conſequenz 
nicht zu erkennen vermag. 
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Rah meinem Dafürbalten ift Princip der dad Ganze durch: 
dringende Geiſt; it der Gedanke, der fi in allen und in den Tlein- 
ften Theilen, im Wejen wie in der Form feines Gegenftandes aug- 
ſpricht; ift die unabänderlihe Regel, wornad Gott die geiltige und 
förperlihe Welt erichaffen bat, erhält und fortbildet,; ijt fonit das 
ewige, unerbittlich ftrenge Wort, welches fagt: Was nicht von mir 
iſt, ift wider mid). 

Der Menſch, fobald er fein wahres Verhältniß zu Gott und 
feine Lebensbeſtimmung ertennt und fi in feiner Freiheit erfaßt, 
wählt ſelbſt die göttliche Weltregel zur Regel feiner freien Thätigfeit 
und nennt diefe Regel feinen Grundfag. Sobald aber der Menjch 
an fein Werk geht und die von Gott ihm gejegte Aufgabe zu erfüllen 
beginnt, fühlt er fich und alles, was ihn umgibt, nur zu fehr in feiner 
Beichränftheit und Bedingtheit, als daß er nicht ftatt der abfoluten 
eine, wenn auch noch fo hohe, doch immer nur relative Vollfommen: 
beit al3 Ziel feines Strebens fich jegen oder gefegt jeben folltee Das 
Prinzip als Negel der göttlihen Willensthätigkeit ift der Leitftern des 
Menſchen, wornach er feine bedingt freie Willensthätigfeit regelt, feine 
Regel oder jein Grundfag aber iſt felbjt wieder bedingt und unvcl: 
fommen. Brinzip und Grundjag unterſcheiden fih alſo darin, 
daß eriteres eine von und für den göttlichen Willen, legterer eine von 
und für den menſchlichen Willen gejegte Thätigkeitsregel ift; — daß 
eriteres daher für den Menjchen ein gegebene, von feinem Willen 
unabhängiges ijt, das er erkennen, legterer aber ein durch feinen Wil- 
len gejegter und von ihm abhängiger ift, den er aber nad) erjterem 
ordnen follte, — daß eriteres dem Menfchen als unabänderliches Ge: 
jeg der geiftigen oder förperlichen Natur entgegen tritt, während die 
Beränderlichleit des legteren feiner eigenen entipricht und feiner fort: 
ſchreitenden Vervollkommnung dient. Dieſen Unterfchied beachtet auch 
der Spradgebraud, wornach man vom PBrinzipe ableitet, auf dem 
Srundfage aber aufbauet. In fo weit nun der Menjch feinen Wil: 
len nach dem göttlichen richten und biezu auch der Regel des erfteren, 
fo weit e3 ihm möglich it, die Eigenfchaften der des letteren zu ver: 
Ihaffen ſucht, nennt er feinen Grundſatz auch Prinzip. Doc follte 
diefe Mebertragung des Pegriffes der göttlichen Willensregel auf die 
menſchliche nur auf den oberſten Grundſatz, nämlich auf jene menjch- 
lihe Willensregel beſchränkt werden, welche fih unmittelbar an die 
göttliche, als Gejeg der materiellen oder geijtigen Natur anjchließt, da 
die vom oberiten Grundfage abgeleiteten untergeordneten Grundſätze, 
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je mehr fie fih ber unmittelbaren Beziehung auf die unzählbaren ges 
gebenen Berbältniffe nähern, auch immer mehr an jener Sicherheit, 
Stätigfeit und Ausfchließlichkeit verlieren, wodurd der oberite Grund— 
fat durch feinen ummittelbaren Anſchluß an das eigentlihe Prinzip 
ausgezeichnet ift. Einer größeren Anwendung im uneigentlihen Sinne 
ift der Beariff Prinzip dort fähig, wo der Menjch vorerft in einem 
gegebenen Lebensverhältnifje die göttliche Grundregel erforiht und 
feine Thätigfeit darauf beſchränken will, daß er jenes göttliche Prinzip 
in feiner eigenen organifchen Entwidlung im Leben unterftüßt und 
fördert. Immer aber beftebt zwiſchen Prinzip md Grundſatz der oben 
angeführte Unterſchied, jo dag man letztere nur uneigentlich mit dem 
Namen des erfteren belegen kann, welcher Licenz ich mich auch im 
Auflage Nr. 1, Heft 1 diefer Zeitfchrift (abs. ab inst.) bediente, 

Der oberfte Grundfag nun ift die oberfte Negel (Norm, Marime) 
des menjchlichen Handelns, und als ſolche gleich dem Brinzipe abitract; 
die Handlung ſelbſt aber, wo fie beginnt, ſieht fich jogleich auf das 
Gebiet des Concreten verwiefen, das zwar dem Willen des Menjchen 
dienftbar ift, aber nur nad der ihm — dem Eoncreten — eigenen 
Natur und Fähigkeit, worin jedoch die größte Mannigfaltigkeit herrſcht. 
Der oberſte Grundfaß, der ein abgefchloffenes Feld menſchlicher Wil- 
lenstbätigleit, 3. B. das der Strafrechtöpflege regelt, faßt zuerit die 
ih unter ihrer höheren Einheit fondernden Haupttheile desjelben in's 
Auge und leitet aus fich für jeden diefer Haupttheile den ihn regeln- 
den, feiner Eigenthümlichleit entjprechenden, aljo beſonderen Grundſatz 
ab, und jegt diefe Thätigkeit jo lange fort, als ein Gebiet noch ver: 
ſchiedene Eigentbümlichkeiten in fich fchließt, die eine befondere Behand— 
lung erfordern. Jede folhe Regel, vie des größten wie des Kleinften 
Gebietes, ift ein Grundfag, und zwar für fein Gebiet ein fogenannter 
„leitender,“ fo daß letztere Bezeichnung der Grundſätze eigentlich über: 
flüßig ift, indem es nur höhere und niedere, nicht aber leitende und 
nicht leitende Grundſätze gibt. 

Die Form nun ift die äußere Erſcheinung des Goncreten, in 
welcher dieje den Sinnen des Menfchen erkennbar wird, während das 
Abitracte, welches der Geift des Menfchen nur in dem feine Sprade 
bildenden Gedanken erfaßt, nur die Form eines Satzes zuläßt. Wie 
nun der Organismus der Lunge die Luftfanäle immer mehr abziweigt 
und erſt in den äußerjten mikroſkopiſchen Gängen den Prozeß der 
Orpdirung des Blutes vollzieht, fo verzweigt fi die Thätigfeit der 
Strafrectöpflege und gewinnt an Formenreichthum um fo mehr, je 
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tiefer fie in das Concrete berabfteigt, bis fie dieſes unmittelbar erfaßt. 
Se niederer daher der Grundſatz ift, defto deutlicher prägt ſich feine 
Form aus, je höher erfterer ift, deſto meniger ſcharf tritt letztere 
hervor. 

Wenn nun die Liebe das Prinzip der göttlichen Willensthätig- 
feit it, und der Menſch hieran nach dem Worte der heiligen Schrift, 
wornach die Xiebe fein oberites und erſtes Geſetz fit, feinen eigenen 
oberſten Grundfat für feine gefammte menſchliche Thätigkeit anknüpft, 
im Staate aber das Recht als äußere Bedingung zur Erreichung der 
Menſchheitszwecke zu verwirkliden fucht, ſomit die Gerechtigkeit als 
oberften Staatsgrundfag binftellt, aus diefem den des menschlichen 
Strafrehtes: Strafe den Strafbaren — ableitet, dann aber, 
wo ſich's um die Durchführung diefer noch ziemlich abitract lautenden 
Regel handelt, mit Rückſicht darauf, daß in der Nechtöpflege übers 
haupt, vorzüglih aber in der Strafrechtöpflege den VBerirrungen der 
Erkenntniß und des Willen? am beften die Sonderung der Thätig- 
keitsgebiete des Klagens und Richtens vorbeugt, den untergeordneten 
Grundfag aufitelt: Wo kein Kläger, fei fein Richter; und 
bievon in Ermägung, daß die Verbrechen da3 Gemeinwohl des Staas 
tes unmittelbar und ausfchließend oder mittelbar mit dem Privatmwohle 
Einzelmer verlegen, den weitern Grundjaß ableitet: Als Ankläger 
trete der Beſchädigte auf (daher bei eriteren Verbrechen der 
Staat allein durch jeinen Anwalt, bei leßteren diefer mit den Priva⸗ 
ten) u. ſ. w., jo bat er für das Gebiet der Strafrechtspflege nach 
obiger Art einen Grundſatz aus dem andern entwidelt, und it jo dem 
Goncreten immer näher gerücdt, daher auch die Grundfäge in ihrer 
abfteigenden Entwidlung immer mehr Form annehmen, und diefe fich 
am deutlichſten ausprägen wird, wenn den einzelnen Functionären — 
bier dem Aukläger — das Gebiet angewiefen wird, wo er feine Thä—⸗ 
tigkeit unmittelbar auf das Goncrete wendet. Der Satz, daß die Aemter 
des Klagens und Richtens nicht derfelben Perſon übertragen werden 
dürfen, it ein Grundſatz, und nur wie man klagt ilt die Form, 
welche aber, jo verichieden fie fein mag, doch immer dem Wejen des 
Anklagegrundfages entiprehen muß, und nicht dem Gegentheile des: 
jelben aufgenöthiget werden darf, wenn man nicht der Form einen 
bloßen Schein fubitituiren will; denn dadurch unterfcheiden jich Form 
und Schein, daß eritere ihr eigenes, lettere aber ein freındes Weſen 
darſtellt. 

Formlos kann man in der Strafrechtspflege nichts unternehmen, 
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ja die Formen werben fih um fo mannigfaltiger geitalten, je freier 
die Functionäre in der Ausübung ihrer Thätigfeit find. Der Grund: 
ſatz, daß die Zeugen ſchon in der die Schlußverhandlung vorbereiten: 
den Unterfuchung zu vernehmen find, kann unter verjchiedenen Formen 
durchgefiihrt werden, entiveder indem man fie zur Abgabe jchriftlicher 
Zeugniſſe auffordert, oder indem fie ein Richter mündlich vernimmt 
und über das Vernommene Bericht eritattet, oder indem ihre Ausja- 
gen in ein Protokoll aufgenoinmen werden, welches wieder werjchie: 
bene Forınen annehmen kann, da es entiveder Die Antworten im Zu— 
fammenbange aufführt, oder Fragen und Antworten neben einander 
ttellt, die Zeugen in eigener Berfon ſprechend aufführt oder ihre Ant- 
worten als die einer dritten Berjon erzählend wiedergibt u. j. w, So 
fann auch der Grundſatz: Die Strafverhandlung joll öffentlich jein, 
verichiedene Formen annehmen, indem entweder das Gericht unter Das 
Volk tritt und unter ihm verhandelt, oder lebteres zu ſich fommen 
läßt, und zwar ohne Unterichied oder mit Beſchränkung und Auswahl, 
oder indem zwar nicht die Verhandlung felbit öffentlich ift, aber deren 
Vorkommniſſe und Refultate veröffentlicht werden u. ſ. mw. 

Immer tritt uns die Form dort entgegen, wo der Wille des 
Menſchen, vom Grundfage geleitet, unmittelbar das Concrete erfaßt, 
um es geijtig in ſich aufzunehmen oder nach feinem Zwecke zu geital: 
ten. Man läßt daher mit Unreht die Formen aus fich organifch ent: 
wideln, da nur den Grundfägen diefe innere organiihe Entwidlung 
eigen ijt, welche fih in ihren legten und äußerjten Organen formell 
darſtellen. 

Der Grundſatz als Regel der Willensthätigkeit ſo wie die Form 
als äußere Erſcheinung dieſer Thätigkeit haben einen von dem, der 
Thätigkeit ſelbſt verſchiedenen d. h. gegenüber dem letzteren relativ 
ſelbſtſtändigen Zweck. Grundſatz und Form einer Thätigkeit haben näm— 
lich zunächſt den Zweck, als Mittel zur Erreichung des Zweckes der 
TIhätigfeit felbit zu dienen. Das, was z. B. den Athmungs-Prozeß 
regelt ift nicht Zwedf des Athmens. Das aber, was für das Eine 
Zweck ilt, kann wieder für ein Anderes, nämlich höheres Mittel fein, 
nur daß dieſes nebit jenem oft noch viele andere Mittel hat. Die Ver: 
wirklichung des Rechtes iſt der Zwed des Staates, das Recht aber 
bat feinen höheren Zweck in der Ermöglihung der Beſtimmung der 
Menjchheit, dient daher dieſer Beftimmung nur als Mittel während 
es für die Staatsthätigkeit Zweck, nie aber Selbjtzwed it, meil es 
zugleich al3 Mittel einem höheren Zwede zu dienen hat. 
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Die durch das Strafgejeg geregelte Strafgewalt des Staates iſt 
wieder nur Mittel zur Realifirung des Nechtes oder Staatszweckes, 
während wieder die Ausübung der Strafgewalt Zweck des |. g. Straf: 
prozeſſes oder Strafverfahreng iſt. Indem jo der niedere Zweck im: 
mer als Mittel dem höheren Zwecke dient, fanı man zwar auch ja: 
gen, daß der höchſte Zweck auch Zwed des unterſten Mittels ijt, allein 
das, was nur viele und höhere Mittel in mehrfach organiiher Wech— 
felwirfung zu erreichen vermögen, jollte man nicht einem einzigen, 
niederen Mittel zur Aufgabe oder ald Zweck binftellen, da es dieſen 
nicht erreichen fann. Jedes Mittel fol zwar von der Tendenz zum 
höchſten Zwede erfüllt und getragen fein und mit diejer Tendenz als 
ihrer innerften Eigenſchaft, mit der fie zum Höchſten ftrebt, das nächſte 
Ziel, feinen unmittelbaren Zweck zu erreichen juchen. 

Auch die Form Hat ihren Zmed und zwar einen natürlichen, 
durch die Natur der Sache gegebenen, und einen fünjtlichen, durch die 
Geſetze aufgeitellten. 

Der natürlide ijt die Darftellung des inneren Weſens in der 
Sinnenivelt, wodurd der Menſch von einer Sache, einem Greigniffe, 
oder Zujtande Kenntniß erhält und bievon jeine Ueberzeugung, das 
Product des natürlichen Beweiſes gewinnt. Der durch das Gejeg vor: 
gejebte Zweck der Form ift wieder ein zweifacher, indem er entweder 
den gejeglihen Bedingungen der jtaatlichen Anerkennung der Richtig: 
feit des natürlichen Beweijes, oder dem Schuge beftehender und durch 
das Gejeg anerkannter Rechte zu dienen hat. Es iſt nun einleuchtend, 
daß von diefen fünjtliden oder pofitiven Formen die erſte Klaſſe an 
. Zahl bedeutend gewinnen muB, wenn das Gejeß den Richter nicht 
blos nach jeiner Ueberzeugung urtheilen läßt, und zwar um jo mehr, 
je mehr Bedingungen der Anerkennung der Richtigfeit der Ueberzeu- 
gung aufgejtellt werden; ſowie daß, je felbititändiger die Prozeß-Par⸗ 
teien dem Nichter gegenüber zu treten haben, ihre Rechte eines höbe- 
ren Schutzes bedürfen, jo daß die Beobachtung der biezu beftimmten 
Formen, jelbit unter Androhung der Nichtigkeit des ganzen Altes an: 
geordnet it, während dieſe j. g. Nichtigfeitögründe ganz wegfallen, 
oder doch ihre unbedingt zwingende Strenge verlieren, wo der Kichter 
überall von Anıtswegen und durch die Parteien ganz unbeſchränkt 
vorzugehen bat. In diejer legten Beziehung kann man daher den reis 
nen Inquiſitions-Prozeß mit einigem Rechte formlos nennen, wie die: 
jes auch Schon von mehren Seiten gejchehen iſt. 
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IH. 

Wir wollen nun die Strategif Ortloffs gegen den Anflage- 
grundfag näher beleuchten, wodurch leßterer für den Strafprozeß gänz— 
lich befeitiget und der richterlichen Anquifition unter der Form einer 
Anklage ihre frühere Herrichaft für immer, weil auf rationellem Wege, 
gefichert werden jollte, 

Die Lehre Drtloffs, welde an die des Biener und Köftlin 
anknüpft, it kurz gejagt, folgende: 

Der oberite Grundjag für den ganzen Rechtsorganismus ijt Die 
Realiiirung der Gerechtigkeit. Neben diefer ſteht das Prinzip der 
Freibeit als der allgemein das fociale Leben beberrichende Grund: 
fat. Aus dem Grundſatze der Gerechtigkeit folgt die Pflicht des 
Staates, jedes Verbrechen mit Strafe zu verfolgen, welde Pflicht 
größer iſt als das Necht hiezu, da es ſich im Strafprozeſſe um wid: 
tigere Nechte ald um bloße Privatrechte, nämlid um die ver All— 
gemeinheit oder des Staates handelt, fo dab das Recht hiezu vor der 
Pflicht zurüdtritt. Aus diefer Pflicht, und meil die Verfolgung jedes 
Verbrechens gleihmäßig und genügend nur durch Staat3organe gejche- 
ben kann, folgt für den Staat das Gebot, die Verfolgung der Ber: 
brechen den Einzelnen zu entziehen, diefelbe zur Staatsangelegenbeit 
zu machen und in die Hände der Gerichte zu legen. Die Herltellung 
der materiellen Wahrheit ift das nächſte Ziel (alfo Zived) der Rechts— 
pflege, welches Ziel für die Initiative und Durdführung aller Rechts— 
ftreite maßgebend ift. Materielle Wahrheit aber fann wahrhaft 
und allein nur dann erzielt werden, wenn fie der Staat durch feine 
eigenen Organe, die Gerichte erforfhen läßt, während auf dem Wege 
der Barteien-Berbandlung blu formelle Wahrheit erzielt wird 
und der fich hierauf jtügende Richterſpruch ein nur formell geredter 
it. — Der Grundfag der Verfolgung der VBerbreden von Amtswegen 
durch die Gerichte ijt die fogenannte Officialmarime. Diefer ge: 
genüber ift die Dispofitionsmarime Grundfag des Eivilpro- 
zelle3, da in dem ganzen Bereiye der Brivatrechte, deren Störung 
nur den Einzelnen trifft, die Allgemeinheit aber unberührt 
läßt, der Grundjag der Freiheit, die Anerkennung der freien Verfü— 
gung, der Brivatmwillführ und des Verzichtes, alfo der freien 
Dispofition des Betroffenen gebietet, obgleich urfprünglid nad 
rationeller Deduction die Officialmarime der leitende 
Grundjag für alle Nehtspflege ill. Der Grundfag der An: 





Lienbader: üb. d. Anllageprincip. 13 


Hage im älteren Strafprozefje berubte gleichfall3 auf der Anerkennung 
dieſer Privat: Dispofitionzfreiheit und ift, da biebei dag Verbrechen 
vorwiegend als Verlegung von Brivatrechten aufgefaßt mird, ver: 
werflih. Weil ferner die materielle Wahrheit, welche das Ziel der mo: 
dernen NRechtöpflege it, leichter durch die Form einer Parteienverhand- 
lung gewonnen und erfannt wird: jo haben wir den modernen Straf: 
prozeß zwar auf die Offizial-Marime zu bauen, aber ihn in die 
Verhbandlungs: (Anklage) Form zu leiden. 

Diefe Säge Drtloff3 enthalten nun nad meinem Dafürbal- 
ten nebit mandem Wahren auch viel Unrichtiges. Mag diefe Behaup— 
tung fo großen Autoritäten gegenüber, auf die fih Ortloff ftügt, 
noch fo gewagt fcheinen, fo will ich fie dennoch nad meiner Einficht 
begründen, da mit ihrer Nichtigfeit das Recht zur Forderung des An: 
klagegrundſatzes fteht und fällt. 

Es fällt vorerft fhon auf, daß dem Grundſatze der Gerechtigkeit 
der der Freiheit gegenüber geitellt wird, als wären fich beide feindlich, 
jo daß das Uebergewicht des einen über den anderen, legteren ganz 
aus dem Felde jchlagen und ein ihm entgegengeſetztes Prozeß-Syſtem 
zur Herrihaft bringen würde. Gibt es denn im ganzen Gebiete des 
Rechtes eine Gerechtigkeit ohne Freiheit, oder eine Freiheit ohne Ge- 
rechtigleit? Ich meines Theilg kann mir die eine ohne die andere gar 
nicht denken. Die Auffaffung der Freiheit als Verzichtsbefugniß ift eine 
zu befchränfte und deren Soentificirung mit Willkühr insbeſondere 
mit Privat willkühr ganz unzuläflig. 

Die Willkühr, wo fie nicht rechtswidrig fein follte, ſetzt Freiheit 
voraus, Freiheit ift die unerläßliche Bedingung jedes Rechtes. Ort: 
Loff huldigt felbit dem Nechtöbegriffe Ahrens und muß dann aud 
zugeben, daß das Necht der Inbegriff der durch tie Willensfreis 
beit des Menſchen zu realifirenden Bedingungen feiner Lebenszwecke 
ift, fo daß auch das Strafrecht die Freiheit zur unerläßlihen Voraus: 
fegung bat. Befugniß ift nur die jubjective Seite eines Rechtes, der 
Verzicht aber ift nur eine der Formen, in welchen das Recht aufgege: 
ben wird. Die objective Gerechtigkeit mit ihrer materiellen Wahrheit 
läßt fih daher der Verzichtäbefugniß nicht in dem Sinne entgegen 
ftellen, in welchem zwei Gegenfäte dur) das Uebergewicht ihres lei—⸗ 
tenden Gedankens balanciren. Daher auch die große Inconſequenz der 
gegneriihen Beweisführung. Es wird nämlich einerfeit3 behauptet, daß 
urfpränglih nah rationeller Debuction die Official-Marime 
der leitende Grundſatz für alle Rechtspflege fei, dann aber wird wie⸗ 
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der die Dificralmarime mur für bie Strafrechtöpfleae und der gerade 
Gegeuſatz, die Diepofitiong-Marime für die Civilrechtspflege vindiciet. 
Mir iſt es mmerflärlih, mie aus derjelben wriprüngliden Marine, 
welche das Ganze beberrichen foll, durch rationelle Deduction das ge: 
rade Gegentbeil als herrſchender Grundſatz für einen Theil dieſes 
Ganzen gewonnen werben kann. — Eine währhaft rationelle Deduction 
darf und kann aus einem urſprünglichen Grundſatze nur ſolche abge— 
leitete gewinnen, die, wenn fie auch unter ſich in Gegenſatz treten, den: 
noch im ſogenannten urſprünglichen ihre Einigung finden. Kein Satz 
läßt Sich von jeinem Gegenfage ableiten; jo wenig ala lucus von non 
lucendo, Sehen wir mın aber ab von dieſer Ableitung der beiden 
Gegeniüse von Official und Dispojifions:Marime und fragen wir 
nad ibrer inneren Begründung; jo bören wir, daß es ſich im Straf: 
prozeſſe um wichtigere Nechte handelt als im Eivilprogefie, nämlich 
im eriteren um die des Etaates, im legteren um bloße Privatrecte, 
daß daber im erfteren der Staat die Pflicht babe, jedes Verbrechen 
zu verfolgen, während der Private das Recht hat, auf alle Privatrechte 
zu verzichten, fo daß ſich's in eriterem nur um materielle, in leg: 
teren aber nur um formelle Wahrheit handelt. Bon diefen Sätzen 
erlaube ich mir die volle Nichtigkeit eines jeden zu beitreiten. 

So beredtiget der bloße Unterſchied im Grade der Wichtigkeit 
eines Nechtes keineswegs zur Aufftellung des Gegenjfages von Official: 
und Dispoſitions-Maxime. Das geringite wie das wichtigite Recht von 
gleiher Natur haben einen gleichartigen Anſpruch auf Schuß, nur 
daß das Maß des Schußes fih nah dem Maße der Wichtigkeit des 
zu ſchützenden Nechtes beitimmen laſſen kann. 

Mag man immerhin das Strafreht im Allgemeinen für widti- 
ger halten, als das Civilrecht; jo ift doc) fo viel gewiß, daß der Staat 
ohne Schuß des legteren jo wenig wie ohne das erftere beftehen kann 
und daß manches jpezielle Privatrecht wichtiger, als das Strafrecht in 
einzelnen Fällen ilt, jo Daß die Geſetzgebungen für jpezielle Fälle viel: 
fach auf legtered zu Gunſten des eriteren verzichten. 

Wenn A dem B die jchuldigen 10,000 fl. nicht zu rechter Zeit 
zahlt, und hiedurch B, durch diefen C,D u. ſ. w. in Konkurs geratbhen, 
jo dürfte das hiedurch verlegte Necht viel wichtiger, das öffentliche 
Wohl dadurd viel mehr betroffen fein, ala wenn A dem B 26 fl. ge- 
ftoblen und hiedurch ein Verbrechen verübt hätte. 

Das öffentliche Strafrecht ſteht dem Privatrechte nicht der Art 
gegenüber, daß erfteres ſtets nur das Öffentliche, legteres ſtets nur das 
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Privatwohl berührte. Ob Verträge erfüllt, Schulden gezahlt, Teitamente 
vollzogen werden u. |. w., iſt für den Staat und deilen Wohl nicht 
nur nicht gleichgiltig, Tondern fogar von bober Wichtigkeit. 

Ortloff jelbit anerkennt e3 wieder, daß die Verlegung der 
Privatrechte auch das öffentliche Wohl berühre und beeinträchtige. Es 
iſt auch die Zahl derjenigen Nechtöverlegungen, wodurch nicht blos 
das öffentliche oder blos das Privatwohl beeinträchtiget wird, fehr 
groß und ein’ wichtiger Theil derfelben iſt durch die pofitiven Geſetze 
den ftrafbaren Handlungen eingereibt. In diejer zahlreichen Klaſſe der 
gemifchten Rechtöverlegungen gibt es nun viele, bezüglich welcher es 
jchwer ift, zu enticheiden, ob fie dag Privat: oder das öffentliche Wohl 
mehr verlegen, ja man muß auch zugeben, daß es joldhe gibt, bei wel- 
hen die Verlegung des öffentlichen twie des privaten Wohles von glei: 
her Wichtigkeit ift. Die Theorie Ortloff3 weiß nun für foldye äqui: 
librirende Nechtsverlegungen feinen Rath, nah welchen Grundfaße, 
ob nach der Dffizial-e oder Dispolitions:Marine, man ſie behandeln 
Sollte, da von diejen beiden Marimen nah feiner Anficht immer nur 
Eine und zwar nad dem Lebergemichte der Nechtsverlegung berech: 
tiget iſt. 

Aus der unabweiglichen Dreitbeilung der Nechtöverlegungen näm: 
lih in folde, die nur das öffentliche, in ſolche die nur das private, 
und in folche, die das öffentliche und PBrivatwohl unmittelbar an: 
greifen, — denn mittelbar verlegt jede Nechtsverlegung inner auch 
das andere Gebiet — gebt bervor, daß bei der eriten Art der Staat, 
bei der zweiten der bejchidigte Private, bei der dritten aber der Staat 
und Brivate gemeinsam zur Verfolgung ihrer Rechte, und jo meit 
diefe nur im Strafprozefle möglih ift, auch zur Etrafverfolgung bes 
rechtiget jein müſſen. Warum nun zu diefer Rechtöverfolgung beim 
Staate die Brlicht, beim Privaten das Recht hiezu größer fein follte, 
jebe ich eben jo menig ein, wie daß auch bier wieder ein bloßes mehr 
oder weniger von Recht und Pflicht zu geraden Gegenſätzen in den 
Grundjägen des Prozeſſes führen follte. Ich kann mir ein Necht den- 
fen, zu defien Ausübung ih nicht verpflichtet bin, alter ich fann mir 
(natürlid) im Gebiete des Rechtes, denn zwei verjchiedene Gebiete, dag 
der Moral und des Rechtes können bier nit in Vergleich fommen) 
feine Pflicht zu etwas denken, die größer fein follte, als das Recht 
biezu. Wenn man unter dem Vorherrihen des Nechtes die Befugnik 
der Berzichtleiftung verftebt und den Mangel dieſes Verzichtsrechtes 
als größere Pflicht auffaßt, jo muß erwähnt werben, daB es vide 
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der die Dificialmarime nur für die Strafrechtspflege und der gerade 
Gegenſatz, die Dispoſitions-Maxime für die Civilrechtspflege vindichet. 
Mir iſt es umerflärlih, wie aus derſelben urſprünglichen Marine, 
welche das Ganze beherrſchen ſoll, durch rationelle Deduction das ge— 
rade Gegentheil als herrſchender Grundſatz für einen Theil dieſes 
Ganzen gewonnen werden kann. — Eine währhaft rationelle Deduction 
darf und fann aus einem urfprünglicen Grundſatze nur jolde abge— 
leitete getvinnen, die, wenn fie auch unter ſich in Gegenfaß treten, den— 
nod im fogenannten urfprünglicen ihre Einigung finden. Nein Sat 
läßt Sich von feinem Gegenſatze ableiten; jo wenig als lucus von non 
lucendo. Seben wir nun aber ab von diefer Ableitung der beiden 
Gegenſähe von Official- und Dispofittons:Marime und fragen wir 
nad ibrer inneren Begründung; jo bören wir, daß es fih im Straf: 
prozeſſe um wichtigere Rechte bandelt als im Eivilprozefie, nämlich 
im erſteren um bie des Etaates, im letzteren um bloße Privatrechte, 
daß daher im erfterem der Staat die Pflicht babe, jedes Verbrechen 
zu verfolgen, während der Private das Recht bat, auf alle Brivatrechte 
zu verzichten, fo daß ſich's in erſterem nur um materielle, in leß- 
terem aber nur un formelle Wahrheit handelt. Von diefen Sätzen 
erlaube ich mir die volle Richtigkeit eines jeden zu beitreiten. 

So beredtiget der bloße Unterſchied im Grade der Wichtigkeit 
eines Rechtes keineswegs zur Aufltellung des Gegenlages von Official: 
und Dispojitions:Marime. Das geringite wie das wichtigite Recht von 
gleiher Natur haben einen gleichartigen Anſpruch auf Schuß, nur 
daß das Maß des Schubes ſich nah dem Wake der Wichtigkeit des 
zu ſchützenden Rechtes beſtimmen laſſen kann. 

Mag man immerhin das Strafrecht im Allgemeinen für wichti— 
ger halten, als das Civilrecht; ſo iſt doch ſo viel gewiß, daß der Staat 
ohne Schutz des letzteren ſo wenig wie ohne das erſtere beſtehen kann 
und daß manches ſpezielle Privatrecht wichtiger, als das Strafrecht in 
einzelnen Fällen iſt, jo daß die Geſetzgebungen für ſpezielle Fälle viel: 
fach auf legteres zu Gunſten des erfteren verzichten. 

Wenn A dem B die jchuldigen 10,000 fl. nicht zu rechter Zeit 
zahlt, und hiedurch B, durch diefen C, D u. ſ. w. in Konkurs gerathen, 
fo dürfte das hiedurch verlegte Necht viel wichtiger, das öffentliche 
Wohl dadurch viel mehr betroffen fein, ald wenn A dem B 26 fl. ge: 
ftohlen und hiedurch ein Verbrechen verübt hätte. 

Das öffentlihe Strafrecht ſteht dem Privatrechte nicht der Art 
gegenüber, daß eriteres ſtets nur dag Öffentliche, letzteres ſtets nur das 
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Privatwohl berührte. Ob Verträge erfüllt, Schulden gezahlt, Teftamente 
vollzogen werden u. f. w., iſt für den Staat und deſſen Wohl nidyt 
nur nicht gleichgiltig, fondern fogar von hoher Wichtigkeit. 

Ortloff ſelbſt anerkennt e3 wieder, daß die Verlegung der 
Privatrechte auch das öffentlihe Wohl berühre und beeinträchtige. Es 
it auch die Zahl derjenigen Rechtsverletzungen, wodurch nicht blos 
das öffentliche oder blos das Privatwohl beeinträchtiget wird, fehr 
groß und ein’ wichtiger Theil derjelben ilt durch die pofitiven Gelege 
den ftrafbaren Handlungen eingereibt. In diefer zahlreichen Klaffe der 
gemischten Rechtsverletzungen gibt es nun viele, bezüglich welcher es 
ſchwer ift, zu enticheiden, ob fie dag Privat: oder das öffentliche Wohl 
mehr verlegen, ja man muß auch zugeben, daß es ſolche gibt, bei mel: 
hen die Verlegung des öffentlichen wie des privaten Wohles von glei: 
her Wichtigkeit ift. Die Theorie Ortloff3 weiß nun für foldhe äqui: 
librirende Nechtsverlegungen feinen Rath, nach welchem Grundſatze, 
ob nad der Drfiziale oder Dispofitions:Marime, man jie behandeln 
Sollte, da von diefen beiden Marimen nah feiner Anſicht immer nur 
Eine und zwar nad dem Ueber gewichte der Nechtsverlegung berech- 
tiget iſt. 

Aus der unabweiglichen Dreitbeilung der Nechtsverlegungen näm: 
lih in foldhe, die nur das öffentliche, in ſolche die nur das private, 
und in ſolche, die das öffentlide und Privatwohl unmittelbar an: 
greifen, — denn mittelbar verlegt jede Nechtsverlegung immer auch 
dag andere Gebiet — gebt hervor, daß bei der eriten Art der Staat, 
bei der zweiten der bejchidigte Private, bei der dritten aber der Staat 
und Private gemeinfam zur Verfolgung ihrer Rechte, und fo weit 
diefe nur im Strafprozeſſe möglich ift, auch zur Strafverfolgung bes 
rechtiget jein müſſen. Warum nun zu diefer RechtSverfolgung beim 
Staate die Pflicht, beim Privaten das Recht biezu größer fein follte, 
ſehe ich eben jo wenig ein, wie daß auch hier wieder ein bloßes mehr 
oder weniger von Recht und Pflicht zu geraden Gegenjägen in den 
Grundfägen des Prozeſſes führen ſollte. Ich kann mir ein Recht den- 
fen, zu deſſen Ausübung ich nicht verpflichtet bin, alter ich fann mir 
(natürlich im Gebiete des Nechtes, denn zwei verichievene Gebiete, dag 
der Moral und des Nechtes können bier nicht in Vergleich fommen) 
feine Pflicht zu etwas denken, die größer fein follte, als das Recht 
biezu. Wenn man unter dem Vorherrſchen des Rechtes die Befugniß 
der Berzichtleiftung verfteht und den Mangel dieſes Verzichtsrechtes 
als größere Pflicht auffaßt, fo muß erwähnt werben, baß es viele 
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Privatrechte gibt, auf die der Berechtigte nicht ſchlechtweg verzichten 
kann. Ich führe nur das Eherecht, das zwar Einige dem öffentlichen 
beizählen wollen, meift aber als Privatreht aufaefaßt wird, das Eltern- 
oder Vatersrecht (wäterliche Gewalt), das Recht als Berfon, insbeſon— 
dere als mündig, betrachtet und behandelt zu werben u, dgl. an. Ins— 
befondere muß die väterlide Gewalt des Brivaten jo qut wie die 
Strafgewalt des Staates vorberrihend vom Bflichtitandpunkte aufge— 
faßt werben. Mag immerhin der Private bei Erfüllung diejer. Pflicht 
durch die Gerichte überwacht und biezu, wo nötbig, gezwungen werben, 
fo fteht doch den Gerichten fein Uebermachungs: oder Zwangsrecht ge- 
genüber dem Staate, ald höchſter jurijtiicher Perjönlichkeit bei Erfüllung 
feiner Pflichten zu. Auf der anderen Seite ift e8 aber eben jo unrid: 
tig, daß der Staat auf die Verfolgung jeines Strafrechtes in einzelnen 
Fällen nicht follte verzichten können oder dürfen. Iſt es nicht höchſt 
auffällig, dem Staate einerjeit das Necht einräumen, eine ganze Gat— 
tung von Handlungen direct oder indirect ſtraflos zu erklären, d. b. 
allgemein auszuſprechen, daß gewiſſe Handlungen das Staatswohl nicht 
gefährden, oder doch, daß ihre Gefahr zu gering iſt, um fie beitrafen 
zu lajlen, ihm aber anderſeits für die einzelnen Fälle, die er als 
augenfällige konkrete Erjcheinungen viel leichter nah ihrem Einfluffe 
auf das Staatswohl beurtheilt, ala erit künftig zu verübende, nur be- 
grifflich beitinnmte Handlungen, dieſes Hecht der Beurtheilung des nad: 
theiligen Einflufle® einer Handlung auf das Staatöwohl und der 
Strafloslaffung unſchädlicher Handlungen gänzlich abzujprehen? Wie 
läßt fich dann ferner bei der gegnerifchen Anfiht das Begnadigungs- 
recht des Landesfürften ala Staat3oberhauptes rechtfertigen, oder wollen 
e3 die Gegner unter die Pflichtverlegungen einreihen? — Man feheut 
diefe Conſequenz zu ziehen, aber fie folgt von ſelbſt aus der gegneri= 
ſchen Anficht, daß die Pflicht, jedes Verbrechen zu verfolgen größer 
jei, al3 das Recht biezu. Aus jolchen Conjequenzen aber jollte man 
einfeben, daß der Grundſatz felbit, aus dein jene fließen, ein verfehlter 
ift. Zugegeben aber, daß die Pflicht zur Strafverfolgung vorberrichend 
ift, kann diefes die Freiheit des Staates zur Erfüllung dieſer Pflicht 
aufheben? Sollte der Staat deshalb nicht mehr Fompetent fein, felbft 
zu beurtbeilen, ob dieje feine Pflicht im einzelnen Falle eintritt, oder 
foll er ſich hierüber erft vom Gerichte belehren und zur Erfüllung ſei— 
ner Pflicht zwingen laſſen müſſen? — Allerdings muß die Erfüllung 
des Staatszweckes vorherrichend als Pflicht aufgefaßt werden, welcher 
ein gleich großes Recht biezu entipricht, allein das gilt nicht blos im 
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Strafreite, fondern auch in dem des Unterrichtes, der Kultur der 
Kirche u. ſ. w.; aber in allen diefen Gebieten iſt es doch der Staat 
jelbft, welcher beurtheilt, ob er im einzelnen Falle eine Pflicht zu er: 
füllen babe oder nicht. Ich falle das Strafgeſetz als Norm auf, welche 
das Strafreiht des Staates, indem es diejes in feite Gränzen einengt, 
vielmehr befchränft als einräumt ; dag nicht jagen will, daß der Staat 
in den fcharf bezeichneten Füllen ftrafen müfje, als vielmehr, daß er in 
allen anderen Fällen nicht ftrafen dürfe. Das Strafrecht ift älter als 
das Strafgeſetz, eriteres wird nur durch legteres in gewiffe Gränzen 
eingeſchränkt. Die Strafgewalt gehört dem Staate an und nicht den 
Gerichten. So wie es die Pflicht des Staates oder feiner Regierung 
iſt, Verbrechen zu verhindern; fo iſt e8 Staats: oder Regierungspflicht, 
die verübten Verbrechen an den Thäter zu beitrafen und zivar ebenfo, 
wie es Regierungspflicht ift, für die Erziehung der Jugend zu forgen. 
Allein bei Ausübung der Strafgewalt tritt der Staat zu feinen Unters 
thbanen in ein ganz anderes Verhältniß, als bei der Ausübung der 
Übrigen Staatögewalten. Durch eine jtrafbare Handlung wird der 
Staat jelbit verlegt oder doch gefährdet, denn nur diefe Eigenjchaft 
läßt die That als ftrafbar ericheinen; der Thäter greift daher den 
Staat felbit feindjelig an und macht fich ihn nothwendig zum Gegner. 
Indem fi jo der Staat zum Verbrecher in dag Barteien-Berhältnig 
bineingerifjen jieht, muß er auch gemahr werden, — denn die tägliche 
Erfahrung des Menfchen lehrt eg, — daß dieſes Parteien-Verhältniß 
auch ihn, da er ja auch nur durch Menſchen ſich vertreten Lafjen Tann, 
nur zu ſehr im Streben nad) der Gerechtigkeit in feiner Erfenntniß und 
feinen Willen irre zu leiten drohen. Der Staat ſchränkt daher jeine 
Strafgewalt durch ein materielle® Strafgejeß, welches jagt, was, an 
wem und mie beftraft werden dürfe, jo wie durch ein formelles 
Strafgejeg ein, wodurch er mit Rüdfiht auf feine Parteiftellung, fo- 
bald er in diefe getreten ift, einem unparteiifchen Dritten, dem Ge: 
richte, das Urtheil darüber überträgt, ob, an wem und wie weit ein 
konkreter Fall nach dem Geſetze ftrafbar fei. So lange der Staat durch 
feine Regierungsorgane oder Anwälte noch feine bejtimmte Perjon ver: 
folgt, ift er auch noch zu feiner in eine Barteiftelung getreten, bedarf 
daber zur Ausübung feiner Strafgewalt nicht nothivendig eines unpar: 
teiiſchen Dritten, fo wie er des letzteren auch zum Strafvollzuge nicht 
bedarf, da diefer ohnehin zu feiner Strafgewalt gehört und feine Par: 
teiftellung durch den Nichterfpruch aufgehört hat, jomit das durch das 
Gericht bereits feſtgeſetzte konkrete Strafrecht nicht mehr mißbrauchen kann. 


Haimerl's Bierteljahroſchrift f. Rechtsw. IV. 1. 
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Jede andere Auffaſſung der Stellung der Gerichte zur ftattlidhen 
Strafgewalt iſt naturmidrig, inäbejondere bie, wornach die Gerichte 
obne Verfolgung einer Perſon dur den Staat eine Unterfuhung ein- 
leiten, und den Staat zur Anklage nötbigen jollten  bikefen, während 
wieder der Staatsgewalt das Necht zuerkannt wird, einen ſolchen ge= 
geu ihren Willen verfolgten und verurtbeilten Thäter zu begnadigen; 
fo wie die Stellung, wornach der Richter Wertreter des Staatzinter- 
eſſes, alſo Barteimann und dann Doch wieder unparteiiiher Beurthei— 
ler jein jollte, 

Alſo begründet weder der Unterjchied der Wichtigkeit, noch der 
ber berechtigten Perſon eine Durchgreifende Verſchiedenheit bei der Gel- 
tendnachung der Rechte, und in der That jeben wir den Staat nicht 
blos eine große Zahl von Rechtsverletzungen, wodurch nebit dem Pri- 
vatrechte auch das Äffentlihe Wohl, obaleidy vielleicht nur mittelbar, 
und in einem minderen Grabe verleßt wird, zu Gunſten bes Private 
rechtes auf das öffentliche Strafrecht ein für alle Mal legislativ ver— 
zichten, während anderſeits wieder der Staat jeine eigenen Privatrechte 
gleich jedem Brivatmanne nach ganz gleihen Prozeßnormen verfolgt. 
Dab das Strafrecht cin öffentliches im Gegenfage zum Brivatrechte 
ift, begründet nur einen Unterfchied in der Perjon des Berechtigten, 
welche bei dem öffentlichen Rechte der Staat, bei dem Brivatrechte der 
Private ift, keineswegs aber wird dadurch der fontradictorifche Gegen⸗ 
faß von verzidhtbar und nicht verzichtbar hervorgerufen. Man darf 
auch die fittlihde Pflicht, auf Nechte nicht zu verzichten, mit der Rechtg= 
pflicht biezu nicht verwechjeln. Der Selbſtmord des Privaten ift eben 
fo unfittlih, wie der Selbjtmord des Staates, ohne Verlegung diefer 
fittlichen Pflicht Fan der Staat auf fein Strafrecht, wo dieſes der 
Staatszweck fordert, nicht verzichten, fo wenig, al3 er auf die Erfüllung 
des Staatözwedes überhaupt verzichten Fan. Aber man erlaube do 
den Staate, jittlih zu jein und zu bandeln, d. b. feine Pflicht mit 
bewußter Freiheit zu erfüllen. Keineswegs jollte der rechtswidrigen 
Willkühr in der Rechtspflege ein Pförtchen geöffnet werden; die Geg⸗ 
ner des Anflagegrundfages Icheinen es aber nicht zu ahnen, daß fie 
trog der beiten Abficht durd) die Uebertragung des Anflageamtes auf 
die Nichter, dem, was jie vermeiden wollen, ein weites Thor öffnen, 
vor welchen nur noch dag moraliſche Gewillen des Menjchen Wache 
hält. Den Staate jol nur das Recht gewahrt werden, unerbeb: 
liche Sraſſachen umverfolgt zu laſſen; was ich aber unter unerheblich 
verjtebe babe ich in meiner Schrift über Anklagegrundſatz (S. 12—16) 
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dargelegt. Die Wahrung diefes Rechtes des Staates lehrt die tägliche 
Erfahrung als unabmweisliches Bedürfniß. Man verkennt die Natur 
des Verbrechens, wenn man glaubt, eine Handlung müſſe ſchon dess 
halb beftraft werden, meil jie die von Geſetze aufgeitellten Begriffe- 
merfmale einer jtrafbaren Handlung an fih trägt. Der Strafgrund 
liegt in der Verlegung des Gemeinwohles, der Strafzwed aber im 
Schuge und in der Wiederheritellung des Genteinwohles. Ob eine Ber: 
legung oder Bedrohung des legteren vorhanden und ob im einzelnen 
Falle die Strafe geeignet ilt, dem Gemeinwohle jenen Dienft zu lei: 
jten, den fie zu leiften beſtimmt ift, muß zu beurtbeilen ftetS dem Staate 
zuftehen, der fih aud immer dieſes Rechtes in größerem oder gerin- 
gerem Umfange, in diefer oder jener Form bediente. 

Die Nichtverfolgung folder Handlungen, melde die gejeglichen 
Begriffsmerfniale eines Verbrechens an ich zu tragen fcheinen, gejchieht 
in der Form des Verzichtes. Mit Recht jagt Ortloff (©. 40), daß 
aus dem Prinzipe der Freiheit der Grundjaß der Anerkennung der 
Willkühr und des freien Verzichtes folgt; unrichtig ift es aber, daß 
er aus der Freiheit nur den Grundſatz der Anerkennung der Brivat: 
willkühr und des DVerzichtes auf Privatrechte ableitet, als ob jene jo: 
ciale Freiheit für den Staat nicht da wäre, und ald ob, wenn aus 
ihr für den Privaten die Brivatwillführ folgt, nicht auch für den 
Staat die Staatswillführ, und wie für jenen das Recht des Verzichtes 
auf konkrete Brivatrechte, für diefen auch das des PVerzichtes auf 
einzelne, konkrete öffentliche Rechte folgen würde. 

Das, was einen durchgreifenden Unterichied in der Aufitellung 
von Prozeßgrundſätzen begründet, ijt die grundweſentliche Verfchieden: 
beit des Nechtögrundes des öffentlichen Strafrechte gegenüber dem, 
des Privatrechtes, woraus die Nichtigkeit der Behauptung, es handle 
ih im Eivilprozefje nur un formelles, im Strafprozefie dagegen nur 
um materielle® Recht, beurtheilt werden kann. 

Das Strafreht fließt aus einer ftrafbaren Handlung und fann 
durch einen bloßen Privatwillen ohne böje, gegen das Öffentliche Wohl 
unternommene, That nicht begründet werden. Ganz anders ift es bei 
Privatrechten, die auch blos durch den Willen begründet werden füns 
nen, fo daß für fie die bloße Anerkennung auch zum Verpflich— 
tungsgrunde werden fan. Daraus folgt, daß das Geſtändniß im 
Strafprozefie flet3 nur als Beweismittel des Rechtsgrundes, im Civil- 
prozeſſe aber als Beweismittel und als Rechtsgrund felbit für die Ver: 
pflichtung gilt. Daher kann jich der Strafrihter mit einem Gefländ- 

2 * 
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niffe, welches der Angeklagte dahin ablegt, daß er zivar unſchuldig jei, 
aber aus Gründen ſich dennoch für ſchuldig befenmen wolle, nicht be= 
gnügen, um darauf bin einen Schuldigiprucdh zu fällen, während der 
Givileichter den Gellagten auf Grund des gleichen Gejtänbnijjes mit 
Recht ſachfällig erflärt und zivar nicht etwa bios deshalb, weil ein 
ſolches Geſtändniß eine bereits beitehende Schuld bemeife, jondern auch, 
weil es dieſe, wenn fie noch nicht beftehen follte, durch die bloße Er— 
Härung, ſchuldig fein zu wollen, nen begründen wilde. Das Civilrecht 
aber, welches erit im Laufe des Prozeſſes durch die bloße Anerkennung 
begründet wird, iſt nit weniger objectiv und materiell, wie jenes, 
welches früher durch einen anderen Titel begründet wurde. Derjenige, 
der aus demielben Nechtsgrunde eine geringere Summe Geldes im 
Prozeſſe anſpricht, als ihm wirklich gebührte, jei es dann, weil er da⸗ 
mit eine ibm erwünſchtere Procedur erreicht, oder weil ev ſeine Forde— 
rung aus dem jus strietum ſelbſt nach dem jus aequum mäßiget 
u. f. w., vermindert und verändert hiedurch in giltiger Weiſe fein ma— 
terielleg Necht eben fo, wie derjenige, welcher obgleich er meiß, daß 
feine wahre Schuld geringer ift, als fein Gläubiger fie in der Klage 
aufftellt, dennoch die eingeflagte Schuld direct oder indirect als richtig 
anertennt; fei e3, weil er jeder weiteren Prozepführung oder üblen 
Nachrede entgehen will, oder au anderen Gründen. Es ift daher un: 
richtig zu behaupten, daß in ſolchen Füllen der Richterſpruch nur for: 
melles und nicht materielleg Recht enthalte. Der Wille allein ift zwar 
auch nicht jür jedes Privatreht ein Rechtsgrund; allein bei ſolchen 
Privatrechten, two dieſes nicht der Fall ift, wird man dann auch ver: 
geblich nach Geſetzgebungen fuchen, welche 3. B. die Frage, ob einem 
Manne gegenüber einer Frau Eherechte zuftehen, blos von der pro: 
zeßualiihen Form des Zugeltändniffes abhängig machen. Allerdings 
alfo handelt es fich im Strafprozeffe nur um die Auffindung und 
Anerkennung des objectiven Nechtes, aber nicht deshalb, weil dag 
Strafrecht wichtiger ilt, als das Civilrecht, noch deshalb, weil die Pflicht 
des Staates zu Itrafen größer wäre, als deilen Recht biezu ; fondern 
weil die Strafe ihren Nechtsgrund nur in der böſen Handlung und 
nicht auch in dem bloßen Willen, für ftrafbar zu gelten und als folcher 
bebandelt zu werden, haben kann. Indem aber im Eivilrechte der Wille 
jelbjt al3 Rechts- und Verpflichtungsgrund auftritt, begründet er bier 
wahrhaft materielles, objectives Recht und fein blo8 formelle. 

Die Anerkennung felbit Tann direct oder indirect, ausdrüdlich 
oder ftilfchweigend gejchehen. Hat das Geſetz Formen vorgejchrieben, 
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unter weldden es Rechte anerkennen will, jo verzichtet derjenige, der 
jene Formen nicht beobachtet, indirect oder ftillichweigend auf fein 
Recht jelbit, wodurch er dieſes materiell aͤndert oder aufhebt. Selbit 
die Wiedereinfegung wegen unverjchuldet veritrichener Fallfriſt oder 
ob noviter reperta etc. beruht gerade darauf, daß dargetban wird, 
daß es nicht am Willen, fein Necht geltend zu maden, fehlte. Nur 
der Umftand alfo, daß der Wille im Civilrechte ſelbſt als Nechtägrund 
auftritt, gewinnt einen wejentlichen Einfluß auf die Geftaltung des 
Givilprozeijes gegenüber dem Strafprozelle, nicht aber der Umſtand, ob 
man formelle oder materielles Recht ſucht oder findet, denn das ma- 
terielle fucht und findet man auch im Civilprozefje, und mit formellem 
muß man fich leider auch im Strafprozeffe nur zu oft begnügen. In 
Veßterer Beziehung erinnere ih nur an das Inſtitut der Apellabilität 
richterlicher Erfenntniffe, an das Inſtitut der Friſten, insbefondere an 
die an eine gewiſſe Friſt gebundene Rechtskraft der Erkenntniſſe, an 
das Smftitut der Wiederaufnahme zu Gunften des Angeklagten u. dgl., 
um zu feben, wie oft man fih auch im Strafrechte mit formellem 
Rechte begnügen muß, und mie fehr jelbit die Gefeßgebungen davon 
überzeugt find, daß das durch den Strafprozeß geivonnene formelle 
Recht nicht immer ſich mit dem Gehalte des materiellen Rechtes erfülle. 
MWenn man nun aber in beiderlei Prozeßarten, im Straf: wie im 
Civilprozeſſe materielles Recht erlangt, ſich aber auch oft in beiden mit 
blo3 formellem Rechte begnügen muß; jo kann die Findung malte 
riellen Rechtes den tiefen Unterfchied in den Normen des Civil: umd 
und Strafprozeſſes nicht begründen. Es frägt fi, ob vielleicht das 
Suchen und Forſchen nah materiellem Rechte jenen Unterjchied 
begründet? Allein die Forfchung, als bloßes Mittel zur Findung, ver: 
mag jenen Unterfehied noch meniger, al3 letztere zu begründen. Drt- 
Loff behauptet zwar (5. 42) allen Ernites, daß jelbit die Parteien 
im Civilprozeſſe nicht materielle Wahrheit, fondern nur die Wahrbeit 
ihrer einfeitigen Behauptungen darzuthun bezweden. Allein 
ift die Wahrheit einer Behauptung etwas anderes als materielle Wahr: 
beit? Liegt nicht im materiell Wahren das materiell Rechte? it die 
Behauptung auch dann nur eine einfeitige, wenn beide Prozeb: 
parteien fie aufitellen? Wahrlih! man müßte die PBarteienfämpfe im 
Givilprozefie fchleht Kennen, wenn man annehmen wollte, daß die Par⸗ 
teien damit nichts mehr und nichts weniger bezwecken, als Darthuung 
der Wahrheit einer einfeitigen Behauptung oder. Gewinnung formeller 
Wahrheit. Man thut auch den Parteien zum großen Theile jehr un- 
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recht, wenn man fie beichuldiget, daß es ihnen nicht um materielle 
Wahrheit, um ihre wahren Nechte zu thun iſt. Es gibt unebrliche 
Prozeßführer, aber Dank der befleren Menſchennatur, kann der Prak⸗ 
tifer mit Freude die Thatjacbe beftätigen, daß immer noch die größere 
Mehrheit derjelben im Civilprozeſſe nichts mehr und nichts wertiger, 
als das anipreche, was ihnen in Wahrheit gebührt, alfo ihr gutes, 
materielles Necht. 

Allerdings ſuchen auch dieje im Prozeſſe ſtets auch das formelle 
Recht, aber nur deshalb, weil das materielle Recht nur als formelles 
erzivingbar iſt. Diefe Form der Erzwingbarteit kann aber auch das 
materielle Strafrecht nicht entbebren: Ein formelles Recht, dem Fein 
niaterielles entipricht, iſt ein materielles Unrecht. Die menſchliche Rechts: 
pflege muß zwar lebteres oft als Recht gelten laſſen, aber das als 
den alleinigen Zweck des Civilprozeſſes binitellen, beißt lehteren ent» 
wurdigen. Der Eivilprozeß foll formelles Recht geben, aber diejes ſoll 
nur die Schuß Waffe des materiellen Nechtes ſein. 

Drtloff gebt fo weit, zu behaupten (©. 42 u. 43), daß, felbft 
wenn die Barteien Die Erreihung materieller Wahrheit eritrebten, 
das dargethane für das Gericht Dod immer nır formelle Wahr: 
beit jein würde, — und zivar, weil man zwiſchen dem Streben und 
den Nejultate der Beitrebungen unterjcheiden müjje. Aber das Darge- 
thane der nach materieller Wahrheit gerichtete Bartei:Bejtrebung fann, 
vorausgejegt, daß die Beſtrebung felbit feine verfehlte ijt, unmöglich 
etwas anderes fein, als die materielle Wahrbeit jelbit. Sind nun aber 
die Parteien wirklich an ſich unfähig, materielle Wahrheit zu finden 
oder hängt es von der Röhre ab, welcher Art die durch diefelbe ſtrö— 
mende Flüffigkeis it? Unwillführlid muß man da fragen, worin denn 
Drtloff im Rechte und in der Wahrheit den Unterihied von for: 
mell und materiell ſucht? Ich balte dafür, daß in der Juſtiz for: 
mell wahr und formell recht das ift, was ala wahr und recht mit ere= 
kutiver Wirkſamkeit anerfannt wird; materiell wahr und recht iſt das, 
was an fi oder mit Bezug auf konkrete Verhältniſſe wahr und 
recht ift. 

Der Zweck aller Rechtspflege, alſo des Givilprozeiles mie des 
Strafprozefies it nun, das materielle Recht auch zum formellen zu 
geitalten, d. h. es in erefutiver Form anzuerkennen. Ein Recht, wel: 
he? blos formell Recht fein follte, ift materiell ein Unrecht, wenig: 
fteng Nichtrecht. 

Der Richter Tann nicht materielles Necht machen oder geben, 
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das muß vielmehr ihm gegeben werden, oder er muß es als bereits 
gegebenes ſuchen; gerade der Richter iſt es Daher, der nur formelles 
Recht gewährt, indem er durch feinen Spruch das materielle anerkennt. 
Das materielle Recht ift es nicht deshalb, weil es als folches vom 
Richter anerfannt wird, und es bleibt materielles Necht, obgleih es 
als ſolches vom Richter nicht anerkannt wird. Es wäre auch unerklär: 
lich, welcher Fluch der Natur, oder welche Schwarze Kunft das an fich 
Rechte und Wahre des ınateriellen Gehaltes berauben follte, fobald es 
durch die Barteien dargelegt wird, und welch’ eine Zauberfraft dem 
Rickterfprudde inne wohnen follte, daß das, was der Richter aus den 
Händen der Parteien blos als Formelles erhält, durch feine bloße 
Anerkennung, daß er es auch für materiell wahr und recht halte, fich 
auch ſchon wirklich zum materiellen gejtalte. 


Drtloff identificirt „materiell“ mit „gerichtlich“ — formell mit 
parteiifch (durch die Bartei), To daß er ſelbſt die eigene Wertheidigung 
des Angeklagten und die feine Vertreters für ihn nur formell nennt, 
und die materielle Vertheidigung dem Richter zumeift. Allerdings ift 
die gerichtliche Losſprechung die wirkſamſte Bertheidigung; aber der 
Richterſpruch ift und foll Feine Vertheidigung im wahren Sinne diefes 
Wortes fein. Die Beweismittel aber, die zu einer Losſprechung führen, 
gewinnen dadurch nichts an ınateriellem Gehalte, daß der Richter fie 
in die Hand nimmt oder beurtbeilt. 


Eigentlih fuchen die Gegner und auch Drtloff den wahren 
Unterfhied von Civil: und Strafprozeß darin, daß der Richter in 
letzterem felbft darnach zu forfchen hat, mas wirklich vet und wahr 
ift, und daß er die Pflicht und volle Freiheit habe, das wirklich Rechte 
und Wahre auch durch feinen Spruch als ſolches zu formalifiren; — 
während er in erfterem das, was die Parteien ihm als wahr und 
recht vorlegen, auch ſchon al3 wahr und recht anzuerkennen, daher als 
formelles Recht binzuftellen babe, wenn er auch nicht davon überzeugt 
ift, daß es wirklich oder materiell wahr und recht ift, ja obgleich er 
vielleicht felbit das gerade Gegentheil davon glaubt. 


Allein diefe Unterfcheidung ift nur eine willfürlide, keineswegs 
eine durch die innere Natur und Wejenheit der Rechte gegebene. In 
der That lehrt die Geſchichte des Civilprozeſſes, daß er bereit3 eben 
fo auf die Unterfuhungs: wie auf die Verhandlungs-Maxime gebaut 
wurde, wobei ih nur an den früheren preußifchen Civilprozeß erinnere. 
Auch der öſterreichiſche Summarprozeß gravitirt nad) der Unterfuhungs: 
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Maxime, und dieſer bat fich auch die ungariſch-ſiebenbürgiſche Civil— 
prozeßordnung mehr gemäbert, als der allgemeine öſterreichiſche ordent⸗ 
liche Civilprozeß. Es find nur Gründe der Zweckmäßigkeit, welche er— 
itere oder legtere Marime zur Herrihaft bringen. Wer, wie id, ala 
Civilrichter mündlich mit den Prozeßparteien jelbft zu verhandeln in 
der Lage war, ja jelbjt Klagen zu Protokoll genommen bat, wird mir 
beiltimmen, wenn id jage, dab die Mehrheit der Kläger dem Richter 
offen die ganze Sachlage darlegt und ihn nur darum bittet, daß er 
dann unparteiiſch jage, ob und welches Necht er habe, und daß ex 
den Geflagten ziwinge, dieſes jein Hecht ibn zu gewähren. Insbeſon— 
dere nehmen die Landleute oft alle ihre Urkunden, — „Briefe — zus 
jammen, und legen das ganze Paquet auf dem Richtertiſch nieder: 
„ver Richter fol ſchauen was Rechtens iſt.“ Darin ſpricht ſich Das 
innerjte Volksgefühl und Bewußtjein aus, dab man vom Richter, ins: 
beiondere auch vom Gipilrichter, nur jein wahres Necht verlange, zu 
deſſen Erkenntniß aber auch dem Nichter die freiefte Einjicht in Alles 
gewähren joll, und nichts liegt der Volfsüberzeugung ferner, als bie 
Meinung, daß der Givilprozeß nur ein Tournier von Barteimeinungen, 
und daß der Richter verpflichtet fei, das wirklich für wahr zu halten, 
wa3 die Parteien für wahr ausgeben. Wenn durch die Verhandlungs— 
Marime dem Richter dennoch auferlegt wird, die Behauptung einer 
Partei, welche von Gegner nicht widerſprochen oder ſogar ausdrüd- 
lich al wahr angenommen wird, auch als wahr gelten zu laffen, fo 
gejhieht das doch nur fo weit, als das angeblihd Wahre möglich wahr 
it, daraus Nechte refultiren, und dieſe folder Natur find, daß für 
fie der Privatwille allein ein zureichender Rechtsgrund ift. Wenn ein 
Kläger behauptet, er habe drei Tage, jeden Tag 30 Stunden für den 
Geflagten gearbeitet, und diefer habe ihn für jede Arbeitsftunde 6 Kreuzer 
verfprochen; fo wird der Richter, wenn auch der Geklagte ausdrüdlich 
oder ftillfehweigend alle jene Thatſachen zugeben würde, und truß der 
Verhandlungs-Maxime dem Kläger doch nicht mehr zuerfennen, als 
was entfällt, wenn man den Tag auf 2% ftatt auf 30 Stunden be: 
rechnet. — Eben jo wird der Richter troß der Verhandlungs:Marime 
einen Kläger, welcher jagt, es babe ihm der Geflagte für ein Pferd 
100 Gulden verfproden, er — Kläger — habe ihm aber einen Hund 
geliefert und verlange dafür 100 Gulden, abweifen, obgleich) der Ge— 
Klagte das Verſprechen von 100 Gulden für ein Pferd und den Em- 
pfang eines Hundes zugibt. — Sn gleiher Weife wird der Richter 
einen Unmündigen von 8 Jahren, welcher geklagt wird, als Prozeb- 
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partei zurückweiſen, wenn er auch die Behauptung des Klägers, daß 
er volljährig iſt, zugibt. 

Sn ſo weit aber die That möglich, das Recht hieraus konklu⸗ 
dent und der Wille allein Rechtsgrund iſt, erſcheint das Zugeſtändniß 
der That nur als indirecte Erklärung, ſchuldig ſein zu wollen oder 
gewollt zu haben, und der Civilrichter ſpricht auf Grund eines ſolchen 
Zugeſtändniſſes mit Recht ſein Schuldig aus, ſei es, weil er die That 
wirklich für wahr hält, oder weil der Bekennende hiedurch, obgleich 
die That nicht erwieſen fcheint, feinen Willen, ſchuldig zu fein, ausge⸗ 
ſprochen hat, da doch jeder Vernüftige die rechtliche Conſequenz ſeiner 
freien That ſelbſt auf ſich nehmen wird. 

Die Verhandlungs⸗ oder Dispoſitions-Maxime mag noch ſo kon⸗ 
ſequent durchgeführt ſein, ſo ſchließt ſie doch nie die Erklärung des 
Richters aus, ein Recht nur dann zuſprechen zu können, wenn ihm 
dieſes oder jenes Beweismittel noch geliefert wird. Wer den Zweck 
will, will auch die Mittel, vorausgeſetzt, daß ihm letztere nicht mehr 
koſten, als ihm erſtere werth iſt; — und ſo wird es wohl keinen Kläger 
geben, der, wenn ihm der Richter ſagt, er brauche noch dieſes oder 
jenes Beweismittel, um ſich von dem wirklichen Beſtande ſeines ange: 
ſprochenen Rechtes zu überzeugen, dieſes nicht bereitwilligft liefern 
würde, wenn er e3 überhaupt zu liefern vermag. Es bieße aber das 
Privatreht und öffentlihe Strafrecht tödten, wenn der Richter zu 
ihrer Nachmweilung von dem Berechtigten (dem Privaten oder Staate) 
Mittel erzwingen wollte, die den Berechtigten mehr gelten, als das 
angeiprodyene Recht. 

Daraus folgt um jo mehr die Nothwendigfeit, e8 jeden Augens 
blid vom Verlangen der Berechtigten (des Privaten bezüglich feiner 
konkreten Privatrechte, de Staates bezüglich feiner konkreten Straf: 
rechte) abhängig zu maden, ob und in wie meit fie ihr Recht geltend 
machen wollen. Eine dießfällige Bevormundung der Berechtigten durch 
die Gerichte ift nach der Natur des Rechtes der erjteren und nach der 
Stellung des letteren unzuläffig und praftiih unausführbar. 

Die Anforderung an die Gerichte, fie follten jede ftrafbare Hand- 
lung ex officio verfolgen und überall die objeltive Wahrheit erforfchen, 
gebt in’3 Bodenlofe und feßt fi zum Staadzwede nur zu leicht in 
Widerfpruch, ift daher ſchon deshalb unberechtigt. 

Tie Erfahrung lehrt au, daß die gerichtliche Inquiſition regel- 
mäßig auf Anzeige der Polizei oder eined Privaten wartet, wie im 
Anklageprozeſſe der Richter nur über Anklage einfchreitet, wobei ber 
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wichtige Unterſchied obwaltet, daß won den Anzeigen ein großer Theil 
unwichtig, unerbeblich, unverſtändlich, inkompetent, unreif und bösmil- 
lig erſcheint, während die öffentlichen Anklagen von einem fachtundigen, 
leidenſchaftsloſen und verantwortlichen Beamten, erhoben werden, wo—⸗ 
durch die Gerichte mit einer großen Zahl von Strafſachen gänzlich 
verjchont werden und bezüglich der zu unterſuchenden meift auch ſchon 
den Weg zum Ziele geebnet, die Mittel ihrer Thätigfeit geliefert jeben. 
Die Anforderung, überall nad) objeftivem Nechte und materieller Wahr: 
beit zu forſchen und dieſe zur Geltung zu bringen, wird aber. jelbjt 
von ſolchen Geſetzen nicht vollends anerkannt, die (mie die öſterreichiſche 
Strufprozebordnung von 1853) den Strafprojeh zwar auf ben Inqui— 
ftionsgrundfag bauen, aber die Einleitung der Unterjuhung gegen 
eine beitimmte Perſon und deren Berurtbeilung von pofitiven Ber: 
dacht3: und Berweis-Erforberniffen abhängig maden. Solche Geſetzge— 
bungen fprechen unverkennbar ihre Weberzengung von der tiefen Wahr 
beit aus, daß die Aufgabe der Gerichte vielmehr in dem Schube der 
von Staate allenfalls ſchuldlos verfolgten Unterthanen des Staatsge— 
feßes, als in ihrer Verfolgung befteht, daß fie durch ihre Unterfuhung 
und durch ihr Urtbeil vielmehr dafür zu forgen haben, daß fein Un— 
ſchuldiger und felbit der Schuldige nicht ftrenger beitraft werde, als er 
e3 nad feiner That und den Gefege verdient. Die Verfolgung der 
Verbrecher, deren Beltrafung, ja felbft die Minderung oder gänzliche 
Nachlaffung der von den Gerichten als geſetzmäßig ausgeſprochenen 
Strafe ift Sache der oberften Staatsgewalt, welche biebei dur die 
Gerichte nicht beichränft werden fann. 

Die Refultate, welche ich hiemit gewonnen, jind daher: Die Auf: 
gabe jedes, des Civil: wie des Strafprozeiles, ift, dem wirklichen, ob= 
jeftiven Rechte die Erekutivfraft des formellen Rechtes zu verleihen; — 
die Verfolgung der Rechte hängt ſtets von den Berechtigten felbit und 
allein ab, fo weit fie jelbitftändig find, aljo die Verfolgung der Pri- 
vatrechte vom Privatberechtigten, die der öffentlichen Rechte, insbeſon⸗ 
dere des Strafrehtes, vom Staate, als der höchiten, ſtets freien und 
telbitftändigiten, juriſtiſchen Perſon; — die Aenderung in der Auffal: 
fung einer Nechtsverlegung ala Verlegung des Öffentlichen jtatt bloß 
als Verlegung des Privatwohles übt ihren Einfluß vorzüglich auf die 
Ausdehnung des materiellen und iveniger auf die Hauptgrundfäße des 
formellen Strafgejeges; — mag man die Strafpfliht des Staates 
immerhin als vorberrichend gegenüber jeinem Strafrechte auffallen, fo 
bat doch der Staat ſelbſt zu emticheiven, ob und wie weit er in 
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einzelnen Fällen diefe Pflicht zu üben bat, und bleibt auch die Ber: 
folgung felbit immer feine eigene Sache, daher die fogenannte Official: 
Marime nur als pflichtige Verfolgung der Verbrecher durch die Staats- 
anmälte, nicht aber als foldhe durd die Gerichte aufgefaßt werden 
kann; — für die Privat: wie für die Strafrechtspflege gilt der Grund: 
jag: Wo fein Kläger (Ankläger), ift kein Richter, welcher Grundfag 
im Strafprozeſſe Anklagegrundfag genannt wird; — die Forichung 
nad objektiven Rechte bedingt beim Civil- wie Leim Strafrichter die 
Forſchung nach niaterieller Wahrheit, doch nur zur Konftatirung des 
durch die Klage oder Anklage ausgeſprochenen Rechtes, wobei nur der 
Unterſchied obwaltet, daß der Rechtsgrund zur Strafe nur in einer 
ftrafbaren That, worauf der Wille nicht gerichtet werden darf, der 
Rechtsgrund eines Privatrechtes aber auch in den bloßen Willen, ver: 
pflichtet zu fein, liegen fan, welcher Wille von der Bartet jelbft direct 
oder indirect dargelegt oder vom Gejeße unter Umjtänden als der 
vernünftige präfumirt wird, melde Präfumtion durch das Gefeg 
Jedermann befannt, fonit auch demjenigen recht ift und fein muß, 
der jene Umftände berbeiführt. 


IV. 


Uebergehend zur Form des Berfahrens erklärt Ortloff (S. 66), 
daß ein nad der DOfficial-Marime formulirtes Verfahren als Regel 
jede Einwirkung einer anderen Berfon als der Geridhte verbiete, 
und ftellt diefen Sa politiv (Seite 68) dahin feft: „Alle prozefjua: 
liſche Thätigkeit ift allein in die Hände der Gerichte gelegt.” — 
Zur Begründung wird angegeben, daß, wenn der Staat im Strafpro: 
zelie als Beredhtigter auftreten würde, dieſes nur in der Form einer 
Parteien: Verhandlung geſchehen könnte, hiedurch aber nur formelle 
Wahrbeit erreicht würde, während doch die Erreichung materieller 
prinzipgemäß das nächite Ziel des Strafverfahrens ift. — Wie unrich⸗ 
tig aber diefe Begründung an fi ift, wurde früher gezeigt, es fällt 
alfo auch mit ihr die Berechtigung der Anforderung, daß alle pro—⸗ 
zeſſualiſche Thätigkeit in die Hände der Gerichte allein gelegt und hie⸗ 
von jede Einwirkung anderer Berfonen ausgeſchloſſen fein fol. Iſt es 
ſchon höchſt auffällig, wie der Umftand, ob Jemand fein Recht fucht, 
weil er biezu bevechtiget, oder mweil er biezu verpflichtet ijt, auf die 
Art und Weife feiner Rechtſuchung und Rechtfindung einen grund: 
weſentlichen Unterfchied bervorbringen und der Berechtigte gerade dort, 
two er eine Pflicht zu erfüllen hat, alfo ſich ſelbſt nicht ausſchließen 
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darf, von andern ausgeſchloſſen werden joll; — jo ſehen wir aud 
bier wieder Ortloff felbit in der weiteren Ausführung einer jo Fühn 
voran geftellten Negel zum geraden Gegentbeile gelangen. Drtloff 
tbeilt nämlich (Seite 69 und 74) alle Functionen des Strafverfahrens 
in zwei Hauptarten: in die Unterfuhung, wodurd die Thatjachen 
und das Schuldverhältniß bei einem Berbrehen jo viel mie möglich 
durch verfchiedene Erforfhungsmittel Mar zu machen find, und in Die 
Rechtsbeſtimmung oder dad Urtheil. Damit aber letztere — 
die Nechtsbeitimmung — aus einer ganz unbefangenen Anihauung 
ber Uebelthat hervorgehen könne, müſſe eritere — die Unterſuchung — 
von einem anderen, ald dem urtbeilenden Nichter geführt werden, Als 
Grund für diefe Trennung der beiden Funktionen wird angegeben, 
daß in dem Verfebre des Unterfuchungsrichters mit dem Angejchuldige 
ten die Gefahr eines nicht geredhten Urtbeiles liege, da der Beſchul— 
digte den Unterfuchungsrichter als feinen Feind mit Lüge und Hinter: 
lift behandle, was Letzteren zur Härte gegen ibn beitimmen Tönnte, 
Der Unterfuhhungsrichter habe, jagt Ortloff (Seite 70), feine Thä⸗ 
tigkeit fo weit fortzufegen, bi3 die materielle Wahrheit nach menjch- 
lien Kräften bergeftellt erjcheint, und (Seite 75) handle hiebei als 
Organ des verlegten Staates, in welcher Eigenfchaft er unleugbar 
einen Angriff gegen den Angefchuldigten mache, fo daß feine Stellung 
feine Garantie für die volle Unparteilichleit gebe. Demungeachtet Toll 
(Seite 78) die ganze Beweisführung in der Unterfuchung ruhen, 
die Bemweisprüfung aber ohne Anhörung des Beſchuldigten oder anderer 
im Unterfuhungsverfahren abgebörter Perfonen nur aus den ange: 
ſammelten Akten ftattfinden dürfen, deren Kenntniß au nur durd) 
einen Referenten vermittelt wird, was aber, wie Ortloff zugibt, 
unwillkürlich mehr oder weniger ſubjektiv geſchieht. Ortloff vermirft 
aber dann felbjt wieder diefe Mittelbarfeit der Beweisproduction 
und verlangt (S. 93 f.) die Unmittelbarfeit als die einzig richtige 
Regel, nad welcher dem urtheilenden Gerichte eine vichtige und genü⸗ 
gende Auffallung von dem Thatbeitande des Verbrechens — aljo die 
materielle Wahrheit verfchafft werden kann. Hier aber erhalte die Un: 
terfuhung vor dem Unterfuchungsrichter nur einen vorbereitenden 
Charakter, und die Hauptunterfuhung finde vor dem urtbeilenden 
Gerichte jtatt. Die Unterfuhung fei (Seite 103) die charakteriftifche 
Form für die Official-Marime, aber in ihrer alleinigen Anwendung 
liegen von Anfang an manche Webelftände und Mißbräuche begründet. 
Es müfle eben jo für den Beweis der Nichtſchuld, wie für den der 
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Schuld geiorgt werden (Seite 115 ff.); allein, wenn der Richter für 
die Herftellung des Anſchuldigungsbeweiſes forgt, fo trete er ala Gegner 
des Angeichuldigten und als ein die Rechte des Staates Verfolgender 
in Thätigleit; wenn er aber den Entſchuldigungsbeweis führt, fo trete 
er als Gegner des Verletzten — des Einzelnen und des Staates — 
und als PVertheidiger des Angeichuldigten auf. Da er zudem als Ric: 
ter unparteiiih zwiſchen diejen beiden gegeneinanderlaufenden Richtungen 
ſtehen foll; fo reihe e3 über feine menſchlichen Kräfte und fei ihm da: 
ber unmöglich, dieje drei Rollen in der ihnen angemeſſenen Weife durch: 
zuführen (Seite 109). Die Rollen des Angriffe und der Vertheidigung 
müfjen daher ausgefchieden, die richterlihe Rolle muß in ganzer Rein: 
beit erhalten, eritere in ihrer Gleichberechtigung und deren Parteien: 
Verhältniß als das richtige Verhältniß für das ganze Strafverfahren 
anerkannt werden. Der Staat, ald der durch das Verbrechen Berlegte, 
babe die Rolle des Angreifer zu übernehmen, da aber feine Pflicht 
zur Strafverfolgung größer ſei als fein Recht, jo darf er darauf nicht 
verzichten, außer höchſtens aus höheren politiſchen oder Gerechtigfeits- 
gründen in Form der Begnadigung. 

Dem Auftreten des Staatsanwaltes liegt die Official Marine 
zum Grunde, er fei aber nur formell und |heinbar einfeitiger 
Ankläger, weil die von der Official-Maxime gebotene ämtlihe Straf: 
verfolgung mit dem Richteramte unvereinbar ſei. Der Zweck der Rein- 
baltung des Richteramtes erfordere eine Uebertragung der Form für 
die Dispofitiond-Marime, oder der Anklageform auf die Official: 
Marime (Seite 119). Die Stellung des Staatdanwaltes ald Prozeß: 
partei bezeichnet Ortloff dahin (Seite 120), dab er feiner anderen 
Aufſicht von Seiten der Yuftizipige unterworfen werden dürfe, als der 
der Richter; jeder dem Staatsanmwalte ertheilte Befehl, eine An- 
Page zu erheben oder fallen zu lafien, müffe als Cabinets-Ju—⸗ 
ftiz verworfen werden. Die Staatsanwaltichaft jei (Seite 196) 
eine den Suftizbehörden beigeordnete Behörde, nehme aber (Seite 122) 
als Bartei eine ſubordinirte Stellung vor und unter dem Gerichte 
ein, das Gericht könne aber (Seite 124) ohne einen Ankläger nichts 
vornehmen. Der erite Angriff müſſe (Seite 127) vom Staate ausgeben 
durch den ihn vertretenden Staatsanwalt, doch gelte der Sup: 
„Ro fein Kläger, da ift auch Fein Richter,“ nur für den Anfang, 
nicht aber auch für die Fortfegung des Verfahrens. Das fpätere Zurüds 
treten des Staatsanmwaltes von der einmal erhobenen Anklage entbinde 
(Seite 144) das Gericht nicht von der Pflicht, in jedem Zalle in einem 
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Defret feine Meinung über die Verſetzung oben Nichtverjehung in 
Anklageitand aussufpredhen ; denn würde auch das Gericht ohne Aure— 
gung oder Erflärung des Staatsanmwaltes bei einer Berjegung in 
den Anklageſtand einfeitig verfolgen und angreifen, To übe es nun 
reine Nichteriunftion aus, wenn es zur Entſcheidung probocirt, 
eine ſolche nach einer offictellen Stellung abgibt; Das Gericht babe 
(Eeite 146) in jedem Falle ex ofticio ein Urtbhetl zu füllen, welches 
entweder den Anflageftand ausipricht, oder die Einitellung des Straf: 
verfahrens erkennt. Hat das Geridt den Anklagejtand ausgeiprochen, 
troß dem, daß der Gtaatsanwalt denſelben nicht oder wegen eines 
anderen Verbrechens oder in anderer Weife beantragt hätte; jo müßte 
vom Staatsaniwalte die Anklägervolle dennod fortgeführt werben, weil 
er das Organ ift, durch weldes die Anklage nad der 
Dfficial:Marime betrieben werden foll, und weil er jein 
perfünliches Urtbeil dem des Hichter-Bollegiums unterordiien muß, ins 
dem von dieſem die Entſcheidung als die materiell richtige präjumtrt 
wird. Bei der Hauptverhandlung kann (Seite 160) die ganze Beweis: 
erhebung in die Hände des Vorfigenden gelegt werden, der, wie der 
Unterfuhungsrichter, die Form der Unterfuhung, aber unter Affiitenz 
der Parteien anwenden muß, welche (Seite 164) ihre einfeitigen Be: 
weisführungen oft mehr in der Gewalt haben, al3 der vorfigende Rich— 
ter, jo daß auf ſolche Art zur Ergänzung und Herftellung der mate— 
rielen Wahrheit Manches Leigetragen werden kann. Nun erfeunt aber 
Ortloff (S. 181) darin, daß die Einleitung einer Borunterfuchung 
von dem Antrage des Staatanwaltes abhängen joll, eine große Ge: 
fahr, da es ja dann von ihm abhänge, ob ein angejehener Mann im 
Staate wegen eines Verbrechens Leitraft werden oder der ftrafrechtlichen 
Verfolgung entgehen follte. Er empfiehlt daher (Seite 182) für die 
Stellung des Staatdanwaltes jene Modalität, wornach jede An: 
zeige bei denn Gerichte angebracht und e3 der Gognition des leßteren 
überlafjen werden follte, ob ein Strafverfahren einzuleiten fei oder 
nicht. Bejaht der Gerichtshof dieje Frage, die er jich felbft jtellt, fo 
beauftragt es den Staatsanwalt zum ämtlichen Angriffe, und ein 
Zurüdtreten desjelben ohne Zuftimmung des Gerichtes darf nicht er: 
folgen, da der Staatsanwalt der formelle Vertreter des Gerichtes 
ist. Auf dieſe Weite — meint Ortloff (Seite 183) — würde eine 
große Garantie für Die Gerechtigkeit gewonnen, indem Enticheidungen 
über den Eintritt und Fortgang eined Strafprozeſſes dem einfeitigen 
Urtheile entzogen und einem unparteiiſchen Nichter-Collegium überlafien 
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wird, wobei zwar der Staatsanwalt nur ein formeller Träger der 
Angrifferolle fei, deſſen Stellung aber bei der Unantaftbarkeit der 
Official-Maxime au nur eine formelle fein könne. 

Wir ſehen aljo, daß Ortloff, wie bei den Grundfägen, fo 
auch bei den Formen, aus einem vorangeitellten, an Uebertreibung lei- 
denden, Satze durch fogenannte rationelle Deduction zum geraden Ge: 
gentbeile, als Schlußfolgerung, fommt. Wer follte es glauben, daß ınan 
aus dem vorangeftellten Sage: „Die Official-Maxime verbiete jede 
Einwirkung einer anderen Perſon, als der Gerichte, und alle prozeſſua⸗ 
liſche Thätigkeit müſſe in die Hände der Gerichte allein gelegt mer: 
den,” — buch bloße rationelle Deduction zu den gelange: daß die 
Funktionen des Anklagens und Vertbeidigend von der des Richtens 
gefondert werden und der Staat durd feinen Anwalt die Rolle des 
Angreifer übernehmen müſſe; — dann aber wieder: daß der Staats- 
anwalt, der ald Vertreter des Staates zu Hagen hat, ſich wieder als 
Vertreter des Gerichtes von letzterem gegen feinen Willen zu einer 
Anklage zwingen lafjen müſſe? — Wer faßt die Stellung eines Staats⸗ 
anwaltes, der den Staat und das Gericht zugleich vertreten, dabei 
von erfterem feine, vom legteren aber bindende Aufträge erhalten, und 
diefem — dem Gerichte — coordinirt, fubordinirt fein fol; — daß 
die Unparteilichfeit des Nichters nur dort gefährdet fein fol, wo der 
Richter als Unterfuhungsrichter unmittelbar und offen den eriten Un: 
terſuchungsſchritt macht, dann aber gerade darin eine große Garantie 
für die Gerechtigkeit erfannt werden jollte, wenn der Richter nicht un- 
mittelbar, fondern mittelbar durch einen anderen klagt und verfolgt, 
obgleih ausdrüdlih gejagt wird, daß die Rolle des Anklagens mit 
denn Richteramte uuverträglid it? — Wenn man den Staatsanmwalt 
nur den formellen und ſcheinbaren Ankläger nennt, it dann 
nicht der Richter der materielle und wahre Ankläger, und ift der fcheins 
bare Gegner gefährlicher und parteiifcher, als der wirkliche? — Sollte 
Drtloff wirklich nur denjenigen für feinen Feind halten, der ihn 
feloft und unmittelbar angreift, und nicht auch denjenigen, der biezu 
einen anderen beredet oder zwingt? Sit der moralifche Urheber einer 
That für letztere nicht verantwortlich, und wird dieſes Gefühl feiner 
Berantwortlichleit den Urheber wirklih ganz unbefangen laſſen? — 

Unterfuhung und Nechtsbeftimmung, oder Bemweisführung und 
Bemweisprüfung laffen fih nie ganz von einander trennen; nur bie 
Sanımlung der Beweiswittel läßt fih von der Beweisführung jondern. 
Wenn aber in dem Verkehre des Unterfuchungsrihterd wit dem Ange: 
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ihuldigten eine Gefahr für die Gerechtigkeit liegt, wie Ortloff jelbft 
anerkennt, jo tft nicht einzufeben, wie die Unterfuhung des VBorfigen- 
den bei der Hauptverhandlung der richterlihen Unparteilicheit jo ganz 
ungefährlich fein ſollte. Unverſtändlich erſcheint es mir, zuerſt zu jagen, 
dab die Pflicht des Staates zur Strafverfolgung größer fei, als deſſen 
Necht biezu, jo daß er hierauf nicht verzichten könne; danı aber dem 
Staate diefes Verzichtsrecht wieder aus höheren politiihen oder gar 
Gerechtigkeitsgründen in der Form einer Begnadigung einräumen. 
Gibt e3 denn für den Staat eine andere Politik, als die der Gerech— 
tigkeit, vorausgejeßt, dab man unter legterer nicht das Eivil- und 
Strafrecht allein verfteht? Will man die Gnade nur ald Eorrectiv der 
Gerechtigkeit auffallen, und gezient es dem Staate, nur aus Gnade 
gerecht zu fein, insbeſondere, entjpricht denn ein Richterfpruch noch 
dem objektiven, von materieller Wahrheit erfüllten Rechte, wenn er 
aus Gerehtigfeitsgründen durd die Gnade der oberiten Staats: 
gewalt aufgehoben werden muß? Hat e8 denn einen vernünftigen Sinn, 
vorerſt die Verfolgung jedes Verbrecher als Aufgabe des Staates zu 
erklären, und dann wieder jeden von der Staatögewalt dem Staatz- 
anwalte ertheilten Auftrag, eine Anklage zu erheben, als Kabinets-Ju⸗ 
ftiz zu vermwerfen, und Doch wieder derjelben Staatsgewalt in allen 
Fällen den eriten Angriff übertragen und überdieß die Begnadigung 
aus politiihen oder Gerecdhtigkeitsgründen einräumen? — Verträgt 
es fich denn, vorerft den Sag: Wo fein Kläger, da ift auch fein Richter — 
für den Anfang eines Prozeſſes als gültig binzuftellen, dann aber wieder 
den Kläger durch den Richter zur Klage zwingen zu laſſen? — Ortloff 
nennt den gerichtlichen Anklagebejchluß bald ein Urtheil, bald ein Dekret, 
womit das Gericht feine Meinung über die Verfegung in den An: 
Hageftand ausſpreche. Aber ein Sprud, womit der Richter den Staats: 
anwalt zu einer Anklage nötbiget, iſt noch fein Urtbeil, und doch be- 
deutend mehr, als eine bloße Meinung. 

Der Bezeihnung eines folchen gerichtlichen Beichluffes als Pro: 
votation zu einer gerichtlichen Entjcheidung vermag ich feinen Werth 
beizulegen, da der Zwang zur Anklage für den Ankläger feine bloße 
Provokation zu feiner Entſcheidung fein kann, für das Gericht aber e8 
ganz überflüßig ift, fich felbft durch einen förmlichen Beſchluß zu pro⸗ 
pociren. Selbſt die Bezeihnung der drei Funktionen: des Klageng, 
Vertheidigens und Richtens al? „Rollen“ follte vermieden werden ; 
da fie zu nahe mit der Schaubühne in Beziehung fteht, auf welcher 
freilich nicht der Souffleur, welcher vorſagt, fondern derjenige, der 
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nachſagt, als Acteur und Rolleninhaber gilt. Man darf aus dem ern: 
ten und hochwichtigen Strafprozefie kein bloßes Schaufpiel machen. 
Alles Menſchliche will menjchlich beurtheilt und behandelt fein. Man 
bringe nur erjt den Staat3anwälten die Ueberzeugung bei, daß fie ins: 
geſammt nur formelle und ſcheinbare Aufläger feien, auch nicht mehr 
fein fünnen und dürfen, und man wird bald ſehen, zu welcher uner: 
quidlihen Lauigleit und Syntereflelofigfeit die Führung der Anklage 
berabfinfen wird. Daß es dahin troß der bloßen Anklageform bes Ge: 
ſetzes noch nicht gekommen ift, verdanken wir lediglich dem richtigen 
Takte und der gefunden praftiihen Auffaflung, welche im Eifer für 
die gute Sache ſich felbft mit dem Gehalte deſſen erfüllt, wovon ihm 
das Gefeg nur die Form überträgt. 

Für die Erfindung der Theorie, mornad dem Strafprozeffe nur 
die Form, aber nicht das Weſen der Anklage; nur der Schein, aber 
nicht die Wahrheit des Anklagegrundfages vindicirt werden mil, find 
wir wenig Dank jchuldig. Syſteme — „aus Worten bereitet” — tre: 
ten der PBraris mit ihren unlösbaren Widerfprüchen entgegen, die bag 
haracteriftiihe Brandmahl der Faljchheit eines Syſtemes find. 

Dieſe Widerſprüche muß man darlegen, will man die Wahrheit 
fürdern. Es gereicht zur großen Beruhigung, daß die Gegner des An- 
Hagegrundfages gegen legteren feine befjeren Gründe haben, im Ge: 
gentbeile aber wäre jehr zu wünſchen, daß diefelben gleichfalls vorge: 
bracht würden und ich ſehe mich in meiner Weberzeugung nur noch 
mehr und auf3 Neue beitärkt, daß die bloße Anklageform einem ratio: 
nellen und zwedmäßigen Strafprozeffe nicht genügt, daß diefer viel- 
mebr auf den Ankllagegrundiag zu bauen und die Anklageform nur 
die ihm eigene, natürlihe und ent prechende iſt. 


Es ſei nun erlaubt, noch Nuiges über die Anſichten der Ge⸗ 
währsmänner Drtloffs, insbeſondere über Bien er's und Köſtlin's 
Anſichten vom Anklagegrundſatze, zu ſagen. Ortloff bezeichnet Bie⸗ 
ner's Meinung für die wichtigſte, man ſollte alſo glauben, beide feien 
gleicher Anficht. Wir wollen das erit unterfuchen, um und dann ein 
eigenes Urtbeil bilden zu können. 

Biener tritt in feinen Abhandlungen aus dem Gebiete der 
Nechtsgefchichte von 1848 (©. 6) der Anfiht des Zachariä bei, da 
bie Formen des Strafprozefies vor allen Dingen von der berrichenden 
Anficht über die Bedeutung und das Weſen des Verbrechens und der 
Strafe abhängig fein — und ftelt (S. 18) hierüber feine Anficht das 


Haimerl's Vierteljahrsierift f. Rechtsw. IV- 1. 3 
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beforgen babe, und fagt (Seite 97) wörtlid): „Der zur Mlage Berech: 
tigte ift der Staat, und er kann entiveder jeinent öffentlichen Ankläger 
die Vorunterfuhung anvertrauen oder einen befonderen Inſtruktions— 
Nichter, auf deifen Verhandlungen nachher der öffentliche Ankläger 
feine Anklage gründet.” Ferner jagt Biener (Seite 44): „Das Necht 
auf Strafe ift ein Necht des Staates, welhem er aus hinreichen— 
den Gründen zu entfagen befugt iſt, und Niemand fann den 
Andern, welcher ihm gegenüber feinem Nechte entjagt bat, zivingen, 
dieſes Necht auszuüben, und (Seite 92) erflärt er, daß der Unter: 
fuchbungsrichter, der Ankläger, der Anklagejenat und das erfennende 
Gericht eines von dem anderen unabhängig jeien müſſen. 

Köftlin dagegen erflärt in feinen „Wendepunkt bes veutfchen 
Strafverfahrens im neunzehnten Jahrhundert” als Aufgabe des Straf- 
prozefies (Seite 18) die Vermittlung der Tilgung des Verbrechens, 
welche fchlechthin ftattzufinden babe, weil auch im geringften Verbrechen 
nicht nur der verzichtbare Rechtsanſpruch eines Einzelnen, fondern bas 
Necht felbft in feinem Wejen, und biemit die Grundlage der ganzen 
Rechtsordnung verlegt wird, der Staat aber der Organismus der 
Rechtsidee nach dem Geifte eines beftimmten Volkes ift. 

Die regelmäßige Tilgungsmweife des Verbrechens fei aber deſſen 
Beitrafung. Der Staat habe zwar (Seite 19) als Träger und Wäch— 
ter der Rechtsidee die Pflicht, das Recht in allen feinen Formen zu 
verwirklichen, mithin das diefer Verwirklihung twiderftrebende Unrecht 
aufzubeben ; aber er. babe diefe Pflicht nicht überall auf diefelbe Weife. 
Die bürgerlihe Rechtspflege habe es nit Privatrechts:Collifionen zu 
tbun,. die zwar auch ein Unrecht, aber nur ein unbefangenes enthalten, 
da bier das Unrecht nur darin liege, daß die Parteien ihr beſon— 
deres Intereſſe irrig (?) unter den Rechtsbegriff fubjumiren. Diefe 
Rechtscollifionen haben nur ſolche Rechte zum Gegenftande, die mit der 
Perjönlichkeit nur äußerlich verbunden, daher au veräußerlich 
und verzichtbar find. Hieraus folge, daß in der Sphäre des bür- 
gerlihen Rechtsſtreites die Thätigkeit des Staates durchaus durch die freie 
Thätigfeit der ftreitenden Parteien vermittelt fein müſſe, und lediglich 
in der Subſumtion der bewiejenen Rechtsanſprüche unter die Norm 
des Geſetzes beſtehen könne, mithin auch nicht das materielle, fondern 
nur dag formelle Necht der Zweck fei, wiewohl für die Parteien felbft 
das formelle Recht dur die Rechtskraft zum materiellen werde *). 


*) Diefer Anfiht kann id nicht beiftimmen. Wenn A gegen B die Rüdzahlung 
des dem Letzteren wirklich gegebenen Darlehens pr. 100 fl. eintlagt, der Ge: 
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Dagegen babe e8 (5. 21) die peinliche Rechtspflege mit der grund: 
ſätzlichen Verlegung des Nechtes in feinem inneriten Kerne und Weſen, 
mit einem Angriffe auf die Grundlage der geſammten Rechtsordnung, 
daher mit einem Unrechte zu thun, das nit nur im Wiffen, fon- 
dern au im Willen liegt. Das wirklich verlegte Recht fei ſchlechthin 
wieder berzuftellen, daher kein Verzicht des Beſchädigten Platz greifen 
könne. Da auch ein Verzicht des Angejchuldigten auf feine Vertheidi- 
gung unzuläffig fei, indem nur wirklide Schuld die Bedingung der 
Strafe ift; fo koönne bier auch nicht die Verhandlungs-Maxime berr- 
Shen, fondern es müſſe die Unterfuhungs-Marime eintreten. Die Ein- 
leitung des Prozefied dürfe nicht von der Klage des unmittelbar Be: 
ſchädigten abhängig gemacht werden, und es könne fich bier nicht um 
bloß formelle Wahrheit, jondern es müſſe fi um materielle handeln. 

Das Strafverfahren kenne (Seite 26) feine Parteien und Fein 
Verzichtsprinzip, die Perfünlichkeit des unmittelbar Verletzten ver: 
ſchwinde ala Nebenfache, die Hauptſache fei die dem Rechte als ſolchem 
feinem Wejen nach widerfahrene Verlegung. 

Die Strafrechtöpflege habe (Seite 25) — nach ihrem juriftifchen 
Elemente — eine dreifahe Beſtimmung: 1. Die Fälle, wo das Recht 
ala ſolches verlegt ift, aufzufuchen und den Verdächtigen anzuflagen, 
und das fei das Amt des Staatsanwaltes; 2. die zur Auzeige 
gebrachten Fälle zu unterſuchen und darüber zu enticheiden, ob eine 
beftimmte Anklage gegen eine beſtimmte Perſon geftellt werden foll, 
und das fei da8 Amt der Unterfuhungsgerichte und Anklage— 
fammer;. 3. den ganzen Prozeß in feinen Formengange zu leiten 
und alle darin vorkommende Rechtspunkte zu entjcheiden, insbeſondere 
das Endurtbeil zu fällen, und das fei das Amt der erfennenden 
Berichte. Die für den Strafprozeß geforderte Unterfuhungs:Marime 
fei diejenige (Seite 29), wornad der Staat fih nicht an bie Forbe: 
rungen des unmittelbar Berleten, noch an das Vorbringen dieſes oder 
des Angeichuldigten bindet, fondern felbitthätig die faktiſchen Umſtände 
der fraglihen Begebenheit, fo weit fie ihm rechtliche Beziehungen zu 
baben fcheinen, in möglichfter Vollkommenheit zu erheben jucht, wofür 


Hagte gegen fein befiercs Willen widerjpricht, das Darlehen empfangen zu 
baben, und der Kläger, da er nur den Beweis feiner Forderung nicht zu 
liefern vermag, fadfällig wird, jo famıı er zwar von B die Rüdzablung der 
100 fl. nicht erzwingen, das beißt, B bat formell das Recht, fie nicht zu 
bezahlen, aber materiell ift und bleibt er im Unrechte, wie A im materiellen 
Hechte bleibt. Mag immerhin B die Früchte feines materiellen Unrechtes ge: 
nießen, jo werden diejelben doch nie zum materiellen Rechte. 
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der Grund im Peinzipe bes Strafverfabrens überhaupt liege, das 8 
mit der Verwirklichung des Rechtes als ſolchen, um feiner ſelbſt Wit 
len, zu thun habe, Da nun die Unterfuchung völlig unparteiiich fein 
miüfje; jo verlange die Eröffnung bderfelben, welche das Intereſſe 
der Verfolgung des Verdächtigen involvirt, eine befonbere Behörde zum 
Organe, als welches der Staatsanwalt eintrete Diefe Behörbe 
vertrete aljo das bejondere Auterefje des Staates an der Aufſuchung 
und Berfolgung begangener Verbrechen, fie habe daher in Berbindung 
mit der Strafpolizei begangene Verbrechen aufzuſpüren und das Unter— 
juchungsgericht biezu zu requiriren, die Anflage, wo fie foldhe gegrüme 
det findet, zu ftellen, gegen die Verfügungen des Unterfuchungsgerid)- 
tes, welche jenes Intereſſe des Staates beeinträchtigen, Einjpruch ein— 
zulegen, überhaupt den ganzen Gang der Unterfuchung zu Eonteolliven, 
und dafür zu forgen, daß fein rechtliches Moment dabei verſäumt bleibe, 

Die Funktion der Aufſuchung und Verfolgung des Berbrechens, 
welche ein einfeitiges Intereſſe involvirt, müſſe von der Funktion fei- 
ner Unterfuchung, melde die höchſte Unparteilichleit fordert, vollitän- 
dig getrennt fein; das DVerfolgen des Verbrechens fei als eigenthün 
liches Geſchäft dem Staatsantvalte zuzutheilen, jo daß nur im Notb- 
fale auch der Unterfuhungsrichter Handlungen diefer Art vornehmen 
dürfe, während er für die Negel darauf beſchränkt bleiben müffe, nur 
das zu unterfuhen, zu defien Unterſuchung der Staat durch feinen 
Anwalt ihn auffordert. Die richtige Stellung des Staatsanwaltes und 
des Unterfuchungsrichterd zu einander fei die (Seite A5), daß fie zu— 
ſammenwirken und doch jeder feinen Kreis relativ felbitftändig erfülle, 
woraus folge, daß einerjeit3 der Inquirent an die Grundlage der An- 
age gebunden bleiben müſſe, anderſeits derjelbe nach einmal erhobener 
Klage nicht an die befonderen Anträge des öffentlichen Anmaltes ge: 
feflelt bleiben dürfe. Unter Anklageprinzip — fagt Köftlin (S. 46) — 
fönne man doch wohl nicht? Anderes verftehen, als dieß, daß die Ber: 
folgung des Verbrechens von der Willtür eines Anklägers abhängig 
gemacht, daß der Verlauf des ganzen Prozefjes nach der Marime des 
bürgerlichen Verfahrens eingerichtet, und daß das Gericht indifferent 
in die Mitte geftellt fei. Diefes fei aber nur da der Fall, wo die An- 
Hage in die Privat willkür geftelt fei, nicht aber da, wo der Staat 
ein dazu verpflichtetes Organ ſtellt; da in lehterem Falle das Ver: 
zichtsprinzip, welches dem Anklageprozeſſe weſentlich fei, ſchlechthin 
ausgeſchloſſen werde. Dagegen babe der Unterſuchungsprozeß ſein We- 
fen darin, daß der Staat eg nicht den Einzelnen überläßt, die Berfol- 
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gung und Beftrafung der Verbrechen herbeizuführen, fondern daß er 
Beamte aufitelle (S. AA), die von Amtswegen im unmittelbaren In⸗ 
terefie und als unmittelbare Organe de3 Staates biefür thätig fein 
müflen. So fei die Anklage des Staatsanwaltes (Seite A1) nur eine 
Form (Anklageform), welche die Herrichaft des Unterfuhungsprinzipes 
nicht beeinträchtiget; ja das Unterfuchungsprinzip fei (Seite 202 und 
203) in den Städten durch feine rationale Entwidelung vorzugsweile 
in der Form der Anklage von Amtswegen, und ſpäter in der Form 
des kanoniſchen Prozefies zur Geltung gelommen. Was man zunädjit 
fordern miüfje, fei (Seite 51 und 52) die Scheivung der parteilichen 
Intereſſen und die relativ jelbititändige Firirung derfelben gegenüber 
der nothwendig unparteilichen Stellung des Richters, und es ſei jelbit- 
verftändlih, daß drei verfchiedene Subjelte des Prozeiled erforderlich 
feien, die Parteien einander mit gleicher Berechtigung gegenüberfteben 
müffen, und weder die eine noch die andere der Gewalt des Gegners 
oder des Richters in der Art überlaffen fein dürfe, daß von ihr etwas 
erziwungen werden könnte, mas die freie Verfolgung oder Bertheidi- 
gung des Nechtes ausfchließen würde. Gebe es auch in dem auf das 
Unterfuchungsprinzip gebauten Strafverfahren feine Parteien, wie fie 
im bürgerlichen NRechtsftreite und im römischen Anklageprozelje vor- 
fommen, fo erfordere doch der Organismus für jede eigenthüntliche 
Sunftion ein eigenthümliches Organ, daher die Thätigleit des öffent- 
lihen Anklägers von der des Unterjuchungsrichters getrennt fein müſſe. 
Daß der gemeinrechtlihe Prozeß den Unterfuhungsrichter zugleich zum 
Ankläger madte, fei nicht blos eine Sünde gegen den Begriff der 
Sade jelbit, fondern es babe diefe Sünde der Angeſchuldigte ſelbſt 
bitter zu büßen, da fie zu willkürlichen, grundlojen Unterſuchungen 
führt, welche unterblieben wären, wenn der Unterfuhungsrichter den 
Antrag des Staatsanwaltes abzumwarteı gehabt hätte, und da der An- 
geſchuldigte eten in demjenigen eine feindfelige Partei gegen ſich bat, 
der unparteiifch unterfuchen follte. Eben jo erklärt Köſtlin (Seite 80 
und 81) den Satz, daß der Unterfuhungsrichter auch die jogenannte 
materielle Bertheidigung mit zu beforgen babe, für eine der praktiſch 
verderblichiten, und nennt eine folche materielle DVertheidigung eine 
„gebaltlofe Beichönigung, mit der unfere gutmüthigen Doktrinäre fich 
jelbft und Anderen ein & für U machen.” 

Wir feben alfo, daß Biener und Köftlin den Grundjag ent: 
ſchieden verwerfen, daß der Richter den Staatsanwalt zur Anklage 
nöthigen könne, vielmehr Jeder den klagenden Staatsanwalt in feiner 
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Selbſtſtändigkeit hinſtellt und auch im Strafprozeffe dem Sabe huldiget: 
„Wo kein Kläger, da ſei auch kein Richter. Da aber Ort 
loff durch feine Deduction zum geraden Gegentbeile gelangte, jo ſehen 
wir Schon daraus, mit wie wenig Necht er ſich auf jene zwei Autori- 
täten beruft, obgleich einzelne Parthien feiner Ausführung fib eng an 
Köftlin’s Lehre anſchließen. Wie unhaltbar übrigens auch manche 
Behauptungen Biener’s find, will ich bier um fo weniger näher aus: 
führen, als hierüber bereits Competentere ihr Urtbeil abgegeben haben, 
und Biener felbit in fpäteren Aufſätzen, in deren Befit ich gegen- 
wärtig nicht bin, manche feiner Anfichten berichtigte. Es fei nur be— 
merkt, daß die Hinftellung des Unterfuchungsrichters ala eine species 
von Etaatdanmalt keineswegs zu rechtfertigen fei, da auch ber Unter: 
fuchungsridter Richter fein, daher von jeder Parteifunction befreit, 
dagegen aber jeder Partei im Antereffe des Necdhtes und der Wahrheit 
zum Dienfte bereit und gleich befähigt fein muß. 
v1. 


Was man verlangen darf, ift ein felbititändiger, von den Gerich— 
ten unabhängiger, öffentlicher Ankläger, der die Pflicht des Staates 
zur ftrafvechtlichen Verfolgung im Namen des Staates ausübt, jo wie, 
daß der Satz: Wo fein Kläger, ſei fein Richter — ud im 
Strafprozefje mit aller Conſequenz durchgeführt, alfo zum leitenden 
Grundſatze erhoben, — daß fomit der Strafprozeß auf den Anklage: 
grundfag gebaut werde. Mögen Andere diefen Grundſatz immerhin 
eine bloße Form nennen, fo kann man höchſtens jagen, daß die Be: 
nennung unrichtig ſcheint, aber mit der Sache kann man volllommen 
zufrieden fein. In der Wiſſenſchaft jedoch ift auch die Benennung nicht 
gleichgiltig, beſonders da eine unrichtige Bezeichnung der Sache nur 
zu leicht auch zu einer unrichtigen Auffaffung der legteren feldft führt. 

Es ift nicht zu billigen, von einem Unterfuhugsprinzipe als 
Gegenfat zum Anklageprinzipe zu ſprechen, als ob nad) leßterem der 
Etrafprozeß einer Unterfuchung entbehren könnte. In jedem Strafpro= 
zelfe ift die wahre Schuld zu Eonftatiren, was ftet3 eine Unterfuhung 
vorausſetzt, es mag dann die richterliche Thätigkeit durch eine Anklage 
bedingt fein oder nicht, und e3 mag im erfteren Falle die Sanımlung 
ber Beweismittel dem Nichter übertragen fein oder den Parteien. Un: 
terſuchen — fagt Köftlin (Seite AT) a. a. D. fehr richtig — beißt: 
„die felbititändige Erfenntniß der wahren Beichaffenheit eines Objektes 
duch diejenigen Mittel und Wege erftveben, welche der Natur diefes 
Objektes angemeffen find.” Diefe Aufgabe aber muß jevem Strafrichter 
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geſtellt werden, der Strafprozeß mag auf dieſes oder jenes Prinzip ge⸗ 
baut werden. Da ſomit das Wort „Unterſuchung“ nichts Charakteri⸗ 
ftifches einer befonderen Prozeßart bezeichnet, fo ſahen fich die Gegner 
des Weſens oder doch des Namens des Anklagegrundfaßes dahin ge= 
drängt, dem Unterfuchungsprinzipe das der Officalität, nämlich die 
jogenannte Official: Marime, zu fubftitwiren und das charafteriftifche 
Merkmal darein zu jegen, daß der Staat nad der DOfficial-Marime die 
Verbrechen aus Pflicht, nad) der Anklage-Marime aber als Recht verfolgt. 

Allein, ob man zu einer Handlung verpflichtet oder nur bered: 
tiget ift, übt auf die Durchführung der legteren felbit einen weſent⸗ 
lichen Einfluß. Ob Jemand die hemifchen Beitandtheile eines Körpers, 
die Echtheit einer Urkunde, die Urſache des Todes, die Motive einer 
Handlung u. |. w. unterſucht, weil er biezu berechtiget, oder weil er 
biezu verpflichtet ift, wird in Vorgange der Unterſuchung felbit, vor- 
ausgeſetzt, daß der Unterfuchhende doch überhaupt fein Ziel erreichen 
will, feinen Unterjchied hervorrufen. Die Auffafjung der ftrafrechtlichen 
Verfolgung, als ftaatlicde Pflicht, ift weder Prinzip, noch Grundfat 
oder Marime, fondern lediglich eine richtige Erkenntniß. Erſt der Vor« 
lag, auf Grund diefer Erkenntniß die Verbrechen ftrafrechtlich verfolgen 
zu wollen, kann Grundjag genannt werden. Diefer Grundfaß gilt aber 
dann nicht für die geſammte Strafprozeßthätigkeit, insbeſondere weder 
für die Function des BVertheidigend, nod für die des Nichtens, fon: 
dern blos für die des Klagens. Der Staat hat die Pflicht, die Ver: 
brechen durch Anklage zu verfolgen; allein er mag nad Umftänden 
diefe Pflicht felbit, oder durch die durch das Verbrechen befchädigten 
Privaten ausüben, fo übt er feine Strafpflicht wie jede andere durch 
den Staatszwed ihm auferlegte Pfliht, zu deren Erfüllung er durch 
die Gerichte fo wenig geziwungen werden Tann, wie in anderen öffent: 
lichen Angelegenheiten. Der Staat mag die Verfolgung der Verbrechen 
fich felbft und allein vorbehalten, oder den Privaten überlaſſen, oder 
mit legteren gemeinfam ausüben, fo kann doch die Verfolgung felbft 
naturgemäß immer nur durch Die Anklage gefchehen, welche Eine jener 
drei Functionen ift, denen als Organen im Organismus der Straf: 
rechtspflege Zahariä und KHöftlin mit vollem Rechte jene gegen: 
jeitige relative Selbftfländigfeit vindieiren, melde aus dem Wesen 
des Prozeſſes fließt. — Gerade diefe Weſenhaftigkeit ift e8 aber, 
welche die Anklage zur Würde eines der oberften Grundfäße empor: 
bebt und die Staats: wie Privatanllage nur als Unterarten der An⸗ 
Hage felbft erſcheinen läßt. Wenn man daher nur den höheren Grund⸗ 
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ag als ſolchen amerlennen und die untergeordneten Grundjäge als 
bloße Formen erflären folte; jo müßte man die Dfficialität und Pri—⸗ 
vativität der Anklage als bloße Formen verflären, unter denen der 
Anflagegrundjag im Strafprozefle auftritt. 

Wie weit es führt, wenn man die Officialität zum Kriterium 
des Gegenfabes vom Anflagegrundjage nimmt, ſehen wir bei Biener 
und Köſtlin, welche bei ihrer redlichen Forſchung, welde Staaten 
und zu welchen Zeiten die Verfolgung und Beitrafung der Verbrechen 
tür ihre Pflicht hielten und fie als folde übten, zu dem überrafchen- 
den Nejultate Famen, und kommen mußten, daß ihr Kriterium Der 
Offictalität ſich — mehr oder weniger ausgeprägt — in Strafprogelfen 
aller Staaten und aller Jahrhunderte worfinde, nur den. altrömiſchen 
Strafprozeß ausgenommen; obgleich ich glaube, daß aud) dieſe Muss 
nahme mehr gejucht als gefunden wurde, da e8 gar feinen gefunden 
Staat geben kann, der nicht wenigftens die Verfolgung gewiſſer, ins— 
bejondere politiicher Verbrechen für feine Sade und fo lange für 
feine Pflicht bielte, ala ihm die eigene Selbfterhaltuug für Pflicht gilt. 
Daß man bei fortjchreitender Entwidelung des Staatsweſens und bei 
der immer höheren Auffafjung des Staatözwedes nad und nad immer 
mehr geſetzwidrige Handlungen unter die Verbrechen einreihbte und fo 
ihre ftrafrechtliche Verfolgung vom Standpunkte des Staatswohles aus 
als Staatspfliht erklärte, konnte naturgemäß ihren Einfluß nur auf 
den Umfang des materiellen Strafgefeges üben und im Prozeſſe nur 
die felbitwerftändliche Aenderung herbeiführen, daß die Privatankflage 
ibr Gebiet immer mehr an die Staatd: oder öffentliche Anklage ein- 
büßte, keineswegs aber die, daß nun der Richter feines Anklägers mehr 
bedurfte oder ſich Doch in das Anflageamt theilen mußte. Yu dieſer, 
einem gefunden Organismus der Strafrechtspflege widerftrebenden Un: 
natur, gelangte man nur, indem man bei Beurtheilung der Aufgabe 
und des Weſens des ftaatlichen Strafprozeffes vom Standpunkte der 
kirchlichen Inquiſition ausging, deren Charakteriſtikum aber nicht in 
der „Unterfuhung“ oder in der „Offtcialität,” fondern, wie Biener 
(Seite 67 a. a. O.) nachmweilt, darin beitand, daß der Vorgeſetzte die 
Vergehen feines Untergebenen auf Grund des Subjektionsverhältnifles 
des leßteren zu eriterem, alfo ohne an eine Anklage von Seite 
eines Dritten gebunden zu fein, felbft unterfuchte und disci— 
plinär ahndete. Der Gegenfat des Anktlagegrundfages ift da- 
ber weder der Unterſuchungs-, noch der Dfficial:, fondern der Inqui— 
fitionsgrundfag, welder, wie Biener fagt, auf das Strafreht im 
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bürgerlihen Staate feine Anwendung finden kann, und für letzteren 
nad) früherer Ausführung ud von Zachariä und Köftlin ver 
worfen wird, da fie die Anklage von Richter getrennt und einem 
jelbitftändigen Klagsorgane übertragen wiſſen wollen. 

Halten wir daher nur feit an dem Anklagegrundfate und laſſen 
wir und durch den Schein der Anklageform an der großen Wahrheit 
nicht irre maden, daß die fonfequente Durchführung des Anklagegrund⸗ 
jaßes eine große Schutzwehr der Gerechtigkeit if, indem er ungerechte 
oder doch unnüge Unterſuchungen vermindert, in den eingeleiteten aber 
die Vertbeidigung des Angellagten fördert und den Richter zu jener 
erhbabenen Höbe der Unparteilichleit emporhebt, auf welcher er mit dem 
Verftande und mit der Ruhe eines Weifen und Gerechten urtheilet. 
Die anderiweitigen praktiſchen Vortheile der größeren Schnelligkeit und 
minderen Koftfpieligkeit der Strafrechtöpflege, welche ich in meiner cit. Bro⸗ 
Ihüre als Früchte einer Eonjequenten Durchführung des Anklagegrund- 
ſatzes nachgewiejen babe, dürften in unferer Zeit um fo weniger gering 
zu ſchätzen ſein, als wir ihnen bereit8 andere, ſchwerer wiegende Opfer 
bringen ſahen. 

Die Aufftellung des Staatsanwaltes als Öffentlihder Ans 
kläger bezeichnet auch defien Wirkungskreis und Stellung gegenüber 
den Richtern am fchärfiten und bewahrt vor einer ungehörigen Geſchäfts⸗ 
vermengung. Man jcheut ſich, den Staatsanwalt ald Parteivertreter hin⸗ 
zuftellen, und man ging jo weit, im Strafprozelie das Beftehen von 
Parteien überhaupt zu leugnen, wobei die Yeweisführung in der Dar: 
legung geſucht wird, wie die fogenannten Parteien im Strafprozefle 
eine von der der Parteien des Civilprozeſſes verſchiedene Stellung 
und Machtbefugniß haben; als ob blos jene, die auf dem Wege des 
Civilprozeſſes ihr Recht juchen, den Namen Partei verdienten, da doch 
Partei jede Perfon ift, cujus res agitur, und die Praris diefen Be: 
ariff auch in der mweitelten Bedeutung auffaßt und anwendet. Es ift 
für den Begriff Partei nicht einmal ein Streit nöthig, ja felbit Civil- 
prozeſſe, denen doch die Parteien eigenthünnlich fein follten, gibt es 
viele, in denen der Gellagte weder von den Thatfachen, noch von den 
Rechtsanſprüchen der Klage irgend etwas widerfpricht. Im Strafpro: 
zeſſe handelt es ji um das konkrete Strafrecht des Staates einerfeits, 
und um die perfönlide Freiheit, die Ehre und das Eigenthbum des 
Angeklagten anderfeit3 ; der Staat und der Angellagte find daher vor 
Geriht wahrhaft Parteien. Welche Partei der Staatsanwalt zu ver 
treten babe, fagt Schon fein Name. Man hört nun aber auch die Be 
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bauptung aufftellen, daß der Staatsanwalt weder den Staat, noch ben 
Angeklagten, jondern immer nur jene Partei zu vertreten babe, wel- 
er das Geſetz zur Seite ſtehe. Allein diefe Behauptung hat einen 
entichieden zu verbannenden Hintergedanken, nämlich den, daß ber 
Staat auch etivas anderes, als feine Geſetze, allenfalls ®ejegwidrig- 
feiten und Ungerechtigfeiten durch feine Anwälte ausüben und mit 
Rechtskraft verſehen laſſen möchte Doch der Staat als jolder darf 
und kann nichts anderes, als Recht und Geſetz zur Beltung bringen 
wollen, und. nur einzelne phyſiſche Perſonen als Drgane desſelben 
können ſich hiebei, wie in allen menſchlichen Verhältniſſen und, Unter: 
nebmungen, von einer fehlerhaften Einſicht und einem verkehrten Wil: 
len leiten lafjen, wogegen aber gerade die Gerichte als Schutzwehr 
beitellt jind. Der Staatsanwalt ift daher als folder Rechts: und 
Geſetzesanwalt, welcher Auffaſſung deſſen Verpflichtung, ſich den Mei- 
nungen ſeiner Vorgeſetzten zu fügen, keineswegs widerſpricht. Da an 
dem Willen der letteren, gleichtalld nur Necht und Gefeg zur Gel 
tung zu bringen, nicht Schon von vorne herein zu zweifeln ift, und es 
fih daher lediglich um die Nichtigkeit der Erkenntniß verfelben 
handeln kann, wobei dem Untergebenen eine befcheidene Unterordung 
unter die Anficht feiner Vorgejegten wohl geziemt und um fo unbe- 
denklicher ift, als auch hierüber die Richter entjcheiden werden. Eben 
fo veriteht es fih von felbit, daß der Staatsanivalt, wenn er feine 
Aufgabe dahin richtig erfaßt, daß er ſchon als folder in Allem nur 
Recht und Gefeß zur Geltung zu bringen fuchen fol, feinen Unfhul- 
digen, und felbit den Schuldigen nur nad) dem ftrengeren Rechte ver- 
folgen dürfe Nur dem Inquiſitionsſyſteme konnte und mußte Die 
Sonderbarkfeit entfpringen, dem Staatsanivalte nebft der Anklage auch 
noch den Schuß des Angeklagten vor ungerechter Verfolgung durch 
die Gerichte zur Pflicht zu machen. Der auf den Anklagegrundſatz, 
im vollen und reinen Sinne diefes Wortes, gebaute Strafprozeß be- 
darf dieſes Schußes des Beichuldigten durch den Staatsanivalt nicht, 
da derjenige vor dem Strafrichter ficher ift, den der Staatsanwalt 
nicht Flagt, und legterer wohl nicht gegen fich felbit Andere in Schuß 
nehmen wird, — und erjpart fo dem Richterftande zugleich die Be— 
ſchämung, welche darin liegt, wenn der Staatsanwalt, den doch Jeder⸗ 
mann als öffentliben Ankläger fennt, für dem Angeflagten unb 
gegen das Gericht auftritt, das auf ſolche Art in den böfen Verdacht 
oder doch in den üblen Schein der Verfolgungsjuht geräth. 





Il. 


Beiträge zur Erläuterung des a. h. Patentes vom 
8. Okt. 1856 über das Eherecht der Hatholiken in 


Oefterreih*). 


Vom Herrn Dr. Beter Harum, ö. 0. Prof. d. Rechte an der k. k. Univerfität 
zu Belt. 


Il. 


Das Verhältniß der Beſtimmungen des neuen Ehege 
fees für Katholiken zu den betreffenden Beſtimmun— 
gen des bürgl. Geſetzbuchs. 


1. Der 13. Artikel des Kundmahungspatentes zum neuen Ehe: 
geſetze fegt die Anordnungen des allg. bürgl. Gefegbuchs !) in Bezie- 
bung auf die Ehen der Katholiken vom 1. Jänner 1857 an außer 
Kraft, „infomweit diefelben mit dem gegenwärtigen Ge: 
jeße in Widerfprucd fteben.” Das neue Ehegeſetz übt alfo zu: 
nächſt einen derogirenden Einfluß auf die Beftimmungen des bürger: 
lichen Geſetzbuches, jedoch nur, fomweit diefe mit demfelben unvereinbar 
find. Es entiteht daher die Frage: welche eberechtlichen Beitimmungen 
des bürgl. Gefebbuches Können auch noch fortan auf die Ehen der 
Katholiken in Defterreih Anwendung finden? 

Hinſichtlich einiger derfelben wird die fernere Geltung durch aus: 
drüdlihe Berufung im neuen Ehegeſetze außer Zweifel geitellt; fo wer: 


*) Bergl. die Kurmmern I u. II diefer Abbolg. im I. Bande dieſer Viertel: 
jahresichrift, ©. 24—61. 

') Der Art. XIII ſpricht das Gleiche binfihtlih der Juris diktion nor— 
men aus; bezüglich diefer kann jedoch über den Umfang der Derogation 
faum ein entfteben. 
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hauptung aufftellen, dab der Staatsanwalt weder den Staat, noch den 
Angeklagten, jondern immer nur jene Partei zu vertreten babe, wel 
der das Geſetz zur Seite ſtehe. Allein dieſe Behauptung hat einen 
entichieden zu verbanmenden Hintergedanfen, nämlich den, daß ber 
Staat auch etwas anderes, als feine Gefege, allenfalls Geſetzwidrig— 
feiten und Ungerectigleiten durd feine Anwälte ausüben und mit 
Rechtskraft verjehen laſſen möchte. Doch der Staat als folder darf 
und kann nichts anderes, als Recht und Geſetz zur Geltung bringen 
wollen, und. nur einzelne phyſiſche Perſonen als Drgane desjelben 
können fich biebei, wie in. allen menſchlichen Berhältniffen und. Unter: 
nehmungen, von einer fehlerhaften Einfiht und einem verkehrten Wil: 
len leiten laflen, wogegen: aber: gevade die Gerichte als Schutzwehr 
beftellt find. Der Staatsanwalt it daher als folder Rechts: und 
Geſetzesanwalt, weiber Auffaſſung deſſen Verpflichtung, ſich den Mei- 
nungen feiner Borgefehten: zu fügen, Teineswegs widerſpricht. Da an 
dem Willen der legteren, gleichfalls nur Recht und Gefeß zur Gel: 
tung zu bringen, nicht Schon von vorne herein zu zweifeln ift, und es 
fih daher lediglih um die Richtigkeit der Erfenntniß derfelben 
bandeln kann, mobei dem Untergebenen eine befcheidene Unterordung 
unter die Anficht feiner Vorgeſetzten wohl geziemt und um fo unte: 
denklicher ift, al3 auch hierüber die Richter entfcheiden werden. Eben 
jo veriteht es fih von felbit, daß der Staatsanwalt, wenn er feine 
Aufgabe dahin richtig erfaßt, daß er ſchon als folder in Allem nur 
Recht und Gefeß zur Geltung zu bringen fuchen fol, feinen Unfchul- 
digen, und felbft den Schuldigen nur nad) dem jtrengeren Rechte ver: 
folgen dürfe. Nur dem Inquiſitionsſyſteme konnte und mußte die 
Sonderbarkeit entſpringen, dem Staatsanwalte nebſt der An 
noch den Schub des Nırgeflagten bot ungerechter Berfol 
die Gerichte zur Pflicht zu machen. Der auf den I“ 
im vollen und reinen Sinne dieſes Wortes, gebautg — 
darf dieſes Schutzes des a — * * 
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Beiträge zur Erläuterung den a. h. Patenten vom. 
8. Okt. 1856 über das Eherecht der Aatbarikm dr 
Oeflerreih"). 


Bom Herrn Tr. Beter Harum, 8, ». Prof, d. Uechte ah der: Nuinoru. 
zu Beil. 


III. 


Das Verhältniß der Beſtimmaſnacu Des — 
ſetzes für Katheliken zu den beproftenden Beaooo- 
gen dee bürgl. Suiophubs 
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dem Kirchengeſetze entfchieden; der ordentliche Nichter hat aber bezüg— 
(ih der Frage nah der Entichädigungsverbindlichleit noch weiteres 
jelbftjtändig zu beurtbeilen, ob das Verlöbniß auch nad dem bir: 
gerlichen Gefege als ein giltiges zu betrachten jei; denn der $. 2, U. I, 
mweift ihn an zur Entſcheidung des Entihädigungsanipruches „mit 
Nücficht auf die Verbote des gegenwärtigen Geſetzes.“ Die Entſchei— 
dung des geiftlichen Gerichtes ift daher für ihn nur mit dieſer Be: 
fchränfung eine präjubdizielle !). 

Hierbei ift Übrigens noch ein Punkt zu berüdjichtigen. Es kommt 





)Ich hatte diefe Erörterung bereits zu Bapiere gebracht, als mir Pach mann's 
„Benerfungen zur Lehre vom Schavenerfabe wegen aufgelöfter Eheverlöb— 
nifje“ (III. Bv,, 1. 9. dieſer Viertelj. Schrift, ©. 64—86) zu Geſicht kamen. 
ch erfehe daraus, dab wir in der Anerlennung des Ein ujles ver fird: 
liben Eheverbote auf die Giltigleit der Verlöbniſſe gan übereinftimmen ; 
nur ergibt fich diefelbe nach meiner Huffaffung aus der Beitimmung des $. ?, 
A. I, ganz von jelbft, ohne daß eseiner „ertenfiven Interpretation” 
derjelben bevarf, welde Bahmann auf weitem Wege (S. 66—68) durch 
die allgemeine Tenvenz der neuen Ehegejebgebung zu begründen jucht. rei: 
(ih darf man aber dann nidt, wie Pachmann, die Beurtbeilung, ob bem 
Verlöbnifje ein kürch liches Verbot entgegenflebe, dem weltlichen Richter 
zuweifen, ſondern muß die Entſcheidung des geiltlihen Gerichtes darüber 
allerdings als präjudiziell für die Entihäbigungsfrage anerkennen, wie 
dieh der Jufammenbang der beiden Säße des $. 2, A. I, jo wie die Worte 
„über das Vorbanvdenfein der Eheverlöbniffe und deren Einfluß auf die Be: 
gründung von Ehehinderniſſen“ ganz Har ausipreden, da man lebtere Worte 
doch gewiß nicht, wie Pachmann will, als gleichbedeutend mit „über das 
Vorhandenſein der Eheverlöbniffe in ihrem Einfluſſe“ u. f. w. auffaffen kann. 
Daf die Verweifung des weltlihen Richters auf „die Verbote des gegenwär— 
tigen Geſetzes“ demungeachtet nod ihren guten Grund und ihre volle Bedeu: 
tung bat, dürfte fi aug meiner obigen Ausführung ergeben, jo wie aud, 
daß in diefer Zumuthung, dad vom geiftlihen Gerichte anerkannte Verlöb: 
niß noch vom meltlihen Richter in Hinfiht auf die ftaatlihen Cheverbote 
prüfen zu laſſen, durchaus nichts „Unmürdiges“ oder „Abſurdes“ (Bachmann 
©. ne Daß dabei der weltlihe Richter in Folge der Beltimmung des 
8. 3, A. I, etwa auch nod über das Vorhandenjein eines „Tanonifchen im- 
pedimentum dirimens” zu urtheilen bätte (Bachmann ibid.), folgt hieraus 
keineswegs; denn durd die Beitimmungen des $. 3 find nur vie kirhlichen 
Ehehindernifje unter die allgemeine Sanktion ver bürgerlichen Eheverbote 
geitellt, ohne daß fie darum in jeder Rückſicht als „Verbote des gegenwär: 
tigen Geſetzes“ betrachtet werden müßten. So wie der Strafridyter, wenn e3 
fih um die Beitrafung der Eheichließung gegen die Vorſchrift des $. 3 han: 
delt, über da3 Vorhandenfein des kirchlichen Hinderniſſes die präjudizielle 
Entſcheidung des geiltlihden Gericht? abwarten und annehmen muß ($. 4 der 
Strafproz. D.), was bei den rein bürgerlichen Verboten natürlich nicht der 
er ift; fo bat aud der Civilrichter bei der Entihädigungsfrage aus einem 

erlöbniffe über das Vorhandenſein entgegenftehender kirchlicher Hinver: 
niffe oder Verbote den Ausiprud der geiltlihen Gerichte als präjudiziell an— 
zuerfennen, dagegen in Hinfiht der rein bürgerlihen Verbote jelbitftän- 
dig zu entjcheiden, 
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nämlich für die Beurtheilung der Giltigkeit des Verlöbniſſes nicht dar: 
auf an, ob den Verlobten mit Rüdficht auf den Zeitpunkt ihrer Ver: 
lobung, fondern nur, ob ihnen mit Rückſicht auf den für die Schlie— 
Bung der Ehe feitgejegten Zeitpunkt ein Verbot (und jo aud ein 
Ehebinderniß) im Wege ſtehe oder nicht. Denn viele Verbote unſers 
bürgerlichen Gejegeg — (alle jene, welche die Einwilligung dritter Per: 
jonen zur Eheſchließung erheiſchen,) — jind an veränderliihe Umftände 
geknüpft, und entfallen daher mit dem Aufhören diefer Umftände. Ha: 
ben fih nun zwei PVerjonen während des Obwaltens folder Umftinde 
das Verſprechen gegeben, fih nach dem Aufhören derfelben zu eheli: 
hen, fo ijt dieß Verlöbniß auf Feine unerlaubte Eheſchließung gerich— 
tet, und daher aus dieſem Geſichtspunkte volllommen giltig i. 
Haben die Verlobten feinen Zeitpunkt der Eheſchließung verabredet, 
Sondern fi nur überhaupt (ohne die unter den obwaltenden Umiftän- 
den noch erforderlihe Einwilligung Dritter) die Ehe verjprochen, fo 
it anzunehmen, daß ihr Verfprehen auf die Zeit bezogen war, in 
welcher ihnen die eigenmächtige Cheichließung freifteht, da von Nies 
mand präjumirt werden Tann, daß er das Unerlaubte gewollt habe. 

Dem weltlihen Richter, welcher über die Entihädigungsan- 
iprüche aus einem vom geiftlihen Gerichte als beftehend anerkannten 
Verlöbniffe nah den SS. 45 u. 46 6. ©. 2. jelbitftändig zu entfchei- 
den bat, kommt natürlih auch das felbititändige Urtheil darüber zu, 
ob die außer dem Beſtande eines Verlöbniſſes in den Beitimmungen 
bes bürgl. Gejegbuches enthaltenen weiteren Vorausjegungen eines 
Entſchaͤdigungsanſpruches vorhanden feien oder nicht; auch weiſt der 
8. 2, X. I, dem geiltlihen Gerichte lediglich die Entſcheidung „über 


ij Es iſt daher unrihtig, wenn Schulte (a. a. O. S. 33) fagt, „daß ein 
beim Borhandenicin irgend eines bürgerlihen Eheverbotes abge: 
[htofieneg Verlöbniß, namentlih alfo ein ohne den Willen der Eltern von 
inderjährigen eingegangencd, keinerlei bürgerlihe Folgen bervorbringen 
könnte.” Zwar fagt 8. 5, 4. II: „Die Eheverlöbniſſe derer, die unter der 
väterlichen Gewalt ftehen, find aufzulöjen, wenn die Eltern gerechten Wi- 
derſpruch entgegenjeben.” Allein dieß betrifft nur den Fall, daß dag "Berlöb: 
niß geltend gemag würde noh während der Dauer der väterli: 
hen Gewalt.“ Rah dem Erlöfchen derfelben kann auch ein frübered Ehe: 
verlöbniß megen des Widerſpruchs der Eltern nicht mehr aufgelöft werden, 
und eben jo wenig wird dann der bürgerliche Richter dasfelbe ale einem 
bürgerlichen Cheverbote widerftreitend betrachten können, fondern es nur we: 
gen der allgemeinen Unfähigteit ver betreffenden Perfon, ſich jelbitftändig zu 
verpflichten (8. 865 b. ©. 2) al3 ungiltig behandeln, was bei anderen Ehe: 
verboten, 3. B. dem des Militärftandes oder der mangelnden Heiratälicenz 
(88. 10 u. 11, X. T) keine Anwendung findet. 
Haimerl’s Bierteliahrefrift f. Rehtew. IV. 1. 4 
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848 Vorhan n ber Eheverlöbniffe und deren Einfluß auf die Be 
grändung vı.  jebimbernifien“ zu. Es dann daher nicht zugegeben 
werden, daß Erkenntniß des kirchlichen Richters auch in Betreff 
der Fragen von dem Verlöbniſſe ohne Grund jurückgetreten 
jei ? ob ein umi welcher Theil zu dem Nidteitte gegründete Urſache 
gegeben habe 3 fur den Civilrichter maßgebend jei, wie Schulte 
(a. a. O. ©. unrichtig, wenn Schulte 
(S. 33) mit ben Ä —»geſ ide Gerüht ..... die Er 
mäctigung zum Rücktritte ertbeilt bat, muß eine ſolche Ermächtigung 
nah dem Willen des Gefebgebers für einen binlänglihen Grund 
zum Rücktritte gelten“ — jagen will, daß auch in diejem Kalle „von 
einem Erſatze nicht die Rede fein kann“ . Der 8. 10, A. II, ſpricht 
Kar aus, dab auch in diefem Falle eine Erjagpflicht beitehen könne. 
Wenn 3. B. Jemand mit einem Mädchen verlobt ift und ein anderes 
Ihwängert, und fich nun verpflichtet fühlt, das letztere zu ehelichen, 
jo würde das geiftlihe Bericht gewiß Pie Pflicht zur Erfüllung jenes 
Verlöbnifjes für ihn als erlofchen betrachten (8. 10, X. ID, ihm fo= 
mit „die Ermächtigung zum NRüdtritte” ertheilen. Daß er damit aud 
der Entſchaͤdigungspflicht aus dem Verlöbniſſe entbunden fei, wird ge: 
wiß Niemand behaupten. Ueber diefe und da3 derfelben zu Grunde 
liegende Verſchulden fteht in jedem Falle den Eivilrichter die felbft- 
ftändige Entſcheidung zu 2). 


') Wir wiljen wenigſtens ben angeführten Worten in ver etwas langatbmigen 
Periode, in welcher fie ſich finden, feinen andern Sinn abzjugeminnen. 

”) In gleichem Sinne äußert ih Pachmann in feinen o. a. „Bemerkungen“ 
(2. 78 fi.). Denn er übrigens am Schl Iupe jeiner Abhandlung die von mir 
in dieſer Rertel SB. (1. 2b, 1.9, 28) ausgefprodenen Anficht, daß 
die „Anweiſung“ A II) für die bürgerliche Gerichtsbarkeit den Charakter 
eines Sta atsgejebes & babe, betämpft, ſo ſcheint mir doch ſeine Widerle— 
gung nicht jtichhältig. Denn für's erfle rechtfertigt e3 der Wortlaut des $. 3, 
A, I, leinesweges, die darin ausgefprodene 9 Aufftellung ber „Anweihung“ 
als Quelle des „firdlichen Ehegeſehes“ lediglich auf bie Beltimmungen über 
bie Giltigkeit ver Ehe zu be \hränten, wie Bachmann bebauptet,. für's 
zweite ftellte ich mie in Abrede daß es der Mille des Geſetzgebers war, 
durh das neue Ehegeſeß lediglich bie firbenredtliden keiten 
über die Ebeailtigfeit zur Anertennung zu bringen; indem er aber im $, 3, 
A. I, die weltliben Gerichte anweiſt, dieſe Beſtimmungen aus der „beige: 
fügten Anweiſung“ zu entnebmen, kann es doch nicht mehr ın ber Compe— 
ten; der Gerichte liegen, die Beftimmungen derjelben erſt noch bezüglich ib- 
rer Uebereinſtimmung mit dem Mirchenrehte zu prüfen, und nur, wenn 
fie den „getreuen Ausdruck“ desſelben darin finden, gelten zu laſſen. Da: 
durch würden fie ſich geradezu über den Gejeßgeber ftellen. Dieß, und nicht, 
wie Bahmann meint, die Vorausſetzung einer wir Ekli chen Collifion zwi: 
fchen der Anmeifung und dem Kirchenrechte, ift der Sinn meiner angefocdhte: 
nen Behauptung. 
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3. Indem unfere bürgerliche Gefeßgebung binjichtlich der Beftim- 
mung der Ehehindernilfe für Katholiken das Kirchengeſetz als allein 
maßgebend anerkannte, hat fie doch einige der Beſtimmungen, welche 
fie früher jelbit hierüber aufgeftellt hatte, und deren gänzliches Fallen: 
laflen ihr bedenklich fchien, in das neue Ehegeſetz als bürgerliche Che: 
verbote herüber genonmen. Es ift nun klar, daß in Anjehung jener 
Beftimniuungen des bürgl. Gejegbuches über die Ehehinderniffe, binficht: 
lich welcher dieß nicht geſchah, nicht behauptet werden könne, fie jtün- 
den mit dent neuen Gefege nicht im Widerſpruche, indem diejes dar: 
über fchmeige, und beftünden daher nah Art. XIII als bürgerliche 
Vorſchriften (resp. Verbote) noch in Kraft. Denn die Außerfraftfegung 
ber Beltimmungen des bürgl. Geſetzbuches über die Giltigfeit der 
Chen von Katholiken durch Anerkennung der ausſchließlichen kirchli⸗ 
ben Jurisdiktion hierüber war eine allgemeine, durchgreifende, und 
nur durch neuerliche, ausdrüdliche Beſtimmung des Geſetzgebers konnte 
jenen Vorſchriften auch noch fernerhin eine Wirkſamkeit auf dem bür: 
gerlihen Rechtsgebiete beigelegt werden. So weit dieß nicht im neuen 
Ehegeſetze geihah, bleibt es eben bei ihrer Aufhebung, in jeder Be: 
ziehung. 

4, Anders ift es mit jenen Beſtimmungen de3 bürgl. Gejegbu: 
ches, welche nicht die Feſtſetzung des Ehehinderniifes jelbit, ſondern 
nur eine darauf bezüglihe Nebenvorſchrift enthalten. Wenn in diefem 
Falle die Beftimmung des bürgerlichen Gefegbuches über das Ehehin- 
derniß in das neue Ehegejeg als Eheverbot übergegangen ift, ohne 
daß die darauf bezügliche Nebenvorichrift mit aufgenommen wurde, 
dann läßt fi) allerdings fagen, daß fie mit dem gegenwärtigen Gefeße 
welches darüber ſchweigt, nicht in Widerfpruch ſei, und daher gemäß 
Art. XIII noch in Kraft beftebe. 

Dieß ift der Fall mit der Beitimmung des $. 51 b. ©. 8. ge 
genüber dem 8.7, X. I. Im $. 51 in Verbindung mit $.34 6.6.8. 
u. Hfol. vom 22. Dez. 1814 (3. ©. S. Nr. 1118) war ausgeſpro⸗ 
hen, daß ein fremder Minderjähriger nur mit der nach den Geſetzen 
feines SHeimatlandes etwa erforderliden Einwilligung dritter ‘Berjo: 
nen fih bierlands giltig verehlihen könne. Diefelbe Bedingung 
ftelt nun 8. 7, A. I, für die erlaubte Eheſchließung de frem: 
den Minderjährigen. Der $. 51 bürgerliheg ©. B. enthält aber 
noch die weitere Beſtimmung, daß, wenn der fremde Minderjährige 
die erforderlihe Einwilligung beizubringen nicht vermag (in dem 
Sinne, wie dieß durch das Hoffanzleidefret vom 21. Dezenber 

4 * 
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18154) erlaͤr wurde ibm won dem hierländigen Gerichte, unter 
welches er nı feinem Stande und Aufenthalte gehören würde, ein 
Bertreter zu | em jei, der feine Einivilligung zur Ehe oder feine 
Mißbilligung m Berichte zu erklären babe, Die Eimwilligung der 
öfterr. Gerichtsu öorde konnte daher in diejem Falle die für ben 
fremden Minder- brigen nad den Geſetzen feines Heimatlandes erfor: 
derlihe Einw - 770 mbeitimmung it nun 
in den $. 7, m. ı bt übergegangen; das neue Ehegeſetz ſchweigt 
hiervon. Eben darum ſteht fie mit demjelben nicht in MWideripruch ?) ; 
und e3 ift um fo weniger daran zu zweifeln, daß fie aud bei Katho— 
Iifen fortan nod Anwendung finden fünne, weil gewiß nicht anzuneb: 
men ilt, dak die Gejehgebung jenen Erjab der für den fremden Min: 
derjährigen erforderlichen Ginmwilligung nunmehr nit einmal zur er- 
laubten Eheſchließung für zuläffig erachte, nachdem fie ibn früber, 
als die Giltigleit der Ehe davon abhängig war, zugelaſſen hatte. 

5. Die Beſtimmungen des neuen Ehegeſehes über die Ebeverbote 
führen in ihrem Verbältniffe zu den Eorrefpondirenden Beltimmungen 
des bürgl. Geſetzbuches noch zu einer anderen Erwägung. Nahezu in 
allen diefen Beltimmungen bat ber Gefeßgeber die Vorſchriften des 
bürgl. Gefegbuh8 unverändert beibehalten, jo daß binfichtlich der— 
jelben in Anfehung der Katbolifen und der Akatholifen nur der Un- 
terſchied beiteht, daß fie für eritere blos Eheverbote, für legtere Ehe: 
bindernifje bilden, daß aljo, ſoweit e3 die prinzipielle Verfchiedenheit 
des legislativen Standpunftes in Anfehung derfelben geitattete, doch 
die Gleichheit der Rechtövorfchriften für alle Staatsbürger nah Mög: 
lichkeit erhalten blieb. Dieß berechtigt zu einem für die Interpretation 
wichtigen Rückſchluſſe aus jenen Beitimmungen des neuen Geſetzes auf 
die entjprechenden Borfchriften des bürgl. Geſetzbuchs. Hat nämlich der 


1) S. dasjelbe in Michel's Handbuch des allgem. (öfterr.) Privatrechts, DI: 
müß 1853, I. Bd., ©. 134. 

3) Derfelben Anſicht ift Maro (über Ehen der fath. Ausländer, in diefer Viertel- 
jahresichrift, J. Bd., ©. 70, Note 2%); der entgegengefeßten, Schulte (a. a. 
D. ©. 53). Letzterer beruft jich auf das Megfallen der Gründe, welche die 
Beſtimmung des 8. 51 b. G. B. veranlaßten (franzöf. Revolution und Kriegs: 
zeiten) ; allein der Beftand eines Geſezes ift von deſſen hiftoriiher Veran: 
laſſung unabbängig ; ähnliche ale fünnen wieder eintreten; endlich 
läßt der Umſtand, daß bei der erit vor wenig Jahren erfolgten Kundmachung 
des bürgl. Geſetzbuches für Ungarn und Siebenbürgen an der Beltimmung 
des $. 51 nichts neändert, fa ſogar einige darauf bezügliche Nachtragsver: 
ordnungen in den Anhang aufgenommen wurden, gewiß nicht auf die von 
Schulte fupponirte Willendänderung des Gefeßgeber3 ſchließen. 





lm 
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Geſetzgeber im neuen Ehegeſetze eine Vorſchrift des bürgl. Geſetzbuchs 
nur fchärfer, keitimmter formulirt, fo it eben wegen jener offenbar 
beabfichtigten Gleichheit der Rechtsvorſchriften anzunehmen, daß dieſe 
Formulirung auch den wahren Willen des Gefeßgebers in Anjehung 
der betreffenden Vorſchrift des bürgl. Geſetzbuchs ausdrüdfe, daß fie 
zugleich ala eine authentifche Interpretation der legteren zu betrachten 
jei. Die Beltimmung des $. 12, A. I, im Vergleich mit der des $. 61 
b. ©. 38. über die Fähigkeit eines Verbrecher zur Chejchließung ift 
eine ſolche; obichon das, was der $. 12, A. I, der Beſtimmung des 
bürgl. Geſetzbuchs binzufügte, auch früher ſchon auf dem Wege ber 
doftrinellen Auslegung ala der richtige und volle Inhalt des 8. 61 
b. ©. 3. gefunden wurde, fo hat doch diefe Auslegung dadurch nun⸗ 
mehr die authentiihe Beftätigung erhalten. Ebenfo verhält fich die 
Beitimmung des 8. 13, U. I, zu der des 8. 67 b. G. B. Es war 
befanntlich ftreitig, ob auch die vor einem Schiedsrichter erfolgte 
Erweifung des Ehebruchs der Vorausſetzung des 8. 67 b. G. B. ge 
nüge Y. Der in F. 13, A. I gemachte Beiſatz, daß der Ehebruch „ge: 
rihtlich” ermielen fein müſſe, ift nach unferer Anficht zugleich eine 
authentiſche Erklärung der Vorfchrift des F. 67 b. G. B., und ſchließt 
jeden weiteren Zweifel hierüber aus, indem die Ermweilung vor einem 
Schiedsrichter nie eine „gerichtliche” genannt werden kann. Bon gerin- 
gerem Belange ift e3, daß 8. 9, U. I, im Vergleihe mit 52 6.6.9. 
au der „ſchlechten Grundſätze“ als eines rechtmäßigen Grun⸗ 
des, die Einwilligung zur Ehe zu verweigern, erwähnt; denn die Auf- 
zählung diefer Gründe in 8. 52 konnte nie als eine tarative betradh- 
tet werden. Immerhin ift es aber auch für die Auffaffung jener Be— 
ftimmung des bürgl. Geſetzbuches von Wichtigkeit, in 8. 9, A. I eine 
Erflärung des Geſetzgebers ſelbſt zu haben, daß er „Ichlechte Grund: 
ſätze“ den übrigen Bermweigerungsgründen gleich ftelle. 

6. In den Borfchriften über dag Aufgebot (88. 14—17,4. I) 
fchließt fih da3 neue bürgerlihe Ehegeſetz für Katholiten genau den 
Vorſchriften des bürgl. Geſetzbuches (8. 70—73) an. Ya fogar die 
in den meiften Pronländern bereit3 früher außer Wirkſamkeit gejegte 
Vorſchrift des $. 71 b. ©. B., wornach bei gemifchten Ehen die Ver— 


Der beiabenden Meinung ift Stubenraud (a. a. DO. ©. 245, lit. e) mit 
Dolliner und BWinimarter gegen Bahmann und Ellinger; auch ich hatte mic 
in meiner Rezenfion über Stubenrauch's Grläuterung des b. G. B. (Hai: 
merl's Magazin, 12. Bd., S. 417) für die Bejahung obiger Frage erflärt. 
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fündigung bi [ich des nichtfatholifchen Theil nicht blos in feiner 
Pfarrkirche, manch in der Fatboliichen Pfarrkirche, inner deren 
Bezirk er wor ſtattſinden mußte, findet ſich wieder in 8. 15, CI, 
mit der Beſch ung, „injomweit nicht für einzelne Sünder befondere 
Vorſchriften eſtehen,“ Es frägt ſich nun, ob unter dieſen „bejon: 
deren Borjchrifti * eben ieme, durch welche der Schlußfab des $. 71 
b. ©. 2. in den r Rraft gejebt wurde, zu 
verftehen jeien oder nicht. Der Berfajler der Schrift „das Eherecht der 
Katbolifen“ (Mien, 1857) ſpricht ſich S. 68 für die Bejahung diejer 
Frage aus. Prof, Pachmann in jeiner Anzeige dieſer Schrift !) be: 
merkt dagegen, daß „ber anbezogene Miniſterial-Erlaß denn doch feine 
befondere Borjhrift für einzelne Länder“ fei. Schulte 
jagt (a. a. D. ©. 60, Rote): „Aus dem Gejehe ergibt ih von 
felbit — (7 — daß die a. b. Entichliefung vom 26. Dezemb. 1848 
und der dieje kundmachende 6 des MinzErlafies vom 30. Jänner 
1849 (R. ©. B. Nr. 106), durch melden 8. 7106. G. B. außer 
Wirkſamkeit gefegt worden war, aufgehoben ift.” 

Nach unferer Anficht löſt ſich dieſe Frage in die auf, was als 
eine „befondere Vorſchrift für einzelne Länder” zu betrachten ſei? Wir 
glauben, jeder Geſetzgebungsakt, der fih nicht auf das ganze Weich be- 
zieht, jondern eben nur einzelne oder einige Kronländer betrifft 2). Bon 
diefem Gelichtspunfte aus wird man den eben citirten Minifterial:Er: 
laß ſicherlich als eine „beiondere Vorſchrift für einzelne Länder” be: 
trachten müſſen. Derfelbe war nämlih an alle Länderchefs gerichtet 
mit Ausnahme de3 lomb. venet. Königreihg und des 
Kralauergebiet3, mie die nachträglich erfolgte Kundmahung im 
Reichsgeſetzblatte felbit befagt; aber auh mit Ausnahme von Un: 
garn, Kroatien, Slavonien x. und Siebenbürgen, auf 
welche Länder ſich damals die allgemeine bürgerliche Gefetgebung noch 


) S. Haimerl's Magazin, 15. Bd., ©. 80. 
2) Mie viele Kronländer eine ſolche Verordnung umfaflen könne, ohne darum 
den Charakter einer „beſonderen Vorſchrift“ ie 





ür Diefelben zu verlieren, und 
zu einer allgemeinen zu werben, jo daß nur die Nichtgeltung derſelben 
in einzelnen Ländern al3 Befonderheit, als Ausnahme erichiene, läßt ich 
freilih nicht in einer feften Regel ausfpreden, jondern muß nad) den eigen: 
thümlichen Verhältniſſen des einzelnen Gejeßgebungsaftes, um den es ji 
handelt, beurtbeilt werden. Die „beiondere Vorſchrift für einzelne Länder“ iſt 
übrigens aud fein techniſcher Begriff, der allgemein fejtgeftellt werden müßte, 
fondern ein Ausdruck, der Iediglic aus dem gemeinen Sprachgebrauche mit 
—— der Umſtände, unter denen er angewendet wurde, zu interpre— 
tiren iſt. 
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nicht erſtreckte. Von dem Standpunkte aus, welchen die geſetzgebende 
Gewalt zur Zeit der Erlaſſung des neuen Ehegeſetzes einnahm, mußte 
jenes ältere Geſetz, welches ſich kaum auf die Hälfte des Reiches be— 
zog, doch nur als eine „beſondere Vorſchrift für einzelne Länder“ er— 
ſcheinen. Zwar war inzwiſchen durch die Kundmachung des bürgl. Ge— 
ſetzbuchs für Ungarn, und deſſen frühere Nebenländer, und die Auf— 
nahme eben der in Rede ſtehenden Beſtimmung jenes Minift.:Erlafjes 
in Nr. 18 des Anbangs zum b. ©. B. (a. b. Pat. v. 29. Nov. 1852) 
jene Vorſchrift auch in diefen Kronländern in Wirkſamkeit getreten ; 
allein dieß geſchah in Folge eines befonderen Geſetzgebungsaktes 
für Ungarn, und die betreffende Vorſchrift ijt daher eben fo eine be- 
fondere für Ungarn, als fie es für die übrigen Kronländer war und 
blieb, Würde heute der Min.-Erlaß vom 30. Jänner 1849 ausdrüd: 
li aufgehoben, und würde nicht das Gleiche für Ungarn befonders 
ausgeſprochen, jo müßte jene Vorfchrift desjelben in Ungarn noch im- 
mer als geliend betrachtet werden; denn ihre Wirkjanteit in diefem 
Kronlande ftügt ſich nicht auf den Gefeßgebungsaft vom %. 1849, 
fondern auf den vom %. 18522. Sie iſt alſo in der That eine be- 
fondere Borfchrift für Ungarn, Kroatien u. |. w., wie für jene Sron- 
länder, für welche fie zuerit erging. 

Wir haben jedoch noch weitere Gründe für die Richtigkeit diefer 
Auffaffung. Der $. 15, U. I, gibt in feiner Faſſung deutlih zu er: 
tennen, daß er ſolche bejondere Vorſchriften für einzelne Länder als 
bereits wirklich beitehend vorausjegt; unſeres Wiſſens gibt es 
aber feine anderen bürgerlichen Borfchriften derart — (und von 
diefen allein ift doch im 8. 15 die Nede) —, als den gedachten Mini: 
fterial-Erlaß und die Kundmachung desfelben für Ungarn; folglich 
müſſen wohl diefe Vorſchriften damit gemeint fein. Schulte?) wil 


1) Es beruht dieß auf der Unterfheidung de3 formell und des blod mate: 
riell gemeinen Rechts; nur erſteres iſt im juriſtiſchen Sinne gemeines, dus 
legtere bingegen juriftiih betrachtet partituläres, bejonderes Acht. S. hier: 
ir r ſatt Vieler Unger, Syſtem des öſterr. Priv. Rechts, J. Bd, S. 46, 

ote #. 

Cr ſagt a. a. O. ©. 60: Wo jene Umſtände (das Zerſtreutwohnen der Aka— 
tholiten unter der großen Mehrzabl der Kutboliten) nicht eintreten: in der 
Bulomwina, mehren Theilen von Ungarn, Siebenbürgen und der Militär: 

renze werden duch beiondere Verordnungen Ausnahmen nicht nur mög: 
lich tein, jondern auch, fobald die jich als tbunlich berausgeitellt bat, ge: 
wiß gemacht werden, ſo weit joldhe nicht bereits geſezlich beit e: 
ben.” (?) — Bas ferner den von Schulte aud den erwähnten „Umitän: 
den“ bergeleiteten einzigen Grund der Repriſtinirung des $. 71 betrifft, fo 
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zwar die betreffenden Worte des 8. 15 als einen Vorbehalt fünf: 
tiger beſonderer Vorſchriſten für einzelne Länder auffallen; allein 
dem jtehen nicht nur die Haren Worte des Geſetzes entgegen, fondern 
ed wäre ein folder Vorbehalt auch vollftändig zwecklos, da es desſel⸗ 
ben in feiner Meife bedurfte, 

Daß endlich die nemerliche Inkraftſetzung der Schlußbeſtimmung 
des S. 71 b. ©, B. mit dem Firchlichen Eherechte der Katholiken in 
feinem prinzipiellen Aufammenbange ſteht, alfo nicht etwa dur 
die Anerkennung des lepteren nah der Meinung des Geſetzgebers 
notbmwendig wurbe, ergibt fich ſchon daraus, daß bei Einführung 
des bürgerlichen Gefepbuches in Ungarn das kirchliche Eherecht der 
Katholiken gleichfalls imangetaftet blieb, umd doch jene Vorſchrift des 
8. 71 dur die Aufnahme obiger Verordnung in Nr. 18 des At: 
bangs zum b. ©. B. außer Kraft erklärt wirrde, In den Anhang zum 
b. G. B. für Siebenbürgen wurde zwar jene Verordnung nicht 
aufgenommen; allein da nah A. III des Kundmachungspatentes zum 
b. ©. B. für Siebenbürgen vom 29. Mai 1853 die das Band der 
Ehe betreffenden Beltimmungen des b. ©. B. auf die chriſtlichen 
Glaubensgenofien ohne Unterfhied der Konfeffion feine An: 
wendung finden, jo konnte auch von der Anmwendung des $. 71 auf 
biefelben feine Rede fein, und mar daher eine befondere Vorſchrift 
darüber überflüßig; denn die kirchlichen Vorſchriften verlangten 
ohnehin nur die Verfündigung für jeden Brauttheil in feiner irhe). 
Freilich fehlt e8 nunmehr gerade für Siebenbürgen an einer foldhen 
„befonderen Vorſchrift,“ wie fie der 8. 15, A. I, vorausfegt. 

7. Eine im neuen Chegefege mit Stillſchweigen übergangene Be- 
fiimmung des bürgerlichen Geſetzbuches, hinfichtlich deren daher gleich: 
falls die Frage nah ihrem Fortbeſtande entfteht, ift die des 8. 79. 
Mährend der 8. 21, A. L, die bei Vornahme der Trauung nöthigen 
Borfihten im Allgemeinen übereinjtimmend mit $. 78 b. ©. 3. nor: 
mirt, wird der im Zufammenbange hiermit im 8. 79 ausgeſprochenen 
Beitimmung, daß fi die Brautleute, falls fie ſich Durch die Trauungs— 
vermeigerung gekränkt erachten, mit einer Beſchwerde an die po: 


muß er felbft zugeben, daß verjelbe in vielen und ausgedehnten Yandestbei: 
len nicht zutreffe; auch beftanden jene Umſtände eben fo im ‚Jahre 1849, 
und waren dem Gefeßgeber damals gewiß nicht unbelannt, jein Wille in 
diefem Punkte fcheint demnach doc auch noch durch andere Gründe beftimmt 


u fern. 
) 6. uhfenheim bad a.b. ©. B. vergliden mit dem ſiebenbürgiſchen 
Civilrechte, Wien 1854, ©. 191). 
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litifhden Behörden menden können, feine Erwähnung gethan. 
Schulte erflärt (a. a. D., ©. 64), daß die Beitinnmung des $. 21, 
A. I, mit den 88. 78 und 79 des b. G. B. „ganz im Einklange“ 
ftebe, findet alfo offenbar keinen Widerſpruch zwiſchen der angeführten 
Beltimmung des legteren Paragraphes und den Vorſchriften des neuen 
Ehegeſetzes, und ſcheint fomit diefelbe gemäß Art. XIII au für Katho⸗ 
liken noch fortan als anmendbar zu betrachten. Allein wenn man be: 
denkt, daß das neue Ehegefeg zur Ausführung der Beltimmungen des 
Konkordates vom 18. Auguft 1855 über das Eherecht der Katholiten 
in Defterreih erlaffen wurde, und daß im 10. Artikel des letzteren 
ausdrüdlich erklärt ift, daß alle Kirchenfachen, und ingbejondere alles 
auf die heiligen Funktionen Bezügliche — (zu denen doch die Trauungs: 
handlung jedenfalls gehört) — ausſchließlich vor das Firchliche 
Forum gehören !), jo wird man zugeben müfjen, daß hiermit ein wie 
immer geartetes Eingreifen der politiichen Behörden in diefe Sphäre 
unvereinbar, fo mie andererjeit? ohne die Macht zu einem jolchen 
Eingreifen das Dffenlaffen der Beſchwerde an tiefelben eine reine 
Illuſion wäre. Der 8.79 b. ©. 2. ift daher, als mit dem gegenmwär: 
tigen Ehegeſetze in Widerfpruch ftehend, durch dasjelbe außer Kraft 
gelegt. 

8. Uebrigens ergibt fih aus der Beſtimmung des $. 21, U. I, 
noch eine Aenderung der bisherigen Vorfchriften unſeres bürgerlichen 
Rechtes, nämlich binfichtlih der Dispens von Beibringung 
bes Taufſcheines. Der $. 78 b. G. B. verlangte diefe Beibrin- 
gung nur im Falle eines Zweifels über die Volljährigkeit der 
Brautwerber; und das Hofdelret vom 22. Dezember 1826 (%. ©. S., 
Nr. 2242, Anhang zum b. G. B. für Ungarn ꝛc., Nr. 20, für Sie: 
benbürgen Nr. 19) beitimmte, von welchen Behörden in einem folchen 
Falle die Dispens von Beibringung des QTauffcheines ertheilt werden 
könne. In beiden Beziehungen find nun durch $. 21, A. I, für die 
Katholiken Aenderungen eingetreten. Derjelbe verlangt nämlich Die 
Beibringung des Tauffheines durchgängig, nicht blos wenn die 
Volljährigkeit der Brautwerber zweifelhaft erjcheint, weil durch denjel- 
ben auch amdere, für die Ehefchließung relevante Umstände zu konſta⸗ 
tiren find. Dennoch wird man im Zuſammenhange mit der Beitimmung 


) „Quum causae ecclesiasticae omnes et in specie, quae fidem, sacra- 
mente, sacras functiones nec non officia et jura ministerio Bacro 
annexa respiciunt, ad Ecclesise forum unice pertineant,* etc. — Art. X 
des Konlordates. 
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des 8. 70, U. H,rden Fall ausnehmen müffen, wenn das Alter und 
die Abkunft der Brautleute aus den Pfarrbüchern felbft erfichtlich iſt; 
nur wenn dieß micht der Fall iſt, haben nach & 70, A, IL, die Ehe 
werber den Taufſchein beizubringen, Und in der That liegt dieje Be: 
Ichränfung jo jehr in der Natur der Sache, daß fie ohne weiters auch 
in Anfebung der bürgerlichen Vorſchrift gelten muß; denn wenn der 
Zaufaft der Brautwerber in den Matriten der, Pfarre, wo die ‚Ebe 
geſchloſſen werden ſoll, eingetragen iſt — (und nur auf diefen Fall 
laun die Ausnahme des 8.70, A. U, bezogen werden), — fo bat der 
Deeljorger die Bffentliche, vollen Beweis machende Urkunde darüber 
ja ohnehin ſchon in: feiner Hand, und die Forderung, den Taufſchein 
beizubringen, wäre ganz zwecklos, da dieſer ja doch nur der authen- 
tifhe Auszug aus der: Taufmatrikel it. 

Außer dieſem Falle tevoh kann von der: Beibringung. des Tauf: 
jheineg nur über’ erwirkte Dispens (und zwar ſowohl von ſtaat⸗ 
licher als kirchlicher Seite) abgegangen werden. Zur Ertheilung dieſer 
Dispens find bürgerlicherſeits durch $. 21, A. I, die Landesſtelle 
oder Kreisbehörde ermädtigt, während nad dem oben angeführ: 
ten Hofdefrete vom 22. Dezember 1826 diefelbe „in der Regel nur 
von der Xandesftelle, und nur, wenn eine betätigte nahe Todesgefahr 
feinen Verzug verftattet, vom SKreisamte, oder wenn die Nachſicht auch 
von diefem nicht mehr angefucht werden könnte, von der Ortsobrig— 
feit (Bezirksbehörde)“ ertheilt werden konnte. Die Ermächtigung der 
legteren (Bezirks-Stuhlrichteramt) zur Erxtheilung diefer Dispens ift 
nunmehr nah 8. 21, U. I, gänzlich aufgehoben; der Grund davon 
liegt wahrjcheinlich darin, daß der Seelforger durh 8.70, A. II, an 
gewiefen ift, in jedem ſolchen Falle, aljo auch dem einer nahen To: 
desgefahr, fih an den Bifchof zu wenden, der fidh weiters mit der 
politiichen Behörde in’3 Einvernehmen fegen wird, fo daß der Zweck, 
zu dem jene Ermächtigung der Ortsbehörden ertheilt wurde, nun doch 
nicht mehr dadurch zu erreichen wäre. Aug demfelben Grunde ift aber 
auch die im 8. 21, U. I, ausgefprodene Ermächtigung der Kreis: 
(Romitats:) Behörde nicht mehr auf den in obigem Hofdekrete be: 
zeichneten Fall der nahen Todesgefahr zu reftringiren, weil eben dann 
auch fie ihren Zweck verfehlen würde; die alternative Ermächtigung 
der Landesftelle oder Kreisbehörde dürfte vielmehr jo aufzufaſſen fein, 
wie fie denjelben Behörden in den verwandten Beltimmungen des 8. 76, 
X. I, und der 88.79 und 85 b. ©. B. ertheilt wurde, nämlich „Der 
gandesftelle, und in den Orten, wo feine Zandesftelle 
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ift, der Kreisbehörde.“ Im Uebrigen bleiben diefe Behörden hin- 
fichtlich der Extheilung jener Dispens jedenfalls an die Beſtimmungen 
des angeführten Hofdefretes gebunden, welches in feiner Schlußbejtim- 
mung auch noch auf das ältere Hofdelret vom 22. Februar 1817 
(J. ©. ©. Nr. 1319, Anhang zum db. ©. 2. für Ungarn ꝛc. Nr. 19, 
für Siebenbürgen Nr. 18) vermweilt. 

9. So wie die Geſetzgebung binjichtlih der Beftimmung ber 
Ehehinderniffe für Katholifen lediglich die Kirchengewalt ald kompetent 
erkannte, fo bat jie auch die Dispens von denjelben und die Frage 
nach der Konvalidation der Ehe ausſchließlich der Kirchengewalt 
anheimgeſtellt ($. 36, A. I). Die betreffenden Beſtimmungen des bür- 
gerlichen Geſetzbuches hierüber (S$. 83I—88) find demnad in dieſer 
Richtung jedenfalld aufgehoben. Allein jo wie die bürgerliche Geſetzge⸗ 
bung ihre früheren Vorfchriften über die Zuläfjigkeit der Ehe zwiſchen 
gewiſſen Perſonen großentheild auch fortan als bürgerlihde Ehever⸗ 
bote für die Katholiken aufrecht erhalten bat, fo bat fie auch jelbit- 
ftändig über die Tispensertbeilung in Anſehung derjelben, 
die natürlich nur der Stautsgewalt zukommt, Anordnungen getroffen. 
Sn fo fern kann immer noch die Frage erhoben werden, ob die Be 
ftimmungen des bürgerlichen Gefepbuches über die Dispensertheilung 
von Eeite der bürgerlichen Gewalt durch das nene Ehegeſetz gänzlich 
aufgehoben fein, oder ob fie noch neben den VBorfchriften des legteren 
auf die Nadplichtsertbeilung von den Lürgerlihen Eheverboten 
Anwendung finden können (X. XIII)? 

Was zunädit die Konıpetenz zur Ertheilung diejer Dispens 
betrifft, jo ift diefe im neuen Ehegeſetze ($$. 37—39) anders beſtimmt 
als im bürgerliden Geſetzbuche, daher die Vorſchriften des letteren 
bierüber jedenfalls aufgehoben find. Denn jene Eheverbote, welche die 
Einwilligung dritter Berjonen zur Ehe verlangen (88. 5-11, A. D, 
laſſen ohnehin feine Dispens zu), da das Gefeg gegen die unges 
gründete Verweigerung diefer Einwilligung andere Mittel (Befchwerde 
bei Gericht oder bei der höheren Behörde) an die Hand gibt. Die 
Tispens von den in den 88. A, 12 und 13 (X. I) enthaltenen Ber: 
boten (Unmündigkeit, Verurtbeilung wegen Verbrechens, gerichtlid, er- 
wielener Ehebrud) iſt aber nunmehr dem Landesfürſten vorbehal- 
ten (8. 37, X. I). Die im S. 83 b. ©. B. den Landesſtellen er: 


) 6. Winiwarter (das öfterr. bürgl. Recht, I. Band, S. 340), Stuben 
rauch (a. a. D., S. 2380). 
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tbeilte allgemeine Ermächtigwtg zur Nachfichtgewährung kann demnach 
nummebr auf feines der bejtehenden bürgerlichen Eheverbote Anwen: 
dung finden. Was bie Tispens vom Nufgebote betrifft, fo ift bin: 
fichtlich diefer zwar die Kompetenz der politiihen Behörden im neuen 
Ehegeſetze (88. 38, 39, A. D) in ähnlicher Weife wie im bitrgerlichen 
Geſetzbuche (88. 85—87) feitgeftellt; allein auch für dieſen Fall ift 
jene Kompetenz theilmeife verändert, tbeilmeife an nene Bedingungen 
gefnüpft, und auch bier können daher lediglich die Beſtimmungen des 
neuen Ebegefeges bierüber zur Anwendung kommen. 

Das bürgerliche Geſetzbuch enthält jedoch in den oben angeführ: 
ten Paragraphen auch noch Beftimmungen über die Modalitäten 
des Einſchreitens um die Dispens; hiervon macht das neue Ehe: 
gejeß gar feine Erwähnung. Steht nun das, mas das bürgerliche Ge: 
fegbuch über die: Form des Einfchreitens um die Dispens von: den 
bürgerlihen Borfchriften anordnete, als diefe noch Ehehinderniſſe bil- 
beten, im Widerfpruche mit dem neuen Ehegeſetze? oder ift es auch 
auf die Verbote des legteren anzuwenden? — Die Vorfchrift des 
8. 84 b. ©. B., wornach vor der Eheichließung die Dispens ſtets 
von den Parteien jelbit und unter eigenen Namen angeluht werden 
mußte, nach geſchloſſener Ehe aber auch durch ihre Seelforger und 
mit Verjhmweignng ihres Namens angefuht merden konnte, fteht in 
zu innigem Zuſammenhange mit der Aufitellung jener bürgerlichen 
Vorſchriften als Ehehinderniffe, als daß fie bei der gegenmärtigen, 
veränderten Auffaffung derjelben noh Anwendung finden fönnte. Denn 
die Geftattung des geheimen Auſuchens um die Dispens batte, wie 
aus den Bedingungen des 8. 84 jelbit hervorgeht, offenbar nur den 
Grund, den bisher blos in einer Scheinehe lebenden Gatten die 
Kundmachung diefes Umftandes und die damit verbundene Beihämung, 
jo wie ihrer Umgebung das Wergerniß zu erfparen, und hierdurch 
die jedenfall3 wünſchenswerthe Konvalidation einer ſolchen Verbindung 
zu erleichtern und zu befördern. Es iſt aljo eine ſpezifiſch auf Ehe: 
bindernifje berechnete Vorſchrift, und fie kann feine Anwendung 
finden, wo es fi nur um Eheverbote handelt, die den Beltand, 
Die Giltigfeit der Ehe ohnehin nicht affiziren. Ein nad geichlofjener 
Ehe angebrachtes Dispensgefuch wegen eines obmaltenden Eheverbotes 
würde überhaupt nur den Charakter eines Begnadigungsgeſuches 
haben, da es nur den Zmwed haben kann, die Straffolgen der Ueber: 
tretung des Gheverbotes abzumenden, wie dieß in Anjehung des im 
8. 13 enthaltenen Verbote ausdrüdlich im Gejege felbit hervorgehoben 
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ift ($. 37, A. D. Ein (eigentlihes) Dispensgejuch bezüglich eines 
bürgerlichen Eheverbotes kann daber nur vor Schließung der Ehe, 
von den Parteien ſelbſt und unter ihrem eigenen Namen angebradht 
werden, weil dieß in der Natur jedes derartigen Anſuchens liegt, und 
das Geſetz eben feine Ausnahme gemadt hat. 

Anders verhält es fih, unjeres Erachtens, mit der Vorſchrift 
des 8. 87 b. G. B. gegenüber der des $. 40, A. I. Hier wie dort wird 
bie gänzliche Nachficht des Aufgebotes in Ausſicht geftellt, wenn zmei 
Perjonen getraut werden wollen, die ſchon allgemein für Ehegatten 
gelten. Im $. 87 b. G. 2. findet fi aber noch der Beifaß, daß in 
diefem Falle die Nachficht bei-der Landesſtelle von dem Seelforger mit 
Verſchweigung der Nanıen der Barteien angefucht werden kann, wovon 
im $. 40, A. I, feine Erwähnung geſchieht. Der Grund dieſer Be 
günftigung ift in gleihem Maße vorhanden, wenn der Mangel des 
Aufgebotes ala Eheverbot, wie wenn er als Ehehinderniß behandelt 
wird. Denn bier bandelt es fih um Berjonen, die erft „getraut 
werden wollen,” die noch durch keinen Akt der Eheichließung, der 
nad Verſchiedenheit des Standpunftes als ungiltig oder als blos un- 
erlaubt zu betrachten wäre, verbunden waren, jondern die fich bisher 
blos für Ehegatten ausgaben und allgemein dafür gehalten werden. 
Die Rückſicht, welche den Gejeßgeber zu einer Ichonenden Behandlung 
dieſes Verhältniſſes beitimmte, al3 er den Mangel des Aufgebotes noch 
für ein Ehehinderniß erklärte, kann offenbar dadurch nicht ge= 
ſchwächt fein, daß er denjelben nunmehr blos als Eheverbot be 
bandelt. Das Schweigen des $. 40, U. I, bierüber, kann in Verbin⸗ 
duug mit A. XIII nach unferer Anfiht!) um fo weniger als Au: 


1) Entgegengefeßter Meinung ift Schulte (a. a. O., S. 82). Er citirt für die 
Dispend vom rufgebote unter Verſchweigung des Namens der Parteien 
war ven $. 84 b B., meint aber wohl den 8. 87. Wenn er übrigens 
ft daß dieſe Dispens den kirchlichen Dispenfen für das „bloße Gewiſſens⸗ 
orum” nad nadgebilbet fei, jo_gilt dieß doch wieder nur binfichtlich der im $. 84 
erwähnten Dispensjälle. Denn die Dispend vom Aufgebote im Falle des 
$: 87 ift feine Dispens von einem impedimentum occultum, mie es die 
ispensatio pro foro conscientiae vorausſett (ſiehe auch $. 87, A. U), fon: 
dern fie bewirkt nur, dab durd die Schließung der Ehe obme Aufgebot fein 
Dindernip entſtehe. Unrichtig ift ed ferner nad) unferer Geſeßgebung, daß 
eine Rahfiht für Ungenannte feine rechtlichen Folgen nad fih ziehe. 
Die nach 88. 84 oder 87 erwirtte Dispend machte die Che der Ungenannten 
ttoß des Dindernifjes giltig; iſt das feine zegtlice Folge? Darüber, 
wie der Beweis über eine im Wege des 8. 87 b. ©. 8 erlangte Dis⸗ 
pens berzuftellen fei, jiebe Dolliner, Oh A Dr., S. 184. — Daß 
die Namen der Brautwerber wegen der fir lichen Diäpe * nun doch der 
geiſtlichen Behörde belannt werden müflen — ($. er au forgt für mög: 
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drud der Willensänderung des Geſetzgebers angefehen werben, als 
jener Paragraph auch ſonſt noch unvollftändig ift, und der Ergänzung 
aus 8. 87 b. ©. B. bedarf. Denn es wird darin auch nicht gefagt, 
mo in diefem Falle die Dispens von allen drei Verfündigungen ans 
zufuchen ift, was un fo nöthiger geweſen märe, da man nad) dem 
vorhergehenden Paragraphe (39, A. I) nebft der Landesftelle wohl auch 
(wenigſtens ausnahmsweiſe) die Kreisbehörde als hierzu fompetent an- 
fehen könnte. Wir glauben jedoch, daß im vorliegenden Falle nur die 
Zandesftelle die Nachſicht ertheilen könne, weil eben diefe Vorjchrift 
des 8. 87 6. ©. B. mit dem neuen Ehegefege nicht im Widerſpruche 
fteht, und daher nicht außer Kraft gefebt ift (X. XII. 

Noch einen Punkt wollen wir bier per incidens berühren. Es 
war befanntlich unter den Auslegern unferes bitrgerlihen Gefeßbuches 
ftreitig, ob der in den 88. 86 und 87 desfelben erwähnte Eid in 
jedem Falle vor der politifhen Behörde abgelegt werden müffe, 
oder ob dieß vor dem Eeeljorger allein gejchehen fünne, wie es der 
Zweck der Geheimhaltung im Falle des 8. 87 zu fordern ſchien. Der 
8. 39, X. I, der diefelbe Vorſchrift über diefen Eid enthält, fagt nun 
ausdrüdli, er fei „vor dem Pfarrer, und wo möglich in Gegen- 
wart eines politiihen Beamten” abzulegen. Dieſe ausdrückliche Erflä- 
rung des Geſetzgebers läßt nach unferer Anficht feinen wahren Willen 
in Anfehung diefer Vorſchrift überhaupt, alfo aud, jo meit fie blog 
aus dem bürgerlichen Gefegbuche zu entnehmen ift, erkennen (f. o. 3. 5). 

10. Unter den meiter8 folgenden Beltimmungen des bürgerlichen 
Ghegefeges über ungiltige Eben ift e8 nur die des 8. 50, U. J, 
welche, da fie eine rein bürgerliche Folge gewiſſer ungiltiger Ehen feft- 
fegt, und daher durch den nunmehr veränderten Standpunkt unferer 
Gefeßgebung in Chefahen prinzipiell nicht berührt wird), im 





Yichft geheime Behandlung diefer Angelegenheit), — ift noch fein Grund, 
daß ſie darum ohne weiters aud der meltlihen Behörde bekannt gegeben 
werden follen, die fih vielmehr eben deshalb un fo leichter mit der Ber: 
fiherung de3 Seeljorgerd oder Biſchofs beruhigen fann. — Wenn Schulte 
ferner den Rath ertheilt, im äußerften Falle jei es „beiler, daß das Geſuch 
um politifhe Nahfichtgemährung unterbleibe,“ jo wären nur diejenigen zu 
bedauern, die diefen Rath etwa befolgten (8. 35, U. I); und wenn er end: 
lich fagt, „daß, wenn ein Gejud mit Verſchweigung des Namens nicht vom 
Biſchofe, jondern einem Pfarrer auf dem gewöhnlichen, amtlihen Mege ein- 
gebradt wird, für Neugierige nichts leichter ift, al® doch dahin: 
ter zu kommen,“ — fo mögen fid für diefed Kompliment die Herren 
ziener bevanten. u 

2 5. Ne. U meiner vorigen Abhandlung in diejer Vierteljahröfchrift (1. Bd., 
1. Heft, S. #1 wmter 8). ' 
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Vergleiche mit der ähnlichen Beitimmung des $. 160 b. &. 3. Anlay 
zur Erörterung des Verhältniſſes beider zu einander gibt. Die Legi- 
timation unmittelbar au8 dem Geſetze, melde ver $. 160 
b. ©. 3. den Kindern aus ungiltigen Ehen unter gewillen Voraus: 
fegungen gewährt, mwird durch den $. 50, U. I, in gleicher Weije zu- 
geftanden; nur werden bier jene Ausnahmen fallen gelaflen, ivelche 
der $. 160 b. &. B. in Anfehung gewiſſer Ehehinderniſſe (88. 62 big 
64) machte, und welche ſeitdem durch die Fatferliche Verordnung vom 
3. Juni 1858 (R. ©. Bl. Nr. 92) au für alle übrigen Staatsbür- 
ger, auf melde das Ehepatent v. 8. Oftober 1856 feine Anmendung 
findet, befeitigt wurden. Unter den Vorausfegungen diefer Legitimation 
führt der $. 160 auch die an, „mern das Ehehinderniß in der Folge 
gehoben worden iſt;“ von diefem Falle ſchweigt der $. 50, 9. I. 
Allein jene Beftimmung des $. 160 hängt mejentlid mit der des 
8. 88 b. ©. B. über die Konvalidation der Ehe zufanımen, wornach 
diefe (der gewiß richtigeren Auffaflung zufolge!) nur im alle der 
Dispens vom Ehehinderniffe Plag greift; entfiel daher das Ehehin- 
derniß in anderer Weife, und fand überhaupt feine neue Eheichließung 
Staat, fo konnten die Kinder aus folder Ehe nur durch die Begün— 
ftigung des 8. 160 die Rechte eheliher Kinder erlangen. Nunmehr bat 
aber der Gefetgeber die Beitimmungen über die Konvalidation der Ehe 
gänzlich der Kirchengewalt anheimgeftellt, und betrachtet jede konva⸗ 
lidirte Ehe in Anfehung der bürgerlihen Wirkungen fo, als wäre fie 
urſprünglich giltig geſchloſſen (8. 386, U. D. Das Kirchengeſetz bat 
aber dafür geforgt, daß die Ehe auch bei thatfählich erloſche— 
nem Hindernifie oder nachgefolgter freier Einmilligung nicht min: 
der, ala im alle der Dispens, Tonvalidirt werde (88. 92, 93, 9. ID, 
und e3 mar. daher für den bürgerliden Gefehgeber fein Grund vor: 
handen, die Begünftigung des 8. 160 b. G. B. auch für diefen Fall 
noch fortbeftehen zu laſſen. Die betreffende Beftimmung des 8. 160 
erfcheint vielmehr ala dem neuen Ehegeſetze mwiderfprechend, und iſt 
folglich aufgehoben (A. XII). 

In Anfehung des zweiten Falles, der ſchuldloſen Unwiſ— 
jenbeit menigitens eines Aelterntheils bezüglich des Ehehindernifies, 
bat der $. 50, U. I, ganz die Beftimmung des $. 160 b. G. 2. bei: 
behalten. Nur ift zu bemerfen, daß zufolge der Beſtimmung des zwei⸗ 


5. Bahmann, Lehrbuch des Sircpenrechte, 2, Bd., ©. 34, uns Stu: 
benraud, a. a. O. ©. @. 
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ten Abfates des $ 51, U. L, wenn die. Ehe wegen eines der im 
8. 80, A. IL, aufgezäblten Ehehindernifje für ungiltig erklärt. wird, 
die Rechtsverhältniſſe der Kinder in jedem Falle jo zu regeln find, 
als bätte eine Trennung des Ehebandes ftattgefunden, mithin 
die Hinder ftets und ohne Beſchränkung als ebelihe anzuſehen 
find, ohne daß es auf die ſchuldloſe Unwiſſenheit auch nur eines Aeltern— 
tbeils bezüglich des. Ehebindernifjes dabei anfäme, Wir finden uns zu 
diefer Bemerkung über die an ſich Hare gejeßliche Beſtimmung eigent: 
lih nur deshalb veranlaßt, weil Schulte in feinem Nechtfertigungs: 
oder Erllärungsverfuche zu diefer Beltimmung (a. a. DO, ©. 94, 95) 
immer von der „Ihuldlojen Nichtachtung“ der im $.80, A. IL, 
aufgezäblten Ehehinderniſſe fpricht, was zur Meinung verleiten fünnte, 
daß die Bedingung des $. 50, A. I, aud in diefem Falle vorhanden 
fein müßte, Mllein der z. 51 enthält eine ganz jelbitftändige Beitim- 
mung, worin von der im.$. 50 geftellten Bedingung feine Rede ift; 
aud) wäre bei jener Auffafjung die Beitinnmung des $. 51 ganz über: 
flüßig, und fchon in der des $. 50 enthalten; endlich ift die ausge— 
dehntere Begünitigung der Kinder im Falle des 8. 51 auch bezüglich 
der aufrecht zu haltenden Achtung vor dem Kirchengeſetze unbedenklich, 
teil die etwa jchuldigen Neltern obnebin durch die Strafjanktion des 
Geſetzes ($. 35, 4. I) getroffen werden, die Kinder, aber in jedem 
Falle unjhuldig find. Auch die im zweiten Abſatze des $. 55, 9. I, 
enthaltene Beitimmung zeigt deutlich, daß der Geſetzgeber in Anjehung 
ver bürgerlihen Rechtswirkungen die im 5. 80, U, IL, angefübr: 
ten Ehebinderniffe feineswegs den übrigen gleichitellen wollte. 

11. Unter den Beitimmungen des neuen Ehegeſetzes über die 
Scheidung von Tiſch und Bett gibt nur die des 8, 65, A. L 
in ihrem. Verhältniffe zu 8.110 b. ©. B. Anlaß zur Erörterung aus 
dem bier vorangeltellten Gefichtspunfte. Die Wiedervereinigung gefchie: 
bener Ehegatten erjcheint natürlich nach dem Kirchengejege nicht min- 
der zuläffig, ala dieß nach dem bürgerlihen Gejegbuche der Fall ift. 
Das lehtere verlangt jedoch im $. 110, daß diefelbe dem ordentlichen 
Berihte — (nach den Zurisdiktionsnormen vom Jahre 1852 und 1853 
demjenigen, welche die Scheidung ausſprach), — angezeigt werde, 
wenn nämlich die Ehegatten daraus rechtlihe Folgen für ſich ableiten 
wollen!). Das Kirchengeſetz verlangt eine ſolche Anzeige beim geift- 


1) ©, Stubenraud (a. a. O., ©. 347), mn imazteı (a. a, O., ©. 298), 
und insbeſondere Dolliner (&. a, O,, UL B., ©. 193). 
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lihen Gerichte nicht; dennoch beſtimmt der $. 65, U. I, daß von der 
MWiedervereinigung gefchiedener Ehegatten das geiftlihe Gericht bie. 
Perſonal-Inſtanz derjelben in SKenntniß jegen werde. Wir glauben 
nicht, daß hiermit die unmittelbare Anzeige der Wiedervereinigung 
von Seite der Gatten bei der Perſonal-Inſtanz geradezu ausgeſchloſſen 
und als wirkungslos erklärt werden mollte, ſondern glauben vielmehr, 
ba biermit den gejchiedenen Gatten nur ein doppelter Weg der An- 
zeige ihrer Wiedervereinigung eröffnet fei, indem fie diejelbe nunmehr 
auch durch Das Ehegericht bewirken können. Auch die unmittelbare An: 
zeige bei der Perſonal-Inſtanz wird daher immer noch die nach $. 110 
b. G. B. mit der gerichtlichen Anzeige verbundenen Rechtswirkungen ba- 
ben, instejondere aljo auch die, daß die Gatten fernerbin, fo weit es 
fih um die bürgerlichen Rechtsfolgen handelt, nur dann als geſchieden 
betrachtet werben fünnen, wenn fie eine neuerlide Scheidung bei ihrem 
fompetenten Chegerichte erwirfen !). Da dieje Vorfchriften des bürgers 
lien Gefegbuches mit dem neuen Ehegelege nicht in Widerſpruch ſte⸗ 
ben, fo bleiben’ fie zufolge Art. XIII in Kraft; jo wie umgefehrt die 
oberwähnte Beitimmung der Jurisdiktionsnormen, welche ſich auf den 
Ausſpruch der Echeidung durch ein bürgerliche Gericht bezieht, 
in den Füllen, auf melde das gegenwärtige Gejep zur Anwendung 
fommt, als aufgeboben erjcheint. 

12. In wie ferne binfihtlih der Ehen Tatholifher Aus: 
länder, wenn über deren Giltigleit bierlands entichieden werden fol, 
die Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches als mit denen des 
neuen Ehegeſetzes vereintarlihd und daher als fortan in Kraft beſtehend 
zu betrachten find, wurde bereits in diefer Vierteljahrsſchrift (I. Band, 
1. Heft, Seite 62—78) von Herrn Tr. Maro in fcharflinniger und 
treffender Weife erörtert. Wir wollen feine Refultate bier nur in fo 
ferne anführen, ala wir fie noch mit einigen Bemerkungen unterftügen 
zu können glauben. Auch die erft nach dem 1. Jänner 1857 im Aus⸗ 
Lande gefchloffene Che ausländiſcher Katholiken ift nicht nach dem 
neuen Ehegeſetze, welches von diefem Falle gar nicht fpridht, fondern 
auch fortan nach den früheren Anordnungen, und zwar von den welt⸗ 
lihen Gerichten zu beurtbeilen, fo meit es fi um die bürger- 
lien Rechtswirkungen derfelben in Deiterreich handelt. 
Ter Spruch über die Giltigkeit der Ehe an ſich ſteht zwar auch in 


Y Auch der Berfaffer de? oben angeführten „Eherecht der Katholiken“ (S. 131) 
icheint derjelben Anficht zu jein. 
Haimerl’s Bierteljahresfgrift 1. Rechtew. IV. 1. 5 
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diefem Falle Eraft A. X des Konkordates dem geiftlihden Tribunale 
zu; allein deſſen Erfenntniß ift bier für die bürgerlihen Rechtswir⸗ 
tungen nicht maßgebend. 

Für die Nichtigkeit diefer Behauptung fpricht außer den bereits 
von Maro angeführten Gründen — (daß nämlich eine analoge Anz 
wendung der 88. 74 und 75, U. I, bier gänzlich unzuläffig fei, und 
daher bei dem Schweigen des neuen Chegejeßes die bisherigen Vor⸗ 
Schriften unferer bürgerlichen Gejeßgebung damit nicht in Widerfprudy 
ſtehen, alfo fortbeftehen nach Art. XIII) — auch noch die ganz gleiche 
Entſcheidung eines analogen Falles im Gefege felbft. Wenn nämlich 
die Gatten nah dem Zeitpunkte der Ehefchließung — (vor dem 
1. Jänner 1857, fiehe Art. V, VII—X) — oder wenigftens nad ihrer 
perfönliden Eigenſchaft in diefem Zeitpunkte — (beiberfeits 
Alatholiten, 88. 44-47, A. D — nicht dem Kirchengefege unterwor: 
fen waren, ihre Ehe in der Folge aber doch unter die Judikatur der 
kirchlichen Gerichte fällt, jo wird die Entfcheidung der leßteren über 
die Giltigfeit oder Ungiltigfeit der Ehe für die bürgerlichen Rechtswir—⸗ 
tungen derjelben nach den eben citirten Beitimmungen gleichfall® als 
nicht maßgebend betrachtet, jondern es werden die bürgerlichen Nechts: 
folgen je nah der Beobachtung oder Nichtbeobadhtung der in jenem 
Zeitpunkte für die betreffenden Perfonen verbindlichen Vorſchriften von 
dem meltlichen Richter beitimmt. Da es nun für die bierin audge- 
ſprochene Rechtsnorm offenbar indifferent ift, ob das die Gatten bei 
ber Eheſchließung verbindende Geteg in Folge des Zeitpunktes 
derfelben, oder in Folge des Ortes derjelben — (daß fie nämlich die 
Ehe ala Ausländer im Auslande ſchließen) — ein anderes ift, als 
das Kirchengeſetz, ſo wird man die im Geſetze für den eriteren Fall 
gegebene Entjcheidung gewiß auch für den legteren, dort nicht entjchie- 
denen Fall zur Anwendung bringen müfjen !). Die Anerfennung dies 
fer Analogie ift um jo wichtiger, als diefelbe auch in dem Falle, daß 
die im Auslande getrauten Ausländer fpäter in Defterreich ihr Domi⸗ 
zil nehmen, und es fih nun um den Beltand oder Nichtbeitand ihrer 
Ehe bierlands handelt, die nöthigen gejeglichen Beitimmungen darbietet, 


') Maro behauptet zwar gleihfall3 (a. a. D., ©. 77) die Anwendbarkeit der 
A. VII—X auf die Chen katholiſcher Ausländer, jedoch als eine direkte, 
daher unter allen dort gemadten Borausfeßungen, welche ſich nur auf die 
por dem 1. „Jänner 1857 geichlofienen Ehen beziehen; während wir im vor: 
liegenden Falle auch für fpätere Ehen derart jene Artilel analog ange: 
wendet willen wollen. 
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um binfichtlich der nicht zu den bürgerlichen Wirkungen der Ehe ge 
börigen Lebensgemeinjhaft der Gatten einen das Gewiſſen fo 
wie die bürgerlichen Rechte jedes Theils gleichmäßig Ichonenden Auss 
weg zu bieten, Denn daß nad dem von unjerer gegenwärtigen Gejeß- 
gebung eingenommenen Standpunkte bei einer in Oeſterreich fortzu- 
feßenden Ehe, die von dem geiltlihen Gerichte für ungiltig erklärt wird, 
von einer Aufrechtbaltung der Lebensgemeinſchaft gegen den Willen 
auch nur eines Gatten nicht die Rede fein könne, ift nach dem bereits 
Ausgeführten !) von jelbit einleuchtend,; eben fo, daß die Aufhebung 
der Lebensgemeinichaft auch in der Negelung der bürgerlihen Rechts: 
verhältnifie derfelben berüdfichtigt iverden müfje. Beiden Anforderungen 
entipricht nun die analoge Anwendung der Art. VII—X auf den vor: 
ausgefegten Fall, der bei freierer Auffallung fogar direkt darunter 
fubfumirt werden könnte, indem er in der That fo betrachtet werden 
kann, als handelte es ſich um eine noch vor der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes — (nämlich für die betreffenden Perſonen) — ge 
ſchloſſene Ehe. 

Den weiteren Ausführungen Maro's über das Verhältniß des 
neuen Ehegeſetzes zur früheren bürgerlichen Geſetzgebung bei Ehen ka⸗ 
tbolifcher Ausländer in Deſterreich, oder auch außerhalb Defterreich®, 
aber mit einem öſterreichiſchen Staatsbürger, können wir nur vollfom- 
men beijtimmen und finden denjelben nichts hinzuzufügen. 

13. Wir hatten dieje Erörterung über das Verhältniß der Be: 
ftimmungen des bürgerlihen Gejegbuches zu denen des neuen Ehege⸗ 
ſetzes für Katholiken bereits geſchloſſen, als und die jcharflinnigen 
Ausführungen des Herrn Dr. Laſch in Nr. 140 und 141 der allge 
meinen djterr. Geriht3- Zeitung (Jahrgang 1858) über den Einfluß des 
legteren Gejeges „auf eine Juden-Ehe, melde dur den Weber: 
tritt eines Ehetheild zur katholiſchen Religion eine gemifchte 
geworden ift,“ zur Hand famen. Wir können nicht umbin, auch diefe 
Frage in den Kreis unjerer Erörterung einzubeziehen, obgleich wir 
nur der von Laſch verſuchten Löſung derjelben beipflichten können. 
Rah der von ihm vorangeltellten Zerglieverung des Inhaltes des 
8.136 b. ©. 8. erſcheint es zunächſt als zweifellos, daß eine Juden: 
Ehe durch den Uebertritt eines Ehetheild zur katholiſchen Religion 
auch fortan nicht aufgelöft werde, indem Feine Beftimmung des neuen 


') Siehe Rr. II viefer Abbandlung im 1. Bande der Vierteljahresſchrift, ine: 
bejondere S. 43 u. ff. 
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Ehegeſetzes dieß ausfpricht, ja der 8. 23, U. II, fogar ausdrüdlih das 
Gegentbeil beftimmt. Eben fo ift es richtig, daß eine folche Ehe ſelbſt 
nach dem Mebertritte eines Ehetheils zur katholiſchen Religion, auch 
noch fernerhin kraft der Trennungsgründe der 88. 133—135 
a. b. ©. B. aufgelöft werden könne, da das neue Ehegeſetz feine bier- 
von abweichende Beitimmung enthält, und das Kirchengefeg nur eine 
von Chriften gejchloffene Ehe ala blos durch den Tod auflösbar 
erklärt (8. 21, X. I). 

Was endlich die dritte von Laſch angeregte Frage betrifft, vb 
nämlich die für den vorausgefegten Fall im 8. 23, A. IL, anerkann- 
ten Auflöfungsgründe !) auch für die Sphäre der bürgerlichen Gejeß- 
gebung als ſolche gelten, fo ftellt er die Gründe für und wider 
einander ſcharf gegenüber, und fpricht fih zwar für die Bejahung 
jener Frage aus, aber ohne nachzuweilen, warum diefe Auficht den 
Vorzug vor der entgegengefegten verdiene. Diefen Nachweis glauben 
wir in Folgenden liefern zu fünnen. 

Das neue Ehegejeh enthält fein jelbitftändiges bürgerlihes 
Eheverbot wegen noch beitehenden Ehebandes; die Beſtimmung des 
8.22, A. J, ift nicht ala Eheverbot, fondern nur als Trauıngsverbot 
aufzufaflen 2). Das beitehende Eheband fällt unter die Sanftion eines 
bürgerlihen Verbote nur durch die allgemeine Vorſchrift des 8. 3, 
A. 1, alfo nur, in fo meit e8 ein Firchliches Ehehinderniß bildet; es 
kann alfo in diefer Beziehung von einem Widerfpruche des 8. 23, 
A. II, mit einem bürgerlichen Eheverbote gar Teine Nede fein, und 
Somit fällt das Haupturgument für die entgegengefegte Meinung. Das 
beftehbende Eheband bildet jevoh ausnahmslos ein Tirchliches 
Ehebinderniß ($. 20, A. II); daber bildet e8 eben fo ausnahms— 
los zugleich ein bürgerliches Eheverbot ($. 3, A. D. Hieraus folgt 
nun wiederum, daß, nachdem das Slirchengeje im Falle des 8. 23, 
A. II, die frühere Ehe dur die Eingehung der neuen als gelölt, das 
Eheband daher als niht mehr beitehend betrachtet, dieß nothwen⸗ 


1) Es beißt dafelbft; „Wenn aber nur ein Theil ſich belehrt, und der an- 
dere, ungläubig verbleibende, ungeachtet der an ihn ergangenen Aufforderung 
ich durchaus weigert, mit bemfelben zufammen zu leben, oder mit ihm 
nidt obne lsimpfung des Chriftenthbums zujanmen leben 
will, jo fell diefem auf fein Anfuchen geftattet werden, zu einer neuen 
Ehe zu ſchreiten, und dur rechtmäßige Eingehung derjelben wird dad 
Band der im Stande des Unglaubens geſchloſſenen Ebe aufgelöft.“ 

3) weit diefer Behauptung folgt unten, Nr. IV, Zahl 3 diefer Ab- 

andlung. 
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dig auch für die Sphäre des bürgerlichen Ehegeſetzes gelten müſſe, da 
fonft das Verbot des $. 3, A. I, in diefem Falle weiter reichen würde, 
als dus bezügliche Tirchlihe Ehehinderniß, was der Klaren, unzweifel⸗ 
haften Peftimmung des 8. 3, U. I, zuwider wäre Es iſt daher fein 
Zweifel, daß für den Fatholifh gewordenen Theil die frü- 
bere Ehe im Falle des 8. 23, A. II, auch nah dem bürgerliden 
Ehegejege als aufgelöft zu betrachten fei. Der im $. 21, U. I, gefor: 
derte Ausmeis über diefe Auflöfung wird im vorliegenden Falle 
eben buch die Bewilligung der neuen Ebefhließung!) er: 
bracht, da, fobald von diefer Bewilligung Gebrauch gemacht wird, die 
Auflöfung der früheren Ehe ipso facto bewirkt ift. 

Die Auflöfung der Ehe wirft als ſolche ihrer Natur nah noth⸗ 
wendig für beide Theile; denn die eheliche Verbindung Tann nicht in 
einer einzigen Perſon fortbeftehen. Eine Ausnahme, mie fie im $. 67, 
A. I, binfichtlich des Tatholifch gewordenen Theiles mit Rüdficht auf 
feine Neligionsgrundfäße bei Trennung einer zwiſchen Alatholifen ge 
ſchloſſenen Ehe gemacht ift, findet ſich im vorliegenden Falle binficht- 
lich des jüdifch gebliebenen Ehetheiles nirgends ausgeiprochen. Die 
vom bürgerlihen Geſetze anerfannte Auflöfung der früheren Ehe im 
Falle des 8. 23, A. II, gilt daher ohne mweiterd und in vollen Um: 
fange auch für den jüdifch gebliebenen Ehetheil; die Förmlichkeit des 
Scheidebriefes ift für ihn in diefem Falle nicht mehr ein civil- 
rechtliches, fondern höchitens ein religiöfes Erforderniß. Hat 
die Vebergabe des Echeidebriefes im gedachten Falle nicht ftattgefun- 
den, und fchließt der jüdiſch gebliebene Theil nun eine zweite Che, 
oder begeht er einen außerehelihen Beischlaf mit einer ledigen Per: 
fon, jo kann eben darum weder von dem Verbrechen der zweifachen 
Ehe, noch von der Mebertretung des Ehebruches bei ihm die Rede fein. 

Da übrigen? der Rabbiner auch in einem foldhen Falle nicht 
zur Vornahme der Trauung ohne Scheidebrief verhalten werden 
fünnte, und bei Auflöfung einer Juden-Ehe im Falle des $. 136 
b. ©. B. das religiöfe Bedürfuiß des jüdiſch gebliebenen Ehetheils 
fhon in unferer früheren Gejeßgebung volle Berüdfichtigung fand 
(Hofdelret vom 19. Mai 1827, 3. ©. ©. Nr. 2277), woran offenbar 
buch das neue bürgerliche Ehegeſetz für Katholiten nichts geändert 
murde, jo halten wir im vorliegenden Falle (auch ohne Vorausfegung 








) Der 3. 23, 4. 1 jagt: ... „lol ihm auf fein Anſuchen gejtattet 
werden” u. im» 
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eines neuerlichen Geſetzgebungsaktes hierüber) eine Klage des jüdiſch 
gebliebenen Ehetheils gegen den Fatholiich gewordenen auf Uebergabe 
oder Uebernahme des Sceidebriefes unter Anwendung der 
Beitimmungen des eben angeführten Hofdekretes für völlig zuläffig. 
Denn dur diefe Beitimmungen iſt ſchon vorgefehen, daß dem katho— 
lifch gewordenen Theile dabei nichts „den Grundſätzen oder Vorſchrif— 
ten der katholiſchen Religion Zumiderlaufendes” zugemuthet werde ; 
und im Uebrigen kann für ihn die Uebergabe und Uebernahme des 
Scheidebriefes in diefen Falle lediglich ala ein praestandum factum 
erſcheinen, wozu er bei der Trennung der Ehe (gleichviel aus welchem 
Trennungsgrunde) gegenüber dem jüdiſch gebliebenen Ehetheile nach 
unjerer bürgerlichen Gefetgebung verpflichtet ift, wie dieß aus dem 
oberwähnten Hofdekrete offenbar hervorgeht. 

Schließlich bleibt noch die von Dr. Laſch gleichfalls angeregte, 
jedoch einer fpätern Ausführung vorbehaltene Frage nah den ver: 
mögensrechtlichen Folgen diefer Ehetrennnug zu erörtern. Die 
Beitimmung des 8. 1266 a. b. ©. B., welde diefe Folgen für die 
Ehetrennung im allgemeinen bejtimmt, kann dennoch, wie fhon Laſch 
hervorhob, weder in ihrem erften, noch in ihrem zweiten Theile auf 
ben vorliegenden Fall direkt angewendet werden. Aber auch an eine 
analoge Anwendung diefer Geſetzesſtelle wird bier nicht zu denken 
fein, da die bierzu erforderlide „Nehnlichfeit”“ des Falles ($. 7 
b. ©. 3.) fehlt. Es wird daher die hier anzuwendende Nechtsregel 
nur im Wege der von Berger!) fo genannten prinzipiellen 
Analogie, aus den „Gründen verwandter Geſetze“ (8.7 b. ©. 2.) 
zu finden fein. Bedenkt man nun, daß die Ehepakten ala acceflorifche 
Verträge zur Ehe nur die gegenfeitigen Vermögensrechte der Gatten 
während des Beftandes der Ehe oder für den regelmäßigen Fall 
der Auflöfung derfelben dur den Tod des einen Theils be: 
ftimmen, jo können fie nach einer bei Lebzeiten beider Theile erfolgten 
Trenuung der Ehe offenbar feine weitere Wirkfamkeit haben, in- 
dem auf diefen Fall der darin erklärte Wille der Paziszenten fich nicht 
eritredte,; fie müſſen daher „für beide Theile erlöfchen” (8. 1266 
b. G. B.). Diefelbe Betrachtung gilt von den gefeglihden Beftim- 
mungen über die gegenfeitigen Vermögensrechte der Gatten während 
des Beſtandes der Ehe oder bei Auflöfung derfelben durch den Tod 


I) Siebe deſſen „Kritifche Beiträge zur Theorie des öfterreichifhen allgemeinen 
Privatrechts,“ Wien 1856, 5. 108 u. ff. 
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bes einen Theils; fie können auf die getrennten Gatten feine Armen: 
bung finden, weil der darin erklärte Wille des Geſetzgebers ſich auf 
biefen Fall nicht erftredt. Die früheren vermögensrectlihen Wir: 
tungen der Ehepaften und der ehelihen Verbindung an fich werden 
natürli nicht dur die Trennung vernichtet; es muß daher ing: 
befondere im Fale der Gütergemeinfhaft das Vermögen „wie 
bei dem Tode getheilt” werden ($. 1266); alle ferneren Anfprüche 
der Gatten gegeneinander aus den Ehepaften oder aus ber ehelichen 
Verbindung hören jedod auf. Dieß ift die aus der Natur der Sache 
und den Principien unferer Gefeggebung zu folgerude Rechtsregel für 
die vermögensrechtlihen Wirkungen der Ehetrennung im Allge- 
meinen; und da für den durch $. 23, A. II, normirten Fall der 
Ehetrennung feine Ausnahme gemacht it, wie fie der zweite Theil des 
8. 1266 b. ©. B. für den dort vorausgefegten Fall enthält, jo bleibt 
e3 in jenem Falle eben bei der Regel. 


IV. 
Straffanttion der bürgerliden Eheverbote. 

1. Unfere bürgerlide Gejeßgebung, deren Vorfchriften gegenwär- 
tig auf die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehen von Katholiken keinen 
Einfluß mehr üben, bat für die Aufrechthaltung derjelben in anderer 
Weiſe geforgt, denfelben eine andere Sanktion verliehen. Diefe beiteht 
binfihtlih aller im neuen bürgerlichen Ehegejege aufgeſtellten Ehever⸗ 
bote (mit Ausnahme derjenigen des $. 11, und wie wir ſehen wer⸗ 
den, auch des $. 76) in einer auf Die Webertretung derſelben verhäng: 
ten Strafe, nämlich der in den Strafgefegen ($. 507 des allgemeinen, 
und 88. 780, 781 des Militär-Strafgejeges) auf die Eingehung einer 
gefegwidrigen Ehe angebrobten Strafe, jofern nicht eine ſchwererer 
Strafe unterliegende Handlung verübt wurde ($. 35, A. I). Nebit die 
fer allgemeinen Straflanftion find an die Uebertretung gewiffer 
Eheverbote no‘ befondere civilrehtlihe Nachtheile gelmüpft, 
welche die Sanktion derjelben veritärten ($$. 32 und 34, U. I; die 
Beitimmung des 8. 33 ift nur polizeiliher Natur). 

Die erwähnte allgemeine Straffanftion bezieht fich nicht auf alle 
Vorſchriften des neuen bürgerlichen Ehegejeßes, fondern nur auf die 
dafelbft aufgeftellten Eheverbote; es handelt ſich alfo vorerit darum, 
feftzuftellen, in welchen Vorfchriften desfelten ein Eheverbot enthalten 
ift, um entfcheiden zu können, wann die Strafbeſtimmung des $. 35, 
A. I, Anwendung finde. 
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2. Ein Eheverbot liegt offenbar nur in jenen Beltimmungen, 
wodurch gewiſſen Perfonen unter gewiſſen Umftänden unterfagt, ver- 
boten wird, eine Ehe zu ſchließen. Ausgefchloffen von dieſem Be: 
griffe bleiben daher, mie ſich wohl von ſelbſt veriteht, alle Vorſchrif— 
ten, welche fi nur auf die nach der Eheichließung vorzunehmenden 
Akte beziehen; fo fällt die Unterlafjung der gehörigen Eintragung der 
geichloffenen Ehe in das Trauungsbuch (88. 28 —30, und 8. 75, 
A. I) gewiß nicht unter die Strafbeitinmung des 8. 35, A. I. Eben 
fo wenig gehören darunter jene Vorfchriften, welche die Vornahme der 
Trauung durch die Beibringung gewifjer Ausmeife bedingen; 
denn fie enthalten nur ein Verbot für den Seelforger, die Trauung 
ohne diefe Ausweiſe vorzunehmen, nicht aber ein Verbot für die Ehe: 
werber, die Ehe zu jchließen. Für Lebtere kommt es nicht auf den 
Ausweis über ihre Umftände, jondern lediglich auf die wirkliche 
Beſchaffenheit derfelben an, binfichtlich der Frage, ob ihre Ehe 
eine erlaubte oder eine unerlaubte fei. Die Borfchrift der Ausweiſe ift 
nur ein Mittel zum Zwede, die Schließung unerlaubter Ehen zu ver: 
hindern, und hat nicht den Zweck, für fich felbit den Charakter der 
Erlaubtheit oder Inerlaubtbeit‘ der Ehe zu beftimmen. Dafür Spricht 
auch das Verhältniß des neuen bürgerliden Chegejeges zum früheren. 
Diefelben Beſtimmungen, welche nunmehr Eheverbote find (mit wenigen 
Ausnahmen), waren früher Ehehinderniſſe. Auch das frühere Geſetz 
(8. 78 a. b. ©. 3.) verlangte zur Vornahme der Trauung die Bei: 
bringung von Ausweifen über jene Umftände, die ein Ehehinderniß 
bilden fonnten, ohne daß der Mangel diefer Ausweife Darum felbft 
ein Ehebinderniß bildete. Es ift daher mit Grund anzunehmen, daß 
die gleiche Vorfchrift der Ausweife im neuen Ehegeſetze gegenüber den 
Berboten desfelben die gleiche Bedeutung babe, welde fie im bir: 
gerlihen Geſetzbuche gegenüber denjelben Beſtimmungen ala Che: 
binderniffen hatte, dab fie aljo gegenwärtig eben jo wenig 
für ſich felbit ein Cheverbot bilde, als fie früher ein Ehehinderniß 
ausmachte. 

3. Die begrifflie Ausſcheidung diejer leßteren VBorfchriften von 
den Eheverboten ift um jo nothiwendiger, da fie allerdings auch Ver: 
bote find, die jich auf den Akt der Eheichließung beziehen, und daher 
die Gefahr, fie mit den Eheverboten zufammenzuwerfen, fehr nahe 
liegt, wie wir denn auch diefen Unterſchied wirklich in der bisherigen 
Literatur über das neue Ehegeſetz noch nirgends hervorgehoben finden. 
Mir halten es Daher aud für zwedmäßig, Dielen Unterſchied in ber 
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Zerminologie zu firiren, und die gedachten Vorſchriften ala „Trauungs: 
verbote“ gegenüter den „Eheverboten“ zu bezeichnen. 

Solde Trauungsverbote, und nicht Eheverbote, finden wir in 
ben Borichriften der 88. 21 und 22, A. I. Hinfichtlih des 8. 21 geht 
bieß fchon aus der ganzen Faſſung desjelben hervor; denn das Der: 
bot, bei dein Mangel der vorgefchriebenen Ausweiſe die Trauung vor: 
zunehmen, iſt geradezu nur an den Seelforger, nicht an die Ehewerber 
gerichtet, und nicht etwa von der Strafjanktion des 8. 35, W. I, fon- 
dern nur von der Androhung „Ihmerer Strafe” begleitet. Diefe 
ſchwere Strafe Tann allerdings die bes 8. 35 fein, wenn durch die 
Vornahme der Trauung mit Außerachtlaffung der Vorfchrift des 8. 21 
wirklich eine unerlaubte Ehe zu Stande kam, indem der Seelforger 
dann als Mitfchuldiger der Uebertretung eines Eheverbotes erjcheint; 
außer dieſem alle, wenn aljo fein Eheverbot datei übertreten wurde, 
ijt jene Strafe als eine arbiträre, den Umftänden angemefjene, von 
jener Behörde zu bemeflen und zu verbängen, welche überhaupt die 
Aufſicht über die Beobachtung der bürgerlihen Vorſchriften in Ebe: 
ſachen zu pflegen hat. 

Zweifelbafter könnte es binfichtlih der Beitimmung des 8. 22, 
A. I, ericheinen, ob dielelbe blos ein Trauungsverbot oder ein wirk⸗ 
liches Eheverbot enthält. Denn die Worte: „Wer verehelicht war, darf, 
bevor die erfolgte Auflöſung des Ehebandes beiviefen iſt, zu feiner 
neuen Che zugelajfen werden,” — jcdeinen das Verbot direft an 
die Ehewerber zu richten, und aus dem Ausdrude, daß fie zur Ebe 
nicht „zugelaffen” werden, iſt noch nicht auf ein Trauungsverbot zu 
Ihließen, da derjelte Ausdrud im 8. A, U. I, auf ein unzweifelhaftes 
Eheverbot angewendet wird. Allein da auch bier nur der Beweis 
eine® Umftandes verlangt wird, deſſen wirkliches Vorhandenſein oder 
Nichtvorhandenfein allein über die firhliche Giltigleit und die dadurch 
bedingte bürgerliche Erlaubtheit (8. 3, A. I) der Ehe entfcheidet; da 
ferner die Pejtimmung des 8. 22 ſich offenbar auch äußerlich der des 
8, 21 anſchließt, und nur das Erforderniß des Ausweiſes über dieſen 
einzelnen Punkt noch fpeziell bervorhebt, um daran in natürlicyem Zu: 
fammenhange die weiteren Beltimmungen über die Todeserflärung zu 
knüpfen; da endlih im $. 62 b. ©. B. diejelbe Beſtimmung an dag 
Hinderniß des beftebenden Ehebandes angeſchloſſen ift, ohne daß des: 
balb der Mangel jenes Beweiſes für ſich allein als Chebinderniß be— 
tracdıtet würde; jo glauben wir, daß auch in diejer Beſtimmung ledig: 
lih ein Trauungsverbot und fein Eheverbot enthalten fei. Wenn alfo 
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„Jemand z. B. den Umftand, daß er bereit3 verehelicht war, verſchweigt, 
um dem Beweiſe der Auflöfung der frübern Ehe zu entgehen und eine 
neue Ehe ſchließt, fo fällt er nach unferer Anficht, wenn nur die erite 
Ehe bei Schließung der zweiten in Wirklichkeit bereits aufgelöft 
war, nicht unter die Strafbeitimmung des 8. 35, A. I; und der 
Eeelforger, der etwa mifjentlih in diefem Falle ohne jenen Beweis 
die Trauung vorgenommen hätte, wäre nur nah 8. 21, A. I, zu be: 
Itrafen. Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß die Befehgebung offen- 
bar nur diefelben Vorſchriften, die fie früher als Ehehinderniffe unter 
den Schuß des allgemeinen Strafgefeges, 8. 507, geftellt hatte, auch 
fortan noch ala Eheverbote durch die Beftimmung des 8. 35, U. I, 
unter denjelben Schuß ftellen wollte. Würde nun ſchon der Mangel 
des im $. 22 geforderten Beweiſes (abgejehen von der wirklichen Auf: 
löjung der frühern Ehe) als Eheverbot betrachtet, fo käme jene Straf: 
beftimmung auf Fälle zur Anwendung, auf welde fie früher keine 
Anwendung fand, und bei den nichtlatholiihen Glaubensgenofien auch 
jetzt noch feine findet. 

4. Nachdem wir hiermit den Begriff der Eheverbote gehörig ab- 
gegrenzt haben, kann es weiter feiner Schwierigkeit unterliegen, die 
einzelnen bürgerlichen Eheverbote für Katholilen nach den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes zu beftimmen. Sie find folgende: 

a) Das allgemeine, jeden Katholiken (ob Sin: oder Auslän: 
der) betreffende Verbot, in Defterreich eine Ehe gegen eine der 
im Kicchengefege über die Giltigkeit der Ehe aufgeftellten Vorjchrif: 
ten (alfo mit einem kirchlichen Ehehinderniffe) zu jchließen 
(8. 3, 4. D. Während fo die kirchlichen Ehehinderniffe zugleich unter 
die Sanktion des hbürgerlihen Verbotes geftellt find, ift nicht das 
Gleiche bezüglich der kirchlichen Eheverbote der Fall; die Ueber: 
tretung der leßtern von Seite eined Katholiken bei feiner Verehelichung 
in Defterreich begründet daher nicht die Anwendung der Strafbeſtim⸗ 
mung des $. 35, A. 1; und auch von einer direkten Anwendung 
des $. 507 allg. St. ©. auf diefen Fall kann nicht die Nede fein, 
weil jener Paragraph, obgleich die Webertretung in der Randrubrif 
desjelben nur als „Eingehung einer gefegmwidrigen Ehe” bezeichnet 
ift, doch nur von der Eingehung einer nihtigen Ehe ſpricht, wie 
aus den Eingangs: und Schlußivorten desfelben zweifellos hervorgeht '). 


1) Darüber ind faft le Stimmen unferer Jurisprubenz einig; ſ. Dolliner 
(a. a. D., 3. Bdo., S. 876 ff), K udler (Erklärung des trafgefehes über 
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b) Das gleiche Verbot binfichtlih der Verehlichung katholiſcher 
Defterreicher im Auslande, mit der Mopdifilation, daß binfichtlich 
der Form ber Ehefchließung in diefem Falle nur die Beobachtung 
jener Vorſchriften verlangt wird, von welchen das katholiſche Kirchen: 
gefeg im betreffenden Lande die Giltigkeit der Che abhängig 
macht (8. 74,4. I). 

c) Das Eheverbot der Unmündigkeit im Sinne des bürger: 
lihen Rechtes (8. 4, A. D; 

d) das Eheverbot wegen mangelnder Zuftimmung der ge: 
feglichen Vertreter oder des Gerichts bei Perfonen, welche nach ui: 
ferm bürgerlihen Rechte unfähig find, fich felbititändig rechtswirkſam 
zu verpflichten (88. 5 u. 6, X. D; und ebenjo 

e) wegen Mangels der einem fremden Minderjährigen 
nah den Geſetzen feines Landes erforderlihen Einwilligung Anderer 
(6. 7, A. I). 

f) Das Eheverbot wegen mangelnder vorſchriftsmäßiger Erlaub⸗ 
niß für Militärperfonen ($. 10,4. D. 

g) Das Eheverbot wegen mangelnder politifher Heirats— 
licenz, und 

h) wegen mangelnder Heiratsbewilligung von Seite des Amts: 
vorftebers (8. 11, A. I); 

i) dad Eheverbot wegen Verurtbeilung zu ſchweren Kriminal: 
trafen (8. 12, A. I) und 

k) wegen gerichtlih erwiefenen Ehebruchs ($. 13, 4. D. 

l) Das Eheverbot wegen mangelnden Aufgebot3 (88. 14—17 
u. 8. 74, A. I). 

m) Das Eheverbot wegen Mangels der gehörigen Erklä— 
rung der Einwilligung (88. 18, 19 u. 20, A. I). 

n) Das DBerkot der vorzeitigen Wiederverehlichung 
einer Frau nad Ungiltigerflärung oder Auflöfung ihrer früberen Ehe 
(8. 76,9. D. 

5. Ueber einige der aufgezählten Eheverbote müfjen wir mit Be: 
ziebung auf die Strafſanktion des 8. 35, A. I, noch einige Bemerkun— 


— —⸗ —— 


ſchwere Bolizei:Hebertretungen zu 8. 25%), Herbit (Handbuch des allg. öfterr. 
Strafrechts, 2. Bo, S. 227 ff). Auch eine Entjheidung des oberften Ge: 
richtshofes (mitgetbeilt im 4. Jahrg. der allg. öfterr. Gerichtögeitung, Nr. 17), 
und der Min.:Crlaß vom 8. Dez. 1852 (R. ©. Bl. 1853, Nr. 21) erfloß 
in diefem Sinne. Um fo unbaltbarer erſcheint die entgegengefehte Behaup: 
tung Raro’d (a, a. D. ©. 71, Note). 


76 Harum: üb. d. Eherecht d. Katholiken. 


gen beifügen. Ausdrücklich ift die Anwendung diefer Strafbeitimmun- 
gen ausgeſchloſſen binfichtlich der Eheverbote des 8. 11, U. I (Mangel 
der politifchen Heiratslicenz oder der Bewilligung des Amtsvorſtehers); 
die Uebertretung derjelben ift nah den hierüber beſtehenden bejondern 
Borjchriften zu ahnden. Ebenfowenig findet die Straffanktion des 
$. 35, U. I, Anwendung auf das Verbot des $. 76 (der vorzeitigen 
MWiederverehlihung der Frau). Daß die Beitimmung des letztern Pa— 
ragraphen ein wirkliches Eheverbot enthalte, daran ift mohl nicht zu 
zweifeln ; denn fie unterfagt einer Frau unter gewiſſen Umftänden die 
Schließung einer neuen Ehe, und der Augdrud: „die Frau „Tann“ 
nit zu einer neuen Ehe fchreiten — bedeutet offenbar nur, fie darf 
nicht zu einer folchen fchreiten. Daß der Gefeggeber felbit dieß als ein 
Eheverbot betrachtete, geht auch deutlich aus den angefügten Beltim- 
mungen über die Dispens von denfelben hervor. Bei der aflgemeis 
nen Fufjung des $. 35, A. I, welcher „die Vebertretung der in dieſem 
Geſetze aufgeitellten Eheverbote, mit Ausnahme der im $. 11 erwähn⸗ 
ten,“ mit Strafe bedroht, Fünnte man allerdings meinen, daß er ſich 
auch auf den Fall des 8. 76, A. I beziehe, um fo mehr, da die im 
8. 77 auf die Uebertretung dieſes Verbots gefegten ciwilrechtlichen 
Nachtheile die gleichzeitige Anivendung der Strafbeitinnung des $. 35 
nicht ausſchließen würden, wie die 88. 32 u. 3%, A. I, zeigen. 
Demungeachtet ift die entgegengefegte Bebauptung gewiß die 
richtige, daß auf die Uebertretung des $. 76 die Strafbeſtimmung des 
8. 35, X. I nicht anzumenden fei. Den ſchon aus der Faflung des 
8. 771) geht deutlid) bervor, daß Diefer Paragraph die Nechtsfolgen 
der Uebertretung des 3. 76 vollftändig ausfpreden will; demun- 
geachtet enthält er feine Hinweifung auf die Strafbeftunmung bes $. 35, 
was doch natürlich, ja bei der getroffenen Ordnung und Einreihung 
des gejeblichen Stoffe und bei Erwägung einer „den Umftänden an: 
gemefjenen Strafe” geradezu nothiwendig gewejen wäre, wenn e3 wirk⸗ 
lid in der Abjicht des Geſetzgebers gelegen hätte, die Strafbeftimmung 
des 8. 35 auch bier zur Anwendung zu bringen. Noch enticheidender 
für die Nichtigkeit unferer Behauptung fcheint uns jedoch der Umstand, 
daß, wie bereits bemerft wurde, der Gefeßgeber offenbar Durch die 


1) Derfelbe lautet: „Wird diefe Vorfchrift übertreten, fo verliert die Frau ib: 
"ren Anfprud auf die ihr von dem vorigen Manne durch Ehepakte, Exrbver: 
trag oder legten Willen zugewendeten Bortbeile, und beide Theile find mit 
einer den Umſtänden angerreſſenen Strafe zu belegen; der Mann 
aber verliert das ihm im alle nes 8. 73 vorbehaltene Recht. 
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Beſtimmung des 8. 35, A. I, den bürgerlichen Eheverboten nur jene 
Straffanktion fortgemwähren wollte, unter melchen fie früher als Ehe⸗ 
bindernijje ftanden. Die Beltimmung de3 $. 76, X. I, welche dem 
8. 120 b. ©. 3. entnommen ijt, bildete aber nad demſelben fein 
Ehehinderniß; ihre Uebertretung fiel daher auch früher nicht unter die 
Strafbeitimmung des $. 5.7 allg. St. G. fondern zog nur die im 
$. 121 b. G. 3. beitinmten civilrechtlihden Nachtheile und eine arbi: 
träre Strafe nach jich, genau fo, wie e8 nunmehr im 8. 77, A. J, 
angeordnet iſt. Es iſt daher nicht zu zweifeln, daß der Gejeggeber 
feine Veränderung feiner früheren Vorſchriften hierüber, keine Ver— 
ſchärfung derſelben durch Hinzufügung einer neuen Strafſanktion be⸗ 
abſichtigt habe. 

6. Alle übrigen Eheverbote fallen unter die Strafſanktion des 
8. 35, A. 1. Doch auch hinſichtlich dieſer bedarf es noch einiger Erör: 
terungen; ſo bezüglich des einem fremden Minderjährigen als 
ſolchen entgegenſtehenden Eheverbotes (8. 7, X. I). Zunächſt könnte 
man zweifeln, ob die Beſtimmung des $. 7 wirklich ein Eheverbot ent- 
enthalte. Denn er jagt nur: „Weſſen Eimoilligung ein minderjähriger 
Ausländer zur Eingehung einer Che beizubringen babe, muß nad den 
Geſetzen des Landes, welchem derſelbe angehört, beurtheilt werden.” 
Hieraus iſt nun allerdings zu entnehmen, daß der Geſetzgeber von 
einem fremden Minderjährigen, der jich bierlands verehlichen will, die 
Beobachtung der Gejege feines Landes binjichtlich der etwa erforder: 
liben Einwilligung Anderer verlangt; allein daraus würde noch nicht 
folgen, daß er dieſe fremden Gejege den eigenen Eheverboten gleich: 
ftelle, und deren Webertretung mit derfelben Strafe belege, wie Die der 
legtern ($. 35, 4. D. Wenn man jedoch den Zulammenhang beventt, 
in welchem die Vorfchrift des 8. 7 mit jener der beiden vorhergehen⸗ 
den Paragraphen ftebt, melde unzweifelhaft in einer ähnlichen Vor⸗ 
Schrift bezüglich der bürgerlih unfelbitftändigen Inländer ein Ehe: 
verbot ausjpredhen; wenn man bedenkt, daß die Vorfchriften der 
88. 5—7, X. 1, dem bürgl. Geſetzbuche entnommen find, mo fie fich 
in berfelven Ordnung in den 88. A9—51 unter ben Ehehinderniſſen 
finden, und daß zufolge der Beitimmung des $. 51 b. G. B. der 
Mangel der nad dem fremden Gejege erforderliden Einwilligung als 
ein Ehehinderniß betrachtet wird, wie der Mangel der in den 
55. AU u. 50 für Juländer geforderten Einwilligung; fo ijt wohl nicht 
zu zweifeln, daß auch im neuen Ehegeſetze dieſe Vorſchriften einander 
glei gehalten feien, und daher 8. 7, A. L ebenjowohl ein Eheverbot 
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ausfpredhe, ala die 88. 5 u. 6, fo wie, daß basfelbe unter die gleiche 
Strafſanktion falle. 

Uebrigens bezieht fi dieß Eheverbot des 8. 7, X. I, nad un« 
ferer Anfiht nur auf jene Vorjchriften des fremden Staates, melde 
die Einwilligung Anderer zur (bürgerliden) Giltigfeit der Ehe 
bes Minderjährigen verlangen, nicht auch auf jene, welche im betreffen- 
den Staate felbit nur den Charakter eines Eheverbotes baben. 
Denn im $. 51 6. ©. 2. ift nach dem Zuſammenhange desfelben mit 
den vorhergehenden Paragraphen jedenfallg nur von der zur Giltig- 
keit der Ehe des fremden Minderjährigen erforderlihen Einwilligung 
die Rede; ebenfo verlangt das hierüber erlafjene Hdf. v. 22. Dez. 1814 
(3.6. ©. Nr. 1118, Anh. zum 6. G. 2. für Ung. u. Siebbgn. Nr. 15) 
nur, daß fih ein Ausländer bei feiner Verehlichung in Defterreich 
über feine perfönliche Fähigkeit, einen giltigen Cbevertrag einzuge- 
ben, gehörig aus;umweifen habe. So wie nun der Gejehgeber in den 
88. 5 u. 6, A. I, das Erforderniß fremder Einwilligung zur Ehe 
eines minderjährigen Inländers genau nur infoweit als Eheverbot 
aufitellte, als es nah dem bürgl. Geſetzbuche (88. 49, 50) ein Ehe 
binderniß bildete ; fo lag gewiß auch nur dieß in feiner Abficht mit 
der Beſtimmung des 8. 7, U. I, bezüglich eine® fremden WMinder- 
jährigen gegenüber der des 8. 51 b. G. B. Geſetzt 3. B., der fremde 
Staat würde feinen Minderjährigen aus polizeiliden Gründen, ohne 
die Giltigfeit der Ehe davon abhängig zu machen, vorfchreiben, daß 
fie zu ihrer Verehlihung die Einwilligung ihrer Ortsobrigfeit einholen, 
und würde die Webertretung dieſer Vorſchrift mit einer Heinen Gelb: 
buße ahnden, fo wäre es gewiß widerfinnig anzunehmen, unfer Ges 
jeßgeber habe auch die Webertretung dieſer Vorfchrift bei der Per: 
ehlihung eines ſolchen Minderjährigen in Defterreih ala Eheverbot 
erflären, und der Straflanktion des $. 35, A. I unterwerfen wollen. 
Dazu kömmt nod, daß die Eheverbote in ihrem Gegenfage zu ben 
Ehebinderniffen ganz den Charakter von Strafgeſetzen haben, da 
ihre Sanktion weſentlich nur in der auf die Uebertretung geſetzten 
Strafe liegt; e8 wäre aber ganz gegen die Prinzipien unferer Straf: 
geſetzgebung anzunehmen, daß der Geſetzgeber in diefem Falle alle in 
fremden Staaten beftehenden, auf den verfchiebenartigften (polizeilichen, 
volfswirthichaftlichen u. dgl.) Gründen beruhenden Verbote habe adop⸗ 
tiren und unter feine eigene, für ganz andere Fälle bemefiene Straf: 
fanttion babe ftellen wollen. 

Endlich ift noch zu bemerken, daß nur die zur giltigen Vereh⸗ 
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lihung eines fremden Minderjährigen nah ben Gefehen feines 
Landes erforderlihe Einwilligung auch bierlands unter der Sanltion 
eines Eheverbote3 gefordert wird ; denn ber $. 7, U. I, Spricht fo wie 
der $. 51 6. ©. 3. nur von minderjährigen Ausländern. Es ift 
zwar richtig, wie Maro (a. a. O. ©. 69 u. ff.) bervorhebt, daß, fo: 
weit e3 fih um die Beurtbeilung der bierlands gejchloffenen Ehe eines 
katholiſchen Ausländer nach weltlichem Rechte (aljo nicht in Be: 
ziehung auf ihre Giltigkeit oder Ungiltigleit) handelt, die Vorfchriften 
unferer früheren bürgerlichen Geſetzgebung binfichtlih der perſönli— 
hen Fähigkeit Hierzu durch das neue Ehegefeß nicht aufgehoben 
find, diefelbe alfo nad den Geſetzen des betreffenden fremden Staates 
zu beurtheilen bleibt. Allein darum fällt die Eingehung einer folchen 
Ehe gegen die Vorfchrift diefer fremden Gefege noch nicht unter die 
Sanktion der öſterreichiſchen Eheverbote; denn der $. 35, X. I, 
trifft ausdrüdlich nur „die Uebertretung der in diefem Gefeße aufs 
geftellten Eheverbote.” Nun iſt zwar durch $. 7, A. I, der Mangel 
der zur Verehlichung eines fremden Minderjährigen nah den Ge 
fegen feines Landes erforderlichen Einwilligung zu einem öfterrei- 
chiſchen Eheverbote gemacht; teineswegs ift dieß aber auch für jene 
Fälle geicheben, in melden das ausländische Gefeg feine Unterthanen 
aus einem andern Grunde als den der Minderjährigkeit an eine 
fremde Einwilligung zu ihrer Verehlihung bindet. Die analoge An- 
wendung jenes Strafgefeges — denn $. 35, X. I enthält ja nur die 
Androhung der Strafe des $. 507 allg. St. G. — ift aber ſchon 
durch Art. IV des Kundm. Patent? zum allg. Strafgejege auöge- 
Ichloffen, und wäre auch abgeſehen hiervon nad dem oben Ausgeführs 
ten in den meiften Fällen gar nicht zu rechtfertigen !). Wir find daher 
insbefondre der Anſicht, daß die Eingehung der Ehe eines katholiſchen 
Graubündtners oder Baiern in Defterreih ohne die nad ben 
Gefegen ſeines Landes bierzu erforderlide Bewilligung feiner Hei⸗ 
matsbehörde (HdR. v. 3. Dit. 1836 u, 31. März 1842, Anh, zum 
b. G. 2. für Ung. u. Siebbgn. Nr. 16 u. 17) nit, wie Maro 
(a. a. D. ©. 72) andeuten will, unter die Straffanktion des 8. 35, 
A. I, falle, fondern daß diefen Vorfchriften der fremden Geſetze in 


) Wer würde diefe Analogie & B. gerechtfertigt finden, wenn es fi um eine 
vom Geſetze ded fremden Staates etwa geforderte Heiratöliceng der 
politifhen Ortsbebörde handelt, da doch unjer Beleg jein eigene® 
gleichartiges Verbot audprüdlihd von der Straflanttion des $. 36, 4. 1, 
audnimmt. 
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Defterreih nur noch die Sanktion zu Theil mwerde, daß die betreffen: 
den Landes:Angehörigen ohne den Ausweis über jene Bewilligung 
bierlandg nicht zur Trauung zugelafjen werden dürfen ($. 21, 
4.18. 711,4. 1D. 

7. Das Cheverbot des mangelnden Aufgebotes ift im $. 14, 
A. I, mit den Worten ausgeiproden: „Steine Ehe darf ohne voran- 
gegangenes Aufgebot geichloffen werden.” Die folgenden 88. 15—17 
beftimmen dann die Modalitäten des Aufgebots, welche die bürgerliche 
Gefeßgebung verlangt. Auch das Kirchengeſetz fordert das Aufgebot 
zur erlaubten Eheſchließung (88. 60—65, X. II), jedoch ohne die Gil- 
tigeit der Ehe davon abhängig zu machen. Da nun nad 8. 3, 4. IL, 
nur jene Vorjchriften des Kirchengeſetzes, welche die Giltigfeit der 
Ehe betreffen, zugleig unter die Sanktion eines bürgerlichen Ehevers 
bot3 geftellt find, fo folgt hieraus, daß die Strafbeitinnmung des $.35, 
A. I, nur auf die Uebertretung der bürgerlichen Borfchriften über 
das Aufgebot, nicht auch auf die der kirchlichen Vorjchriften, fo meit 
diefe nicht mit jenen Loinzidiren, Anwendung finde. Dieſe Koinzidenz 
iſt aber Teineswegs eine durchgängige. Während nämlich das biürgers 
lihe Gejeg jich auch gegenwärtig wie zuvor ($$. 71 u. 72 b. ©. 3.) 
mit dem Aufgebote in jenen Bfarrbezirten begnügt in welchen jedes 
der Brautleute jeit wenigſtens 6 Wochen wohnhaft ift, d. h. mindes= 
tens einen uneigentlihen Wohnfig hat!), verlangt das SKirchenge- 
jeg die Verkündigung ſowohl im Pfarrbezirle des eigentlichen als 
des umeigentlihen Wohnfites (8. 61, A. U), und nah Umſtänden 
auch in dein der Heimatszuftändigfeit oder des Geburtsorts ($. 63, X. LI). 
Die Uebertretung dieſer legteren, dem bürgerlichen Geſetze fremden Be- 
ftimmungen fällt alfo nicht unter die Sanktion des $. 35, A. IL 

Selbit hinfichtlicd) der Anwendung diefer Sanktion auf die Vor: 
Ichriften des bürgerlichen Gejeges ergibt ſich jedoch noch ein Zwei— 
fel. Diefe Vorfchriften find nämlid aus den bereits oben citirten Pa— 
ragraphen des bürgl. Gejegbuches unverändert in das neue bürgerliche 
Ehegeſetz herübergenommen, woraus folgt, daß der Gefeßgeber nur 
jeine früheren Vorjchriften in diefem Punkte aufrechtbalten mollte. 


) Sur zuiele vebeutung läßt fich den in den $$. 15 und 16, W. I, wie in den 
8.7 G. B. in bunter Abwechslung. jedoch offenbar zur Bezeich: 
nung Desiefben Berhältnifles gebrauchten Ausprüden „wohnen,“ „wohnhaft 
fein,” „Aufenthaltsort,“ „Wohnſitz“, „ſich befinden” — beilegen, wie dieß auch 
bisher allgemein geſchah; 1. Dolliner (a. a. O. I 8%, ©. 305), Win ı: 
warter (a. a. O. S. 218), Stubenraud (a. a0. ©. 251). 
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Allein im bürgl. Geſetzbuche find nicht alle diefe Vorjchriften als 
durchaus gleich weſentlich behandelt; der 8. 74 erflärt vielmehr, daß 
zur Giltigfeit der Ehe die einmalige Vornahme de3 Aufgebot 
in dem Pfarrbezirke jedes Brauttbeild genüge. Da nun der $. 507 
des allg. Strafgejeßes, wie bereitö hervorgehoben wurde, nur die Ein- 
gebung einer nidhtigen Che zum Gegenftande bat, fo konnte die 
Strafbeitimmung desfelben, wenn nur der Borfchrift des 8. 74 b. G. B. 
genügt war, auf die Webertretung der übrigen Vorfchriften des 
bürgl. Geſetzbuches über das Aufgebot keine Anwendung finden, welche 
daher lediglich durch die im $. 74 ſelbſt angedrohte „angemeflene,“ 
alfo arbiträre Strafe fanktionirt waren. Da der 8. 74 b. G. B. die 
Biltigkeit der Ehe vom Aufgebote derfelben abhängig machte, fo 
konnte deſſen Beltimmung natürlich in das neue bürgerliche Ehegeſetz 
nicht aufgenommen werden, damit entfiel aber auch jede Unterfchei: 
dung binfichtlic der Wefentlichkeit der einzelnen Vorfchriften über das 
Aufgebot, und es bat daher den Anſchein, daß nunmehr die Unter: 
laffuna auch nur einer einzigen, der in den 88.15 u. 16, fowie 8. 74, 
A. 1, vorgefchriebenen Verfündigungen die Anwendung des $. 35,4. I, 
alfo jene Strafe nach fich ziehe, die früher nur auf die gänzliche Un- 
terlafjung des Aufgebots gejegt war. 

Allein, wenn man bedenkt, daß gewiß nicht anzunehmen ift, der 
Gefeggeber habe nunmehr auf die einzelnen Verkündigungsakte ein 
größeres Gewicht legen, und daher die Beobachtung feiner Vorfehrif: 
ten darüber dur eine ſchärfere Strafjanktion erzwingen wollen, als 
zur Zeit, wo er noch die Giltigleit der Ehe jelbit davon abhängig 
machte; wenn man ferner bedenkt, — wie ſchon wiederholt heroorge: 
hoben wurde, — daß die Beitimmung des 8. 35, U. I offenbar nur 
den nunmehrigen bürgerlichen Eheverboten jene Straffunktion erhalten 
wollte, unter welcher fie früher als Ehehindernifie ftanden, und daf 
die unveränderte Aufnahme der Vorjchriften des bürgl. Geſetzbuches 
über das Aufgebot in da3 gegenwärtige Gefeß ficherlich nicht vermuthen 
lafle, der Gejeßgeber habe feinen Willen bezüglich der Straffanttion 
berfelben geändert; — jo wird man an der Richtigkeit der oben gezo— 
genen Schlußfolgerung zweifeln. Und in der That läßt das Geſetz eine 
Auslegung zu, die den angeführten Erwägungen völlig entipricht. Das 
Eheverbot ift nämlih nur im $. 14, U. I, ausgeiprochen; „Leine Ehe 
darf ohne vorangegangenes Aufgebot geichloffen werden.“ 
Die folgenden Paragraphen beitimmen nur, wie das Aufgebot. gefches 
ben jolle. Sind nun nicht alle dieſe Vorſchriften beobachtet, fo ift zwar 
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das Aufgebot nicht ſo erfolgt, wie es hätte erfolgen ſollen; allein man 
kann darum doch nicht ſagen, daß es gar nicht erfolgt ſei. Wurde 
die Ehe daher wenigſtens einmal im Pfarrbezirke jedes Brauttheils 
verkündigt, ſo iſt ſie nicht mehr „ohne vorangegangenes Aufgebot“ ge⸗ 
ſchloſſen, alſo auch das Verbot des $. 14, A. I nicht übertreten, und 
die Strafe des 8. 35, A. I nicht verwirtt. Was aber im Sinne des 
bürgl. Geſetzes nothwendig fei, um fagen zu können, daß ein Auf: 
gebot ftattgefunden babe, wird auch jet noch aus der Beltimmung 
des 8. 746. ©. B. zu entnehmen fein, da berfelbe mit dem neuen 
Chegefege nur infomeit in Widerſpruch ſteht, ala er über die Giltig⸗ 
feit der Ehe disponirt (Art. XIII); und aus dem gleichen Grunde 
glauben wir au, daß die daſelbſt ausgefprodhene Androhung einer 
arbiträren Strafe auf die Webertretung irgend einer der weiteren 
(nit weſentlichen) gefeglihen Worjchriften über dag Aufgebot 
auch jest noch zur Sanktion der in den 88. 15—17, dann 74, A. I 
enthaltenen Vorſchriften in Kraft beitebe. 

8. Wir haben oben unter den bürgerlichen Eheverboten auch das 
wegen Mangels der gehörigen Erklärung der Einwilligung 
angeführt (88. 18 u. 19, A. L). Man könnte zweifeln, ob dieje Para⸗ 
graphe wirklich ein Eheverbot enthalten, den da fie nur ausſprechen, 
wie oder vor mem die Erklärung der Einwilligung in die Ehe abges 
geben werden müſſe, verbieten fie eigentlih Niemanden, eine Ehe zu 
Ichließen. Allein da genau diefelben Vorſchriften im Kirchengeſetze 
(A. II, 8. 38) für die Giltigkeit der Ehe aufgeftellt find, fo find 
fie Shon dur die allgemeine Beitimmung des 8. 3, X. I, unter die 
Sanktion der bürgerliden Eheverbote gejtellt, jo daß ihre Tpezielle 
Aufnahme in dag bürgerliche Ehegefeg in dieſer Beziehung als über- 
flüſſig erſcheint. Die Schwierigkeit bierbei ift nur die, zu beftimmen, 
wann eine Mebertretung biefes Verbotes vorliege. Denn, wie wir ſchon 
bei einer anderen Gelegenheit hervorgehoben !), nicht jede gefchlecht- 
lihe Verbindung zwifhen Mann und Weib, bei welcher die zur gilti- 
gen Eingehung der Ehe erforderlihe Form nicht beobachtet wurde, 
ift darum ſchon eine ungiltige Ehe, und ebenfo wenig liegt darin 
ſchon eine Uebertretung des betreffenden Verbote. Von Perfonen, die 
einfach im Kontubinate leben, wird Niemand behaupten, daß ihr Ber: 
bältniß eine nichtige Ehe, eine Scheinehe fei, und daß fie das bezüg: 


meine Anzeige über Stubentaudß Erläuterung des allg. b. G. 3. in 
BE Dogaz in, 1%. ‚S. 400 4 





Harum: üb. d. Eherecht d. Katholiken. 83 


li der Form der Eheſchließung beftehende Verbot übertreten, folglich 
die darauf gefegte Strafe verwirkt haben. Es muß alfo jedenfalls ein 
Aft der Eheſchließung ftattgefunden baben, der, obgleich ungiltig, doch 
als joldyer betrachtet werden kann, aljo wenigſtens den Schein der 
Ehe gibt. 

Da nun in Beziehung auf die zur giltigen Ehefchließung vor: 
gefchriebene Form der Einwilligungserflärung die Beſtimmungen des 
bürgl. Gefeßbuches (88.75 u. 77) ganz mit den Vorjchriften des Kir- 
chengefeßes übereinftimmen, bierin alfo dur die neue Gejeßgebung 
feine Aenderung eingetreten ijt; jo können wir und auch binfichtlich 
der Beantwortung der Frage, was denn im Sinne unferes Gefehes 
nothwendig ſei, um nod überhaupt von einem Alte der Eheſchließung 
und daher von einer Uebertretung der für denfelben erlaffenen Vor: 
Ihriften ſprechen zu können, ohne weiters auf unfere, bei jener frübe- 
ren Gelegenheit gegebenen Ausführungen beziehen, und wollen bier 
nur die Refultate derjelben in Kürze rejumiren. Darnach Tann nur 
ein unter öffentlider Autorität vorgenommener Alt als Ehe: 
ſchließung gelten; nur die vor dem bierzu beftellten Organe der öffent: 
liben (kirchlichen) Autorität, dem Seelforger, perfönlich abgegebene 
Erklärung der Brautleute, fih hiermit zu ehelichen, kann daher einen 
Art der Ehefchließung (od. mindeſtens den Verſuch derfelben) darftellen ; 
werden hierbei die weiteren gefeglichen Vorſchriften (über die Kom: 
petenz des Geelforgerd, die Zahl und nothivendige Befchaffenbeit der 
Zeugen) nicht beachtet, dann kann darin eine Webertretung diefes Ehe: 
verbot3 gefunden, und darauf die Strafbeftimmung des 8. 35, A. I, 
angewendet werden. Eben der in einem ſolchen geſetzwidrigen Akte lie⸗ 
gende Mißbrauch der öffentlichen Autorität rechtfertigt es, daß nebft der 
Nichtigkeit des Altes bier noch eine Beftrafung eintritt, während fonft 
ihon in jener allein eine genügende Sanktion der gejeglichen Form: 
vorſchriften gefunden wird. 

9. Soweit die Erklärung der Einwilligung zur Ehe durch einen 
Bevollmächtigten gegeben werben joll, jo jtellt 8.20, A. I, ebenjo 
wie 8. 76 6.6.8. ein doppeltes Erfordemiß auf, daß nämlich bierzu 
die Bewilligung der Landesſtelle erwirkt, und eine folde Boll- 
macht ausgeitellt werde, welche die zu ehelichende Perſon beſtimmt be- 
zeichnet. Faͤllt nun die Uebertretung diefer Vorſchrift binfichtlich j e⸗ 
des der beiden Erforderniffe unter die Strafianktion des 8. 35, 
A. 1,2 — Nah der fiherlich richtigen Auslegung des 8. 76 bürgl. 

6* 
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G. 3.1) machte dasjelbe die Giltigleit der Ehe nur von der da— 
jelbft geforderten inneren Beichaffenheit der Vollmacht, nicht auch von 
der Bewilligung der Landesſtelle abhängig; nur bei Uebertretung jener 
eriteren Vorſchrift konnte daher früher der $. 507 allg. St. ©. An= 
wendung finden. Nach der ſchon wiederholt von uns geltend gemach- 
ten Anficht, daß der Gefeßgeber durch die Beſtimmung des 8.35, A. I, 
feinen nunmehr alö Eheverbote bingeftellten Vorjchriften nur diejelbe 
Eanftion belaffen wollte, welche jie vordem al3 Ehehinderniſſe hatten, 
glauben wir, daß auch gegenwärtig bei der Eheſchließung durch einen 
Bevollmächtigten nur der Mangel der innern Beichaffenheit der Voll» 
macht, nicht auch der Abgang der Beivilligung der Landegitelle eine 
nah $. 35, W. I, zu ahndende Uebertretung begründe. Ein fernerer 
Grund für diefe Anficht liegt auch darin, daß auch 8. 50, A. IL, nur 
diefe innere PBeichaffenheit der Vollmacht zur Giltigfeit der Ehe 
verlangt, daher auch nur diefe Vorschrift Schon durch $. 3, 4. IL, un⸗ 
ter die allgemeine Sanktion der bürgerliden Eheverbote geftellt ift. 
Da nun in den beiden unmittelbar vorhergehenden 88. 18 u. 19, 
A. I lediglich die Beltimmungen des Slirchengejeges über die zur gil- 
tigen Eheſchließung erforderlide Form fpeziell nody als bürgerliches 
Eheverbot hervorgehoben find, fo ift wohl dag Gleiche auch hinfichtlich 
der ebenfall$ diefe Form betreffenden Beſtimmung des 8. 20, U. ], 
anzunehmen. Tie Sanktion der Vorichrift bezüglih der zu erwirken- 
fenden Bewilligung der Landesſtelle befteht daher nur in dem Trau— 
ungsverbote des 8. 21, W. I. 

10. Noch eine andere Frage entſteht bezüglich der Anwendung 
der allgemeinen Straffanftion des $. 35, U. I, auf die Uebertretung 
der bürgerlichen Eheverbote, welche durch das Verhältniß der mit ihnen 
übereinftinnmenden Ehehinderniſſe des bürgerlichen Gejegbuches zur 
Strafbeftimmung des $. 507 allg. Et. ©. veranlaßt wird. Da dieſes 
Verhältniß felbit in unferer früheren civil: und ftrafrechtlichen Litera: 
tur feine Berücdfihtigung fand, fo wollen wir dasſelbe zunächit ganz 
abgefehen von dem neuen Ehegeſetze erörtern, und dann erft unter: 
juchen, inwieferne es auch nach demfelben noch von praktischer Bedeu⸗ 
tung ſei. 

Der wejentliche Thatbeitand der Mebertretung des $. 507 allg. 


) S. Dolliner, (I. Bd., ©. 418), Winiwarter (a. a. O. ©. 227) Bad: 
mann (Lehrbudy des Kirchenrechtes, 2. Bd., ©. 309) Stubenraud 
(a. a. O. S. 263) u. N. 
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St. ©. ift die Eingehung einer nichtigen Ehe mit Kennt 
niß de3 derselben entgegenftebenden Hindernifjeg; denn 
e3 wurde hereit3 oben bemerkt und begründet, daß unter den im 
8. 507 erwähnten „geſetzlichen Ehehinderniffen” nur ein vernichtendes, 
nicht ein blos verbietendes zu verfteben fei. Unfer bürgl. Geſetzbuch 
theilt jevoh im $. 94 die vernichtenden Ehehinderniſſe wieder in 
Brivat: und öffentliche Hinderniffe; die erfteren machen die Ehe 
nicht ipso jure nichtig, fondern nur, wenn die dazu berechtigte Per: 
fon das betreffende Hinderniß geltend macht, und die Ungiltigerflä: 
rung der Ehe verlangt. Macht fie von diefem Nechte feinen Gebrauch, 
will fie die Ehe beftehen laffen, fo kann diejelbe von Niemand und in 
keiner Weile als eine ungiltige behandelt werden. Man kann daher in 
diefem Falle auch nicht behaupten, daß die Gatten die Ehe mit einem 
geſetzlichen Hinderniſſe geichloffen haben; denn das Privathinderniß be- 
fteht ja nur unter der Vorausfegung, daß die dadurd in ihren Ned: 
ten gekränkte Perſon (S. 94 b. &. B.) dasfelbe geltend macht; trifft 
diefe Vorausfegung nicht ein, fo war das Hinderniß in Wirklichkeit 
gar nicht vorhanden, und die Ehe von vorneherein volllommen giltig *). 
Hieraus folgt, daß auch von der Mebertretung des 8. 507 a. St. ©. 
im Falle eines Privathinderniffes nır dann die Rede fein kann, wenn 
dasfelbe von der bierzu berechtigten Perſon gehörigen Orts geltend 
gemacht wurde ; daß alfo, ungeachtet dieſe Uebertretung im Strafge: 
fege nicht als eine folche erklärt ift, welche nur „anf Verlangen eines 
Betheiligten“ ftrafrechtlich geahndet werden kann, dieß doch infoferne 
der Fall ift, ala das Verlangen der zur Beltreitung der Ehe berech— 
tigten Perfon um Ungiltigerflärung derfelben (und natürlich aud das 
diefem Verlangen entfprechende Erfenntniß der kompetenten Behörde 
— Etrafproz. D. 8. A) jedenfall® abgemartet werden muß, bevor das 
ftrafgerichtlihe Verfahren auf Grund des $. 507 a. St. ©. eingeleis 
tet werden Tann. 

Sit übrigens diefe Vorausfegung erfüllt, fo erfolgt die Einlei- 


1) Es wäre doch gewiß gegen die Natur der Privat:Chehinvernijie, 
welche ja zunächit nur ven Schuß der PBrivatrechte einzelner Perſonen, 
nit den eines öffentlihen Inter eſſe bei der Eheſchließung bezweden, 
menn man 3. B. die von einem Minderjährigen obne Genehmigung feines 
ebelihen Vaters eingegangene Che, ungeachtet der leßtere diejelbe nicht ans 
jechten, alfo beftehen laſſen will, doch als mit einem vernichtenden Hinderniſſe 
eingenangen bebandeln, und daher den Minderjährigen mit der Strafe des 
$. 907 belegen wollte. 
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tung des Strafverfahreng allerding® von amtsmwegen, aljo ohne 
dab e3 weiter auf das Verlangen des Beftreitungsberechtigten auch in 
diefer Nichtung ankäme; denn das Strafgefeß jelbit macht die ftraf: 
gerichtliche Verfolgung diefer Webertretung nicht von dem Verlangen 
des Verlegten abhängig, und die aus der Natur eines Privatbinder- 
nifjes zu ziehende Folgerung reicht eben nicht weiter, ald daß der Be: 
ftreitungsberechtigte dasfelbe ald Nichtigkeitsgrund gegen die Ehe 

(nicht auch als Beitrafungsgrund) geltend gemacht haben müſſe. 

Man könnte gegen die eben ausgeführte Anficht vielleicht ein- 
wenden, daß in dem Falle, wenn der zur Beftreitung der Ehe Berech- 
tigte dag Privathinderniß nicht geltend machen mill, wenigſtens der 
ftrafbare Verſuch der Uebertretung des $. 507 vorliege, und da= 
ber, da bei diefer Mebertretung das Begehren des Verlegten zur ftraf: 

rechtlichen Behandlung nicht vorausgefeßt wird, auf Grund der 88. 239 

und 8 des allg. Strafgejeges dennoch von amtsivegen die Strafverfol= 

gung einzutreten habe; denn der Beichuldigte habe in diefem Falle 
wirklich alles gethban, was zur Begehung der gedachten Uebertretung 
nach der gefeglichen Beltimmung von ihm vorausgefegt wird, und die 
wirklihde Ausführung fei nur „durch Dazwifchenkunft eines fremden 

Hinderniffes,“ nämlich durch dag Nichtbeftreiten der Ehe von Seite 

des Berechtigten, unterblieben. Demungeachtet halten wir diefe Schluß: 

folgerung für unrichtig; denn e3 fehlt im vorausgefegten Fulle an dem 
durch die Beftimmung des $. 507 St. G. gefhüsgten Objekte der 

Verlegung, al3 welches der dem Beltande der Ehe entgegenftehende 

Wille des PVeftreitungsberehtigten erfcheint ; indem er die Beftreitung 

unterläßt, zeigt er, daß diefer Wille, das Objekt der Verlegung, bei 

ihm nicht vorhanden ift, und deshalb Fonnte auch die Handlung des 

Beichuldigten nie „zur wirklichen Ausübung” der Uebertretung führen, 

und kann daher auch nicht als ftrafbarer Verſuch derjelben betrachtet 

werden N). 

) Es ift dieß übrigens nicht der einzige derartige Fall in unierm Strafgefeße. 
Neben wir 3. B. den erften Fall des Verbrechens der öffentlichen Ge: 
walttbätigfett dvurb Entführung nab 8. 96 alla. St. ©. Geſetzt, Ye: 
mand bätte in der Abficht, eine Frauensperſon zu entführen, bereit3 alles 
in's Werk gefeßt; er bätte fih mit Gebilfen in der Nachtzeit zu ihrem 
Haufe begeben, und wäre in ibr Zimmer eingebrochen, oder eingeftiegen, um 
fie mit Gewalt mit ſich zu führen ; er fände aber von ihrer Seite fein Wi: 
derftreben gegen jeine Ablicht, jondern die volle Bereitwilligfeit, ihm zu fol: 
gen, und fih mit ihm an den Orte, wohin er fie bringen wollte, zu ver: 


binden. Auch bier wird man nicht von einem ftrafbaren Verſuche diejes Berbre: 
chens jprechen fünnen, ungeachtet der Entführer alle® gethan hat, was dag 
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11. Wir kommen daher zu dem Reſultate, daß nad den Bes 
ſtimmungen unſeres bürgerlihen Geſetzbuches über die Ehehinderniffe 
bie Strafe des $. 507 a. St. ©. auf die Eingehung der Ehe mit 
einem Privathinderniſſe nur dann Anwendung finden Eonnte, 
wenn der Beitreitungsberechtigte die Ungiltigerflärung der Ehe ver: 
langte und erwirkte. Da auch das Kirchengeſetz über die Giltigfeit der 
Ehen zwiſchen Privat: und öffentliden Ehehinderniſſen in gleichem 
Sinne unterſcheidet (88. 115—122, X. ID, fo ergibt fih mit Rückſicht 
auf das allgemeine bürgerliche Verbot des 8. 3, A. I, und die Straf: 
beftimmung des 8. 35, 4. I, die unmittelbare Anmendbarkeit der 
bisherigen Ausführung auf die Eingehung der Ehe nit einem (firdh- 
lichen) Privathinderniffe auch nad dem gegenwärtigen Ehegeſetze für 
Katholiken. Wie verhält es fich aber in diefer Beziehung mit den rein 
bürgerlichen Eheverboten des neuen Ehegeſetzes, welche im bürger: 
liben Geſetzbuche ala Ehehinderniſſe erfcheinen, und nad dem Kirchen- 
geiehe es nicht mehr find? 

Bon einer direkten Anwendung der bezüglich der Ehehinderniſſe 
gemachten Unterfheidung kann natürlich bier keine Rede fein. E3 fragt 
fh nur, ob vielleicht aus dem Prinzipe, daß die Beitimmung des 
8.35, X. I, den nunmehrigen Eheverboten nur die frühere Strafiank: 
tion, die fie als Ehehindernifje hatten, erhalten wollte, gefolgert wer: 
den könne, daß nur die Uebertretung jener Eheverbote, welche früher 
ein öffentliches Ehehinderniß bildeten (8. 13, 18, 19, X. D, von 
amtswegen zu verfolgen, bei jenen hingegen, welche einem früberen 
Privathinderniffe entiprechen, das Verlangen des dadurch Verletzten 
abzuwarten ſei? — Dieſe Folgerung ſcheint uns unzuläſſig. Denn die 
Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches über die Beſtreitung der 
Giltigkeit einer Ehe ſind mit dem gegenwärtigen Ehegeſetze, welches 
für die Giltigkeit der Ehe das kirchliche Recht als ausſchließlich 
entſcheidend anerkennt, offenbar im Widerſpruche, können daher nach 
Art. XIII nicht als fortbeſtehend angeſehen werden. Der 8. 507 St. ©. 
fegt ferner, wie wir gejehen haben, bei Privatbhindernifjen das Begehren 
um Ungiltigerflärung der Ehe voraus; das Begehren un Be: 
ftrafung erſcheint bierbei als überflüffig, und für fich allein jo: 
gar als unzuläffig oder wenigitens unwirkſam. Bei ben betreffenden 


Geſetz bezüglih feiner Thätigkeit vorausſetzt; allein zum Thatbeſtande die: 
ſes Werbe na gebört eben nody ein andered Moment, der miderftrebenve 
Wille der Entführten, und wo dieſes feblt, en bie Thätigkeit des Ent: 
führer? nie „zur wirlliden Ausübung des Berbr “ führen. — ©. aud 
Glafer —E aus dem öfterr. Eraaen 8 138 - 140. 
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Eheverboten müßte aber eben das letztere Begehren dem eriteren 
fubftituirt werden, da die Geltendmachung eines Eheverbotes auf feine 
andern Folgen gerichtet fein kann, als anf die Beſtrafung des Schul- 
digen. Zu diefer Subftituirung könnte man nur durch den ausdrück⸗ 
lich erklärten Willen des Geſetzgebers berechtigt fein, um fo mehr, als 
dadurch die Uebertretung diefer Eheverbote in die Reihe der nur auf 
Verlangen eines Betheiligten zu ahndenden Uebertretungen geitellt und 
den flir diefe geltenden Beitimmungen unterzogen würde (8. 530 allg. 
St. ©), was weder aus $. 507 a. St. G., no aus 8. 35, 9. I, zu 
rechtfertigen wäre. 

Es ift allerdings wahr, daß das öffentliche Intereſſe an der Be" 
folgung diefer Vorſchriften nunmehr, wo fie blos Eheverbote bilden, 
fein größeres ift, als früher, wo fie Ehehinderniffe waren, daß aljo in 
fo fern die Verfolgung der Uebertretung von amtswegen jetzt nicht in 
höherem Grabe erforderlich Scheine als früher. Allein die Beitrafung 
derſelben erfolgte ja auch früher von amtswegen, und nur das öffent: 
liche Interefje an der Aufrechthaltung der Ehen veranlaßte den Gefeg: 
geber, die Strafe bei Eingehung der Ehe mit einem Privathinderniffe 
nur für den Fall zu verhängen, daß die Ehe beftritten und ungiltig 
erflärt würde, eine Rückſicht, die natürlih bei Ehbeverboten ent 
fällt. Endlich haben manche Privathinderniffe unferes bürgerlichen Ge- 
jegbuches ohnedieß mehr den Charakter von Beftimmungen zum Schuße 
des öffentlichen Intereſſes (wie 3. B. das der ſchweren Kriminalftrafe, 
des mandelnden Aufgebotes), wodurch ſich Schwierigkeiten hinſichtlich 
der Beſtimmung der beſtreitungsberechtigten Perſonen ergaben A), 
Schwierigkeiten, die unnöthiger Weiſe auch auf die betreffenden Ehe—⸗ 
verbote übertragen würden, wenn man eine ähnliche Unterſcheidung 
bei ihnen machen wollte, und die vielleicht eben den Geſetzgeber bewo⸗ 
gen, jede derartige Unterjcheidung bezüglich der Eheverbote fallen zu 
laſſen. Wir find daher der Anficht, daß die Strafbeitimmung des 8. 35, 
A. I, auf die Mebertretung aller unter diefelbe fallenden bürgerlichen 
CEheverbote von amtswegen anzuwenden fei, ohne daß e8 erft eines 
Antrages darauf von Eeite eines Privatletheiligten (3. B. des Vaters, 
Vormundes u. |. mw.) bedürjte. 

12. Nah Erledigung diefer Vorfragen über die Vorausfegungen, 
unter welchen die allgemeine Straffanftion des $. 35, WU. IL, Anmen- 


1) Siehe bierüber Stubenraud (a. a. D., ©. 311 ff.) und die dort ange: 
führten Schriftſteller. 
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dung findet, wird e3 nicht überflüffig fein, auch noch den Inhalt 
diefer Beſtimmung des neuen Ehegeſetzes mit dem des 8. 507 allg. 
Et. G. zu vergleihen. Während der 8. 507 St. ©. die thatfächlichen 
Momente der Uebertretung genau fpezifizirt I), bedroht der $. 35, 
A. I, ganz allgemein „die Hebertretung der in diefen Ge 
feße aufgeftellten Eheverbote“ ohne Angabe eines näheren 
Thatbeitandes mit derfelben Strafe. Eine ſolche Uebertretung iſt nun 
ohne Zweifel in jedem Falle vorhanden, wenn eine Che gegen eines 
der betreffenden Verbote ohne vorläufig erwirkte Dispens gefchloffen 
wird, und diefe Verlegung der gefeglichen Vorfchriften nur überhaupt 
Semanden zugerechnet werden kann, aljo auch wenn fie feine ab: 
fihtlidhe, fondern blos aus einem Verfchulden hervorgegangen 
ift. Hierin liegt eine Erweiterung der Strafandrohung gegenüber der 
Beftimmung des $. 507 St. ©.; denn lebtere Beſtimmung, welche 
„die Verſchweigung eines bekannten Ehehinderniſſes“ oder das 
„Begeben in das Ausland zum Zwecke der geſetzwidrigen Eheſchlie⸗ 
ßung“ vorausfegt, kann offenbar nur auf eine abſichtliche, vor 
ſätzliche (j. auch $. 102 b. ©. 3.) Verlegung der gejeglichen Bor: 
fchriften bezogen werden 2). 

Daß diefe Erweiterung der Strafandrohung wirklih im Willen 
des Geſetzgebers liegt, ergibt ſich insbefondere aus den Worten des 
8. 35, U. I, es fei diefe Uebertretung „jowohl an dem Hauptichuldi- 
gen, als an Allen, welde bierzu in ſchuldbarer Weiſe mitgewirkt 
baben,“ nad 8. 507 a. St. ©. zu ahnden. Ta nun der Ausdrud 
„Ichuldbarer Weile” gewiß auch die Fulpofe Mitwirkung in fich be 
greift, und da der Hauptichuldige offenbar nicht unter einer geringer 
Verantwortlichleit ftehen kann, als ein Mitwirkenver, fo ift fein Zwei⸗ 
fel, daß der Geſetzgeber durch die Strafbeitunmung des 8. 35, U. 1, 
auch jede Fulpofe Webertretung der Eheverbote treffen wollt... Zus 
gleich ergibt fih aus dem Gefagten, daß e3 nicht gleichgiltig it, ob 
man auf die Eingehung einer Ehe mit einem kirchlichen Hinder— 
niffe die Beitimmung des 8. 507 a, St. G. auch jebt noch direkt 
zur Anwendung bringen will, oder nur mittelbar durch die Be: 
ftimmungen der 88.3 und 35, W.I; da legtere Sanktion weiter reicht 


i) „Ber fih mit Verſhhweigung eines ihm bekannten gejebliden Che: 


hinderniſſes trauen läßt .... oder fi in ein fremdes Land begibt, um ba: 
jelbf eine Che zu ihließen, die nad) den Landesgeſetzen nicht jtattfinden; 
onnte u. f. w 


2) Siche Dolliner (3. Bd., S. 477—481), HN (2. Bd., S. 277, 228) 
M. ift übrigens fudler (a. a. D. zu $. 252). 
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und auf einem neueren Geſetze beruht, jo kann in den Fällen, welche 
darunter fallen, nur diefe zur Anwendung fommen. 

Die Uebertretung des 8. 35, A. I, Tann natürlid aud in der 
Weife begangen werden, daß fich ein Defterreiher in’® Ausland be 
gibt, um dort gegen die Verbote dieſes Gefeges eine Ehe zu fchließen. 
Doch ift zu bemerken, daß dieß nur von jenen Verboten gilt, welche 
die perfönlihe Fähigkeit zur Eheſchließung affiziven. Sene, 
welche fih nur auf die Förmlichkeiten der Ehefchließung beziehen 
(SS. 14—20, 4. I), verbinden den Vefterreiher im Auslande nicht, 
wie der 8. 74, U. I, ausdrüdlich jagt; es kann daher auch von einer 
Vebertretung derjelben im Auslande keine Rede fein. Bei Webertretung 
ber Eheverbote von Seite eines Defterreichers im Auslande ift endlich 
noch durd $. 35, X. I, die Beſtimmung getroffen, daß die Verjäh: 
vungszeit für denfelben erft mit dem Tage feiner Rückkehr in die 
öiterreihifhen Staaten zu laufen beginne, eine Beltimmung, welche 
im 8. 507 a. St. ©. fehlt, und wodurd ſich daher die Straffanktion 
des letzteren Paragraphs gleichfalls von jener des $. 35, A. I, unter: 
ſcheidet. 

13. Mit der Uebertretung gewiſſer Eheverbote ſind endlich durch 
das neue Ehegeſetz nebſt der allgemeinen Strafſanktion des 8. 38, A. J, 
noch beſondere civilrechtliche Nachtheile verbunden (88. 32 
und 34, A. ID). Ueber die im 8. 32 dem Minderjährigen, welcher ohne 
die erforderliche Einwilligung des Vaters oder des Gerichtes eine Ehe 
Ichließt, angedrohte Enterbung können wir uns bier jeder meiteren 
Bemerkung enthalten, da diefer Beitimmung bereits eine eben jo gründ: 
liche, ala erfchöpfende Erörterung in diefer Zeitjchrift zu Theil wurde !). 
Die unter derfelben Vorausfegung zugleich angedrohte Verwirkung des 
Anfpruces auf ein Heiratsgut oder eine Ausſtattung gegenüber 
beiden Eltern ift ohnedieß fchon in der Beitimmung der 88. 1222 und 
1231 b. ©. B. begründet; nur dürfte die Bemerkung nicht überflüflig 
fein, daß fich der Verluſt diefes Anſpruches offenbar blos auf dieje 
Ehe bezieht, daß aljo nad) erfolgter Auflöfung derjelben die Verbind⸗ 
lichfeit der Eltern zu den gedachten Leiltungen wieder eintreten könne, 
da die Beltiimmung des 8. 1223 b. G. B. dem nicht entgegenitebt. 

Was die Beitimmung des $. 34, N. I, betrifft, jo werden da⸗ 
dur die Kinder aus einer gegen dad Verbot des 8. 13 (gerichtlich 


I) Eiche Graßl's Abhandlung „über die Enterbung“ (I. Band, 1. Heft, 
Seite I—22). 
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erwieſener Ehebruch) eingegangenen Ehe, welche nach dem Kirchengeſetze 
als giltig angeſehen werden müßte, von einem großen Theile der 
Rechte, welche das bürgerliche Geſetzbuch den ehelichen Kindern zuer⸗ 
kennt, ausgeſchloſſen. Allein fie ſind darum keineswegs noch als bür- 
gerlich uneheliche oder bürgerlich für unehelich anzuſehende Kiuder er: 
klärt, und es bleiben ihnen daher alle Rechte ehelicher Kinder, von 
denen fie nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen find. So erhalten fie 
(und aud die Gattin) den Namen des Baterd (88. 92 und 146 b. 
G. B.), ungeachtet fie auf deilen Adel oder fonftige Standesrechte 
feinen Anspruch haben. Eie haben das Net der Inteſtat-Er b⸗ 
folge gleich den übrigen ehelichen Kindern nicht blos nach der Mut: 
ter, fondern auch nad dem Bater, und umgekehrt diefer nad) ihnen, 
obgleih fie den Verwandten ihrer Eltern!) gegenüber fein Recht 
der SInteftat:Erbfolge haben, fo wenig als umgekehrt diefe Verwandten 
ihnen gegenüber. Sie haben endlich den Anſpruch auf Unterhalt, 
Erziehung und Berforgung, auf Heiratsgut und Ausſtat⸗ 
tung (88. 139, 1220, 1231 b. ©. 8.) nicht blos ihren Eltern, fon: 
bern auch ihren Großeltern gegenüber (8. 143 b. ©. 3.), da ihnen 
diejer Anſpruch dur 8. 34, U. I, nicht entzogen ift; nur kann dag 
Map desfelben bei ihnen nicht nad dem Stande ihres Vaters, ſon⸗ 
dern lediglid nah dem Bermögen ihrer Eltern beftimmt werden, 
da der Stand des Vaters nicht auf jie übergeht. Was das Verhältniß 
der dur eine foldhe Ehe verbundenen Gatten zu einander be 
trifft, fo find ziwar ihre Ehepakten ungiltig, und fie können das Inte⸗ 
tat:Erbredt der 88. 757—759 b. ©. B. gegenfeitig nicht geltend 
maden; allein der Gattin bleibt doch der Anſpruch auf den dem 
Vermögen des Mannes angemellenen Unterhalt, und auf feinen 
Namen, jo wie der im 8. 796 b. &. 2. beitimmte, den Bflichttbeil 
vertretende Unterhaltsanſpruch, welcher jedoch gleichfalld ohne Rückſicht 
auf den Stand des Mannes zu bemeflen ift. Auch bleibt ihr der im 
8. 1243 b. ©. 2. beitimmte Anſpruch auf die „gewöhnliche Verpfle⸗ 
gung” aus der Verlaffenfchaft ihres Mannes; und auch diefer hat fomohl 
den im 8. 796 beſtimmten, als auch den ihm ſonſt unter Vorausſetzung 
des Mangels zukommenden Unterhaltsanfpruch?) gegenüber der Gattin. 


') Der Ausdrud „Eltern“ ift in diefer Beftimmung des 8. 34, N. I, offenbar 
nicht in der weiten Bedeutung des 8. 42 b. ©. B., jondern in der engeren 
Bedeutung genommen, jo daß die Großeltern jelbit zu den bier erwähn: 
ten „Verwandten der Eltern“ gebören. 

) Siehe Stubenraud (a. a. D., I. Band, Seite 298). 


Es ift vielleicht eine etwas Starke Zumuthung an 
Leſer, wenn ich nach dielen weitläufigen Ausführungen 
famfeit nochmals, und zwar für ein ſchon abgehandı 
Anſpruch nehme. Allen Nr. I meiner Abhandlung - 
jwriftifhen Charakter der Anweifung für di 
Berichte) — hat in dem 2. Hefte des II. Bandes viel 
ſchrift (S. 290-302) eine Entgegnung unter der glei 
von Herrn Profeſſor Dr. Schulte in Prag hervorg 
fowohl, was den Ton als den Inhalt derfelben betr 
Erwiederung laſſen Tann. 

Schulte feheint meine Polemik gegen feine „Erl, 
Geſetzes vom 8. Ditober 1856“ von vorneherein dami 
zu wollen, daß er die legteren mit fettem Drude fo 
eine „Belegenbeitsfchrift” bezeichnet. Ich geftehe 
nen Fehler ein, daß ich diefe Schrift wirklich mie ei 
ſchaftlicher Leiftung behandelte, und bin dafür zur 
allein wenn man die Stellung des Herrn Berfaflers bei 
auch in feiner Entgegnung (6. 294) wieber mit der 9 
teitt, dah die von ihm in jener Schrift gegebenen Erl 
Geyräge an der Stimm tragen, daß fie nit in 
Dunſt hinein gefhrieben fein können,“ und 
denkt, daß eine foldde Schrift wenigftens in ihrer zweite 
und verbefierten” Auflage den Charakter einer bloßen 
Schrift” abftreifen müßte!) ; fo durfte mein Irrthum ein 
zeiblih fein. 
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Weiters fpriht mir Profeflor Schulte alle Kompetenz zur 
Polemik gegen feine Auffaffung des juriftiihden Charakters der „Aus 
weifung“ ab. Er jagt nämlid Seite 294: „Die Hauptſache überfieht 
Herr Harum: daß die Zuftruktion den von mir behaupteten Charal: 
ter baben kann, obne daß er und Viele das wiſſen, obne daß 
je diefer öffentlich formell anerkannt zu jein braucht, weil die au 
höchſter Stelle ftehenden Perfonen Mittel haben fünnen, denſelben ſtets 
geltend zu machen, und von den firhliden Organen .... ftetö aner: 
kennen zu lafjen.” Alfo beruhigt eu, ihr Völker Defterreihs ! Ahr 
babt da ein Gele, ohne es zu willen, ja, ohne daß ihr es willen 
könnt oder au nur zu willen braudt. Profeffor Schulte weiß 
es, und das ift genug; ja noch mehr, er fagt e3 euch fogar, was 
eigentlich ein barer Luxus it, da ihr es ja doch nicht zu willen 
braucht. Daß ein Gefeh als ſolches äußerlich erfheinen, daß 
es „öffentlih formell anerkannt,“ oder einfacher und mit den 
Morten unferer Gefeßgebung gejagt, gehörig fundgemadt fein 
müſſe, das ift juriftiicher Pöbelmahn, den große Geilter, wie Profellor 
Schulte, längft überwunden haben. 

Doh nahdem Schulte den Kreis der „Wiffenden” und 
„Nichtwiſſenden“ fäuberlih gezogen, nachdem er „mich und 
Ziele” — (magnum solatium est cum turba rui, fagt ſchon 
Seneca) — in den letteren Kreis geitellt, und das Licht feiner 
efoteriihen Gebeimlehre über ung — gleih der Sonne, über Gute 
und Böſe — bat leuchten laſſen; da erfaßt ihn noch einmal menſch⸗ 
liches Rühren. Er denkt fih uns offenbar niedergebeugt an unferen 
Schreibtiſchen, Speile und Trank verjhmähend, und in jchlaflofen 
Nächten finnend und grübelnd — über den juriftiichen Charakter der 
Anweifung, bis wir uns „den Kopf zerbrochen” oder eine Migraine 
befommen; und da gibt er ung, oder wohl jpeziell mir, den freunde 
ſchaftlichen Rath (ibid): „daß man am Mügften handelte, einfach die That: 
ſachen zu nehmen, wie fie vorliegen, .... zumal wenn Einen we: 
der Berufnoh Amt zwingt, fi den Kopf darüber zu zerbrechen, 


alle Unrichtigleiten und Mängel der erſten Auflage beibehalten find, und 
fand es daher nicht für nöthig, meine Bibliothek mit der zweiten Auflage 
dieſer Gelegenheitsſchrift“ zu — bereihern. Da wahrſcheinlich ver 
pröbere Theil meiner geneigten Leſer ſich in der gleichen Lage befindet, fo 
lieb ih auch in der nunmehrigen Fortſetzung meiner Abhandlung beim 
Citiren aus der erften Auflage, war jedoch gewiflenhaft genug, mid nod;: 
mals zu überzeugen, daß alle Stellen, die id anführe, fih unverändert 
aud in der zweiten Auflage finden. 
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ob die Inſtruktion eigentliches oder uneigentlihes, ober gar kein Geſetz 
iſt.“ Schönen Dank, Herr Kollega! Unſere Vorſtellungen Aber 
„Beruf und Amt“ eines Profeſſors der Rechte ſcheinen jedenfalls ver⸗ 
ſchieden zu fein; oder Sie wiſſen vielleicht nicht, dab ih Pros 
feffor „des bürgerlichen Rechts“ an der Univerfität zu Belt bin, und 
daß die oftgedachte „Anweifung“ ben Anhang eines Geiepes bildeh, 
welches faft auf alle Bartien des bürgerlichen Rechts von tiefgreifen⸗ 
dem Einfluffe it? Doc beruhigen Sie fih; wenn ich es auch TER 
meine Pfliht erachte, mir und meinen Buhörern über die Stk 
und Tragweite jever mein Fach berührenden legislativen Erſcheinung 
Rechenſchaft zu geben, fo werd’ ich mir darüber doch nie „ven Kopf 
zerbrechen.“ 

Wenn ih endlid noch erwähne, daß Schulte an verſchiedenen 
Stellen (Seite 292, Note, Seite 297) vom „AB C des Kirchenrechts 
oder von „Anfängern im Stubium des Kirchenrechts“ fpricht, und bir 
bei mit dem Baunpfahle nach mir winkt, fo brauche ich dieſe feineik 
Kömer echt attifhen Salzes, unftreitig bie pilanteften Stellen 
Schulte's Entgegnung, gewiß nur bervorzubeben, um über den‘ Tor 
der letzteren genug gefagt zu haben. 

Doch nicht zufrieden damit, mich auf ſolche Art „meines Richie 
durchbohrendem Gefühle“ zu überantworten, wozu ihn natürlich „etw 
zig und allein die Wichtigkeit der Sache veranlaßte” (Seite 280%, 
rüdt Schulte noch mit dem ſchweren Gefchlige von wohlgezählten 
„sieben Thatſachen“ (Seite 294) gegen mich an, deren erdrücken⸗ 
des Gewicht das ſchwache Gebäude meines Theorems zu Staub zer 
malmen, und zugleih dem Prachtbau feiner eigenen Doktrin zum foltk 
ben Fundamente dienen fol. Bufälliger Weile bin ich in ber Bun 
dieſen „DThatſachen“ einige andere Thatſachen entgegenzuftellen, wos 
durch jene vielleicht etwas von ihrer Wirkung verlieren bürften. | 

Die erften vier von Schulte angeführten „offentlich befannı 
ten“ Thatſachen (Seite 290, 291) laſſen fich In Kürze dahin zuſammen⸗ 
faſſen, daß alle Biſchöfe der öſterreichiſchen Monarchie bie Anweiſung 
als Kirchengeſetz in ihren Diözeſen publizirt, und ihren Ehegerichten 
als dasjenige Geſetz, wornach zu verfahren und zu entſcheiden ſei, 
vorgeſchrieben haben; daß „wohl überall” bie Räthe der Ehegerichte 
biejelbe zu befolgen in ihrem Dienfteide verfproden haben, und in 
den Erfenntnifjen der Ehegerichte die bezüglichen Paragraphe der: 
jelben als die gefeglichen Normen citirt werben. Hierauf antworte ich 
nun mit folgenden Thatjachen. In den Didzefen Gran, Waigen, 
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Erlau ift die Anmweifung, wie mir aus vollfonmen verläßlicher Quelle 
befannt ift, bis heute (Ende Dezember 1858) weder als Kirchengeſetz 
publizirt ), noch den Ghegerichten ala Gejeß vorgeichrieben, noch 
find die Räthe der legteren darauf beeidigt, nocd werden in den Er- 
kenntniſſen derjelben PBaragraphe der Anweiſung als gefegliche Normen 
citirt, Sondern ift im Gegentheile geradezu vorgeſchrie— 
ben, jene Erkenntniffe lediglid mit unmittelbarer Berufung auf die 
canones zu motiviren. Wäre mir nicht aller Humbug verbakt, fo 
könnte ih das Gleiche, ohne eine Widerlegung befürchten zu müllen, 
wohl auch noch von „vielen anderen” Diözefen Ungarns behaup— 
ten, und „zu verftehen geben, daß mir dag Material zu Gebote ftand“ 
(Schulte, Seite 300); allein ich babe wirkli nur über die genann- 
ten drei Diözefen, als die mir zunächſt liegenden, und zwar erft aus 
Anlap Schulte’s, genaue Erfundigung eingeholt; und zur Wider: 
legung der gedadhten Behauptungen ift dieß vollkommen genügend. 

Die fünfte Thatſache über die Publikation der Anweiſung von 
Seite des Staates im Neich3gejegblatte habe ich meiner früheren Aus- 
führung (Bierteljabresfchhrift, J. Bd., Seite 28) in gleihem Sinne wie 
Schulte zu Grunde gelegt; auch er vermochte aber durchaus nur die 
Bedeutung derjelben als eines Staatsgejeges für die Civilge 
richte abzuleiten. Hier bemerke ih nur noch, daß dieß die einzige 
Kundmadung der „Anweiſung“ in den oben genannten drei Diöze- 
ſen blieb. 

Die ſechſte Thatiache, Daß die Anweilung „an die einzelnen 
Öfterreichifchen Bischöfe durch den damaligen apoftoliihen Pro-Nun- 
tius, Kardinal Biale:Prels, überfandt worden it, mit dem Er: 
fuchen, fie ald Rorm zu gebrauden,” und daß dieß „Folglich feine 


) Was fpeziell die Graner Diözefe betrifft, jo wurde in derſelben lediglich 
eine oberhirtlihe Anweiſung an ven Klerus über die von bemielben zu bes 
achtenden Borjchriften des neuen bürgerlicben Ehegeſetzes (A. 1) erlafien 
mitgetheilt in ver Zeitfchrift „Religio* v. Jahre 1856, 2. Halbjahr, Nr. 50). 
In einer am 19. Dezember 1856 unter dem Vorlige Sr. Eminenz des 
Kardinal;Primas in Gran abgehaltenen Konfiftorialberathbung wurde 
geprüft, in wie ferne „einzelne Quntte der Inſtruktion“ als —— für 
die Seelſorger und die kirchliche ichtsbarkeit herauszuheben ſeien, und als 

ſolche die SS. 50, 55, 78, 80, 107, 109, 111, 20%, 211, 213, 250 der „An: 

weifung“ bezeichnet; in Beziehung auf die übrigen Punkte aber foll es bei 
den beflebenten Einrihtungen und ver biöherigen Uebung bleiben, da fie, 

„wenn audy nicht dem Wortlaute, doch dem Weſen der Sache nady” mit 

der Anweilung übereinjtimmen. (Einen nihtamtlihen Bericht darüber enthält 

die „Religio* 1887, 1. Halbj., Nr. 3.) Wie wenig diefer Vorgang ınit einer 

„Kundmachung der Anweilung ald Kirchengeſeß“ vereinbar ift, liegt am Tage. 
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bloße Empfehlung !), ſondern zugleid eine amtliche Publika— 
tion‘ lei, wird gewiß diefe Folgerung nur Jenen plaufibel machen, 
bie mit Schulte die gehörige Kundmahung eines Geſetzes als 
unnötig erachten, und daher in jeder Mittheilung desfelben fhon ein 
perplus von Publikation finden. Läge in jener Thatſache aber wirt: 
ich eine „amtliche Publikation ,” wie follte dann die Anweifung doch 
erſt „durch die Publikation Seitens der Ordinarien“ den Charak⸗ 
ter eines Kirchengefepes erhalten, wie Schulte in demjelben Auffage 
und in der neueften (nebenbei bemerkt, ſtark mobifizirten) Redaktion 
jeiner Theorie (S. 299) behauptet? 

Bezüglich der fiebenten Thatſache endlih, daß die Bilchöfe 
Oeſterreichs auf der Wiener Konferenz (1856) feierlich erklärt haben, 
die Inſtruktion ihren Ehegerichten ald „Norm“ vorfchreiben zu wollen, 
— bekenne ich mich offen als „nichtwiflend;“ doch dürfte es an fich 
Har fein, daß der juriftiiche Charakter der Anweifung nicht von dem 
„Bori&reiben wollen,” fondern nur von dem wirklichen Vorſchrei⸗ 
ben derjelben als Norm abhängen Tann. 

Hiermit glaube ich diefe unerquidlide Polemik abjchließen zu 
können, ohne mich auf die weiteren Ausführungen Schulte’, die er 
ja jelbit lediglich auf jene fieben Thatjachen ſtützt, einlaflen zu müflen. 
Wer jo wie Schulte in einem Athem die Behauptung auszufprechen 
vermag, daß die Anmweifung einen „integrirenden Beltandtheil des Kon- 
kordates“ bilde, und daß fie doch „den Charakter eines für ganz 
Defterreich gleichmäßig geltenden partilulären Kirchengeſetzes“ „unter 
ftillfihmweigender Approbation des apoftoliihen Stuhles“ nur 
„durch die Publikation Seitens der Ordinarien“ erhalten 
babe (S. 294 und 299), der jest fich fo offenbar über alle Geſetze der 
Logik hinaus, daß mit ihm weiter nicht zu ftreiten ift. 


1) Schulte felbft bezeichnete dieß früher nur ald Empfehlung (. Erläu: 


— — 


terung, S. 19); und eben fo in der zweiten Auflage, ©. 33 fi 








11. 


Heber den Begriff des Belibes. 


Vom Herrn Dr. 3. von Zielonadi, o. ö. Profeſſor des römischen Rechts an 
der k. k. Univerfität in Lemberg. 


I. Römiſches Recht. 


Die juriſtiſche Beſtimmung einer der Naturwelt angehörenden Sache 
iſt die, von einer Perſon beherrſcht zu werden, ſo wie die juriſtiſche 
Beſtimmung der Perſon die iſt, über Sachen der Natur zu herrſchen. 
Nun kann die Perſon über eine Sache zweifach herrſchen: phyſiſch oder 
rechtlich. Die Herrichaft derfelben über die Sache läßt fich nämlich von 
einem doppelten juriftiihen Geſichtspunkte aus gleichjan mit zivei vers 
ſchiedenen juriftifchen Augen anjchauen; eben daher fommt e3, daß es 
zwei Arten der Herrichaft gibt. Jede von den beiden gedachten Herr: 
ſchaften berubet auf anderen Vorausſetzungen. Die rechtliche Herrichaft 
beftehet darin, daß die Sache einer beitimmten Perſon angeböret, fo 
wie fie ift, fammt allen ihren ftofflihen Beltandtheilen, allen ihren 
Eigenſchaften und allen Bortheilen, die fie ihr überhaupt bieten kann. 
Dagegen berubet die phyſiſche Herrichaft der Perjon über eine Sade 
darauf, daß die Perjon gegenwärtig in der Lage ift, auf diejelbe mit 
Ausſchluß jedes Dritten beliebig einzuwirken. Vermag Jemand dieß, 
dann muß man ihn in der That einen Herrn derjelben nach der phy⸗ 
fifchen Seite hin nennen, wenn er auc auf diefelbe phyſiſch noch gar 
nicht eingewirkt hat. Denn die phyſiſche Einwirkung auf die Sache ift 
nichts Anderes, als eine Heußerungsart der phyſiſchen Herrichaft, mit: 
bin wäre e8 eine Verkehrtheit, ſie ala eine Bedingung des Eriverbes 
derjelben zu behandeln. — Man darf durchaus nicht jo argumentiren: 
„willft du als ein Herr der Sache gelten, jo zeige deine Herrichaft 
durch die That, d. h. durch Einwirkung auf dieſelbe,“ — vielmehr 
muß man folgendermaßen argumentiren: „weil du die Möglichkeit haft, 
Haimerl's Bierteljahrsfgrift |. Rechtew. IV. 1. 7 
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auf die Sache mit Ausſchluß jedes Dritten beliebig einzumwirfen, fo 
liegt darin ein Beweis, daß du ihr Herr bift, und du braudhit den 
Beweis deiner Herrfchaft nicht erit zu liefern durch die That.” 

In der phyſiſchen Herrichaft liegt nicht das Dürfen, nicht die 
rechtliche Berechtigung, fondern blos das phufiiche Können. Weil dem 
A, der die Sade feiner Macht unterwerfen will, Tein phyſiſches Hin- 
derniß dabei entgegenſtehet, darum ift er ihr phyfiiher Herr. So find 
alfo auch der Dieb, der Näuber, der Hehler nad diefer Seite bin 
Herren der Cache, wiewohl fie die Herrichaft über diefelbe durch Wer: 
brechen erlangt haben. 

Eigenthum (dominium, proprietas) ift der techniſch-juriſtiſche 
Name für die rechtliche Herrihaft, mährend die phyliiche Herrichaft 
mit dem Ausdrude: possessio, possessio ceivilis bezeichnet wird. Der 
Name possessio wird von Paulus in der L. 1. pr. 41. 2. folgen: 
dermaßen erflärt: „possessio appellata est a sedibus, quasi po- 
sitio, quia naturaliter tenetur ab co, qui ei insistit.“ 

Dieſelbe Anſchauung liegt dem Ausdrucke: Beſitz, jo wie aud 
dem polnifhen Ausdrude: posiadanie zu Grunde. 

Das Zufanmentreffen des Bejiges mit den Eigentbum in einer 
und derjelben Perfon ift möglich, aber nicht nothwendig. So 3.2. der 
Dieb befist blos, hat aber kein Eigenthbum, der Beitohlene hat blos 
das Gigenthbum, bis zum Diebitahl hatte er beides: Eigenthbum und 
Befig. Aber der Eigenthümer ift, da ihm die Sade angehört, beredy: 
tigt, diefelbe zu bejigen. Wenn daher ein Nichteigenthümer fie bejigt, 
jo begehet er dadurdy dem Eigenthümer gegenüber ein Unredt. Eine 
Ausnahme hievon bilden nur die Fälle des fogenannten abgeleiteten 
Beſitzes), für melde ih den Namen eines irregulären Beliges in 
Vorſchlag bringe. Aber der Grund, warım der irreguläre Beſitzer be- 
figt, ohne dem Eigenthümer gegenüber ein Unrecht zu begehen, Tiegt 
eben darin, daß er nur darum befigt, weil man bei ihm von Dem 
Grundfäßen de3 jus commune aus bloßen Zweckmäßigkeitsgründen 
abgewichen ift. Wäre dieß nicht geſchehen, dann wäre er fein Beſitzer, 
Sondern ein bloßer Inhaber, eben jo wie der Sructuar, Pächter u. |. w., 
da er das fremde Eigenthum anerkennt, und mithin den echten animus 
possessoris nicht bat. 

Die Geburtsftätte des Beſitzes Tiegt, da derfelbe eine rein phy⸗ 
fifche Herrihaft ift, außerhalb des Nechtsgebietes, aber er ift in dag 

') Bekanntlich gehört dabin der Befiß des Yauitpfandgläubigers, ded Emphy⸗ 
teuta, des Precariften und des Sequefter?. 
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Rechtögebiet aufgenommen, in demfelben gleichſam „naturalifirt,“ und 
darauf duch den Einfluß der Rechtsregel modifizirt, gleichfam „civi⸗ 
lifirt” worden (possessio plurimum ex jure mutuatur L. 49. de 
poss. non tantum corporis sed et juris est L. 49. 8. 1. eod.), 
und zwar gejchieht leteres auf Doppelte Art: manchmal wird der Be: 
ig von dent Nechte in Abrede geftellt, wo die phyſiſche Herrſchaft vor: 
liegt ) — manchmal wird dagegen unigekehrt die ununterbrochene Fort: 
dauer des Belites angenommen, wo die phyſiſche Herrichaft ftreng ge: 
nommen bereit3 unterbrochen ijt2). 

Die Aufnahme des Beliges in das Rechtsgebiet hat ihre Duelle 
in der Einfiht, daß das Recht, um feiner Miſſion gerecht zu werden, 
alle Verhältnifje in den Bereich feiner Betrachtung ziehen muß, welche 
ich im Verkehre der Menjchen bilden, mithin in der Einficht, daß 
Alles, was im Leben entjtehet, auch im Rechte feinen Plag haben 
muß, damit der Inhalt des Nechtes nicht ärmer wäre, als der Inhalt 
des Lebens. 

Der Sachverhalt ijt näher folgender: Würde die Sache nur von 
einem wirklichen Eigenthümer phyſiſch beberricht werden Fünnen, dann 
wäre fein Grund vorhanden, im Rechte zu reden von dem Belige neben 
dem Eigenthum als einer zweiten Art der Herrichaft über die Sache, 
neben demielben. Denn da der Eigenthümer feine Sache phyſiſch zu 
beberrichen berechtigt ift, mithin der Befik des Eigenthümers fich als 
ein Ausfluß feines Eigenthums auffallen läßt, jo würde das Recht 
unter der gedachten Vorausſetzung mit dem bloßen Begriffe des Eigen: 
thums auslommen, mit anderen Worten: der Juhalt desjelben wäre 
ohne Anerkennung des Befites als einer zweiten Herrfchaft neben dem 
Eigenthum nicht ärmer, als der Inhalt des Lebens. Nun aber fommen 


) So 3. 2. eine res extra commercium kann phyſiſch beberricht werden, aber 
der Beſitz läßt jih an ihr nicht erwerben, und eben jo fann ein Sklave die 
Sache phyſiſch beberrichen, aber den Belig erwirbt er nit. Gleiches fand 
Statt nad dem älteren römischen Rechte rüdfichtlich der Alıi fanilias. Daß 
die phyſiſche Herrichaft in den obigen Fällen kein Beſitz ift, hat jeinen Grund 
darin, daß der Beſiß im Verlehre einen Bermögenswerth hat, VBermögeng: 
wertbe aber nur an den res in commercio erworben werten fünnen, und 
aud nur von denjenigen, die dazu fähig find. J 

Beiſpielsweiſe ſei bier erwähnt der Saß des neueren römiſchen Rechts, daß 
der Beſiß einer Jnımobilie clam nicht erworben werden fönne, indem daraus 
die Fortdauer des Beſitzes des bisherigen Beſitzers folgt, wenn auch ein 
Dritter jeine Sache clam in Bejiß genommen und dadurch deſſen phyſiſche 
Herrſchaft an der Sache bereit? zerjtört batte, ferner der Sa, daß der Befig 
eines entflohbenen Sklaven erft dann erlijht, nahdem ein Dritter an ibm 
den Bejiß erworben u. j. w. 


» 
nd 


7 * 
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im menſchlichen Verkehr Fälle oft vor, daß die Sache von einem Nicht: 
eigenthümer phyſiſch beherricht wird. Mit Rückſicht auf diefe Fälle muß 
die Gejeßgebung, um die phyſiſche Herrichaft des Nichteigenthümers 
nicht zu ignoriren, den Belig als eine zweite Herrichaftsart neben dem 
Eigenthbum anerkennen und unter die Rechtsregeln ftellen. Bei der An: 
erfennung des Beſitzes eines Nichteigenthümers als eines befonderen 
Herrichaftsverhältnifies für ſich kann aber die Geſetzgebung nicht ftehen 
bleiben, jondern fie muß nothwendig einen weiteren Schritt thun und 
den Satz anerkennen: daß der Eigenthümer, wenn er feine Sade in 
feiner phyſiſchen Gewalt bat, doppelt ihr Herr ift, nicht blos rechtlich, 
jondern auch phyſiſch. Es ließe ſich nämlich durch nichts vechtfertigen, 
wenn nur der Belig eines Nichteigenthümers als ein bejonderes mit 
eigenen Klagen gefchüßtes Herrichaftsverhältnig behandelt würde, — 
nit auch der Beſitz eines Eigenthümerd. Wenn der Beſitz des Nicht: 
eigenthiimerd als ein dem Nechtsgebiete angehörendes Herrichaftsver: 
bältniß mit Interdikten geihüst wird, warum follte der Belit des 
Eigenthümers diejeg Schutzes entbehren? Warum follte fein Beſitz für 
das Recht gleichgiltig fein, wenn der Befig des Nichteigenthümers es 
nicht iſt? — Hiezu kommt noch der Umſtand, daß man nur felten 
mit evidenter Gewißheit wiffen kann, ob der Beliter ein Eigenthümer 
der Sade ilt, oder nicht. Würde mithin nur der Beſitz des Nichteigen- 
thümers al3 ein beſonderes mit eigenen Klagen gefhügtes Herrichafts: 
verhältniß gelten, dann müßte man, um zu erfahren, ob der Beſitz in 
einem bejtimmten concreten Falle dur Interdiete geſchützt werden 
ſoll, zunächſt unterfuchen, ob der Beliger ein Eigenthümer der Sache 
ilt oder nicht, was zu einer offenbaren Abfurbität führen würde. So 
kommt e3, daß die phyſiſche Herrichaft des Eigenthümers einer Doppel: 
ten juriſtiſchen Auffafjung fähig ift. Erſtens ift diefelte, da der Eigen: 
thümer ein Necht hat, feine Sache in feiner phyſiſchen Gewalt zu ba: 
ben, ein Ausflug des Eigenthumsrechtes, zweitens ijt dieſelbe eine 
zweite Art der Herrfchaft neben feiner rechtlichen Herrichaft, jo daß in 
der Perjon des Eigenthümers, der feine Sache befigt, zivei von ein— 
ander völlig verfchiedene Herrſchaften zufammentreffen. Nur aus diefer 
Möglichkeit einer doppelten juriftiichen Auffafjung des Befiges eines 
Eigenthümers ift e3 zu erklären, daß, wenn derjelbe dem Eigenthümer 
entzogen wird, er nicht blos mit der Eigenthbumsflage auf Grund der 
Verlegung des Eigenthums Klagen Tann, fondern aud mit einer Be- 
figezflage, fall3 die Entziehung des Beſitzes vi, clam oder praecario 
geſchah. 
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Die meiften YJuriften, und befamntlid auch Hegel, faflen den 
Beſitz als einen Vorläufer des Eigenthbums auf. Aber ohne allen Grund. 
Nicht der Befig geht dem Eigenthume vor, fondern umgefehrt das Ei- 
genthum dem Belite. Zum Begriffe des Belites gelangt man im Rechte 
nur dadurd, daß man fich die phyſiſche Herrichaft des Befiters im 
Gegenſatze denkt zu der rechtlichen Herrfchaft des Eigenthümers. Dieß 
ergibt fih daraus, daß der Grund, warum man von einem Beſitze 
neben dem Eigenthume innerhalb des Rechtsgebietes überhaupt redet, 
einzig und allein darin liegt, wie oben bereit3 bemerft wurde, daß 
Fälle im Leben oft vorfommen, daB die Sache von einem Nichteigen- 
tbümer phyſiſch beherrſcht wird. Dieß liefert den augenſcheinlichſten 
Beweis, daß es vor dem juriftiichen Begriffe des Beſitzes einen juri- 
ftifhen Begriff des Eigenthbums geben mußte. Wie follte auch das 
Privatrecht mit einem nicht rechtlichen Inſtitute beginnen? Oder will 
man, indem man den Belit einen Vorläufer des Eigenthbums nennt, 
damit den Gedanken ausdrüden, daß es mal einen vorprivatrechtlichen 
Zuſtand der Dinge gab, und daß der Belig innerhalb desſelben bie 
nämliche Stellung hatte, wie das Eigentbum des Privatrechts? — 
Diefe Anficht wäre vollends unbegründet; beim Rechte gibt es eben 
fo wenig einen Naturzuftand, wie beim Staate; Recht und Staat find 
fo alt, wie dag Meuſchengeſchlecht 1). Baulus in der L. 1.8.1. (41. 2.) 
unterftüßt die gegneriihe Anfiht nicht, mie e3 auf den erjten Blid 
den Anjchein hat. Seine Worte: „dominiumque rerum ex naturali 
possessione coepisse* — fünnen keinen anderen Sinn baben, als 
den, daß unter den Eigenthbumserwerben die originären älter find, als 
bie abgeleiteten. Dieß ift auch ganz richtig, denn bevor das Eigenthum 
auf einen Andern übertragen werden Tann, muß dazjelbe jelbitverftänd- 
li zuvor von irgend Jemand auf eine originäre Art erworben wor: 
den fein. 

Savigny faßt den Beſitz als eine faktiſche Ausübung des Ei: 
genthbums auf (Befiglehre, S. 112). Aber diefer Savigny'ſche Befig 
ift nicht der des römiſchen Rechtes. Wäre der römiſche Belig eine fal: 
tifde Ausübung des Eigenthums, daun müßte derfelbe a) erjt in dem 
Momente erworben werden, in welchem der Beliger die Sache entive: 
der benußt oder über deren Körper verfügt hat. Denn die Ausübung 
des Eigenthums ift nur auf eine von diefen beiden Arten mög: 


) Hätte aber in Natur d jemals eriftirt, würde es d 
in erechtfe fat fin. u n hinzupeife, Ge fr * Juriften nur ber Recht 
—— 


zuſtand ein 


102 Zielonadi: üb. d. Beſitz. 


fh‘), b) ferner müßte ver Beſttz nur fo lange fortdauern, ale ver 
Rechteftoff des Eigenthums von tem Befiger durch Ausbeutung ver 
Sache over Verfügung fiber viefelbe ausgeiibt wird ; jede Paufe babei 
müßte den Untergang des Befiked corpore herbeiführen. Nun gefchieht 
aber Beides nicht. Zum Erwerbe des Beſitzes genügt vie bloße Mög- 
ichfeit einer beliebigen Einwirkung auf vie Sache und ber Untergang 
resfelben nach ver Seite des corpus hin tritt erft dann ein, weit bie 
Gewißheit eingetroffen ift, daß ver Beſitzer beim beften Willen anf bie 
Sade einzuwirfen, außer State ift. 

Auch die Kierulff'ſche Auffaffung des Beſitzes ift nicht zu billi— 
gen. Kierulff vefinivt ven Sachbefig als eine faktifche Ausübung des 
Eigenthumsftoffes, des Eigenthfumsinhaltes. Gegen vie Kierulfffche 
Definition laffen fich ebenfalls die beiven gegen Savigniy angeführten 
Bedenken erheben, wie überhaupt fich die Kierulff'ſche Definition von 
ver Savigeny's nur dem Ausdrucke nach unterfcheiret, daß aber bie 
Ausprudömeife Kierulff's eine paſſendere ift, unterliegt feinem Zwei— 
fel; denn das Eigenthum ausüben kann thatfächlich nur verjenige, ber 
e8 hat; wer es nicht hat, ver kann höchitens an veffen Ausübung glau- 
ben, aber fein Glaube daran ift dann ein irriger. Da num das Zufammen- 
treffen des Befites mit rem Eigenthume in einer und terfelben Per- 
fon nur möglich aber nicht nothwendig tft, und vie Definition des Be— 
ſitzes, ſoll ſie richtig fein, fowohl auf ven Fall paffen muß, wo ber 
Eigenthümer befitt, ala andy auf ven, wo tie Sache von einem Nicht- 
eigenthümer befefjen wirt, fo ift klar, daß die Auffaffung des Beſitzes 
als einer Ausübung des Eigentums fchon dem Ausdrucke nad eine 
unrichtige fein muß. 

Der Beſitz läßt fich nicht einmal definiren als ein folches Ver- 
hältniß des Befigers zur Sache, welches dem Beſitzer pie Möglichleit 
einer beliebigen Ausübung des Eigenthumsinhaltes gewährt. Die obigen 
gegen Savigny und Kierulff angeführten Bedenken ſtünden biefer 





Mer mit Boeding die Anftellung der Klage als eine Art der Ausübung, 
des Rechts ſich denkt, der wird uns einen Vorwurf der Unvollitändigkeit 
machen können. Aber wir halten die Auffafjung Boeding's für nicht rich: 
tig. Die Klage ift ein Ausfluß des Rechtes, keineswegs aber eine Ausubung 
vesfelben. Wer ald Eigenthümer Hagt, der übt nicht dad Eigenthum aus, 
fondern er tagt vielmehr eben darum, weil der Gegner ihn an der Aus: 
übung feines Eigenthums hindert und dadurch fein Eigenthumsrecht verlekt. 
Ya nit einmal die Veräußerung läßt fih al3 Ausübung eines Rechtes 
auffafien. Vrgl. Arndt's Zeitichrift für Eivilr. und Prozeß. N. F. Bo. 3 
und Unger Spftem Bo. 1. $. 68, 
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Auffaffung zwar nicht entgegen, aber ein anderes, welches natürlicher⸗ 
weife auch ver Sapigny’fchen, fo wie der Kierulfffchen Definition 
entgegenfteht. Läge darin pas Wefen bes DBefiges, dann würde es eine 
nicht zu erklärende Anomalie fein, daß derſelbe an ten fo genannten 
universitates rerum distantium nicht erworben werten fann '), wäh- 
rend bie Ausſchließung vesfelben bei ven genannten Sachen fich von 
jelbft erflärt, wenn man ibn als eine phyſiſche Herrfchaft über eine 
Sade auffaßt, indem es von felbft erhellet, daß nur das phufifch Eri- 
ſtirende phyſiſch beherricht werden Tann. Aber auch ver Umſtand führt 
uns barauf hin, daß die Römer fich den Befig als eine phyſiſche Herr- 
ſchaft gedacht haben, daß ver Nechtsbefig Fein echter Befig ift, fondern 
eine quasi possessio d. h. ein dem echten Beſitze fünftlich nachgebilve- 
tes Verhältniß 2). Denn ver Rechtsbefig läßt fich nicht anders befiniren, 
als ein Zuftand ver Ausübung eines Rechtsinhaltes. Wäre ver Befig 
keine phyfiſche Herrfchaft, fondern ein Zuſtand ver Ausübung des Eigen- 
thumsinhalts, dann müßte ver Nechtsbefig fein Zwillingsbruvder fein, 
und wäre er dieſes, dann Lönnte er feine quasi possessio fein. Der 
Umftand, daß die Römer mit dem Befige ven Gedanken an eine Aus- 
übung des Kigenthbumsinhalts oder an eine Möglichkeit verfelben nicht 
verbinven, wiewohl viefer Gedanke fehr nahe liegt, Liefert einen Beweis 
isrer hohen geiftigen Begabung für fcharfe Auffaffung ver Nechtöbe- 
griffe. Nämlich der Beſitz ift eine zweite Art ver Herrichaft über bie 
Sache neben dem Eigenthume, die mit dem Eigenthum gar nichts ge 
mein bat. Wer alfo ihn als eine Ausübung des Eigenthumsinhaltes 
auffaßt, ver verpfufcht feine Natur, denn er bringt ihn durch dieſen 
Seitenblid auf das Eigenthum in eine Verbindung mit vemfelben, welche 
feiner Natur wiverftrebt, ftatt daran feftzuhalten, daß bie Exiſtenz ver 
phufifchen Herrſchaft des Beſitzers neben ver rechtlichen Herrfchaft des 
Eigenthümers eben nur varauf berubet, vaß vie Herrichaft „über ein 
Stüd ver unfreien Natur” von einem doppelten Geſichtspunkte aus, 
gleichfam mit zwei verfchiedenen juriftifchen Augen angefchaut werben 
kann. Mit dem juriftifchen Auge, mit welchen man ven Befik fieht, 
fan man das Eigenthum nicht fehen, va die beiven gebachten Vermö⸗— 
gensverhältnifje, um mich fo auszubrüden, nach zwei ganz verſchiedenen 


1)L.30 8. 2. „— non item tamen universi gregis ulla est usucapio, sed 
i animalium sicuti possessio ita et usueapio.“ 
7.L. 3.pr. 41.2. „Possideri autem possunt, quae sunt corporalia. L.4, * 
(41. 3) — quia nec .possideri intelligitur jus incorporale.“ L. 3% 8. 1 
(8.2) — „natura enim servitutum ea est ut possideri non possint.“ 


104 3ielonadi: üb. d. Beſitz. 


Seiten Hin liegen. Ein goldene Wahrheit enthalten vie Worte: „Nihil 
commune habet proprietas cum possessione“ !) fo wie die Worte 
„Misceri possessio et proprietas non debent ?) und fie haben auf 
feinen Fall ten trivialen Sinn, welchen fie auf ven erften Blick zu ha: 
ben fcheinen. 


II Oeſterreichiſches Recht. 


In dem öſterreichiſchen Rechte iſt ver Beſitz auf Sachen nicht 
beſchränkt, wie in dem römiſchen Rechte, vielmehr hat derſelbe nach 
ihm eine allgemeine Anwendung innerhalb des Vermögensrechtes?). Es 
heißt nämlich in 8. 311: „Alle körperlichen und unkörperlichen Sachen, 
welche ein Gegenftand des rechtlichen Verkehrs ſind, können in Befit 
genommen werben.“ 

Aus diefer allgemeinen Ausdehnung des Beſitzes auf alle Ver⸗ 
mögensrechte folgt, daß in dem dfterreichifchen Rechte fowohl ver Sach⸗ 
als auch ver Nechtöbefit eine andere Natur haben muß, als tim römi⸗ 
chen Rechte. Wäre nämlich ver Nechtsbefig nach dem öſterreichiſchen 
Rechte, gerave fo, wie nach dem römiſchen Rechte, ein quasi Beſitz, 
ein tem echten Bejite künſtlich nachgebilvetes Verhältniß, dann könnte 
er unmöglich eine fo weite Anwendung haben. Iſt aber ver Rechtsbeſitz 
in den Öfterreichifchen Rechte ein echter Befit, kein quasi Befiß, fo 
erbellet varaus, daß der Sachbefiß in dem öfterreichifchen Rechte auf 
feinen Fall eine phyſiſche Herrfchaft über eine körperliche Sache fein 
fann. Denn wäre er dieſes, dann müßte man annehmen, vaß es in 
dem öfterreichifchen Rechte zwei Beſitzesarten gibt, die fo grundbverfchie- 
ben von einander find, daß ed zwiſchen ihnen an jever Vermittlung 
fehlt. Wie wäre aber dieſe Annahme gerechtfertigt ? Iſt es nicht viel 
natürlicher, davon auszugehen, daß eine Guttungsverwandtfchaft zwi⸗ 
fchen dem Sach- und rem Rechtsbeſitze eriftirt ? Freilich wird in dem 
Gefegesterte ver Sachbefig von dem Rechtsbeſitze getrennt *), als gäbe 
es eine Gattungsverfchievenheit zwifchen beiven, Teine Logifche Veber- 


ı\L. 12 8. 1, de poss. 

2) I. 52. cod. 

3) x dem $. 1458 iſt nicht vom Beſitze an Familienrechten die Rede, und die 

dworte desfelben ordnen blos eine provijorische Anerkennung des status 
uo an. Vergl. Unger Syitem Bd. 2. 8. 104. Note 50. 

*) An dem 8. 309 wird blos der Sachbeſiß definirt, von dem Nechtöbefige ift 
bie Rede erft in dem $. 312 u. 313. Aber bier findet ſich keine Definition 
beöfelben, vielmehr geben die genannten 88. an, wie der Rechtsbeſitz erwor: 

wir ® 
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gangebrüde, die von dem einen zum anvern führt, aber dieß ift eben, 
was eine Rüge vervient. Die Rebactoren haben es fich nicht klar ges 
macht, daß fie durch die Ausvehnung des Nechtsbefites auf ſämmtliche 
Bermögensrechte fowohl dem Sach⸗- als auch dem Nechtsbefig eine von 
dem römifchen echte völlig abweichende Bedeutung beigelegt haben. 

Der Sachbefiger hat vie Möglichkeit, ven Eigenthumsinhalt aus⸗ 
zuwüben, aber weder viefe Möglichkeit, noch bie wirkliche Ausübung bil 
det nach dem römifchen Nechte das Wefen besjelber, vielmehr liegt 
deſſen Wefen nach vem genannten Rechte darin, daß er eine phyſiſche 
Herrfchaft ift über eine körperliche Sache. Eine ganz antere Natur hat 
ver Sachbefig in dem dfterr. Rechte. Derfelbe ift nichts anders, als 
ein Zuſtand ver faktifchen Ausübung des Eigenthumsinhalts, er iſt mit⸗ 
bin ein Eigenthumsbeſitz und er unterfcheivet fi) von vem Rechtsbeſitze 
in feinem wefentlichen PBunfte, indem auch ver Rechtsbeſitz als ein 
Zuftand der faltischen Ausübung des Inhalts eines Vermögensrechtes 
aufzufafjen ift!). Durch ven Namen „Sachbefig” darf ınan fich hiebei 
nicht irre führen laſſen, verfelbe berechtigt durchaus nicht zu ver Be⸗ 
bauptung, vaß ver Sachbefig in dem öfterreichifchen Rechte eben fo we⸗ 
nig im Rechtsbeſitz ift, wie in dem römifchen Rechte. Denn das dfterr. 
Hecht hat eben nur den Namen „Sachbejig” dem römifchen Rechte 
entlehnt, nicht aber ven Begriff tes Befiges. Während in dem römi⸗ 
hen Rechte ver Sachbefig fein Eigenthumsbejig ift, mithin nicht ger 
billigt werven kann, wenn die Ausdrücke „Suchbefig”- und „Cigen- 
thumsbefig” von ven Romaniſten promiscue gebraucht werben, tft dere 
felbe nach dem öfterr. echte nichts anders, als ein Eigenthumsbefik. 

Unpaſſend ijt übrigens bie Bezeichnung des Eigenthumsbefiges in 
dem öfterreichifchen Rechte mit dem Ausprude: „Sachbefig” nicht; bie 
beiven gebachten Ausprüde ift man mit vemfelben Rechte berechtigt, 
promiscue zu gebrauchen, mit welchen man oft im Leben fagt: „A bat 
die Sache” — ftatt zu ſagen: „A bat das Eigenthum an ver Sache,” 
— oter: „A ift ein Eigenthümer der Sache.” 

Aus dem Obigen ergiebt fich, vaß ver Befi nach dem öſterrei⸗ 
chiſchen Rechte auch an einer Sefammtfache 3. B. einer Heerde mög- 
lich ift. Denn an einer Heerve läßt fich der Eigenthumsinhalt eben fo 
gut ausüben, wie an einem einzelnen Viehſtücke. Nach dem römifchen 


1) Es läßt fih mithin in dem öſterr. Rechte eine allgemeine alle Arten des 
Beſitzes ohne Ausnahme umfafjende Definition aufftellen. und bieje muß 
etwa fo lauten: der Befig ift eine thatjächlihe Ausübung des Inhaltes 
eined Vermoͤgensrechtes. 
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Rechte ift dagegen bekanntlich ver Befit an einer Gefammtfache ausge: 
ſchloſſen, da viefelbe als ein Gedankending einer phyſiſchen Herrichaft 
nicht unterworfen fein Tann. 


Gränzen des Befiges in dem öfterr. Rechte, 


Wiewohl ver Beſitz nach dem dfterreichifchen Nechte im Prinzipe 
innerhalb des Vermögensrechtes im Allgemeinen anerkannt wird, fo 
folgt daraus vennoch nicht, daß derſelbe an einem jeden Vermögens⸗ 
rechte ohne Ausnahme möglich ift. ‘Denn ver Beſitz ſetzt feiner Natur 
nach ein folches Vermögensrecht voraus, welches einer mehrmaligen 
Ausübung fähig iſt, Nechte, welche im Momente ver erften Ausübung 
erlöfchen, find mithin vornweg dem Beſitze entzogen. Zu biefen Rech- 
ten gehören aber Obligationen mit einmaliger Leiftung, ferner aber auch 
das Pfandrecht. Manche Yuriften !) nehmen ven Beſitz bei vem Fauft- 
pfande an, aber ohne allen Grund. Nämlich die eigentliche Kraft des 
Fauftpfandes liegt in vem Rechte auf ven Werth ver Sache; nun aber 
geht das Faufıpfand umter, fobald ter Fauftpfanpgläubiger fein Necht 
auf ven Werth rer Pfanpfache durch Veräußerung berfelben ausübt. 
Allersings bat ver Fauftpfanpgläubiger außer des Rechtes auf ven 
Werth ver Pfandſache noch das vingliche Detentionsrecht verfelben, wel⸗ 
ches einer tauernden Ausübung fähig iſt. Aber vie Ausübung vesfelben 
fann als eine Ausübung ves Pfanprechts nicht aufgefaßt werben, va 
das Detentionsrecht des Fauſtpfandgläubigers keinen eigentlichen pfand⸗ 
rechtlichen Inhalt enthält. Nur vermöge des Nechtes auf den Werth 
ver Sache ift das Fauſtpfand ein Pfandrecht; das Detentionsrecht hat 
ver Fauſtpfandgläubiger nur als eine weitere Zugabe, welche die Natur 
feines Pfandrechts eben fo wenig ändert, wie das Gebrauchsrecht ver 
Suche bei ver Antichresis. Verhält e8 fich anders, dann müßte bas 
Fauſtpfand eine ganz anvere Pfanprechtsart fein, als vie Hhpothef. 
Daß aber dieß nicht der Fall ift, daß mithin das Fauſtpfand nur eine 
antere Verpfündungsform ift, als die Hypothek, aber mit dem nämli- 
chen pfandrechtlichen Inhalte, erhellet aus 2. 5, 8. 2 (21. 1), wo wir 
bie Worte lefen: „inter pignus et hypothecam nominis tantum 
sonus differt.* Der Sinn dieſer dunkel und auch ungefchidt ausge» 
brücdten Worte kann fein anderer fein, al® ber: daß es ungeachtet ver 
Eintheilung des Pfandrechts in pignus und hypotheca doch nur eine 


— — — — — 


) 3. B. auch noch Bruns das Recht des Beſitzes S. 480. 
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einzige Pfanprechtsart gibt, indem beite in vem, was bei dem Pfand- 
rechte wejentlich ift, mit einanter übereinjiimmen und nur in dem bon 
einanter abweichen, was bei dem Pfanprechte unwesentlich ift. 

Was die Hypothek anbelangt, fo ijt freilich auch bei ihr das 
Veräußerungsrecht ver Sache nur einer einmaligen Ausübung fähig, 
dennoch ift bei ihr meines Erachtens der Beſitz möglich und zwar dar⸗ 
um, weil biefelbe nach dem öfterreichifchen Rechte ein vingliches Hecht 
ft und ver Beſitz an ven genaunten Rechten, wenn fie fich auf eine 
unbewegliche Sache beziehen, was bei der Hypothek ftets der Fall ift 4), 
durch die Eintragung in vie öffentlichen Bücher erworben wird. Freilich 
ift dieſer Tabularbeſitz, da er nicht auf dem natürlichen Wege der Aus⸗ 
übung des Rechtsinhalts erworben wird, ein Fünftlich gefchaffener, etwa 
fo fünftlich 2), wie die quasi possessio im römiſchen Rechte, aber er 
ft Doch ein Beſitz. Mit anvern Worten: ver Naturalbefig, welcher durch 
Ausäbung eines Nechtsinhalts erworben wird, kann an der Hypothek 
eben fo wenig erworben werben, wie an dem Fauſtpfande. Dagegen tft 
der Erwerb des Zabularbejiges an ver Hypothek wohl möglich, nicht 
aber auch an dem Fauſtpfande, pa bei diefem vie Eintragung in bie 
öffentlichen Wücher nicht vorkommen fann 3). 

Wie ift es mit ven Obligationen mit mehrfacher Leiftung ? Auch 
biefelben find des Beſitzes unfähig, falls fie weder auf ein Grundſtück 
radizirt, noch am irgend ein dauerndes perfonenrechtliches Verhältniß 
gefnüpft ſind und zwar aus dem Grunde, weil fonft, wie Bruns (das 
Recht des Beſitzes ©. 482 fg.) richtig bemerkt, eine jeve Xeiftung „eine 
ſelbſtſtändige Obligation bilvet, in deren Erfüllung liegt in feiner Weile 
bie Anerfennung einer weiteren Verpflichtung, fonvern teren Dafein 
hängt lepiglich von dem an fich zufälligen ferneren Dafein des Obli- 
gationsgrundes ab.” — Puar Zeilen weiter bemerft Bruns: „Wird 
dagegen eine Obligation auf ein Grunpftüd radizirt over an ein dauerndes 
perjonenrechtliche& Verhältniß 3. B. Unterthanen-, Gemeinde⸗, Bfarrverhält- 
niß gefnüpft, fo ziehen fich vie einzelnen Xeiftungen zuſammen in ven 
aligemeinen Begriff ver Belaftung over Pflichtigkeit des Grundſtücks, 
oder ver Unterthanen, Gemeinvebürger, Bfarrlinver u. f. w. Der Gläu- 
biger hat nun ein einziges Recht gegen vie Sache oder die Perfon, von 


28 448. 

) Unger Syſtem 8. 104. 5. 285. 

*) Bekanntlich wird unter den öſterr. Juriſten darüber geftritten, ob der Na: 
turalbefig, bei diejenigen Nechten möglich ift, bei denen der Tabularbefiß 
vorfommt. Die bejabende Anſicht fcheint mir die richtige zu fein. Vrgl. 
Stubenraud Eommentar zu $. 322, 
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welchem die einzelnen Leiftungen wirklich nur die einzelnen Ausübungen 
find. Lediglich in diefer Concentration der einzelnen Leiftungen zu einem 
allgemeinen Rechte liegt aber ver Grund, warum bei Obligationen durch 
bingliche oder perfonenrechtliche Radizirung die Möglichkeit eines DBe- 
fige8 entftehet und darum ijt fie denn auch in beiven Fällen gleich- 
mäßig anzunehmen.” 

Manche Yuriften veven auch vom Beſitze des Erbrechts, aber ihre 
Anficht geht aus einer irrigen Auffaffung der Natur des Erbrechts 
hervor. Das Erbrecht ift das Recht, treten zu bürfen an Stelle des 
Berftorbenen al8 Subject des von ihm Hinterlafienen Vermögens, mit 
dem Rechte, ihn nach dem Erbfchaftserwerbe in allen vermögensrechtli- 
hen Beziehungen zu repräfentiren. Das Erbrecht ift mithin Tein Ver- 
mögensrecht, wie das Eigenthum, Dienjtbarkeiten u. |. w. fonbern es 
ift ein ideelles Recht, vermöge welches man Bermögensrechte, die dem 
Nachlaſſe angehören, mit einer erbrechtlichen Wirkung erwerben kann. 
Da dasſelbe nun fein Bermögensrecht ift, fo ift auch an ihm nach dem 
8. 811 fein Beſitz möglich. 

Nah dem Obigen laſſen fich nur folgende Rechte befigen: 1) Eigen- 
thum in allen feinen Formen, ald Alleineigenthum, Miteigenthum, 
Obereigenthun, Nutungseigentbum; 2) Dienftbarleiten ; 3) Realrechte.” 
4) die Hhpothef, wenn fie in vie äffentlichen Bücher eingetragen ift, 
5) endlich viejenigen Obligationen mit mehrfache Leiftung, welche ent- 
weber an ein Grundſtück radizirt oder an ein dauerndes perfonenrecht« 
liches Verhältniß geknüpft find. 





IV. 


Setrahtungen über einzelne Materien des Civilprojzeſſes. 


Bom Herrn Dr. Yofef Ritter von Helm, t. k. Comitatsgerichtsrathe in 
Eperies. 


1. Zum $ 2 der Civil: Prozeß: Ordnung für Ungarn. 


Has 8. 2 (b) der proviforifchen Eivil-Prozeß-Ordnung für Ungarn 
dürfen Nechtsangelegenheiten, deren Enticheidung von den Beweiſe 
und der Zurechnung einer durch die Strafgefege verbotenen Handlung 
abhängt, im Civilwege nicht anhängig gemacht werden, fo lange das 
Strafverfahren noch nicht beeudigt ift, oder das Strafgericht jich bereits 
dahin ausgefprodhen hat, daß die Einleitung desfelben nicht ftattfinde, 
oder das eingeleitete wegen Flucht, oder Abweſenheit des Beichuldigten 
nicht fortzufegen fei; kommen im Laufe des Prozeſſes gegen eine be: 
ſtimmte Perfon Verdachtsgründe einer ftrafbaren Handlung vor, welche 
auf die Streitſache wejentlihen Einfluß haben könnten, fo ift das civil: 
gerichtliche Verfahren ſogleich einzuftellen und der Erfolg des Straf: 
verfahrend abzuwarten. 

Gegen diefe Vorſchrift, welche fogar die Einleitung eines Civil: 
prozeſſes, oder doch die Fortfegung der eingeleiteten Verhandlung von 
dem Spruche des Strafrichters abhängig macht, wurden Bedenken er: 
boben, weil auf diefe Art der civilrechtlihe Spruch und deſſen oft jehr 
bringlide Erefution ungebührlich verzögert, ja auf unbeſtimmte Zeit 
aufgefchoben wird. E3 wird bemerkt, daß bei dieſem Vorgange der aus 
einer ftrafbaren Handlung SKlagende ungünftiger, ald andere Kläger 
geitellt fei, indem er bei der Erefution des fpäter doch erlangten 
Sprudes des Civilrihters wohl nur dann Befriedigungsimittel findet, 
wenn diejelben nicht bereit3 durch andere Kläger in Beichlag genommen 
wurden. Und doch follen Prozeßvorſchriften nicht der Verkürzung ma: 
terieller Rechte Vorſchub leiften ! 
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In den älteren Prozeßgeſetzen der allgemeinen und der weſtga— 
liziihen Gerichtsordnung war diefer Gegenftand völlig übergangen und 
mußte durch Nachtragsvorſchriften beftimmt werden. Aus dem Zuſam— 
menhalte der legtern ift zu entnehmen, daß Nechtsangelegenbeiten, deren 
Entiheidung von dem Beweiſe und der Zurehnung einer ftrafbaren 
Handlung abhängt, vor der erfolgten Entjcheidung der zuftändigen 
Etrafbehörde nicht angebracht werden können, und daß, wenn erft im 
Laufe des Givilverfahrens gegen eine beftinmte Perfon Anzeigungen 
einer ftrafbaren Handlung bervorfommen, und der Erfolg der hierüber 
einzuleitenden EStrafamtshandlung für die Entfcheidung der Civilfragen 
von Einfluß fein kaun, unter Einftelung des Eivilverfahreng die Amts: 
handlung der Straibehörde einzuholen und abzuwarten it). 

Die proviforiiche Civilpozeßordnung bat aljo im 8. 2 b) nur die 
Beſtimmungen zufanmengefaßt, melde den Wefen nach ſchon in den 
Declaratorien zur allgemeinen Geriht3:Ordnung enthalten waren. 

un, wo eben die Reform des Civil-Prozeſſes im Zuge fih be 
findet, will man die gegen dieſe Vorfchrift beftchenden Bedenken da: 
durch beheben, daß der Eivilrihter angewiefen werden folle, — „falls 
ih aus der Klage, oder im Lanfe des Prozeſſes Anzeigungen einer 
durch das Strafgefeg verbotenen Handlung ergeben, nur foglei die 
Anzeige an die Strafbehörde zu maden, — die Civil-Ver— 
handlung aber demohngeachtet Fortzufegen, falls nit die 
Strafbehörde deren Einjtelluug befonders verfügt ?).” 

Der wefentliche Unterjchied Diefes VBorganges von jenem, fo die 
Civilprozeßordnung vorzeichnet, Liegt wohl darin, daß bier die Ent: 
Scheidung der frage, ob Grund zur Einſtellung des Givil:, und Ein- 
leitung des Strafverfahrens vorhanden ift, völlig in die Hände des 
Givilgerichtes gelegt it, während dort Darüber einzig nur der Straf: 
richter entjcheidet und die Einftellung befonders veranlaffen muß. 

Unſeres Erachtens ijt mit diefer vorgeſchlagenen Beſtimmung die 
bier zu Löfende und im 8. 2 b) Giv. Pr. D. gelöfte Frage nicht ent: 
ſchieden. Dadurch wird blos die Vorfehrift wiederholt, welde ſchon in 
allen Etrafprozeßgejegen enthalten ift, Daß alle Behörden, daher auch 
die Givilgerichte, wenn fich bei ihrer Gejchäftsführung Verdachtsgründe 
irgend einer Ätrafbaren, von Amtswegen zu verfolgenden Handlung 
ergeben, gehalten find, dieß der zuftändigen Strafbehörde zur Amts: 
handlung witzutheilen und zugleich den Aufforderungen der Strafbe- 


N Hofdecr. v. 6, März 1821, 3. 1733 9. Inni 1835 und 4. Juli 1835, 
) ©. N 2 ad b des nenejten Gntivurfes (mr, v. UN. 6, ©. 4, liter. Anzeigen). 
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hörde, — insbefondere wegen allfälliger Einftellung des Civilverfahrens 
— zu entipreden ($. 71 St. P. O.). 

Tie zu entfcheidende Frage ift aber dahin gerichtet, wie ſich das 
Civilgericht zu benehmen habe, wenn bei demjelben Rechtsangelegenhei—⸗ 
ten zur Verhandlung und Enticheidung kommen, deren Entſcheidung 
von dem Beweiſe und der Zurechnung einer ftrafbaren Handlung ab: 
hängt, ob und in wie ferne das Civilgericht in ſolchen Fällen zur Ein- 
leitung oder Fortjegung der Verhandlung, ja zur Entſcheidung und 
Bollftredung der Entſcheidung berechtigt, oder ob und in wie ferne 
dasfelbe die Entſcheidung oder Verfügung der Strafbehörde einzuholen 
und abzuwarten bat, wobei die bloße Mittheilung des Falles zur 
Strafamtshandlung als felbjtverftändlich nicht weiter in Betracht kömmt. 

Daß es Nechtsangelegenheiten gebe, deren Enticheidung von jenen 
einer Vorfrage bedingt ift, welch' legtere der Strafbehörde zuiteht, iſt 
anerkannt; eben fo anerkannt dürfte fein, daß die den Strafbehörden 
zur Unterfuhung und Entjcheidung zugewieſenen, oder vorbehaltenen 
Fragen ihrem Wejen nad) von den rein civilrechtlichen verfchieden find, 
weshalb eben die Geſetze aller Staaten zu ihrer Unterfuhung und 
Entſcheidung einen eigenen, von dem civilrechtlichen völlig abweichen: 
den Prozeß eingeführt und andere Behörden (als fold;e) berufen haben. 
Wurde eine durch die Geſetze für jtrajbar erklärte Handlung begangen, 
jo ift das öffentliche Intereſſe mitbetheiligt, und erfolgt die Unter: 
fuchung und Seftftelung der That, — die Herſtellung des Beweiſes 
der That — je nach den verfchiedenen Prozeßarten mehr oder weniger 
von Amtswegen, ohne daß eine beſtimmte Privatperjon eben das Ver: 
langen geftellt haben muß. — Nicht jelten ift aber dag im civilgericht: 
lihen Wege zu ſuchende Recht nicht blos von dem Beweiſe der That: 
fache, die ein Geſetz als ftrafbar erflärt, fondern gerade noch von dem 
weiteren Umftande abhängig, ob fie den Thatbeitand einer beitinumten 
ftrafbaren Handlung, — eines Verbrechens, Vergehens vder einer 
Uebertretung — daritellt. Wie wichtig ift diefe Frage für die verfchie: 
denen Gradationen und die Dauer der geſetzlichen Erfaganfprüche 1)? 

Es würde zu weit führen, die unendlidh vielen Unterfchiede in 
dem Verfahren, den Beweiſen und deren Führung, wie auch Beurthei- 
lung — vor dem Civil-, und vor dem Strafrichter des Längern aufs 
zuführen; es dürfte die Thatfache genügen, daß dieje Unterſchiede be: 
jtehen und von allen Gejegen anerfannt werden, weil fie in dem innern 
Weſen der Thatjachen gegründet find, fo die Gefege für ftrafbar erflären. 

) 88. 1301, 130%, 1324—1332, 1489 a. b. G. 2. 
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Eben darum find auch diefe Unterfchiede fo weſentlich, daß fie nicht 
bei Eeite geſchoben werden können, vielmehr überall dort, wo möglich, 
beachtet werden müſſen )). 

Es ift in der Regel unzuläffig, civilrehtlide Fragen im Wege 
bed Etrafprozefjed zu verhandeln und zu entjcheiden, jo wie Fragen 
des Etrafrechtes im civilrechtlichen Prozeſſe zu erledigen, obſchon dieſe 
Unzuläſſigkeit nicht in beiden Beziehungen gleichmäßig geboten erſcheint. 
Die Strafprozeßgeſetze tragen kein Bedenken, die Strafgerichte bei Ge- 
legenheit ihrer Amtshandlungen civilrechtlihe Fragen, wenn fie ſich 
aus dem jtrafrechtlichen Verfahren ergeben und ohne Schwierigkeit für 
das Weſen des Strafprozefles fejtgeltellt und entſchieden werden können, 
enticheiden zu laſſen, weil der Strafprogeß nad feiner Natur wenig⸗ 
ſtens häufig den Civilprozeß zu erjfeßen und die bei demfelben mög— 
lichen Reſultate ebenfalld zu erbringen vermag ?). 

Nicht jo ift der Fall ınngefehrt, wenn der Straf: durch den Civil: 
prozeß erſetzt werden wollte. Schon dag mehr oder weniger Zufällige 
der Einleitung des Givilprozejjes, die Anbietung und Führung der 
Beweiſe, die dem Einfluffe des Richters mehr entrüdt find, — ja 
jchon die Natur einzelner Beweismittel, — tie die der verjchiedenen 
Eide, — find nimmer ausreihend, um den zugleih und vornehmlich 
im öffentlichen Intereſſe ergehenden Ausspruch des Strafgerichtes über 
das VBorhandenfein und die Natur einer ftrafbaren Handlung, dann 
deren gefegliche Folgen zu ermöglichen, — felbit dort nicht, wo der 
Ausſpruch über die Strafe entfällt und nur jener über die Schuld, 
dann deren Folgen erübrigte. Nicht leicht wird fih wohl Jemand fin: 
den, dem 08 nicht unzukömmlich erjchiene, wenn dem Geflugten ber 
Haupteid aufgetragen, oder von ihm der Erfüllungseid angetragen 
würde, Daß er den Kläger nicht beftohlen, nicht beraubt, oder daß er 
den Gatten der Klägerin nicht getödtet habe! — oder daß er eine der: 
lei Handlung nicht unter diefen oder jenen Nebenumſtänden begangen, 
welche ihre ftrafrechtlihe Natur kennzeichnen und die gefeglichen Folgen 
derielben bedingen! — 

Ausnahmsfälle find auch bier nicht zu vermeiden, daß Dderlei 
Fragen, weil die Bedingungen eines ftrafgerichtlihen Einſchreitens 
nicht vorhanden find, oder dod) aufgehört haben, civilrechtlich zu ver- 
handeln, zu beweifen und zu entfcheiden kommen; immer bleiben dieß 


1) 3, dieſe Liertelj. S., IT. Bd., ©. 95 und 109. 
a) 88. 399—362 Et. P. O. — Die einzige Ausnahnie beftebt nach 8. 4 der 
ot. P. O. bezüglich der Frage über die Giltigkeit einer Ehe! — 





R. v. Helm: üb. Eivilprozeß. 113 


jedoch Ausnahmen, die ſich in eben dem Maße mindern, als die Güte 
der Strafjuftiz gefteigert wird und unverkennbar nur dag letzte Aus: 
kunftsmittel, einen rechtlichen Anſpruch zur Geltung zu bringen, find, 
die in den ſeltenſten Fällen einen Erfolg haben, aber doch gewählt 
werben, eben weil fie die legten find. In der großen Regel bleiben 
folde Fragen und Entiheidungen ein Reſervat des Strafprozefles und 
der Etrafgeridhte derart, daß fie nur im Wege diefes Prozeſſes, durch 
das Verfahren und den Ausſpruch diefer Gerichte erfolgen können. 
Nah der Vorausſetzung fommen aber die auf folde Fragen Be: 
zug nebmenden Angaben in einer vor dem Givilgerichte eingebrachten 
Klage oder in dem vor diefem anhängigen (Eivil:) Verfahren vor, 
und fo entfteht die Frage über die Zuftändigkeit zu der jedenfalls 
nöthigen Bor-Enticheidung, ob eine den Strafverfahren vorbehaltene 
Vorfrage zu löfen und deshalb die Entſcheidung der Strafbehörde ein- 
zuleiten ſei? — Nicht die Frage, ob überhaupt eine ftrafbare Hand: 
Inng, und welche, begangen worden, fonbern, ob diefelbe, falls fie be- 
gangen worden, eine civilrechtlich entjcheidende Vorfrage fei, ob ins: 
befondere die Entſcheidung der civilrechtliden Fragen von dem Be— 
weife oder der Zurechnung der ftrafbaren Handlung abhänge, — ift 
bier gemeint. — Wenn es wahr ift, mas oben bemerft worden, daß 
cioilrechtliche Fragen oft im Wege des Strafverfahren? und der fofor: 
tigen jtrafgerichtlichen Entſcheidung gelöft werden, nicht felten ficherer 
und fchneller gelöft werden können, daß dagegen Fragen der Strafjuftiz 
für den Civilprogeß nicht geeignet find; fo ift es wohl richtig, wenn 
die Enticheidung der Vorfrage über die Nothwendigkeit einer ſtrafge⸗ 
rihtlihen Vor-Entſcheidung dem Civil-Gerichte vindicirt wird, 
welches in diefer Vorfrage geradezu die Möglichleit oder Un 
möglichkeit einer fofortigen felbfteigenen Verhandlung und Entſchei— 
dung ausipricht und zu etwas Unmöglid-Erkannten fügli nicht ge: 
zwungen werden fann. Dem Strafgerichte bleibt die Selbitftändigfeit 
feiner Entſcheidung noch immer gewahrt. Auch diefeg muß, wenn ihn 
die Rechtsſache vom Civilrichter abgetreten wird, vor Allen die Vor—⸗ 
frage entſcheiden, ob e3 einen Fall des eigenen gejeglichen Einfchreiteng 
ertennt; nad) der angegebenen Natur des Strafprozeſſes ift dieß aber 
nicht die Frage der Möglichleit oder Unmöglichkeit des Verhandelns 
und Erkennens, fondern nur die Frage über das Vorhandenfein oder 
Nichtvorhandenfein der gejeglihen Bedingungen des Einfchreitens im 
Öffentlichen Intereſſe, und die negative Beantwortung diefer Vorfrage 
bat die Rüdleitung der Sache an den Civilrichter zur dolse Dieſer 
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erſieht hieraus, daß er nun auf ſich ſelbſt und den Civilprozeß ange⸗ 
wieſen iſt, und muß, die Nothwendigkeit in die Vorausſetzung nehmend, 
die Verhandlung und Entſcheidung derart vornehmen, wie es eben 
tbunlich iſt. — Das Strafgericht von feinem Standpunkte und im 
Intereſſe ſeiner Amtsbandlungen wird ſich nur ſelten veranlaßt finden, 
die Einſtellung des Civilverfabrens zu verlangen, weil die Strafver- 
bandlung jedenfalls vollſtändiger fein kann, al3 jene vor dem Civil: 
Nichter; das Ztrafgericht wird felbit die Entſcheidung des Civilrichters 
zu der Neael ergeben laſſen und höchſtens nur der Erehution derfelben 
Eibalt tun, — ſo 3. DB. bei dem Vergehen des Wuchers auf den 
gerichtliden Erlag der Summe dringen, um die gejeglihe Strafe und 
dus Intereſſe des Bewucherten zu fihern. Nie kommt die Möglichkeit 
winer Amtshandlung derart in Frage, daß vorerft der Civilrichter zu 
enticheiden hätte, — mie ſolches wohl bei der Entſcheidung des Civil: 
richter8 eintritt. Der Strafrichter kömmt, wenn ihm eine Civilangele- 
genheit zur Beurtheilung der darin angeregten ſtrafrechtlichen Frage 
vorgelegt wird, nie in Verlegenheit, weil feine Entſcheidung durchweg 
den Charakter der Selbſtſtändigkeit hat, während diefe Verlegenbeit auf 
Seite des Civilrichters, wie bemerkt, wohl eintreten kann, weil er als 
jolcher geſetzlich nicht berechtigt ift, über das Worhandenfein der Be— 
dingungen abzufprechen, unter welchen das Strafverfahren mit feinen 
zolgen einzutreten hat. Die beiderfeitigen Entſcheidungen ftehen unter 
fich nicht im Widerſpruche; der Civilrichter fagt, feine Verhandlung 
oder doch Entſcheidung fei davon abhängig, daß ſich zuvor das Straf: 
gericht über die angeregten Fragen jeiner Judikatur ausſpreche, fei es 
durch Ablehnung feiner Amtshandlung, oder duch Berhandlung und 
Entſcheidung der Hauptfrage; der Strafrichter berüdfichtigt die Civil— 
rechtsfrage nicht, ſondern jpricht fi über die Straffrage, fei e8 ab- 
lehnend oder in der Hauptſache, entfeheidend aus. 

Aus diefen Gründen geht es alfo nit an, die Einftellung der 
Givilverhandlung und Entſcheidung völlig in die Hand des Strafgerich- 
tea zu legen und den Givilrichter zu nöthigen, überall dort unaufgehal- 
ten zu verhandeln und zu entjcheiden, ja auch die Entjcheidung durch: 
zufegen, wo nicht vom Strafgerichte die Einftelung des Verfahrens 
ausdrüdlich verlangt wurde. 

Die civilgerihtlihe Vorfrage über die Einftellung des Verfahrens 
muß aber, foll fie entiprechen, richtig aufgefaßt und gelöft werben. 
Die gefeglihe Vedingung diefer Einftellung ift, daß die Entſcheidung 

er in Verhandlung gefommenen Givilrehtsfahe von dem Beweife 





N. v. Helm: üb. Civilprozeß. 115 


und der Zurechnung einer ftrafbaren Handlung abhängt, und 
daß zugleich Verdachtsgründe diefer ftrafbaren Handlung gegen 
eine bejtimmte PBerfon vorkommen. Die Civilrechtsſache muß derart 
beichaffen fein, daß ihre Entſcheidung und die Art der Entfcheidung 
gerade dadurch bedingt ift, daß eine gewiſſe Thatfache bereits bewieſen 
und gerade gegen eine beftimmte Perſon, ihr zurechenbar feſtgeſtellt 
worden fei, welcher Beweis nach der Beichaffenheit ver Thathandlung 
dem Strafverfahren und Strafgerichte geſetzlich vorbehalten it, und 
daß zugleih in der Eivilflage oder im Zuge der fofortigen Verhand⸗ 
lung Umftände angegeben und durch Anbietung von Beweifen beſcheinigt 
werden, woraus wahrfcheinlic wird, gerade die beftimmte Berfon 
babe ſich der in Frage ftehenden, für die Givilfrage entjcheidenden That: 
handlung jchuldig gemacht, — es müflen rechtliche Verdachtsgründe 
gegen eine beilimmte Perjon angegeben und zu beweifen angetragen 
werden. Es ift nicht genug, wenn im Givilverfahren die Streittbeile 
einander ftrafbare Handlungen vormwerfen, oder ſolche Handlungen drit⸗ 
ter Perjonen erwähnen, ja es ift nicht genug, wenn fie ftrafbare Hand: 
lungen, welche für die Sache von Einfluß find, einfach angeben, ohne 
zugleih anzuführen, daß dieſe Handlungen einer beftimmten Perſon 
zur Laſt fallen und gegen diefelbe mit Rückſicht auf die gleichfalls an- 
zugebenden Daten eingefchritten werden kann. Im eriten Falle reicht 
die bloße Mittheilung des Vorgefommenen an die Strafbehörde, ohne 
alle Beirrung des Civilverfahrens, welches davon völlig unabhängig 
bleibt, aus; bier aber verdienen die nicht begründeten Angaben der 
Parteien ala bloße Vorwürfe und Verdächtigungen von Seite des 
Gerichtes feine Beachtung, wenigitens nicht in dem Maße, um hiedurch 
den Gang des Verfahrens zu beirren, und es wird häufig faum die 
Anzeige an die Strafbehörde zu machen fein, wenn der Behauptende 
für feine Behauptung eben Nichts, als fich felbit ala Gewährsmann 
zu Stellen vermag, weil in foldhen Fällen die gegenfeitigen Behaup- 
tungen und Widerſprüche fi) beheben und für das Einjchreiten des 
Strafgerihtes kaum auch nur entfernte Anhaltspunkte vorliegen. 

Was aber den bedingenden Einfluß der ftrafrechtlichen 
Entſcheidung für jene der Civilrechtsfrage betrifft, jo meinen wir, den: 
jelben nicht eben auf das Materielle des Nechtsfalleg und deſſen Be: 
urtheilung befchränfen, fondern in einer gewiſſen Beziehung auch anf 
das Formelle des civilrechtlichen Beweifes und feiner Kraft ausdehnen 
zu jolen. Selbit wenn die geſetzliche Löfung der Civilrechtsfrage nicht 
eben von der Entſcheidung über eine vorgelommene ftrafbare Handlung 
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abhängt, diefe Entſcheidung aber für die Kraft und Würdigung der 
geführten Beiveife von Einfluß fein kann, — möchten wir die Ein: 
ftellung der Civilrechts-Entſcheidung befürworten. 83. 3. A bringt in 
der Klage an, er babe dem B 100 fl. in Aufbewahrung gegeben, B 
aber habe diefe Summe, ftatt jelbe dem Kläger auf fein Verlangen 
zurüdzuftellen, für fi) verwendet, fich zugeeignet; hiemit befchuldigt 
A den B offenbar einer Veruntreuung durch Zueignung des ihm an: 
vertrauten Geldes. Die Entfcheidung der Civilfrage, vb B dem A 
100 fl. zu zahlen fehuldig fei, hängt allerdings nicht von den Beweiſe 
der Thatfache ab, daß B fich diefe Summe zugeeignet, indem das Recht 
de A, von B die Ausfolgung der 100 fl. zu fordern, dur den Be: 
weis der Thatſache zureichend begründet ift, daß er die 100 fl. dem B 
zur Aufbewahrung gegeben habe, und B aus dem auf foldye Art be: 
wiefenen Verwahrungsvertrage nad $. 961 des a. b. G. DB. zur Rüd: 
zahlung der 100 fl. zu verurtbeilen ift. Deſſenungeachtet würden wir 
nah Umftänden für die Einholung der ftrafgerichtlichen Vorentſchei⸗ 
dung ftimmend. Wenn A feine Behauptung, daß B die anvertraute 
Summe fih zugeeignet, veruntreut bat, — nicht weiter begründet, 
feine unterftügenden Thatfachen anführt, wodurch diefe Thatfache wahr: 
iheinlich gemacht wird, etiva blos den Haupteid darüber aufträgt und 
anbietet; fo wäre fein zureihender Grund vorhanden, die vorläufige 
ftrafgerichtlihe Anıtshandlung zu veranlafen, meil befonders mit Rüd- 
fiht auf die fehr heifle Natur der Veruntreuung und der Schwierig: 
feit in SFeftftellung ihres Thatbeftandes beim Abgang aller weiteren 
Anhaltspunkte, außer der für fi ftehenden Hägerifchen Behauptung, 
nicht die geringfte Hoffnung vorhanden ift, daß die Strafbehörde ein 
Mehreres erbringe, al3 die Givilverhandlung ſchon geliefert hat, — und 
weil unter ſolchen Umftänden nicht gejagt werden mag, daß Verdachts-⸗ 
gründe einer ftrafbaren Handlung bervorgefonmten feiern. — Anders 
jedoch würde fih die Sache geftalten, wenn Kläger die Umftände ber 
behaupteten Veruntreuung, und wodurch felbe diefen Charakter ange: 
nommen, auseinandergejeßt, und fich zur Unterftügung feiner Angaben 
auf mehrere Zeugen berufen hätte, jo daß die Strafamtshandlung einen 
Erfolg verſpricht; hier wird die Abtretung der Akten an die Strafbe= 
hörde jedenfall$ angemefjen fein, denn die Feftitellung der ſtrafrecht⸗ 
lihen Natur der Handlungsweife des Gellagten wird zwar auf feine 
Ihon aus dem Verwahrungsvertrage ſich ergebende Verpflichtung zur 


1) Gegen die Anſicht der Erläut. d. Allg. G. O. Nippel’! 1. Bd., 6.20, 21. 
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Zahlung nicht, — wohl aber auf die civilrechtliche Frage von Einfluß 
fein, ob der die Uebernahme des Geldes leugnende Geklagte zum Haupt: 
oder Erfüllunggeide zugelaffen werden folle, und es wäre doch höchſt 
bedauerli, wenn das Givilgericht den Geflagten zur Ablegung des nega⸗ 
tiven Haupteides zuließe, während gleichzeitig die Strafbehörde wider 
ihn einen Anklagebeſchluß wegen des Verbrechens der VBeruntreuung 
erließ! — 

Ein Gleiches behaupten wir auch in dem Falle, mo der auf 
Grund einer Schulburfunde Geflagte die Echtheit der Schuldurkfunde 
widerſpricht, und direft eine Fälſchung behauptet. Allerdings hat in 
dieſem Falle der Kläger die Echtheit der Urkunde zu beweifen; allein 
wie leicht kann diefer Beweis einem geübten Fälſcher gelingen, wäh⸗ 
rend der Geflagte zwar ſchwierig, aber doch die erfolgte Fälfchung zu 
bemweifen vermag! — 

Wir wollen aber unfere Anforderung fogleih auf dag rechte 
Maß zurüdgeführt haben. Zur Abtretung der Klage an die Strafbe: 
börde, daher völligen Verweigerung des Civilverfahrens wird fich ber 
Richter wohl nur in den feltenften Fällen veranlagt fehen, da es nicht 
leicht geichehen wird, daß die Fageführende Partei den Weg völlig 
verfehlt und dort im civilrehtlihen Wege auftritt, wo ihr der jeben- 
falls mehr fichere und Fürzere, den Einflüflen des Gegners meit mehr 
entrüdte Weg des Strafverfahrens noch offen fteht, und es dürfte 
nicht ſchwer zu bemeijen fein, daß meit häufiger Anzeigen vorkommen, 
worin das ftrafrechtliche Einjchreiten begehrt ipird, die aber Doch ohne 
weiters al3 vor den Civilrichter gehörig verworfen werden, — als 
Givilflagen, welche fogleih zur ftrafgerichtlihen Amtshandlung geleitet 
werden müfjen. Der Richter wird nah dem Grundfage: „audiatur 
et altera pars,* — und in mwohlbegründeter Erwägung der wichtigen 
Folgen, die an die Einleitung eines ftrafgerichtlichen Verfahrens ge 
knüpft find, — in der großen Regel — die Klage annehmen und die 
weitere gejeglihe Verhandlung einleiten. — Sit aber die Verhandlung 
eingeleitet, jo wird fie in der Regel auch zu Ende geführt werben; 
die mündliche Verhandlung bat ohnehin ihren Furzen, ununterbrochenen 
Berlauf und it die Einftellung derfelben mit Grund kaum denkbar; 
it das Verfahren jchriftlih, jo kömmt der Nichter, auch wenn er 
wollte, nicht in die Lage, vor Beendigung desfelben, vor Einlegung 
der Alten, die ihm erft den ganzen Streit vor Augen legen, ſich in die 
Prüfung der obſchwebenden Fragen, worunter die der Veranlaſſung 
der Strafamtshandlung in erfter Reihe ſteht, einzulaflen, und jo wird 
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erft nach beendeter Verhandlung vor dem Eivilrichter die Abtretung 
des Altes erfolgen. Nur uneigentlih, nämlich wenn man auch die 
Bemweisführungen durd Zeugen oder Sachverſtändige, welche noch fol: 
gen follten, in die Verhandlung einbezieht, mag dann von einer Ein- 
ftellung de3 Verfahrens gefproden werden; — nur en Aufſchub 
der civilrehtliden Entſcheidung wird es fein, der Entſchei— 
dung, melde durch die einzubolende Entſcheidung der Strafbehörde 
bedingt ift, und melde nicht felten durch legtere völlig erſetzt wird, 
wenn das ftrafgerichtliche Erfenntniß im Sinne des Geſetzes zugleich 
über die unterwaltenden civilrechtlihen Folgen des Schuldausfpruches 
ih erftredt; allein diefer Aufſchub ift, wenn anders die Vorfrage 
richtig gelöft wurde, unvermeidlich, und hat feine Gründe in der Rechts: 
ſache jelbft. 

Die Beſchwerden, melche gegen diefen Aufſchub erhoben werden, 
treffen aber eigentlich nicht ihn ſelbſt, — Sondern find gegen die un: 
beredhenbare Dauer des Etrafverfahrens gerichtet, und in dieſer Be- 
ziehung, wenn anders die Gejete befolgt werden, unbegründet. Unfere 
Strafgefege dringen in weifer Würdigung der hoben Güter des Men— 
Ichen, die dabei in Frage jtehen, mit aller Entſchiedenheit auf die raſche 
Vornahme und Beendigung der Strafprozelle, und e3 kann der Grund 
nur in der befonderen Schwierigkeit oder dem größeren Umfange der 
Sache gefunden werden, wenn über die Länge des Strafverfahrens ge= 
£lagt wird. Einen wejentlichen Grund zur eben jo energifhen und ra— 
hen, als gründlichen Durdführung der Strafverhandlung wird der 
Nichter auch in der Erwägung finden, daß dabei außer dem üffent- 
lichen Intereſſe — der Beltrafung der Uebelthäter — auch die größ: 
ten Intereſſen der durch Die Uebelthat betroffenen Beſchädigten inbe- 
griffen find, und auch die Strafverhandlung ihren Hauptzweck in der 
möglichft ausgiebigen Sanirung der durch die Webelthat herbeigeführten 
Rechtsnachtheile erblicken muß. 

Wenn wir oben gegen die principielle Einſtellung des Civilver⸗ 
fahrens und für den bloßen Aufſchub der civilrechtlichen Entſcheidung 
uns ausgeſprochen, ſo hatten wir keineswegs blos den Abſchluß der 
Verhandlung vor Augen, — denn dieſer verhilft dem Rechtſuchenden 
noch nicht zu ſeinem Rechte; wir wollen aber hiedurch die Partei ihrem 
angeſtrebten Rechte näher und ſo nahe rücken, als es nach Lage der 
Sache überhaupt thunlich iſt. ft, wie vorausgeſetzt wird, eine defint- 
tive Entiheidung nidyt möglich, jo Tann ſelbſtverſtändlich von einer 
Vollſtreckung feine Rede fein; die Partei kann nicht Mehr und fein 
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Anderes verlangen, als daß fie in Anjehung ihres rechtlichen Anfpru- 
des einem meiteren Eränfenden Treiben des Gegnerd nicht mehr aus⸗ 
gefegt, daß fie fichergeftellt fei. Möglichit erfchöpfende Normirung des 
Sicherftellungsverfahrens, deſſen nähere Beſprechung bier zu meit füb: 
ren würde, muß abbelfen und in diefer Beziehung gibt die abgefchloffene 
Verhandlung eine weſentliche Unterftügung. Der Richter hat den gan: 
zen Prozeb vorliegen, Alles, was für und wider zu erbringen war; 
mag er fi in die Lage denken, ungeadhtet der bisher noch befteben: 
den Schwierigkeiten, jo der Enticheidung entgegenitehen, dennoch ent: 
ſcheiden zu müflen und unjchwer findet er diejenige Seite heraus, 
welde im Sinne des Geſetzes einen größern Anſpruch auf feinen 
Schuß hat. Wenn der Civilrichter für ſolche Fälle gejeglih ermächtigt 
wird, die Sicherſtellung des ftreitigen Anfpruches zu verfügen und 
wenn die Strafbehörde ihre Verhandlung und Entfcheidung derart be: 
fchleunigt, wie das Gefeh verlangt; fo fann in dem Aufichube der 
civilrechtlichen Entfcheidung nimmer eine Gefahr gefunden werden. 

Aus diefen Gründen glauben wir die Beibehaltung der Vorſchrift 
des 8. 2, b) &. Pr. D. mit der Modifikation bevormorten zu jollen, 
daß, wenn erjt im Laufe einer Eivilverhandlung gegen eine bejtimmte 
Perſon Berdachtögründe einer ftrafbaren Handlung hervorkommen, 
welche auf die Entſcheidung der Streitſache weſentlichen Einfluß haben 
fönnten, zwar fogleich die Anzeige an die Strafbehörde zu machen, das 
Berfahren vor dem Civilrichter aber in der Regel bis zum Schluffe 
fortzufegen, blos mit der Entſcheidung den Erfolg des Strafver- 
fahren abzuwarten, und nur dann auch das Givil:Verfahren einzu- 
ftellen fei, wenn die Strafbehörde dieß insbefondere verlangt. Nebftbei 
wäre dag Givilgericht zu ermächtigen, nah Maßgabe der in der Ber: 
handlung beigebrachten Beweife und Beicheinigungen jene provifori- 
Ihen Vorkehrungen zu treffen, wodurd der Gegenftand des Streites 
auf die für beide Theile mindeit beſchwerende Weife fichergeltellt werde, 
— melde Beltimmung in dem Hauptftüde von der „Sicheritellung” 
eingereibt werden müßte. 


2) Zum Z. 11der prov. Eivil-Prozgekordnung für Ungarı. 


Der 8. 11 der prov. Eivil-Prozeß:Ordnung für Ungam u. |. iv. 
hat die Frage der „Zufammenfaffung, oder Häufung meh 
rerer Klagsanſprüche in derjelben Klage” und jene über 
die „Streitgenoffenfchaft” auf eine von den älteren Vorſchriften 
wefentli abweichende Art entichieden. 


GIIIIVVIIVVIIUuXII, UVVII IDIIV IIIVVVIVItVCkIV wu VIE IIIIVCMNIIVI 
ſammenhanges der Streitſachen erwähnt und leßtere dann 
menbängend erklärt, wenn ſie aus dem nämlide 
entiprungen find, (8. 40), womit der gejeliche Begriff 
menbanges beitinmt ijt. Völlig Kar find dieſe Bejtimmun 
der weſtgaliziſchen Gericht3ordnung zufammengefaßt, — un 
beit der gewählten Ausdrüde läßt an der Uebereinftim 
Geſetze nicht zweifeln. 

Die Doktrin bat diefe gefeglihe Vorſchrift dahin 
Gegenitände der Rechtsführung, oder Klagsanfprüde nic 
als zufammenhängend anzufehen find, wenn fie 

a) aus dem nämlichen Faltum entfpringen, ſonderr 
wenn 

b) ohne Rüdjiht auf die zu Grunde liegenden %o 
mehreren Anſprüche nur Eine Urkunde errichtet ift, aus 
leitet werden, — und man bat fih zu diefer Auslegu 
Grunde für berechtigt gehalten, weil die Errichtung einer 
merhin ein Faktum iſt, und wenn über ein Gejchäft eine 
richtet wird, da3 Recht auf immer wenigjtend zum Theil 
Urkunde entjpringt i). 

Die proviforiihe Civil-Prozeß-Ordnung für Unge 
Begriff der „zufammenbängenden Streitſachen“ erweitert ı 
Verbindung mehrerer Anſprüche in einer Klage dann zu, 

1. diefelben aus Einem und demfelben Rechtsgrund: 

2. aus mehreren gleichartigen Gejchäften berrühren, 
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angejehben werden können, und Gefchäfte nur dann gleichartig find, 
wenn fie gleichartige Rechtsgründe enthalten; fo Tann diefe geſetzliche 
Vorſchrift füglih dahin umſchrieben werden, — zufammenhängende 
Rechtsanfprüche feien diejenigen, welche auf einen und demfelben, oder 
doch auf mehreren gleichartigen Nechtögründen beruhen. 

Der Grund der gejeglichen Beichränfung der Gumulirung der 
Anſprüche in derjelben Klage Liegt unftreitig in dem weiſen Streben 
der Gejeßgebung, der Rechtsdurchführung die möglichite Klarheit, Deut: 
lichkeit und Beſtimmtheit zu fichern, welches Streben fchon bei ber 
Klage fih Geltung verfhaffen muß, weil eine zuſammengeſetzte Klage 
eine ebenjo bejchaffene Verhandlung und Entſcheidung im Gefolge bat, 
weil dabei die Rechtsſachen eine kaum überjehbare Weitläufigfeit und 
Größe verlangen, und weil fi die vielen Bebelfe des Klägers wie 
der Bertbeidigung leichter verwirren und die Enticheidung bei der 
Maſſe des verfchiedenartigen Subftrate® gar leicht die entjcheidenden 
Thatfachen überſehen und biedurch jelbit zu einer ganz unrichtigen, 
nicht felten weitere Streitigkeiten provocirenden werden kann, — wäh- 
rend die Verhandlung und Enticheidung der einzelnen Thatſachen in 
ihrer ifolirten Einfachheit Teinen Schwierigkeiten unterliegen würde. 

Die Angemefjenheit, ja Nothwendigkeit einer gejeglichen Beſchrän⸗ 
fung in diefer Beziehung Tann daher wohl kaum bezweifelt werben. 
Aber die Art und der Umfang diefer Beſchränkung Tann verjchieden 
feftgefegt werden, wie dieß aus den angeführten Gefegen erfichtlich wird. 

Der Entwurf der „neuen allgemeinen Civil-PBroz.:Ordnung” — 
gebt auf die Beltunmungen der allgemeinen Gerichts-Ordnung zurüd 
und läßt mehrere Anſprüche dann in Einer Klage zufammenfafien, 
wenn fie unter fih einen Zufammenbang haben, d. i. wenn fie 
aus den nämlihen Thatjahen entfprungen find, — und 
für diefen Fall wird die Zuſammenfaſſung imperativ ausgefpro: 
hen ($. 11). 

Bor Allem verwahren wir uns dagegen, daß unter den aus den 
nämlichen Thatſachen entjpringenden Anſprüchen auch jolche begriffen 
werden follten, welche auf einer und berjelben Urkunde beruhen. 
Urkunden find und bleiben ftet3 nur Beweisniittel über die Thatfachen, 
welche darin beitätigt werden ; für die durch die Urkunden zu bewei— 
jenden Rechie find diefe Thatſachen entſcheidend und die Rechte beftehen 
nur injofern, als diefe Thatjachen felbe zu begründen vermögen, wäh: 
rend die Urkunden nur dazu dienen, falls die Thatfachen nicht aner- 
kannt, beitritten werden, fie zu erweifen. Man kann daher, ſelbſt wenn 
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man die Urkunden — richtiger mohl ihre Errichtung ein Faltum nen- 
nen will, nie rechtfertigen, daß ein rechtliher Anipruh aus der Ur⸗ 
funde entfpringt oder darauf beruht und die Verbindung mehrerer, 
verjchiedenartiger Rechtsgründe, oder Thatſachen in einer Urkunde kann 
ebenfowenig einen Zufammenbang unter denjelben begründen, al3 die 
Erridtung abgefonderter Urkunden die Einheit eines Rechtsgrundes 
zu ftören vermag. 

Das Klagerecht, als das Recht zur gerichtlichen Erhebung eines 
rechtlihen Anfprucdes, — feßt ein Recht voraus und dad Recht kann 
nur unter Vorausſetzung der gejeglihen Bedingungen feiner Eriftenz 
gedacht werden, weldhe man den Rechtsgrund nennt. Die Arten 
der Nechtögründe wurden ſchon vorlängft feitgeftellt und alle Rechte 
entipringen nach unferen bürgerlichen Geſetzen aus dem a) Geſetze, 
welches gewiſſe Thatſachen als folche mit der Begründung von Ned: 
ten bekleidet, —- b) einem Bertrage, c) einer Beihädigung und 
d) dem legten Willen, wozu noch e) der richterliche Aus: 
Spruch gerechnet werden mag. Aus einem diefer Rechtsgründe muß 
jedes Recht, wenn es überhaupt beitehen fol, entfprungen fein und 
auf demfelben beruhen. Diefe Hauptrechtsgründe zerfallen meiter in 
mehrere Unterarten, welche jenach den Thatjachen, oder Rechtsgeſchäf⸗ 
ten, worin fie ſich ausfprechen, einen verjchiedenen Charalter erhalten 
und alle jene fpeciellen Rechtsgründe, welche in ihrer concreten Erichei- 
nung dieſelben gejeglihen Merkmale aufweilen, vereinigen fih unter 
einer Art und bilden gleihartige Rechtsgründe. 

Die allgemeine und die meitgaliziihe Gerichtorbnung, iveldhe 
Rechtsanſprüche nur dann als zufammenhängend anjehen, wenn diefel: 
ben aus dem nämlichen, d. b. demfelben Einen Factum ent- 
Iprungen find, fcheint hier den fpeciellen Rechtsgrund im engiten Sinne 
genommen zu haben, weil Ein Faktum, eine einzelne CThatſache, in der 
Regel doch nur einen Rechtsgrund zur Ericheinung bringt, — obſchon 
nicht zu verkennen ilt, daß der Begriff eines Faktums minder juridifch 
bezeichnend ift, menn nidyt etwa damit Alles, was überhaupt in Zeit 
und Raum ift oder gejchieht, bezeichnet werden will, und dann bleibt 
noch inımer wahr, daß Ein Faltum, 3. B. der Abſchluß von Ehepak⸗ 
ten, eines Pachtvertrages, — auch mehrere verjchiedene Rechtsgründe 
bewirken fann. Die proviſoriſche Civil-Prozeßordnung nennt die An 
Sprüche zufammenhängend, wenn fie aus einem und demfelben 
Rehtsgrunde, oder doch aus mehreren gleidhartigen Be: 
Ihäften herrühren. Wir ſehen die Nothwendigkeit nicht ein, bier 
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zwiiden abftradten Rechtsgründen (Nechtsinitituten) und den in- 
bividuell durch ein Faktum verkürperten Rechtägründen zu unter: 
Icheiden !). Wenn das Geſetz den „einen und denjelben Rechtsgrund“ 
— mit den „mehreren gleichartigen Geſchäften“ — durch die Worte: 
„Oder doch“ — verbindet; jo glauben wir darin beftimmt ausgeſpro— 
hen zu finden, daß die letztere Alternative ein Allgemeineres, eine 
Berallgemeinerung, ein den Kreis des Zufammenhängenden Erweitern: 
des enthält. Wenn daher bier die mehreren gleichartigen Geſchäfte — 
wie ohne Zweifel — eine Mehrheit von individuell rechtsbegründen⸗ 
den Thatſachen, — mehrere Darleihen, mehrere Käufe, u. f. f. bedeu⸗ 
ten; jo kann der „eine und derjelbe Rechtsgrund“ — nur auf einen 
und denjelben beftimmten, fpeciellen Rechtsgrund, — Ein Darleihen, 
Einen Kauf, u. a. bezogen werden. Mehrere Darleiben, mehrere Käufe 
rühren daher nicht aus Einem Rechtägrunde, — fondern aus derjelben 
Art der Rechtsgründe her; — fie bilden aber eben fo viele fpezielle Rechts⸗ 
gründe diefer Einen Art und fallen darum nicht unter die erite, ſon— 
dern unter die zweite Alternative des gejeplih als zufammenhängend 
Erflärten. 

Der Ausdrud „Geſchäft“ dürfte jedenfall mit Rückſicht auf 
bie ziemlich feitgeftellte juridiische Terminologie — bier minder richtig 
gewählt fein, weil er leicht auf die eigentlichen Verträge befchräntt 
werden Tönnte, welche Beihränfung der Abjicht des Geſetzes kaum ent- 
Sprechen würde, weil die obangedeuteten Gründe, auf denen die Vor: 
fchrift des $. 11 berubt, bei den durch unmittelbar geſetzliche Anorb- 
nung in gewiſſe Thatjachen gelegten Nechtsgründen, 3. B. bei dem 
Eigenthumsrechte begründenden Zuwachs, den Erſatzanſprüche begrün: 
denden Beihädigungen, u. |. mw. in gleihem Maaße gelten, wie bei 
den zmweijeitigen Thatſachen der Verträge, und wir meinen, die geſetz⸗ 
lihe Vorſchrift au dahin umfchreiben zu dürfen, daß mehrere An- 
Sprüche dann als zufammenhängend zu betrachten feien, — „wenn fie 
auf dem nämlichen (d. i. einen und demjelben) oder doch auf mehre: 
ren gleihartigen Rechtsgründen beruhen,” — die lehteren mögen dann 
zu derſelben, oder zu verſchiedenen Zeiten entitanden fein, fie mögen 
gleiche, gleichartige, oder ungleichartige Gegenſtände betreffen, — ja 


) Vergl. Schufter: Erläut. d. Civ. Pr. Ord. — 6. 73, — da doch der 
abitradie Rechtsgrund ohne verkörperndes Faltum nie zur Erſcheinung 
mit 
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fie mögen mehr, oder weniger bejfondere Merkmale, oder Beſtimmun⸗ 
gen aufweifen, wenn bieburh nur der Hauptcharakter nicht geändert 
wird, welchen die gefeßliche Art der Nechtsgründe kennzeichnet. Stifl- 
ſchweigend wird aber vorausgelegt, daß dieſe Nechtsgründe diefelben 
zwei int Streite begriffenen Perſonen betreffen, indem erit der zweite 
Sat dieſes Paragraphen die pafjive Streitgenoſſenſchaft normirt. Ohne 
Zweifel endlich bildet der Fall eine Ausnahme, wenn die Geltendma- 
hung der mehreren Anſprüche — gewiſſen befondern, Real: oder Cau⸗ 
falgerichtsftänden zugewiejen find, indem dann ungeachtet der Gleich- 
artigfeit im Wefen der Rechtsanſprüche eine Eumulirung unzuläflig 
ift, und jeder diefer Ansprüche von jenem Gerichte auszutragen ift, vor 
welches er feiner befondern Natur nad gehört. 

Mie To häufig hat au bier die Praris die gejehlichen Worte 
in einer etwas freieren Art aufgefaßt und den Begriff der Identität 
oder Gleichartigfeit auf die Identität oder Gleichartigleit der rechtsbe- 
gründenden Thatfahen oder Geſchäfte ausgedehnt und läßt die 
Eumulirung von Anfprüchen durchweg dort zu, wo felbe auf dem näm- 
lihen Faktum, demfelben Gejchäfte beruhen, fie mögen noch fo ver: 
ſchiedene rechtlihe Gründe haben, welche jämmtlih in dem Einen 
Faktum ausgeprägt find. So wird A, welcher feine Mühle dem B in 
Pacht gegeben, und ihm nebitbei die Eintreibung der rüdftändigen 
Mabhlgelder übertragen hat, — ohne allen Anjtand den Pachtzins und 
die Herausgabe der eingetriebenen Mahlgelder in Einer Klage fordern 
fönnen, obſchon der Vertrag in der eritern Beziehung einen Pacht, in 
der zweiten eine Bevollmächtigung, alfo weſentlich verfchiedene Rechts: 
gründe enthält. 

Wir haben indeflen ftet3 im Sinne der gejeblihen Vorfchrift 
diefen Vorgang als unrichtig angejeben ’). 

Bei diefer Vorſchrift über die Eumulirung der Klagsanfprüdhe 
ergibt ſich natürlich fogleih au die Frage über das PVerhältniß der 
berechtigten und verpflichteten Perfonen in Betreff des identischen, oder 
der mehreren gleidhartigen Rechtsgründe und führt zu den Begriffen 
der activen und paſſiven Streitgenofjenfhaft, jenachdem 
die Perjonen:Mebrheit auf Seite des Klägers oder des Geflagten 
eintritt. 

Die Altern Gefege — die allgemeine und die meltgaliziiche 


) S. Schuſter's zit. W. ©. 76, 2. 
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Gerihtsordnung — übergehen diefen Gegenftand,, indem fie von der 
gegründeten Erwägung ausgehen, daß der Begriff, das Weſen und die 
Bedingungen der Streitgenofjenfchaft, als eines Acceſſoriums einer ge: 
wiſſen Rechtsgemeinſchaft, theils ſchon in dem materiellen Rechte ihre 
Beftimmung finden, theils deshalb, weil mit der Verfügung über den 
Zufammenbang der Anſprüche auch ſchon über jenen der berechtigten, 
oder verpflichteten Perſonen mitentichieden iſt, und nur fo läßt ſich 
erflären, daß die lange Zeit der Geltung der genannten Gejebe bin- 
durch feine erläuternden Nachtrags:Verordnungen in diefer Beziehung 
erfloffen find. Die Folge hievon war (Zeuge der Erfahrung) ein großes 
Schwanken der Praris und mitunter Vorgänge, melche mit ziemlicher 
Sicherheit als ungeſetzlich bezeichnet werden können. 

Der Begriff der „Streitgenofjen” ift ein an und für fich nicht 
genau beftimmbarer und läßt fih nur dahin definiren, daß Streitges 
noffen jene mehreren Perſonen find, welche im Rechtsitreite ala Klä: 
ger, oder der Geflagte in diefer Mehrheit dem Gegner gegenüberfteben. 
Der Begriff conftruirt fi erft aus jenem der zuläfligen Eumulirung 
der Klagsanfprühe, — er ergibt fih aber aus diefer von felbit — 
dahin, daß Streitgenoffen jene Perſonen feien, melde nad dem Ge: 
fege in Einer Klage gemeinjchaftlich Hagen, oder geklagt werben kön⸗ 
nen (active — paſſive Streitgenofjenfchaft). 

Nah der allgemeinen Gerichtsordnung iverden Streitgenoffen 
jene Berfonen fein, melde wegen gemeinfchaftlicher Betbeiligung an 
einem beitimmten Faktum aus diefem berechtigt, oder verpflichtet wor: 
den find und deshalb daraus gemeinfam klagen, oder geflagt werden 
fönnen. Rah den Beitimmungen der proviforiichen Civil-Prozeßord- 
nung muß man in diefer Beziehung die Identität, oder doch Gleich: 
artigleit der Rechtögründe entſcheiden laſſen, zumal ſich das Geſetz 
dießfalls insbefondere näher ausfpricht und mehrere Perſonen nur 
dann mittelft der nämlichen Stlage belangen läßt, wenn leßtere gegen 
Alle auf dem nämliden Rechtsgrunde, oder auf gleid- 
artigen, mit allen Belangten gefhlofjenen Geſchäften 
berubt (8. 11). Nah dem Entwurfe der „neuen allgem. Civil-Pro: 
zeß⸗Ordnung“ befüme der Begriff neuerdings Geltung, welcher aus 
den Beitimmungen der allgemeinen Gerichtäordnung conftruirt wurde. 

Den großen praftifhen Unterſchied diefer Vorfchriften wird wohl 
Niemand verfennen, der nur überhaupt die Begriffe von einzelnen 
Thatſachen und von Rechtsgründen, dann das Verhältniß beider unter 
fih, — endlih den Unterfhied der Identität und Gleichartigleit — 
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in Betracht nimmt. Dort, wo die Identität der Thatfache entſcheidet, 
fommt eine etwaige, in der Einen Thatfache gegebene Mehrheit von 
gleihen, oder verfchiedenen Rechtsgründen nicht weiter in Betradgt. 
Wenn A mit B zum Nachtheile des CO einen Vertrag fchließt, jo er- 
geben fich hieraus zwei Nechtögründe, der Vertrag und die Beſchädi⸗ 
gung; doch können B und C den A aus beiden Nechtsgründen mit 
Einer Klage belangen; fie können dieß, auch wenn der Vertrag — 
anftatt mit A, — mit A, D und E zugleich geichloffen wurde. Aus 
einem Grundabtretungsvertrage, worin der Vater A den Grund — 
dem Sohne B gegen ein Natural-Ausgedinge für fi und eine Rente 
für den dritten X, — dann gegen Auszahlung beftimmter Baarbeträge 
an die Kinder C, D und E abtritt, — ohne Anftand A fein Natural: 
Auzgeding, X feine Rente, dann C, D und E die für fie beitimmten 
Beträge — mit der nämlichen Klage von B fordern, weil fie fämmt- 
lih ihre Anfprüde auf den Einen Vertrag ſtützen. — Aber Bund C, 
— beziehungsweife A, X, C, D und E — hätten fein Recht "zur ge: 
meinfamen Klage, wenn A mehrere, den C beichädigende, gleichartige 
Verträge geichloffen, oder wenn A mehrere feiner Grundbefigungen auf 
gleiche Weife abgetreten bätte, weil bier ſchon eine Mehrheit der den 
Klagsaniprüchen zu Grunde liegenden Thatfachen beiteht, welche gejeß- 
lich zur Eumulirung in Einer Klage nicht berechtigt. 

Anders verhält es fih nach der proviſ. Civil-Prozeßordnung. 
Hier entjcheidet nicht die Yoentität der Thatfache, — fondern nur der 
Rechtsgrund, — die Identität desfelben, oder die Gleichartigkeit der 
mehreren Rechtögründe, — Lebtere3 überdieß in Betreff des Gellagten 
mit der perfonellen Beſchränkung, daß an den mehreren gleichartigen 
Rechtsgründen, rückſichtlich an den fie darftellenden Thatfachen alle 
die mehreren Mitzuflagenden insgeſammt betbeiligt fein müſſen ®). 
In den gegebenen Fällen Fünnte daher aus dem DVertrage des A mit 
B zum Schaden de8 C — der B feine Vertragsrechte nicht vereint 
mit den Entſchädigungsanſprüchen des C, — und X feine Rente nicht 
in Verbindung mit den Anfprüden des A, C, D und E in Einer 
Klage begehren; wohl aber könnte B feine Vertragsrechte aus mehre: 
ren mit A geſchloſſenen gleichartigen Verträgen und C feine Erfaßan- 
ſprüche aus mehreren ſolchen Verträgen, dann A, C, D und E ihre 
Anſprüche aus mehreren zwifhen A und B abgefchloffenen Abtretungs⸗ 
verträgen in je Einer Klage geltend machen. 


1) Die in Nr. 125 Allg. Gerichts Zeitg. v. 3 185% ausgeſprochen abweichende 
Anficht bat feine haltbaren Gründe für ſich. geſproch che 
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Während das Weſen der aktiven Streitgenofienfhaft mit den 
Beltimmungen über die zuläflige Klaganhäufung erjhöpft wird, — 
verdient die paſſive Streitgenoffenfchaft noch eine befondere Erwägung. 
Weil die Verhandlung einer Rechtsſache doch nur von Einem Gerichte 
erfolgen Tann, fo enthält die Berftattung der palliven Streitgenofien- 
ſchaft ftets nothwendig eine Ausnahme von den allgemeinen Juris— 
dictionsvorſchriften; die mehrere Streitgenofien werden für die cumu: 
lirten Klagsanſprüche ihrem ordentlichen Richter entzogen, und ge: 
nöthigt, ausnahmsweiſe vor einem andern Gerichte Rede und Antwort 
zu geben, was ihnen mit Rückſicht auf die dadurch bewirkten größeren 
Mühen und Koften, oft die Unmöglichkeit der perſönlichen Interven⸗ 
tion jehr häufig ſchwer, — kaum je erwünſcht fein kann. Werben fie 
dann überdieß verhalten, ihre Reden oder Schriften gemeinfam zu er: 
ftatten, fo Hagen fie nıit Necht über die Gefahren, welche die gemein: 
ſame Behandlung wegen der — größern Kürze, Oberflächlichkeit, Ge: 
neralifirung des nicht völlig Sleihen und — Weglaſſung nicht un: 
wichtiger Einzelnheiten — gegen die fonderbeitliche Behandlung — be: 
trächtlich erhöht. 


Diefe Rüdfichten treten bei aktiven Streitgenoffen nicht ein; mit 
Beitimmtbeit ift anzunehmen, daß diefelben durch wichtige gemeinfame 
Intereſſen verbunden find, wenn fie fich entjchliegen, ihre Anfprüche 
durch Eine Klage zu verfolgen. Tie Erfahrung lehrt, daß fie von vie: 
jem Rechte nur felten Gebrauch machen, indem die Fälle der activen 
Streitgenoſſenſchaft kaum ein Zehntheil jener betragen, wo paſſive 
Etreitgenoffen eintreten, die diefe Verbindung auch gegen ihren Willen 
geftatten müſſen. 


Die befprochene Eigenthümlichkeit der paſſiven Streitgenoſſenſchaft 
dürfte demnach eine ziemlich dringlide Mahnung an die Geſetzgebung 
fein, die thunlichfte Beſchränkung eintreten zu laffen. Jedenfalls aber 
halten wir in diefer Beziehung eine beftimmte VBorfehrift für unbedingt 
nothwendig, auf daß die Partei ſchon in vorhinein wiſſen könne, welche 
Aniprüde fie in Einer Klage zu vereinigen befugt fei und wir könn⸗ 
ten der Anficht nicht beipflichten, dem Ermeſſen des Richters zu über: 
lafien, die Klage zur Abfonderung zurüdzumeifen, wenn er aus dem 
Inhalte derjelben eine Erjchwerung der cumulirten Verhandlung, oder 
Entiheidung beforgt; die Gejege haben eben den Zweck, den Spiel: 
raum des ridhterliden Ermeſſens in wmöglichft enge Gränzen einzu: 
fchließen und nur als traurige Nothwendigfeit mögen jene fingulären 


INS R. v. Selm: üb. Civilprozeß. 


Nülle angeſeden werden, wo wegen Unmöglichkeit beftimmter Bor: 
icdröten dem richterlichen Ermeilen Raum gegeben werden muß. 

Vei genauer Erwägung der verfhiedenen Beftinnmungen über die 
„Klaganhäufung“ — müllen wir injofern der allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung ASS. + u. 40) den Vorzug vor der proviforiichen Civ.⸗Proz.⸗ 
Ordnung einräumen, als dort nur die Identität des Faktums mit 
Ausſchluß jeder bloßen Gleichartigfeit enticheidet. Die verfchiedenen 
rechtlichen Handlungen, oder Geſchäfte und die darin ausgeprägten 
Rechtsgründe laſſen fich allerdings auf gemwiffe Arten zurüdführen, 
welche von dem Geſetze eine im Wefentlihen gleiche Behandlung fin- 
den ; es bleibt ihnen aber noch zu viel des Bejonderen, um fie als 
völlig gleichartig bezeichnen zu können. Die Verhältniffe der Menfchen, 
ihre Wünſche und Neigungen ſind höchſt mannigfaltig und diefe Ver: 
ſchiedenheit fucht fich natürlihd auch in allen ihren Wechjelbeziehungen 
und ihren Gefchäften Geltung zu verfchaffen, ja fie findet fich ſelbſt in 
den einzelnen Handlungen derart ausgeſprochen, daß man kaum zwei 
derfelben als völlig gleich bezeichnen fan. Die Gejchäfte werden we— 
nigfteng im Allgemeinen nicht nach gleihen Formularen geſchloſſen und 
ſelbſt, wo dieß in einer gewiſſen Beziehung der Fall iſt; werden Die 
Contrahenten wohl noch immer gewiſſe Bejonderheiten finden, welche 
fie in ihrem fingulären Snterefje aufgenommen wiflen wollen. Man 
nehme 3. B. mehrere Gejellfchaftsverträge über verſchiedene Gejchäfte, 
wenngleich zwiſchen denjelben Berjonen, — oder mehrere Pachtverträge 
über verfchiedene Gutskomplexe, — oder die Beitandverträge über ein 
Haus und über einen andern Grundbejig. Welche Verſchiedenheit Liegt 
in diefen einzelnen, unter diefelbe gejegliche Art fallenden Geſchäften; 
wie verjchieden find die daraus Sich ergebenden Nechte und Verbind: 
lichkeiten, welch’ verjchiedene Einwendungen können bei jedem vorkom—⸗ 
men, — die eine Verbindung vderfelben in Einer Klage ohne große 
Gefahr der Verwirrung, oder Uebergehung des Wefentlichen nicht ge- 
ftatten! Dasfelbe würde von mehreren, Erfaganfprücdhe begründenden, 
Beichädigungen gelten, — bei denen eine völlige Webereinftimmung 
und Gleichheit kaum denkbar ift. 

Diefe Gründe dürften ausreichen, un ein Abgehen von der Vor: 
ihrift de 8. 11 der proviſ. Civil-Prozeß-Ordnung für Ungarn zu 
rechtfertigen ; e3 bleibt aber zu erwägen, wie diefe Beftimmung, welche 
denn doch nothwendig ift, am angemeſſenſten zu erfegen fei? 

Für die Wiederaufnahme der Beſtimmung der Sofefinifchen Ge- 

tsordnung (88. A u. 40) fünnen mir uns nicht entfcheiven. Der 
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Begriff der „Thatſache“ und der „nämlichen Thatſachen“ — ſcheint 
uns viel zu unbeftimmt und zu wenig Beziehung auf die Nechtöge- 
meinichaft zu baben, welche doch ein Hauptmoment zur Begründung 
der Streitgenoſſenſchaft oder Gemeinschaft darbiethet. Ein und dasfelbe 
ftum Tann, wie ſchon bemerkt wurde, mehrere, unter fi in gar 
inem Zuſammenhange ſtehende Rechtögründe verkörpern, daher ver: 
ſchiedene Rechte begründen und die können ſogar eine gerade entgegen: 
geſetzte Richtung nehmen. Wir wiederholen den Yall des von A mit B 
zum Schaden des C geichlofjenen Vertrages; B dringt auf Aufrecht- 
baltung und Erfüllung des Vertrages, ohne Rüdſicht auf etwaige Rechte 
des C; dieſer greift die Giltigkeit des Vertrages an und fordert ſeine 
Aufhebung. Beide Anſprüche entſpringen aus derſelben Thatſache, dem 
Abſchluße des Vertrages zwiſchen A und B, — und doch wird Nie— 
mand behaupten wollen, daß beide Anſprüche vereint angebracht wer: 
den lönnen, oder gar müfjen? Der Grund der Unvereinbarkeit beider 
Aniprüche liegt, unabhängig von der Identität des Faltums, in den 
verſchiedenen Gründen, auf welche die Anſprüche geſtützt werden wollen, 
— ber beiderfeit3 verfchiedenen Rechtägründen. Für B wirkt der Ber: 
trag je nach feiner Natur, als Tauſch, Kauf, u. |. iv. als in biefer 
Richtung gefeglih anerkannter Rechtsgrund; für C ericheint derſelbe 
als Berlegung feiner Rechte, als Beſchädigung und bildet als ſolche 
einen befondern Rechtsgrund; — in beiden Beziehungen begründet der 
Vertrag ganz verfchiedene Rechte und Verbindlichleiten, deren Geltend: 
madhung, wie die Vertheidigung dawider ebenfo verſchieden fein müſſen; 
die Unterfheidungsgründe find immer nur die verichiedenen Nechts- 
ründe. Tritt auf Seiten eines diefer Nechtsgründe eine Mehrheit der 
etheiligten ein; dann ift die Gemeinjchaft des Nechtes, mie die der 
gegenüber liegenden Pflicht eine entichiedene und auch die Genofjen: 
haft, d. i. die gemeinfame Behandlung beim Streite eine anjtands: 
loſe. Rur unter diefer Vorausſetzung ift unſeres Erachtens ein verein: 
te8 Auftreten mehrerer Kläger gerechtfertigt. 
berhaupt hat man die altive Streitgenofjenichaft bisher viel 
zu leiht genommen. Man bat die Verfolgung verfchiedener Anſprüche 
gegen Mehrere Gellagte unterfagt, weil fein Grund zu einer foldhen 
Verbindung beitebt und die mit Recht; warum follten aber 
mehrere, unter fihb in Feiner Gemeinfchaft ftebende Kläger ge 
gen den Gellagten ihre alljeitigen, wenn auch gleichartigen Anſprüche 
vereint geltend machen können? — Wie wichtig find wohl in der Re: 
gel die perfönlichen Beziehungen der Berechtigten zum VBerpflichteten 
— für die Natur, den Umfang und die Weitergeltaltung der Rechte. 
Dan geftatte dem Mehreren unter fich rechtlich nicht verbundenen Be- 
rechtigten gegenüber Verpflichteten, abgejonderte Angriffe zu verlangen 
und fi gegen jeden beſonders zu vertheidigen, fo wird er die Angriffe 
abwehren, was ihm bei dem vereinten Anftärmen vieler, materiell nicht 
zufammenhängender Begriffe, den dabei fo ſchwer zu verhüthenden Ber: 
wirrungen und Verflachung der oft wichtigen Beſonderheiten faum gelin: 
gen kann. Jedes Bedenken hingegen ſchwindet, wenn die mehreren Angreifer 
Haimer!’s Bierteljahrenfgrift f. Rechtew. IV. 1. 9 
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durch den gemeinfamen Nechtögrund felbit fich in Gemeinſchaft befin- 
den; von felteneren Ausnahmen abgejehen, ift das Recht für Alle mit 
einem Male entftanden, fortgebildet, modificirt, geſchwächt oder aufge: 
hoben worden; der Verpflichtete hat fi) gegen das angeſprochene Eine 
Recht felbft verfürpert in der juridifchen Einheit derer, denen das Recht 
gemeinfam it, — zu vertheidigen und ihm muß es gleichgültig fein, 
welche phyfiiche Mehrheit von Berechtigten in der juridiih Einen Ber: 
Sönlichkeit inbegriffen wird. Dieſe Gemeinſchaft aber vermittelt einzig 
nur die Einheit, Jdentität des Rechtsgrundes. Sie allein 
begründet die Zuläfjigkeit der Klaganhäufung, nur fie begründet Die 
aktive und paſſive Streitgenofjenjchaft; auf diefe Art wird die Streit: 
genoſſenſchaft auf das Necht ſelbſt und nit in einer bloßen Prozeß: 
marime begründet, welch’ Leptere dort nimmer zu rechtfertigen ift, mo 
fie die Eicherheit in Durchſetzung des Rechtes und jo das materielle 
Recht felbit gefährdet. Diefe Wichtigkeit und enticheidende Straft des 
Rechtsgrundes bat auch die prov. Eivil-Prozeß-Ordnung gegenüber der 
einfachen und unzureichenden, auf das Faktum ſich ftüßenden Vorſchrift 
der ältern Gelege, — anerkannt und wir würden den $. 11 mit ftill- 
ſchweigender Uebergehung der activen und pafliven Streitgenoflenichaft, 
ala ſelbſtverſtändlichen Ergebniſſes, — dahin modificiren: „Mehrere 
Anſprüche dürfen uur dann in Einer Klage zuſammengefaßt werden, 
wenn ſie aus den nämlichen Rechtsgründen abgeleitet werden.“ 

Hiebei haben wir zugleich die imperative Faſſung („ſollen“) ver: 
mieden, indem fie uns einerſeits juridiſch nicht begründet, — weil 
denn doch Niemand zur Geltendmachung ſeiner Rechte verhalten wer⸗ 
den kann, — zugleich aber auch unpraktiſch ſcheint, weil ſie durch, 
wenngleich ſehr kurze Zwiſchenräume — der Zeit nah — in Einbrin: 
gung der Klagen umgangen werden kann, endlich nicht nothwendig 
it, indem die Geſetze genügende Beſtimmungen enthalten, nach wel⸗ 
hen man der muthwilligen Anbringung vieler Klagen zum Schaden des 
Geklagten, Lefonders den Nechtsfreunden gegenüber wirkſam fteuern kann. 

Zum Schluſſe wollen wir nur noch bemerken, daß wir bei der 
Klagsceumulirung als einfache Folge der Fdentität des Nechtsgrundes, 
oder der mehreren Nechtegründe auch die Gemeinſchaft des Rechtes 
auf Seite der mehreren Stläger fordern und fo könnte noch in Betreff 
des Vertretungsleiltere, der doch ohne Zweifel als Streitgenoffe ein- 
tritt, ein Bedenken erhoben werden. Allein dieſes entfällt bei der Er: 
wägung, daß aud bei dem BVertretungsleifter in einer gewiflen Bezie⸗ 
bung die Rechtsgemeinſchaft nicht zu verkennen ift, weshalb auch das 
Geſetz denſelben unter jene Perſonen rechnet, — „in deren Rechte man 
eingetreten, oder dur deren Handlungen man verpflichtet wurde,” — 
welche mit dem Berechtigten oder Berpflichteten felbft eine juridiſche Perſon 
bilden, Daher das Gejeg nicht Anjtand nimmt, nach richterlihen Ermef- 
jen auch dem Bertretungsleilter den Eid vorzubehalten oder aufzuerlegen 
($. 238. prov. C. Pr. O. — was allgemein als entjchiedener Fortichritt bes 
trachtet wird), die Stellung des Vertretungsleiſters im Prozeſſe aber ohnehin 
ihre erjchöpfende gejegliche Normirung findet (38. 24—26 prod. C. Pr. O.). 


— — — — — u 





V. 


Die Marimilianifhen Halsgerichtsoränungen. 


Ein Beitrag zur Gedichte des deutſchen Strafrechtes im 
Oefterreih *). 


Bom Herın Tr. W. E. Wahlberg, Wrofeilor des Strafrechtes in Wien. 


l. Anfänge einer gemeinen Öfterreihifchen Strafgefeßgebung will 
man fhon in den Malefizorduungen des erften Marimilian’3 entdeden. 
Mit Unrecht. — Diefen Rechtsquellen gegenüber ift es ganz gleichgil- 
tig, ob man die öſterreichiſche Rechts- und Gefegeseinheit neuelten Da- 
tums mit der Gloriole des Alterthums ſchmücken will. Das wahrhaft 
einigende Band, welches die Entwicelung der verjchiedenen Strafredhte 
in den deutſchen Erbländern zujammengehalten bat, war bis 1770 nicht 
ein gemeines Öjterveichiiches, vielmehr das gemeine deutfhe Recht. Es 
fan daher bei der Verichiedenbeit der Rechts: und Verfafjungszuftände 
in den „verbrüderten” Erblanden nicht befremden, daß felbit die gleich: 
zeitigen Halsgerichtöordnungen desselben Zandesfüriten in der Ausbil: 
dung der ftrafrechtlichen Snititutionen auf unterjchiedliche Entwidelungs: 
ftufen hinweiſen. 

In der Marimilianifhen Malefizordnung für einen Theil Tirols 
von 1449, und deren Nachbildungen, der NRatolpbzeller Halsgerichts⸗ 
ordnung von 1506 und der Laibacher Malefizordnung von 1514, ift 
bereit das Spiten der öffentlihen Strafen ohne Vermiſchung mit 
Geldbußen austchließend zur unbedingten Geltung gelonmen, und mit 
diefem das inquilitoriihe Strafverfahren von Amtswegen. 


*) Ter Berfafler glaubt die Freunde und Pfleger der geichichtlichen Strafrechts⸗ 
wiflenfchaft darauf aufmertſam machen zu follen, daB die „Lelterreichiiche 
Bierteljabregjchrift” das einzige juridifhe Journal in Defterreid 
ift, welches rehtögefchichtlihe Unterfuchungen auf dem Gebiete des einheimi: 
ihen Rechts mit feiner Richtung vereinbar findet. 


9, * 
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In der Marimilianiihen Landgerichtsordnung für Deſterreich 
unter der Enns von 1514, welche den L. 6. D. für Oberöfterreich 1559, 
Krain 1535, Kärnthen 1577 zur Grundlage gedient bat, ift die ältere 
unjelbftftändige, weil zum Theil noch mehr privatrechtliche Auffaflung 
des Verbrechens bei der umfaſſend anerkannten Ledigung der öffent- 
lihen Strafe und bei der gütlihen Abfindung mit der Freundſchaft 
des Entleibten fejtgebalten. Im Zuſammenhange mit diefer unfertiger 
Entwidelung des Epftemes der öffentlichen Strafen fteht das Vorherr⸗ 
chen des Privatanklageprozefies, obgleich neben diefer Prozeßart das 
DOfficialverfahren im öffentlichen Sinterejje bereit3 zum Durchbruch ge— 
langt ift. 

Schon aus diefem Grunde bietet die Vergleichung der Marimi- 
lianifhen Halsgerichtsordnungen ein höheres rechtsgeſchichtliches Inter— 
eſſe dar, abgeſehen von deren Verbältniffe zu den nicht-öfterreichiichen 
deutichen Rechtsquellen, welche gewöhnlich als Vorläufer der Karolina 
von 1532 bezeichnet werden, ja felbit abgefehen won der höchſt wahr- 
ſcheinlichen Quellenbeziehung der Tirolenfig von 1499 zu dem berühm- 
ten Schwarzenberg’fhen Werke, der Banıbergenfis von 1507 '). 

Menn wir die Erklärung für die Thatſache fuchen, daß bie 
Marimilianifshen M. D. in mejentliden Einrichtungen verjchiedenen 
Entwicelunggftufen des Strafrecht? angehören, jo dürften bierfür in 
der Verfchiedenheit der Motive der Erlaffung der Tiroler und der 
niederöfterreihifhen H. ©. D. Anhaltspunkte zu finden fein. 

Das Verhältniß der Iandesfürftlihen Malefizboheit zu den zabl- 
reichen bejonderen Gerichtsbarfeiten, welche den centbaren Boden im 
Erzherzogthume zerfplitterten, war die fortfließende Duelle von Strei= 
tigkeiten zwiſchem dem Landgerichte und den grundherrlichen Jurisdik⸗ 
tionen. Die unvolllomnenen Gericht3barfeiten machten e8 nothwendig, 
daß der Landbezirföherr erjt begrüßt werden mußte, bevor auf frem⸗ 
dein Gebiete eine gerichtliche Handlung vorgenommen werden burfte. 
Das Landgericht fonnte ohne vorläufige Nequifition und Genehmigung 
der Srund:, Schloß-, Vogt-, Klofterherrichaft in gewillen Fällen den 
Beinzichtigten nicht gefänglich einziehen lallen. Die Gutsunterthanen 
zu Dorf und Feld, unter des Grundherrn Dachtropfen, genofien zwar 
dadurch rechtlichen Schuß gegen grundloje oder willfürliche Berhaftun- 
gen und Strafunterfuchungen, aber die freie Verwaltung des landes⸗ 


ı) Siehe meine Note über die Tiroler und Laibacher M. O. in den „Oeſterr. 
Blättern für Literatur und Kunſt.“ 1806. S. 100. 
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färftliden Blutbannes wurde durch diefe grundherrlichen Verhältniffe 
vielfach behindert. 

Diefes Verhältniß bildet nun gleichfam das Fachwerk für die 
Anoronungen der 2. ©. D. für Defterr. u. d. E. von 1514, melde 
fih als das Ergebniß eines Kompromifjes der landesfürftlichen und 
grundherrlichen Jurisdiktionen darftellt. Marimilian erklärte ausdrück⸗ 
ih, daß diefe 2. ©. D. zum Behufe einer billigen Austragung der 
rungen zwiſchen den verjchiedenen Gerichtäbarkeiten erlafien worden 
fei, „mit Vorwiſſen beider Parteien und deren gutem Willen.” Hier: 
aus erklären ſich die eigenthümlihen Vorſchriften über Auslieferung 
und Haft von Gutsuntertbanen, über die Betheiligung des Herrn des 
Beihuldigten an der Prozeßführung, Fürſprache, Vornahme der Fol: 
ter, Ledigung der Strafe, Ort der Freilafiung, welchen nichts Aehn- 
liches in der Tirolenfi3 an die Seite zu ſetzen ift. 

Die Tiroler M. D. von 1499 bat andere Vorausſetzungen und 
Umgebungen. Sie wurde „auf vndertänig und diemütig bete” erlaffen. 
Marimilion erflärte in der Tiroler und Laibader M. D. wörtlich 
übereinflimmend, daß von Altersher die Malefizrechte in großer An- 
zahl der Unterthanen und mit ſchweren Koften nach eines jeden Recht: 
ſprechers Gewiſſen ohne „ainicherlay aufgefagter oder klarer ausge 
brudter geſetzt“ gehandhabt worden feien, die Befeitigung der dadurd) 
entftandenen Mißbräuche und Gebrechen geboten erfcheine, damit das 
Uebel, wie es ſich gebührt, fortan zur öffentlichen Beſtrafung gezogen 
werden könne. Allen Darimilianifhen M. D. liegt das Streben zu 
Grunde, feftere Bürgichaften wider richterlihe Bebrüdung und Will- 
für zu geben, das unzulängliche Beweisverfahren der inquifitorischen 
Wahrheitserforſchung beſſer anzupafien, die Folterung an genauere 
rechtlihe Bedingungen zu knüpfen, und durch eine ordentlich beſetzte 
Gerichtsbank bei allen michtigeren Gerichtshandlungen dag Verfahren 
unter die Autorität gerichtlicher Kollegialbeichlüße zu ftellen. Diefer ge- 
meinfamen Tendenz unerachtet, läßt fich ziwiichen der Tiroler M. O. 
und n. ö. L. G. O. ein tieferer Gegenfag nicht verfennen, der meit 
mehr im Strafrechte, denn im Strafprozefie gelegen ilt. 

H. Die Marimilianifhen 9. ©. D. find vornehmlich Prozeßord⸗ 
nungen. Während die Beitimmungen der n. ö. L. ©. D. von 1514 
über Indicien, Annahme mit Haft, Folter, Gerichtskoſten, und Ledis 
guna der Strafe u. a. augenfcheinlih für das affufatoriiche Verfahren 
bearbeitet find, werben dieſe in der tirol. M. D. von 1499 und ihren 
Nachbildungen aus dem Geſichtspunkte der Inquiſition von Amtswe⸗ 
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gen und des unbedingt geltenden öffentlichen Strafrechts feitgeltellt. 
An der Möglichkeit eines in fich abgeſchloſſenen erſchöpfenden Strafge: 
jeßbuches verzweifelt Marimilian. Die Strafredtsnormen machen auf 
Vollſtändigkeit feinen Anſpruch, weil es „nit muglich ift diefe Lannd⸗ 
gerichtzordnung notdurfftiglich zu bedenkhen ond fonderlich die — henndl 
auch die wendl alle zu beitimmen” Y). Die Tirolenfis und die L2aiba= 
her M. D. veriveifen die Rechtsſprecher bei fchiwierigen Erkenntniß auf 
das Rathſuchen bei „ainer ander gericht oder ftatt” und bei Entichei- 
dungen über nicht ausdrücklich bejchriebene Uebelthaten auf ihr „peiten 
verjteen.” Die n. ö. 2. ©. O. beruft fi nicht ausdrüdlich auf dieß 
gemeine deutiche Recht, aber erklärt, daß „ſunſt all Malefigfachn henndl 
ond tat, fo peinlih vnd den obgefchriben vngeferlich gleich fein vnd 
doch bye nit bedacht noch gemelt on fur Lanndgerichts benndl pillich 
on Rechtmeſſig veritanden werde mugn.“ 

Die n. ö. 2. ©. D. bringt weder das Syſtem der öffentlichen 
Strafen noch das inquiſitoriſche Strafverfahren zur Alleinherrſchaft. 
Eie führt das Strafverfahren regelmäßig noch auf den Grundſatz ber 
Privatanklage zurüd, doch ift dasſelbe ſchon fo weit auf die Bahn der 
inguifitoriichen Umgeftaltung eines Dfficialverfahrens eingelenft, daß das⸗ 
jelbe einzutreten hat, wein „Ehain Clager nit wer.” Es gilt bereits der 
Grumdjag der italienifhen Jurisprudenz nad) Bartolus: inquisitio 
succedit in locum accusationis. Das Bewußtſein der landesfürft- 
lien Fürſorge in der Geltendmachung des Strafrechts ift ſchon er- 
ftarkter, wenn gleih die ftrafgerichtlihe Verfolgung von Amtswegen 
nur bedingt angeordnet wird, weniger in Yortbildung des Gedankens 
der „Frage auf ſchädliche Leute” und des „Geräun's,“ als wegen befe 
ferer Erkenntniß der Negentenpflichten in Anfehung der Strafgemwalt. 
Da das akkuſatoriſche und das Dfftcialverfahren als Prozebarten 
anerfannt werden, fo ift principiell der ſtrafprozeſſualiſche Gegenfaß 
zwiſchen der n. ö. und tirol. M. O. nicht fo ſchroff, denn Marimilian, 
der in der Tirolenfi3 die Inquifition von Amtswegen unbedingt vor 
zeichnet, bedroht in der n. ö. %. ©. D. nicht nur den Privatlläger, 
Sondern auch den Landrichter mit feiner landezfüritlihen Ungnade, 
Neen und Strafe, wenn die Strafverfolgung wegen eines Verbrechens 
aus unzuläfligen Gründen unterlaffen wird. In der Tiroler und Lat- 





1) In dem Landtagsabichiede zu Innsbruck 1496 gebietet Marimilian: „in 
welchen artidin die pueßen vnnd ftraffen nicht fpecificirt onnd ausgebrudt 
fein, mit andern „tapffern” Strafen und Bußen unabläßlih Amts zu han⸗ 
deln, bei Ungnade und Peen des „unfleyß.““ 
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bacher M. D. iſt wohl von Parteien, aber nicht mehr von einem Pri⸗ 
vatanklageprogeß die Rede. Nur die Ratolphzeller M. D. kennt einen 
„Stadtclager” in Verbindung mit dem inquifitorifchen Strafverfahren. 
Leider hat die Tirolenfis den bereits im deutjchen Reiche mehrfach 
eingefhlagenen Weg des peinlichen Prozeſſes mit einem öffentlichen 
Ankläger nicht verfolgt und dadurch den Keim fpäterer inquilitorifcher 
Brozeßentartung vorbereitet. In zwei Stellen fommen Spuren bes 
Verfahrens auf Denunziation vor, nämlich bei der Anzeige der Abfager 
und Todtichläger. 

Als niedriger muß die ftrafrehtlihe Entwidelungsftufe der n. ö. 
2. ©. D. ſchon deshalb bezeichnet werden, weil das Gebiet der lands 
gerichtsmäßigen Sachen ausgedehnter ift, als fi „molgepürt,“ bie 
Anwendung öffentlier Strafen von Standes: und perfünlihen Ber: 
hältniſſen, zum Theil au von dem gütlichen Vergleich der Parteien 
abhängig gemacht und folgerichtig dem PBrivatankläger ein vorwiegender 
Einfluß eingeräumt worden ilt!). Dazu kommt, daß die Strafbeitims 
mungen ungleich dürftiger find wie in den Tiroler und Laibacher M. O.; 
Dagegen finden wir in der n. ö. L. ©. O. bei einigen Berbrechen den 
Thatbeftand und einzelne Strafmomente derjelben feiner und vollitän- 
diger ausgebildet. Vezeichnend iſt, daß die Tirolenfis das hauptjäch: 
lichſte Gewicht auf die Strafarten legt, während in der n. ö. L. G. O. 
die Feitftellung des Thatbeitandes ald das Wefentlichite betrachtet wird. 
Und dod) jollte man meinen, daB das vorherrichende ältere Anklage: 
verfahren in der n. ö. L. G. D., nach welchem der Anfläger die lage 
mit Anzeigung der „notdurfftig Indicien” auf ein beitimmtes „Malefiz“ 
bezeichnen mußte, und der Richter hiernach den Beichuldigten „anzu: 
nemen und mit der frag zichtigen und zu rechtfertigen” hatte, gerade 
auf die Feftitellung der Strafart alles Gewicht zu legen gehabt hätte. 

Auffallend muß dieß um fo mehr erjcheinen, ala die Tiroler M. O., 
welche die inquiſitoriſche Thätigkeit des Richters und die officielle Be: 
weisführung im Gegenjage zu der Stellung des Richters im Privat- 


1,2, G. D. von 151%: Doch yn dem allem jollen in almeg des Clagers vnd 
befhuldigten perſonen on derſelbn gftallt aigenjhafften, mein vn ſchicklichait 
betradyt on angejehn werdn. Bergl. insbeſ. SS. 10, 11, 1%, 14 der L. G. O. 
in Hye's Beitrag zur öfterr. Strafe. Geſch. Zeitichr. f. öſterr. Rechtsgelehrſ. 
1844. I. Bd. S. 377, über die Pedigung der Strafen an Leib und Leben. 
„nah gutter confcienz vnd gewiſſen“ auf „treffenlich getrem furbet over ab: 
trag zettlih gut.” Hier wird das echt, nad) Gnade zu richten, anertannt, 
im Unterfchiede von der gütlihen Abfindung mit der Freundſchaft in den 
88. 25 und 26. Beiipiele von Gnadenbitten und Vergleihen „des Todsſchla— 
ges wegen” im „Notizenblatt” ver I. Akad. der Willenfchaften, 185%, Nr. 20. 
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anklagsprozeſſe forgfältiger feitjegt, ungleich mehr Anlaß batte, den 
Zhatbejtand der einzelnen Verbrechen näher zu beichreiben und mit 
den durch das officielle Streben nach materieller Wahrheit gebo⸗ 
tenen feineren Unterfcheidungen der Zurechnung zur Schuld und Strafe 
in Einflang zu bringen. 

Die n. ö. L. G. O. fprigt nur im Ullgemeinen von Strafen 
an Leib und 2eben, und fegt als befannt voraus, mann dieſe ausge= 
ſprochen werden dürfen. Als Grundfag wird aufgeftellt, daß „das zeit- 
lich gutt nit on befonnder orfach fur das Recht vnd die rechtlich ftraff“ 
gejegt werden folle. Die Tiroler und Laibacher M. D. Iennt diefe Be- 
günftigung einer arbiträren Verwandlung der peinlichen Strafen nicht, 
während die n. ö. 8. ©. D. diefes Hinterpförthen der Blutgerichts- 
barkeit noch nicht gänzlich zu fchließen wagt. Erſt auf Grund einer 
Vorlage der Ausſchüſſe des vereinigten Landtages zu Innöbrud 1518 
wird die noch auf Anerkennung des alten Sühnvertrages mit der Sippe 
des Entleibten berubende Vorfchrift über die Behandlung der Tobt- 
ſchläger im Intereſſe der Feſtigung des öffentlihen Strafrechts in der 
n. ö. L. ©. D. von 1540 zu reformiren und das legte Ueberbleibſel 
der Kompofitionen zu befeitigen verfudt. 

Es ift bemerfenswertb, daß fi in den ſüdlichen Ländern unferes 
Staates die Vermögensbußen und gütlihen Abfindnngen oder Thädi⸗ 
gungen länger neben den öffentlichen peinlichen Strafen behaupten, 
wie in anderen üfterreihiichen Lanvestheilen, und in keinem Lande 
tritt diefe Erſcheinung auffallender hervor, mie in den Statutarredhten 
Süd: und Nord:Tirold. Die Tiroler M. O. ftraft 3. 3. den Mord 
mit dem Nabe, den Todtjchlag mit den Schwerte, feltft wenn bie 
Verwandten des Getödteten nicht klagbar auftreten. Südtirolifhe Straf: 
rechte dagegen, 3. B. das Tiroler Statut, lafjen die Abfindung des 
Todtfehlägerd mit der Freundſchaft des Entleibten in dem fogenannten 
pacemaden zu, eine Begünfligung, die formell erit 1773 abgeſchafft 
wird. Selbit bei anderen Verbrechen, 3. B. Jungfrauenraub, konnte 
mit Zuftimmung des Richters pace gemacht werden. Auch die L. G. D. 
für Krain von 1535 geftattete noch ein folches Abfinden des Todt- 
ſchlägers unter Intervention des Gerichts. 

Die Strafteftimmungen in der Tirolenfi3 und ihren Nachbil- 
Dungen ſchließen fih großen Theil3 au in Bezug auf Härte und 

Taufamfeit den Quellen des mittelalterlihen Strafrechts an. 
. Ein jeder Mörder fol mit dem Rade gerichtet, der Verräther 
“hleift und geviertheilt werden. Die Strafe des Verbrennens trifft: 
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Kirchenrüuber, Abjager, Brenner (Keber nad der Laibacher M. D.), 
Münzfälfcher (Zauberer nad der Tiroler M. D). Die Strafe des Er 
tränfens wird verhängt auf Bigamie, Unterfchlagung, Nothzucht. Die 
Schwertftrafe trifft die Räuber, Todtichläger, Urfehdebrecdher, Fried: 
bredder. Lebendig begraben follen Kindesmörderinen werden mit ber 
Verihärfung des Pfählens. An Leib und Gut find zu beitrafen: 
Selbftentleibung, Gottesläfterung, Verleugnung des chriſtlichen Glau⸗ 
bens, Elternmord, Entführung, Ehrenbeleidigung, Kuppelei, Unzuct, 
gottesläfterlide Schwören, Brechen eines gelobten Friedens. Die Strafe 
des Erhängens ift die ſpecifiſche Diebsſtrafe. Jedoch wird bie Strafe 
des Strange an Frauen nicht vollzogen und derfelben das Ertränken 
fubftituirt. Verſtümmelnde Leibesftrafe trifft den Falſchſchwörer, deſſen 
Zunge und Schwörfinger abgeichnitten werden follen. Schandftrafen 
fommen bei jungen Dieben und bei mutbwilligen Schulden: 
modern (Tiroler M. DO.) vor. Erftere werden an Pranger geftellt 
und mit Ruthen ausgehauen, und Legtere müfjen „ain gelb3 Scheybel 
an ihrem Rod öffentlich” tragen, fo lange fie ihre Schuld nicht bes 
zahlt haben. Auch fie trifft die Ausftellung am Pranger und Landes: 
verweifung. Betrügliher „Fürkauf“ wird mit Verfall der „hab“ ges 
ahndet (Tirol. M. D.). Auch zieht diefer Frevel eine Geldbuße nach fich. 

III. Was die Grundfäge der Zurechnung in den Marimilianifchen 
9.8. D. anbelangt, fo haben diefe bisher feine zufammenfafiende Dar: 
ftelung gefunden. 

Auch das Wenige, was darüber gelegentlich bemerkt worden ifl, 
läßt VBerichtigungen und Ergänzungen zu. Es iſt nicht richtig, daß bie 
Tiroler, Radolpbzeller und Laibacher M. D. noch durchaus dem ftrafe 
rechtlichen Standpunkte der mittelalterlihen Rechtsbücher angehören. 
Sie find vorwiegend in einem Webergangsftadium zu dem Standpunlte 
des neueren deutſchen Strafrechtö begriffen, beginnen die Größe ber 
Schuld durch gerichtliche Erforfhung der Wahrheit mit entſchiedener 
Berüdfichtigung des Willensmomentes der Strafbemefjung zu Grunde 
zu legen, einzelne Schuldformen auszuzeichnen und Abftufungen in der 
Strafe nach den verfchiedenen Graden der verbrecheriſchen Schuld an- 
zuordnen. Mir begegnen diefer Richtung vornehmlich im füdlichen 
Deutfchland ſchon ſehr früh, die ihre einflußreichite Ausgeftaltung in 
ber Bambergenfis findet 1). 

ı) Dergl alas: Geſchichte des brandenburgiich:preußiihen Strafrechtes, 
Sohn, das Strafrecht in Norbdeutichland zur Zeit der Hechts: 


bücher, I, 1858, ©. 37. Dfenbrüggen, Beitr. 3. Strafrechtögefchichte der 
deutihen Schweiz, 1859, ©. 12 ff. s 
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Die Ausdrüde, welche zur Bezeichnung der verfchiebenartigen 
Willensbeftimmungen in der Tiroler M. D. und in der n.d.%G.D. 
gebraucht werden, find eben fo wenig Kunſtworte der deutſchen Rechts: 
ſprache, wie die in der Bambergenſis und Karolina vorkommenden 
Worte. Aus der Art des Gebrauches und aus ihrer Mamigfaltigkeit 
fann jedoch auf die gangbare Prüfung und Smdividualifirung des 
Willensmomentes geſchloſſen werden. Wie hätten unfere Quellen be 
reits die Schöpfung techniſcher Worte vollziehen können, da die Aus: 
bildung juriftifch beftimmter Schuldbegriffe einer fpäteren ftrafrechtlichen 
Entwidelung in der Wiſſenſchaft angehört. Haben wir e8 etwa in der 
Zerminologie der doloſen und kulpoſen Schulbformen weit gebracht ? 

Die Tiroler M. D. unterfcheidet: wiſſenlich vnd gevärlich, unge- 
värlich, on Schuld, unfall, leichtfertig, muttwillig. Die n. 6.8. G. D. 
ſpricht von: frevenlih, vermeſſenlich, böfem Willen, mutwilliglich, 
willentlich, geferlich, vngeferlich, vberſehung. Die Wortvertindungen, 
welche pleonaſtiſch den ſittlichen Abicheu vor dem Uebelthäter in der 
Bambergenfia und Karolina zu erfennen geben, wie 3. B. fürſetzlicher 
und boshaftiger weis, argliitig und böslich, boshaftig und gefährlich, 
fehlen bier. In der Tirolenjis ift der Gegenſatz von „gevärlih“ und 
„ongevärlich,” in der n. ö. L. ©. D. der Gegenſatz von „freventlich“ 
und „ongeferlich” vorwiegend. Doch kommt der Ausdrud „ungevärlich“ 
aud) in der Bedeutung des Ungefähr, des Nidhtabjichtlichen vor. An 
einigen Stellen bedeutet „gevärlih” in Verbindung mit „wiſſenlich“ 
nicht das Gefährliche, fondern das Geflifjentlihe, 3. B. bei der Vor: 
Schrift über Unterfchlagung und Hehlerei!). Das Kulpoſe bezeichnet 
aber nicht nur „vngevärlich,“ jondern auch „leichtvertig” im Unter: 
ihiede von dem „Unfall.“ Der Dolus wird au dur „wiſſenlich“ 
ausgedrüdt, und die befonders jtarfe und große widerredtlihe Willens- 
beftimmung bezeichnet auch „mutwillig,“ „vermeſſenlich.“ 

Als Aufhebungsgründe der Zurehnungsfähigfeit führt die n. 8. 
2. G. D. an: „geprechen der vernunfft, beſchwerung ainer krankheit,“ 
fo weit diejelbe nicht verjchuldet worden ijt, endlich „onfinniger weis,“ 
ohne Jugend und Krankheit, wie dieß in anderen Quellen geſchieht, 
neben einander zu ftellen, oder den Ausdrud, der gewöhnlich von Gei- 


') Vergl. die Kontroverje über die Bedeutung des Wörthens „geverlich” im 
Art. 159 der B. ©. O. ©. Wächter, Lehrb. des röm. deutſch. Strafe. II. 
S. 300 fi. Sammer, im Archiv des Crim. Rechts, 1845. Dfjenbrüggen, 
Abhandl. aus dem deutihen Strafr., 1857, ©. 6 fi. Siehe auch unten, Mb- 
faß IV., der Gotſwerer halben, 
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ſtesſtbrungen gebraucht wird, auf die Kindheit oder Jugend zu bezie- 
ben 2). — Die Tiroler M. D. jpricht bei den Strafbeitimmungen des 
Diebftahles ausfchließlih von dem jugendlichen Alter. Altersgrenzen 
find in ftrafrechtlicher Beziehung das achtzehnte Lebensjahr beim Dieb- 
ſtahl, in privatrechtlicher Beziehung bei Verbeiratung einer ledigen 
Tochter unter 18 Jahren, oder einer Mündel unter 16 Jahren, ohne 
Willen und Willen der Eltern, ober des Gerhabs, oder der nächften 
Freundſchaft. Ob die Kindheit oder ein beitimmtes Lebensalter bie 
Zurehnungsfähigfeit oder Straffähigfeit ausfchließe, oder einen Einfluß 
auf die Strafbarkeit äußere, wird nicht erwähnt, fondern als etwas 
in Rechtsbewußtfein der Rechtiprecher Feſtſtehendes als befannt vor: 
ausgeſetzt, Da hierüber ſchon die Quellen zur Zeit der Rechtsbüchern 
Anordnungen enthalten und die Marimilianifden M. D. an ſchon 
früher vorhandene Rechtsgewohnheiten fo gut anknüpfen, wie dieß die 
Bambergenfis und Karolina überhaupt, und insbefondere in Bezug auf 
bie in der Tirolenfis vorkommende Unterſcheidung der Strafarten beim 
Tiebſtahl jugendlicher Perfonen gethan haben. — Zweifelhaft tft, ob 
in den Marimilianiihen 9. G. D. der Irrthum einen Einfluß auf 
die Strafbarkeit ausübt, wenn mir die Stellen in der 2%. ©. D. be⸗ 
tracdhten, in denen der Gegenjag von Willen und Nichtwiſſen nicht 
gleihbedeutend mit abſichtlich und unabfichtlih it. Es gehören hiezu 
die Stellen von dem „wiſſentlichen Vorenthalten” und „wiljenlichen 
verkauf falſcher Edeliteine,” die das Wort Willen mit Bezug auf das 
Kennen oder Nichtfennen eines Suchverhaltes gebrauden. Auch läßt 
fih nicht Ddireft aus den Quellen nachweilen, ob die in der n. ö. 
2. ©. D. dem Landrichter angedrohte Strafe für eine Ueberſchreitung 
feiner Stompetenz oder unbillige Bebrüdung, oder die in der Tiroler 
M. D. auf die mehrfache Ehe gejegte Strafe auch im Falle eines un- 
terlaufenen Irrthums volle Anwendung zu finden habe. Mit Beitimint- 
beit kann jedoch das Wort „wiſſentlich“ in den Stellen über Hehlerei 
und Begünftigung der Abjager auf das Kennen eines faktiſchen oder 
rechtlichen Verhältnifies bezogen werden. Eine Abweichung von den 
gangbaren Grundjägen läßt fi nicht vermuthen. — Vom Zwange 
al3 einem allgemeinen felbitftändigen Strafausfchließungsgrunde ift nicht 
die Rede. Die Stellen über Nothwehr, Nothzucht, Entführung und 
Naub handeln davon; namentlich hebt die n. d. 2. ©. O. die in der 

ı) —— —— der ſtrafrechtlichen ure gnungslehre in Haimerl's Ma— 


a echtd: und Staatswiſſenſchaft, 1857 
ergl. een Aufjag: Zur Lehre v. d. zweifachen ee Ser. 8.1856, Nr. 25. 
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bude Ruprehts. 1. von Freifing . 

— der Tiroler M. D. Im ber ‚Beibsuothet 

„funſt ain vungevärlicder todſchlag“ nebeneinaubergeftellt und gu 
— —— ————— ex. — 
Strafausſchließung „mach peſten verfteen“ herechtigen. 

Während die Tiroler, Baibadjer und Antokphgefler IR. D. Pr 
drüdlih nur von „Milderung bes vrtail“ ſprechen, „ob ſich zu zeiten 
ainer leibfnot weren müſt,“ und das dem Wiener Gtabtredite As 
1221 befannte techniſche Wort Nothwehr nicht gebrauchen, -eriiäihiute 
n. õñ. 8. G. D,, daß, „ſofern aber ein tobichlan aus notwier beſchchen 
war,“ der Todtfehläger von der Herrjchaft des Landgerichts „abfoloiet“ 
werben „joll und mag.“ — Der verbreiteten Meinung, daß der 
waltfame Schuß der Ehre nur bei der Heimfuchung, nicht bei der: Noth- 
wehr im älteren Rechte geitattet war, wäre für bier Marinilianifche. 
Zeit die intereffante Vorlage der Ausſchüſſe des vereinigten —2 
zu Innsbruck von 1518 entgegenzuhalten, welche bie ‚Ehrenmolbimek 
ausdrüdlich anerkennt ?). ie m. 

— Set zus Stk bee 


Bon der Töbtung im Falle ver Nothiwehr, und von der Töptung 

fucherd. Rößler; Ueber die — —— * dh. des Hehe in in Rn 

XI 16, XII 26, Die —— von nn, 395. Tomaſchef 

{des Necht in Oefterzeich, © . 264 fj., 270, 284, Birth off: Deflen 

Beh Mien 1857, S, 196, — 
nſprukiſch Cibelt. Bartitular:Gravamina aller 5* vnnd Dber 
öfterreichiichen Erblande.” Archiv f. erg öfberr, or 3. Bd., auch 

in den Beitr, ;. Geſch. Statift. v. Tirol. V. 

einer ſeiner Ehrn vnd Leibsnoth halben, * 3 A, —— und ? 

nu ein todſchlag * vnd ſolchs mit 5 ürbracht wurde, De 








— 





— 







auff ein halb reHeitt durch Uns ober Unſer Regiment, Landob aupt 
‚ Marihalb, Landvogt oder die Obrigkeit glantt vnd gnad mitgetbeili 
ent boch der Beſcheidenheit, ſich mit -y Heibten Erben, nad aeftal 
der * zu — vnd die Seell zu — 28* vd u beffern: a th unen 
an older von ben Erben vnd pn nit zu will beſchwärlich 
eins jeden vermögen leidenlich in den Bertrag gehalten werden, 
fol abtrag nit in ber Erben len fonbern un... 
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Allerdings handelt diefe Vorlage, melche auch das But der Ehre 
Durch Nothwehr zu Ichügen berechtigt, nur von einem Fall der Noth, 
fofern diefelbe eine Tödtung zur Folge bat. Allein fo viel gebt mit 
Beftimmtbeit aus derjelben hervor, daß ihr die Beſchränkung der Notbe 
wehr wider Angriffe auf das Leben fern lag, und Nothwehr auch zum 
Schutze der Ehre geftattet fein follte. Daß der in den öfterreichifchen 
Erblanden berrfchende Begriff der Nothwehr ſchon vor der Karolina 
über die „Leibsnoth” binausging, dürfte, abgefehen von Hinmweifungen 
auf die Auffaffung der Nothwehr in der Bambergenfis von 1507, 
daraus erſchloſſen werden, daß die Krainer L. G. D. von 15935 auf 
Srundlage der bezogenen Satung des Innsbrucker Libells vom 24. Mai 
1518 die betreffende Vorſchrift über die „Ehren: und Leibsnoth” bei- 
nabe wörtlid aufnahm, jedoch an die Stelle diefer altdeutſchen Aus- 
drudsmeile das Wort „notweer” fette. — jedenfalls find thätliche 
Ebrverlegungen in der n. ö. 2. G. D., und zwar Angriffe gegen bie 
weibliche Ehre und Keufchheit mitverftanden, wenn von einer ftraflofen 
oder firafmildernden Gegenwehr in einer Leibesnothb gefprochen wird, 
was unzweifelhaft aus der Begriffsbefiimmung der Nothzucht erhellt. 
— Diefe führt und auf die in der n. ö. 2. ©. D. bereit3 aufgeitellte 
Unterfheidung zwiſchen Verſuchshandlung und Vollendung. 


„Welcher Fraven oder Jundfrawen wider yren willn zu vnkewſt⸗ 
bait zu nottn onderfteen, oder die werkh aljo bezmungenlichen 
volpringen, das die Sram oder Junckfrau auf die gefchicht clagen wurd.” 
Hier ift nad der Art und Weife, in mwelder die Strafnormen der 
älteren peinlichen Gefepgebung abgehandelt werden, der Begriff des 
verbredheriichen Verſuches nur auf finguläre Fälle angewendet, obne 
denjelben erfhöpfen zu wollen oder zu können. Mit Beſtimmtheit ift 
in unferer Quelle bereit3 der Fortgang des verbrecheriſchen Willens 
vom Verſuch zur Vollendung aufgefaßt, und der Verfuch bereits als 
das beabfichtigte Verbrechen der VBollbringung desſelben gegenüberge- 
ftellt. Abgefehen davon, daß diefe Beftimmung über die Nothzucht auf- 
fallend mit der Parallelitelle in der Banıbergenfi3 und mit dem eriten 
Sate des Art. 119 der Karolina übereinftimmt, nur daß lebtere die 
„außfürung der mißthat“ von dem „underftehen des mißhandels“ aud) 
genauer in der Beitrafung unterfcheiden, kann diefelbe als eine Grund: 
lage für die fpätere deutſche Doltrin und Praris bezeichnet werden. — 
Sie legt bereit3 denſelben Berfuchgbegriff an fingulären Fällen dar, 
welchen die Karolina und deren Jurisprudenz zu einer allgemeinen 
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abftraften Regel in dem Art. 178 erhebt). Auch aus andern An- 
ordnungen der Morinilianifhen M. D. läßt ſich erkennen, daß in 
unferem und ſomit auch in dem älteren deutihen Strafrechte ber Wer: 
juchsbegriff, der in dem erwähnten Artikel zur fchärferen Formulirung 
gelangt ift, im Wefentlichen bereit3 gangbar war. Verſuchshandlungen 
werden erwähnt in der Tiroler und Laibader M. D., indirelt bei der 
Heirat einer Minderjährigen ohne Wiffen und Willen der Eltern ober 
Bormünder, „wer ſolich beyrat baymlich berebt vnd volbradt,” — 
und direft in der n. d. 2. ©. O., „wo ainer ainem Furwart yn vers 
mejjenlih zu beichedigen, oder in aljo furgewart befchedig, und das 
zu ym pracht woerdet, wie Recht ift.“ 

Daß Verfuhshandlungen geringer zu trafen feien, ala das voll: 
endete Verbrechen, iſt in unferen Quellen nirgends ausdrücklich aner⸗ 
fannt. Aber e3 fehlt nicht an Belegen für diefe Unterſcheidung. Bei—⸗— 
ſpielsweiſe führe ich aus dem „Bantaidungsbud von Windtmühl bei 
Mien” an: Stem Eoll Eheiner den anderen mit unbejchaidner verpot- 
ner wöhr erwartten, bat er ainen Armprost gefpannet vnd ſcheust, 
5% pfenig und was Er ſchaden thuet, der puelle es, „Ipannt Er und 
läßt wieder ab“ und jcheust nicht, fo bat Er 6 Schilling und 2 pfen 
verfallen. ... „zeucht” Er ein ſchwerdt, doldden, Meſſer, Waidner ober 
Degen, von ir jedem 24 pfennig ftraff.” — Drohungen finden wir in 
unferen Quellen weder als felbitftändige Delikte, fofern wir von den 
Abſagern abjehen, noch als Verſuchshandlungen aufgefaßt?). Ueber bie 
draftiihe Anwendung des Begriffes der Drohung bei dem „abſager 
der prennt,“ „drolich auffchreibt oder bevehd“ und Anfall „aines für: 
wart” it daS Marimilianiihe Strafrecht keinesfalls hinausgekommen. 
Ton Hausfriedensbruh und Heimſuchung ift in unferen Quellen nicht 
die Rede, und bei anderen Miffethaten, wie 3. B. Dtenfchenraub, Ent- 
führung erſcheint die Drohung nicht einmal als die Form eines ander- 
weitigen verbrecherischen Inhalts. 

Auh die Unterſcheidung zwiſchen Thäterihaft und Theilnahme, 
und zwar Beihilfe oder Begünftigung, ift den Maximilianiſchen H. &. D. 


— — — — — 


I, CCC. Art. 178: — jo ſich jemandt enner miſſethatt mit etlichen ſcheinlichen 
wercken, die zu volnbringung der miſſethatt dienstlich ſein mögen, vnder⸗ 
ſteht, vnnd doch an volnbringung der ſelben miſſethat durch andere mittel. 
wider ſeinen willen verhindert würde, ſolcher böſer will, daraus etlich werck 
als obſteht volgen, iſt peinlich zu ſtraffen. 

2) Die Tiroler M. O. und ihre Nachbildungen kennen die nachſtehende Anord⸗ 
nung der n. ö. L. G. O. nicht: Wer drolich auffchreibt oder hemandts be: 
vehd oder notzwingt oder pranntſchaßtzt. 
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nicht fremd. Die Tiroler und Laibacher M. D. fprechen bei der Schlies 
Bung einer unerlaubten Ehe, von den Thätern „mitjampt den die darzu 
geholffen beiten” — ferner von Perjonen, die „vnehrlichs zubandlen“ 
von demjenigen, der „den abjager ainen oder mer behawßt fürſchübt“ 
und ftellen den Begünftiger mit den Abſagern, die Brand ftifteten, in 
der Strafe gleich !). 

Hinfihtlih der im älteren Rechte üblichen Unterfcheidungen nad 
dem Orundfage: „So viel Wunden fo viel Schuldige” bei VBerwun- 
dungen und Tödtungen in Raufhändeln ift feine Rüdfiht genommen, 
da die Mitwirkung Mehrerer an einer Tödtung nicht kaſuiſtiſch betrach: 
tet wird, und von Berwundungen in der Tirolenfis nicht, von Ru: 
morn „mit plutvergießen“ in der n. d. 2. G. D. nur unter dem höheren 
Geſichtspunkte des Sakrilegs, und von „ſchedlichen jchlegn an Vater 
und Mutter” die Rede ilt. 

Mit den Beitimmungen über die Begünftigung der Vorſchublei⸗ 
itung ſtehen die Anoronungen über die Anzeigepflicht im Zuſammen⸗ 
bange. In dem Landtagsabſchiede von 1496 zu Innsbruck wurden 
unter der Rubrik „Etli Lanndfordnung” insbejondere über die Ab: 
fager und Todtichläger energifche Anordnungen gegeben, die Wirkjam: 
feit einer gütlihen Abfindung mit der Freundſchaft des Entleibten 
aufgehoben, „tapfere ftraffen” eingefchärft und erklärt: „Ein yeder der 
ain abjager fürfhübt vnd den nicht offenbart, der oder dieſelben follen 
gleich den abfagern geitraft werden.” — In unferen Quellen ijt die 
Denunziationspflicht ziemlich umfaffend anerkannt, ohne auf jede Nicht: 
erfüllung derjelben ausdrüdlihd Strafe zu fegen. Es wird jedoch nicht 
nur dent Verlegten bei Peen und Strafe geboten, ten Verbrecher we— 
der „ungemelt” noch „onbeclagt” zu laflen, „vmb feiner notdurfft vn 
der Gericht3coften willen,“ und den Gerichten befohlen, kein Verbrechen 
„ongerechtfertigt” zu laflen, „aus was immer für Urſachen,“ — fon: 
dern auch vorgefchrieben, daß der Beliter eines entfrembeten Gutes 
angezeigt werden müſſe (n. ö. X. ©. D., 8. 21), daß der Finder einer 
verlorenen Sache in der „Pfarr darynn fie gefunden werdn, drei fun: 
tag nacheinander auf der Ganngl verfunden zu laſſen“ fchuldig ſei 
(ebendafelbft 8. 27), daß jeder, der fein entwendetes oder geraubtes 
Gut auf friiher That wieder an fich gebradht hat, „ſolchs dem Land: 


Die n. o. L. G. O. (Hye, 88. 2, 5, 16, 17) hehandelt aud die Entlaflung 
eines Beinzichtigten, oder die Vereitlung der Schiebung desſelben vor Gericht 
als ſtrafbare Begünftigung bei „peen und ſtraff.“ 
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richter anzufagen, darum feinen furfang zu geben ond den Thäter an» 
zuzeigen habe” (ebendafelbft $. 44) 1y. Die Tiroler M. D. hebt bie 
Anzeigepflicht insbefondere bei Todtfchlägen, wo „des leiblofen Freund⸗ 
Schaft ja nicht berechtenn wollten,” „vnverhindert des vertrag“ mit ber 
Freundihaft, und bei Abjagern hervor?). — Im Unterjchiede von 
Begünftigung ift die Hehlerei hervorzuheben, die darin beſteht, daß 
Jemand ein entwendetes oder geraubtes Gut fich zueignet, und weiß, 
daß dasſelbe geftohlen oder geraubt it .. Vielleicht dürfte hiezu auch 
der 8. 28 der n. 8. 2%. ©. D. gezählt werden: mo aber ainer gefun- 
den gutter verhielt: vnd willen bet wem die zugehorten,” — obwohl 
biefer Fall pafjender unter dem Geſichtspunkte des Betrugs zu fubfu= 
miren ift. Daß auch die unterjchlagene oder veruntreute Sache ein 
Objeft der Hehlerei bilde, kann nicht angenommen werden, da die 
- Tiroler, Ratolpbzeller und Laibacher M. D. den Fall als ein felbft- 
ftäntiges peinlihes Delift behandeln: „ob ain Berjon vertraut Gut 
wegfüert oder ain Gut zwayen, dreyen oder mer wifjentlich und gever- 
lih verfaufft oder verjegt ond nit von der vordern Verfagung meldung 
thuet.“ — Wohl wird von der Reftitutiongpflicht des geitohlenen oder 
geraubten Gutes und von einer fonderbaren Theilung desfelben zum 
Geriht und Eigenthümer zur Vergütung der Hälfte der Gerichtsfoften 
geſprochen, aber feine Stelle erklärt, daß der Hehler und Stehler in 
der Strafe gleich zu halten feien, oder daß der Hehler eben fo wie der 
Räuber zu trafen fei, wenn das verheimlichte Gut geraubt wurde. — 
Sn „Bantaidingsbücher” des 16. Jahrh. it diefer Grundfaß wieder: 
bolt anerkannt, 3. B. in Bantaidg. v. St. Theobald bei Wien. Siebe 
Notizblatt 1854, Nr. 6. — Endlich finden fih auch Belege für bie 
Anſicht, daß unferen Quellen die ftrafrechtlihe Behandlung der Kon⸗ 
kurrenz nicht unbelannt war. 

Andeutungen derjelben Fonımen vor bei der Feitftellung der Strafe 
des „Fürkauff“ — „darumb die hab verfallen fein, auch ain peen 
25 3 perner als offt das beihicht” und bei der Beitrafung bes aus⸗ 
gezeichneten Diebſtahles, „jover ainer mermalen über 10 %' fall“ 
(Tirol, Laib., Ratolphz. M. O.). — Eine juriftiihe Durchbildung 
ber Fälle der Konkurrenz Tann bier nicht erwartet, daher auch nicht 
erfannt werden, ob die Tirolenſis in den angeführten Stellen nur 


') Bergl. Siegel, Geſchichte des deutſchen Gerichtöverfahrens I., $. 6, Befig- 
nahme von eigenen Saden. 
2) Rapp in Beitr. 3. Gef. u. ſ. w. von Tirol 1829, V. Urkund. 37. ©. 156, 
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fonfurrirende noch nicht beitrafte Delikte, oder Rückfälligkeiten bereits 
beftrafter Delikte im Auge gehabt babe), — 

Ich babe ſchon erwähnt, daß die n. d. 8. G. D. dem Richter 
nad Gnade zu richten geftattet, und daß die Ledigung der Strafe als 
ein durch die DVermittelung des Berlegten unter Zuftimmung des 
Gerichtsherrn zu Stande kommender Gnadenakt anzujeben fei. Unter 
dem Einfluffe der italieniihen Jurisprudenz und des zur Alleinherr- 
ſchaft erſtarkenden Syftemes der öffentlichen Strafen entwidelt ſich das 
fortan von dem Landesfürften ausgehende Begnadigungsrecht, freilich 
nit ohne wunderliche Vermifchung der römischen Abolition und der 
altdeutichen Ledigung. — Die Tiroler M. D., welche bereits die höhere 
Auffafiung der öffentlichen Nechtsnatur der Etrafe vertritt, und die 
Handhabung des Rechts, Über dag „Blut vnd ſchedlich ſachen“ zu rich- 
ten, auch als eine landesfürftliche Pflicht bezeichnet, erklärt „der Tods 
ſchleger halben,” daß diefe nicht „Io liederlih begnadt, ſondern mit 
ftrenngfait des Nechten gericht Jüllen werden.” Ob ain todjchleger durch 
„on? vnſer erben nachlomnen oder yemanndt von vnjern wegen, Die 
des gewalt und madt haben, begnadt würd, oder ain anderer übel- 
tätter, der foll al3 dann in dem Gericht da der Todſlag oder tat be: 
ſchehen, vnnd da er geiangen gelegen iſt, vmb die Atzung abkomen.“ 

Die Ausübung der Begnadigung macht hier Marimilian als 
Landesfürjt nicht mehr von der Zuſtimmung des Verletzten, feiner 
Freundfchaft oder Grundherrihaft abhängig, während er diefen in der 
n. ö. L. ©. O. bei der Ledigung der Strafe und gütlihen Abfindung 
noch einen ungebührlihen Einfluß gejtattet. Die Umgejtaltung der 
88. 25, 26 der n. ö. %. ©. O. megen Ledigung der Todtjchläger 
wurde jedoch ſchon in der Vorlage des vereinigten Landtages zu Inns⸗ 
brud 1518 vorbereitet, in der e3 beißt: Item wir haben weitter be= 
dacht, daß hinfürr in denen Landen fo nit befonder Freyheit haben, 
die frevenlichen Todtichläger vor einer Jahrzeitt weder durch Uns noch 
der Thäter Herrichaft noch Freundſchaft, nit verglaytt noch gejichert, 
noch begnadt werden follen. 1540 wird in der Reformation dieſer 
8. G. O. bereit3 erllärt, daß fih Niemand unterjteben ſolle, da3 dem 
Zandesfüriten allein zuitehende Begnadigungsrecht den ungerechtfertigten 
Todtſchlagern gegenüber auszuüben. 


) Yen, Hohbach, Beitr. zum Strafr. und © Strafverf., 1856, Bemerk. über 

Nüdfall, S. 263 ff., uber die frübere Beiteafung des gleichen Verbrechens 

as Strafichärfungageund vor der B. ©. Karl's V. Köftlin, Abhandl. 
a. d. Etrafr., 1888, 2.201. Siehe unten “iv über die Diebftahläftrafen. 


Haimer!’s Bierteljahtsichrift f. dicchtsw. IV. 1. 10 
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IV. Die Marimilianifhen 9. ©. D. unterfcheiden Verbrechen, 
Malefizpenndl, Miſſethaten, die an Xeib und Leben beftraft werden, 
„das Blut berürend;”" und Frevel oder andere ſchädliche Sachen, 
welche weder peinlihe Strafe noch Achtserklärung nach fi) ziehen. Es 
muß vor Allem auffallen, daß die Tirolenfis die Gottesläfterung, wie 
überhaupt die Religionsverbrehen nicht an die Spige der peinlichen 
Fälle ftellt, fondern nach „gelegenheit der that vnnd lefterung“ nur 
alternativ an „leib oder gut,” wie es die Nichter und die Räthe oder 
die Geſchworenen erkennen, ftraft. Sn der n. ö. 8. G. D. fehlt felbft 
der Artifel „der goßfiwerer halben. — 1518 jchlägt der vereinigte Land» 
tag zu Innsbruck vor, der Kaijer möge gegen das allgemein eingerifjene 
gottesläjterlide Schwören und Fluchen Mandate zur Abſtellung diefes 
Vetel3 ergehen lafjen. Im dritten Betretungsfalle fei auf Verluft der 
Zunge zu erkennen. Jene, welche wider Gott, die Jungfrau Maria 
„freventlich, miutwillig, mit Vorbedacht läjtern, follen mit dem Schwerte 
bingerid tet, die Frauen ertränft werden. Wenn aber jemand, „gleiche 
viel ob edel oder unedel,“ aus Zorn oder anderen Gründen „unbe 
dachtſam und nicht freventlih” in dieſer Beziehung ſich vergeht, fo 
joll derſelbe „nicht vor die weltlide Obrigkeit” zur Verantivortung ges 
zonen werden, ſondern jich der von feinem „Beichtvater” auferlegten 
Buße unterwerfen )).“ — Die Tiroler und Laibaher M. D. bedroht 
die Neger mit der Feuerftrafe, ohne der Zauberei zu erwähnen. Die 
Natolpbzeller M. O. Ipricht nicht von Kegern, eben fo wenig dien. 8. 
8. G. O., welche jedoch die Zauberei, „die im Nechtn verpotten fein,“ 
als landgerichtsmäßig behandelt. Während die Tiroler M. D. als die 
eriten SKapitalfälle: Mord, Verrath und Raub bezeichnet, beginnt die 
n. ö. 8%. ©. D., dem germaniihen Syſteme entiprechend, mit Treulos 
figfeit (infidelitas) und Verrätherei Bekanntlich behandelt noch die 
Karolina die Verbrechen gegen den NRegenten und die Landesverfaflung 
aus diefem auch in den Spiegeln feitgehaltenen Gefichtspunfte. Die 
n. d. L. ©. O. unterfcheidet folgende Fälle: wer feinen bern in den 
tod gibt, oder ym haymlich od offenli wid gethane aydpflicht vntrew 
tuet; wer wider fein berrichaft obrifait vnd Landtfridn verretterey ges 
ubt oder getriben bat; wer des Landfuriten oder feiner Furftlichen 
gnadn obrigehait glaidt, oder angelobtn frid freventlih bricht — Hier: 


') Veral. Archiv f. Kunde öfterreihiihe Geihichtäquellen, XII. B. 2. ©. 236. 
Mablberg, die reliaiöjfen Beziehungen in der öfterr. „u wafgeiebgebung in 
Deſterr. Blätter für Literatur und Kunſt,“ 1854, Nr. 34 ff. 
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auf werden in althergebradhtem Zuſammenhange beſondere Arten des 
altdeutihen Friedensbuches, und zwar zunächſt bögliche Befehdung, 
Landzwang (mer drolich auffchreibt oder hyemandts bevehd ober nots 
zwingt oder pranntichagt), ferner Mordbrand und Brandftiftung anges 
führt !), legtere in unverkennbarer Beziehung zu Fehde und Landziwang. 
Morbbrand tritt in unferer Quelle ald qualificirte Brandftiftung ber: 
por, mährend die Heimlichkeit nicht ala dag ausfchließlihe Moment 
aufgefaßt wird. „Wer yemands baimlich oder offenlih Mort Prenndt 
oder funft muttwilliben prenndt.” Dagegen vermeiden die Tiroler, 
Ratolphzeller und M. D. das Wort Mordbrand, unterfheiden nicht 
die ſchwerere und leichtere Art der Brandlegung, bedrohen „Brenner“ 
überhaupt mit dem „Prannt” und jtellen nur binfichtlih des „Abfa- 
gers, der Prennt,” die alternative Straflagung auf „mit dem Prannt 
oder fonnst mit dem Schwerdt.“ 

Das religiöfe Element wird in der n. ö. L. G. D. nur nod 
bei Kirchenraub und bei „frevenlihn Rumort oder plutvergießen“ auf 
einem „geweichtn Kirchhof” befonders hervorgehoben. Vom falſchen 
Eide und falſchen Zeugniſſe ift ohne emphatijch-religiöfe Sprachfärbung 
die Rede, eben jo von Kindesmord, Selbitentleibung und Sodomie. 
Die Tirolenfis redet einfah von der Strafe der „Kirchenprüchell“ 
(mit dem „Prannt,“ nicht mit dem Rabe), dien. 6.28%. ©. O. beitimmt 
dagegen den Thatbeitand mit den Worten: „Wer geweiht Kirchn haim: 
lich pridt2), od auf ainem geweichtn Kirchhof frevenlichn Rumort ficht 
oder yr ains mit plutvergießen entert” — ohne die Strafart auszu: 


ſprechen. 


) Siehe Wächter, Beitr. z. deutſchen Geſchichte, 1845. Ueber dad Prinzip 
des mittelalterlichen Fehderechts, S. 254, ein Fehdebrief, S. 52, worin mit 
„Raub, Brand oder Todſchlag gedroht” wird. Ueber den Zuſammenhang des 
Mordbrandes mit der Fehde und das Collectiv Landzwang. Dfenbrüggen, 
die Brandftiftung, 1854. John, über Yandzwang, 1852, S. 19 ff. Zöpfl, 
das alte Bamberger Recht. Einleit. S. 117. BE 

:) Es werben bier Kirchenbrecher und Kirchenraͤuber ibentificrt, Kirchenraub 
und Kirchendiebſtahl nicht geſondert. Bezeichnend iſt die Unterſcheidung des 
locus sacer, „geweihte Kirche” und „geweihter Kirchhof,“ und die katholiſ 
Auffaſſung des Sacrilegiums im weiteren Sinne — Siehe Köſtlin, Ab: 
handl. a. d. Strafrechte, 1858, S. 260 ff. Intereſſante Beſtimmungen ent: 
halten die öfterr. Stadtrechte und das öjterr. Landrecht. Leßteres erllärt: 
„Ez iſt auch pillih, wer der gotöbaujer guter raubet oder prennet, dem vogt 
je laide, daz er den fchadell ſelbdrit entgelt, und ded dem gotshaus, des das 
vrbar ift, die zwai tail werden und dem vogt das drittail.” Damit ift zu: 
fammenzubalten die Bellimmung des merkwürdigen Yandfriedend von 1235, 
f. nove constitutiones Domini Alberti mit der Glojje des Nic. von Wurm 
von Böhlau, 1858, XI., ©. 35, $. 1, — welde zum Theil wörtlid) damit 


10 * 
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Abgefehen davon, daß der Kreis der Tiroler M. D. die Bigamie 
als ſelbſtſtändiges Verbrechen bezeichnet, ohne des Ehebruches zu er: 
währen, und die Gmundner Landgericht3artifeln von der Doppelehe 
nicht Tprechen !), wären bier etwa noch die Anoronungen der Tirolenfis 
über Diebftahl, Unterfchlagung, Laycherei, Nothzucht, und der n. ö. 2. 
G. O. über Eelbitentleibung, Münzfälfhung, Eodomie, Menſchenraub, 
insbefondere hervorzuheben. Die Tirolenfis ſetzt den deutfchrechtlichen 
Begriff des Diebitahls voraus, und betrachtet ohne Unterſcheidung zwi⸗ 
ihen offenem und heimlichem Diebjtahl den Werth der geftohlenen 
Sade als den hauptſächlichſten Maßſtab der Strafbarkeit. In diefer 
Beziebung können die Tiroler und Laibacher M. D. als Vorläufer 
der Karolina bezeichnet werden. In jener find 25 Pfund perner, in 
diefer 5 Gulden, d. h. ungar. Tufaten, die kritifche Summe zwifchen 
kleinem und großem PDiebftahle. Die Tirolenjis droht ſchon dein eriten 
Diebitahle mit 25 Pfund, von Perſonen über 18 Jahre verübt, im 
Sinne der altdeutihen Strafe an Haut und Haar, mit körperlicher Züch- 
tigung, Pranger und Landesverweilung 2). Die Strafe des Stranges 
trifft den großen Diebitahl über 25 Pfund, oder „jo ainer mermalen 
über zehen pfund ſtül,“ falls er nicht unter 18 Jahre alt wäre. Be⸗ 
kanntlich knüpfen fih an die Artifel 161 und 162 der Karolina über 
den zweiten und dritten Diebftahl die verjichiedenften Anfichten, die 
Konopak'ſche Nüdfallstheorie und die Feuerbach'ſche Wiederholungs- 
theorie, von welden Köftlin bemerkt, daß man zu völliger Gewiß- 


übereinſtimmt und für das Quellenverbältniß des öfterreihifhen 
Landrechts Beachtung verdient. — Auch kulturgeſchichtlich interejlant find 
die Anordnungen unjerer Stadtrehte, 3. B. des Brünner Rechts (Gößler, 
deutſche Rechtsdenkm. IL, 1852, S. 258, 259), des Iglauer Stadtrecht3 51, 
52 (Bon der pufje, der da firchen rambet, d. b. der in der kirchen etwas 
firhen gut jtylet). Bei Gelegenheit der Straffaßungen des Sacrilegiums in 
Bezug auf — das Werfegen der Welche, are bacnänber, Kirchengeräthe bei — 
Juden. Eiehe das Altprager Stadtrebt in Rößler's Schrift über die Geſch. 
d. R. in Oeſterr, XXVL; ferner König Wenzel'$ II. Judenrechte zu Brünn: 
„daz der kirchen czu gebort, daz ſcholl hain jude nemen. Dazu kommt, daß 
ſchon in den Yeiten des bitterjten Judenhaſſes gerade der‘ Aberglaube 
die chriſtlichen Gauner zur berablafjenden Verbrüderung mit Juden führte, 
weil es von Alteräber der noch bis in die neuefte Zeit herabreichende Gauner: 
glaube war, daß ein „Kirchendiebſtahl“ nicht anders gelingen und unentdedt 
bleiben fünne, al3 wenn mindeſtens ein Jude ſich bei demſelben betheiligte. 
Siche das deutſche Gaunerthum von Avé — Yallemant 1858, II. S. 7. 

) mabibern, Zur Lehre von der mehrfachen Che. Oeſterr. Gerichts⸗Zeitung 
1854, Nr. 29. 

2) Marimilian ftraft 1516 den Piebjtahl von Weinfteden aus dem Weingarten 
mit 5 „un Pfennige oder Brandmarkung durch die „Zend.“ Notizblatt 
1851, Rr. 16. 
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beit über den wahren Sinn der B. ©. D. ſchwerlich gelangen wird. 
Soll die aus der Tiroler und Laibaher M. D. angeführte Stelle 
„mermalen über zehn Pfund,” auf die Konkurrenz oder auf den Rüd: 
fall, oder auf beide bezogen werden? Die MWahrfcheinlichkeit fpricht da- 
für, daß fich diefe Stelle auf die Zuſammenrechnung der Beträge aus 
wiederholten Diebftählen bezieht, alſo zunächſt auf die Konkurrenz. 
Nah dem Stande der damals berrichenden Anfichten über die Rüd: 
fälligfeit war diefe auch in der Wiederholung desjelben Delikts ent- 
balten. Auch ſpricht für diefe Anficht, daß die Tirolenfis beim „Für- 
kauff“ die peen von 25 Pfund, ohne Rüdjicht auf Rückfälligkeit oder 
Unbeftraftheit androbt, „als offt das beſchicht.“ — Hieraus ergibt ſich 
die Anmendung des Kumulirungsprincipes. So oft Jemand Fürkauf 
getrieben hat, muß er die für diefen Frevel beftimmte Veen entrichten. 
Die Ratolphzeller M. D. läßt fih auf eine Kafuiftif nicht ein, fondern 
begnügt fi mit der Anordnung: Der Diebhalben die mit dem Stran- 
gen gerichten und ain Weybs Perſon zu ertrennken, vnd yn nad ge= 
ftalt der Perſon vnd Diebital, alddann nah erfanntnuß der Rät nad 
gelegenhayt feiner mißthat zu ftraffen. Beachtenswerth ift die ausführ⸗ 
lichere Begriffebeftimmung der Unterfchlagung in der Tiroler, Laibacher 
und Ratolpbzeller M. D.. Es werden zwei Fälle unterfchieden: ob 
ain perfon vertramt3 guet meg füret; oder ob ain gut zwayen dreyen 
oder mer wiſſendlich vnd gevärlichen verfauffet oder verſetzt, vnnd nicht 
bon der vordern verjagung meldung thut. Diefe Fälle find nicht mit 
der Strafe des Diebſtahls, ſondern mit Ertränfen bedroht, ein ſprechen⸗ 
der Beweis für die ftrengere Behandlung des dieblichen Behalten! und 
der Veruntreuung. Schon aus der angebrohten Strafart geht hervor, 
daß unfere Quellen die Unterfchlagung mit dem Diebitahle nicht als 
gleihartiges Verbrechen behandeln I). Kulturgefchichtliches Intereſſe knüpft 
fih an die in unferen Quellen wiederholt vorlommenden Erwähnungen 
des Weberhandnehmens unzähliger Betrligerey und Laicherey. Bei der 
Mannigfaltigkeit der Fälle, in melchen „die leut betrogen vnnd gelaichen 
werben” — da3 „pil zu verderben dem gewerbigen Mann auch Land 
vnd leuten zu abnemung jrs gewerbs gedeihet” — begnügt ſich Ma- 
rimilian in der Tiroler M. D. mit Beitimmung eines fingulären Fal: 
les über das Schuldenmaden, und überläßt es dem richterliden Er: 
meſſen, nach „gelegenhait aines yeden laycherey“ die Schuldigen am 


— [u 


) Bergl. auch die Narimilianice MWeinordnung von 1498, Artifel 3, über die 
Unterfhlagung durch Fuhrlen 





bereit3 aus tem Liber Vagatorum erhellt, ten Zutber 
Hilfabuch gegen den Vettug ſeinen Zeitgenofſen im die 
*— 


snsibsllan Na . Ki. Lisa 2. 8... m... 1 
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Jahrhunderts aus Unverftand der älteren Interpreten des Art. 122 
ber Karolina als zuläjlig vertheidigt worden it. 

Die n. d. L. ©. D. begreift unter Unkeuſchheit wider die Natur 
die sodomia ratione sexus und ratione generis; die Beftialität bes 
zeichnet fie ald „Unkeuſch mit ainem Vieh.” Des unnatürlichen Beiz 
ſchlafes eines Weibes mit einem Weite ift nicht gedacht. Shwarzens 
berg führt die Worte „Weib mil Weib” an, aber vermeidet, um der 
Zucht und des Aergerniſſes Willen, eine nähere Bezeichnung, wie dieß 
auch andere Kriminaliften, 3. B. Ihon Damhouder, aus demfelben 
Grunde unterlaffen haben. " 

Nähere Würdigung verdient die Beſtimmung der n. 8.2.8. O. 
über den in der gemeinrechtlihen Doltrin und Praris fo viel beſtrit⸗ 
tenen Begriff und Thatbeftand der Entführung. 

Es gehören bieher mehrere Fälle, welchen das Moment „haimlich 
oder offenlid mit gwallt wider feinen willn raubt vnd empfiert“ ges 
meinſchaftlich ift. Die Entführung bezieht fi nämlich auf ein Eheweib 
oder familienabhängiges Kind, oder des „onbevogten” Bruderd, Schives 
fter oder auf Pflegelinder. Wichtig zur Erklärung diefer wenig Leadhs 
teten Satung ift die Anordnung der Tiroler, Rutolpbzeller und Lats 
bacher M. D., welche lautet: Ain yegkliche perfon die fei Mann oder 
weib, die fich vnterfteet heimlichen offenlich ainen fein weib Tochter 
Schweſter Mumen oder Fründ, on fein oder der Gerhaten willen oder 
wiffen (Ratolpbzeller und Laibacher M. D.: willen vnnd wiflen) ab» 
weg zufüren, die verheyraten (Ratolpbzeller M. O.: verbeyratten vers 
mäbheln) oder in ander weg unerlichs zubandlen, mit verfupeln oder 
funft. Eollen in alweg die Richter ond die zwelff wie oben jteet ge: 
wallt haben, folden handel zu ftraffen an laib oder gut nach geitalt 
des handels und der that, wie dann die „Landßfreihait“ des Elärlichen 
außdrudt. Welcher Artidel dann in vermelter freyhait laut von wort 
zu wort alfo. tem meliche onverheyrate Tochter die nit wittib vnnd 
onder 18 jahren wäre, fih on ir vatter vnd mutter ..... „oder 
onder 16 jaren vnverheyrat vnd nit wittib wäre, on jren Gerbuben 
oder jr nechften fründe oder wen fy beuolhen wäre, willen und willen 
verbeyraten wurde, das dann ain yegkliche der felten Tochter vätter: 
li vnd mütterlih erke damit verwordt babe ...... " Daß die Bei: 
bülfe zu einer foldhen Verbindung der Strafgerichtöbarfeit des Lundes: 
fürften unterworfen murde, habe ich bereit3 angeführt. Die dogmenge— 
Shichtlihe Bedeutung diefer Statuten für die Lehre von der Entführung 
im deutihen Strafrechte muß in einer ausführlicheren Darftellung aus: 
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gezeichnel werden. Aber ſchon die Vergleichung derfelben mit dem, was 
Wächter in feinen Abhandlungen aus dem Strafrechte (Seite 71 ff.) 
über die Natur diefes Verbrechens im gemeinen deutihen Rechte an— 
führt, Yegt deren Wichtigkeit deutlich dar. — Auf die Umſicht der Be: 
ftimmung der n. ö. L. ©. D. über die Selbitentleibung „aus vrſachen ſchon 
vnſinniger weis oder beſwerung ainer krankheit“ hat Hye aufmerkſam 
gemacht !). 

Schließlich dürfte noch die Behandlung der Fälſchung und des Betru⸗ 
ges in Beziehung auf Münzen und Urkunden u. a. m. hervorzuheben ſein. 

—Die Tirolenſis droht dem „Felſcher der Münze in Gold oder 
Silber mit dem Prannt.“ Die n. ö. L. G. O. unterſcheidet bereits 
mehrere verbrecheriſche Handlungen: Fälſchung der Gold oder Silber: 
münze; Veränderung echter Münzen durch „geringer machen; das 
wiffentliche Ausgeben oder Verkaufen „ander Goterfet metal” für Gold 
und Silber; das „ſaygern“ der landesfüritlichen Münze und wiſſent— 
liche Auflaufen oder Aufwechjeln derjelben ; die Ausfuhr derfelben „von 
gewynns wegen” in der Abficht, diejelben „fur volkomen“ in Umlauf 
zu bringen, oder „in ainichn weg wider die ordnung vnd gejeß Der 
Mund‘ zu handeln. 

Zu diefen Fällen der Fälſchung und des Betruges werden noch 
gezählt: Fälſchung der Briefe und Verkauf oder Ausgeben falfcher 
Edelfteine für „‚gut und recht?).“ 

Bekannntlich bedrohten die Reichsgeſetze die Verfertigung falſcher 
Münzen mit dem Feuertode, wie dieß auch die Tirolenjis that. Alle 
andere Münzfälfhung war arbiträr mit Xeibes: und VBermögensitrafen 
bedroht, wofür im Erzherzogthume auch die Praris im fünfzehnten 
Jahrhunderte Ipricht?). 

V. Wenn wir hier von den forgfältigen Anordnungen über die 
Belegung der Gerichtsbank und das Verhältniß der Gerichte unter 
einander abjehen, jo dürften ſich die hauptſächlichſten prozefjualifchen 
Beitimmungen in unjeren M. D. auf folgende Bunkte zurüdführen laſſen. 


) Wablberg, ‚Grundzüge d. ftrafr. Zurechnungslehre in Haimerl's Maga: 
zin 1857, ©. 

”) Vergl. Token Canbesordmung 1532, VIII, auf deren genaue Unterjheidungen 
insbejondere Köſthin in ſ. Abbandl. a. d. Strafrecbte, Seite 135 ff., aufs 
merkſam gemact bat. — Ueber ältere Reichsmünzgeſetze Gerſtlacher corp. 
jur. Germ. publiei et priv. I. 375 ff. 

*) Befehl K. Friedrichs 1460: „die mit Auflauffung der muns und de3 ſilbers 
in Oeſterreich wider die Freyheit und altes herkomen handeln, mit irem leib 
und gut von unſern wegen ingenomen und darumb brach pillihen zu ftraffen.“ 
Archiv für Kunde öfterr. Geh. Duell. X. B. S. % 
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Unfere Quellen enthalten zwar bürftigere Ausführungen über das 
neue Strafverfahren von Amtswegen und das Beweisrecht, wie 3. 2. 
die Wormfer Reformation von 1498, allein dadurch wird ihre vecht8- 
geſchichtliche Bedeutung für die Vorbereitung des deutſchen Inquifitiong: 
prozefles auf Grund eines neuen Beweisverfahrens nicht gejchmälert. 
Sie gehören in diefer Beziehung zu den ältejten ftatutarrechtlichen 
Vorarbeiten. Doch gilt dieß vornehmlich nur von der Tiroler, Ratolph: 
zeller und Laibacher M. O. 

Die Marimilianifhe Indicienlehre gebt noch nicht über die nadte 
Anführung des Erfordernifjes genügender Indicien für einzelne Gerichts: 
akte hinaus, und ftellt die Prüfung der Kraft und Wirkung berjelben 
in das freie Ermeſſen der Richter. Es wird noch nicht ausdrüdlich 
zwifchen den Bedingungen der Spezialunterfuhung mit Haft und des 
Folterverfahrens unterjchieden, allein augenfcheinlich bewegen ſich die 
einfahen Grundlagen ſchon auf dem Boden der Indicienlehre der ita- 
lieniſchen Jurisprudenz umfaſſender und ficherer, als der Buchitabe der 
einzelnen Beitinmungen ausfagt. Dafür Tann die jedesmalige forgliche 
Betonung „notdürfftiger Indicien zur gefängliden Annahme” das 
Borausfegen vorhandener „genugſamer“ Indicien zur Gichtigung oder 
peinliden Frage, im Gegenjabe von „pöſen anzaigen” für die Bein: 
zihtigung angeführt werden. Und laſſen fich diefe Vorjchriften auch 
nicht al3 Ueberſetzungen aus dem im fünfzehnten und fehzehnten Jahr⸗ 
hunderte gangbaren Traftaten der italienifchen Kriminaliften de quae- 
stionibus et tormentis, de praesumt. et indiciis und aus den Prak—- 
titen Tenglers, Brands und v. Rotſchitz's u. A. daritellen, jo 
läßt fih Doch aus der Zufammenficht der gleichen Hauptanfichten ber: 
felben Richtung annehmen, daß diefelben benugt worden feien !). Noch 
beftimmter als in der Tirolenſis treten die Erforderniffe glaubmürdiger 
gegründeter und genügender Indicien in der n. d. 2. G. O. auf, ſchon 
wegen des nothmendigen Einvernehmens und Zuziehens des Herrn des 
Beichuldigten zu dem peinlihen Verfahren. 

Sämmtlihe M. D. gebieten, daß die Malefizhändel nicht geitraft 
werden follen, außer „auff gnugſam verhor vnd erkundigung,” wenn 
fih „das warlichen erfunde,“ oder, wie die n. ö. 2. G. D. jagt, „ſy 
habn fih dan zu den beihuldigten ernſtlich warlich vun glamblih er- 


) Siehe Malblant, Gefchichte der peinl. 9. O. 1783, 63 ff. Diener, 
Beiträge 3. d. Geſch. des Inquiſitionsprozeſſes, 1827, & 87 ff., S. 145 ff. 
Mittermaier, das deutiche Steafpertahenn, 58 15, 111 u. a. m. Halte 
ner, Geſch. des preuß. Strafr., 1855, 





[4 
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fundn.“ — Bei den verfchiedenen Formen des Verfahrens läßt ſich auch 
der Unterfchied des Beweisverfahrens beobachten. Wir unterjcheiden drei 
Formen. Bor Allem das Verfahren auf „‚pöfe anzaigen oder yunzicht.” 

In diefer Form wird zur BVerurtbeilung das Geſtändniß oder die 
Gichtigung verlangt. Dann das Verfahren bei Betretung auf „warer 
that.” Die n. ö. L. ©. O. ſpricht von „offenbarer teweillih tat” und 
von „friiher tadt,” ohne biefür eine befondere Beweisvorſchrift zu ges 
ben. Doc berechtigt die „Friihe That” den Landrichter zur unbeding- 
ten Annahme des Thäters mit Haft ohne vorläufigem Einvernehmen 
mit deilen Grundherrihaft. Nah der Tiroler M. D. wird bei diefer 
Form des Verfahrens, wenn die betretene Perſon „nicht auff ander 
vngeleümdt perfonen befennet,” von dem Beweiserforberniß der „gicht“ 
abgefeben und auf Grund eines Zeugenbemweifes ſchon nach „Erkanntnus 
des merertayl3 der rät oder geſworn“ beitraft. Enbli das Verfahren 
gegen Flüchtige. Hier gehen die Tiroler, Radolpbzeller, Laibacher M. D. 
über den alten Berfejtigungsproze hinaus und laſſen es felbit zu einer 
Kontumazialverurtheilung fommen. Die Ladung des Ungehorjamen ge: 
Ihieht dur die Fronboten Öffentlid vor dem Rathhaus oder der 
Echranne in althergebradhter Form. „So einer alfo in die acht verur: 
tailt (die Laibaher M. D. fagt: geurtailt, Die Landesfreiheiten von 
1518 erklären: in die Acht berechtet vnd declarirt), fo fol deſſelben 
mißhandl mitfampt der Vrtail durch den Gerichtichreiber offentlih vers 
lefen” und ‘jemanden aus des Berurtheilten Freundfchaft zur Kenntniß 
gebracht werden. Die n. ö. 2. ©. O. beftimmt nur für den Fall, als 
ein die „Straff des leibs“ verfchuldet habender Thäter flüchtig wird, 
über die privatrechtlihen Folgen. Gemeinfam iſt allen Marimilianifchen 
H. ©. O. das Streben, den Beweis auf Geftändniß und Zengenauss 
jagen zu bauen. Darin ift insbeſondere die Tirolenfis als Vorläufer 
der Bambergeufis zu bezeichnen. Der Thäter durfte regelmäßig nur 
durch gerichtliches Geftändnig oder durch Beweifung, d. 5. durch un: 
verwerflicde Zeugen der Webelthat überwiefen und auf folder Beweis: 
grundlage verurtheilt werden. Ob ſchon die Tirolenfis die Verurtheilung 
zu peinlicher Strafe auf Indicien allein ausgefchloffen habe, läßt fich mit 
Gewißheit nicht feititellen. Auch darüber ift nichts beftimmt, ob im Falle 
der Beweilung der Thäter noch vor der Verurtheilung mit der peinlichen 
Frage angezogen werden folle, um ein Gejtändniß herauszubringen H. 


) Es iſt bezeihnend, daß ſchon italienische und deutſche Kriminaliften des ſech⸗ 
zehnten Jahrhunderts auf die Gefahren einer gejeßlihen Beweistheorie, bez. 
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Das Gepräge der Driginalität tragen die Anordnungen der Tiro- 
lenfis über die Formen des Folterverfahrens an ich. 

Der Richter darf die einer peinlihen Sache befchuldigte oder ver: 
dächtige Perſon jelbititändig verfolgen und verbaften laffen, unmittel: 
bar oder durch Requifition; allein er ift verpflichtet, den „maiften vom 
Rat der Stat oder der Geſworn des Gericht! feiner verweſung“ lau: 
ter anzuzeigen, warum die „perſon angenomen worden ſey,“ und nad: 
mals nad) „rat derfelben oder was das merer ift” mit dem Gefangenen, 
das fei „mit frag oder in ander weg darauff” zu handeln. Eine große 
Bürgfchaft gegen richterlihe Willfür lag nad) der Tiroler, Ratolphzeller 
und Laibacher M. D. au darin, dab der Richter allein, durch ‚fein 
ſelbs fürnemen kain perfon gichtigen noch fragen” laſſen durfte (die 
Laib. M. O. fagt: khainerlay perſon gichtig fragen, noch auslaſſen). 
Erkennt die Stimmenmehrheit auf „frag vnd marter,“ jo hat der Rich⸗ 
ter drei aus dem Rathe oder von den Geſchworenen zu berufen, und 
in deren und des Gerichtöjchreiber® Gegenwart die peinlihe Frage 
vornehmen zu laflen, wie „das vorerlannt” und beichlofien wurde. 
Die Laibaher M. D. läßt fieben oder neun des innern und äußeren 
Rathes zuziehen. Die Ratolphzeller M. D. läßt den Stadtklager drei 
aus dem Rathe zuverorönen. Der Gerichtichreiber mußte die „vrgicht“ 
lauter auffchreiben, der Richter mit feinen Beifigern diefelbe nochmals 
überlefen und „jo man dann darüber vrtailn will,” aud) den ‚andern, 
d. h. dem ganzen Rat” vorlefen. Vor Allem batte ſich der Richter 
„aigentli darin zu erfunden, ob die perfon, die auf fich felber ycht 
oder andere befennt, das aus fort, Marter oder Veindtichafft befennt 
bat. So fi dann erfyndt auß derfelben gichtigung, da die jm felbs 
oder andern vnrecht gethan vnd nicht die warhait gejagt habe; als 
dann fol fürter der richter an den Rat oder geſworn ſölchs pringen 
vnd weiter „nach Rat oder Erlanntnuß des merertayls“ bierinn fo 
pil fi gepürt volfaren.” Die n. 6.2. ©. D. begnügt fich nicht mit 
dem Beilig von wenigſtens ſechs Rechtsſprechern, jondern läßt auch 
den Herrn des Beſchuldigten als Schüger und Fürſprecher „dem red): 
ten“ zuziehen. Genügten die vom Kläger dargethanen Indicien nicht, 
fo follte der Landrichter den Beichuldigten mit der peinlichiten Frage 
nit züdhtigen, bis nicht „in ander weg genügſam Indicien“ erfahren 


Indicienlehre, aufmerfjam machen, und die Möglichkeit einer in fich abge: 
ſchloſſenen Indicienlehre beftreiten, 3. B. Julius Clarus, Georg von 
Rotſchitz; die Karolına, die Yerbinanden. 
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wurden. — Eigenthümlich ift auch die Anordnung diefer 2. G. D. — 
„Ro dann ain Landrichter aimen Tatter oder Verpredher fo Im ge⸗ 
antwurt, peinlich fragn vnd aber derfelb „nit fo vil befennte,” das er 
zum „tod“ gericht vnd deßhalb mit dem leben ledig gelafien wurd, fo 
fol doch der Kandrichter ainen ſolchen gefangn nit lebigen, den mit 
des ber Pflegers Nichterd oder Ambtmans, vor dem ber tatter geant: 
wurt vorwiffen, un das derjelb in des Tihatter „vrfehd“ oder ander 
weg auch notdurfftiglich verlichert wird.” 

Was endlih die Unmittelbarkeit und Deffentlichleit des Straf: 
prozefjes antelangt, fo beftätigen die Marimilianiihen M. D. die Be- 
bauptungen nicht, daß fich in den Stammländern des heutigen Kaiſer— 
ftaates auch die mündliche Verhandlung und eine gewiſſe Deffentlich- 
teit der ftrafrechtlihen Prozedur länger als in irgend einem deutſchen 
Linde erhalten haben. Unvermeidlih war der umfaſſende Gebrauch der 
Schriftlichkeit ſchon bei der Rechtserholung. Aber ſelbſt im gewöhnlichen 
Erkenntnißverfahren wurde bereits vielfach auf ſchriftliche Relationen hin 
und aus verhandelten Akten entſchieden. Ausdrücklich beſtimmt die Tiro⸗ 
lenſis, übereinſtimmend mit der Laibacher und Ratolphzeller M. O., 
daß das verſammelte Gericht, welches „dem rechten von Anfang bis 
zu Ende auszuwarten“ hatte, alle Malefizſachen mit „verſchloßener 
Thür” zu handeln und zu vrtailen habe, ausgenommen „ainer oder 
aine wurde jr glimphs Eeren oder fügen beſchuldiget, daz fol almeg 
offenlich durch richter vnd die zwelff „gehört“ nachmals die vrtail mit 
verſchloſſener thür verfaßt vnd den „parteien” alfdann offenlich ver: 
kündt werden.” 

Auch die Achtserflärung findet in der Form der Deffentlichkeit 
Statt. Der Grundjag der Unmittelbarkeit wird nur in den Vorfchrif: 
ten über die Vornahme der Folterung und in der Anordnung amer« 
fannt, daß das verfammelte Gericht von Anfang bis zu Ende Dem 
Verhör beizumohnen babe. 

Specielle Beitimmungen über Klage und Antivort, Frage des 
Richter8 und der Rechtsſprecher fehlen !). 


1; Auch ein Marimilian. Privileg. v. 1519 für die Stadt Wels beftimmt, daß 
über todeswürdige Verbrechen bei verichlojfener Thür gerichtet werden folle. 
Tas gefällte Urtheil wurde in Gegenwart des Beichuldigten und Anderer aus 
der Gemeinde unter freiem Himmel verlefen. Für die geſchichtliche Beobach⸗ 
tung des Ueberganges von dem öffentligen zu dem gebeimen Verfahren von 
Intereſſe ift die bisher nicht benügte, im Archiv f. Munde öfterr. Geſchichts⸗ 
quellen 1849 abgedrudte Beftätigung und Erneuerung des freien Sanbarrichts 
zu Rankweil durch Erzherzog Sigmund v. 8. April 1465. Auf der Bezegg 
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Bon einem geordneten endlihen Nechttage im Sinne der Karo— 
lina ift nicht die Rede. 

Auf Grund des richtig befundenen Gichtigungsprotofolles macht 
das Bejtändniß vollen Beweis, „mann die drey, die dabei geivefen ge: 
zügknuß geben vnd die vrgicht aljo zu fein ainhelligklich bey jren 
Ayden vor Richtern vnd anderen Geſworn bekennen.” Zu bemerken ift 
aud die Anoronung in der Tiroler, Laibacher und Ratolpbzeller M. O., 
dag Einer diefer Geſchworenen „des Eriten” um fein Urtheil „ange: 
forſcht“ werden fol. Der Richter hat in ver Regel nicht zu urtbeilen. 
Nur bei gleichgetheilten Stimmen gibt er dur feinen Beitritt den 
Ausschlag. Die Beihlußfaffung erfolgt durch Stimmenmehrheit. 

Die n. d. 2. ©. D. enthält die Beitimmung, daß der Landrich: 
ter vor der Hinrichtung des Gefangenen, der auf andere „landtgericht⸗ 
meffig befennen wurdt,“ den Beichuldigten noch bei Lebszeit desselben 
verbören müfle. Auch follte der Herr, Pfleger oder Anıtmann desfelben 
‚Io im ain ſolich vrgicht angezaigt wirdet,” die Glaubwürdigkeit ver 
Indicien prüfen und dem Landrichter „antworten,“ damit ein foldyer 
Beichuldigte, „der vielleih vnſchuldig wer,” nicht unverdient und „vn⸗ 
wiflen” gefangen genommen und mit der „peinlichen frag genot werde.” 

Die Tirolenfis und ihre Nachbildungen bezeichnen den Schlußakt 
des peinlihen Verfahrens mit den Worten: Vnd was aljo dur das 
merer ertannt würde, foll ain yeder richter nach verlefung der vrgicht 
vnd vriayl den Gerichtsitab prechen vnd den übeltäter den nachrichter 
(Laibacher M. O.: züchtiger) überantwworten, den fuern laflen auff die 
gewondlichen Gerichtftat vnd der gevallen vrtayl verjchaffen voltziehung 
zutbhun. 

Für die Art der PVollitredung der Strafurtheile ift feine Bor: 
ichrift gegeben. Es läßt fih auch nicht beftimmen, ob dem Nachrichter 
die Wahl zwilchen mehreren nach den Rechten zuläffigen Todesitrafen 
überlaffen wurde }). 

Die n. ö. L. G. D. enthält ausführlichere Anordnungen über 
die Gerichts: und Strafprozeßfoiten. Die Tirolenfi® dringt nur 
darauf, daß die Gerichtsfolten „zymlichen vnd nicht nach dem höchſten 
gerayt“ werden. Sie jegt unter den Nachforſchungskoſten auch Prämien 


am Bregenzer Walde ſtand nah Erzählung alter Leute ein Rathhaus auf 
hölzernen Säulen ohne Stiege, mit einer Yeiter, das vom Volfe umgeben 
war, wenn von den zwölf Urtheilern in Gegenwart des redytsgelehrten Land— 
ſchreibers unter freiem Himmel Recht geiprochen wurde. 

ı) Vergl. Abegg über Art. 218 CCC. in geitfehrift für deutſch. R. u. Rechts- 
wifienichaft, 15. B., 1855. 
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für Anzeiger der „Abſager“ an und geftattet, daß das geftohlene Gut 
tbeiltwweife zur Vergütung der Hälfte der Koſten in Beichlag genommen, 
und verwendet werben dürfe, wenn defjen Werth den Betrag der Gericht: 
foften überfteigt. Die n. ö. 2. ©. O. ftellt in Bezug auf die dem Klager 
zur Laft fallenden Strafprozeßkoſten im Allgemeinen ſchon diefelben 
Grundfäge auf, welche die Karolina feithält. Als charakteriftiich hebe 
ih bier nur folgende Beftimmungen bervor, die auf die Behandlung 
des Anklageverfahrens in unferer Quelle ein Schlagliht werfen. Wird 
der von dem Beleidigten oder deilen Freundichaft Angeklagte zum Tode 
verurtbeilt, fo fol der Kläger die halben Gerichtstoften zahlen. „Doch 
der LZandtrichter ſolch gerichtfcojtung bey feine guttn trawme vnd glamw- 
ben furbringen, vnd ob der Glager den halbn Coſtn nicht vermodht, 
alidann mit apbruch oder nachlaß nach feiner notdurfft mitleyden mit 
ym baten.” Fehlt eg am Ankläger, jo foll der Landrichter die Gerichts: 
foften felbft tragen. Doc erhält diefe Anordnung dur die Rüdficht 
auf die gutsherrliche Jurisdiktion eine Modifikation. Wiederholt wird 
eingeſchärft, daß „der Gerichtfoften willen” weder Kläger nod Land: 
gericht ein Verbrechen unverfolgt laflen dürfe. „So der Clager feiner 
clag von beſwerung auſſerhalb notdurfftiger Indizien nit obiteen vnd 
gerattn wolt und Rechts begerrt, jo fol der Landrichter den beſchuldig⸗ 
ten auch danebn den lager fengklihen anemen biflolang genugjam 
Indicien erfarn werden.“ Wo aber diefe nicht gefunden werden, „alf: 
dann jullen ſy wider gelajjen werden un zu des Landgerichts erkhant⸗ 
nus vnd mejjigung fteen was dem beclagtn vmb die gicht vangknus 
vnd ſchadn von dem Clager beſchehen ſoll.“ 

Schon dieſe Mittheilungen aus den Marimilianiſchen M. D. 
rechtfertigen den Wunſch, daß unſere Quellen für die Geſchichte und 
wiſſenſchaftliche Erkenntniß des Strafrechts eine fruchtbarere Bermwer: 
thung finden mögen, wie bisher. Iſt auch noch Vieles in der Geſetzge⸗ 
bung und Wiſſenſchaft unſeres Strafrechts zu leiſten, ſo glaube ich doch, 
daß unſere Zeit auf die geſchichtliche Betrachtung der vaterländiſchen 
ſtrafrechtlichen Inſtitutionen nicht verzichten dürfe). 

ı) An der Wiener Hochſchule wurden biß zur neuen Stubienteform keine Seme: 
tralBorlejungen über Geſchichte des Strafrechtd gehalten. Sn den 40ger 
ahren las von Würth einmal einen Cyllus von 20 Vorträgen. n 
Strafrechtsgeſchichte war bisher nur in den Einleitungen in das Studium 
des öfterr. Strafrechts die Rede. Seit 1853 hält der Verfafler vorliegender 
Stizze Kollegien über Geſchichte des deu hen Strafrechts, der öfterr. Straf: 
pelebgehund, Dogmengeſchichte einzelner Lehren. Schätzbare he jur Ge 


dichte der öfterr. St. G. ©. lieferten nad Bollmayer in neuerer Zeit befon: 
berö von Hye, Würth, Strobl, Rapp, Geyer, Olafer, Rizzy u.a. m. 








VI. 


Heber die Methode einer wiſſenſchaſtlichen Behandlung 
der Adminifiratiugefebgebung. 


Vom Herm Dr. Joh. Schier, Profeflor der Rechte in Prag. 


I. 


Elngehende Unterſuchungen haben ſich neuerer Zeit mit der Beant- 
wortung der Frage befchäftiget, nach welder Methode die Behand: 
lung der Juſtizgeſetzgebung überhaupt, und insbefondere des pofitiven 
bürgerlichen Rechtes unternommen werden müſſe, wein fie willenfchaft- 
lihen Anforderungen entipreden fol. So ziemlich allgemein ift man 
zu der Ueberzeugung gekommen, daß mit einer blos paragrapheniweifen 
Bearbeitung’ der einzelnen Beitimmungen in der vom Gefeggeber ge: 
wählten Aufeinanderfolge derjelben (der jogenannten eregetiichen oder 
Legalmethode) nicht ausgereiht werde, um eine wiflenfchaftliche Er: 
faffung des Ganzen zu gewinnen. Es fehlt eben biebei an dem dharak 
teriftiihen Erfordernifje jeder wiſſenſchaftlichen Erkenntniß, der zugleich 
gewonnenen Weberzeugung nänlich, von dem inneren nothiwendigen Zu⸗ 
fammenbange der erkannten Einzelbeftimmungen. 

Noch viel weniger als bier kann bei einer wiſſenſchaftlichen Dar: 
ftellung der Aominiftrativgefeggebung an die Anwendung diefer oder 
einer wenigiten® analogen Methode gedacht werden, da uns in ihr 
die einzelnen Normen in noch unendlid größerer Mannigfaltigkeit und 
noch loferer Außerlicher Unverbundenheit entgegen treten. 

Sn beiden Fällen wird die Darftellung der pofitiven Beſtim⸗ 
mungen, um wiſſenſchaftlich zu fein, vor Allem auf Grundlage einer 
wahrhaft fyitematifhen Anordnung derfelben gefchehen 
müſſen. Wir haben die Möglichkeit einer ſolchen für die Adminiftra- 
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tivgefeßgebung aus inneren Gründen zu bemeifen, und die Grund: 
Linien derjelben zu zeichnen, in einem früheren Auflage diefer Vier: 
teljahresichrift (I. Band, ©. 102—132) verſucht. 

Mit den Syſteme allein aber ift wohl der unerläßlichiten, doch 
noch keineswegs al und jeder Anforderung der Willenfchaftlichkeit ge: 
nügt. Das Syſtem nämlich erzeugt bei den Laien zunächſt nur das 
Bewußtſein einer geordneten Zuſammengehörigkeit des Mannigfaltigen. 
Sein wabrer Zwed jedod) geht noch weiter. E3 fol die Weberzeugung 
von dem inneren organifchen Zuſammenhange des zerftreuten Einzelnen 
begründen. Syn dieſer feiner vollen und ganzen wiffenfchaftlichen Bes 
deutung aber kann es nur dann gewürdigt und verftanden werden, 
wenn noch die wiſſenſchaftliche Eregeje binzutritt, deren Auf: 
gabe es eben ijt, jenes wahre Berftändniß zu vermitteln. 

Syſtem und Eregeje bilden ſonach die Elemente einer willen: 
ſchaftlichen Behandlung der pofitiven Geſetzgebung, wie überhaupt eines 
jeden concreten Erkenntnißſtoffes. Beide erſcheinen zunächſt als theore⸗ 
tiihe Anforderungen, und die Erfüllung derfelben ijt bedingt dur die 
entiprechende Methode der Bearbeitung. Eine Erwägung derfelben, 
insbejondere auf die Behandlung der Adminiftrativgejeggebung gerichtet, 
dürfte zu folgenden Ergebniſſen führen. 


1l. 


Tie wiſſenſchaftliche Darftellung der pofitiven abminiftrativen 
Normen eines Staates muß vor Allem eine ſyſtematiſche fein. Wie 
kann fie diefer Anforderung entſprechen? Unſerer Anſicht nah it zu 
dem Ente das auf fpeculativen Wege für die Behandlung der Theorie 
der inneren Verwaltung entividelte Epften zur Orundlage zu nehmen. 
Diefes muß, wenn es feiner willenjchaftligen Aufgabe genügen foll, 
ausgehend von der dee des Staatszweckes überhaupt, und jenes feiner 
Theile insbejondere, mit deſſen Nealilirung ſich die Adminiitration bes 
faßt, alle Neußerungen und Functionen der legteren in jener Anordnung 
aufführen, wie fich dielelten in ihrer organiihen Entwidelung verbin- 
den. Eo wird ihr Zuſammenhang als ein innerer, logijch nothwendi⸗ 
ger erfennkar werden, und die geivonnene Weberjicht derjelben, anitatt 
eines bloßen Schema, die Bedeutung des Spitems erhalten. Auch die 
poſitive Verwaltungsgeſetzgebung jedes Staates ift, ihrem Weſen nad), 
nur eine conerete Anwendung der theoretifch erkannten Lehre der in⸗ 
neren Adminiftration überhaupt. Wie bier finden auch dort die Einzel- 
beftimmungen nur in der Idee des Staatszweckes den Mittelpunkt der 





Schier: üb. d. Behandl. d. Adminiſtrativgeſetzgebung. 161 


organischen Verbindung unter einander. In beiden Fällen gelangt die 
Speculation zu der gleichen Syſtematik derjelben. 

Die gewöhnliche, daher weitaus verbreitete Meinung theilt dieje 
Anfiht nicht. Eie hält überhaupt faft nur die Yuftizgefeggebung einer 
wiſſenſchaftlichen Erfafjung und Behandlung fähig. Mit gleichem Rechte 
könnte man behaupten, nur in der Rechtspflege vollziehe die Staats: 
thätigfeit eine wahrhaft geiftige Function, in allen übrigen Zweigen 
derſelben aber wirfe eben nur Mechanismus und Routine. Da diejes 
doch nicht leicht Jemand im Ernite anzunehmen geneigt fein wird, in: 
dem er fonft, mit alleiniger Ausnahme der Richter, alle übrigen Staats: 
functionäre fo ziemlich für bloße Automaten erklären müßte; jo ift die 
Richtigleit einer zu jo verkehrten Konfequenzen führenden Anſchauung 
wohl vorbinein zu bezweifeln. Es bedarf auch in der That gewiß nur 
der Andeutung, daß fi) die Adminijtration mit der unmittelbaren und 
directen äußeren Förderung aller vernünftigen, ſowohl höheren als 
niederen Lebenszwecke des Menfchen zu befafen bat, um zu beweilen, 
daß ihre Maßregeln auf einem ideellen, ſomit ganz vorzüglich wifjen- 
ſchaftlich erfaßbaren Grunde beruhen. Eie ftehen daher den Juſtiznor⸗ 
men an innerer Bedeutung gewiß mindeltens gleich, welche immer nur 
die Verwirklichung Einer Lebensaufgabe, die Realiſirung des Rechtes 
nämlih, und auch diele ſtets nur in negativer Weiſe zu fichern beru: 
fen find. Woher alfo die allenthalben hervortretende, fo verjchiedene 
Werthihägung derfelten? Wir glauben keine Ungerechtigkeit zu bege: 
ben, wenn wir als Urſachen hievon den felbftgefälligen Dünkel jo mancher 
Juriſten und die geiltloje Verflahung vieler Publicijten bezeichnen. 
Eine Bergleihung des gegenwärtigen Standes der Nechtäwillenjchaft 
mit jenem der politiiden Disciplinen, fällt wahrlich nicht zum Bor: 
tbeile der legteren aus. Diefer Umftand äußert unvermeidlich auch 
jeine Rückwirkung auf die Bearbeitung der pofitiven Rechts- und Ads 
miniftratiogefeggebung. Allein bei aller wohlbegründeten Achtung vor 
der hoben Ausbildung der Rechtswiſſenſchaft kann dem unbefangenen 
Beobachter Doc die Ueberzeugung nicht entgehen, daß jie von dem 
Vorwurfe der Einfeitigkeit nicht freizuſprechen iſt. Die vom glänzend: 
ften Erfolge gefrönte wiſſenſchaftliche Pflege it nämlich bisher fait 
ausjchließend nur auf das Privatrecht beichränkt geblieben; das 
öffentlihe Recht aber ift ziemlich unberüdjichtigt gelaſſen worden. 
Hätten die Juriften auch diefem ihre Aufmerfjamfeit mit gleihem Ei- 
jer zugemwendet, wie es die willenjchaftlihe Erfajjung des ganzen 
Rechtsſtoffes allerdings erjorderte, fo wären fie nothiwendig aud zur 
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Entdedung de3 in den politiichen Disciplinen mwaltenden rechtlichen 
Elementes gelangt, und von der gänzlich ungeredhtfertigten Geringe 
Ihägung frei geblieben, mit welcher leider noch immer Einzelne von 
ihnen auf diefelben beratbliden. Eine um fo träftigere mwifienfchaftliche 
Vertretung hätten nun wohl, wie man meinen möchte, unter ſolchen 
Umftänden, die politiihen Wiſſenszweige durch ihre eigenen Bearbeiter 
finden follen. Die überaus umfangreihe Literatur derfelben beweiſet 
jedoh, mit nicht eben häufigen ebrenvollen Ausnahmen, das Gegen: 
tbeil. Auch den Publiciſten war der Öffentlich rechtliche Charakter ihres 
Gegenstandes nur jelten Har geworden, und ihre ganze gelehrte Spe- 
culation bewegte jich meiltens nur auf dem vag umgrenzten und ſchwan⸗ 
tenden Roden der fogenannten Zweckmäßigkeitsrückſichten, in welchen 
fie Maß und Ziel alles politiihen Wirkens zu finden fuchten. Ein 
ſolches Gebahren war in der That nicht geeignet, den politifhen Dis: 
ciplinen unter den Wiſſenſchaften einen Ehrenplag zu fihern, und gab 
Beranlaffung, daß gerade fie, wie in gleichen Grade feine fonft, im 
Neihe der Intelligenz vom großen Haufen als territoria nullius 
studii betrachtet wurden, in welchen eben jedermann, ohne alle er: 
worbene fpecielle Borbildung biefür, ein kompetentes Urtbeil zu befigen 
glaubt. Zum Glüde gehen diefe Zuitände ihren Ende mehr und mehr 
entgegen, und werden es um jo fchneller erreihen, je geneigter die 
Beitgenofjen werden, fi, je nach der befonderen Richtung ihrer indi- 
piduellen philoſophiſchen Bildung, den Forſchungsreſultaten eines 
Schmitthbenner, Mohl, Ahrens, Stein u. A. anzufchließen, 
welche bei aller, ſelbſt principiellen Verfchiedenheit ihrer Lehren, doch 
ſämmtlich in dem erniten Streben übereinjtimmen, den Staatswiſſen⸗ 
ſchaften eine tiefere und feitere Grundlage zu fichern. 

Ueber die Art und Weife nun, in welder die Spitemifirung 
der Adminiſtrativgeſetzgebung auf Grundlage der für die Darftellung 
der Theorie entwicelten Anordnung des Stoffes auszuführen fei, bes 
darf es noch einiger näheren Andeutungen. Tie Löfung diefer Auf: 
gabe ilt hier unbedingt mit größeren Schwierigkeiten verbunden, als 
bei der Juſtizgeſetzgebung. Tas Juſtizgeſetz erjcheint als eine aus dem 
betreffenden Nechtsinjtitute abjtrahirte Rechtöregel; das NRechtsinftitut 
aber ijt nicht3 anderes, als die, kraft Vernunftnothwendigkeit anzuer: 
fennende, rechtlihe Grundform, durch welche eine befondere Gattung 
von Nechtsbeziehungen der Menſchen beherrſcht wird. Aominiftrative 
Gefege dagegen ſind, ihrem Ausdrude nad, zunächſt nicht bloße Re— 
geln zur Entfcheidung eventueller Fünftiger Fülle, fie erfcheinen viel: 
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mehr ala Borfchriften, zur unmittelbaren Regelung concreter, bereits 
vorhandener Berhältnifje. Ihren vernunftnothiwendig erkennbaren Grund: 
typus finden fie nicht in der ideellen Erfaffung des rechtlichen Gehaltes 
beftimmter, erfahrungsgemäß immer wiederfehrender, ſomit überſehbarer, 
perſönlicher Einzelbeziehungen der Menſchen; fondern in der ibeellen 
Erwägung der zwar im Allgemeinen beftimmbaren, aber nicht in ihren 
vielfach wechſelnden Erjcheinungen vorauszufebenden, focialen Stel: 
lung des Individuums zur ganzen menſchlichen Geſellſchaft. Während 
ſonach die Yuftiznormen in ihrem Ausdrude überwiegend den Charak— 
ter blos allgemeiner Säte haben, und fi als folde um fo leichter 
zur unmittelbaren wiſſenſchaftlichen Erfaffung und ſyſtematiſchen Be: 
handlung eignen; ftellen ſich die adminiftrativen Vorſchriften mehr wie 
praftiihe Entſcheidungen dar, bei welchen der in ihnen verborgene all- 
gemeine Satz erſt gefunden werden muß, um wiſſenſchaftlich verwerthet 
werden zu können. Auf die Heraußftellung diefer allgemeinen Säge 
wird daher die Thätigkeit des wiſſenſchaftlichen Wearbeiters zunächſt 
gerichtet fein müſſen, und in ihnen wird fich ein zur Spyitemifirung 
durchaus geeignetes Material darbieten. Von dem Detail des Inhaltes 
werden nur jene Beitimmungen aufzunehmen fein, melde ſich auf die 
materielle concrete nähere Ausbildung des allgemeinen Satzes beziehen; 
Dagegen Alles meggelafien werden, was nur die formelle Durchführung 
betrifft. Eine ſolche Darftellung wird ſich nun freilich von einem wohl: 
geordneten bloßen Repertorium der politiven Normen unterfcheiden, 
und ingbejondere dem ‘Praftifer die Einficht der Gefegfamnılungen 
felbft nicht entbehrlid machen. Sie wird ihn jedoch einen anderen 
höchſt wichtigen Dienft leiften; ihm nämlich die Gewinnung des rich: 
tigen Verſtändniſſes des Gefegestertes ermöglichen, zu welchem er nur 
dur fie gelangt. Mit einer noch fo umfafjenden Aneignung des 
Stoffes in anderer Weile vermöcdhte er über den verderbliden Stand: 
punft eines blos Außerlihen Empirismus nicht binauszufommen. 
Nod iſt hier eines Umſtandes zu erwähnen, welder zivar das 
Weſen der Spyitemifirung der beiden genannten Gejeßgebungsziveige 
nicht berührt, dennoch aber auf die größere oder geringere Schiwierig- 
feit einer Durchführung derfelben nicht ohne allen Einfluß ift, und 
auch zumeilen ala Anhaltspunkt benügt wird, um die Unmöglichkeit 
einer ſyſtematiſchen Darftellung der adminiltrativen Legislation zu be- 
weilen. Es ift die Codificirung, welde wir zmar häufig bei Juſtiz⸗, 
in gleiher Ausdehnung aber niemals bei Verwaltungsgejegen in An- 
wendung gebracht ſehen. Da diefelbe immer auf Grundlage eines ge- 
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willen Syſtemes durchgeführt if, und ohne ſolche Bafis nit wohl 
mögli) fein würde; fo ſcheint es gerechtfertiget, geftügt auf jene That⸗ 
fache, den Schluß zu machen, daß bie letzteren einer Syftemifirung 
überhaupt nicht eben fähig fein. Will aus diefen Prämiflen zugleich 
ein Zweifel an der Empfänglichleit für wiſſenſchaftliche Syſtemi⸗ 
firung bergeleitet werden, fo reichen fie offenbar nicht bin, denſelben 
zu begründen, denn, weldes Gewicht legen wohl bie. wifenichaftlichen 
Bearbeiter des pofitiven Rechtes felbft auf jene in ben Gobices ein- 
gehaltene Syftematil? In der Regel kein allzu großes. Meiſtens ſehen 
fie fich veranlaßt, eine andere an ihre Stelle zu fegen, und fie dient 
ihnen höchſtens nur dazu, eine ©rleichterung der äußern Ueberficht des 
Stoffes zu bieten. Der Grund liegt nahe. Ein Goder hat eben bei 
feiner Syſtematik zunächſt kein wiſſenſchaftliches, fondern ein praktiſches 
Problem zu löjen, und die Anforderungen find in beiden Fällen kei⸗ 
neswegs diefelben. Aus der ganzen thatfächli gemachten Beobachtung 
läßt fih daher nichts weiter folgern, als daß in praftifcher Bezle- 
bung Aominiftratio: und Juſtizgeſetze nicht die gleihe Eignung gar 
Codificirung befigen. Allein felbft diefes kann, im SHinblide auf bie 
Erfahrung, nur mit Einſchränkung, nämlid nur in dem Sinne guge- 
itanden werden, daß es bisher noch nirgends gelungen ift, das Gange 
ber adminiftrativen Legislation in einem oder darzuftellen. Viebrigens . 
ift felbit die Zöfung diefer Aufgabe, in Deſterreich wenigftens, ſchon 
einmal in ernfte Aussicht genommen worden; da ſich die beitandene 
Hofcommiffion in politiichen Geſetzſachen auch mit der Rebaction eines 
ſyſtematiſchen politiichen Coder aus den vorhandenen Geſetzen in jedem 
Ziveige der Öffentlichen Verwaltung, ala einer ihrer vorzüglichften Auf⸗ 
gaben, eine Zeit Iang angelegentlih beichäftigte (Bratobevera, Ma⸗ 
terialien, 1. Band, ©. 242). Bei einzelnen Zweigen der Adminifirk- 
tivgefeßgebung aber hat eine codificirende, oder biejer ähnliche Behntb- 
lung, vielfach ftattgefunden. Abgeſehen von den Geſetzbüchern Altever 
Beit (Zandesordnungen, Stadtrechten), welche ohne weitere Sonderung 
des Stoffes Privat, Straf: Staatsreht, und politiiche Gefeggebiikg 
unter Einem enthalten, fo wie auch dem preußifchen allgemeinen Lhwb- 
rechte, welches wenigſtens Vieles der leßteren mit dem Privatredite 
zufammenfaßt, bei welchen fonad von einer beſonderen 
adminijirativer Normen noch immer nicht gefprochen werben Fam; 
finden wir eine foldde in der That 3. ®. bei: ber Handels und Fort 
gefeßgebung durchgeführt, und eine wenigftens analoge Aruivendiung 
von berjelben bei zahlreichen politiſchen Geisken von größerem nt: 
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fange gemacht, welche unter verjchiedenen Gefammtnamen, z. B. als 
Polizei, Dienftboten:, Bau, Feuerlöfch, Markt-, Zunft, Fabriks⸗, 
Poſt⸗, Schiffahrts:, Münz: Ordnungen; als Preß-, Aſſociations-, Con: 
feriptiong:, Auswanderungs:, Papß:, Waffen:, Brivilegien-Gejege u. f. w. 
vorkommen, und alle eine Art fyitematifcher Anordnung der einzelnen 
Beltimmungen ausweifen. Diefe Bemerkungen mögen genügen, um die 
irrigen Folgerungen, welche aus den Umftande der Kodificirung gegen 
die Eignung der Adininiftrativgejeggebung zu wiſſenſchaftlicher Syſte— 
mijirung bergeleitet werden, zu berichtigen. Weber die Ausführbarfeit 
eines, das Ganze der politiichen Gefeßgebung umfajlenden Coder, 
jollen nod) einige Worte beigefügt werden. Gewöhnlich wird ald Grund 
gegen diejelbe die in der unvermeidlichen Veränderlichkeit der gejell- 
ſchaftlichen Zujtände berubende große Wandelbarkeit der adminiftrativen 
Normen aufgeführt. Da fich jedoch auch die Juſtizgeſetze Feiner abſo⸗ 
Iuten Stabilität erfreuen, jo £ünnte in dieſer Hinficht zwifchen beiden 
höchſtens nur ein Gradunterichied obwalten. Fragen wir nun zuvör— 
derft die Erfahrung, ob derfelbe ausnahmslos zum Nachtheile der 
Adminiftrativgefeggebung ausfalle, jo erhalten wir keineswegs eine 
durchgebends bejahende Antwort. Es kömmt eben biebei Alles auf die 
Beichaffenheit der Zuftände felbit an, für welche die politischen Normen 
berechnet jind. Jene nun laſſen Sich insbefondere nach zwei Gattungen 
unterjcheiden. Es jind nämlich entweder folche, welche jich, unabhängig 
von äußeren: Zuthun, in organifcher Selbitentwidelung nach eigenen, 
uns häufig nicht einmal vollfonmen befannten Gejegen, gebildet haben ; 
oder andere, welche dein jreigeitaltenden Einfluſſe des menschlichen Wils 
lens ihr Beſtehen verdanken. Da nun die eriteren, den objektiven Ele: 
menten ihres Beltandes nad, überhaupt fein Prodult des Willens 
find; jo kann fich, ihnen gegenüber, auch die Legislation nur als eine 
das Gegebene recipirende, und es blos bie und da regelnde Thätigfeit 
äußern. Da fie ferner, wie überhaupt organijch:ethiiche Gebilde, ihre 
Geltaltung nur langlam und in längeren Zwifchenräumen ändern; jo 
findet in Bezug auf fie auch die Geſetzgebung feltener Anlaß zu heil: 
famer Abänderung und erjprießlihem Wechlel ihrer Beltimmungen. 
Daher finden wir denn auch thatjächlich in einzelnen Zweigen der ad: 
miniftrativen Zegislation einen Grad der Stabilität, welcher jenen der 
Juſtizgeſetze keineswegs nachſteht, ja nicht jelten wiederholte Umwand⸗ 
lungen der legteren überdauert hat. Beifpiele liefert die Regelung der 
Berbältniffe des Unterrichts:, insbefondere Volksſchulweſens, der Ars 
menpflege, der perſönlichen Stellung der landwirthſchaftlichen Produ: 
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centen, der Organifation des gefammten Gewerbsweſens und anderer 
Angelegenheiten. — Anlangend die Zuftände zweiter Gattung, fo bil: 
den aud den Inhalt diefer thatfächlich gegebene Elemente; jedoch 
Solche, welche zwar ideell in einer höheren Synthefe begriffen werden 
fönnen, in der Wirklichkeit aber dem Blide des Beobachter in zer: 
ftreuter Vereinzelung entgegen treten. Ihnen gegenüber wird daher die 
Aufgabe des Geſetzgebers nicht eine blos regelnde, fondern eine, dem 
beabfichtigten Zwecke gemäß, frei geftaltende fein. Seine Tendenz wird 
zwar dahin gehen, dieſe Zuitände, nicht ohne Berüdfichtigung ihrer 
ideellen Beziehungen in eine feite Form zu bringen, und möglichſt 
dauernde Negeln für fie aufzuftellen; allein er wird ſich dem doppelten 
Einfluße nicht entziehen Tönnen, welchem fein Werf, theils durch die 
unbefiegbare Wandelbarfeit der Elemente jener Zuftände, theils durch 
die nothiwendig werdenden Modificationen der in ihnen zu verfolgen: 
den Zwecke ftet3 ausgefegt bleibt. Demnach werden in diefem Bereiche 
auch die bezüglihen Normen einer häufigen Veränderung unterliegen, 
und im Vergleiche mit diejen beftgen ujtizgefege erfahrungsgemäß in 
der Regel eine größere Stabilität. — Da nun fon die Thatjachen 
das Gegentheil beweifen, jo gehört die weitere Frage, ob ſich nicht aus 
inneren Gründen eine abfolut geringere Unveräuderlichkeit der 
Aominiftrativgefege darthun laſſe, fo ziemlich zu den müffigen. Doch 
auch Schon jie müßte, felbit abgejehen von aller ohnehin entgegenftehen- 
den Erfahrung, verneint werden. Denn auch die Abminiftrativgefege 
vereinigen in ſich, wie Gejege überhaupt, ein ftetiges, und ein verän: 
derliches Eleinent. Erfteres beruht in ewig wahren Sägen der Vernunft: 
Erkenntniß, legteres in mwandelbaren Zuftänden. Da nun felbit dieſe 
keineswegs blos zufällige, alles Principes bare Combinationen find; 
fo bat fogar ihre Veränderlichkeit gewilfe Grenzen. — Aus dem Ge: 
Sagten geht hervor, daß die Wandelbarfeit der adminiftrativen Normen 
feinen ausreichenden Grund gegen die Ausführbarfeit eines politiihen 
Codex abzugeben vermöge, und der Mangel eines folden aus ihr 
allein nicht erflärt werden könne. Cine andere Frage ilt e8 aber, ob 
die Möglichkeit desfelben nicht auch vielleiht mit Rückſicht auf den 
Zweck, melden ein Goder überhaupt anftrebt, bezweifelt werden müſſe. 
Diefer aber geht dahin, im Intereſſe des praktiſchen Bedürfniſſes das 
in einem gewiſſen Zeitabjchnitte vworhundene Ganze eines bejonderen 
Zweiges der Legislation in einer planmäßig georoneten, wollftändigen, 
möglichft leicht überfehbbaren Zufammenftellung der Einzelbeftimmungen 
darzulegen. Wir find der Anficht, daß ein folcher Zweifel vollkommen 
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gegründet fei. Denn, wenn man aud) meint: „es iverde auch bier 
vielleicht dem fcharffinnigen und geübten Denker möglich werden, die 
Grenzen des Wleibenden zu beftimmen und wahrzunehmen” (Prato: 
bevera a. a. D., ©. 244); fo würde man doch hiemit allein für die 
Codificirung nit auslangen. Denn jenes Bleibende könnte doch faſt 
nur in den Principien gefunden werden, welche den einzelnen Normen 
zu Grunde liegen; ein politijcher Coder aber, weil für die Praris be: 
rechnet, müßte nothmendig auch den vollen Gejetestert jelbit aufwei⸗ 
fen. Schon defien Redaction würde mit großen, aber immerhin noch 
überwindlien, Schwierigkeiten verbunden fein; da derfelbe in vielen 
Fällen nicht, wie bei der Juſtizgeſetzgebung gewöhnlich, in für fich ab: 
geichloffenen einzelnen Ausſprüchen enthalten ift, ſondern nur ſtück⸗ 
weife aus mehreren zerftreuten Gefegen ercerpirt werden müßte. Nicht 
felten bebt nämlich bier die Novelle das Beitehende nur in einzelnen 
Beziehungen auf, während es in anderen geltend verbleibt. Ein an- 
derer Uebelſtand ergibt fich wieder aus der, durch ihr Objekt geforder- 
ten, bejonderen Abfaflungsweife politifcher Geſetze. Da fie nämlich, 
wie oben bereitS angedeutet, in ihrem Ausdrude mehr den Charakter 
praktiſcher Entſcheidungen concreter Fälle, als jenen, blos allgemeiner 
Säge annehmen müflen; fo iſt es unvermeidlich, daß ihr Contert 
nicht felten wohl gegenjtändlich unter einander verbundene, jedoch be— 
grifflich getrennte Veitimmungen in fidh vereiniget. Um nun, wie e8 
ein Goder verlangt, den ganzen Stoff plangemäß unterzubringen, müßte 
der Totalinhalt der einzelnen Normen abermals vielfach zertheilt und 
zerftüct werden. Dieſes gerade aber würde dem praftifchen Intereſſe 
nur wenig entipredhen, und ſich überhaupt zu einer wahren Sifyphus: 
arbeit geftalten, bei weldyer Fein Ende abzujehen wäre. Wollte man 
fih aber nur auf eine möglidit allgemein gehaltene Abtheilung des 
Ganzen nah Hauptgattungen der einzelnen Materien einlafien, und 
die betreffenden Gefege, ihrem vollen Inhalte nach lediglich einreiben; 
fo würde, bei der überaus großen Anzahl derjelben, nothwendig ein 
fo voluminöjes Werk entitehen, daß dasfelbe auf den Namen eines 
Coder faum mehr Anſpruch machen könnte, da fih vom Begriffe eines 
foldyen das Merkmal möglichit leichter Weberlichtlichkeit des Inhaltes nicht 
trennen läßt. Da nun alle gegen die Ausführbarkeit einer Codificirung der 
politiihen Gefeggebung bervortretenden Bedenken der wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung derfelben nicht nur nicht entgegenftehen, fondern gerade nur in 
ihr überwunden werben können; fo liegt hierin abermals ein Beweis, daß 
diefe Behandlung auch für dag Bedürfniß der Praxis befonders wichtig fei. 
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II. 


Wir Haben als zweites Element einer wiſſenſchaftlichen Behand: 
lung Der pofitiven Sefepgebung überhaupt die Eregefe genannt. Jhre 
Aufgabe iſt es, uns das wiſſenſchaftliche Verſtändniß des ſyſtematiſch 
dargeſtellten Inhaltes derſelben zu vermitteln. Sie ſoll die wiffenfchaft: 
liche Erklärung der als ein ſyſtematiſches Ganze erfaßten Einzelbeſtim— 
mungen geben. Zu dem Ende muß jie die inneren und äußeren Gründe 
derfelben darlegen; die inneren, weil in ihnen der eigentlich wiljen- 
ſchaftliche Gehalt des Poſitiven zu ſuchen ift; die äußeren, weil fie die 
Entitehung und äußere Nechtfertigung der concreten Geftaltung besjel- 
ben enthalten. Die inneren ergeben fi) aus der philofophifchen For: 
derung, die äußeren aus der biftorifhen Entwidelung. Philoſophie 
und Geſchichte bilden daher die beiden Faktoren der Exegeſe politi- 
ver Xegislation. 

Die philojophifhe Grundlage haben adminiftrative Normen in 
dem ideell erfannten Inhalte des Staatszweckes und feiner Beziehun: 
gen zur Nealifirung der Beſtimmung des Menfchen; die hiltoriihe in 
tem jemeilig obwaltenden Zuftande der öffentlich focialen Verhältniſſe, 
unter welchen die adıninijtrativen Intereſſen im wirklichen Staatsleben, 
zur legislativen Anerkennung und Geltung zu gelangen vermögen. 

Mit Grund wird über den auffallenden Vlangel an willenfchaft- 
liher Pflege geklagt, welche das Verwaltungsrecht bisher, namentlich 
in Deutſchland, gefunden bat. Man hat diefe Erjcheinung auf verſchie— 
dene Weile zu erklären verjucht. Die Haupturſache derfelben ſcheint 
ung aber in dem Umftande zu liegen, daß es häufig an der Anerten- 
nung jenes auch in der abminiftrativen Gejeggebung enthaltenen phi- 
loſophiſchen und hiftorifchen Elements mangelt, und diefelbe gewöhnlich 
nur als ein Aggregat innerlich unverbundener, von Tag zu Tag med): 
jelnder, mehr oder weniger blos willfürlicher und zufälliger Verfügun- 
gen betrachtet wird. Auffallend bleibt e3 jedoch immer, daß gerade Der 
deutſche Forjchergeilt, der jich jelbit den mannigfaltigften und bunte: 
ften Ericheinnugen der Körperwelt gegenüber zu einer wifjenfchaftlidden 
Erfaffung derjelten gedrängt fühlte, mit einem Stoffe gar nichts an: 
zufangen wußte, den er Doch wenigitens ala ein Produkt des Gedan— 
fenreiches anzuerfennen genöthigt war. Eine jehr rühmlide Ausnahme 
machten ſchon zu Anfang diefes Jahrhundertes die Leiltungen einiger 
Männer in Defterreih. Leider blieben fie auswärts fall ganz uube- 
achtet, 





Schier: üb. d. Behandl. d. Aominiftrativgefeßgebung. 169 


Iſt denn nun aber die innere wahre Bedeutung der Aominiftra: 
tivgefeßgebung an ſich fo wenig einleudhtend und erkennbar, daß fie 
gar fo leicht überſehen werden könnte? Gewiß nicht. Denn felbit ohne 
alle nähere Erwägung de3 legten Zweckes der Adminiftration führt 
Thon eine flüchtige Vergegenwärtigung der hervorragendſten Objecte 
ihrer Thätigleit zu ber Ueberzeugung, daß es fi in ihr um die Lö— 
jung von Problemen handelt, mit deren Erledigung von jeher zugleich 
bie philoſophiſche Forſchung angelegentlich befchäftigt war. Oder wäre 
biejes etwa mit der Betrahtung und tieferen Erfafjung: der Organi- 
fation des im Plane Gottes begründeten ethiihen Verbandes der ge: 
ſammten Menſchheit; der jedem Einzelnen in diefem großen Vereine 
angewiejenen focialen Stellung und feiner daraus entfpringenden Bflich: 
ten und Anfprüde; der Erziehung des ganzen Gefchlechtes zur fittlichen 
Bolllommenheit und der individuellen Ausbildung der geiftigen und 
körperlichen Kräfte; der gemeinjchaftlihen Beberrichung freundlicher und 
feindliher Naturgewalten — nicht der Fall? Berückſichtigt man aber, 
daß jener legte Zwed der Adminiftration fein geringerer ift, al3 gerade 
die VBernunftforderung allfeitiger thätiger Anerkennung des rechtlich: 
focialen Charakter des Menfchen im Staate zu wahren und zur 
Geltung zu bringen; fo kann an einem tieferen, philoſophiſch erfaßbaren 
Gehalte der abminiftrativen Geſetzgebung gewiß nicht geziveifelt werden. 

Wenn ferner die häufige Verkennung des auch in der adniniltra: 
tiven Legislation waltenden hiftorifhen Elemente behauptet wird; To 
fann damit natürli nicht gemeint fein, als werde die Nachweizbarkeit 
der äußeren Entſtehung ihrer einzelnen Normen in Abrede geitellt. Ein 
jede8 Gewordene bat in diefem Sinne feine Geihichte. Die Weigerung 
gebt vielmehr dahin, daß man an dem Vorhandenſein eines, biftoriich 
nachweisbar fi manifeftirenden, organisch bildenden Einfluffes zweifelt, 
welcher die gejeglihen Ausſprüche der Adminiftration in geftaltender 
Weiſe berührt, jo daß fie fich demfelben mit Nothwendigkeit anbeque⸗ 
men müſſen, wenn fie ihrem Zwecke entfprechen follen. Daß ein joldyer 
Einfluß vorhanden fei, fann unmöglich geleugnet werden, wenn man 
beventt, daß das objective Subftrat der Adminiftrativgefeßgebung fein 
anderes ift, als die Befriedigung der vernünftig nothiwendigen Eocial: 
bedürfniffe der Menſchen überhaupt. Weder ihr Inhalt ift ein milltür: 
lih gefegter, noch kann ihre Erfüllung nad gänzlich freiem Ermefjen 
geſchehen. Beide haben ihre unmwandelbare Grundlage in dem Blane der 
Vorſehung felbft. Der Inhalt, in der dee der Dienfchheit, nach mel- 
her die Einzelnen als, ihrer weſentlichen Natur nach gleich geſchaffene, 
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einem ganzen Geſchlechte angebörige, fomit nicht ifolirt auf fich jelbft 
geftellte, zu derſelben höchſten Beſtimmung berufene, in der Erftrebung 
derfelben aber auf mwechjelfeitige Unterftügung angewieſene, Perſönlich— 
keitsweſen erjcheinen. Die Erfüllung, in der providentiell feftbeftimmten 
Drganifation des Menſchengeſchlechtes, deren verwirklihende Darbil- 
dung troß aller, etwa feitab ftrebenden Richtungen der menfchlichen 
Freiheit, im langen Laufe der Zeiten ihrem Ziele unabläfjig zuſchrei⸗ 
tet; deſſen jeweilig erreichte, in den gejellichaftlichen Verhältniſſen der 
Erfoheinungswelt wahrnehmbare Stadien fodann ein Object biftoriicher 
Erfenntniß bilden, ja den wicdhtigiten Beitrag zum Inhalte der Menich- 
heitsgeſchichte felbft liefern. Hat nun die Adminiftration die Aufgabe, 
in den inneren Einrichtungen der Staatsgefellihaft, Fo zu jagen, ein 
Nachbild jenes allgemeinen focialen Organismus darzuitellen; fo fteht 
fie mit ihren Normen nothwendig unter dem geftaltenden Einfluffe 
feiner realijirenden Gebilde, fo daß diefer felbit ein organifch bildender 
genannt werden kann, und zugleich die biftorifche Grundlage ihrer Leis 
tungen augmadt. 

Da fih ſonach in dem Inhalte adminiftrativer Normen ein phi: 
lofophifches und hiſtoriſches Element eben fo vorfindet, wie in der 
Gefeggebung des bürgerlihen Rechtes, fo find diefelben einer willen: 
ſchaftlichen Exegeſe gewiß nicht minder empfänglid, als diefe letztere. 
Doch macht fih zwiichen beiden der allerdings nicht zu verfennende 
Unterfchied beinerkbar, daß die Löfung der Aufgabe bei der Admini— 
ftrativgejeßgebung eine ungleich ſchwierigere iſt. Der Grund liegt ein- 
fach darin, daß ſowohl die Theorie als die Gefhichte des Privatrech- 
tes im Allgemeinen bereit3 eine Höhe der Auzbildung erreicht haben, 
gegen welche die Ergebnifje theoretifcher und biftorifcher Forſchungen 
über Adminiftration und deren Gefetgebung noch immer auffallend 
iveit zurüditehen. Die Theorie anlangend, öffnen fi dort dem Bear- 
beiter des poſitiven Stoffes die reichen Schäße der Doctrin, aus wel: 
hen er für feine Zwede mit Beruhigung ſchöpfen fann; mährend 
bier auf diefem Felde biß zur Gegenwart noch immer viel Unflarheit 
berricht, welche exit die neuere Wiſſenſchaft aufzubellen bemüht ift. 
Leider find aber die Nefultate diefer Beltrebungen noch keineswegs 
zu jener wünfchensmwerthen UWebereinjtimmung gelangt, daß nicht Die 
Benützung derjelben noch inımer, nur mit fteter Anwendung des eige- 
nen, umſichtig prüfenden, kritiſchen Fleißes möglich wäre. Iſt man ja 
felbft über den Begriff und das Weſen der Adminiftration, über die 
Stellung und Bedeutung derjelben unter den Functionen des gefammten 
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Staatslebens — noch Teinesmegs einig. Nicht beſſer fteht es mit der 
Bearbeitung der Gefchichte der Aominiftration. An eine felbftftändige 
Behandlung derfelben ift noch kaum gedacht worden; mährend Nedt3- 
geſchichte, ſeit Decennien, einen der bevorzugteiten Gegenſtände vielfei- 
tiger wiſſenſchaftlicher Pflege bildet. Zwar liefert die allgemeine Cul: 
turgefhichte der Menfchheit zugleich ſehr werthvolle Materialien für 
bie hiſtoriſche Beleuchtung adminiftrativer Zuftände und Gefege; den: 
noch überbebt fie den Bearbeiter der legteren der mühevollen Anitren: 
gung nicht, in den von ihr gejchilderten Momenten des Entwidlungs: 
ganges menſchlicher Intereſſen gerade jenen Einflüffen nachzufpüren, 
welche indbejondere die ftaatlide Wirkſamkeit auf die Förderung der: 
jelben ausgeübt bat; da diefe von den Eulturbiftorifern in der Regel 
nur neberber berüdlihtigt werden. Noch ift bier eine Bemerkung bei: 
zufügen. Das klare Verſtändniß adminiftrativer Normen fegt zumeilen 
den Befit gewiſſer technifchen Kenntniffe voraus. Insbeſondere ift die: 
je8 bei den einzelnen Zweigen der ftaatswirtbichaftlichen Gefetgebung 
der Full. Da nun die Eregefe pofitiver gefegliher Anordnungen im 
Allgemeinen die Aufgabe hat, den wahren Sinn derfelben darzulegen, 
jo kann fie auch jene techniſchen Aufflärungen nicht geradezu fallen 
laſſen. Sie bilden jedoch Fein befonders aufzuführendes Element der 
wiſſenſchaftlichen Eregefe, Sondern können ihren Pegriffe nah füg: 
lid dem biftorifchen beigezählt werden. Sie werden jih nur auf das 
Nothwendige zu befchränfen haben, und aud in diefer Beziehung 
wird daher der Bearbeiter eine umfichtige Ausfcheidung des Details vor. 
nehmen müſſen. 


Da fih Somit nah dem Gejagten die Eregeje der Adminiſtra⸗ 
tiogejeggebung als eine keineswegs leichte Aufgabe daritellt, indem 
diefelbe nah allen ihren Richtungen hin auf die bloße Benügung 
eined fertig vorliegenden Materialeg der Interpretation verzichten 
muß, und fich gezwungen fieht, alljeits erſt ſelbſtbildend aufzutre: 
ten; jo findet hierin zugleich die Anficht Derjenigen ihre ausreichende 
Widerlegung, welche meinen, diefer Zweig der Xegislation bedürfe 
im Grunde einer jelbititändigen, wiſſenſchaftlich eregetiihen Behand: 
lung gar nicht, da zur richtigen Auffaffung desjelben das Studium 
anderer Disciplinen, insbefondere der Theorie der politiihen Willen: 
Ichaften, volllommen genüge. | 


Was endlih noch die Frage Letrifft, nad welcher Art und 
Weife die Eregefe im vorliegenden Falle formell durchzuführen fei, 


aber ın Anmertungen gejumurus vum ran gu on 
man dagegen jede einzelne Vorſchrift für ſich allein 
deln, jo würden zablreide Wiederholungen nicht 31 
und die ganze Tarjtellung müßte nothivendig der ſon 
Meberfichtlichleit und Abrundung entbehren. 





VD. 


Ein dogmengefhichtliher Beitrag zur Lehre von der 
Bürgfhaft und der Berjährung im a. b. Gefehbude, 


insbejondere zum $. 1367. 


Bom Herrn Dr. J. A. Tomaſchek, Privatdocenten der Rechte an der k. E. Univer: 
fität zu Wien. 


BD öſterreichiſche Geſetzbuch iſt in der Lehre von der Bürgfchaft 
„um jo interejlanter, weil ed mit dem deutichen Recht jo völlig über: 
„einftimmt, daß wir nicht erftaunen dürften, wenn wir diefelben Grund: 
„ſätze in einem alten Rechtsbuche läfen. Und felbit wenn es auch in 
„der Abſicht der Redaktoren des Gefegbuches gelegen hätte, fih dem 
„römiſchen Recht anzufchließen, fo haben fie doch unter den verjchie: 
„denen Meinungen, welche fich über den Quellen des römifchen Rechts 
„entwidelt hatten, und welche mehr oder weniger das fremde Necht 
„mit dem deutfchen Rechtsbewußtfein zu vermitteln beitrebt waren, 
„gerade diejenigen Säße inftinctiv herausgenommen, welche dem deuts 
„ſchen Rectsfinne am meilten homogen find.“ 

Diefem Ausſpruche Otto Stobbe’3!) ſchließen wir uns voll: 
fommen an, wenn glei die Unterfuhung, was in der Lehre von der 
Bürgſchaft ald reines deutſches Recht zu gelten hat, wegen des Ein- 
flufles, den bier das römische Recht ſchon frühzeitig gewonnen, nicht 
ohne Schwierigkeiten it, und die partikularrechtliche Entwidelung der 
Bürgfhaft in Delterreich in manden Stüden einen von dem gemeinen 
deutihen Rechte abweichenden Gang eingefchlagen hat. 

Schon in dem Begriffe der Bürgschaft (8. 1344) theilt das allg. 
bürgl. Geſetzbuch die deutichrechtliche Auffaſſung von der Natur der 


) Zur Gej hichte des deutſchen Vertragsrechts. 3 Abhandlungen. Leipzig 1858. 
Seite . 


DATzUlyun, v8 cur. 

Fortbildung be rein römischen Auffafjung von der » 
Ihaft im heutigen gemeinen Rechte gewirkt bat. Maı 
Moment bisher noch viel zu wenig Wichtigkeit gelegt 
gemein mit dem burch die Novelle 4. cap. 1. Juſtir 
ten beneficium excussionis sive ordinis vermengt. 
daraus unter Anderem, daß die Frage, ob das deu 
beneficium fenne, nod immer fo verſchieden beant 
wie num dieſes Nechtsmittel im römischen Rechte in 
exceptio, ſomit blos als procefjualifher Act auftritt 
fprünglich rein correale Natur der fidejussio nid 
bat, daß fie dadurch zur bedingten wird I), fo bringt d 
li bedingte, ſubſididre Natur der deutſchen Bür 
wendig dieſes beneficium mit fi, wenn fie glei 
Annahme besfelben in Deutichland geführt, und fei 
rechtliche Geſtaltung bedingt hat, Denn das Merkma 
bleibt ſelbſt dort in ungeſchwächter Kraft, wo fi x 
die vildfichtslofeite Geltung des Rechtsſprichwortes: 
mus man würgen,“ ausgebildet bat, wie dieß z 
thume Defterreich feit jeher bis unmittelbar zum € 
gerlichen Gefegbuches der Fall war2). Hier, wo 
Schuldner rechtlich belangt werden muß, jo daß f 





Va Girtanner: Die Bargſchaft nad gemeinem 
Fe 


— nheorv, IL 27. on. %0) fügt 
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erlifcgt, wenn der Principalſchuldner vor dem Bürgen geklagt wird, 
wo daher von einem beneficium excussionis feine Spur zu finden 
ift, wird doch ftreng an der jchon im Begriffe der Bürgfchaft liegenden 
Verpflichtung des Bürgen in subsiduum feitgehalten. — Diefe tritt 
erft dann ein, wenn der Selbſtſchuldner feine Verbindlichkeit nicht er: 
fült bat. Diefe ertreme partikularrechtliche Auffaſſung ift jedoch nicht 
ing bürgl. &b. übergegangen, das ſich rüdjichtlich dieſes Rechtsmittels 
der Anficht des gemeinen Nechtes anfchließt, und feine Hinneigung zu 
jener nur dadurch verräth, daß es ſich auch mit der außergerichtlichen 
Mahnung des Hauptihuldnerd von Geite des Gläubiger ($. 1355) 
begnügt. Es ift jedoch ganz unridhtig, wenn Böpfl!) das charak⸗ 
teriftiiche Merkmal, dur das ſich die deutiche Bürgſchaft von der rd: 
miſchen unterjcheidet, in dem „Leiſten“ oder dem „Einlager“ 
fieht, die wohl ſehr häufig im Mittelalter mit der Bürgfchaft vers 
bunden zu fein pflegten, für die juriftiiche Conſtruction des deutfchrechte 
lichen Begriffes der Bürgfchaft aber nur ein zufälliges Moment bleiben. 

Nah deutihem Rechte findet der Negreß des Bürgen an den 
Schuldner unberingt und allgemein ftatt, und es bedarf feiner befon- 
deren Ceſſion der Klage wie im römishen Rechte. Der Bürge tritt 
durch die Zahlung ohne weiters in die Rechte des Gläubiger ein. 
So au im a. b. Gb. $. 1358, im preuß. Landrecht 351 — 355, im 
Code civil. art. 2029. Es ift diefer Sag nicht fo jehr eine Fortbil- 
dung des römischen Rechtes und des in demjelben dem Bürger einge: 
räumten beneficium cedendarum actionum, wie Girtanner) meint, 
fondern die Folge einer principiellen Verſchiedenheit des deutſchen 
Rechtes, das die Forderung auf den Zahlenden von felbft übergehen 
läßt. 

Nah dem bürgerl. Sb. findet das beneficium divisionis nicht 
ftatt, fondern mehrere Bürgen haften für den ganzen Betrag. (8. 1359). 
Dafjelbe gilt au nad dem Ältern deutſchen Rechte ?). Das preußiſche 
Landredt 8. 378 bingegen läßt diefe Rechtswohlthat für gewiſſe 
Fälle zu, und der Code Civil a. 2026 nimmt die Grundſätze des 
römischen Rechtes unverändert auf. 

Das römische Recht bat ferner durch das SC. Vellejanum den 
Frauen die Fähigkeit zu Bürgfchaften entzogen. Das dfterreichifche 


) Zeutiche Redisgeſchichte, dritte Auflage 1858. S. 858. 
©. 561, a. a 
3) Siehe Stobbe a. a. D. ©. 157—161. 
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ae. Buͤrgſchaft und Verjährung. 


Spmirdi- 

ee mei m A RR jolden Ausſchließung. Fremde Verbind- 

len et nach 8. 1349 ohne Untterſchied des Ge— 

U, ame auf fi nehmen, dem die freie Verwaltung 
em zuſtebt. Auch der Code Civil beſchränkt wenigſtens 
on gas ausdrüdlih. Das allg. preußifche Landrecht ſetzt 
ne De Sirlle des römiſchrechtlichen Verbotes der Bürgichaft die 
Noruanailig, ME für Frauen eine bejtimmte Form zur Eingehung der 
Sonapft erforderlid) ſei. 

Eden ſo find die Grundſätze über Correalität ($. 888—896) im 
„> Geietzbuche, welche nach $. 1357 für denjenigen einzutreten haben, 
x ih als Bürge und Zahler verpflichtet, und nah 8. 1359 bei 
uchreren Perſonen, die für den nämlichen ganzen Betrag Bürgichaft 
geleistet haben, ganz den Rechtsfägen entjprechend, die ſich im deutſchen 
Rechte für das Verſprechen zur geſammten oder ungetheilten Hand 
ausgebildet hatten. Die römische Lehre von der folidariichen und Cor- 
realobligation ift eine Partie, über welche fich feit jeher unter den 
Rechtslehrern die abweichendften Erklärungen finden, und noch bis in 
die neuelte Zeit die verfchiedenartigite Auftaffung berricht !), umfomehr 
muß man der Bemertung Stobbe’32) beiftimmen, daß es für den 
Rechtszuftand in Deutfchland fehr wünfchenswerth geweſen wäre, wenn 
die deutfchrechtlihen Grundfäge überall einen jo klaren Ausdruck ge= 
funden hätten, wie es im öfterreihifchen Gejegbuch der Fall ilt. 

Die Beltimmung des 8. 1367 des a. b. Gb., die mit der älteren 
deutfhen Rechtsanſchauung übereinjtinnmt, wollen wir bier einer ein- 
gehenderen Betrachtung unterziehen. 

Das ältere deutihe Recht faßte die Verpflichtung des Bürgen 
als eine perfönlihe auf, die mit feinem Tode erloſch. Sie überging 
nicht auf den Erben). 

Die Nichterblichkeit der Bürgſchaft hängt mit dem Wefen des 
germanischen Vertrages überhaupt zufammen, der ala ein höchſt per= 
fünlicher aufgefaßt wird ). Da nun die Bürgichaft in ihrem Verhält- 





1) Eine Ueberjiht der bisherigen Bearbeitungen gibt B. Windſche id in der 
Kritifcben Ueberfhau. B. VI. S. 210—237: Zur Lehre von der Correals 
obligation. 

) a. a. O. ©. 146. 

3) Die Nachweiſung aus den Quellen bei Stobbe a. a. O. ©. 133, bei 
Gengler (Lehrb. des d. Priv. R. S. 760 — 762), bei Mittermaier 
deutſches Privatr. (6. Ausg.) 8. 295 Nr. 5. 

9 Noch im 17. Jahrh. war man ſich dieſes Zuſammentange⸗ bewußt. So ſagt 
Prosskowsky de Crohenstein (Ssoixno«s h. e. moderamen differentiarum 


! 
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niffe zur Schuld fi hauptfählih auf den Glauben des Bürgen an 
den Credit und die Zahlungsfähigkeit des Echuldner3 gründet daber 
in den meilten Fällen in dem perjönlichen Berhältniß des Bürgen zu 
dem Hauptfhuldner murzelt, jo war es eine natürliche Folge diefer 
Anfhauung, daß die Rüdfiht auf den Hauptzwed der Bürgſchaft: die 
möglichfte Sicherftellung des Gläubiger® in den Hintergrund treten 
mußte, wenn das biöherige Verhältniß durch den Todesfall des Bürgen 
eine gänzlihe Veränderung erleidet. 

Der Grundfag der Erblichleit der Bürgſchaft, der übrigens be 
reits frühzeitig in die deutſchen Rechtsquellen eindrang, ift eine Folge 
der römischen Univerjalfuccefjion und der daraus fließenden Verſchmel⸗ 
zung der juriftifhen Perjönlichleit des Erben und des Erblaffers. Sie 
findet fich bereit3 im Schwabenſpiegel 7., der überhaupt in den Sägen 
über die Bürgichaft die Benügung des römischen Rechtes erfennen 
läßt, wie aus der ausdrüdlichen Hinweifung auf den maister adrianus, 
der hat der landrechte vil gemachet, der selbe sprichet also 
u. f. w. hervorgeht. (Anjpielung auf die epistola divi Hadriani und 
des beneficium divisionis). 

Aber auh noch im 16. Jahrhundert, als das Uebergewicht des 
römifchen Rechtes in Deutichland bereits entfchieden war, bat ſich bie 
und da die deutſchrechtliche Auffaſſung von der perfönlichen Natur der 
Bürgihaft partikulärrechtlich erhalten, obwohl die Erblichfeit der Bürg⸗ 
Schaft bereit3 gemeines Recht geworden war. 

So bebt dieß Stryfr 1710 ala eine in den ſchleſiſchen 
Serzogthümern Teſchen, Oppeln und Ratibor geltende Singularität 
beroor. (Dissertat. jurid. Francofurti et Lipsiae. XXL. c. II. S. 
362. Usus mod. pandectarım IV vol. Halae 1722 ©. 428) 
Oppeln'ſche Landesordnung tit. 2: Doch ohne Burgschaft, 
so er defunctus vor sich, seine Erben und Nachkommen für je- 
manden angelobet hätte, in derselben Burgschaft soll er nicht 
verbunden sein sondern solche Burgschaft und Verlobung stirbt 
mit ihm. Teſchniſche Landesordnung: Tit. Vom Anfalle. 
Art. 2 constitutum: Ausser denen Bürgschaften, mit welchen 
derselbe sich alleine, seine Nachkömmlige und Erben nicht mit 


juris communis et boemici. Vetero-Pragae 1654) S. 2277 mit Bezug auf 
I. 13 der böhmifchen Stadtrechte: quod nimirum omnis obligatio pro- 
missionis etiam stipulatione firmate morte promittentis perimatur, COn- 
sequenter promissio fidejussoria morte fid-jubenti, fiuitur et per 
consequens perempta ad haeredes transmitti non potest. 


1% * 
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mit verbindet. verbürget, welche denn mit seiner Person er- 
stirbet. 

Eben jo war in Böhmen und Mähren die Bürgfchaft nicht 
erPlich. 

In den von Raul Chriftian von Koldin F 1598 verfaßten res 
ſormirten dobmiſchen Stadtrechten, die unter 8. Rudolf IL 1579 ge- 
serie Muft in Böhmen erhielten, bald auch in Mähren eingeführt 
wurden und bis zur Einführung des allg. b. Gejegb. in Böhmen und 
nr Mabdren fiir den Bürgerftand geſetzliche Kraft beibehielten, beißt es 
ıIıa.S 

„Sie Bürgſchafften, Zufagen, und Verheiſſungen, werden durch 
Toder Fäll caflirt, und wie das gemeine Sprüchwort ift, „vie Bürg— 
Dafjjt ftirbt mit dem Bürgen“ jedoch aljo, jofern die Bürg⸗ 
haft nicht Durch Verfchreibung auf fein Gut verfichert ift.“ 

Mebereinftimmend damit. Böhm. Landesordnung. 47. Mähriſche 
xD. Fol. 181. 

Wie überall, waren es auch bier die landesfürſtlichen mit rechts⸗ 
gelehrten Richtern beſetzten Gerichte, die den von dem einheimiihen 
Gewohnheitsrechte abweichenden Grundfäßen des römiſchen Rechtes in 
der Rechtspflege Eingang zu verfchaffen bemüht waren. Ein merkwür⸗ 
diges Beifpiel biefür liefert ung das Gutachten des königl. böhm. Ap- 
pellationsgerichtes zu Prag v. 14. Dec. 1641 wegen Combination der 
fünigl. Stadtrechte mit der erneuerten böhm. Zandesordnung. (Wein- 
garten. Cod. Ferdin. Leop. Jos. Carol. ©. 221). X. 

„Mber das haben wir vor das zehende Eure Kayſerliche Majeftät 
zu berichten vor nöthig befunden, daß unter andern auch diß Bedenken 
vorfält, daß in den Stadt: Rechten I. 13. alle geleiftete Bürgfchaften, 
fo Personales feyn, mit de3 Bürgen Tod zugleich erpiriren und er⸗ 
Löfchen, welches den allgemeinen Rechten nicht allein gleicherges 
ftalt zumider ift, fondern auch dem Creditori zu großen Nachtheil und 
Praeiudicio gereichet, indem derfelbe nicht bloß allein auf den Bürgen, 
Sondern zugleich auf deffen Erben und Nachkommen fein Abjehen und 
Vertrauen gerichtet, aljo jeyn mir in hoc passu der allergeborfamiten 
Meynung, daß auch nad des Bürgen Abfterben feine binterlaffenen 
Erben vor die fideijussion von rechtswegen bafften und ſolches von 
Euer Kaylerl. Majeſtät allergnädigit determinirt werden könnte.” 

Aber das Gewohnheitsrecht erwies fich dießmal ftärker, und ber 
Grundſatz der Nichterblichkeit der Bürgſchaft hat fich bis in die neueſte 

halten. 
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In drei Fällen finden jedoch Ausnahmen jtatt, fo daß die Bürgs 
Schaft auch auf die Erben des Bürgen übergeht. 

a) wenn der Bürge ſich als Selbſtſchuldner verpflichtet. Soester 
Skrae. c. 46 (Emminghaus ©. 153 Seibertz II. ©. 393) weyrt 
eyn man burghe, ande stirvet hey in der burghetucht, dat ghuyt 
en durven sine kindere nicht gelden, hey ne hebbe ghelovet 
en recht gelt. 

Das Hoflanzleidecret vom 6. Oct. 1837. Pol. G. ©. 65. B. 
erflärt den $. 1367 auf diejenigen nicht anwendbar, die fih „als 
Bürgen und Zahler” oder als „Bürgen zur ungetbeilten Hand“ ver: 
pflichtet haben. — Solde Bürgen find ja nicht$ Anderes als Selbit- 
ſchuldner. (Siehe die 88. 1357 uud 1359). 

b) Wenn der Bürgichaftsvertrag durch eine Hypothek oder durch 
ein Fauftpfand befeitigt iſt. $. 1367. 

Brünner Schöffenurteil. 259. (Rössler II. ©. 136): Mo 
tempore cum Jacobus (Jacobum ?) civem Brunnensem creditores 
sui cives Pragenses in judicio pro debitis convenissent, senten- 
tiatum est per juratos in consilio, quod heredes bona pa- 
rentum possidentes etiam illa debita, quae pro aliis fide- 
jussorie solvere promiserunt, expedire debent: in talibus enim 
fidejussio per antecessores facta ad posteros devolvitur ipso jure. 

Leider it bier die factiihe Grundlage des Urteils nicht aufge: 
nommen. Doch geht aus ihm zur Genüge hervor, daß die Schöffen 
einen Fall vor ſich hatten, wo der veritorbene Bürge den Gläubigern 
feine Güter als Pfand eingeräumt batte. 

Böhmifh:mährifhe Stadtredte I 13. 8. 1. Sieh 
oben. 8. 2: 

„Sondern, wo folde Berfiherung auf den Gütern befunden 
wird, fo werden die Erben, Erbnehmen und Innhebere der Güter 
ſchuldig, ſolche Bürgſchafft abzulöfen und den Gläubigern ihre auf: 
richtige Schuld zu zahlen, foweit ſich die Güter eritreden, ſchuldig und 
verbunden ſeyn.“ 

c) Wenn die Klage ſchon bei Lebzeiten des Bürgen gegen ihn 
angeftellt war. 

Goslarer Statuten (Göschen S. 91. 3. 16 ff): Wert ein 
man borghe umme scult unde bekannt unde maket dach, sterft de 
man dar binnen, de kindere motet de scult ghelden unde beholden 
den dach. (Bel. auh S. 73.15 ff). 

Berm. Sachſenſp. III. 24. d. 4: Vorsterbet her ouch. in der 


Z1Dur niwi auzı.TuutmWw, vu VIE SZULYIWUILSFILIWL | 
bes Yürgen übergin.e, do kann dieß aus der eben 
umjomehr indirect setolgert werden, als das Stat 
die Huuptquelle Der ſächſiſchen Tiſtinctionen tjtl). 
Dieſe Ausnahme galt au wohl von de: 
Mahnung des Bürgen zur Zahlung. Vgl. Berm. 
Hat einer burghe gesaczt, und eischet im 
das geborget hat, und sprech er denne hin zu i 
burgen, ich bin dir nicht schuldic, damit ist : 
ledic ob der burge abeginge. 
Der 8. 1367 des a. b. Geſetzbuches fagt: 
Iſt der Bürgfchaftsvertrag weder dur eine H 
ein Faujtpfand befeltiget; jo erliicht er binnen drei 
Tode ded Bürgen, wenn der Gläubiger in der Zwi 
but, von dem Erben die verfallene Schuld gerich 
richtlich einzumahnen. 
Dieler Sag enthält die Regel und zwei Ausn 
Negel: DieBürgfhbaftftirbt mitdem! 
liegt in der perfönlichen Natur der Verpflichtung ei 
Geſetzbuch im Anſchluß an die hiltoriihe Grundlag 
Ausnahme. 1. Wenn der Bürge dem 
Pfandrecht auf feine beweglide oder 
Sache eingeräumt hatte. Der Grund diefer 
leuchtend, denn die perfönliche Verpflichtung des | 
biefe Verbindung felbft gewiſſermaſſen zu einer ding! 
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bigers befteht. Seine Wirkfamkeit erſtreckt ſich fo weit, als er nit 
mit der perfönlihen Natur der Bürgichaftöverpflihtung in Widerfprud) 
geräth. Das Brincip der Perfönlihkeit der Bürgichaft wird aber durch 
Diefe Ausnahme nicht durchbrochen. Denn durch den Eintritt des Ver: 
falls der Schuld, und der ſich unmittelbar an diefen anjchließenden 
mora de3 Schuldners (Vgl. $. 1334 und 1346) bat der eigenthümliche 
Character der Bürgschaft aufgehört, der in der Subfidiarität der Ver: 
pflihtung befteht, durch den fie fih von andern Interceſſionsarten 
fpezifiich unterfcheidet, und Gegenitand einer befonderen juriftifchen 
Sonftruction ift. Bon diefem Momente an ift das obligatorische Ver: 
bältniß des Bürgen zum Gläubiger kein bedingtes fondern ein unbe: 
dingtes, und fällt daher unter die allgemeine Regel, unter welcher jede 
andere Bertragsverpflibtung auf den Erben übergeht. (8. 918). Die 
weiteren Schritte des Gläubigers nach dem Verfalle der Schuld zur 
Eintreibung feiner Forderung haben mit der materiellen Natur der 
Bürgſchaft nichts mehr zu ſchaffen, und find nur proceſſualiſcher oder 
doch formeller Natur. Die Schuld wird als rehtlich ſchon in die Ber: 
mögendiphäre des Gläubigers übergegangen ketradhtet. Der Erbe, der 
die Verbindlichkeiten, die der Erblafier aus feinem Vermögen zu leiften 
gehabt hätte, übernimmt ($. 548) und die juriltifche Perfönlichkeit des 
Bürgen fortjegt ($. 547) muß ſich diefe gefallen laſſen. Es ift dieß 
im eigentlihen Sinne eine Fortbildung des in den angeführten älteren 
deutichrechtlihen Duellen liegenden Gedankens, der zur Annahme einer 
Ausnahme von dem Princip der Nichterblichkeit für den als Selbit- 
ſchuldner zu betradtenden Bürgen und für den Sal der bereits be- 
gonnenen Einklagung der Schuld geführt hat. 

Wenn fomit das bürgl. Gejegbuch bei einer bereit® zu Lebzeiten 
des Bürgen verfallenen Schuld billige Rüdfiht auf den Gläubiger 
nimmt, deſſen Sicerftellung ja das Inſtitut der Bürgfchaft zunächſt 
bezwedt, und ihm audy nad dem Tode des Bürgen gegen feinen Erben 
eine wenn gleich Fürzere Frift zur Einmahnung feiner Forderung ges 
ftattet, fo liegt darin Feine Durchbrechung des Principes der Nichts 
erblichkeit der Erbſchaft. Dieß wäre jedoch entichieden der Fall, wenn 
man blos auf den Wortlaut des Geſetzes, der eine ſolche Interpre⸗ 
tation nicht geradezu ausjchließt, ich ftügend in offenbarer Verkennung 
feiner hiſtoriſchen Grundlage, mit der es bier in einer ununterbrochenen 
Eontinuität fteht, den Ausdrud „verfallene Schuld” jo veritehen würde, 
daß auch dann eine Haftung des Erben für die Bürgichaft des Erb: 
laſſers vorhanden ſei, wenn die Schuld erit nad deſſen Tode jedoch 


‘ 


DAS DIIETT, Geſehouch WATALIETIITI, UND Die es Dem 
Redaction geltenden Einfluße der Allee nach Katego 
Kantiſchen Schule verdankt, Liegt zugleich eine dringe: 
feiner Auslegung nicht Selten mißbraudte Aufforderung 
ber einzelnen Worte jchwerer zu wägen, ald e8 in ı 
bungen, in denen ber Caſuiſtik ein größeres Feld ei 
erlaubt if. Man darf daher wohl mit Recht annehm« 
der gedrängten Faflung dieſes 8. das Wort verfallen 
Sinne zu nehmen fei, in welchem es fich von felbit x 
und daher jeine ausdrüdlide Aufnahme überflüßig gen 
wähnt etwa ber 8. 1355, mo ebenfall® von der Ein 
Schuld die Rede iſt, ausdrüdlich des Verfalld der Sd 
fhon Jemanden eingefallen, daran zu zweifeln, baß 
verfallenen Schuld die Rede ift ? Wenn aber der 8. 14 
von der Einmahnung einer verfallenen Schuld pr 
nur auf eine noch vor dem Tode des Bürgen verfallı 
weifen, und dieſe Beſchränkung des Ausdrucks entiprid 
geihichtlihen Natur der Bürgſchaft, die das Geſetzbuch 
drücklich deſavouirt hat, fondern auch dem aus andere 
benden Geifte des Geſetzes, indem es blos ſolche 8: 
Erben übergehen läßt, die nicht auf perfönlihen Ve 
Fähigfeiten beruhen. Auch bat das Bürgfchaftsverfpr 
wenigftend die Schuld nicht verfallen ift und der Glä 
Bürgen einmahnt, eine große Aehnlichkeit mit einem ı 
nommenen Verſprechen, das ebenfall® nicht auf bie 
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ginnen !). Diefe Anlicht, die wir vom Standpunkte des geltenden 
Öfterreichifchen Geſetzes als einen bdoctrinären Irrthum bezeichnen 
müffen, ift au in den Entwurf eines bürgl. Gejegbuches für das 
Königreih Sachſen übergegangen. Der $. 886 deſſelben ijt mit dem 
8. 1367 des a. b. Sb. beinahe wörtlich gleichlautend, nur daß die 
Worte „oder außergerihtlih” und bezeihnend genug auch das 
Beimort „verfallene” vor dem Worte Schuld ausgefallen find. 
Dann Stellt fih aber auch der Entwurf mit diefer fcheinbar unbedeu: 
tenden Abänderung auf einen von dem öfterreichifchen Geſetzbuche prin: 
cipiell verſchiedenen Standpunkt, auf den des römischen oder gemeinen 
beutfchen Rechtes, da in Sachſen die ältere Anficht von der perſön⸗ 
lien Natur der Bürgfchaft Schon längſt erftidt war, 2) während fi 
die von jenen abweichende Anficht des particularen Rechtes in Oeſter⸗ 
reich bis zum bürg. Gejegbuche ununterbrochen erhielt. 

Dann erfcheint aber au der Zufat, den der $. 886 des Ent: 
wurfes noch enthält, ganz natürlih: „Die dreijährige Frift iſt von 
dem Tage nach dem Tode des Bürgen (Vgl. 903 des a. b. Gejegb.), 
wenn die Schuld aber erft fpäter verfällt, vom Tage nah dem Verfall 
an zu rechnen.” 

Wir wollen jegt den 8. 1367 in feinem Zuſammenhange mit 
der Berjährungslehre betrachten. Wenn wir nebenbei auch die Ergeb: 
nifje der vorausgegangenen Unterfuchung für die praftiihe Auslegung 
des Gefeges zu verwertben juchen, jo überfchreiten mir biemit nicht 
die Gränzen, innerhalb welcher der $. 7 e3 geltattet, ohne daß wir es 
felbft für nöthig halten ung auf die in letter Linie enticheidenden „na: 
türlichen Rechtsgrundſätze“ zu berufen, morunter wir übrigens wie auch 
anfangs Unger) „das gemeinjame Rechtsbewußtſein des Volkes” ver⸗ 
ftehen, — wie es fich in den Ländern, an deren Rechtsanſchauung das 
Geſetzbuch anknüpft, geichichtlich entwidelt bat. 


ı) Sieb Michel. Gerichtögeitung, Jahrg. VI.Nr. 29. S. 114. Stubenraud. 
Commentar. zu $. 1367. Es ift übrigens nur confequent, da fie im $. 1367 
eine Ausnahme von der Erblichleit der Vertragspflichten fehen, dem in diefem 
8. bei vem Worte „Schuld“ vorkommenden Beifag: verfallene feine befon: 

dere Debeutung beizulegen, „da es fi nad dem Principe der Verjährung 

1478) von felbjt veritehben mußte, daß nur eine verfallene Schuld megen 
ihtausübung des Rechtes erlöfchen fünne.” 

2) Sieh darüber J. Aug. Hellfelds. 1753. Repert. reale pract. jur. priv. 
imp. romanogerm. I. ©. 780., und die Chur-Sächſiſche Landesconftitution 
D. const. : Die Bürgfchaft verbindet ipso jure des Bürgen Erben, ob: 
pleic derer in der Verſchreibung nicht gedadıt. 

S) Weber die wifl. Beh. des öfterr. Pr. NR. ©. 12. 5) 
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Der bloße Verfall der Schuld, insbejondere der Verlauf der zur 
Zahlung beftimmten Zeit befreit den Schuldner eben jo wenig wie 
den Bürgen von feiner Verpflihtung ($. 1464), noch erliiht das 
Recht des Gläubigerd, wenn er nicht fofort fein Recht gegen ben 
Schuldner oder gegen den Bürgen geltend macht, feine Forderung der 
Ordnung nach (8. 1355) von ihnen eintreibt, einen von ihnen gericht- 
lihen oder außergerihtlicd mahnt!). Dieß folgt fhon aus der accef= 
forifhen Natur der Bürgfchaft, indem die Verbindlichkeit des Bürgen 
verhältnißmäßig mit der Schuld des Hauptſchuldners erliſcht (8. 1363). 
Eine Ausnahıne findet nur dann ftatt, wenn die Haftung des Bürgen 
auf einen beitimmten Zeitraum vertragsmäßig (1363) oder gejeglich 
(1366) beihränft war. War dieß jedoch nicht der Fall, fo erliiht das 
Recht des Gläubiger gegen den Bürgen, fowie auch die Haftung 
dDiefe8 in der gewöhnlichen PVerjährungsfrift von dreißig Jahren 
($. 1479). Diefe beginnt zu laufen von dem Verfalle der Schuld, und 
der fih an diefen unmittelbar anfchließenden mora des Schuldners. 

Unterbroden wird fie durch die gerichtliche oder außerges 
rihtlihe Mahnung des Bürgen. War der Bürgichaftsvertrag durch 
eine Hypothek oder ein Fauftpfand befeltiget, jo bewirkt auch ber 
mittlerir"ile, oder um einen im $. 1367 vorlommenden Ausdrud zu 
gebrauben „in der Zwiſchenzeit“ eintretende Tod des Bürgen daran 
feine Veränderung. Der Erbe haftet durch den ganzen noch nicht abe 
gelaufenen Reſt der VBerjährungszeit. Anders, wenn dieß nicht der Fall 
war. Da fommt e8 darauf an, ob die Schuld am Todestage des 
Bürgen ſchon verfallen mar oder nid. 

War die Shuld noh nicht verfallen, fo erlifäht 
die Bürgſchaft durch den Tod des Bürgen. Für eine folche 
Schuld haftet der Erbe nidt. | 

War aber die Schuld bereits verfallen, [o wird die gemöhn> 
lihe Verjäbrungszeit von dreißig Jahren für alle 
iene Fälle abgefürzt, in denen fie noch länger als 
drei Jahre nah dem Tode des Bürgen zu laufen ge 
babt bätte. 

Dieß ift der einfache, fo häufig mißverftandene Sinn bes 
8. 1367, der feine neue Berjährungsfrift ausſprechen, 


1) Berfhieden von dem Erlöfhen des Rechtes ift die Verantwortlichkeit des 
Gläubigerd gegen den Bürgen für einen bieiem durch feine „Saumſeligkeit“ 
in ber Cintreibung der Forderung von dem Schuldner erwachſenden Schaden. 
$. 1368, 
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fondern vie bereit8 laufende Verjährung für gewiſſe Fälle abkürzen 
fol. Diefe eventuelle Abkürzung foll blos dann ftattfinden, wenn ber 
beim Tode des Bürgen noch nicht abgelaufene Reit der Verjährung: 
geit noch mehr als drei Jahre betragen hätte. 


Beträgt er weniger, fo erlifcht auch die Haftung des Erben früher, 
beiſpielsweiſe ſchon einen Tag nad dem Tode des Bürgen, wenn die 
Verjährungszeit nur einen Tag mehr zu lauten gehabt hätte. Seine 
Saftung kann alfo längftens drei Jahre betragen. Denn der Bürg- 
fhaftsvertrag foll nah den Worten des $. 1367 nicht nach drei 
Ssahren, fondern binnen drei Jahren nah dem Tode des Bürgen 
erlöihen!). Der Grund des Erlöfchens ift die Nichtausübung des 
Rechtes von Eeite des Gläubigers, das ift die unterlaffene gerichte 
fie oder außergerichtlihe Mahnung zur Zahlung der Schuld „in 
ber Zwiſchenzeit,“ nämlich zwiſchen dem Verfalldtage der Schuld 
und dein Tage, mo die Verjährungszeit abläuft. Dieje Zwiſchenzeit 
iſt nicht? Anderes, als die Verjährungszeit felbit. Ihr Maximum ift 
dreißig Jahre, das Minimum drei Jahre, wenn der Verfallstag der 
Schuld mit dem Todedtuge des Bürgen zufammenfällt. Sie ſchmilzt in 
eben demjelben Berhältniffe zufammen, als fich der Verfall der Schuld 
dem Todestage nähert. 


Eben jo wird auch hier die Verjährung durch die Ausübung des 
Rechtes von Eeite des Gläubigers, das ift durch die gerichtliche oder 
außergerichtlihe Mahnung, unterbrochen. Für die Dauer der vom 
Zuge der Uuterbrehung neu anfangenden Verjährung gibt die Dauer 
ber Beriährung für jeden einzelnen Full den Maßſtab. Hütte z. B. dieſe 
17 Jahre betragen, fo beginnt vom Tage der Unterbrechung eine neue 
Verjährungszeit von derfelben Dauer an zu laufen. 

Hormuliren wir präcifer die Differenzpuncte zwiſchen unferer 
Auslegung des 8. 1367 und der gewöhnliden der Gommentare, fo 
find e8 folgende zwei: 


1. Nach uns ift die Bürgſchaft in der Regel nicht erblich, ber 
Erbe haftet jedoch ausnahmsweiſe für eine ſchon vor dem Tode bes 


N Binnen kann nur in dem Sinne von innerhalb, während ($. 1451) 
genommen werden, nicht in dem erclufiven Sinne von nad, fobald nicht 
von etwas Durativen (3. B. in den 88. 1497, 1359), fondern von etwas 
Diomentanen, 5. B. wie bier vom Erlöjchen, die Rede ift. Auch liegt es ge: 
wiß nicht in der Abficht des Geſetzes, die Berjührungszeit zum Nachtheil des 
Erben über dreißig Jahre hinaus zu verlängern. 
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Dürgen verfallene Schuld. Nach der entgegengefegten Anſicht ift bie 
Bürgſchaft — wie jede andere Vertragsverpflihtung — erblich. 

2. Der Paragraph fpriht nah uns keine neue Berjährungss 
trift für den Erben aus, fondern kürzt blos bie bereits laufende mit 
Rückſicht für den Erben. 

In der Tertirung des Paragraphs ift für unfern eriten Differenz» 
punkt dag Wort „verfallen,“ für den zweiten der Ausbrud: „in ber 
Zwiſchenzeit“ entfcheidend. Bom Standpunkt der anderen Anficht müß- 
ten wir dieſe Worte für müffig, fomit die Tertirung für verfehlt 
anfeben. 

Unfere eigentliden Gründe holen wir jedoch nicht fo fehr aus 
den Worten als aus der durch diefe nicht aufgehobenen Webereinftim- 
nung der gefhichtlihen Natur der Bürgſchaft mit dem Geifte des gan⸗ 
zen Geſetzes. 

In der Emendation der Tertirung dieſes Paragraphs, wie wir 
fie im $. 886 des fächlifhen Entwurfes erbliden, bat die Anficht der 
Commentare ihren Haren Ausdrud gefunden. In Sadjen galt feit 
langer Zeit die Erblichkeit der Bürgichaft. Darum ift dad Wort „vers 
fallen,” wie wir glauben, von den Redaktoren des Entwurfes mit 
Bewußtiein meggelafien. Ihre Einficht, wir wollen nicht fagen, ihr 
Inſtinct, hat fie jedoch beim zweiten Punkte verlafen. Die Aufnahme 
des Ausdrudes „in der Zwiſchenzeit“ ift da um fo überflüffiger, als 
der neue, obwohl mit den öfterreihiihen Gommentaren genau über: 
einftimmende Zuſatz des 8. 886, die Endpunkte diefes Intervall un⸗ 
zweifelhaft beitimmt. 

„Der Bürgichaftsvertrag erliiht binnen drei Jahren nad) dem 
Tode des Bürgen.” Warum gerade binnen drei Jahren? Iſt diefe 
Beſchränkung des Nechtes des Gläubiger gegen den Erben des Bürs 
gen eine willfürliche und zufällige Beſtimmung des Gefeßgeberd, oder 
fteht fie in irgend einem innern Zufammenbange mit der Verjährungs- 
lehre? Eine äußere Uebereinftimmung tritt dem Blide allerdings ent: 
gegen in jenen Fällen, wo das Gejek die Erfigung unbeweglider Sa- 
hen oder Servituten in drei Jahren vollenden läßt, wenn fie in bie 
Öffentlihen Bücher eingetragen find (FF. 1467 und 1469). Nah dem 
8. 1489 erliicht ferner die Entfehädigungsflage nach drei Jahren. Eine 
Gaufalverbindung ift nirgends wahrnehmbar, und doch führt eine rechts: 
biftorifche Unterfuhung zur Erfenntniß eines inneren Zuſammenhanges. 

Diefe Unterfuhung wird uns freilich fein unmittelbar für die 
praftiihe Auslegung des Gejeges brauchbares Reſultat liefern, wir 
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ſuchen jedoch ihren praktiſchen Werth, abgeſehen von ihrem wiſſen⸗ 
Schaftlihen, in einem anderen Momente. Wenn aus ihr bervorgeht, 
daß die Geſetzgebung felbit in Einzelnheiten, nad) deren Gründen man 
in ihr felbft vergeblich forfcht, nicht unvermittelt daſteht, wie fie auch 
in ſolchen Punkten, die man verfuht wird, als Willfür oder eigenes 
Ermeſſen des Geſetzgebers zu bezeichnen, ihre tiefen Wurzeln in dem 
Rechtsbewußtſein des Volles bat, wie es fich bereitö vor Jahrhunder⸗ 
ten ausgeſprochen bat, fo ift diefer Erfolg als moraliihe Errungen- 
ſchaft nicht gering zu achten. Iſt doch unfere Zeit nur zu fehr geneigt, 
die Begriffe von Recht und Gefeg zu trennen, in dieſem etwas Wan: 
delbares und YZufälliges zu ſehen, das ber eine Tag bringen, der an⸗ 
dere ändern Tann! 

Alles, was auch nur in einem einen Kreife dazu beiträgt, den 
Slauben an das Geſetz zu ftärken, feinen Zufammenbhang mit dem 
Rechtsfinne zum Bewußtſein zu bringen, wird nicht verfeblen, auch 
auf die praftiiche Rechtsübung einen nachhaltigen Einfluß zu äußern. 
Es möge und daher geftattet fein, weiter zurüdzugreifen, und in bie 
Forſchung auch die dogmengeſchichtliche Entwidelung eines in das Sy⸗ 
ſtem unſeres Geſetzbuches tief eingreifenden Begriffes, des der Ding: 
Iichleit der Nechte in ihrem Zufammenbange mit den öffentlichen Bü- 
dern einzufchließen, wobei wir jelbftverftändlich nur die deutfchrecht- 
lihe Seite betrachten, da das römiſche Recht die Öffentlichen Bücher 
in der Bedeutung, in der fie im Öfterreihiichen Geſetzbuche vorkommen, 
nicht Tennt. 

Es ift aus der deutſchen Rechtsgeſchichte bekannt, daß das Eigen: 
thum an Liegenſchaften urjprünglid nicht durch die Webergabe der 
Sache, durch die traditio im Sinne des römiſchen Rechtes, fondern durch 
einen eigenen Alt: die Sfnveftitur, erworben wurde. Die Einmeifung 
in den körperlichen Beſitz folgte der Inveſtitur nad. Durch diefe wurde 
nicht der Befig, fondern das Recht übergeben. Sie gehörte zu denjeni- 
gen Alten, deren feierliche Vornahme vor dem mallus legitimus ge: 
Shah. Sieht- man von ihren zufälligen und wechfelnden Momenten nach 
Verſchiedenheit der einzelnen Volksrechte ab, fo zeigt fi) als gemein: 
ſchaftliches und charakteriftiiches Merkmal der Inveſtitur die durd fie 
bewirkte Erwerbung einer Liegenichaft vor Gericht, fomit die Deffent- 
lichfeit derjelben. Als ihr eigentlicher Zweck ftellt fi die Sicherung 
des Eigenthbumd durch feine Unterftellung unter die öffentliche oder 
gerichtliche Garantie und die dadurch herbeigeführte Erleichterung bes 
Beweiſes heraus. In Folge der Ausbildung des Weichbildrechtes im 
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13. Jahrhunderte verloren fi nad und nach die Tieberaabe der Some 
bole und die Formen, mit denen die einzelnen Bolfärehte Diejen Dick 
umkleidet hatten. Ueberall erhielt fi jedod das MWeien ber Invellitur, 
die Vornahme nor Gericht, und fo verfchieden auch die Namen waren, 
mit denen dad Geſchäft der Erwerbung bezeichnet wird, jo geihab Doch 
in ber Negel die Ermwerbung des Eigenthums an Immobilien bach 
einen öffentlihen Act vor Richter und Schöffen. Bei den meilten GE 
richten findet fi fehr früh ein Gerichtsfchreiber ober Notar, der bie 
einzelnen wichtigeren Gerichtsacte urfpränglid nur zur Unterftüßug 
des Gedächtniſſes in eigene Tafeln verzeichnete. An biejen Anfange 
nur vereinzelnten Aufzeichnungen liegt der erfte Keim zur Entjtebumg 
ber Öffentlichen Bücher. Man gemwöhnte fih allmälig, alle wichtigerem 
Acte, denen man die Beweisbarkeit fihern wollte, in die öffentlichen 
Bücher einzutragen. Eine Geichichte des Eigenthums und der dinglichene 
Nechte überhaupt im Mittelalter läßt fi von dem Anititute der öffente 
lichen Bücher nicht trennen. Selbft der Beugenbeweis, ber ji befonz 
ders im ftädtiichen Rechte ausbildete, Tonnte nicht jene Sicherheit ber 
Privatrechte gewähren, die die Eintragung in die öffentlichen Bücher 
mit fih bradte. Dem Reinigungseide des Angeklagten ivar nach 
Grundſatze des deutihen Rechtes, daß der Angeflagte mit jeinem Ber 
weile vor dem Kläger den Vorzug habe, nicht felten ber Vorrang vor 
dem Beweife der Zeugen eingeräumt. Abmwefenbeit, Eutierumg, ob 
der Zeugen mußte häufig die Führung des Beugenbemeiles in Fällen 
ber gerichtlichen Anſprache erſchweren, und die Echiwierigfeit des buch 
„Erbgenoflen“ !), Unterfäufler, Litcopialen, Rinkleute u. j. iv. zu füb- 
renden Bemweifes mußte fih in dem Maße fteigern, als ber Berlebr 
und Handel die Grenzen des eigenen Weichbildes oder bes zufälligen 
Aufenthaltsortes überfhritt. Zwar führte dieſes Bedürfniß jchon frühe 
zeitig zur Ausbildung des Urkundenbemeifes, und biejer gewann eine 
immer größere Verbreitung. Doc hatten die Brivaturkunden, obmohE 
man fie bald als zuverläffigere Beweismittel al3 die Zeugen erfannte2), 
nur in fo ferne Beweiskraft, als fie die Stelle der mündlichen Ze 
genausfagen vertraten ?), und gleihwie dem Beugnifie der Echöffen 
— — 3 
1) Prager Rechtsbuch. 101. Roͤßler L 130: Sol ein man umb ere 
n, das mus er tun mit erbgenozzen. 
u) hmabenfp. c. 36: Wir sprechen, dazz briefe besser sint danne ge" 
Noch ungedr. Sglauer Schöffenweisthum 64: Den plrgern ezu denn 
ten ist getailt, das hantvesten mit jngesigeln vnd geczewgen. pengep Aue 


babent, denne lebentige en, ob sy halt scheppen seyn. 
s) Siehe Homeyer. — Ars Stohbe 0. 0.0.:@. Mlinst: 
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und Geſchwornen beinahe allgemein eine höhere Beweiskraft beigelegt 
wurde, als einfadhen Zeugen !), jo murde auch der Eintragung in die 
Öffentlichen Bücher, den Stadt:, Berg, Gerichtsbüchern als Beweis: 
mittel die höchſte erzielbare Wirkung, eine die Beweiskraft einfacher 
Urkunden meit überjchreitende Kraft?) beigelegt. Eine natürliche Folge 
der dadurch bewirkten Bemeisbarkeit de3 Rechtes war, daß das Recht, 
beziehungsmweije der Beweis des Rechtes, nicht mehr von einzelnen 
Perſonen abhing, nicht mehr dur ihr Wegfallen verloren ging, und 
daher eine allgemeinere Bedeutung, eime gegen mehrere Perſonen gils 
tige Wirkfamteit erlangte. Es entwidelte fi die Anficht, daß die Ein» 
verleibung eines Rechtes in die öffentlichen Bücher dem Rechte jelbit 
den Charakter der Dinglichkeit mittheile, und diefen deutichen Gedan⸗ 
ten bat das bürgerliche Geſetzbuch reiner als irgend eine andere Geſetz⸗ 
gebung erhalten und confequenter durchgeführt. Insbeſondere waren 
es die Stadtbücher, in den Bergſtädten die Bergbücher, die durch ihre 
Deffentlichleit die Sicherheit des Grundbefiges gewährleiſteten. In den 
meilten Städten Böhmens und Mährens läßt fich die ununterbrochene 
Reihe derfelben feit der Mitte des 14. Jahrhunderts nachweilen. 
Sie überrafhen bier dur die Sorgfältigkeit und Genauigkeit ihrer 
Führung, und bildeten als ein genau geregeltes Inſtitut eine feite 
Grundlage des bürgerlihen Wohlitandes. Nah dem Muſter der Stadts 
bücher bildeten jidh bei den oberiten Landgerihten in Prag, Brünn 
und Olmütz gleichzeitig die Landtafeln aus. Dieje bildeten, fo wie die 
Stabtbücher die Grundlage des weichbildlichen Privatrechtes, die Baſis 
der Landrechte, insbefondere der Privatrechte des Adels. In keiner an: 
dern erbländifhen Provinz bat fi das Inſtitut der öÖffentlihen Bü— 
cher fo regelmäßig und geordnet ausgebildet, daher auch nirgends eine 
fo eingreifende und mohlthätige Rückwirkung auf die Ausbildung und 
Sicherung der Privatrechte geübt wie bier’). Daraus erflärt fich der 


ı) Iglauer StR. a.26 (Tomaſchek S. 228): Si quis querimoniam suam ad 
iuratos deduxerit, ... querimonia sua preualebit. 
7) Iglauer Weistbum 42: Die prieff wurden versigelt mit ewer stat grossrem 
anhangendein yngesigil, das ewer hochstes gewissen ist. 
3) Einen ähnlihen Zweck hatten in anderen Ländern die Saalbüder, codices 
traditionum der Stifter, Klöfter und einzelner Grundobrigfeiten, die Pfand⸗, 
tobn:, Hppotheten:, Ylurbücer u. a. m. Auch einfache Gerichtöbriefe ohne 
erbindung mit öffentlihen Büchern. Der Grund, warum fi fait nirgends 
das Grundbuchsweſen fo geregelt entwidelte, wie in Böhmen und Mäbren, 
ſcheint mır darin zu liegen, daß man anderwärtd denjelben Zmed, die leich: 
tere und fihere Beweisbarleit der fih auf das Grundeigentbum beziebenden 
Rechte durch andere Mittel zu erreichen ftrebte. Im Herzogthume Defterreidh 
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übertoiegende Einfluß, den das ältere böhmiich-mähriiche Nest auf 
bürgerliche Geſetzbuch gehabt hat. Es unterliegt feinem Biveifel, 
die Orundbüder in ihrer modernen Gejtaltung bie jeit uralter ) 
in diefen Ländern organifirten Stabibücdher und Lanbtafel zu il 
eigentliben Grundlage haben, mit biejen in einer ununterbroche 
Continuität fiehen. Als in der Mitte des vorigen Zabrbunberts beb 
der Steuerumlegung die Anfertigung ber Katalter und eine vollfonmm 
genaue Verzeichnung des Grundbbefiges vorgenommen werden fol 
fand fie in der bisherigen Führung der Stabtbüder und Sandtaj 
eine Grundlage, auf ber deren Umftaltung in bie öffentlichen Bik 
nad ihrer gegenwärtigen Einrichtung obne Schivierigfeit bemerfitel 
werden konnte. Nach dem Mufter der jo eingerichteten Grunbbii 
fonnte nunmehr auch das Grundbuchsweſen in den übrigen Brooin 
geregelt und bie einzelnen Grundbuchsordnungen erlaſſen werben. R 
im bürgerlihen Gejegbuch tritt am einigen Stellen, wie 5. 2, im 
86. 1468 und 1470 ber Einfluß deutlich hervor, ben ber Mangel 
Grundbüchern auf das Privatrecht, insbejondere die dinglichen He 
ausübt. | 

Es ift ganz im Geifte des deutichen Nechtes, dab das bürgerli 
Geſetzbuch im 8. A31 zur Uebertragung bes Eigentbums unbem 
licher Sachen die Eintragung de Ermerbögeihäftes in Die Dazu | 
flimmten öffentlihen Bücher, d. i. die Einverleibung (Intabulatig 
verlangt. Durch die Eintragung der Urkunde über das Eigı 
thumsrecht in das öffentliche Buch tritt der neue Eigentbüm 
in den rehtmäßigen Befig ($. 441), umb eben jo wird u 
8. 321 der rehtmäßige Beſitz eines binglichen Nechtes auf um 
mweglihe Sachen nur durch die ordentliche Eintragung in bie üffeı 
lihen Bücher (Landtafeln, Stabts oder Grunbblicher, oder andere & 
gleichen öffentlichen Regifter) erlangt. Der rehtmäkige Befig 
nah $. 1461 ein Erforderniß der Erſitzung. 


und den angrenzenden Laͤndern inöbefondere durch bas uflitut ber „Benan 
ten,” das a,b Re * in andern ſuddeutſchen Städten, z. B. 
Regensbur ae entwidelte. Schon im Stadtrechte von Mi 
vom 18, Ottober De — eiller, Archiv f, öflert, Geih, Qu. —— 
wurden 100 Maͤnner aufgeftellt, vor denen jedes midtigere Mechtögeich, 
„omnis emptio, venditio, pignoratio, donatio preiiorum, — 
arum vel quarumcumque rerum* vorgenommen werden mußte, und 
Beugrib, eine erhöhte Beweiskraft zukan Diele wurden ipäter ei“ vi 
1340: Raud, Rer. Austr. Script. III. p. 148, jerner von 1835; Na 
p- 148) bie iu 200 vermehrt. en ommen in allen öfterr, Stäbten vor, 2 | 
in Wiener Neuſtadt (M. a. a. O. ©. 118), Haimburg (&, 143) u. Tem. 
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Gleichwie nun die deutihde Gewere ein Begriff ift, der bald mehr 
bald weniger umfaßt, von der bloßen körperlichen Innehabung an, bis 
er das römische dominium in feinem Umfange und den Rechtswir⸗ 
tungen vollkommen erjegt, fo fehen wir auch in allgemeinen bürger: 
lihen Gejegbuche fhon den rechtmäßigen Belig, der zur Verjährung 
und Erfigung ($. 1478) erfordert wird, mit dem Worte „Eigen: 
thum,“ „Eigenthumsrecht” bezeichnet, während nach den 88. 1467 und 
1469 das volle Eigenthumsrecht gegen allen Widerfprud 
von einer unbeweglichen, den öffentlichen Büchern einverleibten Sache 
oder von Dienitbarkfeiten und anderen auf fremdem Boden ausgeübten 
befonderen Rechten erft nach dem Berlaufe von drei Jahren erſeſſen 
wird; ohne Einverleibung in die öffentlihen Bücher aber die unbeweg⸗ 
lihe Sade von dem, der die Beſitzrechte darüber augübet ($. 1468), 
und die Servitut von dem redlihen Innehaber ($. 1470) erit nad 
dreißig Jahren. Man fieht demnach, mwie auch im bürgerliden Geſetz⸗ 
buche die Begriffe: Innehabung, Befig, Eigenthbum je nah 
der Stärke der damit verbundenen Rechtswirkungen ineinander fließen, 
und der eine oft die Etelle ded andern vertritt, gleichivie im deutichen 
Nechte der Ausprud: Gewere bald das eine bald das andere bedeutet. 

Die „rechte Gewer“ entipricht dem vollen Eigentbumsrechte des 
8. 1469. Eo beißt es im Prager Rechtsbuche aus dem 14. Jahrh. 
(Rößler I. 142): Welcher man ein gut empfangen hat vor ge 
richte vnd das besizet yar vnd tag an alle widersprach, 
der hat daran rechte gewer. Die gerichtlihe Auffaſſung (resig- 
natio) wird in's Gerichtöbuch eingetragen (Prager Statuten, 121, 
Rößler I). Diefe Eintragung und die Gerichtöbriefe vertreten, eben 
jo wie die Urkunden überhaupt an die Stelle der Zeugniffe traten, 
das Seugniß der Richter und Schöffen. Magdeburger Recht von 
1261 (Gaupp, ©. 331), $. 16: Swaz so ein man gibit in hege- 
teme dinge besiczet her damite jar vnd tach an jemannes wider- 
sprache die recht ist her naher zä behaldene mit dem rich- 
tere vnd den schephenen dan iz ime jeman vntvären muge. 
Die Zeitfriit von Jahr und Tag wird im 14. Jahrhunderte auch be: 
reits als Erjigungsgzeit aufgefaßt (ſieh Brünner Schöffeniprud. 
Rößler II. 327), die vom Tage der Auflaffung vor Gericht (a die 
resignationis coram judicio) zu laufen beginnt. Meiftens kennen je- 
boch die Quellen blos die erlöfhende Verjährung dur Jahr und 
Tag, deren Folge fodann die Erlangung der rechten Gemwer iſt. Nach 
dieſem Zeitraume erliſcht jede gerichtliche Anſprache (impetitio) gegen 

Haimer!’s Bierteljahroſchrift f. Rechtew. IV. 2, 13 
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den Bejiger (fieh Brünner Schöffenbud. Rößler I. 322, 327). Ein 
noch ungedrudtes Iglauer Weisthum nad Cuslau aus dem Ende 
des 13. Jahrhunderts lautet: Das ist auch dohin getailt: wer erbe 
vnd eygen, nachdem vnd es ym vor richter vnd scheppen auf 
wirt gegeben, jar vnd tag an ansprach hat besessen, dem mag 
man seyn vurpas von recht nicht ansprach gemachen. Die Ber: 
jährungszeit der Anſprache durch Jahr und Tag, die ſich überall fin- 
det, wo fi das deutihe Recht von dem Einfluffe des römiſchen mit 
jeinen feitbeftimmten Präfcriptiong: und Ufucapionsfriften frei zu er 
balten gewußt bat, wurde Anfangs aub im böhmiſchen Land 
rechte feſtgehalten. So beißt es in der ordo judicii terrae Kaiſer 
farl’3 VI. (Arch. cesky II. €. 116), 70: Circa quod sciendum est, 
si aliquis hereditatem aliquam per ınodum et titulum emptionis, 
donationis, permutationis vel successionis aut alium modum quem- 
cumque fuerit assecutus, et is eandem per annum integrum 
et diem ... pacifice tenuerit et praescripserit sine interruptione 
juridica, amplius pro eadem hereditate jure affinitatis citari 
non debet. Denfelben Grundfag finden wir auch noch in den böhmi- 
ſchen Stadtrechten des 16. Jahrh. F. 21. 40. Q. 10. p. 552. Weber 
einjtimmend damit die böhm. Landesordnung P. 21. 22. und mährifche 
L. O. fol. 189. 

Durch diefen Zeitraum von Jahr und Tag hatte nad) deutſchem 
Rechte der Vormann im Beſitze, der Berkäufer die Pfliht der Ges 
wäbrleiftung, das iſt die Verpflichtung, dag Gut zu „freien“ (ex- 
vder disbrigare), e3 von allen Anfprüchen der Gläubiger, insbeſon⸗ 
dere der nächſten Erben (fieh oben die Stelle au dem ordo judicii 
terrae) frei zu machen, alfo den Käufer gegen jede Anfpradhe vor 
Gericht zu vertreten (Sfp. III. 83. I. 34; quod vulgariter land- 
scherm dicitur. Brünner Scht. 594. R. II. ©. 273), und wenn 
er nicht damit zu Stande kam, Erja zu leilten. 

Hier war es nun, wo zur Sicherftellung des Käufers und zur 
Erhöhung des Credit? des Verkäufers in Folge der niedern Stufe des 
Nealcredit3 im Mittelalter das Inſtitut der Bürgſchaft vorzüglich 
Plag und Anwendung fand. Der Verkäufer fonnte mit feiner Perfon 
dem Gläubiger nur wenig Sicherheit bieten. Gelang ed einem Dritten, 
feine Anſprüche an das Erbe vor Gericht durchzuführen, fo blieb zwar 
dem Käufer fein Anfpruch auf Schadenerfaß gegen den Berfäufer. Da er 
aber den Kaufſchilling bereits bezahlt hatte, jo konnte er fehr leicht in 
die Lage fommen, diefen Jammt dem Gute zu verlieren, oder wenn er 
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dieſes behalten wollte, e8 nochmals zu bezahlen. Schon frühzeitig fin- 
ben wir daher, daß der Veräußerer Bürgen, fogenannte disbriga- 
tores ftellte, und daß dieß bald bei jedem Berfaufe unbemeglicher 
Saden ein ganz gewöhnlicher Gebrauh wurde. So heißt eg im 
Brünner Scöffentude 323. R. II. ©. 148: Qui hereditatem et 
praecipue extra muros civitatis sitam coram judicio resignat, 
debet eum, si petit, cautione fidejussoria de hoc securum 
facere, quod tempore praescriptionis currente ab impetitionibus 
juris ipsam sibi disbriget. ®ergleihe auch Lacomblet Il.n.AA a. 
1212, II. n. 461 a. 1258. Der Verkäufer ftellt fieben fidejussores, 
qui se obligantes pariter promiserunt omnem questionem sive 
calumpniam, que infra annum et sex septimanas et sex dies, 
prout juris et consuetudinis est fidejussorum, de predictis bonis 
potest moveri, justa causa et honesta exigente se totaliter amo- 
turos. Diefe Haftung der Bürgen erloſch zugleid mit der Verpflich⸗ 
tung des Verkäufers, fomit nah Ablauf der Verjährungszeit der Vers 
pflichtung zur Gewährleiſtung. Auch in die flaviihen Landrechte in 
Böhmen und Mähren hatte ſich diefe Gewohnheit aus dem deutſchen 
Weichbildrechte verpflanzt, und die in den flavifchen Rechtsbüchern, 
3. B. dem Tobitſchauer Rechtsbuche aus dem Ende des 15. Jahrhun⸗ 
dert3 enthaltenen Verkaufsformulare enthalten eine wichtige Quelle 
für die Ausbildung der rüdiichtlic der Bürgfchaft in Böhmen und in 
Mähren geltenden Grundfäße. 

Dieſes Rechtsbuch it es insbejondere, welches und über die in’g 
bürgerlihe Geſetzbuch übergegangene Erſitzungs-, beziehungsmeife Ver: 
jährungszeit von drei Jahren einen willlommenen Auffchluß gibt. 
Während fih in den Städten die allgemeine deutſche Verjährungszeit 
von Jahr und Tag erhielt, und in Böhmen und Mähren bis zum 
Eriheinen des bürgerlihen Geſetzbuches fortdauerte, hatte ſich durch 
die nationale Geftaltung der Landrechte eine von diefer abweichende 
Verjährungszeit ausgebildet, welche in der Einrichtung dieſer Gerichte 
ihren legten Grund hatte. Hier beträgt nämlich die Verjährungszeit 
drei Jahre und ſechs Wochen. Die oben angeführte Stelle des ordo 
judicii terrae fährt fort: Et si a die assecutionis hereditatis ip- 
sius eam per triennium et sex septimanas continuas 
absque juris impedimento tenuerit: ad nullius instantiam pro 
eadem hereditate de cetero debet citari, et si citatus fuerit, non 
tenetur respondere citanti. Dieje Verjährungsdzeit mußten fi auch 
die Prager Bürger rüdiichtlih ihrer Güter auf dem Lande, die dem 

13 ® 
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Landrechte unterlagen, gefallen laſſen. Sieh Prager Rb. 146. N. L. 
S. 148: Von erb freien auf dem lande. Leyt aber das 
erb auf dem lande, so muz er sein gewer sein dreiiar vnd 
drei vierzehen tag. Eten fo zieht nad dem Neunbücherrecht 
des Vict. Corn. W3ehrd. ©. 178 die Verſchweigung (promlöenf) des 
Rechtsanfpruches durch drei Jahre und 18 Wochen den Verluft des Pech: 
tes nah ih). Sieh auch S. 295, wo dieſe Friſt als eine Erfigungs: 
zeit des Gutes aufgefaßt wird 2). Es darf nicht auffallen, daß bier von 
drei Jahren und ahtzehn Wochen die Rede ift. Eben jo wie der 
Zujag zu Jahr: und Tag local verfchieden aufgefaßt wird, jo war 
es auch im böhmijchen Landrechte mit dem Zuſatze zu den drei Jahren 
der Zul. Es erjcheint dieß ala eine Verdreifahung der in Böhmen 
üblihen Verjährungsfrift von Jahr und Tag (vergl. das Statut der 
Prager Schöffen vom 2. März 1310, R. I. ©. Ak: sechs wochen 
vnd ein jar vnd wider minner noch mer). Eben fo lange dauerte 
die Pflicht zur Gewährleiſtung für den Verkäufer und feine Bürgen. 
Sieh Tobitihauer Rechtsbuch, S. 93. Der Verkäufer mit feinen Ere 
ven und jeine ſechs Bürgen mit ihren Erben verpflichten fich, 
das Gut durch ſechs Gerichtszeiten oder drei Jahre von jedem 
Anſpruche zu befreien?). Die finnultane Geltung der gewöhnlichen 
deutſchen Berjährungsfrilt in den deutſchen Städten Böhmen! und 
Mährens läßt ung keinen Zweifel, daß mir es hier mit einer Aeußerung 
des ſlaviſchen Nechtsfinnes zu thun haben, der einen urfprünglidh 
dem deutſchen Rechte entnommenen Satz auf nationale Weife ausbil- 
dete. In diefer Annahme Tann es uns nicht beirren, wenn wir im 
irgend einer deutichen Partifularrechtsquelle denfelben Beitlauf von drei 
Jahren finden, 3. B. im Rechtsbuche Jütlands, dem jütifhen Low 
vom Sabre 1241. I. c. A1, wohl aber muß es ung in ihr beftärken, 
wenn auch andere national:flavifche Rechte, 3. B. das ältere polnische 
und litauifhe Recht, unbeweglihe Güter durch einen ruhigen Beſitz 


ı) Te2 takt kıle% südnä pfe nenie, a kto z toho wyweden jest präwem ja- 
kyınzkuli, zaced zprawu ma, nehned promlei zprawy swe, lecby tak dläho 
mlöcl, Zehy za tfi leta a za 18 neddli nepromläval, a na sweho zpräwei 
(auf jeinen Gewährsmann) präwem nesäbl, ten by také zpräwu promläal. 

3) —* dr2i kterczkoli dedietwie, tfi leta a osmnacte nedéli, Ze toho m& 
u2iti. 

9) Kterezto zhozie a ves ... jmäme spraviti a osvoboditi prävem zemekym 
kıo2 by to koli do tfi let po dskäch vloZeni timZ präwem bu 
pfeıl kiestany neb Zidy, sirotky neb vönnymi pravy, neb jakymikoli nä- 
rokem zemskcho präva, tolikrät, kolikrät by to zboZie nardeno bylo. 
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bon drei Jahren und drei Monaten erfiten laſſen. Sieh 
Theodor von Oſtrowsky: Civilrecht der polnischen Nation. I. S. 116. 

Die dreijährige Pflicht zur Gewährleiftung für unbeweglihe Sachen 
im $. 933, die dreijährige Erfigunggzeit einer unbeweglichen Sache und 
eines Rechtes in den 88. 1467 und 1469 und wohl auch die bdrei- 
jährige Verjährungszeit im $. 1489 bat das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch dem nationalflavishen, böhmiſch⸗mähriſchen Gemohnbeits: 
rechte entlehnt. | 

Anders verhält es fich freilich mit der Zeit von drei Jahren, 
binnen welder nach dem $. 1466 die Erfigung einer beweglichen 
Sache vollendet wird. Schon der Schwabenfpiegel übertrug c. 36 die 
römifche Friſt der erwerbenden Verjährung auf die Erwerbung 
der Gewere an Mobilien, obwohl auch bier urjprünglich diefe Frift 
eigentlich ala erlöfchende Verjährung der Rücdforderungsflage auf: 
gefaßt wurde, wie es der Code Napoleon noch thut !). 

Da die Beiziehung der Bürgen in vielen Fällen zu dem Zwecke 
geſchah, um den Beliker einer Liegenſchaft vor jeder Anſprache ficher 
zu ftellen, fo war man bedacht, diefe Sicherung auch auf den Fall aus: 
zubebnen, wenn der Bürge, oder einer von den Bürgen ftarb. Dort, 
wo ſich local die Anficht ausbildete, daß die Bürgschaft mit dem Tode 
des Bürgen erlöfche, fuchte man ſich dadurch zu fichern, daß man in 
den über das Rechtsgeſchäft errichteten Urkunden ausdrüdlich die Clau— 
jel aufnahm, daß, wenn ein Bürge ſterbe, der Verkäufer verpflichtet 
fein folle, für ihn einen andern tauglihen Bürgen zu ftellen (vergl. 
Hoefer. Url. n. 91. 139. 172. a. 1324. 1330. 1334. Niefert. 
Beiträge. II. S. 190 ff. a. 1314. Tobitſchauer RB. ©. 96. 98. 
104. 130. 132. u. f. w.). Häufig begnügte man ſich damit, in die Ur: 
tunden den Zufag aufzunehmen: Der Bürge und feine Erben. 
Einen fehr Iehrreichen Aufihluß über die Bedingungen der Erblichkeit 
der Bürgichaft und die Haftung des Erben durch drei Jahre gibt 
uns das Tobitfhauer RB. S. 92. Die Beforgniß, daß bei ausdrüd: 
liher Aufnahme der Erben in die Urkunde die Bürgſchaft auf ewige 
Zeiten ausgedehnt werde, bezeichnet Etibor von Cimburg, der Ber: 
fafler des erwähnten Rechtsbuches, als gänzlich unbegründet. Denn 
auch in diefem Falle erlöſche die Verpflidtung des Erben, 


I) Art. 2279. Abj. 2: Neanmoins celui qui a perdu ou auquel il a été vole 
une chose peut la revendiquer pendant trois ans. 


wem ſP- 


Bürgichaft, bie Sierftellung des Glaubigers, zu ei 
dem Grundfage der Nichterblichkeit der Bürgfchaft fü 
geflagte Echuld geführt bat. Wir haben im bürge 
eine Yortbildung und Erweiterung dieſes Gedankens 
uns in dem Uebergange einer bereits verfall: 
den Erben des Bürgen feinen Bruch mit dem Prin 
Es zeigte fich, daß bie tm Mittelalter herrſchende Unſi 
eigenthbums und die damit verbundene niedrige Stufe 
Bürgſchaft vorzüglich dort Platz greifen Tieß, wo es 
auf unbeweglicher Sachen handelte. Die concreten 
denen dieſes Rechtsinftitut damals am häufigiten in 
konnten für feine juriftifche Eonftruction nicht ohne 
ben. Eine Folge davon war das Barallellaufen t 
pflichtung mit der Erfigungszeit unbemeglicher Sad 

als ein Reit diefer Verbindung ift nur noch t 
geiprochene, auf längftens drei Jahre beichräntte | 
eines Bürgen übrig geblieben. 

Zwei Umitände baben jedoch das einheitlich 
Sapes zu dem übrigen Privatrechte verrüdt, und 
anomale oder doch finguläre Stellung im Spyiteme 

1. Die Veränderung der concreten Verhältniſſ 
der frühern Verbindung mit dem unbeweglichen 6 
Eingehung neuer Verbindungen veranlaßte. Es vert 
mer mehr I die Organiſation der Öffentlichen Püder. 


wo... 0. -Mı K.n PN... ..L.Du 
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Hebels zur Flüffigmahung des Capitals und zur Hebung des Per: 
fonalcredits. 

2. Die Annahme der römiſchen dreigigjährigen Verjährungs: 
frift für DVertragsverpflihtungen, folglich auch für die des Bürgen. 
Die Haftung feines Erben bezweckte in der eriten Anlage nicht? als 
bie Sicherung, fomit den Vortheil des Gläubigerd. Die Beibehaltung 
ber dreijährigen Frift erjcheint nunmehr im $. 1367 als eine Be: 
günftigung des Erben und als eine Beichränfung des Gläubigers in 
feinem Rechte auf einen fürzern Zeitraum. So ift für ihn „zur Plage” 
geworden, was früher „Wohlthat“ war. 

Uns ſcheint fie in nidht3 Anderem ihren Grund zu haben, als 
in einer Nachwirkung der mit dem Rechtögefühle des Volkes innig ver: 
wachſenen Anficht von der perfönlihen Natur der Bürgichaft. Diefes 
fträubte fich felbft in einem Falle, mo es die Haftung des Erben nicht 
gänzlich zurückwies, fie auf ähnliche Weife ausdehnen zu laffen, wie 
e3 mit der Haftung des Bürgen geihah. So blieb denn im Geſetzbuche 
die längſtens dreijährige Haftung des Erben ftehen. Eine andere 
Begründung des Paragraphs pflanzt fih feit Zeiller aus einem 
Commentar in den andern fort, und ift auch in die fpeciellen Motive 
zum Entwurfe des fächfifchen bürgerlichen Geſetzbuches übergegangen }). 
„Die Erben, wenn fie von der Bürgſchaft keine Kenntniß hätten oder 
fie Schon für erlojchen hielten, könnten fonft leicht Nachtheil leiden, in: 
dem es ihnen unter diefer Vorausſetzung unmöglih ift, von den in 
ben SS. 1364—1366 des allg. bgl. ©. 2. dem Bürgen eingeräumten 
Rechtsmitteln Gebrauch zu machen.” 

Wir halten fie für verunglüdt, wenigitens it uns ihre Logik 
nit Mar. Denn diefe Paragraphe haben doc offenbar nur den Zeit: 
raum vor Augen, jo lange der Gläubiger noch nicht von feinem Rechte 
Gebrauch gemacht, alſo noch nicht die verfallene Forderung vom Schuld: 
ner eingetrieben bat. Sie geben dem Bürgen die Mittel an die Hand, 
fih gegen einen aus der „Saumfeligfeit” des Gläubiger möglicherweife 
in feinem Regreſſe für ihn erwachſenden Schaden zu fihern. In der 
gerichtlichen oder außergeridhtlichen Einmahnung der Schuld befteht aber 
eben die Eintreibung der Forderung, fie iſt mehr als ein bloßes Mit: 
tel, den Erben von der Eriltenz einer Bürgfchaft feines Erblafjers in 
Kenntniß zu ſetzen. 

1) 8. 186, ge: Zeiller3 Comm. zu $. 1367. Binimwarter V. ©. %. 


Nippel 8. ©.308. Michel a. a. ©. Stubenraud III. Comm, zu die: 
fem ragraphe. 


198 Zomafcdet: üb. Bürgſchaft und Berjährung. 


Am Schluſſe fei eg mir erlaubt, diefer Unterfuhung eine kurze 
Bemerkung hinzuzufügen. Parallel neben dem in den Städten geltenden 
deutſchen Weichbildrechte bat fi in Böhmen und Mähren unter dem 
Einfluffe des deutfchen Rechtes in ähnlicher Weife, wie dieſes ſchon im 
der Periode der Volksrechte dem des römiihen Rechtes unterlag, bi 
ed im 15. und 16. Jahrhunderte beinahe gänzlich in feiner nationalen 
Fortbildung unterdrüdt wurde, — dad nationale ſlaviſche Landredit 
ausgebildet. Wenn es jedoch dem deutichen Rechte den größten Theil 
feiner Anfhauungen und Inſtitute entlehnte, fo ift der ihm eigene, 
felbfiftändige Bildungstrieb nie ganz erlofhen. Es laſſen ſich bier 
Spuren eines ähnlichen Procefjes genau nachmweifen, wie er ſich bei 
der Entwidelung des deutichen Rechtes nach der Neception des römi- 
Shen deutlih offenbart hat. Eo mie in Teutichland die Grunbfäge 
des römischen Rechtes nur felten in ihrer Reinheit von der Praris 
angenommen wurden, und fich durch die Fortdauer der deutfchen Rechts: 
anfhauung ein usus modernus pandectarum bildete, fo geftaltete auch 
das ſlaviſche Landrecht die recipirten deutſchen Rechtsſätze in felbft- 
ftändiger und unabhängiger Weife. Wir haben im Vorhergehenden ein 
Beispiel gejehen, wo das öfterreichifche bürgerliche Geſetzbuch dem fla- 
viſchen Gewohnheitsrechte vor dem römiſchen und deutfchen Rechte den 
Vorzug gegeben hat. Eine hiſtoriſch-dogmatiſche Behandlung des Öfterr. 
Privatrechtes, wie fie der jeßige Standpunkt der wifjenjchaftlichen SYuris- 
prudenz nothwendig fordert, feßt demnach eine eingehendere Behand: 
lung der älteren öfterreihiihen Provincialrehte voraus, ala es bisher 
geihah. Wenn es eine der wichtigen Aufgaben der Rechtsgefchichte iſt, 
das Materiale zu einer dogmengefchichtlichen Behandlung des geltenden 
Rechtes zu liefern, To erfcheint der Wunfch nach einer „öfterreichifchen“ 
Rechtsgeſchichte auch dann nicht unberechtigt, wenn man von dem un: 
trennbaren Zufammenhange der öfterreichiichen Particulargefeggebung 
mit dem deutſchen und gemeinen Rechte innig überzeugt ift. So lange 
diefe Aufgabe nicht in befriedigender Weile gelöft ift, fehlt es der wif- 
ſenſchaftlichen Behandlung des öſterreichiſchen Privatrechtes noch immer 
an einem wejentlichen Theile ihrer Grundlage. 





VIII. 


Beitrag zum Urkundenbeweiſe. 


Bom Herrn Dr. Joſeph Ritter von Helm, k. k. Comitatsgerichtsrathe in 
Eperies. 


| Kraft, Richtung und Umfang diefes Beweiſes. 


Jujolge ſeiner eigenthümlichen Natur gehört der Beweis durch Ur⸗ 
kunden in Anſehung ſeiner Anbietung, Führung, Herſtellung und Be— 
urtheilung zu den einfachſten und entſchiedenſten. Daraus wird klar, 
weshalb die poſitiven Geſetzgebungen in ihren Beſtimmungen darüber 
ziemlich kurz und ſeit Langem ſich gleich geblieben und auch die Dok— 
trin den Urkundenbeweis im Allgemeinen und nach ſeinen Principien 
nur ſelten, mehr nur nad) einzelnen Seiten und gewiſſen Beſonderhei⸗ 
ten unterſucht bat. Der jüngeren Zeit mar es vorbehalten, den Ur: 
fundenbeweis einer principiellen Revifion zu unterwerfen und in ber 
Doktrin, wie in den neueſten Erjcheinungen der Gejetgebung jehen wir 
das Streben, diefen Gegenitand zu erſchöpfen. Vornehmlich gilt dieß 
von der öÖfterreichifchen Geſetzgebung, welche neuerdings Einleitungen 
getroffen bat, um einen einheitlichen, den Anforderungen der Wiſſen⸗ 
ſchaft, wie den praftiihen Bebürfniffen entiprechenden „Civil⸗Proceß“ 
zu gewinnen. 

Schon bier wollen wir dag Gebiet der folgenden Beſprechung 
dahin abgrenzen, daß mir uns auf den rein materiellen Theil, auf die 
Beweislraft der Urkunden, deren Wejen, Stärke, Richtung und Bedin⸗ 
gungen bejchränten und alle Normen über die Anbringung und Füh— 
rung dieſes Beweiſes als formell ausfcheiden. — Syn der eritern Be: 
ziehbung kann man zwei unter fich verfchiedene Auffaflungen der öfter: 
reihiihen Civil-Proceß-Geſeze bemerken, die in der fogenannten allge 
meinen (jofefinifchen), dann in der meftgaliziihen Gericht3:Drdnung 
enthaltene — und jene, welche die neuen proviſoriſchen Civil⸗Proceß⸗ 
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Ordnungen für Ungarn und Siebenbürgen aufgenommen haben, ob 
wol diefer Unterfchied im Wefentlichen nur in Anfehung der Beweis 
kraft von Privaturfunden beftebt. 

Alle erwähnten, älteren und neuen Proceßgejeze ftellen überein: 
ftimmend und blos mit Nenderungen im Ausdrude den Grundſaz ax 
die Epige: „Deffentlihe Urkunden haten über die Thatfachen, wor⸗ 
über fie gefezmäßig errichtet wurden, volle Beweiskraft). 

In Anſehung der Privaturkunden geben die allgemeine und bie 
weitgalizifhe Gerichtsordnung nur die Borihrift: „Den Privaturkun⸗ 
den ift wider den, der fie errichtet hat, Glauben beizumeſſen;“ — 
„einer einfeitig errichteten Privaturkunde ift zum Vortheile desjenigen, 
der fie errichtet hat, Kein Glauben beizumefjen;” — eine Ausnahme 
bievon bilden die Geſchäftsbücher der Handelsleute, Fabrifanten, Aypos 
thefer, Profejlioniften und Erwerbägefellihaften, deren Bücher „audh 
für fie und gegen Andere” — die Kraft eines unvollitändigen (halben) 
Beweiſes haben, der gejezmäßig zu ergänzen iſt?). Die neueren prov. 
Givilproceßordnungen fir Ungarn und Siebenbürgen enthalten nebſt 
den erwähnten Grundfäzen der älteren Gejeze noch den Zujaz: „Eine 
Urkunde, die in der Abficht ausgeftellt wurde, daß fie dem Producen⸗ 
ten auch gegen einen Dritten als Beweismittel diene (3. B. eine 
Vollmacht, Ceſſion, Quittung), it gegen den Legteren bemweisträftig, 
und dem Ausſteller fteht in Betreff der Urkunde gegen diefen Dritte 
nur die Einwendung der Unechtheit zu” 3). 

Wir hatten ſchon einmal Gelegenheit, diefe Beltimmung ber 
neuen Gefeze öffentlich zu beſprechen ); allein dort hielten wir unfere 
Betrachtungen ftreng inner den Grenzen einer Discuffion de lege late, 
während gegenwärtig, wo die Gejezgebung die Proceßvorſchriften einer 
Reform unterzieht, eben der Zeitpunkt gelommen zu fein fcheint, im 
welchen der Juriſt jeine Sinne erheben fan, um abfehend von dem 
beitehenden Geſeze die Ergebnifje feines Forſchens fund zu machen und 
einer Kritif zu unterwerfen. 

Die Bemeiskraft der Urkunden und ihre Tragweite muß aus dem 
Wejen entnommen werden, worauf fie beruht. Die Schrift ift das 
Medium, wodurch der Schreibende feine Gedanken auf eine bleibende, 


) > ) 4 allg. Ser. Ordg. — 8.113 d. Civ. Pr. Ordg. für Ungarn und Sie 
enbürgen. 

2) 88. 113, 118, 119 allg. &. O. — 8. 117, 125, 126 d. cit. Civ. Pr. O. 

8.117 d. Civ. Pr. DO. 

4) In Haimerl's Magazin, Jahr. 1858, XIV. S. 162-190. 
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für die Außenwelt erfennbare Weife ausſpricht und mit der Berfaffung 
der Schrift ift zugleich die Abjicht feitgeftellt, den Gedankenausdruck 
ertennbar zu maden. Im volliten Maße gilt dieß von jenen Schriften 
des in der Coeriltenz; Gedachten, modurd er nach ihrem Inhalte mit 
Diefer in Beziehung tritt. Wie einerfeitS der Perfon das Recht zuer- 
fannt werden muß, ihre Gedanken, foweit fie nicht in freinde Rechte 
übergreift, auszufprechen, oder zu verſchweigen und im erften Falle 
fo oder anders auszusprechen, ebenfo muß ihre Uıingebung, bie Außen: 
welt, für welche eben nur das ift, was in fie tritt oder hineingelegt wird, 
die Aeußerung des Einzelnen anertennen, fie kann und muß diefelbe, 
wenn anders nur überhaupt nach Inhalt und Form jene Garantien 
vorliegen, welche für die Freiheit, Ernſtlichkeit und Beſtimmtheit der 
Aeußerung gefordert werden mögen, zumal dort, wo es fih um ju- 
ridifche Beziehungen handelt, — die bier einzig in Frage fommen, — 
fefthalten und zugleich für fih in Anſpruch nehmen, der Urheber (Aus: 
fteler der Schrift habe darin feinen wahren Willen ausgeſprochen. 
Der Ausfteler muß eine Behandlung feiner ſelbſt diefer Aeußerung 
gemäß geftatten, und weil er fich eben fo geäußert bat, ohne daß es 
weiter auf feine, oft wirklich nicht vorhandene, wegen ihrer Nichter: 
tennbarfeit aber nicht zu beadhtende Abſicht ankäme, — durch die Schrift 
ein bleibende Beweismittel jeiner Erklärung über eine gewifle That: 
fache wider ſich zu geben, — ja er könnte bei jeder andern Behandlung 
fogar über Rechtsverlezung Elagen, indem nur er es ift, welcher über 
das Db und Wieweit jeine Rechtsſphäre für Andere geöffnet werden 
jolle, zu beftimmen bat. 

Der lezte Grund der Beweiskraft der Urkunden Tann jelbitver: 
ftändlih nur in der Natur des Menfchen, als desjenigen der fie aus—⸗ 
ftellt, gefunden werden; der größte Einfluß dabei mag aber dem 
Selbfterbaltungstriebe einerjeit3 und dem Nechte auf Unbejcholtenheit 
andererfeitö beigelegt werden. Der Erhaltungstrieb drängt den Menfchen 
zu fein, zu bleiben, daher aud alle Bedingungen dieſes Bleibens zu 
bewirken, — feine Rechtsſphäre zu erhalten, zu ermeitern, fich in den 
Beliz der möglichit größten Summe von Erhaltungs:Mitteln zu fezen, 
natürlih jede Verringerung des Seinigen, ſchon Erworbenen abzu- 
wehren uud zu befämpfen. Wenn er daher die Schranken felbit öffnet, 
wenn er Eingriffe geftattet, jo kann jeder Andere eintreten und davon 
Gebrauh machen; — wenn er feine Gedanken eröffnet und mündlich 
oder fchriftlich Thatfachen beitätigt, welche ganz inner den Kreis feiner 
Rechte fallen, jo fteht Nichts entgegen, diefen Erklärungen vollen 
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Glauben beizumefjen; er würde fie gewiß nicht machen, wenn er nidt 
eine befondere Nöthigung durch feine eigenen rechtlichen Intereſſen 
ausgeübt, fühlen würde. Zum wenigften ift die Neigung zu mündlichen, 
wie jchriftlichen Geſtändniſſen dem Menſchen nicht eigen. Anbererfeits 
tritt der Einzelne dem Einzelnen mit feiner primitiven Unbejcholtenheit 
entgegen und kann fordern, daß ihm nebſt der phififchen und geiftigen 
Fähigkeit des richtigen Wahrnehmens und Erkennens, aud) Die moras 
liihe Geneigtheit, da8 Wahrgenommene und Erlannte wahrbheitsgetren 
mitzutheilen, zuerkannt werde; auch bier übt der Seltiterhaltungstrieb, 
die Selbſtſucht den Einfluß, und behebt diefes Recht auf den Glauben 
Anderer überall dort, wo es fih um das Seinige des Erflärenden 
handelt und bejchränft es auf die Fälle, wo die eigenen Intereſſen, 
welche Zweifeln Raum geben könnten, nicht berührt werden. Unter 
diefer Beichräntung kann der Erklärende fordern, daß ihm, feinen Aus 
fagen, fie mögen mündlich oder fchriftlich gemacht fein, geglaubt werde 
und aus diefem Grunde ward der Zeugenbeweis in allen Zeiten und 
an allen Orten als der verläßlichite anerkannt, obſchon er felbftner: 
jtändlich an gewille Negeln und Bedingungen gebunden wurde, womit 
alle jene Momente befeitigt werden wollten, durch welche der Selbft: 
erhaitungstrieb jeinen trübenden Einfluß üben könnte. 

Mit den dargeftellten Weſen der ten Urkunden inwohnenden 
Beweiskraft find zugleich Schon ihre Richtung und Gränzen, dann die 
Huuptmomente des fo wichtigen Unterichiedes des möglichen Inhaltes 
der Urfunden gegeben, ſofern tie in rechtlichen Betracht fommen, — 
denn dabin haben wir unjere Darjtellung ſchon oben abgegränzt. Der 
juridifche Inhalt der Urkunden ift möglicherweife ein zweifacher; ents 
iveder verfügt Darin der Ausiteller a) mit feinen Nedten, mit 
dem Seinigen, ſeiner Rechtsſphäre; er beitätigt deren Thatſachen, durch 
deren Beſtätigung er nur mit dem verfügt, was ihn felbft betrifft, er 
bejtätigt einen durch ihn vorgenonmenen juridifhen Alt, die Ent: 
äußerung eines feiner Rechte (daher indirekt Die Berechtigung Anderer), 
oder die direkte Einräumung von Rechten an Andere, daher Vers 
pflichtet:Erflärung feiner Selbit; immer enthalten derlei Urkunden die 
Beltätigung einer vom Ausſteller ausgegangenen, von 
ibm abhängigen und auf ihn oder feine Rechtsnach— 
folger rüdwirtenden Thatſache, — Gejtändnifeim weiteren 
Sinne; oder b) behandelt der Ausiteller in der Urkunde die Rechte 
und Nechtsverhältniße Anderer, worüber ihm kein Recht zuftebt, er 
beftätigt Thatſachen, — Eigenſchaften, Verhältniße oder Handlungen, — 
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die im rechtlichen Intereſſe anderer Perſonen liegen, — die von 
andern Berfonen ausgeben und auf fie wirten, — man 
fann fie Zeugniße im weiteren Sinne nennen!). Mit diejen find 
die Arten der Urkunden nad ihrem Inhalte auch erichöpft, fo daß es 
feine dritte gibt, welche meder Geſtändniß, noch Zeugniß wäre und 
e8 ftünde Nichts entgegen, die Urkunden, weil fie entiveder das ge- 
ſchriebene Geſtändniß des Ausſtellers, oder die ſchriftlich abgegebene 
Beugenausfage defielben enthalten, aus der Reihe der jelbititändigen 
Beweisarten zu löſchen, wenn nicht die Eigenthümlicdhkeiten der Schrift 
und die biedurch begründeten Befonderbeiten der Beweisführung eine 
gewifje Selbitftändigkeit vindiciren würden. 

Diefer Unterfchied in der Natur der Urkunden dußert fi in 
Kückſicht ihrer Beweiskraft dahin, daß zunächſt die Urkunden, die wir 
als Geftändniße bezeichnet, unbedingt und im volliten Maaße wider 
oder gegen den Ausfteller, natürlih für Jedermann beweisen, 
der die Urkunden aufzuzeigen vermag, — injofern man die bisherige 
Sprachweife beibehält. Nach der Vorausſetzung dijponirt darin der 
Ausiteller nur mit feinen Rechten, beftätigt Thatjachen, welche rechtlich 
nur ibn betreffen und der Umftand, daß er felbit fie beftätigt, was er 
zufolge feiner Selbſtſucht nur unlieb thut, ift zugleih der Grund, 
warum diefer Beitätigung geglaubt wird. In der Urkunde ift nicht 
blos die Thatfache felbit beitätigt, fondern liegt zugleich der Beweis 
der Abficht zu beitätigen, des Willens, die Thatſache zu geftehen; fie 
enthält das Geftändniß felbft, melches dadurch, daß es dem Richter 
vorgelegt wird, eigentlih die Natur eines gerichtlichen Gejtänd: 
nißes zu erlangen fcheint. Daß es diefe Natur wirkli und voll- 
ftändig erlange, hindert das Weſen der Urkunden als folder. Der 
Ausfteller fpricht nicht, wie bei dem mündlichen gerichtlichen Geftänd- 
niße felbft und perjönlid vor dem Richter, es wird nur feine Schrift 
vorgelegt. Um den Beweis zu vermitteln, muß das Erjcheinen vor 
Gericht erjezt, es muß außerhalb der Urkunde jelbit dem Richter 
die Weberzeugung verjchafft, oder bewieſen werden, daß die Schrift in 
der That die des erjcheinenden Ausſtellers it, — es muß die Echtheit 
der Schrift bewiejen werden, welcher Beweis durch die jonft zuläßigen 
Beweismittel, — Geftändniß, Zeugen, Augenfchein oder Eid, — her: 
geftellt werden kann. Dieje Art von Urkunden fteht aus diefem Grunde 


1) Bergl. Haimerl's Magazin IX. Bo. ©. 9. u. dieſe Vierteljahresfchrift II. 
Bp. ©. 128, ' 
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zwiihen dem mündlichen gerichtlihen und dem mündlichen anberge 
richtlihen Geſtändniße. Sie find allerdings nur außergeridhtlidhe Ge 
itandniße und als ſolche minder bemeisfräftig, nur wegen der bunf 
die Urkunde und ihr Dafein ſchon ausgefprohenen Ernſtlichkeit Der 
Erklärung, des dargelegten animus confitendi, oder doch prohese. 
constituendae — wird ihnen von jeder Gefeggebung eine hohen 
Beweiskraft beigelegt. Dieſe ift an und für ſich (— ohne den Beweiß 
der widerfprochenen Echtheit —) ſchwächer als die des mündlichen ge 
richtlichen, — kann aber bis zu derfelben gefteigert werden, wenn be 
Echtheit bewieſen wird; fie ift zugleich ftärfer, ala jene des münblicen 
außergerichtlihen Geftändnißes, weil dieſe von der Gicherftellung 
mehrerer Umſtände, — wie der Ernitlichleit und der Abficht, ein Ge 
ſtändniß zu machen, — bedingt ift!), welche bei der (jchriftlichen) ie 
kunde ſchon mit ihr, ihrem Vorhandenfein gegeben find 2). | 
Damit, dab die (— nöthigenfalls als echt erwiefenen) Urkunden 
als gerichtliche Geftändniße anzufehen find, iſt eigentlich Alles gefagk. 
Wie dad Geftändniß beweiſen auch fie das beitätigte Fuctum gegen 
den Ausgiteller, — natürlih für Alle, melde hieran ein reqht 
liches Intereſſe haben können. | 
Es fragt fih nun, ob diefe Beweisfraft auh gegen Andere 
(ald den Ausiteller) gerichtet it, — ob die Urkunden auch gegen 
Andere beweifen? — Vorhinein müflen wir bemerlen, daß die A 
drüde, deren man ſich bedient, um die Richtung der Beweife gu bes 
zeichnen, nämlich das Beweiſen gegen jemanden — nur uneigentläd 
genommen, — der Ausdrud des Beweiſens für Jemanden aber jw 
ridiih unrichtig gewählt — find. Die Urkunden fowohl, als das Ge 
ftändnig, Zeugenausſagen, Augenfchein und Eid — beweifen, weil u 
injofern dadurd eine Thatſache, ein Geichehenes, oder noch Seienkei 
Gewordenes) bejtätigt wird und beweiſen eben auch nur eben jene Thed 
jache, welche fie bejtätigen. Der Beweis ift ſtets rein objectiv; er feRii 


1) 8. 109 d. Giv. Pr. Ord. 

2) Wir haben ſchon die Anjiht vernommen, welde den Schwerpunftt der We 
weigfraft von Urkunden — nidt in der Ausftellung, fondern in der N 
folgung der ausgeltellten Urkunden erfennen wollte. Wir finden in der 
folgung der Urkunde, d. i. in dem Umijtande, daß der Auöfteller der U 
diefe aud noch an Jemanden übergeben, ein fehr 1nterftügendes Domeit, 
weil hiedurch die Ernfllichteit der Erklärung mehr beitätigt wird; aber eig 
Weſentliches ſehen wir darin nit. Sonft flünde es ſchlimm um die Bes 
weiskraft der leztivilligen Anordnungen, die nicht Andere übergeben, vielmehr 
jorgfältig verborgen zu werben pflegen! — 





[} . 
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bat feine fubjective Richtung; dieſe liegt nur in der zu bemeifenden, 
oder bewiejenen Thatjache, welche ihrem Weſen nach gewiſſe Perfonen 
rechtlich betrifft. Sit eine Thatſache bewieſen, fo iſt fie es nad ra= 
tionel juridiihen Principien nicht für Einen und gegen den Andern, 
fondern für Alle und gegen Alle, eben weil fie bewiejen ift. Natürlich 
wird der Beweis direkt immer gegen jene Perſon gerichtet und wirkt 
auch gegen fie, gegen melde die bewiejene Thatjache wirkt, die fie be: 
ft und nur deßhalb, daher indirekt ift er zufolge der Wechielmirkung 
Soeriitirenden auch bezüglich dDiefer Andern wirkſam; nur von der 
ten Wirkung oder Richtung ift die gewöhnliche Ausdrucksweiſe ent- 
t. Auch die pojitiven Prozeß: Normen müfjen, bejonder® was 
Bertbeilung der Beweislajt betrifft, diefer Richtung der Bemeife 
hung tragen; ſie können aus politifchen Rückſichten die Kraft der 
eiſe modificiren, allein den rein juridiichen Grundiägen bleiben derlei 
men fremd und lafjen fich daraus nimmer ableiten, oder auch 
Härven. 

ung vorläufig der gemwönliden Sprachmeife anzufchließen, 
den Eaß: „daß die bisher beiprochenen (Gefländniß:) Ur: 
darin beftätigte, eingeltandene Thatfahe überhaupt be 
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weije dahin umſchreiben,“ — daß fie dieſes Faktum zwar 
nicht für Auäfteller, aber gegen ihn und alle Andern erweiſen.“ — 
Daß das @ dniß und die ſelbes enthaltende Urkunde gegen den 
Ausitelle Meiſt, wurde bereits begründet, ift aber auch fo durch⸗ 
weg auerkann es Feines Nachweifes bedarf. 

Ebenſo annt und richtig, — obſchon fehlerhaft, unjuridifch 
ausgedrückt iſt MESatz, daß die Urkunde für den Ausſteller nicht 


beweift. Der Gru 
ſachen nad ihrer 
immer nur auf Die 
gebt, daher von ei 
der Erklärende Etr 
wider ſich einräu 
er Rechte aniprid) 
gegebene, aber ju 
für den Ausiteller 
nur von der Will 


liegt einfad darin, daß die eingeſtandenen That⸗ 
tur und nach der bier gemachten Vorausſezung 
on zurüdwirfen, von der ihre Beftätigung aus: 
Beftändnige auch nur dort geiprochen wird, wo 
von feinen Rechten aufgibt, oder Andern Rechte 
alſo fich felbit verpflichtet, — nicht aber, mo 
oder erworben haben will, Der gewöhnlich an: 
) nicht deducirbare Grund deſſen, daß Urkunden 
t beweifen, ift, daß die Ausitellung der Urkunde 
des Ausitellenden abhängt und darum unge 
reimt wäre, ihm MWoöglichkeit zu veritatten, nach Belieben Beweis: 
mittel jich zu jchr Um die Unricdhtigfeit der in Rede jtehenden 
Ausdrudsweilen ben, mag erwogen werden, Daß jelbft der ein: 
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fache Saz, wienach Urkunden für den Ausfteller nicht beweiſen, — 
nicht allgemein gültig ift; man nehme z. B. den Vermögendausweis 
eines Cridatars. Wird er ih, falls ihm die Vertufhung eines Ber 
mögens, oder Erdichtung von Bafliven zur Kajt gelegt werben will, 
nicht mit vollem Nechte auf den vorgelegtem Ausweis berufen, um zu 
zeigen, er babe fein Vermögen gerade jo und nicht anders ausge 
wiejen? — und warım? — Weil der Ausweis nicht blos gegen ihm, 
jondern überhaupt und allgemein beweilt, daß der Gemeinfchuldner 
jein Vermögen in der beſtimmten Weife angegeben bat! 

Wir konnen nun zu der weiteren frage, ob die Urkunden auch 
gegen Andere, als den Ausiteller, — alfo für und gegen Andere, 
oder für den Zweiten gegen einen Dritten Beweiskraft haben ? — und 
antiworten aus dem bereits Geſagten bejahend, weil die Urkunden 
über das, oder das eingeftandene Factum überhaupt beweilen. Wir 
haben jchon bemerft, daß der Beweis ſtets eine rein objective Natur, 
obne alle fubjective Nichtung bejize; die Beweiskraft, die beweifende 
Wirkung der Urkunde beftebt darin, daß der Richter, welchem die Ur: 
kunde vorliegt und fofort auch alle Berfonen, weiche überhaupt bei der 
Beweisführung betheiligt find, für wahr halten müfjen, der Ausfteller 
babe nah Maßgabe der Urkunden wirklich den bejtätigten Alt vors 
genommen, auf die beftimmte Art mit feinen Rechten verfügt, oder 
die Verpflichtung übernommen, eben weil er eine derartige Erklärung, 
ein ſolches Geftändniß abgelegt und weil er zugleich von allen Andern 
fordern Fann, daher auch geftatten muß, demgemäß behandelt zu werden: 
Diefer Beweis, die richterliche Meberzeugung befteht natürlich fo Lange, 
bis das Gegentheil des eingeftandenen Faktums bewieſen, der Gegens 
beweis hergeitellt wurde; bis dahin muß aber das Geftändnig — nicht 
blos der Geſtehende (Ausfteler), fondern Jeder, der fich darauf bes 
ruft, — als foldyes gelten laffen, die eingeitandene Thatſache als ges 
ſchehen, oder nody vorhanden anerkennen. Wir können aber nicht ges 
nug oft wiederholen, daß der Saz: „die Urkunde bemeife gegen 
Dritte” — nur höchſt uneigentlihd genommen fei. Die Geftändniß: 
urkunde bemeift die darin beitätigte Thatſache; dieſe, weil fie nach der 
Borausfezung ein vom Ausſteller Ausgehendes, ein nur von ihm Abs 
bängiges ift, wirft daher wieder auf ihn und nur aufihn zuräd 
und aller Beweis durch die Urfinde iſt nur gegen ihn, — Ausſteller, — 
gegen Andere blos infoferne gerichtet, daß fie mit und aus dir Ur 
kunde gegen den Ausiteller nicht Mehr, oder Anderes als geitanden 

hiedurch bewiejen behaupten können, al? darin ausgeiprochen ifl, — 
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infolange fie fih auf die Urkunde allein berufen; juridiſch richtig kann 
daher nur der Saß gelten: „Die Urkunde bemeift das darin 
(eingeftandene) beftätigte Faktum vollfommen, fie wirkt bar: 
über einen vollen Beweis. Gleich bier anſchließend glauben wir er: 
innern zu follen, daß unter dem Ausſteller der Urkunde bier nicht 
6108 der eigentliche Urheber derfelben, ſondern auch alle jene Perſonen 
mitzuverftehen feien, welche zufolge der durd die Indentität der recht: 
lihen Beziehungen begründeten juridiihen Fiction al3 Eine Perſon 
mit dem Auöfteller angejehen werden müſſen, — diefe Identificirung 
mag eine generelle, wie bei den Erben rüdjichtlih des Erblaflers, der 
Pupillen und Curanden rückſichtlich des Vormundes und Curators, — 
des Machtgebers rückſichtlich des Mandatars, — der Gemeingläubiger 
bezüglich des Cridatars, — oder eine mehr nur ſpecielle, wie bei 
den andern Rechtsnehmern, — dem Ceſſionar, Aſſignatar, Bürgen, 
hinſichtlich des Cedenten, Aſſignanten und des Schuldners — ſein. 
Die rechtlichen Intereſſen all' dieſer Perſonen fallen zuſammen und 
der Rechtsnehmer muß die Akte des Rechtsvorgängers, daher auch 
ſeine ſchriſtlich abgelegten Geſtändniße anerkennen. In allen dieſen 
Fällen ſpricht die allgemeine Anſicht von der Beweiskraft der Urkunde 
gegen die Rechtsnehmer, — als ſolche hinſichtlich der Ausſteller. Un⸗ 
ſere Anſicht wird aber durch dieſe Fälle nicht berührt; wir laſſen die 
Urkunde überhaupt beweifen, geitehen aber zu, daß diefer Beweis nad) 
der Natur der Sache immer nur wider die Rechtsnehmer wirken kann 
und wird, weil das beftätigte, zu beweilende Faktum nur diefe Rich: 
tung bat. 

Wir übergeben nun, um diefen Gegenftand theoretiſch zu er: 
jhöpfen, auf die zweite Art von Urkunden, die wir Zeugniße ge: 
nannt haben, — weil fie Thatjahen beftätigen, welche fremde Snte: 
reſſen oder Rechte betreffen und darım mohl nur fchriftlich aufgefezte 
Beugenausjagen find. An und für ſich und abgeſehen von allen po: 
fitiven Sabungen ſteht Nichts entgegen, auch diefer Art von Urkunden 
eine Beweisfraft einzuräumen, weil es denn doch gleichviel bleibt, ob 
eine Zeugenausfage mündlich oder fchriftlich abgelegt wird, wenn an- 
der3 bie Bedingungen der Glaubwürdigkeit vorhanden jind. Hiemit 
find aber auch jchon die Gränzen diefer Beweiskraft gejezt; fie kann 
nicht weiter reichen, als jene der Zeugenausfage und weil bei diefer 
nach einer ebenfo allgemeinen als althergebrachten Anſchauungsweiſe 
in der Regel eine gewiſſe Mehrheit der Perſonen gefordert wird, ſo 
muß eben dieſes auch von den ſchriftlichen Zeugnißen gelten. Um nicht 

Haimerl’s Bierteljabreſchrift ſ. Rechtew. IV. 2. 14 
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zuweit abzulenfen, ſoll nur gefagt fein, daß der Beweis durch biefe 
Art von Urkunden nicht mehr für fih in Anfpruch nehmen Kann, als 
jener durch redende Zeugen; ung intereffirt bier bloß die Beweiskraft. 
ihre Richtung und Umfang. 

Den weſentliche Unterſchied der Zeugniße von den Geſtändniß⸗ 
Urkunden haben wir oben dahin feſtgeſtellt, daß dieſe Thatſachen be⸗ 
ſtätigen, welche ganz in den Kreis der rechtlichen Dispofitionen, tu 
den Kreis des Seinigen des Ausiteller3 fallen, daher auf ihn allein 
zurückwirken, — während jene Thatfachen beitätigen, die das rechtliche 
Intereſſe, die Rechte und Pflichten anderer Perſonen als des Aus: 
ſtellers, da3 Seinige der Adern, worüber ihm feine Verfügung aus 
fteht, betreffen. Unter dieſe Thatfachen gehören felbitverftändlich auch bie 
Pflichten des Ausfteller® Andern gegenüber und alle Verfügungen mit 
denjelben, welche nach der Natur der Sache blos von den Berechtigten 
ausgeben können. Was zuvörderſt die Thatjachen der leztern Art bes 
trifft, jene nämlih, melche in den Kreis der eigenen Verpflichtungen 
des Ausftellers fallen; fo kann der Zeugenichaft zum eigenen Vortheile, 
zu eigenen Gunjten feine Geltung beigelegt werden, weil bier blos daß 
Vertrauen in die eigene Wahrbaftigteit und Glanbwürdigkeit entſchei⸗ 
den follte, während gerade hier Eigennug und Selbftjucht den ftärkften 
Einfluß übt und die Zweifel an der Wahrhaftigleit aus in der Natur 
des Menſchen gefundenen Gründen bis zur gänzlihen Negation 
fteigert; — man fann nicht Zeuge in der eigenen Sade fein. — Ab⸗ 
gejehen von pofitiven, aus politiiden Rückſichten erlaffenen Normen, 
nüfjen daher die im eigenen Intereſſe, über die eigenen Pflichten ans 
geitellten Zeugniße, falls fie wirklich vorkommen follten, als juridifches 
Unding verworfen werden und ergibt fih aus dem Gefagten die Folge, 
daß bei Zeugnißen der Ausfteller ganz außerhalb des Beweifes und 
feiner Kraft fällt, — daß bei Zeugnißen nur der Beweis zivtfchen 
einem Zweiten (vom Ausſteller Verfchiedenen) und einem Dritten im 
Frage kömmt, denen der Ausfteller als unbefangene Perſon gegenübers 
ftebt und eben deßhalb in Betreff feiner Ausfage Glauben findet. 

Die pofitiven Gefeßgebungen haben die Beweiskraft fchriftlicher 
Zeugniße nie vollftändig anerfannt und insbejondere die öfterreichifcge 
Geſetzgebung bat dieſes Beweismittel derart beſchränkt, daß es fait als 
befeitigt angejeben werden mag. Nur die öffentlichen Zeugniße werben 
anerkannt, die Privatzeugniße gelten blos als Subftrat des foges 
nannten ſummariſchen Seugenbeweifes, welcher nur dort ftattfindet, 
mo beide Theile ausdrüdlich dazu einwilligen und wobei der Zeugniß- 
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Aussteller den Inhalt desſelben noch eidlich beftätigen muß.!) Durch 
die geforderte Bedingung der gegentbeiligen Zuftimmung ift felbftvers 
ftändlich dem Beweiſe die Epige abgebrodien und derſelbe feiner Eri⸗ 
ftenz nach in die Hände des Gegners gegeben. 

Die Gejeßgebung hat vollen Grund, dem Bemeife durch fchrifts 
Ihe Zeugniße zu mißtrauen; denn das Weſen des Zeugenbeweiſes 
Itegt in der Unbefangenheit der Zeugen, melde der Richter nur durch 
die perfünliche mündliche Vernehmung gründlich und erfchöpfend prüfen 
kann, während ſich diefer Moment bei der Borzeigung eines fchrift: 
lihen Zeugnißes der rihterlihen Beurtheilung völlig entzieht und der 
durch die Erfahrung leider vielfältig gerechtfertigten Annahme Raum 
gibt, der Zeuge babe fi unter dem Einfluße all’ jener Potenzen, die 
vom Eigennuge ausgehend die Wahrhaftigkeit trüben können, zur Aufe 
ſchreibung einer Ausfage bewegen laffen, die er bei einer fürmlichen 
Vernehmung vor Gericht dem Richter und dem Gegner in das An: 
geficht atzulegen fich fcheuen würde. Nur ganz befondere Umftände 
vermödhten diefe Bedenken zu beheben, deren Vorhandenſein das Geſetz 
von der übereinftimmenden Einfiht beider Wroceßtbeile abhängig 
macht. Dem Gefagten zufolge bleiben die Zeugniß-Urkunden im Hinter: 
grunde und überall, mo von Urkunden überhaupt geſprochen wird, 
fönnen darunter nur die Gejtändniß - Urkunden — gemeint fein. — 
Um die Darftellung von der Beweiskraft der Urkunden zu erfchöpfen, 
muß auch die Art und Weiſe, wie und der Weg, auf welchem ber 
durch Urkunden geführte Beweis angegriffen, geſchwächt, oder entkräftet 
werden kann, berührt werden. Hiebei begegnen wir vor Allem der 
ſchon erwähnten Echtheit der Urkunde und ihres Beweiſes. 

Bei dem Beweiſe durch Urkunden wird das Geſtändniß oder die 
Zeugen: Ausjagen, weldye darin enthalten find, nicht unmittelbar zur 
Wahrnehmung des Richters gebracht; diefe wird durch die Schrift ver: 
mittelt und da diefe Vermittlung ala wirklich, oder gültig denn doch 
nur dann angenommen werden mag, wenn der Umftand feitgeitellt ift, 
die Urkunde rühre in der That unverändert von Demjenigen ber, 
welcher ala ihr Aussteller erſcheint und da der Beweis nicht darauf 
beruht, daß eine gewiſſe Thatfache nur überhaupt eingeftanden, oder 
bezeugt, — fondern darauf, daß fie durch die beſtimmte Perſon ein- 
geftaunden oder bezeugt worden: fo ergibt ſich Die in der Natur dieſes 
Beweismittel3 gegründete Bedingung der Beweisführung von felbft, 


og 
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ausgefertigt worden find, volle Bemeistraft beigelegt, — während 
bei den Privaturfunden mancherlei Unterſchiede über die Stärke und 
Richtung der Beiveisfraft gemacht werden. Es wird aber noch beige 
fügt, daß bei öffentlichen Urkunden die Behauptung der Unechtheit 
oder Geſetzwidrigkeit von Seite des Produkten bewiefen werben 
muß, während bei Privaturfunden der Beweis der widerfprochenen 
Echtheit ohne Ausname dem Producenten zufällt H. 

Mird der Inhalt der gejeglih für öffentliche erklärten Ur 
funden in Betracht genommen, jo zeigt fich, daß fie fait ſämmtlich den 
Charakter und die Natur der Zeugniße — im Gegenjage zu den ob 
angeführten Geftändnißurfunden — an ſich tragen. Dahin gehören im 
der Negel alle Urkunden, fo von öffentlihen Behörden oder einzelnen 
Drganen in Betreff ihrer vorgenommenen Amtshandlungen ausgeitellt 
werden, die Beurfundungen über den Inhalt der Archive, oder for- 
ftigen Aemter, die Notariatsakte und authentiſchen Ausfertigungen und 
Beurfundungen als jolde (denn Iegtere behalten wohl die Natur, 
bie ihnen fonjt eigen ift, bei und nur die befondere Form unterfcheidet 
fie von andern ihresgleiden —), die Bücher und Auszüge der öffent: 
lihen Senfale, die Geburt3:, Trauungs: und Sterbe-Regifter und Ddieß- 
fälligen Zeugniße der Seelforger 2). Hier iſt immer die betreffende 
Staat3behörde, oder der einzelne öffentliche Yeamte der Ausfteller, 
welcher Thatfachen bejtätiget, die wenigfiens unmittelbar nicht auf den 
Ausſteller, auch nicht auf den durch ihn repräfentirten Staat zurüdk 
wirken, — fondern die für und zwilchen PBrivatperfonen eine Beben- 
tung haben, ihre rechtlihen Veziehungen und Verhältniße normiren, 
diefelben bemeifen, — alfo Zeugniße. Nur jene öffentlihen Urkunden 
machen eine Ausnahme, worin dem Privaten von Seite der öffentlichen 
Organe die gefchehene Leiftung gewiffer gegen die Deffentlichfeit ob: 
liegender Verpflichtungen betätigt wird, 3. B. die Steuerbücheln oder 
fteuer: oder fonft finanzämtlichen Quittungen, — da bier die betätigte 
Thatfache der gefchehenen Leiltung allerdings auf das bezügliche öffent- 
lihe Organ, rüdjihtlih den Staat ſelbſt zurüdwirkt, fohin das bei 
Geltänbnißurfunden weſentliche Merkmal eintritt. — Dieß find jedoch 
Ausnahmen und der regelmäßige Charakter der üffentlihen Urkunden 
ift der der Zeugniße. | 

Eben diefer Umitand ijt der Grund, daß das Geſetz den Sag, 


u “ — — 


88, 113, — 117, 125, 126, 123 C. Pr. DO. 
78, 114 ebdſ. 





N. v. Helm: üb.d. Urkundenbewei3. 211 


den vollen Beweis, — der Richter muß fie für wahr halten und 
wenn fie überhaupt entfcheidend ift, der Entfcheidung zum Grunde 
legen; er muß für wahr halten, der Ausfteller babe nah Maßgabe 
feiner Urkunde den Willen erklärt, den Akt vorgenommen, die Ver: 
fügung getroffen, die Verbindlichkeit in der That übernommen — und 
biernah muß er enticheiden. Nun erft tritt der Moment ein, um die 
Urkunde felbit, den dadurch ſchon bergeftellten Beweis anzugreifen. 
Der Produkt hat das Recht der Einwendungen und ihres Beweiſes, 
den indirekten und direkten Gegenbeweis und diefer dreifache Apparat, 
welcher gleichmäßig bei allen Bemweisarten Geltung bat, war noch 
immer ausreichend, um gegen jede Beweisführung zu ſchützen. Der 
Produkt Tann die Einmwendung der Unfähigkeit des Ausſtellers, des 
Irrthums, Vetruges, Zwanges u. f. w. Lei der Ausstellung beiveifen, 
er kann andere Thatfachen darthun, wodurch die Unrichtigkeit der in 
der Urkunde enthaltenen Beltätigung fich von feltft ergibt, oder er 
kann direft beweifen, daß ungeachtet des beſtimmten Juhaltes der Ur— 
kunde die darin betätigte Thatſache dennoch gar nicht oder anders fi 
zugetragen und fo die Urkunde ſammt den darauf gegründeten Beweiſe 
entfallen maden. — Diefelbe Uperation muß dem Beweife durch ein 
geſetzmäßiges Geftändniß oder durch Zeugen gegenüber verftattet werden. 

Ehebevor wir zur Prüfung der pofitiven Geſetzbeſtimmungen 
übergeben, wollen wir noch berühren, daß fih wohl auch nach ratio: 
nellen Principien ein Unterfchied der Urkunden in öffentliche und Pri- 
vaturfunden machen läßt, je nachdem diefelben von den im Staate be: 
ftellten öffentlichen Behörden oder fonftigen öffentlichen Organen, oder 
aber von Privat-Perſonen ansgeftellt wurden; aber weitere Unter: 
ſcheidungsmerkmale zwifchen diefen beiden Arten der Urkunden dürften 
rein der Anordnung des pojitiven Gefetes vorbehalten fein, wenn man 
nicht den Unterfchied bezüglich der Zeugniße gelten laſſen will, indem 
bei üffentlihen Zeugnißen jene Bedenken nicht befteben, die fich der 
Beweiskraft von Privat: Zeugnißen entgegenftellen. 

Die Gefege, in melden die öſterreichiſche Gefetgebung ihre 
jüngfte Anſchauung diefes Gegenftandes niedergelegt hut, find — bis 
zur Veröffentlihung einer allgemeinen Proceßordnung — die provi— 
forifchen ivilproceß-Drdnungen für Siebenbürgen und fir Ungarn 
und auf die Beurtbeilung diefer Geſetze wollen wir uns befchränfen. 
Sn diefen beiden Gejeten iſt der Unterſchied zwiſchen öffentlichen 
und Privaturkunden fejtgehalten; den öffentlichen wird ohne alle 
Unterfcheidung binfichtlid der Thatfachen, worüber fie gejegmäßig 
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echtheit daher leichter ermittelt werden Tann, eben darum aber mi 
Rückſicht auf die über die Verfälihung, oder Nachmachung Öffentlicher 
Urkunden gejeglich angedrohten jchwereren Strafen — die Bejorgeif 
der Fälfehung geringer iſt, und für die dennoch fi ergebenden Aus: 
nahmsfälle der wider die geſetzliche Vermuthung jedenfalls veritattele 
Gegenbeweis ausreicht. 

Mehr Gründe fpreden für die gefegliche Vermuthung der Gefeg 
mäßigfeit der öffentlichen Urkunden. Bevor diefe zur Sprache kömmt, 
muß die Frage der, Echtheit ſchon entichieden fein; ift dieß aber, fe 
liegen in den vielen Garantien, unter denen das Geleg wenigftens bie 
wichtigeren öffentlichen Urkunden zu Stande fommen läßt, und beren 
Einhaltung durch Beobadytung der vom Geſetze vorgefchriebenen Yorm 
conftatirt wird, — in dieſen vorgezeichneten Förmlichleiten, in ber 
Stellung und Verpflichtung der ausitellenden Organe — Gründe genug, 
den Ausjtellern einen erhöhten Anſpruch auf Unbefcholtenheit, — ihren 
Urkunden die Vermuthung der Gefegmäßigfeit und innern Wahrheit 
beizulegen, und beide fo lange gelten zu laffen, bis Gründe für bie 
gegentheilige Annahme erwiejen werden. Bis dahin bemeilen die öffent 
lichen Urkunden an und für fich, ihre einfache Production ift der ber 
geftellte Beweis. 

In Auſehung der Privaturkunden norniren die bezogenen 
Geſetze Die Beweiskraft durch drei Hauptgrundſäze: 1. Privaturkunden: 
haben gegen den Ausjteller volle Beweiskraft; — 2. jene Pr 
vaturfunden baben auh gegen Andere eine Beweiskraft, welche im 
der Abſicht ausgeftellt wurden, um dem Producenten auch gegen die 
Andern als Beweismittel zu dienen; — und 3. für den Ausftel 
ler haben die Privaturkunden — nit einziger Ausnahme der Hatte 
dels- und Gewerbsbücher — feine Beweiskraft!). ALS Ergänzungsbes 
jtimmung Tommt der Sag hinzu, daß die Echtheit der Privaturkunden 
iiber gegnerifhen Wideripruch erwieſen werden müſſe?). 

ad 1. Segen den Saß, daß Privaturkunden gegen den Ausftellee 
volle Beweiskraft haben, läßt fi, beionders wenn er wie das Gefeg- 
durch die erflärte Peweislofigkeit der Privatzeugnijfe gethan hat, auf 
Geſtändnißurkunden beſchränkt wird, nichts einwenden. Wir glauben: 
ſchon oben bewiefen zu baten, Daß die Geſtändnißurkunden über das 
Geftändniß wider den Geſteheuden — Ausfteller —, wie gegen Alle, 





i) Berge. 88. 117, 125 p. C. P. OO. 
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überhaupt Beweiskraft haben, und daß fich dieſer Beweis nach dem 
Weſen des Geftändniffes vornehmlich, ja ftreng genommen jederzeit 
gegen den Ausfteller richtet, und man kann den erwähnten Sat, ob: 
ſchon er zu fpeciell gefaßt ift, und leicht zu Fehlſchüſſen Anlaß geben 
fönnte, immerhin gelten lafjen. Um ber leztberührten Gefahr zu be: 
gegnen, märe es empfehlend, die Beweiskraft der Privaturkunden mi: 
der den Ausſteller nicht fo ifolirt binzuftellen, fondern mit der Be: 
weisfraft überhaupt zu verbinden und nebftbei die poſitiv gefegliche 
Bemeislofigkeit der Privatzeugniffe ausdrüdlich beizufügen. 

ad 2. Den zweiten Grundjag über die Beweiskraft gewiſſer Ur: 
Funden gegen Dritte haben wir ſchon in der Eingangs citirten Ab: 
handlung !) näher beſprochen und uns beftrebt, die gejeglihe Vorfchrift 
ans dem Syſteme des Geſetzes zu begründen. Wir hatten Gelegenheit, 
zu erwähnen, daß diefer, in den proviloriihen Givilproceßordnungen 
neu anfgeftellte Sag die an die Vorfchriften der älteren Gerichtgord: 
nungen Defterreich3 gewöhnten Juriſten mit Bejorgniffen erfüllt und 
zu verfchiedenen Auslegungen Anlaß gegeben bat. Vor Allem ſei be— 
merkt, daß auch bier nur Geftändnißurkunden in Frage find, da das 
Geſetz die Beweisloſigkeit bloßer Privatzeugniffe Schon beſtimmt ausge: 
proben bat, und fo find die eben in Vetreff der Privatzeugniffe er: 
bobenen Bedenken befeitigt 2). Nah dem Wortlaute diefer Gefege wird 
die Beweiskraft der Privaturkfunden gegen Dritte auf jene Urkunden 
eingefchräntt, welche Schon in der Ablicht ausgeftellt werden, um dem 
Vorzeiger aud) wider einen vom Ausfteller Verjchiedenen, aljo Dritten 
einen Beweis zu bilden. Die erweiterte Beweigfraft folder Urkunden 
wird alfo in den Willen des Ausfteller3 gelegt und kann nur dort 
angenommen werden, wo diefe Abficht des Ausftellers fich feititellen 
läßt. — Wir haben oben die Beweigfraft der Urkunden aus dem In— 
balte und Wefen derfelben abgeleitet und die in der Urkunde beftätig: 
ten Thatfachen deshalb als bewiefen angenoınmen, weil fie der Aus: 
fteller in und durch die Urkunde eingeltanden hat, — wir haben die 
Beweiskraft der Urkunden auf das Geftändniß des Ausftellers und 
deſſen Beweisfraft gegründet, und darım auch für diefelbe nicht mehr, 
ater auch nicht weniger in Anſpruch genommen, als wieviel Beweis: 
fraft dem Geftändniffe innewohnt. Allerdings ift die Abjiht des Aus: 
ſtellers, wie jedes Geftändigen gleichwie feine Verhältniſſe zu 





) Siebe im Magazin, XIV. ©. 162— 190, 
2) Vergl. Schufter's Erläut. d. C. P. O. S. 317—318, 
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Demjenigen. bem gegenüber bas Gejtänbnif gemacht inird, Dem Ei: 
pfänger der Urkunde gegenüber, ee Moment, — 
und wird demfelben bei dem aubergerichtlichen: miinblid tänbnif 
volle Rechnung getragen; allein die Bemweistwaft — kann 
nicht davon abhängig. fein. So ivenig es —— 
fländigen: abhängen kann, ob jeinen Geftänbnilie eine -Beime 
innewohne, welde vielmehr bejteht, jelbit wenn fie der —* 
dige nun nicht mehr gelten laſſen wollte, — eben jo, —* 
Maaß, die Kraft und Richtung bes Deineiles buch ibn 
den. Das Gekänhniß :felbit Liegt in der Willkür des € J 
aber wurde es gemacht, jo muß es unabhängig ——— a * nm 
vollen Eharalter wirlen, ber demielben überhaupt nad juribifche 
rag zulommt, — es wirkt den vollen Beweis —— inge— 

ſtandene Faktum, gegen. die ganze Nuhenwelt, gegen ven & 
wie gegen alle, audern Berjonen, Nach ver Natur des € 
iR defien Beweigkraft zulezt. immer mr gegen ben — 
tet, d. h. wur für feine rechtlichen Beziehungen it es auch vier fe 
Willen moßgebend, die Urkunde beweilt: zu. jeinem 
theile, ihn verpflichtend, zectlich belaftend;; aber biefe tun 
jeber 





























Andere ebenfalls anerkennen, „weil denn dod Niemand ül 
Rechte des Geftändigen verfügen lann, und in jo: ferne: iſt die V 
kraft au gegen alle Andern gerichtet, Wie verſchieden ak 
Wirkung — gegen den Einen und gegen alle Andern? — BT 
ber nicht juridifch richtiger, den Urkunden eine Be | 
baupt beizulegen, — ohne ben richtunggebenven Mc sen 
gebrauchen? — Die Urkunde beweilt; nur bie bewieſene F 
bat eine buch ihren rechtlichen Jubalt beſtimmte Nichtung, — Di 
aus der einmal fichergeitellten Beweisfraft von jelbjt ergibt. Auch n 
ben erfahrungsgemäß Privaturkuden zum Sivede bes — 
großen Regel nur dem Ausſteller gegenüber probiwirt, Sie gegen Dritte 
zu produeiven, ift nad ihrem Inbalte in der Negel fein Grund, 1 eine 4 
Beranlaffung vorhanden. Die Nusnahme bei den; Legitimation | 
ben ift auch nur fcheinbar; die Beweiskraft Der Urkunde. w 
deshalb gegen den Dritten geehrt, weil die Urkunbe gegen ven & 
fteller beieift, weil der Dritte gegen Diefen den Beweis Saum, ich 
gegen deſſen Angriffe jhüten kann. Die immere Sraft ber Urkır 
bie wir aus ihrem Weſen als gegen Alle gerichtet bezeichneten, | 
dadurch nicht beirrt, weil die wirkliche, erfahrungsmäßige Anwei 
für die Anwendbarkeit und beren Umfang keinen Maßftab bitte 
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Die im Gefehesterte fo ſehr berüdlichtigte Abficht des Aus: 
fteller® (animus probae constituendae) würde übrigen? in manden 
Fällen einen weiteren Beweis ihres Dafeins nothwendig machen; denn 
nicht alle Urkunden, melde in diefer Abficht ausgeftellt werden, ent: 
balten diefelbe fchon durch ihren inhalt, durch den daraus erbellenden 
Grund und Zmed der Aufftelung — Har ausgefproden. Auch die im 
Texte beigefügten Beifpiele der: Vollmacht, Eeifion, Quittung — Ddürf 
ten nicht genügen, zumal fie die Reihe der Legitimationsurfunden nicht 
erichöpfen. Der Begriff der legtern ift viel zu vag, oder doch nicht 
genügend beitimmt. Wird derjelbe einfchräntend aufgefaßt, jo dürfte er 
mit Ausnahme äußerft weniger Urkunden, — vielleicht der Vollmacht 
allein — erſchöpft fein; — wird er aber im weitern Sinne genommen, 
fo umfaßt er alle Geftändnißurkunden ohne Ausnahme. Wil man nicht 
ein befonderes Mißtrauen in die eigene Nedlichleit oder Beltändigfeit 
als allgemeinen Fehler der Menſchennatur hinitellen, jo kann man 
faum verfennen, daß jede Geſtändnißurkunde in der Abſicht ausgeitellt 
wird, um Dem, ber fie erhält, einen Beweis nicht blos gegen eine 
pätere Sinmesänderung, fondern auch allen dritten Perſonen gegen- 
über, zum menigiten der Rechtsnehmer des Ausftellerd zu jchaffen 
(cum animo confitendi). Dann aber unterfcheidet ſich die Quittung 
und Ceſſion von dem Schuldſcheine eben fo wenig, wie von dem Kauf: 
vertrage und der Schenfungsurkunde, zumal wenn diejen etwa nod 
die Zuſtimmung zur grundbücherliden Eintragung beigefügt und fo: 
fort leztere bewirkt wurde! Um unjere Anficht in ein Beifpiel zu faſſen, 
gebrauchen wir das ‚eines ganz förmlichen Schuldfcheines. Die Ur: 
funde, worin A bejtätigt, oder gefteht, von B ein Darlehen von 400 fl. 
erhalten zu haben, — beweijt die erfolgte Thatfache des abgefchlofjenen 
Tarlehensgefchäfte® zwiſchen A und B; ſie beweift diefe Thatſache, 
weil fie A felbit eingeftebt; fie bemweilt allen Dritten — C, D, E — 
gegenüber, weil denn doch Niemanden das Recht zuiteht, fi in die 
Nechtsverhältniffe zwiſchen A und B einzumengen. Der Beweis bat 
die Richtung zum rechtlichen Nachtheile — wenn man fo fagen will — 
des A, meil nur-er aus dem Darlehendvertrage verpflichtet, — und 
zum Bortbeile des B, weil er aus dem Bertrage nur beredtigt, und 
zwar gegen A berechtigt wird. Will ein Dritter, C, D over E, aus 
dem vorgeblichen Nichtdafein, oder Nichterfolgtfein der Thatſache die: 
ſes Darlehensvertrages — für ji Rechte ableiten, 3. B. die Erben, 
oder Semeingläubiger des A; fo müſſen fie den durch den Schulp- 
Ichein gelieferten Beweis als bergeftellt annehmen, und haben nur den 
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Nr Des Gegenbeweiſes, un jenen zu beheben, oder etwa zu ſchwächen, 
iwubei fie aber eben fo und nicht ſchlimmer geftellt fein können, ala 
A feloft. 

Um den Gegenftand zu erjchöpfen, wollen wir gleich noch bie 
geſetzliche Beſtimmung bier erwägen, welche an die durch die Abſicht 
bes Ausftellers charakterijirten Urkunden gefnüpft wird. Gleichſam, um 
den Dritten, gegen den die Reweisfraft der Urkunde erweitert wird, 
biefür zu entfchädigen, wird die Vertheidigung des Ausſtellers dem 
Dritten gegenüber auf die Einwendung der Unechtheit be: 
Schränft !). Wenn unfere Auseinanderfegung gegründet ift, wienach der 
in die Abficht des Ausſtellers aufgenonmene Dritte in Petreff der 
Urkunde nur das Schidjal Aller theilt, welche überhaupt durch das im 
der Urkunde bejtätigte und darım bewieſene Faktum betroffen werden; 
jo dürfte auch fein Grund beſtehen, jeine Yage dadurch zu bevorzugen, 
daß dent Ausfteller die ſonſt nad) der Natur der Sache zu Gebote fir 
benven Bertheidigungsmittel verfümmert würden. Es mag diefer Dritte, 
oder der urfprüngliche Empfänger der Urkunde, oder ein Anderer mit 
verfelben al3 Beweis auftreten; dem Ausiteller, ivie Jedem, der feine 
rechtlichen Spntereffen überfommen, steht vor Allen der Widerfprud 
der Echtheit zu Gebote. ft diefer Widerfpruch behoben, oder die Echt: 
heit erwiefen worden, dann iſt der Beweis durdy die Urkunde wohl 
bergeftellt; aber dem Ausſteller, wie jedem rechtlich Betheiligten, muß 
das Recht des Gegenbeweiſes vorbehalten bleiben. Oder warum follte 
gerade der Machtgeber des jonft jedem Urkunden-Ausſteller zukommen— 
den Rechtes beraubt fein, zu beweijen, daß die Vollmadt 3. 2. auf 
einem Irrthume, Betruge oder Zwange beruhe, und deshalb ungiltig 
ſei, — ſo fern nämlich all’ diefe Thatfachen die Ungiltigkeit bewirken? — 
Das Wejen folder Urkunden dürfte eben jo wenig eine Bevorzugung 
des Produzenten, wie eine Verkürzung des Nusftcller rechtlich begrün- 
den, weil die — nur felten zu vermuthende und kaum je ermeisliche 
Abſicht des Ausitellers für die Beweiskraft feiner Urkunde — feines 
Geftändniffes — nicht maßgebend fein Tann. 

ad 3. Der Satz, daß (einfeitig errichtete) Privaturfunden in der 
Regel für den Nusfteller feine Beweiskraft haben, ift eben fo alt, wie 
jener über die Beweisfraft gegen den Nusfteller; er wird in allen 


') Diefer Ausdrud ift wohl nur uneigentlid gemeint, weil es bei Privatır- 
funden wohl einen Widerfpruc der Echtheit, aber feine Cinwendung ber 
Unechtheit (— wiewohl bei öffentlichen) — gibt. 
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Proceßgeſetzen feltgehalten, — unferes Erachtens aber blos aus dem 
Grunde, un den vermeintlichen Ausnahmsbeſtimmungen über die Bes 
weisfraft der Handels: und Gewerbsbücher eine aefeßkiche Regel vor: 
auszufhiden. Wir halten dieſe Regel für entbehrlich, vielleicht fogar 
invidifch nicht begründet, und wollen dich auch dadurch zu rechtfertigen 
verjuchen, daß wir der geſetzlich beſtimmten Beweiskraft der Handels: 
und Gewerbebücher den Charakter der Ausnahme benehmen. Wir ba: 
ben früher bereitS zu zeigen verſucht, wienach ſelbſt von der Beweis: 
führung gegen jemanden nur uneigentlich gefprochen werden kann, 
weil der Beweis tiberhaupt geführt und bergejtellt werden muß, und 
une die zu bemweifende Thatjache eine gewiſſe Richtung ninımt. Der 
Grund und Zwed aller Beweisführung ift ſtets entweder die rechts: 
widrige Nichtanerleunung eines Anfpruches und fofort Belämpfung 
dieſes Widerftandes, — woraus indirekt die Begründung des Anfpru: 
ches fich ergibt, — oder die rechtswidrige Behauptung eines Anſpru— 
ches und fofort Bekämpfung diefes Angriffes. Der Beweisführer be- 
weiſt nur deshalb, weil ihm der Widerftand oder Angriff eines An- 
dern entgegentritt, gegen den er mit dem Beweiſe operirt, während er 
für ſich allein keines Beweijes bedürfte. Nur indirekt ergibt jih dann 
aus dem bergeltellten Beweile für den Beweisführer ein rechtlicher 
Bortheil, eine Berechtigung, oder Befreiung von einer Verbindlichkeit, 
womit der Ausdrud: „Für“ Jemanden bemweifen, — umfchrieben wer—⸗ 
den mag, Wie wir oben den Ausdrud: „gegen“ — zu unschreiben 
verfucht haben, — welches Ergebnib jedoch durd) die Thätigkeit des 
Beweisführerd und Vorlage der Urkunde wohl veranlaßt, aber nur 
durch das Weſen der in der Urkunde beitätigten Thatjache begründet 
worden. Wir haben die bei Geftändnißurfunden in Frage kommenden 
Thatfachen ala ſolche bezeichnet, welche auf den Ausiteller, von dem 
fie ausgegangen, den Geltändigen, zurüdwirlen, und bieraus die Fol⸗ 
gerung gemadt, dab aller Beweis nur wider den Ausfteller geführt 
und bergeitellt wird. Durch die Natur der rechtlichen Coeriftenzver- 
bältniffe ift e8 begründet, daß die Eicherftellung einer Verpflichtung, 
oder rechtlihen Beichränfung des Einen — zugleich eine Berechtigung 
oder Nechtövermehrung eines Andern zur Folge bat; aber diefe Folge 
mag bei der Würdigung der Kraft eines Beweismittel und bei der 
Beweisführung ſelbſt nicht in Frage fommen, zumal jeder Beweis um 
jo befriedigender und überzeugender wird, je mehr fich derfelbe blos 
objektiv hält und der Beweisführer mit feinen rechtlichen Intereſſen 
im SHintergrunde bleibt, wie dieß befonders deutlich z. B. bei dem 


Y 












MESSTHTIH IHREN 
ii] ji Alle TE HIIF 
1447 1— TEN & 
race H hir 1 
Hl bie lid 
J der li 8 it 








R. v. Helm: üb. d. Urkundenbeweis. 221 


Monate, — zur Vertheidigung für immer 3). Beſtimmter noch find die 
Vorſchriften Über diefen Beweis, weldye in dein Entivurfe einer neuen 
allgemeinen Proceßordnung mit Rüdfihtnahme auf den Entwurf des 
allgemeinen öfterreihilchen Handelsrechtes und die Beichlüfje der Nürn⸗ 
berger Handelsconferenz niedergelegt wurden; es werden dort die Ar: 
ten der Bücher unterfchieden, und insbejondere wird den Schuld» 
buche (Hauptbucde, Sontocorrent, Saldo:, Contobuche), wenn es mit 
dem Tagebuche übereinftimmt, für Den, deſſen Geſchäftsbetrieb es 
betrifft, gegen alle Andern die Kraft eines unvolljtändigen, 
die ſonſt geieglichen Beweile zu ergänzenden Beweiſes über alle dahin 
gehörigen Eintragungen, — auf die Dauer von Einem Jahre und 
ſechs Monaten, — dem Copirbuche die Kraft des unvollftändigen 
Beweifes tiber den Inhalt von Geichäftsbriefen beigelegt. 

Alle diefe Geſetze halten den Satz feft, daß die Handels- und 
Gewerbebücher ausnahmsweiſe für den Ausfteller beweiſen. Wir hal 
ten dieſe Diction nicht für bezeihnend. Wenn wir fchon zu zeigen 
verfudht haben, daß der Sag, wienach Privaturfunden für den Nuss 
iteller feine Beweistraft haben, minder richtig ift; fo koͤnnen wir eis 
ter keinesfalls die lezterwähnten Beitimmungen ald Ausnahmen gelten 
laffen, da den Handels- und Gewerbebüchern die Sraft eines unvoll: 
ftändigen Beweiſes beigelegt wird. — Es dürfte faum gelingen, 
eine unvollftändige Beweiskraft nach rein rationellen Principien und 
abjehend von allen pofitiv:politiichen Beziehungen zu rechtfertigen. Die 
beionderen Bedürfniffe des Handeld: und Gewerbsbetriebes und des 
dabei jo ausgedehnten Credites machen die Beſchaffung eines möglichſt 
ſichern Beweiſes auf dem einfachſten Wege höchſt wünſchenswerth, und 
die im Laufe der Zeit fo ſehr vervollkommte Einrichtung der kauf— 
männifhen Bücher, wornady ſich die einzelnen Einträge in den ver: 
Ichiedenen Büchern gegenfeitig ſelbſt controlliren, daher Unrichtigkeiten, 
oder Fälihungen theils ſchon erichweren, theils doch ihre Entdedung 
erleichtern, — beheben die Bedenken, welche fih aus dem Wefen der 
Privaturkunden gegen die Beweiskraft folder Bücher ergeben. Dieſe 
ift aber ein rein pojitived Inſtitut, eine an fi allein ftehende Be: 
ſtimmung, und fann nit als Ausnahme des Eapes gelten, daß Ur: 
kunden Mh den Ausſteller nicht beweiſen, womit ohnehin eigentlich 
Nichts geiagt ift. Prüft man das Weſen diefer Bücher, fo kann man 
fie bollftändig weder unter den Begriff der Geftändniß:, noch unter 
jenen der Zeugnig-Urkunden ftellen; die darin beftätigten Thatfachen 
betreffen theild das Seinige des Buchführenden, tbeild frenide Synterz 
eſſen, und bejonders in der leztern Beziehung tritt die Beweiskraft 
bervor, und doch fehlt bier der wichtige, die Kraft der mimdlichen 
und fchriftlichen Zeugnifje vermittelnde Moment, — die volle Unbe- 
fangenbeit, daher erhohte Slaubwürdigfeit des Zeugnißgebenden. Aber 
jo viel ijt gewiß, daß dieſe Urkunden gegen oder Wider die mit dem 





*, x. 106 des Gef. Art. XV dv. 1880, — 88. 12—23 des Gef. Art. XVI v. 
1840, und 9.13 des Gef. Art. VI v. 184%, 


IX. 


Erbredhtsfall zur Erläuterung der SS. 75 nnd 126 
des Gefehes über das Berfahren in Rechtsangelegen- 
heiten außer Streitfachen. 


N 
Bom Herrn 8 v. Hönigsberg, k. k. Comitatögerichtörathe in Raab. 


Anm 1. September 185* jtarb die Gutzbefigersgattin Barbara von M. 
ohne Hinterlaffung einer legtmwilligen Erflärung und ohne Nadylommen: 
Schaft. — Ihr zurücgelaffener Gatte, Bernhard von M., überlebte fie 
nur um drei Tage, und hinterließ ebenfalls feine letztwillige Erklärung. 
— Die gejeglihen Erben nach Letterem waren fein Vater, Gottlieb 
von M., und feine vier Gefchwifter, welche jedoch mittelft einer wech: 
felfeitigen Schenkung ihr Erbrecht nah ihrem Bruder an ihren Bater, 
Gottlieb von M., übertrugen. Demzufolge erklärte ſich Gottlieb von 
M. zu dem Nachlaſſe des Bernhard von M. ausfchließend als Erbe. 
— Er erflärte fih aber weiters auch ausjchließend ald Erbe zu dem 
Rachlafie der vor feinem Sohne verftorbenen Gattin desfelben, Bar: 
bara von M., ans folgendem Nechtögrunde: Er wies durch Tauffchein 
der Barbara von M. nad, daß diefelbe eine unebelihe Tochter der be: 
reit3 vor 20 Jahren verftorbenen Franziska P. geweſen fei, daß dem: 
nad zu ihrem Nachlaffe, da fie Feine Kinder binterlaffen babe, und 
den Verwandten ihrer Eltern ein geſetzliches Erbrecht gegen jie ver: 
möge der unebelihen Geburt nicht zufomme, ausſchließlich ihr Gatte 
kraft der gejeßlichen Erbfolge berufen gewefen fe. — Nachdem dieſer 
fie um drei Tage überlebte, babe er daher aud fein gejegliches Erb- 
recht auf den Nachlaß feiner Gattin auf feine Erben, und fomit auf 
Gottlieb von M. als den einzigen gejeglihen Erben feines Sohnes 
übertragen. 

Nebit diefer derart begründeten Erb3erllärung des Gottlieb von 
M. zu dem Nachlaſſe der Barbara von M. wurden aber noch weiters 
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von ſechs Verwandten der Mutter der Barbara von M., Jrangisla B,,. 
zu demſelben Nachlaſſe der Erbserflärung des Gottlieb vow M. wider: 
ftreitende Erbserflärungen überreicht. R 
Diefe Erbserflärungen wurden vorerft geftüht auf ea. 1 

Franziska P. im Jahre 183* errichtetes Teftament. In biefem 
mente feßte im Art. 2 Franziska B. ihre Tochter Barbara, 
deren umnebelicher Geburt zu erwähnen, zur Univerfalerbin ihres gm: 
fanımten beweglichen und unbeweglichen. ge 
Art. 7 des Teſtamentes verorbnete fie. ſodaun meiter:,, 

Toter Barbara eher mit Tod abgehen follte, als fe. 
oder Erben bat, jo fol” x. — Nun folgt bie Beitiinmung, daß 
obigem Falle 1 Viertel des Vermögens der Schweſter der Erblafſerin, 
1 Biertel den Kindern ihres Bruders, 1 Biertel ihren Tauflibern, 
und 1 Viertel ihren Stieflindern, nämlih den Kindern ihres Batteg 














aus deſſen eriter Ehe zufallen folle. 

Die ſechs Verwandten der Franziska B., welde auf Grund die⸗ 
ſer fideikomiſſariſchen Subſtitution, jedoch nebſtbei fid mod auf Die 
geſetzliche Erbfolge berufend, Erbserflärungen zu dem Nachlaije ber 
Barbara von M. überreichten, waren theils die Kinder ihres Bruders 
und deren Erben, theils ihre Stieflinder und die Erben berielben, für 
welche zufammen im Subftitutionsfalle die Hälfte des — be⸗ 








ftimmt war. — 
Die für ein weiteres Viertel des Vermögens eingefehfe € 
fter der Franziska B. hatte meber felbit, noch hatten ihre Erben einge 
Erbserklärung überreicht. — Die für den letzten Vierttheil 
Taufkinder waren der nachherige Gatte der Barbara von MR, ER: ® 
nach Behauptung des Gottlieb von M. ihr ausichließender geiehlächer 
Erbe, jedoch, wie erwähnt, bereitö drei Tage nad ihr werben 
dann zwei überlebende Geſchwiſter desfelben. Auch von dieſen WIE. 
Erbserklaͤrungen nicht überreicht worden, fondern nur von bem, Yater 
und Erben des Erfteren, und zwar nicht aus dem Teflamente der 
Franziska P. und auf feinen Theil des Nachlaſſes, ſondern Gun Do 
Geſete und auf den gefammten Nachlaß der Barbara von M 
Dieß war der Stand der Berlaffenfhaftsabbandlung, und mar 
über die Durchgängig vom @erichte angenommenen obbezjeichneten wider: 
ftreitenden Erbserflärungen zum Nachlaſſe der Barbara von M, mod 
feine weitere Verfügung getroffen worden, als Gotilieb von M. eben: 
falls mit Tod abging, und teitamentarifch feine vier überlebenben Kin: 

















der zu Erben einjehte, die fi auch zum Nadlafie ihres Batere 
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IX. 


Erbreditsfal zur Erläuterung der SS. 75 und 126 
des Gefehes über das Berfahren in Rechtsangelegen- 
heiten außer Streitfachen. 


J 
Vom Herrn L. v. Hönigsberg, k. k. Comitatsgerichtsrathe in Raab. 


An 1. September 185* jtarb die Yutsbefigersgattin Barbara von M. 
ohne Hinterlaffung einer legtwilligen Erflärung und ohne Nadylommen: 
ſchaft. — Ihr zurücdgelafiener Gatte, Bernhard von M., überlebte fie 
nur um drei Tage, und binterließ ebenfalls keine Tegtwillige Erklärung. 
— Die gefeblihen Erben nach Lehterem waren fein Vater, Gottlieb 
von M., und feine vier Geſchwiſter, welche jedoch mittelft einer wech⸗ 
felfeitigen Schenkung ihr Erbredt nad) ihrem Bruder an ihren Bater, 
Gottlieb von M., übertrugen. Demzufolge erflärte fi Gottlieb von 
M. zu dem Nachlaffe des Bernhard von M. ausſchließend ala Erbe. 
— Er erflärte fi aber weiters auch ausjchließend ala Erbe zu dem 
Raclaffe der vor feinem Sohne verftorbenen Gattin desjelben, Bar: 
bara von M., aus folgendem Rechtsgrunde: Er wies durch Taufichein 
der Barbara von M. nad, daß diefelbe eine unebeliche Tochter der be: 
reit? vor 20 Jahren veritorbenen Franziska P. geweſen jei, daß dems 
nah zu ihrem Nachlaſſe, da fie keine Kinder binterlafien habe, und 
den Verwandten ihrer Eltern ein gejeglihes Erbrecht gegen fie ver: 
möge der unehelichen Geburt nicht zulomme, ausſchließlich ihr Gatte 
fraft der gejeplichen Erbfolge berufen geweſen ſei. — Nachdem diefer 
fie um drei Tage überlebte, babe er daher auch jein geſetzliches Erb- 
recht auf den Nachlaß feiner Gattin auf feine Erben, und fomit auf 
Gottlieb von M. als den einzigen gejeglichen Erben feines Sohnes 
übertragen. 

Nebſt diejer derart begründeten Erbgerklärung des Gottlieb von 
M. zu dem Nachlafje der Barbara von M. wurden aber noch weiters 
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wrı als Kläger aufzutreten babe — würde voraußfeßen, daß felbe 
dem Gerichte als vermuthliche Erben, ala zum Nachlaſſe der Barbara 
von M. berufen, erjheinen, da nur dieſe vermuthlichen Erben nad 
$. 75 des Geſetzes über da3 Verfahren in Nechtsangelegenbeiten außer 
Etreitfahen zur Beibringung ihrer Erbserklärungen gerichtlich aufzu- 
fordern find. — Dieß könnte aber nur dann der Fall fein, wenn fo- 
wohl das Eintreten des für diefe Erbsprätendenten im Art. 7 des 
Franzisfa P.'ſchen Teſtamentes eingeſetzten fideikommiſſariſchen Sub: 
ſtitutionsfalles, als auch das, die geſetzliche Erbfolge begründende Ver⸗ 
wandtſchaftsverhältniß derſelben zu Barbara von M. dargethan oder 
mindeſtens unbeſtritten wäre. 

Bei dem Umſtande der vorliegenden Beſtreitung aber, worüber 
eben die Einholung der gerichtlichen Entſcheidung über den vorhandenen 
Erbrechtstitel im Prozeßwege angeſtrebt wird, könne zum Voraus für 
feinen der beiden Fünftigen Streittheile die entjchiedene Präfumtion 
eines Erbrechtstitels gerichtlich ausgeiprodhen werden, was allerdings 
dadurch gejchehen würde, wenn das Gericht durch Aufforderung zur 
Beibringung noch nicht vorliegender Erbserllärungen die einen oder 
anderen Erkbsprätendenten ald zum Nachlafje berufen erfennen würde. 
Vielmehr müſſe die Frage, ob und welde Aufforderungen zu weiteren 
Erbserflärungen vom Gerichte auszugehen haben würden, dem Zeits 
punfte der, nach abgeführtem Nechtsftreite über den Erbrechtätitel, er- 
folgenden Entfcheidung über die Nechtmäßigfeit des einen oder anderen 
diefer Nechtötitel vorbehalten werben. 

Nach Erledigung diefer Vorfrage ging die gerichtlihe Entſcheidung 
auf den eigentlichen Zweck, oder die nach $. 125 des Gefekes über das 
Verfahren in Nechtöangelegenheiten außer Streitiachen eingeleitete 
Prozedur über, nämlich auf die Frage, welcher Theil der einmal wi: 
derſprechenden Erböprätendenten gegen den anderen ald Kläger aufzu: 
treten babe. 

Nachdem vorausgeihidt wurde, daß nah dem Wortlaute bes 
8. 126 des Geſetzes über das Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer 
Streitfahen zwar jene, welche ihr Erbredt nur auf die gefegliche Erb: 
folge gründen, gegen den Erben aus einer in der gehörigen Form er: 
richteten und hinfichtlich ihrer Echtheit unbeitrittenen legten Willens: 
erklärung als Kläger aufzutreten haben, fährt die Begründung alfo fort: 

„Diele eben zitirte gejegliche Vorſchrift fünne jich ihrer Natur 
und ihrem Sinne nah nur auf den Fall einer direkten und unbeding- 

: teftamentarifchen Erbseinfegung von Seite des Erblaffers, nicht 
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aber auf einen Subftitutionsfall, wenigſtens in fo lange nicht beziehen, 
als nicht das Eintreten der Subititutionsbedingung dargethan ift, da 
ein bedingtes oder ein Subftitutions:Erbreit nur unter VBorausfegung 
des Nachweiſes der eingetroffenen Bedingung oder des eingetretenen 
Subftitutionsfalles überhaupt geltend gemacht werden kann; wenn dieß 
aber, wie im vorliegenden Falle, nicht geichehen ift, müſſe das bedingte 
teftaınentarifche Erbrecht jedenfalls ala ein fchmächerer Erbrechiätitel 
angefeben werden, als das unbedingte geſetzliche Erbrecht. 

Diefe lettere Erwägung erjcheine aber nad) dem Sinne der be: 
züglichen Gefegesftellen als die entfcheidende, indem der Schlußfat des 
8. 126 des Gefeges über das Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer 
Streitfachen anordnet, denjenigen der freitenden Erben zur Ueberrei⸗ 
dung der Klage anzuweiſen, welcher, um fein Erbrecht geltend machen 
zu können, den ftärferen Erbrechtstitel feines Gegners vorerft entkräf—⸗ 
ten müßte.” 

Es handle fih demnad weiter nur um die Prüfung der größeren 
oder geringeren Stärke des, ber gefeglichen Erbfolgeordnung entnom- 
menen, von ben beiderfeitigen Erböprätendenten geltend gemqchten 
Erbrechtstitels. 

Pei dem Umftande, als über die unebeliche Geburt der Barbara 
von M. ein Original: Taufzeugniß beigebracht wurde, zu einem unehe= 
lich gebliebenen Kinde aber nur den Deöcendenten und der unehelichen 
Mutter desfelben ein geſetzliches Erbfolgereht zufteht, den übrigen 
Verwandten aber nit — mährend hingegen das im 8. 769 a. b. G. B. 
begründete gefegliche Erbrecht des Gatten, von welchem deſſen Geſchwiſter 
ihr Erbrecht ableiten, einer ſolchen Beſchränkung nicht unterliegt, er: 
ſcheine der Erbrechtstitel der Letzteren ala ein folcdher, welcher von den 
entgegenftehbenden Erbsprätendenten, die ihr Erbrecht auf einen uner: 
wiejenen Subititutionsfall und auf ihre dermalen ſich als unehelich 
berausftellende Verwandtichaft gründen, vorerft entkräftet werden müßte, 
damit fie ihr Erbrecht geltend machen könnten. 

Auf Grund diefer Erwägungen fand dag Gericht die Barbara 
von M.'ſchen Erbsprätendenten, welche ihr Erbrecht auf das Teitament 
der Mutter derfelben und auf ihre Verwandtichaft durch diefe mit der 
Erblafferin gründeten, anzuweiſen, gegen die Geſchwiſter des Gatten 
der Erblaflerin, die als Erbrechtstitel die geſetzliche Erbfolge des Lep- 
teren nad) feiner Gattin und die ihres Vaters nach feinem Sohne an: 
führten, — al3 Kläger aufzutreten. 
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Gegen diefe Enticheidung wurde eine Berufung nit eingebracht, 
fie ijt alfo in Nechtöfraft erwachſen, ohne die für den unteren Richter 
in zweifelhaften Fällen jederzeit jo wichtige Kritik einer höheren gericht- 
lichen Entſcheidung erfahren zu haben. 

Sn Ermanglung derjelben erlauben wir uns bier, die dDiefer Ent⸗ 
ſcheidung etwa entgegenftehenden Bedenken zu Eprache zu bringen und 
jene Gefichtspunfte der einjchlägigen Gefegesitellen für die richterliche 
Erwägung anzudeuten, welche vielleicht eine für die zur Klageführung 
angewiejene Partei günftigere Entjcheidung hätten herbeiführen können. 
Keinem praftiihen Juriſten iſt es unbefannt, um wie viel günftiger 
im Prozeſſe bei nicht ganz Haren Nedytsfällen die Stellung des Ge: 
Hagten it, ala jene des Klägers. — Dieß iſt aber in noch weit höherem 
Grade, als gewöhnlich, in einen Erbrechtaftreite, wie der vorliegende, 
der Fall, mo Mühe, Koſten und Zeitverluft für die Sammlung der 
oft Schwer aufzutreibenden Beweiſe der Erbrechtstitel, beſonders der 
Verwandtſchaftsverhältniſſe, auf den Kläger fallen, wo überdieß zur 
Veberreichung der Klage eine Friſt geſetzt wird, und alle Gefahren der 
Friftverfäunmiß die Schwierigfeiten der Bemweisfammlung noch vermeb: 
ren ind empfindlicher machen. 

Betrachten wir denmach zuerjt jenen Theil der gerichtlichen Ent: 
ſcheidung, wodurch die Bitte der Erbsprätendenten aus dem Franziska 
P.'ſchen Teftamente um gerichtlide Aufforderung der im Teftamente 
berufenen, jedoch noch nicht erbserklärten Nacherben zur Einbringung 
ihrer Erb3erklärungen abgewiejen wurde. 

Der 8. 75 des Gefetes über das Berfahren in Rechtsangelegen- 
beiten außer Streitfachen fchreibt allerdings vor, daß zur Beibringung 
der Erbgerklärung die vermuthliden Erben aufzufordern feien; allein 
der 8. 122 desjelben Gejeges geitattet jenem, der eine Erbserflärung 
überreicht, den Beweis feines Erbrechtstitels nachträglich beizubringen, 
und $. 116 desſelben Geſetzes weiſet die Bezirksgerichte an, den zur 
Abgabe der Erklärung vorgeladenen Parteien aufzutragen, die zur 
Nachweiſung ihres Erbredhtes etwa erforderlihen Behelfe zur Tage 
fagung mitzubringen. — Wie erſcheint biemit die Forderung vereinbar, 
daß Lei einem, unter einer Bedingung oder unter einem Subititutiong- 
falle in einem Teſtamente berufenen Erben ſchon vor der Erbser⸗ 
Härung der Beweis über die eingetroffene Bedingung oder den einges 
tretenen Subſtitutionsfall vorliegen müſſe? 

Als vermuthliche Erben, die zur Beibringung der Erbserflärung 
aufzufordern find, find je nachdem vie gejetliche, teftamentarijche ober 
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vertragsmäßige Erbfolge Statt hat, diejenigen anzufeben, melde zu 
der einen oder anderen berufen jind. — Wie aber, wenn erft im 
Prozeßwege entfchieden werden muß, melde diefer 3 Arten der Erb: 
folge, oder ob mehrere derfelben zugleich einzutreten haben? — Wären 
in dieſem Falle nicht alle jene zur Abgabe der Erbserklärung aufzu- 
fordern, welche formell zur Erbfolge berufen erſcheinen, d. h. alle, 
welche als die nächſten durch die gefegliche Erbfolgeordnung beitimmten 
Verwandten des Erblafiers erfcheinen und alle, die in einem vorlies 
genden, mit den gefeglichen Förmlichkeiten verjehenen ZTeitamente als 
Erben und rüdfichtlid als Nacherben genannt find? Aus welchem 
Grunde fünnten die einen oder anderen derjelben mit den vielleicht 
gerade in ihren Händen liegenden Beweiſen ihres eigenen Erbrechts: 
titele und jenes ihrer Genoſſen ausgefchloflen werden? Und wenn dieß 
aus dem bereits vollflommen in materiam juris eindringenden Grunde 
gefchieht, daß das Eintreten des Subftitutionsfalles und das die ge— 
ſetzliche Erbfolge begründende Verwandtſchafts-Verhältniß zur Erblafferin 
nicht dargethan iſt, ſo ſcheint hierin weit eher jene Präſumtion einer 
Entſcheidung für eine der beiden Parteien, die vermieden werden wollte, 
zu liegen, als in der Aufforderung mehrerer Parteien zur Beibringung 
der Erbserklärung, die, wenn man die betreffenden Geſetze von dem, 
wie es ſcheint, ihnen zukommenden rein formellen Geſichtspunkte be⸗ 
trachtet, nichts weiter, als das Anerkenntniß: 1. daß in einem Teſta⸗ 
mente, welches über das Vermögen der Erblaſſerin verfügt, gewiſſe 
Perſonen als Erben genannt find; 2. daß die Geſchwiſter der Eltern 
eines Erblafier® und deren Nachkommen, als in der dritten Linie der 
zur gejeglihen Erbfolge berufenen Verwandten ftebend, zur geſetzlichen 
Erbfolge eher berufen erfcheinen, als der Gatte des Erblaflers, deſſen 
ausſchließliches geſetzliches Erbrecht nicht nur jenem aller 6 Erbfolge: 
Linien aus ebelicher Verwandtichaft, fondern überhaupt allen möglichen 
Erbreditstiteln aus dem Gelege nachſteht. — Es lag allerdings ein 
Zaufzeugniß über die umeheliche Geburt der Erblafferin im gegenmär- 
tigen Falle vor; allein dieies hatten nicht die Verwandten der Erb: 
laflerin, jondern jene ihres Gatten, folglich nicht die Gegner der eriteren 
beigebracht; es zu berüdfidtigen und zu prüfen, war Sade des Bros 
zeßes und der materiellen Rechtsenticheidung, — mährend jeine Be: 
rüdfihtigung bei Entfcheidung der bier in Betracht gezogenen Bor- 
frage bereits in ein Gebiet hinüberzugreifen fcheint, auf welchem fich 
die richterlihe Erwägung damals noch nicht zu bewegen hatte. 

Die vorzüglichfte, aus dem Wortlaute des Gefepes entnommene 
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Einwendung gegen diefe Argumentation und welche aud dem Gerichte 
bei feiner Entſcheidung beſonders vorgefhwebt zu fein jcheint, die 
Stelle des 8. 75 des Geſetzes über das Verfahren in Rechtsangelegen- 
beiten außer Streitfachen nämlich, welche lautet: „je nachdem bie gefeß- 
lie, oder die teftamentarifche oder die vertragsmäßige Erbfolge Statt 
bat,“ — erjcheint nur dann von Gewicht, wenn man diefer Geſetzes⸗ 
ftelle den Sinn beilegt, die gerichtliche Aufforderung zur Abgabe der 
Erbserklärung involoire bereit3 eine materielle Entſcheidung über das 
Borhandenfein des einen oder anderen dieſer Erbrechtztitel. — Allein 
e3 bürfte nicht ſchwer fallen, die Behauptung zu rechtfertigen, daß der 
zitirten Gefegesitelle diefe Bedeutung nicht innemohnen könne und daß 
fie nah ihrem Wortlaute aufgefabt nur beitimmt fein konnte, eine 
Cynoſur für das Vorgehen der Abhandlungsbehörde in folden Fällen 
aufzuftellen, in welchen über den vorhandenen Erbrechtätitel füglich 
fein Zweifel entitehen Tann, oder infolange ein Widerſpruch gegem 
einen anfcheinenden Erbrechtötitel nicht erhoben wird. — Dieß bürfte 
ſchon aus der Zufammenhaltung des $. 75 mit dem $. 123 des Geſetzes 
über das Berfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitfadhen Leicht 
zu entnehmen fein; — wie wenig aber die gerichtliche Aufforderung 
zur Abgabe einer Erbserflärung die Anerfennung der Eriftenz eines 
oder des anderen Erbrechtätiteld in fich fchließen könne, geht wohl am 
beutlichiten daraus bervor, daß felbit die Erbserflärung nicht die Nach⸗ 
meifung des Erbrechtstitels, jondern nur deſſen Nambaftmahung exe 
fordert, daß auch die gerichtlihe Annahme der Ertserflärung noch 
feinesweg3 die Anerkennung eines Erbrechtstiteld in ſich fchließt, und 
daß der 8. 122 des Gejeges über das Verfahren in Rechtsangelegen: 
beiten außer Streitfahen die Abhandlungsbehörde ausdrücklich ver: 
pflichtet, jede in der vorgefchriebenen Form ausgeftellte Erbserklärung 
anzunehmen. Es kann insbeſondere in dem bier in Frage ftehenden 
Erbrechtsfalle nicht zweifelhaft fein, daß das Gericht eine von einem 
jener Erbsprätendenten, die e3 zur Erbserflärung aufzufordern ver: 
meigerte, unaufgefordert beigebrachte, in der geſetzlichen Form ausge 
ftellte, Erbgerflärung hätte annehmen müffen, ohne daß bierdurd über 
den Erbredtstitel irgend etwas wäre entjchieden worden, und es ift 
nicht abzufehen, warum die Aufforderung zur Beibringung einer Erbs⸗ 
erklärung mehr Anerkennung eines bejtimmten Erbrechtstitels enthalten 
follte, als die wirkliche gerichtliche Annahme einer Erbserklärung. 
Gehen wir nun zur Erwägung des zweiten Theile der den Ges 
genftand unferer Betrachtung bildenden gerichtlihen Entſcheidung über, 





v. Hönigsberg: üb. einen Erbrechtsfall. 231 


wodurd nämlich die Erböprätendenten, melde ihr Erbredt vornehm- 
lich auf ihre teftamentarifhe Subftitution ald Nacherben und nebftbei 
auf die gefegliche Erbfolge ftügten, angewiefen wurden, als Kläger 
gegen jene Erbsprätendenten aufzutreten, welche ihr Erbrecht Lediglich 
von der gefeglichen ausichließenden Erbfolge des Gatten der Erblafferin . 
in den Nachlaß derfelben herleiten. 

Auch bier hat ſich das Gericht jogleih und vor Allem auf den 
Standpunkt geftellt, zu unterfuchen, welcher der vorgebradhten Erb: 
rechtätitel denen, die ihn anführen, ein materiell, durch die beigebrach⸗ 
ten Beweismittel befier begründetes, und jomit ftärleres Recht verleihe. 

Wir können uns der Anfiht kaum entfchlagen, daß diefe Unter: 
ſuchung Gegenftand der Enticheidung über den in Gang zu bringenden 
Erbrechts prozeß gewefen wäre, und daß das in diefem Sinne ftärfere Recht 
aus dem gerichtlichen Urtheile über diefen Rechtsſtreit hätte hervorge⸗ 
ben müſſen. Es ift der im $. 126 des Geſetzes über das Verfahren in 
Rechhtsangelegenheiten außer Streitſachen aufgeitelte Grundſatz, daß 
von wibderftreitenden Erbsprätendenten Derjenige gegen den Anderen 
ala Kläger aufzutreten babe, welcher, um fein Erbrecht geltend zu 
machen, vorerft den ftärferen Erbrechtätitel feines Gegners entkräften 
müßte, ein folder, welcher nicht jeden Zweifel über den Sinn, in 
welchem bier die größere eder geringe Stärke des Erbredtätitels zu 
nehmen ift, löſet — wenngleih diefer Grundſatz bereits, bevor er 
in die Geſetzgebung ausdrüdlich aufgenommen wurde, in der Praris 
der Gerichte feftgeitellt und ausgeübt worden war. 

Hier kömmt vor Allem in Erwägung, daß der Richter in Zu: 
fammenbaltung diefer mit mebreren früber zitirten Geſetzesſtellen, ins: 
befondere dem 8. 122 des Geſetzes über das Verfchren in Recdhtsange- 
Iegenbeiten außer Streitſachen, in die Lage käme, über die Stärle des 
Erbrechtstitels zu entjcheiden, bevor ihm noch irgend ein Beweismittel 
über das Vorhandenſein diefes Erbrechtstiteld vorliegt, — da in der 
Erbserflärung diefer Titel nur genannt, nicht aber bewiejen zu wer: 
den braucht, und auch die vorläufige Vernehmung der Parteien vom 
Geſetze nicht zur Erörterung von Beweismitteln für den Erbredtstitel 
beftimmt wurde. 

Allein eben diefe Betrachtung, verbunden mit der Erwägung der 
vom Geſetze ausdrücklich aufgeftellten Rangordnung jener fpeciellen 
Erbrechtstitel des $. 125 des Geſetzes über das Verfahren in Rechts- 
angelegenheiten außer Streitſachen, welche nach deſſen Wortlaute un- 
bedingt die gegenfeitige Stellung der diefe Titel vorbringenden Parteien 
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naen Prozeſſe beitimmen, dürfte zu der Erfenntniß führen, in 
Moment die Geießgebung bier die größere oder geringere 
des Grbrectätiteld gelegt bat, und daß dieſes nicht in dem 
‚ oder geringerem Maße der für einen oder den anderen Erb: 
{ zur Zeit der Vernehmung der Parteien vorliegenden Be: 
iendern in außeren, von dem Inhalte des legten Willens ab- 
, und darım nur formellen Umſtänden desjelben zu fuchen fei. 
as Geſetz räumt bei Ertheilung der Begünftigung, im. Erb: 
ite als Geklagter ericheinen zu dürfen, ohne Rüdficht auf den 
iner Willenserklärung und ftetS nur auf das Vorhandenfein 
sliben Förmlichkeiten bindeutend, demjenigen, der fein Erbrecht 
n Erbvertrag ftüßt, vor jenem, der es auf eine legte Willens- 
j gründet, und Legterem twieder vor jenen, der ih nur auf 
liche Erbfolge beruft, den Vorzug ein. 
elches dürfte nun der Zinn Ddiefer geſetzlichen Rangordnung 
n bier aufgeführten Erbrectstiteln fein? — Gegen den Ber: 
1 beiteht von Seite des Erblaflers die Verpflichtung, ihm 
anzen Nachlaß oder den vertragsmäßig beitimmten Theil des: 
u hinterlaffen,; er kann ſich diefer Verpflichtung nicht mehr 
durch Miderruf entziehen, kann nach abgeichloffenen Erbver⸗ 
er jeinen Nachlaß oder deſſen Theil nicht mehr, wie bei einem 
ı errichteten Teſtamente, anderweitig auf den Todesfall ver: 
Der zweileitig verbindliche Vertrag iſt alfo eine ſtärker bin: 
»chtsform, als das einfeitig errichtete und daher auch einfeitig 
liche Teitament und diejer ftärferen Rechtsform, welche keiner: 
Kung durch eine einfeitige Verfügung, wie durch ein Teſta— 
ſtatten kann, wird vor der leßteren ſchwächeren Rechtsform die 
größeren Stärfe des Erbrechtstitels verbundene gejeglide Be⸗ 
ig eingeräumt. 
traten wir weiter das Verhältniß zwiichen der teitamentari- 
d geſetzlichen Erbfolge, fo iſt es eine allgemein verbreitete 
‚, und begründet erjcheinende Anlicht, daß die gefegliche Erb⸗ 
jenen Fällen, in welchen der Erblafler eine ausdrückliche Er: 
feines legten Willens nicht binterlaffen Hat, die Beſtimmung 
inen vermutheten letzten Willen zur Geltung zu bringen. — 
ält fih demnah der Nechtstitel des teſtamentariſchen Erben 
. des gejeplichen fait wie jener eines ausdrücklich Beſchenkten 
siner Perion, welche nach allgemeiner Meinung auf die reis 
einer andern gegründete Hoffnung haben Tonnte. — Niemand 
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aber diirfte wohl zweifeln, daß ein Recht durch eine ausdrückliche Er: 
Härung des das Recht Mebertragenden formell ftärfer begründet fei, 
als durch bloße Bermutbungen, daß er gefonnen gewejen Sei, ein Recht 
zu übertragen, und daß alle, auch die beftbegründeten Vermuthungen 
über die Abfichten des Rechtsgebers mit dem Augenblide in Nichts 
gerinnen müfjen, als hervorkömmt, daß er über feine Abſichten eine 
ausdrüdlihde Erklärung abgegeben habe. Hierauf gründet jich Die ge: 
ringere Etärfe der den vermuthlichen Willen des Erblafjers zur Gel: 
tung dringenden gefeglichen Erbfolge gegenüber der auf Dem ausge— 
Iprodenen Willen desfelben beruhenden tejtamentarifchen. 

Nach diefer Hinweifung der vom Geſetze ausdrüdlich feitgelepten 
Rangordnung der Erbrechtstitel nach ihrer Stärke dürfte auch in dent 
Falle vorzugehen fein, wenn mwiderfprechende Erbredtstitel der gleichen 
Gattung, alfo mehrere aus lebten Willenderflärungen oder mehrere 
aus dem Geſetze vorgebracht werden. 

Nicht bei der Erbserflärung fchon kann die Identität des erflär: 
ten Erben mit der im Teftamente eingejegten Perſon, — nicht damals 
ſchon das Eintreffen der im Teftamente etwa enthaltenen Bedingung 
des Erbanfalles unterfucht werden, — eben fo wenig, als bei einer 
Erbserllärung aus dem Gefebe, ob nit etiwa ein näherer Verwanb: 
ter des GErblafjers vorhanden fei. — Dieß kann nad den beftehenden 
und mebrzitirten Gelegen nur im weiteren Berlaufe der Berlafjen: 
Ichaft3-Abhandlung vor der Einantwortung geichehen. 

Aber, um Beifpiele anzuführen, wenn widerſprechende Erbger: 
Härungen aus zwei Teftamenten, deren eines von früherem, das an- 
dere von fpäterem Datum ift, eingebracht werden, wird der Richter 
Grund haben, jenen, der fein Erbrecht aus dem früher datirten Teita- 
mente berleitet, anzuweiſen, gegen jenen, welcher das feinige auf das 
ſpäter datirte Tejtament jtügt, als Kläger aufzutreten, — denn da 
Teſtamente miderruflih find, fo kann, menn eine fpätere Erklärung 
des legten Willens vorliegt, der früher erflärte nicht mehr als letzter 
Wille betrachtet werden, verliert alfo feine ganze in diefer Form vechts- 
begründende Wirkung, und zwar in fo lange, als das Hinderniß, 
nämlich der entgegenftehende fpätere Willensausdruck nicht befeitigt iſt 
— fei es durch den im Prozeſſe zu führenden Beweis, daß er eine 
ipätere Erklärung nicht fei, fei es durch irgend eine andere Nach— 
weifung feiner Unftatthaftigfeit. 

Oder wenn bei der gejehlichen Geöfotge widerftreitende Erbser 
Härungen von Verwandten verfchiedener Erbfolge-Linien überreicht 
werden, fo wird der Richter jedenfalls jenem Bermandten, welcher 
jein Erbrecht aus einer im Sinne der gejeglihen Erbfolge-Ordnung 
entjernteren Verwandtſchaft zum Erblaſſer berleitet, anweiſen, als 
Kläger gegen jenen aufzutreten, welcher eine nähere Verwandtichaft 
zum Grblafjer geltend madt. 

Tiefe und alle ähnliche Entjicheidungen über die Perfon, welche 
im Erbprozeffe als Kläger aufzutreten baben wird, können, wie es 
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uuch mit Nüdficht auf die Anordnung des 8. 122 fein muß, geſchöpft 
werden, ohne daß ein Beweis des Erbrechtstitels vorzuliegen braucht. 

Für den bier insbefondere in Stage fommenden Ball über die 
Stärke eine Erbrechtstitels, der auf ein an eine Bedingung oder 
einen Subftitutionsfall gefnüpftes Erbrecht ſich ſtützt, — ift wohl vom 
Geſetze nicht ausdrücklich vorgefehen; allein eben dieß fcheint darauf 
hinzumweifen, daß auch für diefe Fälle eine Abweichung von der Regel 
des 8. 126 des Geſetzes über das Verfahren in Nechtsangelegenheiten 
außer Etreitfaden nicht normirt werden wollte. — Pei einem beding: 
ten Erbrechte, welches eben auch nur auf dem Ausfluffe des erblaſſe 
Shen Willens, eben fo mwie ein unbedingtes beruht, läßt fi) auch wohl 
irgend ein Grund für eine Abweichung von der allgemeinen Regel 
nicht abnehmen. 

Nur bei der fideikommiſſariſchen Subftitution erfcheint die Ein- 
wendung denkbar, daß bier ein Widerftreit zwifchen einer Erbserflärung 
aus dem ausdrüdlihen oder vermutheten Willen des Inſtituten und 
jenem des urfprünglichen fubitituirenden Erblafjerd, allo aus dem ver: 
ſchiedenen Willen verfhiedener Perfonen vorfommen fünne, mo: 
durch die fonit bei Geltendmahung des Erbrechtes nach einem Ver: 
ftorbenen gemöhnlihe Sachlage eine Abänderung erfahre. 

Allein auch diefe Einwendung erfcheint bei näherer Betrachtung 
von geringer Erbeblichkeit, wenn erwogen wird, daß nad 8. 608 allg. 
bürgl. ©. B. dur die fideikommiſſariſche Sutititution dem Inſtituten 
das Verfügungsrecht über das Subftitutiondvermögen auf den Todes: 
fall gänzlich entzogen wird, und daher, in fo lange nicht das Erlöfchen 
der Subflitution dargetban ift, der Inſtitut nur als mit den Rechten 
eines Fruchtnießers ausgeltattet erfcheint, daher nicht er, fondern der 
urfprüngliche Erblaffer als in Beziehung auf das Subſtitutionsvermö⸗ 
gen betrachtet werden muß. 

Es liegt demnach auch in diefer Form des Erbrechtstitels nichts, 
was zur Annahme berechtigt, es müſſe im Falle des Widerftreites von 
Erberflärungen aus felbem und aus einer direkten Erbseinſetzung ober 
der gejeglichen Erbfolge der letzteren, als der formell ftärferen, die im 
3. 126 des Geſetzes über das Verfahren in Nechtsangelegenbeiten außer 
Streitfahen normirte günftigere Stellung im Prozefte pindizirt werben. 

Aus dem früher Gefagten dürfte aber endlich ohne mweitere Aus: 
rührung aud) gefolgert werden, taß dag aus dem Titel der Verwandt: 
ſchaft angefprochene gefegliche Erbrecht, in fo lange nicht bewieſen ift, 
daß die Verwandtfchaft eine uneheliche fei, formell als ein ſtärkerer 
Erbrechtstitel denn jener aus dem Bande der Ehe auzufehen ſei, und 
daber zur Behauptung der im Prozefje günftigeren Stellung de Ge: 
flagten dem Leteren gegenüber zu berechtigen fcheine. 





X. 


Erfahrungen aus dem öſterreichiſchen Straftedhte*). 


Bom Herrn k. k. Landesgerihtsratbe I. Mauer in Wien. 


I. 


Hört der Diebſtahl nach den 88. 187 und 188 des St. G. 

auf, ſtrafbar zu fein, wenn der Beſchädigte dem Thäter 

den Erjah des durch den Diebftahl erlittenen Schaden? 
erlägt.)? 


Der 8. 167 des alten, 8. 187 des neuen Strafgeſetzes über die Straf: 
Iofigkeit des Diebftahle® wegen thätiger Neue hat bereit eine Heine 
Literatur aufzumeifen, in welcher Männer der Wiſſenſchaft und An: 
wendung, oder wie man fremdwörtlid, obichon nicht paflend, ſich 
auszudrüden pflegt, Theoretifer und Praktiker die in diefen Paragra: 
fen enthaltenen Beitimmungen zu erläutern bemüht geivefen find 2); 
der $. 167 bat mehrere Nachtragsvorjchriften veranlaßt, welche als 
Belehrungen von den hoben und höchſten Behörden erlafen ?), und 


*) Siehe III. Band, 2. Heft, S. 293 des Jahrganges 1859 dieſer Zeitjchrift. 
i) Die in den 88. 187 und 188 des St. & vo enden Beitimmungen fin: 
den nad dem Wortlaute des $. 187 mit Rüdfiht auf den $. 266 au auf 
die Veruntreummg Anwendung, weil die Straflofigteit des Diebſtahles und 
der Veruntreuung nad $. 187 an ganz gleihe Bedingungen gelnüpft, und 
ver $. 188 nach dem Worte „daher“ nur eine Anwendung des im $. 187 
ausgeſprochenen Grundſatzes ift; der Kürze wegen, und weil die im Ber: 
laufe dieſes Aufiages beſprochene oberlandesgerichtlihe Entſcheidung vom 
3. Auguft 1858, in jo weit viefelbe in ver allg. öfterr. G. 3. mitgetbeilt 
wird, ebenfalld nur vom Tiebftable bandelt, beichränte ich mich bei Beant: 
wortung der Titelfrage auch nur auf den Diebitahl. 
Siehe meine Darftellung der Quellen und der Literatur ver öfterreichijchen 
Strafgejeßgebung x. Wien 1849, zum $. 167, und Herbft: Handbuch des 
allgemeinen öfterreihiihen Strafredhtes ꝛc. Wien 1859, zum $. 187, Anmerl. 
+, Eiche mein ſiſtematiſches Handbuch des öfterreihiichen Strafgefebed über 
Verbrechen ıc. Wien 1844, und mein öfterreichiihes Strafgeleß über "Ber: 
brechen ꝛc. Wien 1867, zu $. 167. 
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moraus die 88. 187 und 188 des neuen Strafgejeßes geftaltet worden 
find®); der 8. 167 des alten, $. 187 des neuen St. ©. war bisher 
der Gegenjtand mehrerer oberftgerichtlicher Entſcheidungen, moburd 
manche bei Anwendung diefer Vorſchriften auftauchende unridhtige oder 
ſchwankende Anfichten berichtiget oder befeftiget worden find). Unge: 
achtet diefer vielen Erläuterungen, Belehrungen und Enticheidungen 
von Eeite der Wiſſenſchaft, Gejepgebung und Anwendung find bie 
Verhandlungen über die Titelfrage noch bis zur Stunde nidt ge 
ſchloſſen. So beſpricht Koppel‘, zur Erläuterung des $. 167 des 
St. ©. 1. Th. vom 3. September 1803 unter mehreren Fragen au 
die: „Hat der Dieb auf die Wohlthat des $. 167 dann einen Ans 
jprud, wenn ihm von dem Beichädigten die Verpflichtung zum Sche- 
denerfage erlaffen wird?” und meint, daß diefer Baragraf auf Diefen 
Fall feine Anmwendung finden dürfte, weil durch diefen Erlaß als 
einer nut einer traditio brevi manu verbundenen, und daher nad 
s. 943 des a. b. ©. 2. gültigen Schenkung dem Diebe das, was er 
zur Entihädigung des Beſchädigten bätte leiften follen, auf gültige 
Art geſchenkt worden iſt; denn durch diefen Erlaß wolle der Befchä: 
digte nicht die Beitrafung des Thäterd. Die bejahende Beantwortung 
diefer Frage fei auch, bemerkt Koppel weiter, in dem Hofbecrete vom 
14. Jänner 1822 ausdrücklich und deutlich entfchieden '), welches den 
$. 167 auch dann für anwendbar erklärt, wenn der zwiſchen dem Tha— 
ter und dem Beichädigten in Betreff der Vergütung des Schadens ge- 
ſchloſſene Wergleich zugehalten wird; einen Vergleich nenne man aber 
im gemeinen Xeben auch ein ſolches Uebereinkommen, wodurd der 
Berechtigte auf fein Recht gänzlich Verzicht leiftet; wollte man aber 
auch das Wort „Vergleich“ in der Bedeutung nehmen, welche ihm 
der 8. 1380 des a. b. ©. B. beilegt, fo ſpreche aud die in dieſem 
Hofdecrete enthaltene Beitimmung für feine Anficht; denn, wenn 3. ©. 
der Sqadenerjat 100 Gulden betrage, und Dieb und Beſtohlener da: 


) Die 88. 187 und 188 des neuen St. ©. jind mit dem früher beftandenen 
Strafrecte, wie es ſich durd die zu dem 8. 187 1. Th. des alten Gt. ©, 
erfloßenen Hofverordnungen vom 5. Ottober — 3. 693 der J. G. ©, 
und vom 14. Janner 1822, 3. 1829 der J. G. S., geitaltet bat, vollfom: 
men übereinftinmend. 

>, Siebe Herbft: Die grundſätzlichen Entfbeidungen des k. f. oberften Gerichta- 

hofes x. Wien 1858, zum &. 187. 

In der Zeitſchrift, für öterreihiche anechtägelebriamfeit und politiide Gefeg: 

kunde ıc. Jahrg. 1838, 2. Bd., 

Siebe dieſes — in meiten oben" Anmerlung 3) berufenen Sanbbüchern 

unter der Zahl 472, beziehungsweile 3. 223. 
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bin übereintommen, daß jener diefem nur einen Gulden erſetzen foll, 
fo fei es fiher ein Bergleih im Sinne des bürgerlichen Nechtes, und 
babe daher nad) dieſem Hofdecrete ohne Zweifel die Straflofigkeit des 
Diebftahles zur Folge. Die gegentbeilige Anficht, bemerft Koppel 
endlih, führe auch auf Abjurditäten. Wenn der Thäter dem Beſtoh— 
lenen den Schadenerſatz wirklich einhändigt, fi aber die gegebene 
Summe in demfelden Augenblide wieder jchenten, und ſomit zurüdge: 
ben läßt, fo müßte er nach der in Erfüllung gegangenen Bedingung 
des 8. 167 für ftraflos erflärt werden; wenn aber berfelbe auf Grund 
der Erklärung des Bellohlenen, daß er demjelben den Schadenerfaß 
nachſehe, denfelben fogleih, nachdem er die Schenfung annimmt, in 
feinen Händen bebielte, fo wäre er nad der gegentbeiligen Anſicht 
nicht ftraflos. Wäre das, Ichließt Koppel, niet abfurd? — Kop— 
pel's Anficht theilt auh Herbit”). Das Geſetz ($. 188, b—d) laſſe 
zu, daß fih Thäter und Beichädigter über den Erfah vergleichen, 
obne eine auf ven Inhalt des Vergleiches bezüglihe Ausnahme 
beizufügen. Das Wort „Vergleich“ aber fei nicht im jtrengen Sinne 
des bürgerlichen Rechtes ($. 1380 a. b. G. B.), ſondern nad dem 
Sprachgebrauche des gewöhnlichen Lebens zu verjteben, welcher darun- 
ter allerdings auch eine gänzlihe VBerzichtleiftung begreift, was 
der 8.33 des St. ©. beitätige, aus welchem hervorgeht, daß nach den 
88. 187 und 188 die verwirkte Strafe gegen eine „Ausgleihung” 
zwiſchen dem Berbreder und dem Beichädigten allerdings aufgehoben 
werden könne. Ausgleihung aber jei kein technifcher Begriff und 
ſchließe auch die Aufhebung eines Anſpruches durch freimillige Nach: 
ſicht desfelben in fi. Jedenfalls ſcheine die Confequenz, ſchließt Herbft, 
zu fordern, daß der Thäter wenigitens dann jtraflos werde, wenn 
ihm der Beichädigte über fein ernftlides Anerbieten, volle 
ftandigen Erjag zu leilten, denjelben ganz nachgejehen bat. Denn bier 
fei offenbar der Zwed des Geſetzes in jeder Beziehung erreicht, und 
die Lage des Thäterd eben diejelbe, wie in dem Falle, wenn die Er: 
jagleiftung von einem Tritten bereit3 gefchehen und jene dadurch dem 
Thäter unmöglich geworden iſt. — Die von Koppel und Herbit 
verfochtene Anficht ſcheint auch der in Rr. 3 der allgemeinen öfterreichi- 
ſchen Gericht3-Zeitung vom 6. Jänner 1859, ©. 11, aufgenommenen 
Enticheivung des Oberlandesgerichtes zu Venedig vom 3. Auguft 1858 


*) Siebe deſſen Handbuch zum 8. 187_unter 3. 8 ſowohl in der erften (1855), 
ale auch ji der zweiten (1858) Auflage bekeiben. ſten (1855) 


3m Mauder: üb. Diebftahl. 


au Grunde zu liegen, welche wörtlich lautet: „Wenn der Befchädigte 
trelwillig dem Thäter den Erſatz des durch den Diebftahl erlittenen 
Schudens leiftet®), fo kommt dieß für den wahre Reue an den Tag 
legenden Schuldigen, auch wenn derjelbe fich zur Erfagleiftung gar 
nicht erboten hat, der wirklichen Leiltung des Erfates gleich.” Der 
Angeklagte V. B., welcher in eriter Inſtanz des Verbrechens Des 
Diebftahles fchuldig erfannt worden ift, erwirkte über Berufung gegen 
das erftrichterlicde Strafurtheil einen Ablaffungsbeichluß (8. 198 a) der 
St. P. D.) auf Grund der 88. 187 und 188 des St. ©. 10), Unter 
den mehreren oberlandeögerichtlihen Gründen, wornad der Beſchädigte, 
zugleich Obeim und Wahlvater de V. B., diefem ſchon, bevor die That 
außer dem Haufe befannt wurde, unter ber Bedingung Verzeihung ge: 
währte, daß er die Wahrheit aufrichtig einbefenne, mas derjelbe, wie 
e3 dort beißt, auch that, und wahre Reue an den Tag legte, wurde 
auh der Grund geltend gemacht, daß der 8. 187 auch dann bie 
Strafbarfeit des Diebitahles aufhett, wenn der Beichuldigte, von thä- 
tiger Neue bewogen, über den aus der That entitandenen Schaden 
vollkommen Erjaß leitet, und der $. 188 anerkennt, es genüge auch 
ein Vergleich zwiſchen dem Beichuldigten und Beſchädigten, welcher auf 
die Entſchädigung verzichtet; ferner, daß das Anerbieten des Erſatzes 
nicht nothwendig ift, wenn der Beſchädigte felbit ihn nicht verlangt, 
nit will, und den Schuldigen davon losſpricht, und daß nad dem 
Gejege die Verzeihbung und Verzichtleiltung des Beleidigten mehr gelte, 
ala eine bloße Gutmachung des durch den Diebjtahl verurſachten Scha: 
dene. -- Gegen die von Koppel und Herbſt vertheidigte, fo wie 
gegen die in der fo eben erwähnten oberlandezgerichtlihen Entſcheidung 
ausgeiprochene Anficht erlaube ih mir nun Folgendes zu bemerken. 
Das in jeden: mwobleingerichteten und gebildeten Staate bejtehbende Ges 
jeg, ald eine Regel, oder eine Vorſchrift, wornach die Unterthanen ihr 
Verhalten in den verfchiedenen Lagen und Verhältniſſen des Lebens 
einzurichten haben, iſt nicht? anderes, als der von dem höchſten Gefep: 


— — — 


) Sollte ſtatt „leiſtet“ heißen „erläßt,“ nach dem Urterte dieſer dem Ecu dei 
Tribunali vom 15. Auguſt 1858, Nr. 836 entnommenen Entſcheidung, welche 
lautet: II couduuo del risareimento fatto spuntaneamente dal danneggiato, 
anche senza previu uflerta da parte del reu, purche questo fosse animato 
da verace pentimento, vale al pari del risarcimento effettivo a perimere 
la punibilita di un furto o di una infedeltä.“ 

'v) Der fragliche Rechtsfall ift in den Nummern 824—829 und 831-832 in 
dem in der vorigen Anmerkung berufenen Ecu jammt den vberlandedgericht: 
lihen Beweggründen ausfübrlib aufgenommen. 
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geber in Worten ausgedrücdte Wille, welcher als böchfter und letzter 
genau befolgt werden fol. Um aber dem Geſetze Folge zu leiften, muß 
der demfelben zu Grunde liegende, in Worten verkörperte Gedanke in 
feiner Wahrheit erfannt werden, zu welcher Erfenntniß die Auslegung 
des in Worten ausgebrüdten Willens, d. i. des Gejeges, führt, letzteres 
mag ein bürgerliches oder ein Strafgeleh fein. Um aljo den 
wahren Willen des Gefeßgeber3 richtig zu erkennen, damit das 
Geſetz auch gerecht angewendet werde, muß es vorher richtig, das 
ift vecht*) verftanden, das richtig verftandene Geſetz muß richtig 
angewendet werden; einem Geſetze darf aber, um es richtig zu ver: 
ftehben und gerecht anzumenden, in der Anwendung fein anderer Ver: 
fiand beigelegt werden, als welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung 
der Worte in ihrem Zuſammenhange und aus der Klaren Abficht des 
Geſetzgebers hervorleuchtet ($. 6 des a. b. ©. 3.) Will man nun die 
eigenthümliche Bedeutung des Wortes „Bergleih,” um melde es 
fih bei Beantwortung der Titelfrage bandelt, richtig beftimmen, fo 
muß man die Bedeutung desfelben nicht allein in dem Sinne des 
8. 1380 des a. b. G. B., oder nad der Volksſprache, oder dem Spradh: 
gebraudhe des gewöhnlichen Lebens, man muß die Bedeutung diefes 
Ausdruckes nicht allein wie e8 in dem dritten, vierten und fünften 
Abfape des Hofdecretes vom 14. Jänner 1822, 3.1829 d. J. G. S., 
beziehungsweife in dem $. 188 lit. b—d) zur Sprade kommt, fon: 
dern im Zuſammenhange mit dem $. 167 des alten, 8. 187 des neuen 
Strafgefeßes, worüber ja eben dieſes Hofdecret, beziehungsmeife der 
demfelben entnommene 8. 188 des neuen Strafgejeßed, als die Be: 
lehrung von der beitandenen Hofcommiffion in Juſtiz⸗Geſetzſachen er: 
gangen ift 12) und mit den übrigen damit im Zuſammenhange ftehen: 
den Gefegesftellen aufjuhen. Daß man bei Feititellung des wahren 
und richtigen Begriffe des Ausdrudes „Vergleich,“ woraus fi 
die Beantwortung der Titelfrage von ſelbſt ergeben wird, nicht allein 
das mehrermähnte Hofdecret, beziehungsweife den daraus gebildeten 
8. 188 des neuen St. ©., jondern auch den $. 167 des alten, 8. 187 
des neuen St. ©. in's Auge faſſen müfje, geht aus den Schlußworten 


*, Tenn richti bedeutet die gerade Beſchaffenheit, von dem veralteten Worte 
„gerade.“ aher Luther, Luc. 3, 7: „was krumm iſt, ſoll richtig werden;“ 
und der große Sänger (Pſalm 37, 11): „leite mich J richtiger Bahn. “das 
ift ebener Bahn, dem Wege der Wahrh heit. 

31) Die Eingangsworte dieſer en lauten: „Es ift die Belehrung an- 
gefuht worden, ob ber & edten Tbeile des Strafgeſetzbuches auf 
die folgenden fünf Salle orimendbar jei:" 


Haimer!’o Bierteljahresſchrift 1. Nechtew. IV. 2, 16 
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diefer Hofverordnung, jo wie aus den Eingangsworten des $. 188 
des neuen St. ©. klar und deutlich hervor. Nah den Schlußworten 
desfelben mar der Hauptgrund des Geſetzes, nämlich des mehrerwähn⸗ 
ten $. 167, die Neue des Thäters, nad) der Titelfrage bier des Die 
bes, und die von ihm aus freiem Antriebe erfolgte Zurückgabe bes 
geftohlenen Gegenftandes, verfteht fich nad dem weiteren Inhalte die⸗ 
fer Schlußworte zur Zeit, ehe die Obrigkeit das Verſchulden des Thä⸗ 
ters erfährt. Nach dem im Eingange zum $. 188 des neuen St. G. 
enthaltenen Worte „Daher“ ift diefer Paragraf nur eine Folgerung 
aus der in dem unmittelbar vorftebenden 8. 187 vorlommenden Be 
ftimmung, welde eine Ausnahme von dem im 8. 33 ausgefprocdhenen 
allgemeinen Grundfage ijt, der fich im Grunde von felbit verfteht, fo: 
bald das Strafgejeß einerjeit3 unter den Erlöfhungsarten der Ber: 
brechen nicht auch die Entſchädigung des durch ein Verbrechen Beſchä⸗ 
digten, oder die mit demjelben ftattgefundene Ausgleihung aufführt 
($. 223 des nenen St. ©.), und wenn es andererfeit3 unter den Vor: 
Icpriften für das Strafverfahren den Grundfug zur Geltung bringt: 
„Die ftrafgerichtlihe Verfolgung findet von Anıtsiwegen Statt, mit 
Ausnahme derjenigen Fälle 12), in welchen das Gejeg fie insbeſondere 
von dent Verlangen eines Betheiligten abhängig macht” ($. 2 der 
neuen St. B. D.)'). Aus dem Zuſammenhange diefer fo eben beru- 
fenen Gejegesftellen, jo wie aus der klaren Abficht des hoben Geſetz⸗ 
geber3 gebt nun hervor, daß derjelbe in dem $. 167 des alten und 
in der darauf bezüglichen bofcomiffionellen Belehrung, beziehungsmeife 
in den &8. 187 und 188 des neuen St. ©. von einer entweder wirk: 
lich, d. i. thatſächlich (Faktifch) geleifteten oder vertraggmäßig erit zu 
leitenden Vergütung des Schadens redet, weldyen der Thäter ſelbſt, 
und nicht ein Dritter für ihn dem Berchädigten, und zwar in dem 
gefeglich beftimmten Zeitpunfte, wieder gut zu machen hat. Der Erlaß 
diefeg Schadens von Seite des Beichädigten ift alfo der von dem Ge: 
jege ausdrüdlich verlangten wirklich geleifteten, oder in Folge Ber: 
trages zu leiltenden Schadens-Vergütung nah feiner Sprade eines 
Volkes gleih zu achten, denn eine ſolche Vergütung ift ja eben für 


19 Solde Faälle gibt es, nachdem weder das —A noch das beſtehende 
Strafgeteh Verbrechen kennt, welche nur auf Verlangen eines Betheiligten 
zu unterfuhen nnd zu beitrafen wären, nur bei gewiflen Arten von Ber: 
gehen und Webertretungen, und zwar find jolhe Ausnahmsfälle enthalten in 
den 99.273, 463, 407, 487—495, 496, 497, 50°, 503, 50%, 505, 524, 525, 

13) Siehe Hye: Dad öfterreihiiche Strafgefeß ıc. 1802, 5. 445, 


— — —ı 5,6 dm 
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den Strafrichter, welcher, wie ſich das Hofdecret vom 5. Oftober 1804 
nicht ganz unpaflend ausdrüdt !4), Tein Herzensforſcher ift, der that: 
träftigfte Beweis für die von dem Thäter an den Tag gelegte Reue, 
wegen ‚welcher der Diebitahl nach dem mehrermwähnten Gefege aufhört, 
fteafbar zu fein; erfolgt alſo nah den Schlußtworten de3 oben beru- 
fenen Hofvecretes von Seite des Thäters aus freiem Antriebe keine 
Burüdgabe des geftohlenen Gegenftandes, oder nach dem 8. 187 feine 
Wiedergutmahung des ganzen aus feiner That entipringenden Schu: 
den, oder nad $. 188 feine durch Vergleich zu leitende Vergütung 
des geftoblenen Gutes: fo ift die thätige Neue für den Richter nicht 
erfennbar, daher als nicht vorhanden zu betrachten, fehlt aber dieſe 
als die erfte Bedingung der Straflofigkeit des Diebitahles, fo ift der 
Diebftahl (ala Verbrechen) nad den oben angeführten Geſetzesſtellen 
von Amtswegen zu unterfuhen und zu beitrafen; der Erlaß des 
Echadenerfages, wozu der Thäter, wie vorausgeſetzt wird, gar nichts 
beigetragen, daher auch Feine Reue an den Tag gelegt hat, kann fo: 
mit der in Rede ftehenden Zurüdgabe, oder Wiedergutmachung, oder 
Vergütung nicht gleich gehalten werden, daher nad) den 88. 187 und 
188 die Etraflofigkeit des Diebitahles nicht begründen. Das Recht 
des Beſchädigten, dem Thäter den Erſatz des dur den Diebftuhl er: 
littenen Schadens zu erlaflen, ift von den Rechte des Stautes, das 
Strafgefeß auf begangene Verbrechen, im Falle einer Nichtausnahme, 
wie bier, in Anwendung zu bringen, ganz verfchieden; denn dus Recht 
des Beihädigten, ven Schadenerjat zu verlangen, iſt ein Privatrecht, 
das Recht des Staates zur Handhabung feines Strafgefeßes ein 
offentliches Recht, und der im 8. 33 des St. ©. feitgeftellte Grund: 





ı) Siebe dasfelbe in meinen oben Anmertung 3) berufenen Handbuche, 1. Th., 
3. 469. Hye a. a. O., S. 161, Anmerkung, bezeichnet dieſes Hofdecret als 
ein von Borſchitzky aus ber dort beſprochenen Beſtimmung fabricirtes 
Normale unter dem Titel eines an das böbmijihe Ylppellations:Gericht er: 
lafjenen Juitiz.Hofvecretes vom 5. Oktober 180%, das nie in Die authentiſche 
J. G. ©. aufgenommen murbe, darum nie Geſetzkraft erlangt bat, aber eben 
deshalb in Beziehung auf die Richtiganerfennung ſeines Inhaltes von Seite 
der höchſten Geſetzgebung gerechte Zweifel erregt. Gegen Diele dem Bor: 
ihipty zugemutbete Fabricirung erlaube id mır zu bemerken, daß derjelbe 
auf meine Anfrage*), aus welcher Quelle er dieje Hofverordnung jdyöpfte, 
mir brieflich (1842) mittbeilte, Daß er dieſes Hofdecret nach feinem ganzen 
Inhalte vem bei dem beftandenen Prager Criminalgerichte amtlich eingeführ: 
ten fogenannten Normalien: Buche wortgetreu entnonmen babe. 
Siebe mein oben Anmerkung 3) berufenes Handbuch, 1. Th., Vorrede, ©. 3, 
in Rückſicht der Nachweiſung der Autbenticität der von mir aufgenommenen 
Gefeke und Verordnungen. 


* 


— 


16 * 


— 
— ⸗ — 


ja der Thäter iſt nicht einmal ſtraflos, wenn er den 
einer beſtimmten Zeit Vergütung zu leiſten, nicht häl 
dem Beſchädigten angezeigt wird, oder wenn er nu 
entwendeten Gutes, oder einen ſolchen Theil vor 
Entdeckung zurückſtellt, und in Rückſicht des Ueberrefi 
anbietet, der Beſchädigte aber keinen Vergleich eingeh 
verhaften läßt (Hofd. v. 14. Jänner 1822, Nr. 18; 
3.—5. Abſatz, und 8. 188 b)—d). Das Wort „Eı 
laflen,” jemanden von einer Verbindlichkeit befrei 
Worte „Vergleich,“ als eine Unterart des Be: 
Verſprechen mit einem Gegenverjpreden '5), der Be 
ſchieden. Das Wort „Vergleich“ kann in dem m 
decrete, beziehungsweile in dem $. 188 des St. G. 
deutung, welche ihn der 8. 1380 des a. b. G. 8. 
werden; denn nad den Worten desſelben jollen 
einen Neverungsvertrag ($. 1377 des a. b. G. B.), 
felhafte Rechte dergeftalt beftimmt werden, daß jed 
ſelſeitig etwas zu geben, zu thun, oder zu unterlafl 
Gegenſtand eines ſolchen Vergleiches find ftreitig 
Rechte, alfo jedenfalls etwas Ungewiſſes. Streiti 
Hecht, welches von dem Berpflichteten ganz oder 
wird, zweifelhaft aber ein Recht, von dem e3 nicht 
überhaupt zu defien Ausübung gelange, oder burc 
man e3 genießen werde. Der Gegenftand des Vergl 
“5 “kina Anfnoeret. beziehunasweiſe der 8. 188 
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Beſchädigten binnen der von dem Gefege beftimmten Zeit entweder in 
Natur zurüczuftellen hat, oder wofür er demfelben Vergütung zu lei: 
ſten verpflichtet ift. Der Thäter verbindet fich daher nicht, wie e3 bei 
dem fraglichen Neuerungsvertrag der Fall ift, dem Befchädigten etwas 
zu geben oder zu thun, fondern er muß das entmwendete Gut dem 
Lepteren entweder ganz zurüditellen, oder wie es fchon in dem Hof: 
decrete vom 14. November 1793 beißt, den verglidhenen Werth 
des geitohlenen Gutes ganz vergüten !”), Wenn daher der Dieb und 
der Beitohlene bei einem vom Erfteren dem Letteren durch den Dieb: 
ftahl verurfadhten Schaden in dem Betrage von 100 Gulden dahin 
übereintommen, daß er dem Beichädigten nur einen Gulden erjegen 
fol, fo ift es wohl, wie Koppel richtig bemerkt, ein Vergleich im 
Sinne des bürgerlichen Rechtes ($. 1380 des a. b. &. 3.), aber nicht 
ein Vergleich in dem Sinne des mehrerwähnten Hofdecretes, beziehungs: 
weile des F. 188 des neuen Strafgefeges, der die Strafloligleit des 
Diebftahles nur dann zur Folge bat, wenn dieſer Bergleih ganz, 
daher nicht theilmeife zugehalten wird. Der Beſtohlene ift zivar, 
wie Koppel meiter richtig bemerkt, beredhtiget, dent Thäter einen, ja 
den größten Theil des Schadenerſatzquantums, und zivar wie er vor: 
ausfegt, wenn er zur freien Verfügung mit feinem Vermögen befugt 
ift, zu erlaflen, aber nicht mit der im 8. 167, beziehungsweife in Hof: 
decrete vom 14. Jänner 1822 und im $. 188 ausgefprochenen Wir- 
fung, welche als erfte Bedingung die thätige Reue des Diebes voraus: 
fegt, die für den irdiichen Richter, wie oben erwähnt, nur aus der 
Wiedergutmachung de3 Schadens oder aus der Vergütungsleiſtung des 
Werthes des entwendeten Gutes erfennbar wird. Der Fall, den Kop— 
pel aufftelt, um zu zeigen, daß die gegentbeilige Anficht, der zufolge 
der Dieb auf die Wohlthat des S. 167 dann feinen Anfpruch bat, 
wenn ihm von dem Beichädigten die Verpflichtung zum Schadenerjaße 
erlafien wird, auf Abfurbitäten führe, wird wohl felten oder gar nie 
im wirklichen Leben vorlommen ; aber auch angenoınmen, daß nad 
demfelben der Thäter dem Beſtohlenen den Schadenerjak wirklich ein- 
bändigt, ſich aber die gegebene Summe in demjelben Augenblide wie- 


„Sade” in dem $. 171 des neuen St. ©., fo wie in mehreren anderen 
Etellen desjelben, wie in den 88. 135, 3. 2, 172, 185, 136, 190, 196 er: 
fest; nur in den 88. 181, 188 a), c), d), 183 und 192 iſt der in den be: 
zuglihen 88. 161, 163, 171 des I. Thls. des alten St. G., beziehungsweiſe 
in dem fraglichen Hofvecrete gebrauchte Ausdruck „But“ ſtehen geblieben. 
ı > heat in meinem oben Anmerkung 3) berufenen Handbuche, 


’ 
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ber Schenken, und ſomit zurüdgeben läßt, fo müßte der Thäter nad) 
dem 8. 167, mwie Koppel bemerkt, für ftraflos erflärt werben, vors 
ausgeſetzt, wenn aus diefer wirklichen Einhändigung des Schadenerfahes 
die thätige Neue des Diebes ſich herausſtellt. Diefer Fall ift aber nicht 
jenem ähnlich, aus weldem Koppel eine Abjurbität, alfo etwas, 
was unpafjend, ungereint, vielleicht gar lächerlich erfcheint, ableiten 
will, nämlich jenem Falle, in welchem der Dieb auf Grund der Exp 
Härung bes Beftohlenen, daß er dem Erfteren den Schadenerfat nach⸗ 
jehe, denjelben fogleih, indem er die Schenkung annimmt, in feinen 
Händen behält. Wo ift in diefem von Koppel gejegten Falle die von 
ben Gefege al? Bedingung der Straflofigkeit des Diebſtahles gefor⸗ 
derte thätige, d. i. die That der Wiedergutmahung bed dur dem 
Diebitahl verurfahten Schadens oder der Vergütungsleiftung des vers 
glihenen Werthes des entwendeten Gutes verrichtende Neue des Chäs 
ter, welcher in dem freglihen Falle gar nichts gethan bat, for 
mit gar nicht in irgend einer Art thätig gewejen iit? Der 
hohe Geſetzgeber bat nicht, wie Koppel in Folge dieſes Falle aus: 
ruft, dem Diebe eine unnüge, nichtsfagende Verbindlichkeit, nämlich 
die Verbindlichkeit zur Ausfolgung des Entjchädigungsquantums im 
der Meife, um dasſelbe fogleich wieder in Empfang zu nehmen, aufs 
erlegen wollen, jondern er bat ihm nach den oft erwähnten Geſetzes⸗ 
ftellen die darin ausdrüdlih enthaltene Pflihterfüllung, damit 
der Diebjtahl aufhöre, ftrafbar zu fein, auferlegt, wornad der Thäter 
den aus feiner That entipringenden Schaden aljogleich wieder gut zw 
machen oder den verglichenen Werth zu vergüten verpflichtet ifl, 
Die bisher gegen Koppel’s Anficht gemachten Bemerkungen gelten 
auh gegen die von Herbſt vertheidigte Anſicht, in fo fern 
derjelbe meint, daß man unter Vergleich nach dem Sprachgebrauche. 
des gewöhnlichen Lebens allerdings auch eine gänzliche Verzichtleiftung 
begreife, und dieß, mie oben erwähnt, durch den $. 33 des St. G. 
beftätiget werde. Nichtig bemerkt zwar derjelte, daß, wie aus. dem 
8. 33 hervorgeht, nach den 88. 187 und 188 die verwirkte Strafe ges 
gen eine Ausgleihung zwifchen dem Verbrecher und Beſchädigten aufs 
gehoben werden könne. E3 handelt jich hier abermals, die wahre und 
richtige Vedeutung des Wortes „Ausgleihung” zu beitimmen. Der 
F. 33 des neuen St. ©. gibt zu diefer Beitimmung einen Yingerzeig ; 
er beruft nämlich rüdfichtlicd der von der im Schlußfage des $. 33 
ausgefprochenen allgemeinen Regel, wornach die verwirkte Strafe Durch 
eine Ausgleihung nicht aufgehoben werden kann, feitgejeßten Ausnahme, 
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bie 88. 187 und 188, welche Berufung in dem bezüglichen 8. 27 des 
I. Thls. des St. G. vom 3. Septeniber 1803 durh Anführung des 
8. 167 fehlte, wornach die Verbrechen des Diebftahles und ber Ver: 
untreuung allerdings unter den in diefen Baragrafen enthaltenen Bes 
dingungen durch eine ſolche Ausgleihung aufhören ftrafbar zu fein, 
bie durch diefe Verbrechen vermwirkte Strafe aufgehoben werden kann. 
Durh die Berufung ber 88. 187 und 188 wird nun der Weg anges 
deutet, auf welchem die wahre und richtige Bedeutung des Wortes 
„Ausgleichung“ aufgefunden werden kann. Diefen Weg hatte aber 
fhon das beftandene Strafreht in der mehrerwähnten Hofbelehrung 
vom 14. Sänner 1822 angedeutet. Nah diefer Berufung kann das 
Bort „Ausgleihung“ in dem $. 33 in Teiner anderen, als in der 
Bedeutung genommen werden, welche ihm dieſe Hofverordnung, bezies 
hungsweiſe der aus derjelben bervorgegangene 8. 188, beilegt, welche 
Bedeutung bereit3 oben nachgewiejen worden ift. Ausgleihung kann 
daher nicht mit Rückſicht auf diefe Berufung, wie Herbſt meint, au 
die Aufhebung eines Anſpruches durch freimillige Nachſicht in fich 
ſchließen, der Thäter daher auf die Begünftigung des $. 187 nicht 
auch dann einen Anſpruch haben, wenn ihm von dem Beichädigten die 
Verpflichtung zum Schadenerfage rechtsgiltig nachgefehen wurde. — 
Diefer ftrafrechtlicde Begriff des Wortes „Ausgleihung” geht aber 
ſchon aus dem gewöhnlichen Sprachgebraudhe hervor. Ausgleichung, 
bon dem Zeitworte „ausgleichen,“ d. i. den verurfachten Schaden 
dur Erſatz wieder gut machen 18), iſt ein gütliches Uebereinkommen 
Darüber, wie der bier durch die obgenannten Verbrechen verurfachte 
Schade durch Erjag wieder gut gemacht werden ſoll. Nicht ganz richtig 
eriheint mir die weitere Behauptung dieſes jcharfiinnigen Commenta: 
tor3 des neuen Strafgefeßes zu fein, wornach der Thäter wenigftens 
dann ftraflo8 werde, wenn ihm der Beichädigte über fein ernftliches 
Anerbieten, vollftändigen Erſatz zu leiften, denſelben ganz nachgefehen 
bat, weil bier nach feiner weiteren Bemerkung offenbar der Zweck des 
Geſetzes in jeder Beziehung erreiht, und die Lage des Thäters eben 
diefelbe jei, wie in dem Falle, wenn die Erſatzleiſtung von einem 
Dritten bereit3 geſchehen und diejelbe dadurch dem Thäter unmöglidy 
geworden iſt. Der Fall, auf den fih Herbit beruf war folgender: 
Der Müllergefelle C. 8. enimendete von dem Walze, welches bie 
Troppauer brauberedhtigte Bürgerfchaft in der Mühle des J. H., Are 


16) S; 0) 6, Di. 2 W. —A Bollitänvdigfted Wörterbucd) der deutſchen Sprache ıc. 
Leipzig 1853, I. Band, unter „auſsgleichen.“ 
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Vorhaben abgeratben zu haben, wayrenv zenicicı 
Vorfalle nichts wiſſen wollte. C. K. wurde von de 
zirtögerichte der Uebertretung gegen die Sicherheit 
Ihuldig erklärt, J. H. dagegen von der Anklage los 
brachte gegen das, das eritrichterliche Urtheil in An! 
der Straſdauer und bes Koftenerfahes beftätige 
liche Urtbeil die Nichtigleitsbeichwerde ein, und füh 
bieher gehörige zu berühren) ala Ridtigleitägrund aı 
Handlung auch als ftrafbar erkannt würde, felbe 
bes II. Thls. des St. G. wegen Zurückſtellung des 
der gerichtlichen Entdeckung aufgehört hat, eine Le 
wie auch der Müller 3. 9. aus diefem Grunde fre 
dem Angeflagten felbft aber eine Zurückſtellung nid 
bem fih das Malz bereits im Befite des Müllers 
Hagter, um folches zurüdzuftellen, wieder einen Die 
müflen. Der bezüglidde oberfigerichtlihe Entſcheid 
„Es ſei wohl richtig, daß die Zurüditellung des 

noch vor gerichtlicher Entdedung erfolgte; fie fei a 
Angeklagten, ſondern durch den Dienftgeber desjelb 
geſchehen, daher durch dieſe Rüditellung den Beftin 
des St. &. IL Thls., und bes mit vemielben bet 
8. 167 des St. ©. I. Thls. nicht entſprochen wur 
bei einer folden Rüdftellung des geftohlenen Gute 

nicht mehr möglich war, dasſelbe ebenfalls zurüd 

nach den besonenen Gejegen und den nadıträgl 
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Straflofigkeit eines ſolchen Diebitahles durch die an den Tag gelegte 
thätige Neue des Thäters bedingt, daher der Angellagte wenigſtens 
das Beitreben, den durch feine That verurfahten Schaden mwieber gut 
zu machen, bewähren müfle. Der Angeklagte leugnet jedoch den gegen 
ihn als erwiejen vorliegenden Diebftahl und behauptet ausdrüdlich, 
daß er von der Zurüditellung des entwendeten Gutes nichts wiſſe; es 
kann ihm Jomit die im Gejege blos dem reumüthigen Thäter zugeltandene 
Wohlthat nicht zu Statten kommen“ (E. v. 12. Mai 1851, Nr. 125 d. allg. 
öfterr. ©. 3.). — Wie diefer Fall zeiget, fo hat der Thäter nicht das Be⸗ 
ftreben bewährt, den durch feine That verurfadhten Schaden wieder gut 
zu machen, der Zwed des Geſetzes war nicht erreicht, der Thäter nicht 
in jener Zage, nach welcher ihm der Beichädigte über fein ernftliches 
Anerbieten, vollfländigen Erjag zu leiften, denfelben ganz nachgefehen 
bat. Herbft (a. a. DO.) bemerkt weiter in der Sinlanfnerung f. je 
doch die E. vom 27. (jol heißen 24.) December 1852 (G. 3. 1853, 
Nr. 40). Nah dem Inhalte diefer Enticheidung hebt die Verzichtlei- 
ftung des durch einen Diebitahl Beichädigten auf den Erſatz des ihm 
verurfadhten Schaden3 die Strafbarleit eines begangenen Diebftahles 
nicht auf, da fomohl der $. 167 des I. Th. des St. G. vom Sabre 
1803 und die über felben erlafjenen Erläuterungen, wie auch die 
55. 187 und 188 des neuen St. G. dem eines Diebitahles Schul: 
digen die Straflojigfeit nur dann gewähren, wenn er felbft ven 
ganzen aus feiner That entipringenden Schaden gut gemacht hat, ebe 
fein Berfchulden der Obrigkeit befannt wurde. Dieſe grundfäßliche 
Entſcheidung widerlegt geradezu nicht nur die von Herbſt, fondern 
auch die von Koppel verfochtene Anfiht; Herbit bemerkt zwar an 
einem anderen Orte 20) zu diefer Enticheidung Folgendes: Der obige 
Grundſatz dürfte jedoch, wie fih auch aus der unter 12 angeführten 
Entfcheidung (nemlih vom 12. Mai 1851 oben) ergibt, für den Fall 
eine Beichränkung erleiden, wenn der Beichädigte vor obrigkeitlicher 
Entvedung dem ſich zum Erſatze anbietenden Thäter benfelben ganz 
nachgefeben bat; übrigens fcheint, bemerkt er weiter, zu der in der 
G. 3. nur im Auszuge mitgetheilten €. vom 24. December 1852 ein 
Fall Anlap gegeben zu haben, wo ber Befchädigte erft dann auf den 
Erſatz Verzicht leitete, nachdem der Diebftahl bereits zur obrigkeitlichen 
Kenntmiß gelangt war. — Dagegen erlaube ich mir folgendes zu bes 
merken. Die fragliche Beichränfung des obigen Grundfages läßt ſich 


*) a" feinen oben in der Anmerkung *) berufenen grundſätzlichen Entſcheidungen 
. 181 in der 2. Anmerkung. 


Wiedergutmachung bin anftrengen oder ich angeu 
diefen Echaden wieder gut zu maden?!), von der ! 
Erjate eines ſolchen Schaden? anbieten d. i. diefi 
nahme bieten, oder fich bereit erklären diefen Eriag 
verschieden ifft fo fegt ja die obige von Herbft 
dieſer fraglichen Beſchraͤnkung angeführte Entſcheidung 
zur Strafloſigkeit des Diebſtahles ausdrücklich vorau 
ſtellung des geſtohlenen Gutes durch einen Dritten | 
und daher dieſelbe dem Thäter nicht mehr möglich 
dem von Herbſt gefegten Falle, wenn nämliche 
obrigkeitliher Entdedung dem fih zum Erfake a 
denfelben ganz nachgefeben bat, würde der Thäter ar 
ber 88. 187 und 188 feinen Anſpruch baben, w 
Gtraflofigleit des Diebitables wegen der thätige 
BWiedergutmahung bes Schadens von Seite 
daher nicht ein Anerbieten biezu, und der $. 1 
tragsmäßig bedungene Bergütungslei 
ein Anerbieten biegu Tennt; ja die Beflimmung 
wie fhon bemerkt wurde, auf dem Fall feine Anı 
Thäter einen Theil des enimenbeten Gutes vor 
Entbedung zurückgeſtellt, und in Nüdficht des Ue 
gleich anbietet, der Beſchädigte aber Teinen Vergleich 
ter verbaften läßt (8. 188 d). Was bie zweite vo 
Bemerkung anbelangt, nad) tveldher derjelbe mei 
Bukhoitıma nom 24. December 1852 ein Fall 
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meint, deßwegen, weil der Beſchädigte erſt dann auf den Erſatz Ber: 
zicht leiftete, nachdem der Diebitahl bereit3 zur obrigkeitliden Kennt: 
niß gelangt war, fondern weil, wie aus diejer Entfcheivung hervorgeht, 
die Beftimmungen des St. ©. (8. 167 des I. Th. des St. G. vom 
Jahre 18:3, Hofdecret vom 14. Jänner 1822, und 88. 187 und 188 
des neuen St. G.) dem eines Diebitahles Schuldigen die Straflofigfeit 
nur dann gewähren, wenn er jelbit den ganzen aus feiner 
That entfpringenden Schaden gut gemadt hat, ehe 
fein Berfhulden der Obrigkeit befannt wurde. Diefe Straf 
gefeglihen Beftimmungen kennen nur die tbätige Reue ald Bein: 
gung der Straflofigkeit des Diebitahles, und nicht auch die Verzichtleiftung 
auf den Schabenerfa von Seite des Beichädigten, wie bisher von mir 
nachgewieſen, und mie dieß in der erwähnten oberftgerichtlichen Entjchei- 
dung v. 24. Dec. 1852 ausdrüdlich ausgeſprochen worden ilt. — Die 
Entſcheidung des Oberlandesgerichtes zu Venedig v. 3. Aug. 1858 redet 
von dem wahre Reue an den Tag legenden Schuldigen. Nach dem in dem 
oben berufenen Eco vargeftellten alle, bat diefer Schuldige feinem 
Onkel und Wahlvater auf eine fehr liftige Weife durch Benügung 
der Abmefenbeit desfelben während eines Zeitraumes von einem und 
einem balben Sabre, von den Loſungsgeldern einen Gefammtbetrag 
von 13000 öſterreichiſche Lire, morunter ein Betrag von 900 Lire in 
die Zeit nach dem zurüdgelegten 14. Lebensalter des Schuldigen fällt, 
auf Anleitung der von ihm genannten Perjonen geitoblen, und bievon 
eine nicht unbedeutende Summe auf liederliche Weiſe mit Schanddirnen 
durchgebracht; derjelbe hat das Haus feines Onkels erft dann verlaflen 
und mit einem andern Dienftorte vertaufcht, als der Befchädigte er: 
fuhr, daß fein Neffe Häufer von Feildirnen häufig befuche; derſelbe 
mußte auch diejen neuen Dienitort verlaffen, weil er unnöthige Aus: 
lagen für Reiten machte; derjelbe hat feinem Obeime, als diejer bievon 
in Kenntniß kam, erft über das ihm gegebene Verſprechen, daß er ihm 
alles verzeibe, wenn er ihm die Wahrheit entdeden würde, dieſelbe 
eingeltanden. Um das Verbredhen auszuführen, wählte der Schuldige 
zu den diebiſchen Angriffen jene Tage, an melden die Einnahme feines 
Onlels eine größere geweien ijt, damit diefer den Abgang des Geldes 
nicht merke, zu welchem Ende er auch die Gefchäftsbücher verfäljchte, 
worüber er dem Gerichte nicht die volle Wahrheit angab, ja in feinen 
Angaben nicht jelten zurüdhaltend und mit fih in MWiderfprud mar. 
Derjelbe will ferner von andern wie von M. zu den biebifhen An⸗ 
griffen verführt, aufgefordert, ja gezwungen worden fein und wir ſehen 
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ihn mit M. auf der Reitbahn und bei Unterhaltungen, wo ®. 3. zahlt, 
al3 ob fie Freunde wären, zwijchen denen nie etwas Unrechtes vorge 
fallen wäre. Aus diefem Nechtsfalle geht weiter hervor, daß der Schul 
dige nicht nur für feine Helfershelfer, fondern auch für ſich allein ftahl, 
un Vergnügungen zu befriedigen, die Diebitähle fortiegte, biß er wegen 
feines ausjchweifenden Lebenswandel3 aus dem Dienfte feines Onkels 
entlajjen wurde, und daß die Entlaffung aus dem zweiten Dienfte bie 
eigentlihe Veranlaſſung zur Aufforderung an die Schuldigen von 
Eeite feines Onkels, ihm die ganze Sache zu entdeden, geweſen ifl. 
Nach den eigenen Angaben de3 Onkels bat der Schulige anftatt 
ihm die Wahrheit zu geftehen, fich gegen ihn erflärt, daß er 
ſich nichts vorzumerfen habe, und zuerit niht ibm, ſondern 
jeinem Bruder den ganzen Sachverhalt entdedt. Auffallend ift es, 
daß der Onfel in der Vorunterfuhung die Rechtswohlthat des Gelege 
anſprach, bei der mündlichen Schlußverhandlung um Ablegung einer 
Ausfage bat, und in jeder Beziehung günſtig für feinen Neffen aus 
jagte, denfelben aber dennoch ald einen leihfinnigen Menſchen 
bezeichnete, den er deßmegen oft habe züchtigen müflen. Ob nach Diefer 
Darjtellung der fchuldige V. B. als ein folcher bezeichnet werden könne, 
der wahre Reue, d. i. eine jolde an den Tag legte, dab man 
jagen könne, er babe aus freiem innern, aus Abjcheu über das verübte 
Verbrehen bervorgegangenen Antriebe dieſes Verbrechen einbekannt, 
überlafje ich der Beurtheilung des Leſers; aber felbit zugegeben, daß 
B. 3. eine ſolche Neue an den Tag gelegt bat, jo verlangt das Straf: 
gejeg ($. 167 I. Th. St. G. von 3. Sept. 1803, Hofdecret vom 14. 
Sänner 1822 und %. 187 des neuen St. ©.) nit eine wahre, 
fondern eine thätige, d. i. eine joldhe Neue, welche der Thäter durch 
jeine Thätigfeit, d. i. dur die That der Wiedergutmachung Dei 
Schadens oder durch die Vergütungsleiltung defjelben von jeiner 
Seite ald eine für den Strafrichter erfennbare Reue an den Tag ges’ 
legt bat, was aber in dem fragliden Falle der Schuldige nicht gethan 
bat, ja zu thun ihm nicht mehr möglid war. Die im $. 167 und in 
der Randanmerkung zu demjelben enthaltenen Worte beitimmen, wie 
Ihon das Hofdecret vom 5. Juni 180723) lautet, klar und deutlich, 
daß ber Thäter bei der Gutmahung des Schadens handeln und 
diefe vor der gerichtlichen Entdedung gemachte Gutmachung nur eine 
Folge einer thbätigen Reue fein müſſe. Wenn derjelbe aber eine fo 
beſchaffene Reue nicht an den Tag legte, jo Tann für einen ſolchen 


=) Siehe dasfelbe in meinem Handbuche 1. Th, 3. 471 a. 
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Schuldigen die im 8. 187 enthaltene Beftimmung und zwar um fo 
weniger Anmendung finden, als fich derjelbe, wie es in der ober- 
wähnten oberlandesgerichtlichen Entfcheidung ausdrüdlich beißt, zur 
Erjagleiftung gar nicht erboten bat, was ihm nad dem vor: 
liegenden Falle auch wegen Mangel eines Vermögen? nicht mehr mög: 
lid geweſen if. — Aus diejen bisher gemachten Bemerkungen dürfte 
fi die verneinende Beantwortung der Titelfrage ergeben, der Dieb: 
ftahl nach den 88. 187 und 188 des neuen St. ©. nicht aufhören, ftrafbar 
zu fein, wenn der Beichädigte dem Thäter den Erſatz des durch den 
Diebitahl erlittenen Schadens erläßt. — Die verneinende Beantwortung 
diefer Frage ergibt fi aber nad meinem Dafürbalten ſchon aus dem 
Haren Wortlaute des 8. 167 des I. Th. des St. G. von 3. Sept. 
1803 mit Rüdjiht auf die Randanmerkung, ohne daß man nöthig 
bat, zur Begründung diefer Beantwortung fich auf die 88. 187 und 
188 des neuen St. G. beziehungsmweife auf die Nachtraggerläuterungen, 
aus welchen jene hervorgegangen find, zu berufen. Dieje Erläuterungen 
als Belehrungen für Unterbehörden über geitellte Anfragen und Zweifel 
ſcheinen mir, wie fo viele andere Verordnungen zu jenen zu gehören, 
die, wie ich bereit? anderswo bemerkte2*), nur über, auf flacher 
Sand liegende von ängftlichen Richtern, (vielleicht au) nur von einem 
Einzelrichter) geftellte Zweifel erlaffen murden, welde von ihnen 
nad) tieferem Nachdenken und nad Vergleichung mit andern mit dem 
Strafgefepe verwandten Gefegesitellen aus den Worten oder aus dem 
Sinne derfelben leicht felbft hätten gelöfet werden können; denn es 
wurden, wie ein Blid in bie feit der Kundmachung des alten St. ©. 
erlafienen Nachtragsvorſchriften das Zeugniß gibt 2°), über gar viele 
Fragen Zweifel erhoben und gelöfet, welche aber nicht jehr zweifelhaft 
waren, was insbejondere daraus hervorgeht, daß die Unterbehörden 
nicht felten als Antwort auf die von ihnen geitellten Anfragen, auf 
die Worte oder den natürliden Sinn des Gejeges gewieſen merden, 
worüber ih, wenn es mir der Raum diejes Blattes geitatten würde, 
viele Beilpiele anführen könnte. Oder, um auf die zu dem 8. 167 
erlaflenen Nachtragsvorſchriften zurückzukommen, kann nad dem Karen 
Wortlaute des $. 167 ein Zweifel entitehen, daß der Thäter, nicht 
aber ein Dritter für ihn den dort erwähnten Schaden vor der 
*) Siehe meine Darftellung der Tuellen ꝛc. Seite 16, Anmerkung 17). 
2») Siehe hierüber meine oben in der Anmerkung 3) berufenen Handbücher, und 
dazu das oben Anmerkung 19) berufene Handbuch der Gelege und Berord: 


nungen, welde fi auf den zweiten Theil des St. ©. B. bezieben, von 
Lügenau, Wien 1836, 3 Theile, seh 
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obrigfeitlihen Entdedung gut zu maden babe, und dab der. Theil 
nehmer ftraflos fei, wenn er den ganzen aus feiner Theilnahne 
entitandenen Schaden, infoferne ſich dieſer Antheil erheben läßt, gut 
gemacht hat? Wozu alfo das oben berufene Hofdecret vom 5. Dftober 
1804, Nr. 693 der J. G. S.? Ober ift die in dem oberwähnten Seh 
becrete vom 14. Jänner 1822 Pr. 1829 d. J. &. ©. enthaltene Be 
lehrung nicht ſchon im $. 167 und in der Randanmerlung zu bee 
jelben erhalten? Daß die Beltimmung des 8. 167 auf den erften von 
den in diefer Hofverordnung enthaltenen fünf Punkten, welcher die Cie 
gangsmorte zum $. 188 des neuen St. &. bildet, anzuwenden fd, 
geht aus dem Haren Wortlaute und der Abficht des Geſetzes hervor, 
bei welchen, wie bereit3 oben bemerkt murbe, die Reue bes Thaͤters 
und die von ihm aus freiem Antriebe erfolgte Zurüdgabe des ge 
ftohlenen Gegenftandes der Hauptgrund des Gefeged war, dieſer Bea 
ragraf aber zugleich fordert, daß der Thäter eher, ald die Obrigkeit 
fein Verfchulden erfährt, den ganzen aus feiner That entſpringenden 
Schaden wieder gut mache; daß daher der $. 167 auch die übrigen 
in diefem Hofdecrete enthaltenen vier Fälle, welche ben weiteren Js 
balt des $. 188 unter b5—d) bilden, keine Anwendung haben Fönne, 
geht ebenfalls aus den Worten des 8. 167 mit Rüdficht auf die Rand 
annerfung zu bemjelben hervor, wornach die vom Strafgefege ver 
langte Wiedergutmachung des dort erwähnten Schadens nur eiwe 
Folge der thätigen Reue fein muß. In allen in dem erwähnten Sof 
decrete unter Zweitens bis Fünftens oder in dem $. 188 unter 
a) — d) enthaltenen Fällen legt der Dieb feine thätige Reue an den 
Tag, weil er den Schaden nicht freiwillig und nit den ganzen 
Schaden den Beichädigten gut gemacht bat. Man wird mir nun eilt 
wenden, daß ich mid) bei meiner oben geitellten Behauptung, daß fi 
die verneinende Beantwortung der Titelfrage Schon aus den Worten 
bes $. 167 deg I. Th. des St. G. vom 3. Sept. 1803 ergebe, zur 
Begründung derjelben auf die Randanmerfung zu diefem $. 167 bes 
rufen babe, diefe aber nah Inhalt de von mir oben angeführten 
Hofdecretes vom 5. Oktober 1804, nie eine Geſetzkraft hatte; Dagegen 
erlaube ich mir folgendes zu erwiedern. Sole Randanmerkungen find 
vom bohen Gefeßgeber felbit ausgegungene Bezeihnungen des Inhaltes 
jenes Geſetzes, die dem Grundterte des Gejeged zu den betreffenden 
Baragrafen, bier zu dem $. 167, beigefügt, daher in dem Strafgeſetz⸗ 
buche jelbft enthalten find. Dieſelben dienen zur leichteren und ſchnel⸗ 
leren Ueberficht des ganzen Gejeßes, beziehungsweile des Inhaltes jenes 
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Paragrafen, bei welchem fie, wie bier beim $.-167, beigefügt find. 
Sie geben oft einen Wink, wie der hohe Geſetzgeber felbft dag Geſetz, 
bier den $. 167, verftanden haben will, und deuten daher den Grund 
und die Abficht desjelben an. Wenn nun glei die Randanmerkung zu 
einem PBaragrafen des Gefeges, wie bier zum 8. 167, nach dem fo eben 
bierüber gegebenen Begriffe nicht das Geſetz ſelbſt ift, fo ift diefelbe 
bei der Auslegung des Inhaltes des Paragrafen, welchem fie, wie bier 
dem 8. 167, von dem hoben Gefeggeber felbft beigefeßt wurde, aller: 
dings werth- und bedeutungsvoll, befonders wenn eine folche Rand: 
Ihrift von dem Inhalte des Geſetzes, zu welchem diefelbe gehört, wie 
es ausdrüdli in dem obermwähnten Hofdecrete beißt, nicht abweicht, 
welches aus dem Nachſatze des 8. 167 den Begriff des in der Rand: 
anmerkung zu demfelben enthaltenen Ausdrudes thbätige Reue ab: 
leitet. Ferner bat das oben berufene Hofdecret vom 5. Juni 1807 bei 
Löſung des dort geitellten Zweifels fih nicht nur auf die Worte des 
8. 167, fondern auch auf den (wie es dort beißt) in margine, d. i. 
am Rande dieſes Paragrafes ausgezeichneten Sinn, aljo auf die Mar- 
ginal-Bezeihnung, d. i. auf die Randanmerkung zu diefem Paragrafe 
berufen; endlich bat das mehrermähnte Hofdecret vom 14. Jänner 
1822, Rr. 1829 der %. ©. ©. nad) feinen Schlußmworten, wie bereits 
oben bemerkt worden ift, die dort enthaltenen fünf Fälle durd 
die Berufung auf die fraglide Randanmerkung, obgleih im Texte 
des $. 167 von einer thätigen Reue nichts vorkommt, entichieden. — 
Was der Strafrichter unter thätiger Reue, wenn dieſe die Straflofig: 
feit des Diebftahles zur Folge haben fol, zu verſtehen babe, bieritber 
geben mehrere oberitgerichtlihe Entjcheidungen außer den ſchon oben 
angeführten, viele Aufklärung und Belehrung. Nach dem Wortlaute 
des 8. 167 I. Thls. war e3 nicht die Abſicht des Geleggeberd, dem 
Diebe Straflofigfeit auch dann noch zu gewähren, wenn er fchon ent: 
deckt, den Schaden nur gut madt, um der verdienten Strafe ſich zu 
entziehen; er wollte den unbefannten reuigen Thäter zur Zurüd: 
ftellung des Entwendeten beftimmen, damit der Beichädigte auch für 
den Fall, daß dieſer unbelannt bleibt, den Erfag des erlittenen Scha- 
dens erhalte. Der 8. 167 ift eine Ausnahme von dem im Strafgejep- 
buche ausgefprochenen Grundfage, daß das Gutmachen des verurjad: 
ten Schadens nad vollbrachtem Diebftahle die Strafbarkeit wohl min- 
dere, doch die Schuld nicht fühne, daher darf der Richter diefe Aus: 
nahme nicht weiter ausdehnen, als das Geſetz e3 ausdrücklich geftattet. 
Wenn daher der Thäter nur dur die Drohung mit dem Gerichte 
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und mit der Anhaltung zur Rüditellung der entwendeten Sache beine: 
gen wurde, fo bat er diefelbe nicht aus thätiger Reue zurückgeſtelt 
(E. vom 22. April 1851, ©. 3. Nr. 105). Wer einen Diebflafl 
ala von ihm verübt dem Beihädigten gegenüber beftreitet und nur 
gegen Vorbehalt feiner Entihädigung das entwenbete Gut dem Beſchä⸗ 
digten überläßt, bat den Echaden nicht aus thätiger Neue gut ge 
macht, weil ein folder Vorgang den freien Antrieb und daher ganz 
gewiß eine ſolche Reue ausſchließt (E. vom 7. Auguft 1851, ©. 8. 
Nr. 202). Wenn die Zurüditelung einer geſtohlenen Sache erft im 
dem Augenblide erfolgt, wo der Diebitahl dur die gepflogene Unter 
juchung entdedt werden mußte, und die geitohlene Sache von dem 
Diebe nicht mehr in Sicherheit gebradht werden konnte, fo kann man 
nicht jagen, daß diefe Rüditelung aus thätiger Neue erfolgte (E. 
v. 22. December 1853, ©. 3. 1854, Nr. 23). Der von dem Thäter 
erit dann, nachdem die entivendete Sache bei ihm vorgefunden worden 
it, amd der Beſchädigte den Beſitz derfelten wieder erlangt bat, ge 
machte Anbot, den Werth zu bezahlen, kann nit als Gutmachung 
des Schadens aus thätiger Neue angefehen werden (E. . vom 
29. März 1854, ©. 3. Nr. 61). Der $. 187 fordert die wirkliche 
Entihädigung, nicht blos die Willensäuferung des Thäters, ſolche 
leiiten zu wollen oder den bloßen Erfaganbot (E. vom 31. Okto⸗ 
ber 1854, ©. 3. Wr. 8). Es genügt nicht, daß der Thäter den Erfag 
zu leijten bereit war, oder den Erfagertrag zu Handen eine Dritten 
übergibt, fondern der Erfat muß wirklich dem Beſchädigten geleiftet, 
oder wenn ihn Ddiefer nicht annehmen mollte, menigftens bei Gericht 
erlegt worden fein (E. vom 25. April 1855, ©. 3. Nr. 64). Wem 
ein Vergleich in Betreff der Entſchädigung den Thäter ſtraflos machen 
joll, jo muß ſich dieſer verpflichten, die Vergütung binnen einer bes 
ſtimmten Zeit zu leiften. Es genügt alfo nicht, wenn der Zeitpunkt 
der Entjdädigung un beſtimmt gelajlen wurde (E. vom 6. Okto⸗ 
ber 1853, ©. 3. Nr. 145). — Ob und in wie fern nun au meinen 
bisher gemachten Bemerkungen fi die verneinende Beantwortung ber 
Titelfrage ergibt, wird der geehrte Leſer beurtheilen, dem e3 vielleicht 
nicht unerwünfcht fein dürfte, die in dem 8. 167 des alten, 88. 187 
und 188 des neuen St. © einfchlagenden, "die Titelfrage berübrenben 
Beſtimmungen der Strafgeſetzbücher der deutſchen Staaten, auf die ich 
mich hier beichränfe, in Kürze fennen zu lernen. Diefe Strafgefegbüücher2®) 


26, Zube Stenglein: Sammlung der deutihen Strafgeſezbücher. 3 Bände. 
Münden 1858, und meine Beiprehung bierüber in diejer Vierteljahresfcyrift 
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ſtimmen rüdfihtlid der Frage, ob die freiwillige Wiedererftattung 
der geftoblenen Sache vor gerichtliher Entdedung ein Milderungs- 
oder Aufbebungsgrund der verwirkten Strafe fei, nicht überein. 
Das baierifhe Strafgejegbudh (Art. 226) erkannte ven frei- 
willigen Erfah oder die Zurüdgabe des geitohlenen Gutes, ehe der 
Dieb in Unterfuhung gezogen wurde, nur als Milderungsgrund bei 
einigen Diebftählen 2%); erſt die, die Beitimmungen diefeg Strafgeſetz- 
buches über den Diebftahl in einigen Punkten abändernde, namentlich 
die Art. 214— 221 und 223—228 erfegende Verordnung v. 25. März 
1816, Art. XI, erklärte den vollen Erjag oder die gänzliche Zufrieden: 
ftellung des Beſchädigten, ehe der Dieb in Unterfuchung gezogen wurde, 
als Strafaufhebungsgrund 2%). Nah dem ſachſen-altenburgiſchen 
Criminalgeſetzbuche (Art. 65) ift bei Diebftahl, wenn der Verbrecher 
aus eigenem, freien Antriebe, innerhalb 24 Stunden nad) der VBerübung 
des Verbrechens und ebe die Behörde von dem Verbrechen FKenntniß 
erhalten bat, den BVerlegten durch Rückgabe oder Werthserſtattung voll- 
ftändig entjchädiget, die gejeglihe Strafe big zu einem Drittheile der 
außerdem eintretenden Strafe herabzufeten. Württemberg (Art. 342) 
nimmt die freiwillige Zurüdgabe der entwendeten Sache oder den Er: 
fag dafür bei einfachem Diebitahle ald Grund an, die an fich ver: 
wirkte Strafe auf die Hälfte ihrer Dauer berabzufegen. In Braun: 
ſchweig ($. 243) und Lippe:Detmold ($. 243) ift bei Verbrechen, 
bei denen das Geſetz allein nah dem Werthe des Gegenftandes die 
Strafe beftimmt, der vollftändige Erfag Grund der gänzlichen Straf: 
freiheit, fonft nur Minderungdgrund. Nah dem hannoveriſchen 
Criminalgeſetzbuche (Art. 299) ift der von dem Diebe jelbit aus freiem 
Antriebe vor erhobener Unterfuchung geleiltete Schadenerfag, jo wie 
nad) dem großherzoglich-heſſiſchen (Art. 376) und naſſauiſchen 


für Rechts- und Staatswiſſenſchaft. Wien 1858, 2. Bd., 2. Heft, Literatur: 
blatt &.31—49. Dazu das neue Strafgeſetzbuch für Oldenburg vom 3. Juli 
1858, in Kraft jeit 1. November 1858. 

7) Nach den amtlichen Anmerkungen zum baieriſchen Strafgejeßbuce, II. Band, 
S. 128, zu dem $. 226, muß der Dieb die entwendete Sache zurüdgeben, 
oder dafür den Srjak bewirkt haben. Tie bloße Rachlaſſung des Erſatzes kann 
jo wenig, ald die nadfolgende Einwilligung des Beſtohlenen, die Strafe än: 
dern; wenn jedoch der Dieb die Zurüdgabe oder den Erjak wirtlih und 
thätig (realiter) angeboten, und der Beftohlene ihn nachgelaſſen hat, jo ift 
diefe Erlafjung der Leitung gleich zu achten. 

*) Siehe über die Bedeutung der gänzlihen AZufriedenftellung und über das 
Anerbieten des Erſatzes und die erfolgte Annabme dieſes Anerbictend : von 
Bonner: „Jahrbücher der Gejeßgebung und Rechtopflege im Königreidye 
Baiern. Erlangen 1820. Ill. Bd. S. 171. 
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wahgehipbinhe (Art. 369), die aus freiem Antriebe vor amtlicher An 
zıy srlulgte zurückgabe oder die bewirkte gänzlihe Zufriedenitellung 
105 Seihubigten bei einrahem Tiebitable nur ein Milderungsgrumb, 
lass Je cin folder die vor obrigkeitlihdem Cinfchreiten aus freiem An: 
hide vum Tiebe erfolgte Zurückgabe oder die volle Erfagleiftung nad 
win buniigen St. ©. B. (8. 395). Wenn kei nit ausgezeichnetem 
Heilredhen gegen das Eigenthum aus gewinnjüchtiger Abficht, insbe 
ſundere bei Tiebitahl, der Verbrecher aus eigenem freien Antriebe und 
ehe ein Anfordern des Beſchädigten oder ein Einjchreiten einer ridhter 
lien oder Rolizeitebörde gegen ſeine Perſon des Verbrechens wegen 
ſtattgefunden hat, dem Beſchädigten volljtändigen Erjag dur Zuräd 
gabe cter aus bereiten Mitteln leijtet, joll derjelbe nah dem Strafge 
fegbuhe für die thüringiihen Staaten (Art. 39) mit Strafe 
verihont amd nur zur Abitattung der etwa erwachſenen Koften ange 
halten werden. Nach dem fünigl. ſächſiſchen St. G. B. (Art. 296) 
it der Thäter eines nicht ausgezeichneten Diebjtahles, wenn er zu 
einer Zeit, wo er ſich noch nicht für entdedt hielt, durch Rückgabe 
oder Werthseritattung vollltändigen Erjag leitet, mit Strafe gänzlich 
zu verſchonen. Tas Strafgejegluh für die preußiihen Staaten 
fennt eine derartige Beltinnmung nicht, während nah dem preußi— 
hen Xandrechte (3.1116) die freiwillige MWiedereritattung nur ein 
Minderungsgramd der Strate gewejen ilt. Eben fo fennt das Strafges 
jegbud für das Großherzogtbum Oldenburg (vom 3. Juli 1858), dem 
das preußische Strafgeiegbuch in der ziveiten anıtlihen Ausgabe (1856) 
zu Grunde gelegt wurde, eine ſolche Beſtimmung nicht, während das 
vormalige Strafgefegbuch (Art. 231 und 232) den Erjag oder die Zurück 
gabe des geitohlenen Gutes, ehe der Dieb in Unterfuhung gezogen 
worden, nur als Milderungsgrund gelten ließ. Nach diefen ftrafgefeß« 
lihen Beitimmungen laſſen in den fraglihen Fällen nur Baiern, 
Praunfhmweig mit Kippe: Detmold, Thüringen und Sad 
fen gänzliche Straflofigfeit eintreten, während nach den übrigen Gefeß« 
gebungen in diejen Fällen die Strafe entiveder nur gemindert werden fol 
oder von diefem Falle gar feine Erwähnung machen. — Möchten die 
bisher von mir angeführten Bemerkungen mit Bezug auf die berufenen 
oberſtgerichtlichen Entſcheidungen und die deutſch-ſtrafrechtlichen Beſtim— 
mungen einen näheren Gedankenaustauſch veranlaſſen, woraus ſich erſt 
ergeben wird, welche der bier beſprochenen Anſichten über die Titel: 
frage als die einzig wahre und richtige erjcheint. 





xl. 


Iſt die actio in factum ob alienationem judicii mu- 
tandi causa factam ein fubfidiäres Rechtsmittel? 


Bom Herm Tr. 9. Ubbelohde, Privatdozenten der Rechte in Göttingen. 


Unter den manderlei Ehicanen, welche im täglichen Leben mit Rück⸗ 
ſicht auf bevorſtehende Rechtäftreitigfeiten ausgeübt werden, kann be: 
fonder8 die argliltige Subftituirung eines andern Proceßgegners zur 
großen Benachtheiligung der zur Klage fchreitenden Perfon führen. 
Die Weife, vermöge welcher der urſprünglich einer Klage Ausgeſetzte 
dem Klageberechtigten ftatt feiner einen andern Widerfacher gegenübers 
ftellt, befteht namentlich in der Uebertragung des Eigenthums oder des 
Beſitzes an derjenigen Sache, deren Eigenthum oder Beſitz die Paſſiv⸗ 
legitimation für die drohende Klage bedingt. Dielen Fall einer alie- 
natio judicii mutandi causa facta haben daher die römischen Magi— 
firate !), bei ihrem Bemühen, den proceflualiihen Chifanen worzuben: 
gen, ausdrüdlic hervorgehoben. Sie verfpraden dem durch eine der: 
artige dolofe Veräußerung Verletzten ein Nechtömittel auf Erfa des 
ihm dadurch zugefügten Schadens gegen denjenigen, der jo feiner urjprüng: 
lihen Haftung fi hatte entziehen wollen. 

Das Edict, in dem jenes Rechtsmittel proponirt wurde, ifi ung, 
wie der Augenſchein ohne meiteres lehrt, nur feinem ungefähren Anz 
halte nach überliefert in 1. 1. pr. D. de alienatione judicii mutandi 


ı, Gajus nennt im pr. der 1. 1. und im 8. &. der 1. 3. D. de alien. jud. 
mut. c. f. 4, 7, die eben fo wie J. 7. cod. aus dem vierten Buche feiner 
Gommentare zum Provincialedicte genommen find, ale edicirenden Magiftrat 
den Broconful. Allein, daß auch in der Stadt Rom die gleihe Sagung galt, 
darf nicht wohl bezweifelt werden. Denn die ll. 2, 4, 6, 10, — 5. und 8, 
h. t. von Ulpian und Paulus find aus deren Commentaren zum Edict 
des praetor urbanus), und 1. 7. aus dem erften Buche ded Baullus zum 

icte der curuliſchen Aedilen; wie auch der Prätor in 1. 4. $. 1. und 1. 8, 
8. 1. genannt ill. — =. von Savigny, Syſt. Bo. VI. $. 316, Note h. 
S. 103. und $. 320. Note k. S. 135. von Schröter, über Weſen und 
Umfang der in integrum restitutio, in der Zeitichrift jür Cipilrecht und 
Proceß. Bo VL (1833.) ©. 147. fi. 


17? 
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causa facta (A, 7), die wir in ihrem ganzen Bufammenbange bier 
folgen laſſen: | 

Omnibus modis proconsul id agit, ne cujus deterior causa 
fiat ex alieno facto. Et, quum intelligeret judiciorum exitum in- 
terdum duriorem nobis constitui, opposito nobis alio ad io, 
in eam quoque rem prospexit: ut, si quis alien andor 
alium nobis adversarium suo loco substituerit, id 
que data opera in fraudem nostram fecerit, tanti 
nobis in factum actione teneatur, quanti nostra in 
tersit, alium adversarium nos non habuisse?2), 

Zwar bat unfer Edict einen ſehr erheblichen Theil feiner urf 
lihen Bedeutung als eines nothwendigen Schugverjpredhens — 
ſeitdem) durch das unter dem Namen des Iuventianum Defannie 
Senatusconsultum aus Hadrian’s Beit und deſſen Ausdehnung eine 
fortdauernde Statthaftigkeit der hereditatis petitio ivie der rei vindi- 
catio gegen denjenigen fejtgeftellt worden war, qui dolo malo possr 
dere desiit 9. Allein e8 mangelt doch auch im fpätellen vörntjchen 
Rechte nicht an einer Reihe von Fällen, in denen unjer Nechtsmitiel 
unbeftritten das einzig anmwendbare war. 

Dagegen find große Zweifel darüber, ob dasjelbe eben mir Dann 
ertheilt werden könne, wenn e3 an einer andern Slage fehle; ober 
aber, ob es nicht vielmehr electio namentlich mit ben Alagen gegen 
denjenigen concurrire, der, weil er dolo des I einer Vindication 
ausfegenden Beliges ſich entäußert babe, als fietus Possessor 


2, Ueber die — die echten Worte des un wieder be —— 
Mühlen — — I un 8.29. , name 
und s. 30, ——— — des Eon, J— — 


Tine — daß das jünger fei ald das 30. Tuventianum, 


Yenes fennt ſchon Päbius — 1.4.8. 1. h. — —, ber bot Sulianus 
und Bomponiug Eh bat. © D. * 5*8 ne ui 
8.4.D. de, dol. m. 4, — — Alm. deiegeiäe Bp, 1 S. 185. 

9) Siehe z. §. 6. .3. und l. 27. 
6.3. D. Er K * 6, — ecke der H. J ‚elle brigend 
Üehelt, der römifche mut 8. 21. oe 22, 23, 
Mühlenbruch, Band. Bd. 2. 73. (C8) n J fi ver - 
der Reftitutionstlage au wenige — vorkommende 
Ceſſion 8. 29. ©. 352. — „wodurch freilich noch nicht alle pra te Best 
tung des Edicts wegfiel, indem die utilis in rem actio gegen dem,’ g « 


desiit pussidere, — den Beweis des Eigentbums nöthig maihtet;aı 
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fortbaftes). Der Verfuch, dieſe Zweifel zu löfen, ift die gegenmärtige 
Aufgabe, die, wenn fie ſchon einer unmittelbar praftiihen Bedeutung 
ich nicht rühmen darf, doch um deßwillen nicht nutzlos zu fein fcheint, 
weil fie, wie jede Unterfuchung über die Anwendbarkeit einer römi- 
ſchen Klage, in die feinften VBerhältniffe des materiellen Rechtes jelber 
bineinführt. 

Die Stellung des fraglihen Titel$ am Ende der im vierten 
Buche der Digeften vorgetragenen Lehre von der in integrum resti- 
tutio, jo wie der Umftand, daß Gajus felbit die Ertbeilung unferes 
Rechtsmittels einmal als ein in integrum restituere bezeichnet ©), 
fönnten auf den erften Anblid den Schein erregen, dasfelbe fei eine 
eigentliche in integrum restitutio, und als ſolche allerdings ſubſidiär 
geweſen. 

Allein, einerſeits iſt auch, wer die ſubſidiäre Natur der Reſtitu⸗ 
tion im engeren und eigentlichen Sinne als Regel anerkennt, mehrere 
Ausnahmen dieſer Subſidiarität einzuräumen genöthigt ), ſo daß, ſelbſt 
wenn unſer Rechtsmittel in dieſem Sinne eine Reſtitution wäre, das: 
felte möglicherweife dennoch jenen Ausnahmen angereibt werden müßte. 
Anderſeits aber und hauptſächlich ift es nicht3 weniger al3 ausgemacht, 
daß unfer Rechtsmittel wirklich und in allen Fällen eine eigentliche 
Reftitution fei. Schon für die ältere Zeit läßt 8 von Sapigny®) 
dahingeftellt, ob nicht der durch eine Veräußerung der fraglichen Art 
Berlegte die Wahl gehabt habe, zwiſchen der wahren Reftitution und 
einer perſönlichen Entſchädigungsklage. Dagegen meint von Schrö— 
ter”), ein ſolches Wahlrecht des Verletzten würde man allerdings, 
etwa nah Analogie der Anfechtung eine negotium cum falso tutore 
gestum, anzunehmen baben, wenn uns nur die J. un. Cod. cit. über: 
liefert worden wäre; nad) dem eigenen Ausbrude des Gajus jedoch 
in 1. 3. $ 4., der die in integrum restitutio hernach als actio be: 


— —— |. 


5) Vol. }. 8. Voorda, Interpretationes et emendationes juris Rom. libr. ITI. 
Ed. alt. Traj. ad Rhen. 1788, II, 10. p. 142. ff. — „Horum utrumque 
simul obtinere, electuro videlicet actore, quod utilius videbitur aut com- 
modius.* — Wie unllar man übrigen? darüber war, bemeift am beiten 
Baden in dem Note 3. citirten Werle, S. 1210. ff. 

) L. 3.8.4. h. t. Ex quibus apparet, quod proconsul in integrum re- 
stituturum sc pollicetur: ut hoc actione officio tantum judicis conse- 
quatur actor, quantum ejus intersit alium adversarium non habuisse pp. 
— Weber 1. un. Cod. Fa t. 2, 55., worin der Ausdrud: in integrum resti- 
tutio gebraucht wird, . unten. 

) ) gene. | B. — angeron, & Lehrb. Bo. 1. 8. 177. Anm. 1. 

9 Spft. Do. V 316. u i uud 


)a.0a.dD.(f. be er en 
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jeichne, habe man ſich den erftern Ausdruck als Benennung 
tactifche Ausgleihung eines Nachtheils durch Gewährung einer 5 
klage zu erklären. — Nüdfichtli der fernern Entwidelung ı 
römiſchen Rechtes noch in- claffiiher Zeit geht die herrſchende 
auch nicht unbeftrittene, Anſicht dahin, daß unfer Rechtsmittel 
tur der in integrum restitutio verloren und diejenige einer 

lihen Klage angenommen babe 1%). Und ſelbſt Mühlenbru 
am eifrigften unſerm Nechtsmittel den Namen der Reftitution 
willen will, leugnet mindeftens das nicht, daß dasſelbe als ei 
nannte Reſtitutionsklage in feinem Verfahren fich erheblich und 
lih dur den Mangel der magiftratifhen causae cognitio v 
jenigen NRecht3mitteln unterjchieden habe, auf welche die be 
Anficht jenen Namen zu beſchränken pflegt !). Da aber danı 
für die eigentlihe in integrum restitutio vorhandene Grin 
jene magiſtratiſche causae cognitio, jedenfalld für die Reſt 
age nicht vorliegt: fo bleibt für die Entfcheidung der aufgel 
Frage nicht3 übrig, als eine Prüfung der Quellenausfprüche 
diefelbe unmittelbar bezielen. 


Sehen wir in diefer Rückſicht zuerit auf das oben af 


Edict. Die bier proponirte Klage iſt gerichtet auf Erjag di 
Vermögensnachtheiles, welchen der Klagberechtigte dadurch erle 
ihm jtatt des Veräußernden der Erwerber des durch feinen B 
jein Eigentum die Beklagteneigenſchaft bedingenden Gegenitaı 
Bellagter gegenübergeftellt worden ift. Darin liegt ein Doppe 
ſtens, daß die Klage nicht gegeben wird, wenn und fo weit 
tung des Erwerbers der frühern Haftung des PVeräußernden 
rechtlich gleihlümmt, als auch thatjächlic nicht ſchwieriger g 
machen iſt als dieje 12). Zweiten® muß die Kluge danach filı 


10) ©. ; d. Bußta, Pand. 8. 102. Note 6. Vergl aud von € 
Re D. ©. 10%. 7. 


ı) Band. Bd. 1. id Halle 1835.) 8. 158. Note 4. gegen Ende in 


ten: — „Von den Stellen — beweiſen (einige) höchſtens nur, daß 
gen, welche ſich im ausgebildeten prätorifchen Recht allerdings v 
prätoriſchen Klagen wenig unterſchieden, bisweilen den Weititutior 
die causae cognitio in den einzelnen noch beſonders a 
gatzegengeſtelt wurden, z. B. J. 7. 8. 1. D. de in integr. rest. 

D. de dolo in 4, 3.* ®al. ne Geifio. 8. 29. Note 330. 
— ee auh Glüd, Comm. Br. VL 


1) L. 1. 8. 1. h. t. Itaque si alterius nein hominem aut pd 





nobis opposuerit adversarium, tenebitur; 1. 2. — aut alium, qui 
eit adversarium; 1. 3. pr. — quia etiamsi cum eo, qui alteriug : 
est, experiar, in illius provincia experiri debeo; et potentiori j 
non possumus. 
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baft erflärt werben, wenn und fomweit der Veräußernde troß der Ver: 
äußerung dem Klagberechtigten forthaftet. Dabei jcheint es denn auch 
einen Unterfchied nicht bewirken zu können, ob jenes Forthaften durch 
die fämmtlichen Rechtsmittel zu erzwingen ift, die etwa früher anwend— 
bar geweſen wären, oder vielleicht nur durch eines davon, voraudge: 
jegt immer, daß diefes eine nicht 3. B. wegen eines fchwierigeren Bes 
weites dem Kläger weniger günftig ift, als die infolge der Veräuße— 
rung weggefallenen Klagen. 

Die fi hieraus ergebende Subfidiarität der actio ob aliena- 
tionem judicii mutandi causa fteht denn aud im fchönften Einklange 
mit mehreren Entſcheidungen befondrer Fälle in unſern Quellen. 

1. Wenn ein Miteigenthümer, um der actio communi dividundo 
zu entgehen, zur abfichtlihen Benachtheiligung des Andern feinen Eis 
genthumsantheil an der gemeinſchaftlichen Sache an einen diefem aus 
irgend einem Grunde, 3. B. als potentior, läjtigern Gegner veräußert, 
fo wird dadurch derfelbe unausbleiblich verlegt. Gegen den Veräußerer 
fann er die Klage auf Theilung der veräußerten Sache!) nicht mehr 
anftellen, weil dieſe nicht mehr zwiſchen ihnen Beiden gemeinſam ift; 
beantragt er aber gegen den Erwerber die Theilung, fo läuft er Ge: 
fahr, daß der Letztere etwa bei der DVerfteigerung unter ihnen, wie fie 
behufs der gerichtlichen Theilung vorgenommen zu merden pflegte, ver: 
möge feines überwiegenden perjönlichen Einfluffes die fraglihe Sache 
um einen Spottpreis erſteht. Diejen unvermeidlichen Nachtheil zu ers 
jegen, wird jenem die actio in factum ob alienationem judicii mu- 
tandi causa gegen den alienans gewährt. 

L. 24. 8. 1. D. comm. divid. 10, 3. (Julian). 

Quum agere tecum communi dividundo vellem, partem tuam 
Titio tradidisti, mutandi judicii causa: teneris mihi praetoria 
actione, quod fecisses, ne tecum communi dividundo ageretur!?). 





18) Daß, 3. B. wegen gezogener Früchte, gemachter Verwendungen, die actio 
communi —E als utile judicium auch noch nach der Beendigung der 
Eigenthumsgemeinſchaft an der Hauptjadhe gegen den frühern condominus 
angeftellt werden fann — 1.6. $.1. 1.11. D. comm. div. 10, 3. u. ſ. w. -, 
tömmt bier natürlid nit in Betradt. 

#4) Bergl. 1. ult. D. h. t. 4, 7. (Marcian.) — Si quis judicii communi divi- 
dundo evitandi causa Tem alienaverit, ex lege Licinia ei interdicitur, 
ne communi dividundo judicio experiatur: verbi gratia, ut potentior emp- 
tor per licitationem vilius eam accipiat, et per hoc iterum ipse recipint. 
Sed ipse quidem, qui partem alienavit, communi dividundo judicio si 
agere velit, non audietur. Is vero, qui emit, si experiri velit, ex illa 
parte edicti vetatur, qua cavetur, ne qua alienatio judicii mutanldi 
caussa fiat. 


mi. 
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2. Wenn der Eigenthümer eine Grundftücdes ungeachtet der ihm 
geſchehenen operis novi nuntiatio fortbauet, fo wird er mit dem fo- 
genannten interdictum demolitorium gezwungen, das nad) der nun- 
tiatio Gebaute auf feine Koften zu zeritören !?). Verkauft er nad) der 
nuntiatio das Grundftüd, jo haftet er zwar wegen der Bauten des 
Käufers nicht mehr mit dem Interdicte 16), allein da der durch die 
nuntiatio dem Grundftüde auferlegte Bann fortdauert, fo kann der 
Käufer diefer Bauten halber mit dem Inderdicte verklagt werben 1?), 
jedod nur darauf, daß er die Wegräumung derfelben auf Flägerifche 
Koften geftatte. Es wird alſo durch die Veräußerung das Recht des 
Nuntianten um die Koften der Megräumung des fraglichen opus ver- 
ſchlechtert; und ijt daher jene Veräußerung judicii mutandi causa 
geſchehen, fo erhält der Kläger des gedadhten Werthbetrages halber 
gegen den Veräußernden unfere actio in factum. 

L. 8. $. 3. cit. h. t. (Gajus.) 

Opus quoque novum si tibi nuntiaverim, tuque eum locum 
alienaveris et emptor opus fecerit, dieitur, te hoc judicio teneri: 
quasi neque tecum ex operis novi nuntiatione agere possim, quia 
nihil feceris; neque cum eo, cui id alienaveris, quia ei nuntia- 
tum non sit. 

3. Die actio aquae pluviae arcendae geht nur gegen den Eigen- 
thümer des Grundftüces, auf mweldem die den Kläger bedrohende 
Aenderung des Wafjerlaufes vorgenommen tjt 18). Und zwar ift diefer 
Eigenthümer nur dann zur Serftellung des frühern Waflerlaufes auf 
eigene Koften verpflichtet, mern er ſelber jene Aenderung vorgenommen 
hat 10). Durch eine Veräußerung des Grundftüdes verlegt er alfo das 
Intereſſe des Klagberechtigten, der die genannte Klage gegen ihn nun 
gar nicht mehr, gegen den Erwerber aber nur auf patientia, d. 5. 
auf Geftattung der Wiederberitelung des früheren Zuftandes auf Hä- 
gerifche Koften anftellen Fanıı. Iſt daher jene Veräußerung judicii mu- 
tandi causa geſchehen, fo gibt auch bier der Prätor des gedachten 
Intereſſes halber gegen den Veräußernden die actio in factum. 

L. 3. 8. 2. D. h. t. (Gajus.) 


12) L. 20. pr. D. de ©. N. N. 39, 1. 

") L. 23. D. eod. 1. 3. 8. 3. D. de alien. jud. m. c. &, 7. — S. von Ban: 
gerom, Lehrb. Bo. III. 8. 676. Anm. sub. II. 2. a. 

17) L. 23. cit. 

18) L. 4. pr. 8. 2. D. de a. e. a. pl. a. a. 39, 3. 

18) L. 5.1. 6. 88. 6. 7. eod. 
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Item, si locum, in quo opus feceris, cujus nomine inter- 
dicto quod vi aut clam vel actione aquae pluviae arcendae tene- 
baris, alienaveris: durior nostra conditio facta intelligitur: quia, 
si tecum ageretur, tuis impensis id opus tollere deberes: nunc 
vero, quum incipiat mihi adversus alium actio esse, quam qui 
fecerit, compellor meis impensis id tollere, quia qui ab alio fac- 
tum possidet, hactenus istis actionibus tenetur, ut patiatur id 
opus tolli. 


Einigermaßen bedenklich jedoch ift das in eben diefer Stelle an- 
geführte vierte Beifpiel unferer actio in factum. Diele fol danach 
nämlich, ähnlich wie in den vorftehend erörterten Fällen, auch gegen 
denjenigen ftattbaben, der judicii mutandi causa ein Grundftüd ver: 
äußert bat, defien widerrechtliche Veränderung auf eigene Koften zu re: 
ftituiren er mit dem interdietum quod vi aut clam angehalten wer: 
den Eonnte. Nun ift das zwar völlig ausgemacht, daß der neue Eigen- 
thümer des Grundftüdes mit dem Smterdicte, ähnli wie mit ber 
actio aquae pluviae arcendae, nur für patientia haftet. Eben fo 
beftimmt muß jedoch behauptet werden, daß, in geraden Gegenjate zu 
jener Klage, womit Gajus in 1. 3. 8. 2. cit. dasjelbe zufammenftellt, 
das Spnterdict, als eigentliche Delictsflage, auf vollen Schadenerſatz 
gegen Jeden gebt, der die beitimmte widerrechtliche Veränderung am 
Grunde und Boden vorgenommen bat, mag er denfelben beſitzen oder 
nicht befißen. Es wird dieß ganz allgemein ausgeiproden von Paul: 
lus in 1. 16. $. 2. D. quod vi aut clamı. A3, 24. 


In summa, qui vi aut clam fecit, sı possidet, patientiam et 
ımpensam tollendi operis: qui fecit, nec possidet, impen- 
sam: qui possidet, nec fecit, patientiam tantum debere. 


Daß die bier ganz allgemein behauptete Anwendbarkeit des In⸗ 
terdictö gegen denjenigen, qui vi aut clam fecit, auch wenn er das 
widerrechtlich veränderte Grundſtück nicht befite, keineswegs etwa auf 
ben bejondern Fall feines Nichtbefiges einzufchränten ift, wo er das 
fraglidde Grundſtück niemals befeflen hat, — vielmehr eben fo gut auf 
den andern Fall bezogen werden muß, wo er im Augenblide feines 
eigenmächtigen Vornehmens am Grundftüde diefes beſeſſen, es zu bes 
figen aber hernach, und zwar noch por der Litisconteftation, aufge 
bört bat, — läßt ſich nicht nur negativ damit rechtfertigen, daß es 
immer bedenklich ift, jo willkürliche Unterjcheidungen in die Quellen 
bineinzutragen, jondern wird uns in den Quellen ausdrücklich gejagt. 
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Allerdings Tiegt hierfür ein zwingender Beweis ſchwerlich in 1. 18. 
$. 10. D. quod vi aut clam. 43, 24. 

(Ulpian. lib. 71. ad edict.) Eum autem, qui dolo malo fecerit, 
quominus possit restituere, perinde habendum ac si possit —; 

vielmehr macht e3 der Zufammenhang der 1. 18. cit. vom $. 7. 
an bis zum Schluſſe, in dem durchaus vom officium judicis bei dem 
Sinterdicte geredet wird, höchſt wahrſcheinlich, daß auch $. 10. cit. nur 
von einer Veräußerung des Grundftüdes handle, welche lediglich der 
Aburtheilung des Privatrichters unterliegt, aljo von einer Veräußerung 
nad der Kitisconteftation. Nicht mehr Gewicht dürfte zu legen fein 
auf eine Stelle wie 1. 131. D. de R. J. 50, 17. 

(Paull. lib. 22. ad edict.) Qui dolo desierit possidere, pro 
possidente damnatur: quia pro possessione dolus est. 

Eine etivad größere Bedeutung dagegen erhält wohl die, ihre 
Ausnahmsloſigkeit nachdrücklich voranitellende, 1. 157. 8. 1. eod. 

Semper qui dulo fecit, quominus haberet, pro eo haben- 
dus est, ac si haberet — 

durch den Umftand, daß fie aus dem nämlihen 71. Buche von 
Ulpian’s Edictscommentare genommen ift, in dem diefer Juriſt vor: 
zugöweife und ex professo das interdictum quod vi aut clam be 
handelt, wie denn jenem Buche die U. 1. 3. 7. 11. 13. 15. h. t. an- 
gehören. Ganz zweifellos jedoch wird unjere Behauptung durch 1. 14. 
pr. D. de a. e. a. pl. a. a. 39, 3. 

(Paull. 1ib. 49. ad edict.) Antaeus ait: si is, qui opus fecerit, 
potentivri vendiderit praedium: quatenus desierit dominus esse, 
agendum cum eo Quod vi aut clam. pp. 

Diefe Stelle ift für uns um fo intereffanter, als fie gerade den 
Fall der Veräußerung an einen potentior, alfo, wenn wir die Er: 
wähnung der genannten Eigenfchaft des Erwerbers nit für müjlig 
balten wollen, den Fall einer alienatio judicii mutandi causa facta, 
befpriht. Daß übrigens, was bier von einem den bisherigen Waffer: 
(auf nachtheilig verändernden opus gefagt ift, eben fo gut für jedes 
andere opus in solo vi aut clam factum gelten müſſe, — da ein 
Grund der Einfehräntung auf den zufällig genannten Fall nicht ein: 
zufeben iſt, — das bedarf wohl kaum der Bemerkung. 

Es erhellt alfo daraus die Unmöglichkeit, irgend ein Vermögens- 
Sntereffe ausfindig zu machen, das infolge der Veräußerung eines 
Grundftüdes durch denjenigen, welcher darauf eine ihn dem interdic- 
tum quod vi aut clam ausjegende Veränderung vorgenommen bat, 
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für den zur Anitellung jenes Interdicts Berechtigten verlegt morden 
wäre. Und folglih muß, gemäß dem oben Gefagten, die Statthaftig: 
feit der actio in factum, welche ein ſolches Intereſſe zu verfolgen 
hätte, geleugnet werden. 

Dennod erklärt die 1.3. 8.2. D.A, 7. von Gajus ihre Statt: 
baftigfeit für den fragliden Fall. 

Wäre nun nahzumeilen, daß Gajus, von der Anficht des 
Paullus und Ulpian abweichend, das interdictum quod vi 
aut clam gerade fo wie die actio aquae pluviae arcendae nur dann 
gegen den Thäter zuließe, wenn derjelbe das Grundſtück befigt, auf 
dem das opus vorgenommen ilt, jo würde jener Widerfpruch ganz 
einfah auf diefe Abweichung in der Vorausſetzung gebaut erjcheinen, 
und mit der Mißbilligung der legtern ohne weiters zujammenfallen. 
Aber es liegt vielmehr das gerade Gegentheil von dem erforderlichen 
Nachweife vor in der 1. 13. D. de a. e. a pl. a. a. 39, 3., der wir 
des Zufammenhanges wegen die 1. 12. eod. vorausſchicken. 

L. 12. (Paull.) Emptor, nisi simulata venditio est, ceterique 
successores vel restituere, si velint, opus factum, vel patientiam 
praestare debent; nam actori moram suam nocere debere mani- 
festum est. In eadem causa est etiam socius ejus, qui opus fe 
cit, si ipse auctor non fuit. Idemque in donato fundo legatove est. 

L. 13. eod. (Gajus ad edictum praetoris urbani, titulo de 
aquae pluviae arcendae). 

Sed venditor aut donator interdicto Quod vi aut clam de 
damno et impensis ab actore factis tenebitur. 

Wir find mithin auf dem Punkte angelangt, entweder die Bes 
bauptung von der Subſidiarität der fragliden in factum actio auf: 
geben, oder aber jener Aeußerung des Gajus in 1. 3. 8. 2. cit, 
wie fie uns überliefert ift, ven Vorwurf des Irrthums machen zu 
müflen. Und da fcheue ich mich nicht, auch gegen die 1. 3. 8. 2. meine 
Behauptung aufrecht zu halten. 

Dazu gibt, glaube ih, der $. 5. 1. cit. felbit cin neues Recht. 
Sier jagt Gajus: 

Quid ergo est, si is adversus quem talis actio competit 
(d. h. unfere.actio in factum), paratus sit utile judicium pati, per- 
inde ac si possideret? Recte dicitur, denegandam esse adversus 
eum ex hoc edicto actionem. 

Nah der Daritellung der 88. 2. und 3. 1. cit. ift bei den bort 
beiprochenen Klagen, nämlich der actio aquae pluviae arcendae und 
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dem interdietum demolitorium, der beflagtifche Befig des Grund- 
ftüdes, auf dem die widerrechtliche Veränderung vorgenommen ift, 
eine notbivendige Vorausfegung für die Stichhaltigkeit der obligatori- 
fhen intentio oder quasi intentio. Ermangelt diefe Vorausſetzung, 
fo ift die Statthaftigfeit der genannten Klagen dadurch bedingt, daß 
man diefelben in diefer Rückſicht Über den urfprünglid mit ihnen ver- 
folgten Rechtsanſpruch binaus, d. b. als utiles actiones, zulaflen 
könne ?'). Dieß ift aber, wo es nicht im Edicte geftattet wird, jeden⸗ 
falls nicht gegen den Willen des Beklagten möglih 21). Wenn jedoch 
der klagweis Angegriffene fich bereit erklärt, einer in folder Weile 
ausgedehnten Klage eben fo zu haften, als ob die Vorausfegung feines 
Beſitzes nicht ermangelte, fo ſoll nunmehr der Kläger nur dieß utile 
judicium, nicht aber die actio in factum anjtellen dürfen. 

Der Grund diefer Beſchränkung liegt offenbar nicht in dem be- 
fannten Sate der Billigkeit, daß Niemand mehr ala Eine der Klagen, 
welche ihm zur Erlangung des nämlichen, ihm jedoch nur Einmal ge: 
bübhrenden, Gegenftandes zuftehen, mit Erfolg anftellen Eönne22): denn 
die actio in factum fol nicht erit durch den Erfolg der andern Klage, 
vielmehr ſchon dadurch ausgeſchloſſen werden, daß ber Beklagte die 
leßtere zu übernehmen ſich bereit erklärt, aljo noch bevor dieſelbe zur 
Kitisconteftation gelangt ift. Eben fo wenig läßt fi der Grund in 
einen, ganz beifpiellofen, Wahlrechte des Beklagten unter mehreren 
electiv concurrirenden Klagen erbliden: würde doch auch der Grund 
biefes Grundes der Erklärung bedürftig bleiben. Etwas Lächerliches 
aber fogar hat es, mit den alten Yuterpreten 23) den Grund für die 
fragliche Verweigerung der in factum actio darin zu finden, daß die⸗ 
jelbe in diefem Falle für den Kläger ohne Vortheil, ja, vielleicht, we— 
gen des ſchwierigen Nachweiles der dolo vorgenommenen alienatio 
judicii mutandi causa, unvortheilbafter al3 die entjprechende utilis 
actio. — Etwas Lächerlihes hat dieß, ſage ih, wenn man nicht zu⸗ 
gleih die Subfibiarität unferer actio in factum überhaupt anerfennen 
will. Denn was in aller Welt hätte den Prätor zu einer fo zärtlichen 


”, S. z. B. von Savigny, Syſt. Bo. V. $. 215. ©. 70. 

20) Wegen der lex (Cornelia v. J. 687. u. c.: „ut praetores ex edictis suis 
perpetuie Jus dicerent.* Ascon. in Cornelian. arg. (Ed. Orelli p. 58. 
in. 15. 599. 

22) S. 3. B. 1.7.8. 1. D. commod. 13, 6. u. f. w.; von Savigny, Spft. 
Bo. V. Fi 2372, 

23) 3 B. Voorda a. a. O. (f. oben Note 5.); vergl. auh Bachov a. a. D. 
(Note 3.). 
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Borficht für das Wohlergehen der Kläger führen follen, wo ihre eigene 
Einficht fie leiten mußte? 

Sn der That dürfte eine andere Urſache für die Entſcheidung bes 
8.5.1. 3. cit. ſchwerlich zu finden fein, als deren ſubſidiärer Charak: 
ter, der zwar nicht ausdbrüdlich im Edicte ausgefprochen war, einer 
verftändigern Sinterpretation fi aber ergeben mußte: was Gajus 
mit den Worten: recte dicitur — bezeichnet. 

Auch danach aljo muß unfere actio in factum denegirt werben, 
wo die vor der Veräußerung zuftändige Klage in vollem Maße, und 
zwar fo fortdauert, daß der Beklagte gar nicht gefragt wird, ob er fie 
übernehmen wolle oder nicht. Iſt dieß aber, wie oben ausgeführt, nad) 
des Gajus eigener Anficht bei dem interdictum quod vi aut clam 
gegen denjenigen der Fall, der das von ihm veränderte Grundſtück 
veräußert bat, fo wird gegen biefen die actio in factum ſiets bene: 
girt werden müſſen. 

Nun aber ſpricht die, gleichfalls dem Gajus zugejchriebene, 
1.3. 8. 2. cit. die Stattbaftigleit der in factum actio gegen ihn aus. 
Folglih ift Gajus mit fich felbit im geraden Widerfprude. Winde: 
ſtens Eine feiner Heußerungen muß alſo faljch fein. Und da kann es 
wohl nicht lange zweifelhaft bleiben, daß dieß diejenige der 1. 3. 8. 2. 
ſei, die ganz ohne Unterftügung dafteht, während für die Richtigkeit 
der 1. 13. D. de a. e. a pl. a. a. 39, 3. auch andere Juriſten zen: 
gen. — Quandoque bonus dormitat Homerus! — 

immerhin aber hat es etwas Mißliches, einen Gajus fold’ 
eines Verſehens zu bejchuldigen. Sehr erwünfcht würde es daher fein, 
wenn ſich ein Ausweg böte, jenen Irrthum von ihm ab auf die Com: 
pilatoren zu wälzen. 

Sm der That macht es ſchon der 8.3. wenigftens ſehr glaublich, 
daß die Hand Tribonian’s bei der 1. 3. cit. im Spiele fei. Denn, 
wenn man auch heutzutage darüber einig ift, wie man dieſe Stelle 
mit der 1.23. D. de O.N.N. 39, 1. in Einklang zu bringen habe 23); 
fo ift doch Ichwer anzunehmen, Gajus felbit babe ſchlechthin geleugnet, 
daß der Käufer eine mit der operis novi nuntiatio belegten Grund: 


29) S, oben zu Note 16. —. L. 23. cit. (Javolenus.) Os, cui opus novum 
nuntiatum erat, vendidit praedium, emptor aedificavit; emptorem an ven- 
ditorem teneri putas, quod adversus edietum factum sit? Respondit, 
yunm operis novi nuntiatio facta est, si quid aedificatum est, emptor, id 
est dominus praediorum, tenetur, quia nuntiatio operis non personae fit; 
et is demum obligatus est, qui eum locuın possidet, in quein opus novum 
nuntiatum est. 
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ſtückes wegen der von ihm darauf vorgenommenen Bauten wit - Dem 
interdictum demolitorium hafte, während berfelbe allerdings: wenn 
auch nur für patientia destruendi haftet. - 

Mas aber unjern $. 2. 1. cit. anbetrifft, fo ſcheint es mir midgt 
unmöglid daß Tribonian das, unpafiende, interdictum -quod..wi 
aut clam an die Stelle einer andern von Gajus wirklich genannten 
und natürlich pafjenden, Klage gelegt babe. 

Und diefe Klage könnte fehr wohl die alte actio dammi: infocti 
geweien fein, von der Gajus im $. 31. des vierten Buchen: feiner 
Inſtitutionen redet. 

Tantum ex duabus causis permissum est lege agere: damai 
infecti, et si centumvirale judicium fit. — propter damnum 
vero infectum nemo vult lege agere; sed potius stipylatione, 
quae in edicto proposita est, obligat adversarium ?’*) — 
et commodius jus et plenius est. 

Sehr nahe liegt der Gedanke an die Erwähnung gerade dieſer 
Klage in unſerer Stelle wegen der Zuſammenſtellung mit der aetio 
aquae pluviae arcendae, die befanntlid, und wie die romiſchen Juri⸗ 
ften ſelbſt hervorheben, gleichfall$ eine actio damni infecti ifl. 

L. 14.8. 2. D. de a. e. a. pl. a. a. 89, 3. 

(Paull.) In hoc judicium, sicut in damni infecti, faturana 
damnum venit: quum reliquis fere omnibus judiciis praeteritum 
praestetur. 

Wir wifjen freilich mit Gewißheit nichts weiter von jener actio 
damni infecti, als die oben mitgetheilten Worte aus Gajus’ Inſti⸗ 
tutionen 23°); allein es dürfte fich theild aus der Analogie der actio 
aquae pluviae arcendae, theils aus dem, das Fortbeftehen der alten 
legis actio nicht auflöfenden, jus commodius et plenius der prätoris 
ſchen cautio damni infecti der Inhalt des fraglichen Rerhtsmitiels, 
wenigſtens fo weit er und bier intereflirt, vermuthen laffen ..... 

Ich denfe mir danach die Klage gerichtet gegen den Eigenthütmzer 
eines Grunditüdes auf Wegräumung einer Darauf vorgenommene. bes 
drohlihen Anlage, und zwar, falls der Beklagte jelber diefe Anlage gemacht 


a) Beilter füllt die hier vorhandene ide mit den orten: per magistratum, 

ı8b)23 Fre ai t: :Dujat ‚Si a Zugabe. „Ueber die Klageformeln in ber 
üb.rhau u 7 ju n 

—* ee sub 1. 7. 9. PT re über vie Bee Rechts verhaltmiſſe pol⸗ 

ſchen Grundſtückes⸗ —** Eijſenberto. 1859. 1. Abth. Bon der Cautio 

damni infecti. XVL Abſchn. Geſchichte der c. d. 1.9.85. 6 166 fi, 





—— 
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bat, auf feine, fonft auf Koften des Klägers. Die Annahme der Beihrän: 
tung des Rechtämitteld auf ein opus manufactum fcheint mir geboten 
wegen der urjprünglich gleichen Beſchränkung der actio aquae pluviae 
arcendae, melde als eine Klage zum Schuße des, bei den Römern 
beſonders begünftigten, Aderbaues 24) gewiß nicht in engere Orenzen 
eingefchloffen war, als die fonftige actio damni infecti. Erſt jpäter 
nämlich, nachdem ſchon längit die prätorijche cautio damni infecti 
wegen jeder mangelhaften Beſchaffenheit eine® Grundſtückes plakgriff, 
die zwar nicht blos auf natürlichen Urſachen, aber doch auch nicht 
gerade auf Bauanlagen berubte25), wurde die actio aquae pluviae 
arcendae, und zwar aus Billigkeitsrückſichten, als utilis actio aud 
dann zugelaflen, wenn infolge von zufälligen Einwirfungen auf eine 
an fich ftatthafte Vorrichtung der Waflerlauf fih auf eine nachtheil: 
drohende Art verändert hatte 26). Vielleicht nennt Gajus gerade wegen 
des Wegfalls diefer Beichränfung der alten damni infecti actio auf 
opera manu facta das prätoriſche Gautionsverfahren ein jus plenius. 
Indeſſen könnte man dabei möglidherweile auch an die infolge vertei- 
gerter Caution eintretenden Millionen denken, deren ziveite ja jogar 
dem Immittirten das, prätorifhe, Eigenthun am Gegenitande der 
Smmiffion verleiht, — wenn man nicht anzunehmen vorzieht, daß in 
biefer erorbitanten Maßregel der Prätor ſich im mejentlichen, dasſelbe 
durch das Erforderniß einer zweifach ausgeſprochenen Miſſion noch 
mildernd, dem alten civilen Verfahren angefchloffen habe, in welchem 
der bartnädig der Erfüllung des begründeten Klagbegehrens fi Wei: 
gernde etwa durch adjudicatio fein Eigenthbum verloren hätte?). — 





“), L. 1. $. 17. D. h. t. 39, 3. Item scieudum est, hanc actionem non alias 
locum habere, quam si aqua pluvia agro noceat. Caeterum si aedificio 
vel oppido noceat, cessat actio ista. PP. 

2) Vergl. Arndt's, Pand. 8. 328. Anm. 2. — L. 24. 8. 12. D. de damn. 
inf. 39, 2%. Item videamus, quando damnum dari videatur: stipulatio 
enim hoc continet, quod vitio aedium, loci, operis damnum fit. pp. 

s) L. 2. 88. 5—7. D. 39, 3. Bergl. Arndt's a. aD. $. 331. a. E. ſ. da- 
felbit Note d. 

1) Vergl. allenfalls I. 24. $. 2. D. de a. e. a. pl. a. a. 39, 3. (Alfenus) Sed 
et si fossas fecisset, ex quibus aqua pluvia posset nocere, arbitrum, si 
apparcat futurum, ut aqua pluvia noceret, cogere oportere, fossas eum 
explere; et nisi faceret, condemnare: tametsi antequaın adjudicaret, 
aqua per fossas nunquam fluxisset. — S. aud) 1. 7. eod. (Paull.) 

Ein joldes Adjudicationsverfahren ericheint bei diefen Rechtsmitteln 
de damno futuro um jo natürlicher, je größer die Schwierigteiten find, den 
Geldbetrag des Schaden?, ald das Intereile Des Klägers an der Willfahrun 
ſeines Verlangens, im Voraus zu beftimmen. Dieß aber bärte beim vegel 
mäßigen Ausgange jener Klagen geſchehen müſſen, Sofern ſchon im alten 
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vatk aut bimtinan in... Ditäräns, Kante tedt mebl Durin lagen, 
ya Mamuczkeamen mitt ee joosiler- jJubere jugeRandenr werben 
st . 2. 8. 3. b.b.1.59 2. —, eine veldee du? Miiftonäverfaheen 
usntchäam kick; une cab man «> danmdats für smedmißig bielt, das Ge 
„etin ter zumuten Mizitesze ion cam con Jenen bereite bebandelte Sade 
m; ,.utit iernzuk alten. >. ur Eutrta, über den Inbalt ter lex rubeia 
 raina Chsaipika IN Let Zeititiit Für geidicttice Kiubtswinemjchait. 
ve. 10. 2.219. ii. Achie, 2.2.8.2. 2.1781. — Rus abe 
yurtlz 2. 213. 1. zur Hetifertigung Der ven ıbm angenommenen Be 
Hımmung ce2 Ecictz tagt, ibeint mir ibeils Ibwad, theile böchſt bedentlich 

>, Ziste Analogie jcheint um Huichte a. a. C. 2.09. 1. überjeben zu be 
ben. Und doch dürite ſie viel maßgebender iein, als die l. 9. D. ne quid a 
lo: publ. 43, 8. (Panll., > per publicum Imwum rivus ayuse ductus pri- 
ade 0% Sege XII. tabb., ni n0Xae din caveatur. Denn, wenn 
noxan casere nichts Anderes beißen fünnte, als: des (künftigen) Schadens 
halber Caution leiften; io würde jich Dieie Vorjchriit det 12. Zafeln für ven 
bejonderen Fall jehr wohl varaus erflaren, daß Das regelmäßige Berfahren 
wegen eines dammum intertum bier nicht Platz greiten fonnte. S. darüber 
Heifea.a. C. 3.46. 2.172. 1. und Hujcle jelbit a. a. OD. S. 210 
wo ich namentlid der Jiote 16. beiftimme, jo fern lie es als irrig da 
daß Jac. Bothofredus Fontes quatuor juris civ (renev. 1653. Lib. III. 
probat. ad tab. VIII. Lex de jure aquarum. S. 139. f. und notae ad 
tab. VIII. 3. 226., jo wie Tirtien, Ueberjicht der bisherigen Verſuche zur 
Kritit und Herſtellung des Tertes der Zwolf: Tafel: sragmente. Lpzg. 1824, 
cap. 14. tab. VII. fr. 8. Die I. 9. auf Die actio aquac plurise arcendae 
beziehen. 3. 1.3. 3. 3.1. 18. pr. D. h. t. 30, 3. 
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Smbalts der alten actio damni infecti eine genügende Erflärung ba- 
für, daß die beiden leges Juliae, welche, abgefehen von der Gerichts: 
barleit des Sentumviralgerichtes, die legis actiones abjchafften, gerade 
dieſe actio ſtehen ließen. Das agere per formulas nämlich, welches 
nad) Maßgabe der zu erlafienden magiftratifchen Edicte nunmehr überall 
anderswo an die Stelle der alten Slagform treten Sollte, fchien im 
Ganzen die materiellen NRechtsbeftimmungen unberührt zu laffen, jo 
daß ein zweckmäßiger Wechfel der Form von diefer Seite Tein Beden- 
fen erregen Tonnte. Im Falle des damnum infectum jedoch hatte das 
Edict ſchon früher 2%) ein auch materiell vom alten Verfahren abiei: 
chendes Verfahren eingeführt, defien einleuchtende Vorzüge vor jenem 
aufzugeben, um etwa die materiellen Grundſätze der alten Klage in 
der Form des neuen Procefieg aufrecht zu erhalten, man fi nicht 
entichließen mochte. Anderſeits indeflen ließ ſich auch nicht verkennen, 
daß die alte actio damni infecti unter Umſtänden allein genügende 
Sicherheit zu gewähren im Stande war. Da nämlih die prätortfche 
Gaution, welche der Eigenthümer der bedrohlichen Vorrichtung zu lei- 
ften bat, eine bloße Berbalcaution ift: fo ſchützt fie den Bedrohten 
keineswegs gegen die thatjächliche Unfähigkeit des Cayenten, den wirt: 
li eingetretenen Schaden zu erfegen. In foldem Falle wird man es 
daher vorziehen, die Wegräumung des gefahrbrobenden Gegenftandes, 
nöthigenfallg auf eigene Koften, zu verlangen; und die Möglichkeit 
eines ſolchen Falles fcheint Grund genug, die Beibehaltung der gerade 
bierauf gerichteten alten damni infecti actio zu rechtfertigen. Bei der 
Seltenheit jedody, mit welcher dieſe Möglichkeit zur Wirklichkeit werden 


=) 3 erinnere daran, daß bereits die lex Rubria (co Av 705. n. c.) c. 20. 
auf das Edict des praetor peregrinus de damno infecto verweifet. — Dar: 
aus ſcheint mir jedoch noch keineswegs zu folgen, nor damals der praetor 
urbanus darüber noch nicht ebicitt gehabt babe, wenn ſchon ih außer Stande 
bin, einen Grund anzuführen, weshalb die lex Rubria nicht auch bier, wie 
in den capp. 21. und 22. fein Edict in Bezug genommen babe. S. übrigens 
Puchta, a. a. O. S. 213. ff. A. M. —2 a. a. O. ©. 212. ff. na 
mentlich Noie 77. ©. 216, eſſe, aa. 0. 8.46. ©. 176 fi. — Buge- 
ftanden aber jelbft einmal, daß zur Zeit der lex Rubria nur das Edict des 
praetor peregrinus de damno infecto gehandelt babe, fo meine ich doch bei 
der Behauptung bleiben zu müffen, daß das neue Cautionsverfahren ſchon 
vor der zweiten lex Julia in dag edictum urbanum übergegangen fei. Wenn 
Huſchke S. 212 wegen des Stehenbleibend der legis actio Jamni infecti 
mit Entſchiedenheit zur entgegengejegten Anficht gelangt, und dasſelbe viels 
mehr damit erllären will, weil es fonft die römischen Bürger überhaupt an 
einer Rechtöverfolgung wegen damnum infectum gefehlt hätte: fo widerlegt 
Id ba wohl mit dem im Terte Geſagten. Denn warum hätte dieß alte 

fahren nit auch in den Formularproceß umgejeht werben‘ können? 


Haimerl'd Bierteljahroſchrift f. Rechtow. IV. 2. 18 





bar von ihm cautio damni infecti fordern, oder 
damni infecti zur Wegräumung auf feine Kol 
Che aber eines von beiden gejchieht, veräußert 
causa fein Grundjtüd an einen infolventen Me 
die Saution zu verlangen ift nuglos; mit ber a 
aber kann von ihm: nur patientia destruendi I 
folge der Veräußerung alſo erleidet der Eigent 
Grundſtückes einen unvermeibliden Nachtheil: bei 
ihm mithin unfere actio in factum nothwendig. 

Stimmt danach Alles zufammen, die Verm 
zu maden, daß. Gajus mwirfli die damni infeı 
8. 2. cit. genannt babe, fo ift es endlich auch Mi 
nian bie Erwähnung dieſer, zu feiner Zeit lä 
Klage ftreihen mußte. Die Subflituirung des : 
tum quod vi aut clam aber bat nad Analogie 
und no größern Ungefchidlichleit der Compilatı 
fremdendes. 

Nach Beſeitigung dieſes erheblichſten Einn 
fidiarität der actio in factum ob alienatior 
causa bleiben zulett noch zwei Punkte zu erled 
etwa Anftoß nehmen möchte. 

Der eine diefer Punkte betrifft die 1. un. 
judicii mutandi causa facta. 2, 55. 

(Dioclet. et Maxim, A° 294.) Quum in 
ancein nariat adveraarin: alienatione etiam j 
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Puchta, der im Allgemeinen die Anficht von der fubfidiären 
Natur der actio in factum theilt, meint in der That, dieje Stelle 
ſetze nichtsdeſtoweniger die Yuläfligkeit jener Alagen auch in einem 
Falle voraus, in dem der Veräußerer als fictus possessor haftet 29); 
— er hätte hinzufügen können, in dem außerdem auch dev Erwerber 
mit voller Wirkung belangt werden kann. Ich möchte jo ohne weiteres 
nicht einmal dieſe Ausnahme zugeben. Ich ſehe nämlid) feine Roth: 
wendigfeit, das in der Stelle gegen den alienans zuerfanıte Rechts: 
mittel für unfere in factum actio zu balten, die ja jedenfalls nicht 
ausdrücklich genannt ift. Ueberhaupt liegt der Nachdruck der Entjchei: 
dung nicht auf der Wahl zwifchen verfchiedenen Klagen, fondern 
zwifchen verfchiedenen Beklagten; und es jchrint mir, dag der Fall 
der alienatio judicii mutandi causa bier nur als ein befonderer Fall 
einer dolofen Weräußerung behandelt und unter die für eine folche 
feftftehenden Grundjäge gewielen wird (verb: alienatione etiam ju- 
dicii mutandi causa celebrata). Es konnte das nämlich bei dieſem 
Falle deshalb br;meifelt werden, weil die alienatio judicii mutandi 
causa keineswegs wie jede andere dolofe Veräußerung die Ueberzeu— 
gung des PVeräußernden vorausjegt, daß er nicht Eigenthümer der 
Itreitigen Sache fei?0). Su glaube ich, daß der Ausdrud; in integrum 
restitutio, der ja auch auf die actio in factum bezogen, nicht in 
feinem technifhen Sinne Stehen würde, am nutürlichiten verftanden 
wird von der zu Anfange der 1. un. erwähnten, durch die alienatio 
possessionis nad dem an dir Spige der Conſtitution geftellten Sabe 
gegen den alienans an ſich unanjtellbar gewordenen rei vindicatio ®1), 
jo daß danach die ganze Stelle einfach jagen will: auch bei einer 


29) Pand. 8. 379, Note x. 

”) Bergl. 1. 4. pi. D. h. t. 3, 7.. wo die Möglichleit der Ufucapion einer ju- 
dieii mntandi causa Dolos veräuferten Sade vorausgefegt wird. In der 
Compilation kann diefe Stelle nur von beweglichen Sachen verftanden wer: 
den; dern abgejeben davon, daß mit der Veräußerung eine® Grundjlüdes 
dem Gigentbümer desjelben jebr ſelten die Möglichteit der Bindication ent: 
ogen oder erſchwert, alſo eine Benadıtbeiligung zugefügt werden wird, wie 
fie die activ in factum doch immer vorausſetzt, kann allein bei der in drei 
anni continui vollendeten Erfißung von Mobilien noh Raum für die in 
einem annus utilis verjährende — 1. #. h. t. — actio in factım fein. Die 
Möglichkeit der Uſucapion bewegliher Sahen aber würde bier ſchon nad 
den XII. Tafeln und der lex Atinia abgejchnitten fein, wenn der judicii 
mutandi causa alienans nothwendig rüdjichtlih des Eigenthums in ınala 
fide fein müßte. SS. 2. und 3. J. de usuc. 2%, 8. — was für unbemeglice 
freilich erft dur Non. 119. c. I. beſtimmt iſt. 

2)». Savignn, Spft. Bd. VII. 8. 316. S. 10%. Note k. a. E. bält dieß 
wenigitens für möglich. 
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yulie. va yuau — 
possessore est, judicium dabo 32) ? 

Wie dem aber auch fein möge, gewiß iſt 
Stelle wie die l. un. nit im Stande, unfere Bı 
zu tineriegen. 

legtes Bedenken könnte man gegen | 
L A. pr. — de alien. jud. m. c. f. 4, 7. 

(Ulpian.) Item, si res fuerint us tae ı 
sint, nec peti ab hoc possint: locum th 

Es jcheint nänlid, ei ob us der —— 

et 


Besgione dolus est — in dem 


läßt fi) die Eigenthums nur unter ber Vo 


—— — weshalb es hier genügen me 

darauf, noch einmal zu bemerken, daß, wie un! 

für uniere tung nicht mehr zu beforgen ’ 
Die actio in factum ob alien 

mutandi causa ſei eine fubfidiäre RI: 
Quod erat demonstrandum. 


22) Bergl. ;. 3.1.1.8. 1. D. commod. 13, 6. 1. 1. 
ut m Auvorft, Um. Rehegeic. Bo. 1. 5, © 
(ine (pecilee Baffung, beb Di, * 

malo desiit possidere — te ii mit gerne 
Sufas .$. de \.6, 1. Heid mei alddann doch 
Betreff ti se offerens an men 

Zul nah 11. 25. 26. 27. pr. D. eod. nicht wahr 
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Studien über das Militär-Itrafrent. 
Bom Herm M. Damianitſch, E. k. Oberflabiaubitor und Profeffor in Wien. 


IV. Meuterei — Aufftand — Aufruhr — Beleidigung 
und Widerfegung gegen Militär-Waden*). 


8. 1. 

Au Zivil-Strafgefegbüdher enthalten Beltimmungen über wörtliche 
und thätliche Beleidigungen der Beamten und anderer ihnen in dieler 
Beziehung gleichgebaltenen Perſonen, insbefondere der Zivil- und 
Militär-:Wachen bei Ausübung ihres Dienftes oder in Beziehung auf 
denjelben, ferner über Auflauf, Aufwiegelung, Aufftand und Aufruhr. 

Das Öfterr. 3. St. G. B. behandelt die wörtliden und 
tbätlihen Beleidigungen der erwähnten Perſonen und 
Wachen, wenn fie in Vollziehung eines obrigkeitlihen Auftrages oder 
in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes begriffen find, als Verge 
ben gegen die Öffentliden Anftalten ($. 312); die Wider: 
fegung gegen diefelben unter dem bezeichneten Verhältniffe, wenn fie 
von jemanden für fih, oder von Mebreren, jedoch ohne Zufam- 
menrottung gefchieht, begründet das Verbredden der offentlichen 
Gewalt ($. 81)2); die Bufammenrottung Mebrerer, um ben: 
felben mit Gewalt Widerftand zu leiften, beißt Aufftand (8. 68), 
und wenn die aus was immer für einer Veranlafiung entitandene 


°, Bergleihe Nr. I, U im II. Bande, Seite 1, und Nr. XI im III. Bande, 
Seite 259 u. ſ. f. diefer Bierteljahresfchri 

3) Bergleihe 8. 102 preuß., Art. 183 und 14 bannov., Art. 187 heſſ., 
Art. 22 und fi. franz. 3. &. G. B 

”) „Öffentliche — Andet fie in feinem andern St. G. B. 
(vergl. aͤchſ. tt. 142, preuß. $. 89; mit dem lebteren find mehrere an- 
dere ähnlich). Nach dem franz. &.©.8. wird jeder Angriff, jeder Wider⸗ 
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diefer Aufforderung folgend, dem Aufforderer fi 
oder 3. wer bei einem aus jeder andern Urſache, a 
ſammenrottung zum Verbrechen wird, veranlaßten ' 
ten oder der Wache, wenn dieje die Menge augein 
wicht Folge Teiftet (9. 288) 4). Siehe auch 8. 281. 
Aufwiegler nennt das öfter. St. ©. 2. 
oder vor mehreren Leuten, oder in Druckwerken ve 
Darftellungen oder Schriften durch Schmähungen, 
wahre Angaben oder Entftellungen von Thatſachen, 
Entſcheidungen der Behörden berabzumürdigen, ot 
Andere zum Haſſe, zur Beratung oder zur gen 
führung gegen Staatsbebörben oder gegen einzelne 
rung in Beziehung anf ihre Amtsführung aufzurel 
Die beiden Iegteren ftrafbaren Handlungen fi 
Werden die bier bezeichneten Verbrechen un 


fand mit Gewalt umd Thätlichleiten gegen Beamte u 
aufgezählte Perfonen unter den oben angeführten Ver 
genannt, , je nachdem jeibe eine, zwei ober 
oder mit veräben, als Vergeben oder ® 


9 (a Fe nd and, neh in anderen © 


jener, In u den Aufftand in 9 
— * (verg! 
* TEN nn weimar. Art. 111). Im 
Head ne gi nt von wenig 

214 ve. franz. St. 
„18 Iabe ae St. ©. . 92, banno 
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militaͤriſchen Verhaͤltniſſe angewendet, jo ergeben ſich folgende ſtrafbare 
Handlungen: 

1. Wörtliche oder thätliche Beleidigungen der M. Vorgeſetzten 
oder M. Wachen; 

2. Widerſetzung gegen ihre Anordnungen; 

3. Aufwiegelung zu dieſen oder anderen ſtrafbaren Handlungen 
in Bezug auf dienſtliche Verfügungen; 

4. Bereinigung mehrerer M. Perſonen zum Ungehorſame und 
Widerſetzung gegen M. Vorgeſetzte oder M. Wachen (Meuterei); 

5. Deffentliches Zuſammenrotten in der 3. A angedeuteten Ab: 
ſicht (Aufitand) ; 

6. Berbarren bei der Rotte ungeachtet des angeordneten Ein- 
ſchreitens einer bewaffneten Gegengewalt (Aufruhr — Empdrung), und 

7. Deffentlides Zufammenrotten von M. Perſonen in einer die 
militärifche Ordnung ftörenden Weife (milit. Auflauf). | 

Die erften beiden Punkte wurden im Berhältnifie zu M. Vorge: 
jegten bereits in einer frübern Abhandlung (III. Bd., S. 259 diefer 
Beitichrift), die folgenden werden bier befprocdhen, und diefelben Hand: 
lungen, in fo ferne fie in Bezug auf M. Wachen vorlommen können, 
den Schluß diefes Aufjages bilden. 


8. 2. 

Die M. St. ©. find binfichtlich des Begriffes und der Strafe 
der hieher gehörigen Verbrechen und Vergehen ſehr verichieden. 

Das M. St. & 3. für Hannover zählt auf: 

1. Infubordinazion im Komplote, melde durch Nicht: 
befolgung eines Befehles oder durch Widerſetzlichkeit in Folge einer 
unter drei oder mehreren Perjonen getroffenen Verabredung be 
gangen wird ($. 82). 

2. Aufruhr, wenn, jei ed mit oder ohne vorgängige Verabre- 
bung, mehrere Perfonen in Maffe dem Borgefeßten oder defien An- 
orbnungen fih mwiderfegen, oder etwas von ihm zu erzwingen, 
oder Rache an ihm. zu nehmen fuchhen (8. 83). Vergl. auch Art. A8 
des würt. St. ©. 

As im Aufrubre begriffen wird aud die Mannfchaft, 
welche eigenmädhtig unter das Gewehr tritt, oder fich zufammenrottirt, 
dann angeſehen und beſtraft, menn fie dem Befehle des Vorgeſetzten 
nicht fofort Gehorſam leiftet (8. 86). 

Sedes eigenmächtige, nicht gerechtfertigte Zufammentreten unter 
das Gewehr oder fonftige tumultuariihe Zufammenrottungen, 





über Mangel, Fatiquen oder fonftige unangenehn 

Tie Todesſtrafe tritt beim Aufruh 
Thätlichleiten gegen Vorgeſetzte oder in der Näh 
wenn die Aufrührer mit den Waffen drohen, o 
Aufruhrs ſich befonders bewaffnet haben: a) hin 
Anftifter und Näbelsführer, und db) binfichtlich 
mer (mern fie nicht fchon wegen 
oder unterm Gewehr mit Thätlichlelt oder wege 
ſetzlichkeit Angeſichts des Feindes biefer Strafe ı 
und 79 —) nur dann, wenn fie den Vorgelet 
(8. 84). 

Andere ala im 8. 86 erſten Abfag erwmähn 
Bufammenrottungen unterliegen bis Gmonatliche 
und Aeußerungen des Unmillens, die au fi ge 
eines Aufruhrs zu erregen, wo aber die auf el 
richtete Abjicht nicht anzunehmen ift, bis 2jähı 
Arbeitähaufe (8. 89). 

Das preuß. M. St G. 8. erflärt ala 
vor verfammeltem Kriegsvolle (f. im III. Vd., 
der Wbficht, feine (menigftens zwei — 8. 8b a 
raden zur Berweigerung des Gehorſams gege 
verleiten oder von bemielben etwas zu erzwing 
Dienftbandlung abzuhalten, ſich ungeziemend b 
ſchwerde führt, felbft wenn letztere begründet X 

Menterei ift vorhanden, wenn zwei 
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widerfegen, oder etwas von ihm zu erziwingen, oder Rache an ihm 
zu nehmen (8. 140). 

Der Todesftrafe unterliegen beim Aufrubre: 1. der Ans 
ftifter, Anführer und Näbelsführer, 2. die Theilnehmer, jedoch nur 
dann, wenn fie a) M. Vorgeſetzte find — unter Mehreren der Höchſte, 
und bei gleihem Dienftgrade der Dienftältefte — (88. 69 und 140), 
oder b) wenn der Aufruhr in der Nähe des Feindes, oder c) mit be 
waffneter Hand, oder d) unter Gewaltthätigkeiten gegen Vorgeſetzte 
verübt wurde (8. 141), oder e) wenn fie perfönlih, und namentlich 
vom Vorgefegten zum Gehorſame aufgefordert worden find und nicht 
Folge geleiftet haben, ferner f) die Trommelfchläger, Horniften oder 
Trompeter, welche in der Abficht, den Aufruhr zu befördern, gefchlas 
gen und geblafen, und endlich g) diejenigen, melde durch Aufruhr: 
zeichen zu dem Verbrechen aufgefordert haben (8. 142). 

Meuterei unterliegt der für das vollendete Verbrechen vorge: 
Ichriebenen Strafe ($. 137). 

Aufmwiegelung wird nad Maßgabe des zu befürchten gewe— 
jenen oder wirklich geftifteten Nachtbeiles mit dem Tode, aber nur 
im Kriege beftraft ($. 135). — Wer die Abficht, in Beziehung auf 
den Dienft Mißvergnügen unter feinen Kameraden zu erregen, durch 
Worte oder andere Aeußerungen zu erfennen gibt, wird mit Feftungs: 
Arreit big 3, im Kriege bis 6 Jahre beitraft ($. 136). 

Das holſt. M. St. ©. 2. ift mit dem preußifchen in Betreff der 
Meuterei und des Aufruhrs fo ziemlich gleichlautend, nur ift bei der 
Meuterei nebft der Subordinazion noch der milit. Disziplin erwähnt 
(8.102), und zum Dafein des Aufruhrs die Zahl von 10 Perſonen gefor: 
dert (8.96). Aufwiegelung ift jede vorſätzliche Handlung, durch 
welde eine M. Perjon ihre Kameraden zu einem Verbrechen gegen die 
milit. Disziplin und Subordinazion zu beivegen fucht ($. 101). Die 
Todesſtrafe ift bei dem Aufruhre, der Meuterei und der Aufwie⸗ 
gelung auf die Kriegszeit beſchränkt, wenn beſonders erſchwerende 
Umftände eintreten (88. 96—98 und 104). 

Das ſächſ. M. St. G. B. nennt Aufmwiegler jenen, der fi 
Worte und andere Aeußerungen zu Schulden kommen läßt, welche zum 
Zwede haben, in Beziehung auf den Dienft Mißvergnügen unter fei- 
nen Kameraden zu erregen ($. 127), und fpricht im $. 128 insbefon: 
dere von der Aufforderung zu einem Aufitande oder fonft zu einem 
Komplote gegen die Subordinazion. Ueber den Auflauf enthält die⸗ 
ſes M. St. G. 8. (ſ. Anm. 4) keine Definizion, fondern im $. 122 


Arllugung wur wer — 
zu erzwingen oder eine bereit3 getroffene Verfügu 
um wegen einer Dienftmaßregel Nahe an einen 
oder andere Gemwaltthätigfeiten zu verüben (8. 12 

Die Anftifter eines ſolchen Komplotes, die 
142 des preuß. St &. 8. oben (6. 279) unter 
ten Thellnehmer und bie bei bem Verbrechen mi 
Führung fie für den Augenblid dienfigemäß ni 
ih verſehen, unterliegen in Kriegs und F 
Todesftrafe (88. 128, 124 und 51). Au I 
Kriege, trifft diefe Strafe, der zu einem A 
einem Komplote gegen die Subordinazion aufg 

Wenn bei einem Auflaufe ober Aufflan! 
Befehle der Vorgeſetzten ohne Erfolg bleiben, fı 
Ungeborfame Bebarrenden alle erforderlich und 5 
Gewaltmaßregeln und felbft die augenblidliche 2 
läffig (8. 126). ©. Anm. 26. 

Das toslantiihe M. St. ©. 8. verfte 
(ammutinamento) bie Bereinigung von dr 
baten zum Ungeborfame oder Widerſetzung (Art 
die Meuterer auf die erfte Aufforderung, fich ar 
geben, ober bevor dieſe erfolgt, der Macht (forı 
Pflicht zurfdzubringen, herbeigekommen ift (acı 
oder Gewalt gebraudden, in Aufruhr (rivoli 

Die Todesftrafe verhängt das Geſetz gı 
rent uch dans hie namentlich aufgerufen, 
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Rebellion ift der Widerſtand gegen die bewaffnete Macht und die 
Beamten einer öffentlichen Dienftbehörde (Art. 225). Der Revolte 
machen ſich fchuldig: a) jene unter den Waffen befindlichen M. Ber: 
fonen, welde im Einverftändniffe und mwenigitens in der Zahl 
von vier vereinigt, auf die erfte Aufforderung den Befehlen ihrer 
Vorgefegten den Gehorfam verweigern; b) welche wenigitens in der 
Zahl von vier ohne Erlaubniß die Waffen ergreifen und gegen bie 
Befehle ihrer Vorgefegten handeln; c) welche wenigſtens in der Zahl 
von acht vereinigt, unter dem Gebrauche ihrer Waffen Gewaltthätig- 
feiten verüben, und auf den Befehl ihrer Vorgefegten, auseinander zu 
gehen oder zur Ordnung zurüdzufehren, den Gehorſam verfagen. 

Die Etrafe ift der Tod für die Anftifter oder Führer der Re⸗ 
volte und die im höchſten Dienftgrade ftehenden M. Perfonen (Art. 217). 
Der gleihen Strafe unterliegen diefe Perfonen im alle einer von 
wenigitens acht bewaffneten Soldaten verübten Rebellion (Art. 226). 

Nah dem öſterr. St. G. machen fih der Meuterei ſchuldig: 

a) die in Gemeinschaft mit Andern — gegen die beitehende 
M. Dienſtordnung, gegen ihre Obern oder deren Befehle fih auf: 
lehnen oder jich hiezu verabreden, oder 

b) einzeln — ſich aufmiegelnder oder fonft auf die Mitwir: 
fung Anderer abzielender Aeußerungen oder Handlungen vermeilen, 
wodurch eine ſolche Auflehnung entfteben fünnte ($. 159). Der $. 160 
mit der Randrubrif: „Befondere Fälle der Meuterei” enthält in fieben 
Punkten Arten folder Aeußerungen. 

Empörung ift vorhanden, wenn es bei einer nach vorläufiger 
Verabredung oder aus was immer für einer Urſache entitandenen Zu: 
jammenrottung oder Vereinigung einer Maile bemaffneter Dann: 
ſchaft durch ihre Widerſpänſtigkeit oder durch die von ihr in Anwendung 
gebrachten gewaltfamen Mittel dahin gefommen ift, daß eine beivaffnete Se: 
gengewalt zur Herftellung der Ordnung und des Gehorjames nothiwendig 
er? annt wird, und Jeder ift diefes Verbrechens ſchuldig, der bis zu dem Zeit— 
punkte, wo die Gegengewalt ſchon in Bereitichaft fteht, die Theilnahme an 
dem Verbrechen fortjegt oder den Empörten fich fpäter beigejellt hat (8.167). 

Die Todesſtrafe tritt ein A) im Kriege und Frieden, ivenn 
a) auch nur Einer der Meuterer an einem Vorgeſetzten Hand angelegt oder 
iich der Waffe gegen ihn bedient hat (8. 163), oder b) ſonſt ein fchnell ab: 
ſchreckendes Beifpiel erforderlich ift, in welchem Falle das ftandrechtliche Ver: 
fahren Platz greift (8. 161); B) im Kriege 1. dur Standrecht gegen die 
Urbeber oder, Aufwiegler, wenn die menteriichen Yeußerungen eine dem 
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ten SrlegBfahrgeuge) gefährdet oder bie Ausführung wiriät wepunil 
worden ift (8. 161); 2. gegen jene, bie einen pflihtmäßigen: DER 
gegen den Feind (ober auf einem ausgeräftetem Schiffe) venmiigulß 
durch ihre Weigerung bie Ausführung eines ſolchen en te — 
dert oder fonft großen Nachtheil für den Dienft verurfaiptZuiell 
(8. 162). Offiziere und Unteroffizier, die der Meuterei fi —— 
haben, unterliegen der Strafe der Anſtifter (8. 168). 

Bei der Empörung trifft die Todesfirafe auch no —— 
nehmer, welche Jemanden von ber gegen bie Empbrer euiebotenen 
Mannſchaft verwundet oder getöbtet haben ($. 170). J 

Iſt Standrecht publizirt, ſo iſt jeder, der hienach —— 
mit dem Tode zu beſirafen. Wäre bie Zahl der Widerſpanſtigen sei 
groß, fo tft diefe Strafe an jedem zehnten Manne, den das Soß trifft 
zu vollziehen ($. 168). “a F 


Vergleichen wir dieſe pofitiven Geſetze, fo fehen wir * 
Begriffsbeſtimmung der Aufwiegelung nur im preuß., or 
und fähf. St. G. vorkomme, das dfterr. und hano v. nalen: ui 
Aufmwiegelung in die Meuterei auf. Fr 

Ueber Auflauf finden wir in feinem Militär Geſehe Ane: uw 
finigion, es ift jedoch aus den Verfügungen des ſachſ. ub Hua 
®.-®. zu entnehmen, dab darunter ben Dienft und bie milk’ Die 
nung flörende öffentliche Vereinigungen verftanden werben wollen. 

Meuterei ift im Allgemeinen die Bereinigung zum Uxgefew' 
fame und Wiberflande, Aufruhr diefer Widerftand ſelbſt. Im TE 
St. & 3. wird der Aufftand der Meuterei gleichgeftellt. Benp 
auch Art. A8 des würt. St. G. re! 

Die Definizionen der Geſetzbücher über die bier erwahnten 
brechen weichen weſentlich von einander ab. J 

Nach dem hanov. St. G. B. konnen unter —E—— 
nur jene Aeußerungen oder Handlungen verſtanden werden, Die nn 
fih geeignet find, Unzufriedenheit und Ungehorfam zu 
ſohin die Gefahr des Aufrufes zu erregen, mit der ee 
dieſen dieſen Erfolg herbeizuführen (Vergl. die 88. 87 und 999). 

93 beif St. ©. lautet: Art. 1%. —— —— 
iverjeglichleit gegen Worgefeßte ober Dienköchhis a 
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wiegelung wird aber nicht als eine felbititändige ftrafbare That, fon- 
dern als Meuterei angejeben. Das lettere ift auch im öſterr. 
®. 8. der Fall. Im preuß., holft., ſächſ. St. G. B. wird die 
Aufwiegelung bejonderd behandelt, fie erſcheint jedoh nur im 
ſächſ. ($. 127) und preuß. ($. 135) G. 2. als ein für ſich be- 
ſtehendes Verbrechen, wogegen das bolft. fie nur als Berleitung zu 
einem Verbrechen gegen die Subordinazion und militärifhe Disziplin 
in Betracht zieht, deren Behandlung daher von dem beabfichtigten oder 
wirfli vollendeten Verbrechen abhängig macht (88. 101 bis 104). 

Der Begriff der Meuterei ilt in jedem St. G. B. anders auf: 
geſtellt. Nah Ausſcheidung der Aufmwiegelung befteht die Aehnlichkeit 
in allen Geſetzbüchern darin, daß diefem Verbrechen immer eine Ber: 
einigung von mehreren Perjonen zu Grunde liegt. Das hanov. 
G. 3. nimmt in den Begriff auf die Verabredung ($. 87), das 
öfterr. aber auch die Auflehnung felbft ($. 159 a). Aehnlich mit 
legterem ift das ſächſiſche ($. 123), jedoch fordert es zur Meuterei 
(Aufftand) die YZufammenrottung zur gewaltſamen Auflehnung. Die 
größte Aehnlichkeit ift zwiichen dem preuß. und holft. St. ©. B., 
da das Wort „Uebereinlommen” mit „Vereinigen” wohl identiich zu 
nehmen ilt. 

Meuterei ifl demnach mit Ausſcheidung der Auflehnung nichts 
anderes, als ein Komplot gegen die Subordinazion (Bergl. Art. 73 
tost. ©. 3.), und daher ftreng genommen, ebenfalld fein jelbititän: 
dDiges Verbrechen, wird jedoch in allen Gejegbüchern wegen feines be- 
deutenden Einfluſſes auf den Dienit als folches behandelt. (Vergl. 
jedoch bolft. 88. 103 und 104.) 

Auh der Aufruhr wird in den verſchiedenen Gefegen ver: 
ſchieden definirt. Das allgemeine Merkmal, worin alle übereinftimmen, 
it das Widerfegen der Rotte. Nach dem preuß. ($. 140) und bolft. 
(8. 96) ift ſchon die der Rotte inwohnende Abfiht zur Widerjegung 





begeht das Verbreen der Meuterei. Art. 121. Wer namentlich bei ver: 
fammelten Korps laut Beichwerde führt oder fidh jonftiger Yeußerungen oder 
Handlungen ſchuldig macht, um Andere zur Jnfubordinazion oder Widerfeg- 
lichkeit zu verleiten oder von dem Bargeiebten etwas zu erzwingen, — des: 
leihen, wer in ähnlicher Abficht bei : chen von Zode3: und anderen 
Ettafen um Begnadigung des Verbrechers ruft, en als Aufmwiegler mit 
dem Tode beftraft werden. — Wer fih Handlungen oder Yeußerungen er: 
laubt, die an fi) geeignet find, einen Aufftand oder die Gefahr eines Auf: 
andes zu veranlajien, fol nah dem würt. © B. Art. 57, wenn aus 
einem bmen die ht, einen Aufftand zu erregen, herv t, als 
Aufwiegler und nad Berhältniß der Gefahr mit dem werden. 
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zum Daſein des Verbrechens genügend, nur fordert das Fol Wr. 
zum — die Vereinigung von wenigſtens 10 ——— 
hanov. G. B. dagegen gehört zum Begriffe deb: Mufeien * | 
feßung felbft (8. 83). Mm Defterteih (8.189): er 
(8. 128) gehört die Auflehnung noch zum Begtiffe ber 
Sachſen gleichbedeutend mit Anfftand), welche in Orſterreich ae 
tritte der im 8.167 angeführten Umſtände tn das Verdenhere vr 
Empörung übergeht. Dem Aufruhre entſpricht im test. urigf mb 
Revolte (Art. 74), im franz. ©. 2. iſt die Revolte 
gerte Rebellion, zur erfleren gehören wenigſtens ur Wirſvnen 
(Art. 217.) site 
8. 4 ug u 
Alle bisher genannten Rrafbaren Handlungen find entwober·in 
nittelbar ober mittelbar gegen die Subordinazivn li 3} 
lin gerichtet, fie find ganz analog den gleichen Delikten Wer 
fonen gegen die Staatsbehdrden und deren Organe, und wi 
zwedmäßigfte, wenn diefelben ftrafbaren Handlungen der 
fonen, welche im Verbältnifie zu den Zivilbehörden und —2*— 
ihren Grund haben, inſoferne fie ſich auf das ahnliche Verhaltuch ung 
Soldaten zu feinen Vorgefegten beziehen, als militäriſch vappdag 
Handlungen bingeftellt würden. Wir hätten dann eine: 
Aufmiegelung, milttärtfchen Aufruhr u. f. w., das Studiren Var 
jeßes und die Anwendung wäre einfacher. N 01 
Nachdem dies gegenwärtig nicht der Fall ift, müffer - Wir * 
Merkmale, die im Begriffe der bezeichneten Verbrechen legen di 
wo ſich dann die Unterſchiede von einander ergeben werden. 
8, 5. a) 2 




























Jeder, der einen Andern zur Verübung eines Berbreihend (Ber: 
gehens) auffordert, ift ſchon wegen diefer Aufforderung Itrafbar. 
Hat die Aufforderung den teabfichtigten Erfolg herbeigeführt, je if 
ber Aufforderer als intelleftueller Urheber des Verbrechens anmujeben 
und ber auf dasfelve feitgefegten Strafe zu unterziehen. Diefes Wer 
bältniß ändert fih nicht, wenn Jemand mehrere Berionen jir Be 
gehung eined Verbrechens auffordert, und nur im umeigentlichen Sinne 
nennt man ihn bei Verbrechen gegen den Staat ober die Staatsbehör: 








den Aufwiegler 7). | 
— — : Kl . 


) Bleibt die Aufiwiegel wird fie als 
BE en ae a 
mar. (8. 8 öferr. Art. 64 ſächſ. 3. St: 8-8; u; T. 
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Aufmiegler im eigentlihen Sinne nennen wir jenen, welcher 
in Andern die Geneigtheit zum Ungeborjame und zur Wider: 
fegung gegen die Staatsbehörden und deren Organe im All— 
gemeinen hervorruft, jo daß es dann nur eines äußern Anlafjes be: 
darf, um aus dem böswillig geitreuten Samen die Früchte, aus der 
gegen die EtaatSbehörden erregten feindjeligen Sefinnung Ungehorjam 
und Widerfegung gegen deren Organe, Aufitand und Aufruhr entjtehen 
zu ſehen. Die Abficht des Aufwieglers ift nicht dahin gerichtet, jo: 
fort thätige Widerfegung gegen die Obrigfeiten hervorzubringen, fon: 
dern die zur MWiderjeglichkeit gemeiste Geſinnung, Unzufriedenheit 
in Bezug auf die Stellung des Niedern zum Höhern, zu erzeugen. 
Auch ift zum Begriffe nicht unbedingt nothwendig, daß die Handlung, 
wozu der Aufmiegler verleitet, eine in den Strafgefegen verbotene fei. 
Es ift daher nicht bloß jener als Aufmwiegler anzufehen, der zum Un: 
gehorfame, zur Auflehnung gegen obrigfeitlihe Verfügungen ($. 87 
preuß. 3. St. G. B.), zum Hafje oder Verachtung gegen die Staats: 
behörden ($. 65 dÖfterr. 3. St. G. B.) Mehrere auffordert, Wider: 
ſpänſtigkeit gegen die Behörden öffentlich aupreiſet (5.87 preuß. St. ©.), 
Feierlichkeiten für Verbrecher veranitaltet (Gejet vom 5. Febr. 1851 
ftatt der 88. 630 und 631 des bad. ©. B.), jondern auch jener, der 
zu grundlofen Bejchwerden verleitet (3.330 öſt. 3. St. ©. B.), daher 
auch das ſächſ. M. St. ©. B. im $. 127 unter allen am richtigften 
den Begriff der Aufwiegelung aufitellt 8). 

Die Aufwiegelung kann von einer oder mehreren Perſonen be- 
gangen werden, gerichtet ift fie aber immer an mehrere, entweder zu: 
gleih oder nad und nad). 

Wird das Gefagte auf die militäriſchen Verhältniffe angewendet, 
jo macht fih der Aufwiegelung Jeder ſchuldig, welcher unter fei- 
nen Kameraden (zwei oder mehreren) eine den Vorgejegten (Militär: 
perjonen — Militärbebörden oder deren Organen) feindfelige — zum 
Widerſtande gegen diefelben geneigte Gelinnung zu erregen beftrebt ift, 
es geſchehe dies, indem er durch Belrittlung oder Herabwürdigung ber 


) Dad preuß. M. St. ©. B. enthält nad) 8. 135 mit der Randgloffe „Auf: 
wiegelung“ im nachfolgenden $. 136 (ohne Randgloſſe) folgende Verfügung: 
Wer die Abfiht, in Beziehung auf den Dienft Mibvergnügen unter leinen 
Kameraden zu erregen, durch Worte oder andere Aeußerungen zu erkennen 
gibt, ſoll mit Arreſt oder Seftungdarrefit — belegt werben. & it dies eine 
Suhsieodung in eigentlihen Sinne. Bergl. auch $. 87 des hannov. 
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Anordnungen der Militaͤrvorgeſetzten oder auf was immer für eine 
anbere Weiſe Nichtachtung oder gar Verachtung gegen biejelben, Dip: 
vergnügen und Unzufriedenheit mit denfelben erregt. Das Meilen ber 
Aufwiegelung liegt in dem allgemeinen berbreäjerljchen Charakter. 

Aus der Aufwiegelung lönnen naturgemäß entſtehen 





1. Verabredung der Aufgeforberten umter Mich 3 
mit dem Aufwiegler zum Ungehorfame ober zur 
die Milttärborgefegten — Meuterei — — ri 
2. Wirklicher Widerſtand von Mehreren gegen Peer 





militärifher Aufftand. — —* 

3. Steigerung des Aufſtandes, daß eine bewaffnete Macht 
zur Dämpfung desſelben einſchreiten muß — Aufrubr, Empö- 
rung — 

Es ift nicht geradezu nothiwendig, daß der Meuterei eine Auf 
wiegelung vorausgehe, die erwähnte Verabredung zum Wideritande 
kann auch ohne vorbergegangene Aufwiegelung erfolgen, und eben jo 
laſſen fi Fälle denten, wo der vereinigte Wideritand obie Berab- 
rebung dazu ſich gebildet hat. Aufruhr oder Empörung fehl aber 
immer ben Aufftand voraus, erft das Einfchreiten der beivaffneten 
Gewalt macht ihn zum Aufruhre. 

Der Auflauf bildet eine neben biefen en been Yeilktare 
Handlung, e8 Tann jedoch felbftverftändlih daran u; ein 
Meuterei oder gar Aufruhr ee 


Die Bivilftrafgefege kennen Se befonberes —— wel⸗ 
ches durch die Verabredung zur Verübung eines beilinmmten Berbre: 
chens begründet wird. Es fallen dergleichen Werabvedungen in ben 
Begriff „Römplot“ und werden nach ben hbierüber feitgeltellten 
Grundſätzen beftraft (Bergl. 3.8. bad. 88. 125 —133) mur beim Hoch: 
verrathe wird einer foldhen Verabredung (Berichhmwärung genannt) in 
den meiften St. &. B. gedacht (Bergl. bad. $. 592, preuß. $. 63, 
wäürt. Art. 140, heff. Art. 129, fäcdf. Art. 117, Bern & 334 
ſ. auch ſächſ. M. St. G. 2. 8.40 uf. w. 

Obſchon auch die Verabredung zu juborbinazionsividrigen Hand: 
(ungen an ſich feine eigene ftrafbare Handlung bilbet, jo wirb fie. 
doch wegen ihrer Gefährlichkeit, fo mie die Berabrebumng zur bochwer- 
— Unternehmungen, mit Recht als eigene jelbjthändig ftraj- 

bare Handlung aufgeftelt und da in ben 9. ©t @, 8. keine 

liche fpeziell ftrafbare Handlung vorlommt, jo bürfle es auch 
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angemefien fein, den berfümmlihen Ausdrud „Meuterei” beizube- 
balten °). 

Meuterei ift demnach nichts anderes, als eine Bereinigung 
mehrerer (wenigitens dreier) Militärperfonen zu Berbre 
hen wider die Subordinazgion und militärifhe Diszi— 
plin. Eine ſolche Vereinigung kann ohne, oder nad) voraudgegangener 
Verabredung entiteben. Zum Xhatbeftande der Meuterei gehört 
daber eine Vereinigung mehrerer Militärperfonen und zwar wenigitens 
dreier, weil die Aufiviegelung mehrere, wenigſtens zwei Perfonen vor: 
ausjegt, und erit durch die Vereinigung der Aufgeforderten mit dem 
Aufwiegler (aljo drei Perfonen) die Meuterei entfteht. Die Abficht der 
Vereinigung ift auf die Begehung fubordinaziong: oder dienftorbnungs- 
widriger Handlungen gerichtet: Hienach iſt e8 gleichgiltig, worin dieſe 
beſtehen follen, ob nämlih im Ungehorfame gegen nmißliebige Anorb- 
nungen oder Erziwingung von gewünfchten Verfügungen, in Thätlich 
feiten u. dgl. 10), 

Aufitand ift die Öffentlide Verbindung Mehrerer 
(Zufammenrottung), um gegen Militärporgefegte (nöthigenfalls 


„ Im preuß. 3. St. ©. 3. tommt der Ausdrud „Meuterei” vor im 8. 96, 
wo von Zufammenrotten der Gefangenen zu einem gewaltiamen Ausbruche 
die Rede ıjt. Aehnliches findet jih au im würt. Art. 182. Andere 5.8. 
dag heſſiſche — Art. 201 — gebrauden das Wort „Komplot.” 

10) Der Dleuterei werden in mehreren M. St. ©. B. auch gewiſſe Aeußerungen 
oder Handlungen gleichgeftellt, dieje ſelbſt als Meuterei angejehen. Inſofecne 
ſolche Aeußerungen oder Handlungen den Karakter einer Ylufwiegelung 
haben, können jie nur in jenen G. B. der Meuterei glei beftraft werden, 
wo im Begriffe der leßteren aud die Aufwiegelung enthalten ift und dieſe 
Aeußerungen den Ihatbeitand der Aufwiegelung in jich fallen. (Vergl. 88. 87 
und 89 hanov. M. St. 9. 9.) Wenn aber die Handlung jchon weiter 
gebt, jo iſt fie ala jenes Berbrechen zu bezeichnen, deſſen Merkmale in ihr 
vorfommen. So lautet der $. 160 des öfterr. M. St. ©. 3. mit der 
Randrubrit: „beiondere Fälle der Meuterei:" Insbeſondere find nad 
ftebende Fälle der Meuterei als Verbrechen zu behandeln: 
Da nah dem öjterr. M. St. G. B. die Aufwiegelung ebenfalls als Deu: 
terei beitraft wird, fo gehören die im $. 160, g 1, 2 und 3 angeführten 
ufmmiegelungen allerdings nah dem poſitiven öfterr. Gejeße zur Meu⸗ 
terei. Wenn es aber 3. 3 beißt: Wenn auf einen ergangenen Befehl zu 
einem Marſche, zu einer Ein: oder Umquartirung, Beziehung eines Lagers 
oder fonit zu einem Dienſte a) Mehrere zugleich den Vollzug verweigern, 
oder wenn auch b) nur Einer die Anderen zu folder Weigerung auffor: 
dert, oder wenn c) der Vollzug eines Dienftbefehld durch verabredete 
Widerjegung Mehrerer gegen die dazu befehligten Organe (d. i. 
Wachen) oder d) durd Aufforderung zu einer folhen Widerſetzung gehin— 
dert werden foll, fo ift, wie weiter oben im Texte ausgeführt wird, im 
Bann a) ein Aufitand vorhanden, denn es beiteht fchon der vereinte Wider: 
tand, der Fall b) und d) ift eine Berleitung zum Aufftande, der Fall c) 
ein Verbrechen gegen die Militärwachen. 
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auch mit Gewalt) Widerftand zu leiften, alfo die in die wirk 
liche Widerfegung übergegangene Meuterei. 

Zum Thatbeftande diefes Verbrechens gehört daher ebenfalls 
eine (Schon thatfächliche) und zwar Öffentliche Verbindung Mebrerer 
(wenigſtens dreier), und die Abficht ift dahin gerichtet, den Militär: 
vorgefegten den Widerftand öffentlich zu erkennen zu geben und falls 
es erforderlich fein follte, auch Gewalt zu gebrauchen, es geſchehe dies, 
um etwas zu erzwingen, Rache zu nehmen u. dgl. 

Bei jedem derlei Aufitande wird, wenn anders hievon ein Erfolg 
zu erwarten ift, von Seite des zuftändigen Vorgeſetzten die Auffor: 
derung an die Notte ergehen, daß fie zur Ordnung und Pflicht zurück⸗ 
fehre. Hat diefe Aufforderung den gewünſchten Erfolg, fo find dadurch 
die Grenzen des Verbrechens geſteckt; ijt aber diefe Aufforderung und 
na Umftänden felbft die Anwendung jtrengerer Maßregel (f. Anmers 
fung 26) ohne Erfolg, oder hat man, weil die Erfolglofigleit von Er- 
mahnungen oder anderer Maßregeln ſchon offen am Tage lag, und 
jedes Bemühen, die Notte im milderen Wege zur Ordnung zu brin- 
gen, wegen der hiedurch entftehenden Verzögerung nur die Gefahr des 
Aufftandes vermehren würde, eine bewaffnete Gegengewalt ausrücken 
laften, fo geht der Aufitand in Aufruhr (Empörung) über. Diefer 
ift demnach vorhanden, wenn zur Dämpfung des Aufftandeg 
die Anwendung einer bewaffneten militärifhen Gegen: 
gemalt für nöthig erfannt, Diefelbe bereit3 gegen die 
Notte ausgerüdt iſt, fieaber deffenungeahtetim Wider: 
jtande verbarret. 

Zum Thatbejtande des Aufruhr gehört demnach 1. eine 
bewatfnete Rotte, mit der auf gemaltthätigen Widerftand gegen 
die Militärvorgelegten gerichteten Abſicht; 2. eine gegen diefelbe aus- 
gerückte Militär-Gegengewalt und 3. Verharren der Notte bei ihrem 
verbrecheriſchen Treiben 11). 

Auflauf nennt man im gewöhnlichen Sprachgebrauche jedes 
öffentlide Zufammenftrömen einer größeren Menden 


1) Das Ausrüden einer bewaffneten militärifhen Gegengewalt feßt immer eine 
größere Anzabl von widerjpänftigen Berfonen voraus, denn fonft wird die 
gewöhnliche Patrouille binreihen. Es dürfte angemeflen fein, die Minimal: 
zabl der Motte zum Thatbeſtande des Aufruhrs auf zehn Perſonen feft: 
zulegen. (Vergl. 8. 95 des bolft. ©. 9.) Webrigens Kdeint es nicht noth⸗ 
wendig zu ſein, zu erwähnen, daß eine bewaffnete Rotte auch dann 
vorhanden iſt, wenn auch nur einige Genoſſen Waffen haben, und daß unter 
ander Gegengemalt nit ſchon eine gewöhnliche Batrouille ver: 
tanden fei. 
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zahl. An ſich genommen ift ein folder Auflauf nicht gefährlich, mit 
Hinwegfallen des Grundes zerſtreut fich die Menge meiftens von felbft. 
Unter gewiflen Umftänden nimmt aber ein folder Auflauf einen bie 
allgemeine Ruhe ftörenden Karakter an. In diefem Falle werben bie 
berufenen Organe das Auseinandergehen der Menge anordnen und es 
tritt die Strafbarkeit des Auflaufes erit von dem Augenblide der ge 
ſchehenen Anordnung für Jene ein, welche derfelben keine Folge leiften. 
Die Strafbarkeit liegt in diefem Falle im Ungehorjame gegen dieſe 
Weifung. 

Es kann aber der Auflauf aud in einer ſträflichen Abficht 
feinen Grund haben, nämlid, um die öffentlide Ordnung und 
Ruhe zu ftören. Meijtens ift ein folder Auflauf gegen Privatper: 
jonen gerichtet, 3. B. gegen einen Marketender, welcher fchlechtes Ge⸗ 
tränfe liefert (Vergl. ſächſ. M. St. ©. B. in der Anmerkung A). Ein 
folder Auflauf ift fchon in feinem Beginne fträflih und es wird die 
Schuld nur erhöht, wenn nad der Aufforderung von Seite des kom: 
petenten Vorgefegten die Menge fich nicht zertheilt. Als eine militä- 
riih ſtrafbare Handlung erjcheint aber der Auflauf nur dann, wenn 
die militärifhe Ordnung und Ruhe gejtört wird oder die aus einer 
nicht fträflichen Abficht zufammengelaufenen Soldaten auf den Befehl 
ihres Vorgeſetzten fich nicht zeritreuen 12), Die zum Thatbeftande 
des Auflaufes erforderlide Minimalzahl der Perſonen bat dag Gefeh 
zu bejtimmen. 

8. 7. 

Was die Frage über die Anwendung der Todesftrafe in den 
bier bezeichneten Fällen betrifft, fo ift meine Anficht folgende: 

Der Aufmiegler wäre in Kriegszeiten dann mit dem 
Tode zu beitrafen, wenn die Aufwiegelung auf Dienfte gegen 
den Feind fih bezieht, in anderen Fällen halte ich diefe Strenge 
nicht für nöthig. Sit aber der Aufwiegler ein Offizier, fo wäre 
jede Aufwiegelung vor dem Feinde mit dem Tode zu beitrafen. Der 
Grund einer ſolchen Strenge liegt darin, daß die Thätigleit eines 


1) An fi gehört der militäriihe Auflauf (tumultuarifhe Zufammenrottirungen 
ohne Zwed auf aufrühreriihe Handlungen — 8. 86 hanov. M. St. ©. 2. 
2. Abſatz) zu den Vergehen gegen die militärifhe Ordnung. Wird dem Be 
fehle des Vorgeſetzten, dab ber Yaufe ſich zeritreue, nicht Folge geleiftet, fo 
liegt bierin ein Telift gegen die Subordinazion und kann nun bei Einzel: 
nen in daS Verbrechen der Subordingzion, und wenn fi eine auf Wider: 
jtand abzielende Verbindung bildet, in militärifhen Aufftand übergehen. 


19 ® 


> a yn.nbiib Militär⸗Strafrecht. 


. N. vechtung von unberecdenbaren Folgen ift und ber 
ren ‚näundete Funke um jo leichter bei dem geringes 
x m vollen Flamme auflodert, als die Mannſchaft auf 
‚x. Nierer in ihren fünftigen fuborbinazionswidrigen Sand: 
on Ne leihen Vorausfegung, wie bei der Auftwiegelung, 
NN Meuterei die Todesftrafe gegen den Anitifter der 
Sn vyaintet, Dem Anftifter find megen ihrer ähnlichen gefähr- 
x Zautigleit nebft den NRädelsführern jene gleichzuftellen, 
ww wenn fchon zwilchen drei oder mehreren Perfonen eine meute- 
de Bereinigung zu Stande gelommen ift, fernere Genofien werben 
ud Diele ebenfall3 der Meute fich zugefellen. Gleicher Behandlung 
unterlwaen Die Offiziere, welche an der Meuterei überhaupt Theil 
nebinen. 

Die meiften Strafgeſetzbücher befhränfen, wenn mehrere Offiziere 
nib am Verbrechen betheiligen, die gleiche Behandlung nur auf den 
hochſten Vorgeſetzten (j. $. 2). Allein die Theilnahme eines Offiziers 
erjcheint rücjichtlich des geiftigen Einfluffes auf die Genofjien aus dem 
Stande der Mannſchaft einer wirflihen Anmerbung in ihren Folgen, 
wen in einzelnen Füllen auch nur annähernd, im Allgemeinen aber 
ganz gleih, und es bleibt dabei noch immer dem Gerichtsheren über: 
loffen, nah Umftänden die im Allgemeinen nothmendige Strenge des 
Gefeges zu mildern (Vergl. Anmerkung 30, ©. 282, Bd. III. diefer 
Zeitſchrift). Eind keine Dffiziere daran betheiligt, wohl aber Unter: 
offiziere, jo bat gegen letztere die Todesitrafe einzutreten; zu weit 
Scheint mir aber die Strenge getrieben zu fein, beim Mangel von Theils 
nehmern aus dem Stande der Offiziere oder Unteroffiziere auch den 
älteften Genteinen mit diefer Strafe zu belegen, wenn er nicht Anſtif⸗ 
ter, Werber oder Rädelsführer it. 

Aufſtand ift die zum MWiderftande ſelbſt vorgefchrittene meutes 
riſche Verbindung. Inſoferne die Eubordinazionverlegung eines Einzel- 
nen überhaupt, und die Widerſetzung insbefondere der Todezitrafe 
unterzogen wird, muß fie derjelben um fo mehr unterliegen, wenn fie 
in der aufftändiihen Verbindung begangen wird. 

Sit aber eine foldye fubordinazionswidrige Handlung noch nicht 
verübt worden, jo müßte nach analogen Grundfäßen, wie bei der 
Menterei vorgegangen werden, die Todesftrafe trifft daher den 
Anftifter, Rädelsführer, den Anmerber, die am Verbrechen fich betbei- 
liaenden Offiziere, und wenn folche der Verbindung fremd blieben, die 
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Unteroffiziere, welche ſich in diefelbe eingelafjen haben, und megen der 
fo großen Gefährlichkeit des militäriihen Aufitandes auf den Dienft 
hätte die Todesftrafe in diefen Fällen ſowol in Kriegs: als in 
Friedenszeiten einzutreten. 

Eine Frage, melde bier zu beantworten kommt, ift fol- 
gende: 
„Sol die Todesftrafe gegen alle Aufitändifhen auch dann 
eintreten, wenn auch nur Einer derjelben fich bereit gewaltt hä— 
tig am Vorgeſetzten vergriffen oder menigiteng die Thätlichkeit big 
zur Anwendung der Waffe aud nur von Seite eines Einzigen 
vorgeſchritten ift ?“ 

Es iſt ohne Zweifel richtig, daß der Aufitand ſchon einen be: 
denflich gefährlihen Grad erreicht hat, wenn es bereits bis zur An: 
wendung der Waffe gegen den Vorgeſetzten, wenn auch nur von Seite 
eines Einzigen gekommen ift ; allein e8 dürfte diejes doch die Ber- 
bängung der Todesſtrafe gegen Alle nicht rechtfertigen, wenn nicht 
nachgewieſen werden kann, daß die Theilnehmer ſchon vor der That 
damit einverftanden waren. Nachdem aber dur ein fo gefteigertes 
fträfliches Benehmen die Gefahr de3 Verbrechens jelbit den höchſten 
Grad erreicht bat, und diefes den Theilnehmern bekannt fein muß, fo 
dürfte es mit den Grundſätzen der Strafrechtswiſſenſchaft mit Berück⸗ 
fihtigung der militärifchen Dienjtverhältniffe ſich wohl vereinen laſſen, 
jene der Todezftrafe zu unterwerfen, melde nach einem 
ſolchen Attentate in der verbrecdheriihen Verbindung noch verbar: 
ren. In einem folden Falle würde ich mich für die Anwendung ber 
Todesitrafe nicht nur im Kriege, fondern auch im Frieden aus: 
ſprechen. 

Auch ſchließe ich mich den geſetzlichen Verfügungen an, welche 
die Todesſtrafe Jenen androhen, die nach dem namentlichen 
Aufrufe in der Rotte verbleiben. Es wird nämlich, bevor zu ſtren⸗ 
geren Maßregeln geſchritten wird, um die Auflöfung der Rotte zu be- 
wirken, häufig nod die angewendet, daß man jene Individuen, von 
denen man nach ihrem bisherigen Benehmen Gehorfam erwartet, und 
dann auch jene, deren Austritt auf die verführte Mannichaft einen 
moraliſch guten, auf die verftodten Revoltanten einen beprimirenden 
Eindrud verurſachen dürfte, weil man in ihre Einfiht und ihre Per: 
ſönlichkeit überhaupt ftarkes Vertrauen febt, jelbft namentlich aufruft 
und fie zum Abfalle von der verbrederifhen Rotte auffordert. Folgen 
biefe oder überhaupt Aufgerufene dem Aufrufe nicht, fo ftellen fie ſich 


MWiderfpänftigen augenblicklich ſelbſt zu tödten ot 
lich ift, deren fogleihe Tödtung an Ort und 
(f. Anm. 26), ebenfall3 das gewünfchte Refulte 
fo erübrigt nicht? mehr, als dur die äußerſt 
bie Revoltanten zu bänbigen. 

Es wird demnach eine militäriiche Gegt 
und wenn das Erſcheinen derſelben nichts frac 
der Waffe gegen bie Rotte vorgegangen werben 
ift e8 in derlei Fällen, eine ſolche Gegenmacht zi 
man überzeugt ift, daß fie au im Stande fein 
die Berbrecher zu erringen, und nicht minder no: 
Anordnung und Anwendung diefer Maßregel nı 
fo ſchnell als möglich in der entiprechenden Au⸗ 
werde. Iſt es foweit gefommen, daß diefe Maß 
den muß, fo vermehrt jede Verzögerung, übert 
regel die Gefahr und bat noch die weitere üble; 
nee fhonen wollte, basfelbe deito mel 





38) Po Tambour, Horniften 1 rompeter der Strafe ! 
drfte au rüdlice 


— (x: in der auf Bei Beförderung der 
die geiählagen oder neblafen" (to w 
in N ie eſer Abfiht wa er für Zeichen angen 


derlei ngen —* fe ſich zu Anfiftern. 
”& durch Das Geſagte keineswegs einer Gra 
und die größte Strenge laſſen ſich noch 

Alichloit nereiniaen: ich möchte aber auch von 
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Mit dem Augenblide, wo die gegen die Aufſtändiſchen ausgerüdte 
Truppe vor berfelben erfcheint, gebt der Aufitand in Aufrubr (Em: 
pörung) über und es iſt jeder desſelben ſchuldig, welcher in dieſem 
Augenblide nicht von denfelben ſich trennt, fondern noch ferner bei 
der aufrührerifhen Rotte verharrt. Jeder Aufrührer bat durd 
feine Theilnahme an dem Aufruhre das Leben verwirkt ohne Unter: 
ſchied, ob er nad dem bemerkten Zeitpunkte auch wirklich von der 
Waffe gegen die aufgehotene Truppe Gebrauch gemacht habe oder 
nicht. Die Abficht der Aufrührer geht dahin, auf jeden Fall, und 
jelbft mit Menjchenleben, vom Borgejegten etwas zu erzwingen; ber 
Einzelne würde das nicht vermögen, nur die vereinigte Kraft bofft 
auf Erfolg, die Abficht des Ganzen ift auch die Abficht des Einzelnen, 
und wenn ſchon die thätige MWiederfegung eined® Einzelnen gegen 
Militärvorgefegte (Vergl. 88. 8 und 9, ©. 276 big 282, III. Bd. 
biefer Zeitfchrift) der Todesftrafe unterliegt, jo muß fie um fo mehr, 
und zwar ohne Unterfchied der Krieg: oder Friedenzzeit in dieſem 
Falle gegen Alle eintreten. Auch kann es keinen Unterfchieb machen, 
ob der einzelne Aufrührer bewaffnet war oder nicht (der letztere Fall 
wird übrigens felten vorkommen), genug, daß die Rotte bewaffnet 
war (Vergl. Anmerk. 11, ©. 288), dem Gerichtsherrn bleibt es immer 
überlaffen, den minder Schuldigen, wozu insbeſondere DVerführte ge- 
hören, im Gnadenwege das Leben zu fchenken. 

Sind ganze Truppen im Aufruhre, fo pflegt auch das 803 an- 
gewendet zu merden. 

8. 8. 

Bei manden in gefährliheren Verbindungen beitehenden Ber: 
brechen, namentlich beim Hochverrathe, jtellen einige Zivilftrafgefege 
den Grundſatz auf, daß die Straflofigkeit bei jenen Mitgenofjen 
eintreten fol, welde zur Zeit, wo die Behörde bievon noch feine 
Kenntniß bat und noch jede Gefahr abgemwendet werden konnte, bie 


beabfichtigte. Entfernt vom Orte der That bridt man fo leicht den Stab 
über den Befehlähaber, der vermeintlih in der einen oder anderen Richtung 
gefehlt hat. Jeder Richter ftelle an fich vie Frage, ob er jo gehandelt haben 
würde, wie er gegenwärtig urtheilt, wenn er in dieſer Lage fich befunden 
hätte, und wenn er nad Beſeitigung aller Ueberſchätzung feiner Geiftes- 
egenwart und anderer in ſolchen Berhältnifien Einfluß habenden Eigen: 
haften die Frage bejaht, dann frage er no, ob von der Mehrzahl ver 

enſchen ein ſolches Verfahren, wie er fordert, unter den Umftänden der 
hat zu erwarten gewejen wäre! Beobachtet man dies, fo wird man nicht 
leiht zu einer ungerechten Berurtbeilung kommen. 





Verbrechens bewirken, find mit aller Straſe 
fiht der Anftifter tritt unter obigen Voraus 
der Strafe ein und es ift in diefem Falle n 
für das beabfichtigte Verbrechen angedrobten € 
Man Tann derlei Anordnungen nur gi 
fie in len WM. St. G. 8. einen Platz fin 


ift (Andere entichließen fi wohl feltener zu ı 
fen. Dur ſolche Anoronungen kann in viel 
Entdedung der Meuterei erzielt werben. 

Es entfieht hier die Frage, ob die gäı 
auch auf die Anftifter felbft ausgedehnt wi 
meuterifche Verbindung in oben ermähnter A 

Eo ift wohl richtig, daß bei einer Told 
fchetnlichkeit der Anzeige von berlei Verbindu 
diefe Wahrſcheinlichkeit ift doch immer eine 
raum von der Verabredung bis zur Ausfüh: 
geringer, daß in fo kurzer Zeit eine Aender 
nicht leicht fih erwarten läßt; auch ift es g 
gefommen, daß der Anftifter felbft das $ 
empört ſich auch das Mechtögefühl, daß bei 
Aenfina fein. Die Verführten oder mwentgften 
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beftraft werden follen, und zwar um fo mebr, als die Anzeige kaum 
je auf reiner Triebfeder beruhen wird. 

Es dürfte die Strafrechtspolitif genug berildfichtigt fein, wenn 
man den Anftifter als Anzeiger jedenfalls mit der Todesftrafe ver: 
ſchont und die fonit ihn zu treffende Freiheitsftrafe im Geſetze auf bie 
Hälfte berabmildert, wobei eine weitere Begnadigung in rückſichtswür⸗ 
digen Fällen nit ausgeſchloſſen ift. 

In diefer Hinficht ftimmen auch bag bannov. undpreuß. G. B. 
mit dem ſächſiſchen überein. 

8. 9. 

Meuterei ift Schon an fi, noch mehr aber deßwegen ein ſehr 
gefährliches Verbrechen, weil es fo leicht in Aufftand und Aufruhr 
übergeht. Wenn Borgejegte ihre Pflicht genau erfüllen, kann nicht 
leicht eine Meuterei entitehben, und man wird in der Regel mit 
Grund annehmen fünnen, daß wenn in einer Truppe dergleichen Ber: 
bredden vorkommen, der Borgejegte nicht am Plage ift; Ausnahmen 
werden immer zu den feltenjten gehören. 

Außer dem pafliven Verhalten, mo der Vorgeſetzte ſich um die 
Gefinnung und das Treiben der Mannſchaft menig oder gar nicht 
kümmert, ift auch das Betragen des Vorgejebten gegen feine Unter: 
gebenen öfters Anlaß zur Meuterei, befonders ein ungeredhtes. 

Die Pflicht des Vorgefepten ift daher: 

1. keinen fträflihen Anlaß zur Meuterei zu geben; entſteht aber 
dennoch eine ſolche, oder iſt ſogar ein Aufſtand oder Aufruhr aus: 
gebrochen, fo muß er 

2. ale Maßregeln ergreifen, welche als angemeflen erfcheinen, 
das Berbredhen zu unterdrüden oder wenigſtens das Verbreiten des: 
felben zu bindern. 

ad. 1. Iſt ein paflives Verhalten des Vorgeſetzten insbeſondere 
Lauigkeit im Dienfte Urſache geweſen, daß eine Meuterei entitehen 
fonnte, oder bat der Vorgefegte felbft durch fein fträfliches Benehmen 
3. B. durch Mißbrauch feiner Dienitgewalt, Meuterei, Aufftand oder 
Aufruhr veranlagt, fo iſt die fonft auf derlei ftrafbare Handlungen 
oder Unterlaſſungen gefegte Strafe mit Rückſicht auf die hieraus ber: 
vorgegangenen Folgen, jo wie den Umftand, daß der Vorgeſetzte die 
jelben bei einiger Aufmerkſamkeit leicht hätte worberfehen können, zu 
erhöhen und dieß au im M. St. &. B. ausdrüdlich anzuführen. 

ad. 2. Hat der Vorgeſetzte, fobald er von der Meuterei Kennt: 
niß erlangt, nicht die entſprechenden Maßregeln angewendet, jo unter: 
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zw um Geſetze beſtimmt auszuſprechenden Strafe. 

ons a einem gegebenen Falle anzuwenden ſeien, müſſen 
a ni die Hand geben, allgemeine Belehrungen können auch 
*ie vrerichriften aufgenonmen werden, die dem Vorgeſetzten 
zwar oder Aufruhre einzuräumenden Geivaltinaßregeln, wie 
hit eines Oder des anderen hervorragenden Theilnehiner® am 
but aber das M. St. ©. 2. ausdrüdlih zu enthalten. 


or Yun, 26, 


8. 10. 


ws iſt in den Verhaltungsvorſchriften des Soldaten die Pflicht 
Auſzuſtellen, daß er jedes auf den Dienſt nachtheilig einwirtende Ber: 
meiden und ergeben, Sobald ihn dasſelbe bekannt geworden ift, 
anzeige. 

Es dürfte angemeſſen ſein, dieſe Pflicht auch im M. St. G. B. 
auszuſprechen und die Strafe zu beſtimmen, welche deu Uebertreter zu 
treffen babe. 

Das fühl. M. St. © B. enthält auch im $. 52 eine foldhe 
auf alle Soldaten (das holſt. auf Vorgefegte -- $. 56) fich bezie- 
bende allgemeine Verfügung; in Betreff der Pflicht zur Anzeige ein- 
jelner Berbreden finden wir aber in mehreren M. St. ©. B. An: 
orönungen, und namentlich bei dev Meuterei, fo das preuß. $. 138, 
bolft. 8. 105, hannov. 8. 90 16), 

Die Verfügung des preuß. ©. 2. lautet: — „Wer von einer 
Meuterei Kenntniß erhält und aus Fahrläſſigkeit unterläßt, das 
von der Dienitbehörde fofort die Anzeige zu machen, fol mit Arreft 
oder nit Feltungsarreit bis zu 3 Jahren belegt werden. Unterläßt er 
aber die Anzeige aus Vorfag, fo trifft ihn die Strafe des Theil- 
nehmers“ — 

Ich halte dieſe Anordnung für ganz angemeſſen. 


16) Das öfterr. M. St. ©. B. lautet im $. 165: Offiziere, Marine-florpätane: 
ten und Unteroffiziere, die von einem meuteriihen Aufrufe oder Verſtaͤndniſſe 
Kenntniß erbalten und demjelben nidht fofort Einhalt gethan 
oder dapon Anzeige zu madhen unterlaffen haben, find ald Bor: 
fchubleifter des Verbrechens — — — zu beitrafen. Dann 8. 166: Andere 
M. Perſonen, melche einer meut. Aufforderung zwar Gehör gegeben, jedoch 
jelbit eine Handlung der Widerfeglichleit oder des Ungehorſams nicht aus: 
eführt und aud Andere zu einer jolhen Handlung nicht vermocht haben, 
End mit Arreit bis zu 6 Monaten zu betrafen. Siehe meinen Kommentar 
zu diefen Paragrafen. 
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g. 11. 


Militär-Wachen genießen die Rechte der M. Vorge— 
jegten. Aus diefem im Allgemeinen überall als richtig anerkannten 
Eape würde folgen, daß die Beleidigungen und Widerfegungen gegen 
die M. Wachen gleicher Strafe, wie gegen die M. Vorgeſetzten unter: 
liegen, und daß insbefondere nach Verſchiedenheit des Thatbeitandes 
der Beleidigungen und der Widerfegung gegen die M. Wachen und 
der hierauf abzielenden Handlungen mit der Strafe der Subordinaziond: 
verlegung, Meuterei, des Aufftandes und Aufruhres zu belegen jeien. 

In diefer Beziehung bejteht zwiſchen den einzelnen M. St. ©. 
die meifte Uebereinftimmung (vergl. SS. 91 hannov., 134 preuß,, 
106 holft., 118 ſächſ., Art. 220 franz, Art. 103 und 104 tosk. 
M. St. ©. B.). Der 8. 134 des preuß. St. ©. lautet: 

„Wer fi gegen Wachen (Ronden, Patrouillen, Schildwachen, 
Sauvegarden, Eskorten und Kaſernenwachen, überhaupt milit. Wachen 
jeder Art), welche in Ausübung des Dienſtes begriffen und 
als ſolche zu erkennen ſind, der Beleidigung, des Ungehorſams 
oder der Widerſetzlichkeit ſchuldig macht, iſt eben ſo zu beſtrafen, als 
wenn er das Verbrechen gegen einen Vorgeſetzten7) verübt hätte. 
Eine gleiche Beſtrafung findet ſtatt, wenn ein ſolches Verbrechen gegen 
Landgendarmen bei Ausübung ihres Dienſtes begangen wird.“ 

Das öſterr. M. St. G. B. behandelt die Widerſetzlichkeit und 
das achtungswidrige Betragen gegen die Wachen etwas weitläufiger in 
den 88. 172—182, ſtimmt aber ebenfalls im Weſentlichen mit den 
obigen St. G. überein, und beftraft insbefondere die von Mehreren 
ausgehende Widerfetlichleit gegen die Wache als Meuterei. 

Mas die Strafen anbelangt, fo finden wir im preuß., holſt. und 
ſächſ. M. St. G. 2. die Konjequenz durchgeführt, daß fie gleich find jenen 
bei der gleichen verbrecherifchen Thätigleit gegen M. Vorgeſetzte. Das 
hannov. ($. 91) beftraft nur die Thätlichleiten gegen Sauvegarden 
mit dem Tode; das franz. verhängt diefe Strafe gegen jeden Mili- 


N Das bannov. und holft. M. St. ©. B. enthält hier den Beifag: „im 
Dienfte,” mag mir entbehrlich zu fein jebeint. Das hannov. St. ©. führt 
neben den Wachen noch an: jede in der Ausübung eines beftimm: 
ten Auftrage3 unterm Gewehr begriffene Mannſchaft; das 
Jähf.: einzelne zu polizeiliden Zwecken fommandirte M. 
Perjonen, und das tosk.: la truppa armata o in attualitä& di servizio. 
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tär, der ſich eine Gewaltthätigkeit (violence 18) gegen eine 
Schildwache oder Vedette ſchuldig macht. Nah dem öfterr. St. ©. 
tritt die Todesftrafe in Kriegs: und Friedenszeiten ein, wenn 
die Widerfegung gegen die Wache (worunter neben der Gendarmerie 
auch die M. Polizeiwache zu veritehen it) mit tödtlihen Waffen 
bewirkt und die Wache verwundet worden it, oder wenn der Wider: 
jtand von Einen oder Mehreren in der Abjicht, die Vollziehung bes 
Dienftauftrages zu vereiteln, mit gewaltjamer Sandanlegung oder ge 
fährlicher Drohung geleitet und die Wache an der Vollziehung eines 
Dienjtauftrages von Wichtigkeit gehindert wird ($. 176); in Krieg $: 
zeiten, Wenn die Widerſetzung zwar nur mit gefährlicher Drohung 
gegen die Wache oder mit geiwaltfamer Handanlegung an biefelbe, ob- 
gleich ohne Waffen und ohne VBerwundung, gefchehen, die Wache jedoch 
an der VBollziehung eines wichtigen Dienftauftrages abfihtlid 
gehindert wird und dadurch großer Schade für den Dienft berbeige- 
führt worden iſt (8. 177). 

Hat die Widerfegung Mehrerer gegen die Wade die Eigenſchaft 
der Meuterei, fo wird fie ala ſolche beftraft (8. 179). 

Hienach tritt wohl im legten alle die gleiche Behandlung der 
Meuterer gegen M. Wachen wie gegen M. Vorgefegte ein, nicht aber 
in jenen Fällen, wo es fih um die Gewaltthätigkeiten Einzelner 
gegen die M. Wachen handelt, dieſe werden im Allgemeinen gelinder 
beitrafi, als die gleihen Handlungen gegen M. Vorgeſetzte. 


8. 12. 


Bei der Beleidigung und Widerjegung gegen M. Wachen finb 
insbefondere drei ragen einer näheren Beſprechung zu unterziehen. 

1. Wer it Subjeft, 

2. wer Objeft diefes Verbrechens, und 

3. iſt die Strafe eben jo zu bemefien, wie bei gleicharfigen Sub 
ordinazionsverlegungen gegen DM. Vorgeſetzte? 

Zu 1. Subielte des yet behandelten Verbrechens ( (X 











jene Difisiere (oder ———— welche nach der Dienſtesc 
der Wache in der Ausübung des Wachdienſtes zu ba 


— — — — 


rn) Vergl. Art. 221 im III. Bd., S. 272, 3.5. 
19) Hinfichtlih der Beurlaubten . 11. Bo, 4, Anm. 
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baben, Tönnen ſich dieſes Verbrechens nicht ſchuldig machen, denn in 
Bezug auf fie können der Wache wohl nicht die Attribute eines Vor⸗ 
gefebten eingeräumt werben, ihre Handlung ift daher unter jenes Ge⸗ 
jeg zu fubfumiren, nach welchem diefelbe für den Fall, als fie nicht 
in Bezug auf eine Wache verübt worden wäre, zu beitrafen jein 
würde 20). 

Zu 2. Gegenftand des Verbrechens find alle Militär: 
Wachen, melde in der Ausübung des Dienftes begriffen und 
als ſolche zu erkennen find. Der M. Wache wäre die Gendarmerie fo 
wie die M. Polizeiwache gleichzuftellen, jobald fie in der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Kleidung und Bewaffnung erfcheint?21). Aber auch andere 
Wachen, welche, wenn auch keine eigentlihen M. Wachen, doch deren 
Funkzion ausüben (was 3. B. in Deſterreichs M. Grenze bezüglich der 
nicht einrollirten Grenzer vorlommen kann), mären bieber zu ziehen 
und bievon im Geſetze zu erwähnen. 

Mebrigens dürfte eg im Sifteme des Gefeges liegen, als Gegen- 
ftand des bier behandelten Verbrechens nur jene Perſonen zu bezeichnen, 
welche ald Wache angefehen werden können (vgl. Anm. 17, ©. 297). 
Wil man Perſonen unter anderen Verhältniffen, 5. B. einer ausge: 
rüdten Truppe, den Schuß der Wade einräumen, fo wäre dieß in 
einer befonderen Verfügung zu normiren. 

Zu 3. Aus dem Saße, daß M. Wachen die Rechte der M. Vor⸗ 
gefegten zulommen, folgt mit nothwendiger Konfequenz, daß die Wa- 
hen von jedem Soldaten die äußere Achtung 22), und bei, in ihrer 
Eigenſchaft rehtmäßig gegebenen Befehlen, Gehorſam zu fordern, 
berechtigt feien, und daß jeder Soldat, welcher der Wache die ſchuldige 
äußere Achtung durch wörtliche oder thätlihe Beleidigung oder den 





®) Selbitverftänblich kann dieß nur gelten, wenn ber Dorgejepte in diefer feiner 
dienftlihen Eigenſchaft el 5 * Siehe Fleck a. a zum 8. 134 des 
preuß, M. St. G. B. und H M. ©. Koder für das preuß. Heer, 

Anm. zum 8. 134, 

21) Ausdrüdlid erwähnt der Gendarmerie das öfterr. M. St. ©. 8. (8. 174), 
nidt fo der M. P. Wade, unterdefien war hierüber mit Rüdficht auf deren 
Inſtr. vom Jahre 1853, $. 141 (fiehe meinen Komm. zum $. 174) nicht zu 
zweifeln, wurde aud „eäter vom U. O. K. ausdrüdlic” erllärt. Eben jo er: 
wähnt dad preuß. M. St. G. B. im $. 134 der Landgendarmen. Nach 
Fleck um H. J. K. a, N © iteben den M. Wachen auch jene Wachen 
gleih, welche einen Theil einer förmlich organifirten und uniformirten Bür: 
gergarde bilden, und die Wachen des zum Dienfte einberufenen Landfturmes. 
Siehe auch die 88. 91 des hannov., 106 des bolft. M. St. ©. 

23) Salutirt werden die Schildwachen zuerft nur vom Gemeinen, Höhere baben 
aber auf das Salutiren der Wache zu danten. 
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lid durd an die Perſon einzelner Zheilnehmer gerichteten Aufruf, die Rot: 
tirer zum Auseinandergehen oder zur Vollziehung deſſen, mas ihnen jonft 
befohlen worden, zu bewegen nicht vermodt haben, jo find gegen die im 


Ungeborjam Bebarrenven alle erforderlih und zwedmäßig ericheinende Ge: 
wa 


tmaßregeln und felbit bie augenblidlihe Tödtung derjelben zuläffig. Auch 
abgefehen von diefem Falle ift den Vorgeſetzten geitattet, ihren Dienitbefeh- 
len, wenn folden der Gehorfam vermeigert wird und ihnen fein anderes 
Mittel zu Gebote fteht, durch den Gebraud ihrer Waffen Folge zu erzwin⸗ 
gen: 1. bei thätlihem, mit der Waffe in der Hand geichehenem oder pe: 
drobtem Angriffe eines Einzelnen oder Mehrerer auf ihre Berfon; 2. bei 
Allarmirungen im Felde, beim Marſche in's Gefecht, beim Gefechte jelbft, 
beim Rüdzuge, bei Vermehrung der Plünderung und ähnlicher Verbrechen 
im Kriege, wenn ihnen der Gehorfam beharrlich verweigert wird. — Bon 
demjelben Grundfaßge geben die es 94, 182% und 19& des hannov., $. 145 
des holft., 8. 185 deö preuß. und Art. 123 des großh. heſſ. M. St. 
G. 3. aus, und auch das tosk. ©. B. jcheint ihn anzuertennen, indem es 
den M. Vorgeſetzten verpflichtet, bei einer Revolte alle Gewaltmaßregeln 
(tutti i mezzi di forza) anzuwenden, welde er zu deren Unterdrüdung für 
angemellen hält (Art. 18), Das öfterr. M. St. ©. B., welches bei der 
Seloflüchtigkeit, umjichgreifenden Blünderung und in mehreren anderen Yäl: 
len (fiehe $$. 252%, 255, 257, 259, 264, 282, 499) den Vorgefekten berech⸗ 
tigt, den widerſpänſtigen Untergebenen augenblidlid zu tödten, madt von 
vier Berechtigung bei der Meuterei und Empörung feine Erwähnung, in: 
deflen glaube ih im Geilte der öfterr. M. Gejebgebung die Behauptung auf: 
jtellen zu können, daß der Vorgejebte nicht fehlt, der diefe Maßregel ergreift. 
Vergl. Anm. 14, ©. 292, und |. $. 165 des öfterr. M. St. G. B. Anm. 16. 


XI. 


Seitrag zur Erläuterung der Sehre vom Finden 
nad) dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche. 
Dom Herrn Dr. Lorenz Schuſter in Eger. 


Ein Dieb warf eine ſilberne Kette, welche er nebſt mehreren Sachen 
geſtohlen hatte, unterwegs weg, weil er durch dieſelbe entdeckt zu wer⸗ 
den fürchtete. R. ging Später vorüber, ſah die Kette Liegen, und ftellte 
fie dem Eigenthümer, welcher fpäter ermittelt wurde, zurüd. Es fragt 
ih nun, ob NR. einen Anſpruch auf den gejegmäßigen en 
babe, und ob daher die rechtlichen Folgen des Finden? ſich auf jene 
ee oe beziehen, aus deren Belige Jemand durch den Dieb: 
am. 


Das a. b. G. B. enthält Feine Definition des Findens, dieſelbe 
muß alfo dem gemöhnlichen Sprachgebrauche entnommen werden. Denn 
nad dem eriten Abfate des Kundmachungspatentes zum a. b. ©. 82. 
follen die bürgerlichen Gefege den Einwohnern in einer ihnen ver: 
ftändlihden Sprache kundgemacht, folglich die Worte derjelben in jener 
Bedeutung genommen werden, welche man ihnen im gemöhnihen Le: 
ben beizulegen pflegt, wofern der Gejeßgeber nicht ſelbſt erflärt, daß 
er mit einem gewillen Ausdrude einen ihm eigenen, bejonderen Sinn 
verbinde. Dieß ift 3. B. im 8. 394 a. b. ©. 2. der Fall, in welchem 
unter die Mitfinder auch derjenige gezählt wird, welcher die ee 
uerſt entdeckt und nach derfelben geftrebt bat, obgleich ein Anderer fie 

ber an fich gezogen hätte, — mas mit dem Sprachgebrauche nicht 
übereinjtimmt. 

Nah dem Sprachgebrauche veriteht man nun unter Finden das 
Ergreifen einer Sache, welche in der Innehabung von Niemand ift. 
Das Finden kann eine berrenlofe oder bereit3 Jemanden gehörige 
Sache zum Gegenjtande haben. Hier handelt es fich um eine geitohlene 
Sache, folglihd um den zweiten Fall, da der eritere eine Offupation 
begrünven würde. 

Man verfteht aljo unter Finden in Bezug auf den zweiten Fall 
das Ergreifen einer einer Perfon gehörigen Sache, welche in der Inne⸗ 
babung von Niemand ift. Daß dieſe Definizion mit dein Sprachge 

Haimerl’s Bierteljahreſchrift f. Nechtow. IV. 2. 20 
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brauche, folglich auch mit dem Geſetze im Einklange ſtehe, kann durch 
Beiſpiele bewieſen werden. 

So ſpricht man dann nicht von einem eigentlichen Funde und 
dem Rechte auf Finderlohn, wenn man auf dem Fußboden eines Zim- 
mers einen Ring wahrnimmt, welcher dem Bewohner desfelben vom 
Finger fiel, und ihm denſelben zurüditellt, weil der Ring nody immer 
im Zimmer, folglich in der Innehabung des Zimmerherrn it. Das: 
felbe tritt ein, wenn Sjemand aus Zerftreutbeit einen Ring ftatt an 
den gunger in die Tafche des Nodes ſteckte, und der mit deilen Bür: 
. ften Beauftragte ihn dort ſähe und dem Eigenthümer einhändigt. 

Wenn man auch zuweilen in foldhen Fällen das Wort Finden 
gebraucht, und in den eben angeführten Beifpielen ſich ausdrüdt, 
man babe den Ring im Zimmer oder in der Taſche gefunden; jo mird 
e3 doch Niemanden einfallen, in diefen Fällen von einem Finderlohne 
zu reden, weil man in denjelben das Wort Finden in einer uneigent- 
lihen Bedeutung nimmt, was man dadurch bezeichnet, daß man ſtets 
binzufegt, wo man die Sache gefunden habe. Denn wenn man dieß 
nit thut, und nur Sagt, man babe einen Ring gefunden, fo wird 
Sgedermann glauben, dieß fei auf der Gafle, auf einem Spagier: 
gange u. |. w. geichehen, kurz, es jei bier von einem eigentlichen Fin— 
den die Rede. Sin diefer uneigentlihen Bedeutung jagt man auch, man 
babe eine Sache bei einem Diebe gefunden, in welchem alle doch ge⸗ 
wi Niemand Anſpruch auf einen Finderlohn madıt. 

Die Definition Adelung’s, finden ſei „das Gewahrwerden auf 
feinem Wege,” kann wohl nicht als ganz richtig bezeichnet werden. 
Denn das Gewahrmwerden iſt noch Fein Finden, ſondern nur die erfte 
Bedingung desjelben, da man die Sache, deren man gewahr wird, 
auch Liegen laſſen kann, in weldem Falle man nit von dem Finden, 
fondern nur von den Bemerfen diefer Sache Tpricht. Auch gehört zum 
Begriffe des Findens nicht, daß man „auf feinem Wege” geivahr werde. 
Denn wenn 3. B. ein Lohnkutſcher in feinem Wagen eine Brieftafche 
fieht und in Verwahrung nimmt, welche Jemand, der in demfelben 
fuhr, verlor; fo wird man dieß ohne Zmeifel ein Finden nennen, ohne 
daß jedoch der Fund auf einem Wege des Kutſchers ftattfand. 

Auch die Definition, Finden jei „das Ergreifen einer von dem 
Beliger vermißten Sache,” ſcheint nicht ganz fehlerfrei; denn das Fin: 
den kann auch geſchehen, wenn die Sache noch nicht vermißt murbe, 
und umgekehrt Tann fie vermißt werden, ohne daß von einem Finden 
die Rede ift, wenn fie 3. B. der Eigenthümer auf einen andern als 
den gewöhnlichen Platz legte, und dieß vergaß, fo daß er nun nicht 
mehr weiß, wo fie ift. 

Entſpricht nun die oben angeführte Definition des Findens dem 
Sprachgebrauche, und folglich auch dem Gejege, fo läßt lich die Ein: 
gang? aufgemworfene Frage dahin beantworten, daß R. allerdings recht: 
ihen Anſpruch auf einen Finderlohn babe, da Jedermann fagen wird, 
daß R. die Kette gefunden habe, Für diefe Anficht ſpricht auch die Abficht 
bed Geſetzes. Denn dieje ift, wie Zeiller bemerkt, welchen als Referen⸗ 
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ten bes bürgerlichen Geſetzbuches die Gründe desfelben am beften be: 
kannt fein mußten, daß der Lohn den zwiſchen Redlichleit und Unred⸗ 
lichkeit jchwantenden Finder veranlafle, einen ehrlichen, obgleich gerinz 
geren Gewinn dem ungerechten vorzuziehen, und die@abe fei eine nicht 
unbillige Ahndung der Nachläffigkeit, für fein Eigenthbum Sorge zu 
tragen — was Alles auf unfern Fall volllommen anwendbar erſcheint, 
da auch der Diebitahl meiſtens durch eine Nachläffigkeit des Eigen- 
thümers veranlaßt wird. 

Man könnte vielleicht einwenden, daß die Randrubrik des 8. 388 
a. b. &. 2. von Finden verlorner Sachen ſpreche, daher unſer Fall 
nicht unter diefen Paragraf ſubſumirt werden könne; denn weder der 
Eigenthümer habe die Kette verloren, weil fie ihm geftohlen wurde, 
noch der Dieb, weil er fie wegwarf. Allein die Ran alofle zu einem 
Geſetze ift nicht das Geſetz jelbit, hat daher feine gefegliche Kraft, und 
fann um fo weniger entjcheiden, als der Ausdrud fo mander Rand: 
rubriten zu Paragrafen des a. b. ©. B. dem Inhalte der Iegteren 
nicht ganz adäquat angefeben werden kann, was eine ſelbſt oberfläch: 
lihe Lektüre des Geſetzbuches Iehrt. Wenn dasjelbe überall nach ber 
größten Kürze ftrebt — da ſchon Maria Therefia die Weglaffung aller 
casus rariores in demfelben befahl, — fo erjcheint es gang natürlich, 
daß die Randrubrilen, welche nur zur leichteren Ueberſicht dienen, ſich 
eines wo möglich noch Fürzeren Ausdrudes bedienen, und daß daher 
die Randglofie zu $. 388 nur von dem gewöhnlichen Falle, nämlich 
dem Finden einer verloren Sache ſpreche. 

Als eine zweite Einwendung gegen die obige Entſcheidung könnte 
erhoben werden, daß fie eine Ungerechtigkeit in ſich jchließe, indem der 
Eigenthümer durch das Verfchulden eines Andern, nämlih des Die 
bes, einen Nachtheil erleide, weil er den Finderlohn zahlen müſſe. 
Allein diefer Nachtheil ift ein Schade des Eigenthümers, welchen ihn 
der Dieb, der ihn verurfacdhte, nah $. 1295 a. b. G. B. erjegen muß; 
follte der Lebtere auch in manchen dalen dieſen Erſatz zu leiſten nicht 
vermögen, fo iſt dieß als ein Zufall zu betrachten, welchen das Geſetz 
nicht zu verantworten bat. 

Kann C., wenn er in feinem Zimmer einen Ring findet, welchen 
der dort gewejene D. verlor, einen Finderlohn anfpreden? Für bie 
Bejahung diefer Frage fpricht ſowohl der Wortlaut als die Abficht 
des Geſetzes; fie müßte aber verneint werden, wenn D. noch in dem 
erwähnten Zimmer wäre, weil er jeden Augenblid den Ning wieder 
ergreifen kann, ihn daher noch in feiner t und folgli in feiner 
Innehabung nad $. 309 a.b. G. B. hat. Eine Sache in feiner Macht 
baben, beißt aber auf fie nach Willkühr Förperlih einwirken können — 
was bier volllommen der Fall ift. 

Steht auch den zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit beftellten Perſonen, wie Gensdarmen und Polizeitmach: 
männern ein Anfpruch auf den gejeglihen Finderlohn zu? Dieb unter: 
Tiegt wohl feinem Zweifel, denn da dag a. b. ©. B. zwiſchen den 
Findern nicht untericheidet, fo fteht auch der Doltrin eine folche Un: 

20 r 
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terfheidung nicht zu, meil fie ſich dadurch felbit zum Geſetzgeber auf⸗ 
werfen würde. Der Umſtand, daß dieſen Perſonen die Verpflichtung 
obliege, verlorene Sachen zurückzuſtellen, kann ihnen das vom Geſetze 
Jedem zugeſprochene Recht um ſo weniger benehmen, als ja nicht 
ſelten Jemand wegen Erfüllung feiner Pflicht belohnt wird, und ins⸗ 
beſondere der Gensdarmeriemannſchaft nach 8. 92 der h. Minifterial: 
verordnung vom 18. Janner 1850, Nr. 19 R. G. B., auch Taglien 
bei Einbringung von Zivilverbrechern gebühren. 

Wann der Finder das Eigenthum der gefundenen Sache erwerbe, 
ift ſowohl in der Theorie als in der Praxis ſtreitig., Die von Pro: 
feffor Helfert vertheidigte Anſicht (©. deitſh. für öſterr. Rechtsgelehr⸗ 
ſamkeit, 1827, Hauptblatt, 1. Bd., S. 312): daß die Erſitzung nad 
Ablauf eines Jahres von dem Xage der vollendeten Kundmachung 
des Fundes beginne, und gegen nicht begünftigte Perſonen in drei, 
gegen begünftigte aber in 6 Jahren vollendet fei, dürfte als die rich: 
tige erfcheinen. Denn, da der Finder nach Ablauf des erwähnten Jah: 
res das Recht erhält, die Sache zu benügen, jo kann er von diefem 
geitpuntte anfangen, ſich als Befiter derjelben anzufehen, weil das 

ügumgarect ein wejentliches Recht des Beſitzers ift, und daher 
us blauf obigen Zeitraumes die Erfitung vollenden. Wenn Nippel 
in jeiner Erläuterung des 8.392 a. b. ©. B. dagegen einwendet, daß 
der Finder Fein Befiger fei, weil er nicht den Willen haben kann, die 
Sache zu behalten, daher eine Erfigung derfelben unmöglich erfcheine, 
fondern bier die eigentliche Verjährungszeit von 30 Jahren ftatt habe, 
fo muß bemerkt werden, daß der Finder im ftrengen Sinne des Wor- 
tes zwar allerdings fein Befiger fei, er Tann jedoch den Willen, die 
Sade zu behalten, für den nah Ablauf der erwähnten Zeit wahr: 
ſcheinlichen Fall haben, daß fich der Eigenthbümer nicht meldet, und 
das Geſetz ftellt ihn, weil er alle Vorichriften vesfelben befolgt hat, 
einem redlichen Beier gleih. Denn wo das fomparative Wort „gleich“ 
im bürgerlichen Geſetzbuche vorkommt, was außer dem $. 392 noch 
in den 88. 338, 515, 970, 981, 1039, 1069, 1085 der Fall ift, 
welche den redlichen Beliger wie einen unreblichen, den Fruchtgenießer 
wie einen redlichen Beſitzer, Wirthe, Schiffer oder Fuhrleute wie einen 
Verwahrer, den Entlehner wie einen redlichen Beſitzer, den Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag wie einen Bevollmächtigten, den Käufer wie einen 
redlichen Beſitzer behandeln, — wird dadurch ausgedrückt, daß das mit 
einem andern verglichene Rechtsverhältniß zwar ein von dieſem ver⸗ 
ſchiedenes ſei, jedoch dieſelben rechtlichen Folgen hervorbringe *). 


*) Bergl. hierüber auch Graßl's Abhandlung”in meinem Magazin, VII. Bb., 
©. 86 u. ff. Haimer!l. 





Fiteraturblatt 


für 


turze Berichte und Ueberſichten über die neueſten rechts⸗ uud ftanats- 
wiſſenſchaftliche Schriften. 


—— 


Einleitung in die Chesrie fummariiher Prezeſſe Bon Dr. Hanns Karl Brieg: 
leb, Profeſſor der Rechte in Göttingen. Leipzig 1859. Verlag von Bern: 
bard Tauchniß (XVIII u. 541 Seiten in 8.). 


Unter vorftehendem Titel hat und Briegleb wieder eine intereflante und 
lehrreiche Arbeit geliefert, die fich feinen früheren Leiftungen auf dem Gebiete 
des Civilprozeſſes würdig anreibet. Tiefe feine neuefte Schrift fol ihm zunächft 
als Ergänzung feiner Vorlejungen über die ſummariſchen Prozeſſe dienen, 
wobei er ſolche Kenntniffe des ordentlihen Prozeſſes nicht vorausjegen fann, 
wie fie zum richtigen Verftändniffe vorausgefeßt werden müflen. In der Sade 
felbft aber enthält fie eine eingehende Kritit der nah und nah gangbar gemwor: 
denen, aber nicht zu redhtfertigenden Methode, eine Reihe prozejlualifher Ver: 
fahrungsweiſen über verjdiedene Gegenftände — ungeadtet des Mangels eines 
gemeinihaftlihen Princips und einer ftreng logiſchen Gliederung, ja ohne in der 
Sache begründete innere Nothwendigkeit — in eine fogenannte ſyſtematiſche 
Darftelung zufammenzufaflen und ald Theorie der fummarifhen Pro: 
zeffe nad dem gemeinen Recht in Deutichland binzuftellen, wie fie ung neueſtens 
in der jiebenten Auflage von Bayer geliefert wird ). Mit Recht bemerft der 
Verfaſſer gleih in der Vorrede ( S. VI): Obwohl für jeden Lehrzwed eines ber 
erfolgreichiten Mittel die bündige fpftematifhe Darftellung des ganzen Stoffes ift, 
jo ift damıt doch keineswegs gejagt, daß der dadurch zu erzielenvde, bis auf einen 
gewiſſen Grad faſt unmiderftchlihe, Erfolg auch immer beiljam fei. Er ift e8 
gewiß nur in dem Maße, in weldem das Syitem auf der Unterlage volllommen 


') Siebe Tr. H. v. Bayer's: Theorie der jummarifhen Procejie nad) den 
Grundjägen des gemewen deutihen Rechtes mit Ausſchluß des Concurspro⸗ 
cefles (Viünchen 1809). 
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nicht ohne Einfluß geblieben ift auf die neuere Legis 
damit Seite 165 und 166). Denn bei dieſem Syſtem 
fummarifchen Proceſſe hat man dag Wefentlide in 
gung des Proceßganges durch einzelne Abweichungen ' 
lichen oder regelmäßigen Berfahren gefucht, und nid) 
ſchiedene Richtungen — das vormalige ſchleunige 2 
zel im canonifhen Rechte, in dem: simpliciter et 
dicii, absque judiciorum et advocatorum strepitu pr 
lig in dem im Laufe der Beit ausgebildeten ordentlicher 
ift, dann das wahrhaft ſummariſche, in den römi] 
fummarifchen Eognition (dem summatim cognoscere) be 
Facie-Cognition) unter einem Gattungsbegriffe zu ja 
wieder die fummarifhen Prozefle willkürlich in unbe 
beftimmte (oder irregulär) ſummariſche eingetbeilt; 
mit dahin aufgenommen, die in proceffualifche 
etwas Befonveres, Abweichendes in Betrachtung Tom 
unter die allgemeine Regel, die orventlihe Form faller 
Auffaflung ſucht der Verfaffer das charakteriſtiſche Me 
ſchen Verfahrens: materielle Unvollftändigteit der caı 
ſchließung aller dem unverzüglihen Erfolg der Cogniti 
Beribeidigungsmittel und daher aud nur unvolllomm 
der daraus bervorgebenden richterlichen Entſcheidung - 
ftellen (Seite 12) und auf dieſe Art zugleich die Weber 
die Befriedigung jedes wirllihen Bedürfniffes und jed 
fchleuniger Nechtöbilfe mit Umgehung des in ordinari 
fo wenig dazu die bloße formelle Beichleunigung de 
reiht, durch die regelrechte und kräftige Hanphabung 
in den dazu qaualificirten Fällen im reichften Maße ge 
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theorie eine eingehende Erörterung widmet und — abgefeben von älteren Schrifts 
ftelleen — befonverd gegen Savigny, Bayer und Wetzell polemifirt, feine 
eigene Anfiht aber (S. 376) dahin ausfpricht, daß der Beweis im fummari- 
ſchen Proceſſe durd feine objective Beichräntung und Unvolllommenbeit charak- 
terifirt jei, d. 5. durh Einjeitigleit (Halbheit, darum probatio vel cognitio 
semiplena, weil die contradictorifche Verhandlung ald das Grundweſen des 
Orbinariums fehlt) und nicht durch eine qualitative Abſchwächung oder durch die 
Unvolltommenbeit der Beweisgründe. Auch der Prima-Facie-Beweis fei ein wirk: 
liher Beweis von der einen Seite ber, und nicht bloße fogenannte Bejcheis 
nigung; mas nicht wirklicher Beweis jei, könne auch nicht Prima: Facie-Beweig, 
oder Beweis im ſummariſchen Procefje fein. Unerläßliches Erforverniß und Haupt: 
merlmal des jogenannten |hleunigen Beweiſes ift aber die nothwendige Anticipas 
tion desjelben. Zur jchleunigen Bemweisführung find nur foldye Beweismittel braud): 
bar, melde binnen der Zeit, die dem Bemeisführer zu feiner Vertheidigung über: 
baupt gegeben ijt, ein durch ſich felbit genügendes Bemeisergebniß liefern; dieſer 
Beitraum ift aber je nad) Umftänden jehr verſchieden. Unter Umjtänden können 
alle Beweismittel zur fchleunigen Bemweisführung brauchbar, alle mit Ausnahme 
der Eidesdelation unter Umſtänden unbraudbar fein (Seite 328). Im VII. Cap. 
endlih wird von den materiellen Vorausſetzungen der fummarifhen Rechts: 
verfolgung gehandelt ($$. 103—110). E3 könne nidht von dem bloßen Belieben 
des Kläger abhängen, ob feine Klage im orventlihen Proceß, und fomit unter 
Bulafiung allee Defenfionen des Gellagten, oder im fummarifhen Proceß, und 
fomit unter der empfindlichften Beſchränkung, reipective Ausſchließung des Ber: 
theidigungsrechtes des Gellagten verhandelt und auf diefem Wege ein zmang®: 
weije vollitredbares Erkenntniß oder TDecret des Richters erlangt werde; auch 
die Liquidität des Klagsanſpruchs, welche man darin findet, daß der Kläger 
etwa ſchon mit der Anbringung der Klage über alle zur Begründung des Klags— 
anſpruchs erforderlichen Thatſachen die tüchtigſten Beweismittel beibringt, oder 
die Schleunigleit, mit der eine foldhe Liquidität hergeltellt werden kann, gewähren 
feinen Grund der Zulafiung der fummariichen Gognition, es müflen daher vice 
Gründe, aus melden einem Klagsanſpruch die finguläre Begünftigung der fum- 
marifhen Behandlung zulommen foll, anderswo geſucht werden; diefe Gründe 
feien verichievener Art und ließen ſich unter drei allgemeine Kategorien bringen, 
nämlid: a) Gründe der Verweiſung gewifier Klagen oder Eagartiger Rechtsmittel 
zur ſummariſchen Cognition nad) Vorſchrift des römifhen Rechts, b) Unter: 
werfung des Schuldners unter die fummarifche Cognition durch vertragsmäßige 
Uebereintunft mit dem Gläubiger, und c) das Recht des Gläubigers in den Fäl: 
len, in welchen er zur Geltendmadhung ſeines Anſpruchs durch Privatgemalt oder 
Selbithilfe befugt wäre, ftatt derfelben gerichtliche Hilfe im Wege der fummari- 
ſchen Cognition anzufprehen (S. 508 und 509). Der Verfaſſer verbreitet ſich fo: 
bin weiter über das Detail diefer Gründe. Aus der Nothwendigkeit eines 
folden materiellen Grundes für jede ſummariſche Cognition ergebe ſich aber von 
felbft die unabweislihe Nothwendigkeit, daß, je mehr fidh die Strenge der Sum: 
marität in der Form des fogenannten Mandatsproceſſes fteigert, um fo ftrenger 
daran feitgebalten werden müjle, daß «3 an jener allgemeinen Borausjegung nicht 
Saimerl’s Bierteljahrsſcriſt f. Rectöw. IV. 1. B 
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fehle, alſo die Unmöglichkeit, irgend einen SKlagsgrund zum Mandats⸗ 
procefie zuzulafien, welcher nit an ſich fhon aus einem der drei angegebenen 
Gründe zur fummarifchen Eognition überhaupt qualificirt ift. Neben diefer allge: 
meinen Vorausſetzung aber ſei die Zuläfligteit des Mandatsprozeſſes noch be: 
dingt durch das Vorhandenfein eines befonderen Grundes, aus weldhem eine ge 
rade fo ftrenge Summarität geboten erjcheint, eine mildere, das Vertheidigungs⸗ 
recht des Gegner? weniger beeinträdhtigende Procedur nicht Plab greifen Tann, 
ohne den mit dem fummarifhen Rechtsmittel bezwedten Erfolg preiszugeben. — 
Als Anhang befindet jih am Ende der Schrift (Seite 536—541) eine Mitthei⸗ 
lung aus den Xcten eines im 14. Jahrhundert in Rom verhandelten Contuma: 
zialprocefjes in Sachen deutſcher Parteien, die als Belege für das gelten kann, 
was der Berfaffer über die Bedeutung des Litisconteftationdactes im canonifchen 
Proceßſyſtem und über ven Einfluß der Päbfte auf die Ausbildung des modernen 
Procebformaligmus durch Ertheilung von Specialinftructionen für einzelne Streit: 
fälle bemertt hat. 

Auch diefe neueſte Schrift des Verfaſſers bekundet, gleich den frühern, um: 
faſſendes Duellenftudium, gediegene Sachkenntniß und fleißige Benügung des vor: 
bandenen literarifhen Material®, namentlich aud) der ältern Schriftfteller im Fache, 
und wir können fie daher beſtens empfehlen. Mag der Lefer auch mit dem Einem 
oder Andern nicht einveritanden fein, fo findet er doch darin eine gründliche Durch: 
führung des Hauptgedantend und eine Fülle von beachtenswerther procefiualifcher 
Bemerkungen, die unter der Menge ganz unwiflenfchaftliher Arbeiten gerade auf 
diefem Gebiete erquiden. Beifpieläweife wollen wir nur eine Stelle hervor: 
beben, die fih auf ein derzeit ziemlidy allgemein gewordenes Streben der Gefeß: 
gebung im Fache des Civilproceſſes bezieht. Der Verfaffer fagt im 8. 41: So fehr 
man fib aud in Deutichland feit 30 Jahren daran gewöhnt bat, das Heil der 
Rechtöpflege in der Erfindung neuer und befonderer, vom ordentlichen Proceß 
abweichender Proceßregeln für die Behandlung fchleuniger Fälle zu fuchen, fo 
Vieled und fo BVerfchiedenartiges in diefer Richtung von den Particulargeſetzge⸗ 
bungen geleiftet wurde; fo fehr dadurch die Anmendung des gemeinen Rechts 
verdrängt ift; fo ſcheint mir dod der Zuftand des gemeinen Net? gejünder, 
beilfamer, zmedförberlicher zu fein. Er ſetzt freilich tücdhtige Kenntnik und gewifjene 
bafte Uebung des richterlihen PBroceßleitungsamtes voraus. Aber daß der Man: 
gel davon dur irgend eine ohne Verleßung anderer unerläßlicher Rüdfichten 
mögliche Einrichtung der Proceßgefebe unſchädlich gemacht oder befeitigt werden 
fönne, ift gerade der gröbſte Frrthum, in den eine Gefeßgebung verfallen kann. 
Das allein rihtige — gemeinrehtlihe — Princip der Beihleunigung 
eines jeden Streitfalles nach dem Maaße, welches er vermöge feiner concreten 
Beichaffenheit einerfeit3 erhbeifcht, und andererfeit3 verträgt, läßt fich nicht 
durchführen ohne Berüdfidhtigung der unendlich mannigfaltigen und im Voraus 
unberedhenbaren, der Befchleunigung günftigen oder ungünftigen Momente, weldye bei 
jevem Streitfall vorlommen fönnen. Eine ſolche Berüdfihtigung aber feßt noth⸗ 
wendig große Freiheit des richterlichen Ermeſſens voraus, läßt ſich ſchlechterdings 
nicht durch unabweicdhliche gefetliche Borausbeftimmung regeln, verträgt und braucht 
feine andere Einſchraͤnkung, als die, welche jevem Richter durch die ohne alle Aus: 
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nahme geltende Regel gegeben ift, daß jelbit das ftrengfte Gebot und das drin: 
gendite Bebürfniß der formellen Beichleunigung für ſich allein niemals dazu führen 
darf, die Parteien irgend eines an ſich legalen und in concreto nicht werthlofen 
Mittel3 der vollftändigiten Ausübung ihres Vertheidigungsrechtes zu berauben. 
Daß diefe Schrante, wie ſehr jie auch alle dentbaren Mittel der blos formellen 
Beſchleunigung abſchwächt und hinfällig madıt, im Intereſſe der Gerechtigleit un: 
entbehrlich ift, wird wohl feine Gefeggebung mit Bewußtfein verleugnen. Unvers 
meidlich aber wird jeve Gejeßgebung, welche es unternimmt, den Raum innerhalb 
diefer Schranfe, fei es auch nur durch Beftimmung unverrüdbarer Marima von 
Beitfriften, für alle Fälle im Voraus abzuzirteln und zuzumefien, entweder die 
Schranke unbewußt überfpringen, over ihren Zmed felbjt bei der Beichleunigung 
verfehlen. Und je mehr fie dabei die perfönliche Einfiht und Gewiſſenhaftigkeit 
des Proceßrichters bei Seite jebt und die Procepleitung zu einer mechaniſchen 
Thaͤtigkeit macht, deſto mehr untergrabt fie die geiftige und moralifche Tüchtigleit 
zum Richteramte und erzieht ſich ein Geſchlecht von Juftizbeamten, in deren Hahı- 
den die an ſich ſchon zweideutigen und forcirten Mittel der modernen Beſchleuni⸗ 
gungsſyſteme doppelt gefährlid erſcheinen müflen. Es gehört zur Charakteriſtik 
diefer modernen Spiteme, daran zu erinnern, wie fie den größten Theil der Rechts: 
pflege in die Hände von Einzelrihtern gelegt haben, welche meijt mit Gefchäften 
überbürbet find, und namentlich da, wo fie zugleich Verwaltungsbeamte find, der 
Juſtiz nicht einmal halb gehören, deren Arbeit von den vorgefeßten Auffichtsbe- 
börden zu fehr nad der Stüdzahl geſchätzt wird, unter der ganz äußerlihen und 
trüglihen, ja lügenbaften Controlle der Gefchäftstabellen fteht, neben welder es 
gewiß zu keiner Zeit weniger Yuftizminifter und Provinzialjuftizchefd gegeben hat, 
welche mit eigenen Augen ſehen und in Wahrheit wiflen, wie die Rechtspflege 
des Landes, der Provinz, der einzelnen Unterbehörden in ihrer leibhaften Wirt: 
lichkeit beichaffen ift, während zugleih das Thun und Laſſen der Richter gegen« 
über den Rarteien den altbergebrachten, gewohnten und hochgebaltenen gemein: 
rechtlichen Controllen dergeftalt entzogen ift, daß bei aller Einſchränkung des bil: 
ligen und vernünftigen Ermefjens der unbilligen und ungerechten Willtür Thür 
und Thor geöffnet ift, wobei ih nur an die Umwandlung de3 alten Mctuariats 
in ein armfelige8 Schreiberwejen, an die übrigen Begünftigungen und Leichtfer: 
tigfeiten im Protocolliren der Parteienverträge, an die weit reichende Nusfchließung 
des Beiltandes öffentliher Rechtsanwälte und an die übertriebene Befchränkung 
der orbentlihen Rechtsmittel gegen richterlihe Erkenntniſſe erinnere. Das find 
doch wohl zu reihlihe Mittel, mit welden jeder Richter, der nur ein firer Rou: 
tinier, wenn gleich ein erbärmlicher Juriſt ift, auf ſehr kurzem Wege Procefje 
durch forcirte Vergleiche oder durch Urtheile erledigen Tann, welche das gute Recht 
der Barteien radbrechen, obne daß man es ihnen anfehen und nachweiſen kann. 
Zweierlei Ordnungen oder Spitemen de3 Proceſſes blos zum Zmwede der formellen 
Beichleunigung oder Verkürzung des Proceblaufes nebeneinander zu baben, ift 
an fi ſchon niht das Natürlihe und Wünſchenswerthe, fondern das Unnatür: 
lihe und ein Uebel, welchem man fih nur dann fügen müßte, wenn die regel 
mäßige Form de3 Verfahren? eine zweckwidrig verzögerlihe wäre und wegen 
irgend eined der Geſetzgebung entgegenjtehenden äußeren Hinderniſſes in eine 
B * 
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zwedmäßig fehleunige nicht umgewandelt werben könnte u. |. w. u. f. m. — Wo 
und wie weit daß bier Gefagte treffend erfcheint, verfteht ver ſachkundige Leſer 
ohne Commentar. Unferer geringen Weberzeugung nad) — wir wiederholen 
dieß auf die Gefahr hin, wieder als abſprechende Wortführer verbädhtiget 
zu werben, die man durch ftatiftifche Nachweiſe zum Schweigen bringen will — 
bat nur das unmittelbare (mündliche) Verfahren vor dem erlennenden Gerichte 
unter der Controll der Deffentlichkeit diejenige Elafticität, die fich dem jeweiligen 
Bedürfniſſe von felbit anſchmiegt und fomit über die verfchievenen Proceßformen, 
weldhe man berzeit in Entwürfen zu neuen Prozeßordnungen für nothwendig hält, 
am leidhteften und zwedmäßigften hinweghilft. Referent bat vieß bei einer andern 
Gelegenheit, namentlih mit Rüdficht auf den fogenannten Executivproceß, 
bemerft ''). 

Unbefchadet dieſer unferer Grundanficht geben ir dem Berfafler der vor: 
liegenden Schrift willig zu, daß die meiften Klagen über die Civilrechtspflege, 
wie fie in verfchievdenen Staaten laut werben, vielleiht nicht fo ſehr im Proceß⸗ 
fofteme, als in dem Mangel an der nöthigen wiſſenſchaftlichen Erkenntniß desſel⸗ 
ben, in der falfhen Stellung und ungenügenden Qualification der Organe ihren 
Grund haben mögen (Seite 165), mogegen daher auch in neuen Proceßordnungen 
feine Abhilfe liegt, und mwir vermögen es zwar nicht allgemein zu beftreiten, was 
der Verfaſſer weiters anfügt: „daß fich felbjt vie Schulgelehrjamleit nicht frei 
hält von der verderblichen Schwachheit der Zeit, die unaufrichtig und feig für die 
Gebrechen der öffentlihen Zuftände und namentlid der Rechtspflege — nicht die 
perfönlihen Träger und Handlanger (meldhe widerbellen würden), ſondern die ge: 
fohriebenen und ungefchriebenen Satzungen der Rechtsordnung (welche nicht wider: 
bellen fönnen) verantwortlih machen und reformiren will,“ — find aber ber 
Meinung, daß feine Schulgelehrfamleit, wie fie ſich auch geftalten und geberden 
möge, auch in der bervorgehobenen Richtung fo ergiebig und mohlthätig wirken 
fönne, als eine durch die Deffentlihleit der Gerichtsverhandlung begründete 
Controlle. H. 


) Siehe die Abhandlung Nr. XII im XXXV. Bande des Arhivs für civilift. 
Praris: Ueber die eigentbümlihe Ausbildung des Erecutivpro: 
ceſſes in Defterreih. Daß dort nicht der im ſächſiſchen und gemeinen 
Rechte angenommene, jondern der in Defterreich fo zubenannte Pro: 
ceß gefchildert wurde, zeigt fhon die Ueberſchrift. Auf die Unter: 
jBiebe, die dem Verfaſſer fhon vor Heimbah, Ortloff und Andern 

ekannt waren, wurde S. 428 ja fogar ausdrückich bingeveutet. Man 
ſucht alfo umfonft nad) unrichtigen Anfihten, um fi hinter dem Schilde 
eined vermeintlich competenten Gewährsmannes ald Gegner zu manifeftiren, 
und blos diefed Vergnügen? wegen wollen wir aud) fein Wort weiter ver: 
lieren, al3 an obige3 genaue Citat erinnern, das von felbft die Entgegnung 
auf die neuefte „vießbezügliche“ Digreifion enthält. Daß in ber öfterr. 
Gerichtöpraris ein Erecutiondproceß bekannt ift; leugnet doch wohl Niemand! 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 7 


Veitrage zur Schre vom Klagegrunde und der Jeweiſeslaſt, mit bejonderer Beziehung 
auf gewiffe obligatorifche Verhältniffe, auf die Nichterfüllung und Sicherung 
de3 Objektes mittelft fetundärer Leiftungen. Bon Herrmann Gerber, 
Yuftizamtmann zu Gehren. Jena, bei Friedr. Maufe 1858. S. 168, 


Unleugbar gehört die Regulirung der Beweifezlaft zu den fchwierigften und 
beftrittenften Sragen des geſammten Proceßrechtes, und angeſichts der leider nur 
zu oft erbärmliden Praktiken, womit Unwiſſenheit oder Unlauterleit dem onus 
probandi auszuweichen fucht '), kann der Freund der Wahrheit den Wunſch nicht 
unterdrüden, dieſes noch immer nicht erledigte Problem einer endlichen Loͤſung 
entgegengeführt zu ſehen. . 

In fo ferne läßt fih nun einem eben dahin abzielenden Verſuche eine ges 
wife Berechtigung, fobald ſich derjelbe nicht auf eine bloße Wiederholung ſchon 
früber durchgeführter Anfichten beichränlt, von vornherein nicht abfpredhen, und 
wenn es auch dem Verfaſſer des vorliegenden Werkchens nicht gelungen fein mag, 
die Theorie von der Beweiſeslaſt in durchgreifender Weife zu fördern, fo find 
wir ihm doch die Anerkennung fchuldig, bei Löjung feiner Aufgabe einen Weg 
eingefhlagen zu baben, welcher über fo viele Streitfragen eine weit tiefere Ein: 
fiht zu gewähren verfpricht, als vieldeutige und mißverftandene Formeln. 

En leitet denn auch unſer Verfaſſer feine Schrift mit den Ausführungen 
Bethmann-Hollweg's über die Beweifeslaft bei der lex comissoria ein und 
Inüpft hieran einige kurze aber begründete Bemerkungen über die abjchredenven 
Konfequenzen, zu denen der Sag, Kläger bat feinen Klagegrund zu beweiſen — 
jo imponirend felbe aud in der Theorie erfcheinen mögen — zu führen geeignet ift. 

Hierin können wir nur beiftimmen, glauben aber bemerken zu müflen, 
daß andererfeit3 auch die entgegengefegte Theorie, weldhe den Sag: „Affirmanti 
non neganti incumbit probatio,* wiewohl in einer durch die moderne Doltrin 
geläuterten Geftalt zu ihrer Deviſe erkoren hat, gegründeten Bedenken unter: 


1) Nah Belegen biefür braudt man wohl nicht lange zu ſuchen. So ilt 3. 2. 
Referenten der Fall vorgelommen, daß fich der Kläger des Beweiſes über 
die Echtheit feined Befiged nicht anderd zu entichlagen wußte, ald indem er 
diefe für den natärliben Rechten angemeflen erllärte, und fi ſohin auf den 
8.17 b. G. 3. berief; desgleichen, daß ein auf Annulirung eines ZTeftamen: 
tes nomine falsi tlagender Inteſtaterbe bie Debenfn aufſtellte, nicht er 
babe die Ungiltigkeit, ſondern der auf Grund dieſes Teſtamentes zum Erb⸗ 
Ihaftsbefige gelangte Gellagte habe vie Giltigkeit dieſes Teftamentes zu er- 
weifen, der Gellagte hingegen dieſes allerdings lächerlihe Anfinnen unter 
Berufung auf eine mit Datum, Zahl und Bezugsquelle allegirte obergericht: 
lihe Entſcheidung zurüdwies, zugleih aber aud noch den Kläger mit ficht: 
licher Emphaſe darüber belehrte, er hätte noch insbeſondere fein „alleiniges 
und näcftes Inteſtaterbrecht“ beweiſen follen. Daß übrigens der Gellagte es 
biebei au nicht unterließ, dieſen lektern vom Kläger gar nicht ermähnten 
Umftand, wenn aud nur vorfichtsmweife zu widerſprechen, verſteht ſich bei 
einiger praltifcher Erfahrung von jelbft. Welch’ reihe Fundgrube für ähnliche 

nventarftüde von juriftiiher Eskamotage endlich die in letter Zeit nod jo häu⸗ 
gen Proceile über Beltand oder Nichtbeftand von Empbiteufen und den bie: 
mit zuſammenhaͤngenden Giebigkeiten gewähren, ift leider nur zu befannt! 
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liege‘), und insbejondere in ihrer vom Geifte fcholaftifher Spikfindigleit getra⸗ 
genen Begründung hart an jene Pıäafumtionstheorie ftreife, welche mit Recht fo 
ſehr in Berruf gekommen ift. 

Unter diefen Umftänden finden wir Nichts natürlicher, als daß ver Ber: 
faffer auf Statuirung genereller Negeln, welche gerade in diefer Lehre die längfte 
Zeit hindurch zur Beihönigung von allerlei theoretifhen und praftifchen Irrthü⸗ 
mern dienen mußten, verzichtet, und die Beweiſeslaſt nicht nad logifchen Gefegen, 
fondern auf Grund eingehender Betrachtung der Rechtsverhältniſſe felbft regulirt 
willen will. In diefer Richtung legt er daher alled Gewicht auf die Analyfe ber 
konkreten Verhältniſſe felbft, und macht ven Beweis eines Hagbar gewordenen 
Rechtes von der „Reproduftion feiner thatfählihen Yaltoren* abhängig, indem 
er fih hierüber in folgender Weife ausjpridt: 

„Hierbei wird tabula rasa gemadt und daß Recht vollftändig in Frage 
geitellt. Um den Nichter davon zu überzeugen, gebt der Kläger in die Vergan- 
genheit zurüd und fucht dort die für jeine Seite förderlihen Momente auf. Der: 
Beklagte folgt ihm auf diefenn Gange und verfährt eben fo, um den Richter vom 
Gegentbeile zu überzeugen. Beiden folgt auf diefem Gange in die Vergangenheit 
die richterliche Auffalfung und Neflerion, um mit ihnen dann bereichert an Ueber: 
zeugungen zur Gegenwart zurüdzufehren, und diefe mit den fo gemonnenen Stoffen 
zu beleudhten. Die förderlihen Momente, welche jeder Theil für fich aufzuweiſen 
fudt, find die thatjächlichen Faktoren des Rechtsverhältniſſes. Der Richter hat 
den Einfluß diefer Faktoren auf feine Ueberzeugung anzuerfennen, fobald fie den 
vom Rechte erforderten Grad von Stärke und Volljtändigteit haben. Das Recht 
nimmt aber diefen Grad 3. B. zu Ounften des voranjchreitenden Kläger dann 
an, wenn die von ihm reproducirten Faktoren an und für ſich die Fähigkeit be: 
figen, die Entſtehung des in Frage geitellten Rechts zu bewirken.“ 

Hiemit wäre in den allgemeinften Umriffen der Ideengang des Verfaſſers 
bezeichnet. Was nun aber insbeſondere die Nichterfüllung kontraktlicher Verbind⸗ 
lichfeiten und deren rechtliche Folgen betrifft, jo hält vderfelbe, nachdem er eine 
Unterſuchung über die reshtlihe Natur der Nichterfüllung vorausgejchidt hat, an 
dem Grundfaße feft, diefe könne in feinem Falle Objekt einer Beweisauflage für 
den Kläger bilden, weil fie nicht gleich einer negativen Bedingung anf die Ent: 
ftehung der Obligatio jelbft von Einfluß fei. Ya noch mehr! fortichreitend zur 
Sicherung des Objektes einer Obligatio mittelft felundärer Leiſtungen behauptet 
der Verfaſſer ferner, daß cin folder Beweis dem Kläger felbft dann nicht aufges 
bürdet werben dürfe, wenn er die gejeßlichen oder vertragsmäßigen Folgen einer 
folden Nichterfüllung Elagend geltend madt, indem auch in diefem Falle nur 
Cine Obligatio, deren Totalität duch die Summe der einzelnen Leiftungen ver: 
mittelt wird, alfo auch nur Ein Rechtsobjekt mit dem Gefolge zweier praftifcher 
Objekte beftebt. 


i) Siehe EA ter's —5 — zu Weber's Verbindlichkeit zur Beweisführung, 

ff. insbeſondere aber Linde in der Beitfhrift für Civilreht und 

—* J. Br. E. 94. Eine gute Zufammenftellung der vom Lebtern ausge: 

führten Gründe ander ih in A. 8 J. Schmi d's Handb. des gem, deut: 
ſchen Civilproceſſes, II. Bd., $. 123 
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Der Durchführung und dem Nachiveife des Principes nun, daß der Schuldner 
nur durch direlte Erfüllung feiner Verbindlichkeit (primäre Leiftung) fi von den 
Folgen ver Nachlaͤſſigkeit (ſekundäre Leiftung) befreien könne, und daher gegenüber 
einer auf die Lebtere gerichteten Klage die Erfüllung der Erſteren beweiſen müfle, 
find die nun folgenden zwei Abjchnitte der vorliegenden Schrift gewidmet. Dem 
Berfaffer auch dahin zu folgen, und namentlid die Quellennachweife für fein 
Princip aus der Lehre der exc. non adimpleti contractus, der actio tutelae 
directa und utilis, ber Theorie vom dolus, culpa und mora, fo wie die Anwen⸗ 
dung desfelben auf Konventionalftrafen, bedingte Obligationen, die lex comis- 
soria, clausula cassatoria, die cond. ob causam datorum und die fogenannte 
exc. non rite adimpleti contractus umftänplich zu erörtern, verbietet und ber 
eng bemeflene Raum einer kurzen literarifchen Anzeige, wiewohl auch in biefer 
Beziehung und Manches nicht ganz unbedenklich erjcheint '). 

Was aber die allgemeinen Erörterungen des Berfafjerd über Beweifeslaft 
und Slagegrund betrifft, fo verſprechen zwar aud wir uns von einer Analpje 
ber Rectöverhältnifje felbjt die erfreulichiten Refultate für eine endliche Erledigung 
der meiften bieher einfchlägigen Fragen; können aber, obwohl wir übrigens bie 
Abneigung des Verfaſſers gegen jene Ueberbürbung des Kläger mit Negativen: 
bemweifen, wozu die Weber'ſche Theorie bei fonfequenter Verfolgung führt, volls 
fommen theilen, demohngeadhtet und eine Bemerkung über feine Ausführungen 
und nicht verjagen. 

Als für die Beweifeslaft maßgebend unterfcheidet nämlich der Verfaſſer, 
wie dieß ſchon früher Schmidt (die gemiſchten Einreden, 8. 3) und Burdardi 
Arhiv für ciwiliftifhe Praxis, XVII, ©. 208) gethan haben, neben dem mate: 
riellen Stlagegrunde auch noch einen formellen, welder nicht die Schlußjen: 
tenz, jondern blog das erfte richterlihe Einfchreiten zu rechtfertigen hätte. 

Ohne nun mweiterd auf die Gründe einzugeben, welde ſchon früher gegen 
die Statuirung eined formellen oder proceflualifhen Klagegrundes vorgebracht 
wurden ?), erledigt fi, wie uns jcheint, die ‘yrage, wieviel von dem materiellen 
Klagegrunde Objekt einer Beweisauflage für den Kläger ausmade, aus einer 
forgfältigen Analyje der beiberfeitigen faktiſchen Behauptungen des Kläger und 
Geklagten mit Rüdfiht darauf, mas in denjelben zum Klagegrunde, zur Excep⸗ 
tion oder den in der Klage allenfall3 enthalten anticipirten Repliken gehöre, von 
felbft. Es lönnen daher. unſeres Erachtens die allerdings erorbitanten Konfequens 
zen des Sabed: „Actori incumbit probatio* weder durd die entgegengefeßte 
Regel „affirmanti, non neganti incumbit probatio,* noch aud durch Poltulirung 
eines formellen Klagegrundes, ſondern einzig und allein dadurch elidirt werden, 
daß von der logiſchen Faſſung der beiberfeitigen Aſſerte abgefehen, das bloße 
Leugnen von jelbitftändigen verneinenden Behauptungen unterfhieden und dem 
Berneinenden über feine Verneinung dann, aber auch nur dann ein Beweis aufs 





— — 


ı) Wir verweiſen z. B. nur auf die gegen Errleben (Cond. sine causa, 
II. Abth.) gerichtete Auffaffung der cond. ob causam datorum. 

») Eiehe insbejondere Bradenhoefft's Grörterungen über die Materien des 
allgemeinen Theiles v. Linde’3 Lehrbuch, S. 440 und die folgenden. 
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erlegt wird, wen dieſe eine wiber das Recht des Gegners gerichtele Einrebe in- 
volpirt '). Ins ombere wäre, mie uns fcbeint, durch Ausſcheidung anticipirter‘ 
Repliten aus de Mlanicheift für Beurtbeilung des Umfanges, in welchem bebufs 
des eriten richte ben Einfchreitens dem Kläger der Beweis obliege, ein fiherer 
und ausreihend) Mahflab zu gewinnen, obne durch eine Unterſcheidung, wie bie 
in Rede ſtehende jenem logiſchen Formalismus, der in ber Lehre von der Be 
weifeslaft wohl ige genug geberricht hat, vom Neuen Thür und Thor öffnen 
zu müffen. Zug ch duürfte aber auch eben im diefer Zurücfführung der beiberfei: 


tigen Aſſerte an! -nmgebalt ein auäreichender Grund zu finden 
fein, den Klaͤge 5 über die jeinerjeits3 behauptete Nichterfüllung 
feiner Forderung non die Erfüllung es ift, moburd fein einmal 
entftandenes HeL, und fonach gleich jever andern Einwendung 
vom ©ellagten beim m Es gehört daher die Nichterfüllung weder 
zu den vechtöerzen ', noch bebarf es einer Vermuthung für bie 
Fortdauer des einm ‚lechtes, noch endlich iſt's nothwendig, durch 
Hinweifung auf nega- i diefe an ſich klare Anſchauung zu ftügen. t. 

Der Wirkungskreis Im nbürgen, zum Behufe der Gellend 


machung veriegier uno vejieener Urbarialrechte der ehemaligen Grandherren 
und Unterthanen. Dargeftellt, erläutert und mit Zormularien verjeben von 
Dr. Alois Sens, k.k. o. ö. Profeffor an der Rechtsakademie zu Her: 
mannjtadt 1858. 


Bei der Bedeutung, welche die Aufhebung de3 Urbarialverbandes, fo mie 
eine entjprechende Regulirung der hiemit im Zuſammenhange fjtehenden Befigver: 
bältnifje und gemeinſchaftlichen Nutzungsrechte zmifhen ehemaligen Grundherren 
und ihren Unterthanen für die agrariihen Verhältniſſe eine® Landes überhaupt 
haben, erjcheinen das für dag Großherzogthum Siebenbürgen publicirte faiferliche 
Patent vom 21. Juni 1858, fo wie die hiezu unterm 27. Jänner 1858 erlaffene 
Anftruftion für die Urbarialgerichte als Gefeße von einer fo weit reichenden Be- 
deutung, daß eine umfaffende und eingehende Tarftellung derjelben in der That 
ein fühlbares Bedürfniß if. Aus diefem Grunde ericheint daher da3 vorlie: 
gende Werk als ein höchſt zeitgemäße! Unternehmen und verdient um fo mehr 
Beachtung, als ih dasjelbe vor ähnlihen, der Erläuterung neuer Gejeße gewid— 
meten literarifhen Unternehmungen in mehr al3 einer Beziehung vortbeilbaft 
auszeihnet. So bürgt uns ſchon der Umftand, daß der Verfaſſer feinen Gegen: 
tand nah dem Aufriffe eines wiſſenſchaftlichen Syſtemes aruppirt, da— 
für, daß wir es bier nicht blo8 mit einer leidigen Baraphraje des Se: 
ſetzestertes „für das praftifhe Bedürfniß“ zu thun haben, fo gewähren ferner 
die einleitenden Vorerinnerungen über die früher beftandenen Urbarialverbältnifje 
Siebenbürgen? und die auf Umgeſtaltung folder längit unbaltbar gemordener 
agrariſcher Zuftände abzielenvden legislativen Beltrebungen jene zum Verſtändniſſe 


') Lehrreich find bierüber die Ausführungen in Kierulff’s Theorie de gem. 
Civilrehts, ©. 284—303, 
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der neuen Gefege unerläßliche Weberficht, und in der Darftellung des Urbarial: 
proceſſes felbft tritt ung ein in fich abgefchlofiened und Mares Bild einer ganz 
eigenthümlichen gerichtlihen Procedur entgegen, deſſen Zuſammenhang nicht, wie 
dieß gewöhnlich der Fall ift, durch Löfung müßiger, weil meift ſelbſt gefchaffener, 
Kontroverfen zerriflen wird. 

Demohngeadhtet knüpft fi an diefe recht verdienftliche Arbeit des Verfaſſers 
ein nur partituläres Intereſſe, und wir glauben daher, uns nur mit einer über 
fihtlihen Inhaltsangabe begnügen zu müfjen. 

Neben jener einleitenden Darftellung des bisherigen Urbarialverbandes in 
Siebenbürgen und der hiedurch bebingten eigenthümlichen Verhaͤltniſſe des Grund: 
befiges zerfällt des Verfaſſers Darftellung des Urbarialproceffed in einen allges 
meinen und fpeciellen Theil. In dem Erftern bebanvelt er dag Urbarialproceß- 
recht überhaupt, und erörtert bierin nah dem Borbilde von Bayer's vielver: 
breitetem Lehrbuche des gemeinen orbentlichen Givilprocefie die allgemeinften 
Orundfäße dieſes Proceſſes, die Objekte und Subjelte desfelben und ſonach die 
Lehre von der Rechtsverfolgung felbit. Der befondere Theil ift der Darftellung 
ded Verfahrens bei Komaflation, Abjonderung der Hutmweiden und Regelung der 
Maldnugungen und andermeitiger über die urbariale und allodiale Eigenfchaft 
von Grund und Boden auszutragender Streitigkeiten gewidmet. Al Anhang end⸗ 
lich findet fih das faiferl. Batent vom 21. Juni 1854 und die Verordnung ber 
Minifterien des Innern und der Yuftiz v. 27. Jänner 1858 beigebrudt. t. 


Handbuch, des äfterreihifchen allgemeinen Civilrechtes. Bon Dr. Jof. Ellinger. 
Sechste, neu bearbeitete Auflage. Wien, 1858. (Verlag von W. Brau: 
- müller.) 


Die Anzeige der neuelten Auflage diejed zwar nicht ftreng wiflenichaftlichen 
aber gleihmwohl beliebten und allgemein befannten Handbuches lann eigentlich 
nur den Zmed haben, jene Veränderungen und Zufäße anzudeuten, wegen welcher 
diefe Ausgabe die auf dem Titelblatte ftehende Bezeichnung „neu bearbeitet“ 
verdient. Der Berfafler hat in diefelbe die feit dem Jahre 1853 publicirten ein: 
ihlägigen Geſetze und Verordnungen bis Ende December 1857 aufgenon: 
men; — dad Neuefte alſo (aus den lebten 15 Monaten) fehlt. Eben fo verhält 
ed fi mit den Literar. Notizen. 

Die für Ungarn, Siebenbürgen, Croatien u. f. w. bei Einführung 
des a. b. ©. 3. erlaflenen faiferlihen Patente vom 29. November 1852 und 
29. Mai 1853 find im Anhange wörtlid, aber ohne Erläuterungen abgebrudt. 
Dagegen wurden die in den genannten Kronländern geltenden YJurispictiong-Nor: 
men und Civilproceß-Ordnungen an den paffenden Stellen (zum erjten Male) 
berüdfichtigt, was unvertennbar die Brauchbarleit des Wertes erhöht. 

In Betreff des Eherechtes beſchränkte ſich der Verfaſſer ebenfall3 (Ans 
bang V) auf den Text der mitek. Bat. vom 8. October 1856 publicirten Ehe: 
Geſetze für Katholiken, jo daß er, wie in den früheren Auflagen, nur das gegen: 
wärtig für bie nidhtlatholifhen und ifraelitifhen Glaubensgenoſſen geltende zweite 
Hauptftüd des a. b. ©. B. kurz erläutert. Das „Borwort“ motivirt dieß bamit, 
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a Nm Near jean Vorhaben, auch das Tatholifche Eherecht in den Bereich 
xt zu ziehen, für feine Kräfte unausführbar erfgien. Wir aber 
wart, or dieſes gewiß befcheidenen Belenntnifles, an des Autors Befähigung 
omas, und fprechen bier, ber liebereinftimmung der meiften Lefer ficher, 
nu Wunſch aus, Daß diefer wichtigen Materie in künftigen Auflagen die gleiche 
Surdeitung wie den anderen Gejeben zu Theil werden möge. 

Abgeſehen bievon müßten wir von dem Standpunlte, welchen die Kritik 
bei der Beurtheilung folder Werke einnehmen muß, nichts zu tabeln. Höchftens 
tönnten wir einiger Lüden in den Literar:Notizen erwähnen; wir vermiflen z. 3. 
Joſ. Unger: Ueber die wiſſenſchaftliche Behandlung des öfterreichifchen gemeinen 
Vrivatrehts (Wien 1853), — beim $. 561 a. b. ©. B. A. Th. Michel: Ueber 
die Berzichtleiftung auf Erbrechte (Magazin, VII. Bd), — Jul, Fierlinger: 
Das Recht auf den Pflichttheil (Gerichtsfaal 1853) u. m. a. 

Daß übrigens Ellinger's Handbuch au in diefer vermehrten Auflage 
eine rafche Verbreitung finden und „fich derjelben freundlichen Aufnahme, welche 
den früheren Auflagen zu Theil geworden ift, erfreuen werde,“ ift nicht zu be: 
zweifeln. Zum Theile bürgt dafür die Einrichtung der theoretifhen Staats: 
prüfung judicieller Abtheilung, für welche leider! faft alle Candidaten die Bor: 
bereitung aus einem möglichft kurzgefaßten und mehr für das praktiſche Be 
dürfniß berechneten Hilfsbuche zu fuchen veranlaßt find. 

Die Ausftattung des Werkes ift vortrefflih; der Preis 6 fl. öft. W. 
(früher 5 fl. E. M.). A. 


Vachtragsverordnungen zum öfterreichifchen Militärftrafgefehbude vom 15. Jänner 1855, 
im Auszuge zufammengeftellt und ala Anhang zu den Kriegsartifeln heraus: 
gegeben von M. Damianitſch, k. k. Oberjtabsauditor und Profeflor. 


Wien 1559, bei R. Lechner. 


Als im Jahre 1855 mit dem neuen Militär-Strafgefeßbuhe auch neue 
Kriegsartikel für die öfterreichifche Landarmee und Kriegsmarine erfhienen find, 
bat der Oberftab3auditor und Profeſſor M. Damianitfch nebft feinem Kommen; 
tare über das M. St. B. auch eine Erläuterung der Kriegsartilel herausgegeben, 
und darin, die militärifhen Mitrichter bei den Kriegsgerichten vor Augen habend, 
furz und faßlih dag Möthigfte und Wiſſenswürdigſte über die allgemeinen Be: 
ftimmungen des Militärjtrafrechtes, dann der Militärverbrehen und Vergeben 
dargeftellt. — Seit diefer Zeit find nun aber mehrere Nachtragsverordnungen zu 
dem M. St. ©. 3. erfloffen, melde, da die Sriegdartitel ein Auszug desſelben 
find, auch auf diefe fich beziehen. Damianitjch hat deßhalb diefe Nachtraͤge in 
einem bündigen Auszuge nah der Ordnung der Kriegsartitel zufammengeftellt 
und bei den einzelnen Verordnungen auch angeführt, auf melde Paragraphe des 
M. St. ©. 8. fie fich beziehen, daher viefelben nicht blos für die Beſitzer der 
Grläuterungen der Kriegsartitel, fondern au de3 M. St. ©. B. und ded Kom: 
mentars nicht unmwilllommen fein bürften. Die ganze Zufammenitellung fammt 
Regifter umfaßt nur einen Drudbogen. X. 
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Die Eivilprocehorduuug für die KAönigreiche Ungarn, Kroatien und Slavenien ıc. ıc. 
Crläutert von Dr. Ferdinand Schufter, orbentliher Profeſſor des 
civilgerichtlichen Verfahrens und des Lehenrechtes an der k. k. Univerfität 
zu Peſt. Dritte, auch mit Rüdjicht auf die übrigen Kronländer gänzlich neu 
bearbeitete Auflage. 1. Lieferung. Wien 1859, bei Friedrich Manz. 


Gegenüber der langen Reihe von literarifhen Crfcheinungen, melde ſeit 
den letzten Decennien unter einem mehr oder minder anfpruch3lofen Gewande, 
von erläuternden Darftellungen oder praftifchen Anleitungen angefangen, bis 
berab auf die Kinder der juriftiihen Muſe Haidinger's und Schopf's, ven 
Büchermarkt bevölfern, drängt fih uns die Frage auf, wie denn gerade in einer 
Zeit, welche fih mit Recht einer gründlichen Reform des Rechtsſtudiums auf den 
Hochſchulen rühmt, juriftiihe Hausapothefen folder Art Verleger, und noch mehr 
wie diefelben Käufer finden fünnen. Den Gründen diefer gewiß auffallenden Er: 
fheinungen nachzuforſchen, jcheint uns nit am Plage, auf Rechnung geiftiger 
Hilflofigkeit unferes Juriftenftandes wollen wir fie mindeftend nicht jeßen; jeden: 
fall3 aber glauben wir, darin eine Aufforderung an die Wiſſenſchaft und deren 
Träger — die Univerfitätsfebrer, finden zu müfjen, gegen ein derartiges, nahezu 
handwerksmäßiges Treiben lauten Proteft einzulegen. 

Unter diefen Umftänden fteigern ſich daher, wie dieß wohl kaum 
ander3 der Fall fein kann, die Erwartungen, welde wir von einem Buche 
begen, das einen Univerfitätlehrer zum Verfaſſer hat, mag dasſelbe auch immers 
bin unter dem heutzutage beliebten Titel einer Erläuterung zu Tage treten. 
Im vorliegenden bietet und nämlich der rührige Verleger, der bisher ftet3 mit 
ven Fortfchritten der Pegislation gleihen Schritt gehalten und ftet3 zur DVerar: 
beitung neuer legizlativer Operate bereite, wenn auch nit immer genügend ge: 
wandte Federn zu finden das Glüd hatte, die dritte Auflage eined Wertes, wel: 
ches feit feinem erften Erfcheinen in dem verhältnißmäßig kurzem Zeitraume von 
vier Jahren in zwei Auflagen vergriffen wurde. 

Rorläufig begnügen wir ung, unfere Leſer hierauf aufmerkſam zu machen, 
indem wir e3 und, da die nunmehrige dritte Auflage ſich als eine völlig umge: 
arbeitete anfündigt, wobei der Verfaſſer, mie aus der Vorrede zu erfchen, ven 
rechtshiſtoriſchen Theil völlig umgeftaltet, zugleid aber auch auf die übrigen Kron— 
(länder Bedacht genommen, und aljo für die Fortſchritte der Legislation neue 
Gefichtspuntte gewonnen, fo wie Doltrin und Prari3 gebührend berüdfichtigt zu 
baben behauptet, uns vorbehalten, feiner Zeit dieſes Werk in feiner neu ge= 
wonnenen Geftalt einer eingebenderen Beſprechung zu unterziehen. 

Tie Ausftartung läßt, wie bei allen aus diefem Verlage herrührenden Wer: 
ten, Nichts zu wünjchen übrig; über den Inhalt demnächſt! t. 


1. Das Gefeh über das Verfahren aufer Streitfachen som 9. Auguft 1854 ſammt 
den bezüglichen Versrdnungen, dargeltellt von Tr. Ferdinand Schufter, 
o. ö. Profeſſor an der 1. k. Univerfität in Belt. I. Abtbeilung. Wien 1859, 
Berlag von Friedrich Manz. 8, 258 Seiten, 


nu ver Ann 
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2. Handbuch der Gerichtsbarkeit aufer Streitſachen nach öfterreichifchen Aechten. 
Für die gerichtlihe und notarielle Prarid foftematifh dargeftellt von 
Dr. Karl Emil Ritter von Kißling, k. E. Notar zu Neumarkt und 
Mitglied der Notariatstammer zu Salzburg. Mit Formularien. 1. Lieferung. 
Wien 1859. Verlag von Wilhelm Braumüller. 8. 18% Seiten. 

3. Handbuch des gefammten gerichtlichen Verfahrens aufer Streitfachen und aller 
damit im Bufammenhange Achenden Gefehe und Wersrinungen. Bon Dr. 
Franz Eduard Kaleffa, k. k. Oberfinanzrath und Mitglied der Staats: 
prüfungzlommiffion. 1. Lieferung. Wien 1859. Verlag von L. W. Seidel, 


„zn welchem Maße in unferer Zeit der literariihe Markt mit juriftifchen 
„tompilatorishen Werken überſchwemmt wird, ift befannt genug, und eben fo aud 
„dieß, daß bei der großen Mehrzahl der preußifchen Praltiker gerade ſolche 
„Werke einen fehr großen, ftreng wiſſenſchaftliche Werke dagegen faft gar keinen 
„Eingang finden.” 

So Hagt Profeffor Dr. Hälfhner in feinem lehrreichen Schriftchen, 
„Das juriftifhe Studium in Breußen” (Bonn 1859), und leider findet 
diefe Klage au in unferem PVaterlande ein nur zu deutliches Echo. Kaum bat 
unfere fo fruchtbare Gefeßgebung ein neues Produkt von Stappel gelaflen, fo 
bemädhtigt ſich vdesfelben die Spekulation, und nicht felten entftehet unter den 
Konkurrenten ein förmliches Wettrennen nah dem erjehnten Ziele klingender 
Buchhändler:Honorare. Daß unter diefen Verhältniffen von gediegenen Leiftungen 
feine Rede fein könne, Tiegt wohl auf flacher Hand; allein es ergibt ſich für das 
kaufende Publikum noch ein anderer Uebelſtand. Da nämlich diefe Büchermadher 
nur nad Bogen f&hreiben, fo ift e8 eine zur Vermehrung ber Anzahl der letzteren 
beliebte Tattit, ihre Aufgabe nicht auf den gewählten Gegenftand zu befchränten, 
jondern fih Ausfhmweifungen in andere Gebiete zu erlauben, fo daß z. B. in 
einem Werke über die Jurisdiktion zugleih ganze Partien über die Gerichtöor: 
ganifation, Gerichtsinſtruktion und Prozeßlehre hineingetragen werden, wornach 
der unglüdlihe Käufer mehrerer folder Werke ein und dasſelbe Geſetz eben fo 
oft in den Kauf nehmen muß. 

Indem ih nur noch bemerfe, daß diefer Stoßfeufzer ohne fpeziellen Hin: 
blid auf die Verfaffer ver oben angeführten Werke losgelaſſen wurde, kehre ich 
jur Anzeige der legteren zurüd, mit dem Vorbehalte einer eingehenveren Be: 
ſprechung nad ihrem vollftändigen Erſcheinen. 

ad 1. Diefed Werk des Profeſſors Schufter enthält ala I. Abtheilung die 
allgemeinen Anorbnungen des Patentes vom 9. Auguft 1854, und die Verlaſſen⸗ 
ſchafts-Abhandlung. Die Methode der Behandlung ift die legale — eregetifche, 
indem der Verfaſſer jedem einzelnen Paragrafe des berufenen Patente® vom 
9. Auguft 1854 eine kurze, mitunter höchſt harmloſe, Erläuterung beifügt. Be 
ſonders gelungen ift die nah Malter’3 Handbuch der Gebühren-Geſetze gelieferte 
Darftellung der Nachlaßgebühren. Dem Werte ift ein alphabetifches Sachregifter 
beigegeben. 

ad 2%. Diefes Wert unterfcheidet fih von dem vorhergehenden und andern 
bereit3 früher erjchienenen Werten ähnlicher Gattung dadurch, daß der Verfaſſer 
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dasielbe als eine „ſyſtematiſche“ Darſtellung de? Verfahrens außer Streit: 
ſachen ankuͤndigt, und in der Vorrede dieſes Präbilat feinem Werle andern gegen: 
über auch wirklich vindizirt. Allein ich glaube, daß dem Herrn Verfaſſer bei dies 
fer Anſchauung feines Wertes eine optifhe Täufchung begegnet fein dürfte, denn 
ich vermag in dem vorliegenden ‘Buche wohl eine georbnete, gegliederte Darfiel: 
lung des gegebenen Stoffes, keineswegs aber ein „Syſtem“ in des Wortes 
eigentliher Bedeutung zu erbliden; denn im Sinne des Verfaſſers müßte das 
Beleg vom 9. Auguft 1854 felbit auf den eined „Syſtems“ Anſpruch machen 
tönnen. Ich glaube überhaupt, daß es mit Aufftellung eines „Syſtems“ des Ver: 
fahrens außer Streitfahen eine mißliche Sache ift, indem es, fo viel mir befannt, 
der Wiſſenſchaft bisher nicht gelumgen ift und wobhl ſchwerlich gelingen dürfte, die 
Grenzen dieſes Gebiete unverrüdbar feitzuftellen. Immer wird es der pofitiven 
Gefepgebung vorbehalten bleiben müfjen, den Krei der dahin gehörigen richter- 
lichen Thaͤtigkeit je nach Bebürfniß enger oder weiter zu ziehen, und der Schrift: 
fteller, welcher dieſes Gebiet zum Gegenjtande feiner Forſchungen madt, wird 
daher am beiten thun, „dag Syſtem des Geſeßzes“ zur Grundlage zu maden, 
was denn auch der Herr Verfaſſer gethan hat. | 

Die vorliegende 1. Lieferung dieſes Werkes enthält einen allgemeinen Theil, 
und von dem befonvern die I. Abtheilung behanvelnd die Mitwirkung der Gerichte 
und Notare bei Rechtögefhäften unter Lebenden, und die II. Abtbeilung, welche 
die Führung der öffentlihen Bücher zum Gegenftande hat. 

Sn der I. Abtheilung erfcheint als befonders interefjant und diefem Werte 
eigenthüämlich die in den 88. 31— 41 vorlommende Anleitung zur Verfaſſung von 
Nechtsurtunden, namentlich eines Pfandredhtes, einer Servitutsbeftellung, Schens 
kung, eines Verwahrungsvertrages ($. 3%), eines Leib: und Darleihenvertrages 
(8. 33), einer Bevollmädtigung, eines Taufch: und Kaufvertrages (8. 34), eines 
Beitandvertrages, Erbredt:, Erbzind: und Bodenzins-Vertrages ($. 35), eines 
Lohn: und PVerlage:Bertrages ($. 36), eines Geſellſchafts:Vertrages (8. 37), der 
Ehepalten ($. 38), der Glüdsverträge ($. 39), eines Bürgſchafts- und Neuerunggs: 
vertrages und eines Vertrages über Beſtellung eined Schiedsrichters (8. 40), einer 
Geffion, Affignation und Quittung ($. 41). Der Herr Verfaſſer hat damit ver: 
ſucht, ein Stüd KautelarsJurisprudenz zu liefern, und man kann diefen Verſuch 
im Allgemeinen al3 gelungen bezeichnen, indem der Herr Verfaſſer nicht blos die 
entiprechenden Formulare liefert, fondern dem denkenden Urkundenverfafler durch 
genaue Hervorhebung der jedem Geſchaͤft eigenthümlichen gefeglichen Beitimmungen 
einen fihern Anhaltspunkt bei Behandlung konkreter Fälle an die Hand gibt. Ob 
jedoch der Herr Berfafler in lebterer Beziehung nicht zu wenig gethan, ob es 
nicht wünſchenswerth geweſen, wenn er ver nadten Aufzählung der Gejchesbe: 
ftimmungen bei jedem einzelnen Gefchäfte aus dem reichen Schage feiner Erfah: 
rungen jene probebältigen Kautelen beigefügt hätte, welche geeignet find, mögliche 
Differenzen ſchon im Voraus zu befeitigen und die Wirkſamkeit des beabfichtigten 
Geſchäftes zu fihern — überlafle ich der eigenen Beurtbeilung des Herrn Ber: 
faſſers und der Nachholung in folgenden Auflagen feines Wertes. 

Den Schluß der I. Abtheilung bilden die Borfchriften über daB Verfahren 
bei Zeilbietungen. 
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Die II. Abtheilung umfaßt die Vorfchriften über die Führung der 
öffentlihen Bücher über unbemeglide Saden durd die Gerihte, und 
zeichnet fi durd eine präcife Zufammenftellung der bezüglihen Geſetze aus, 
welcher zur ZUuftration gewählte Formulare beigefügt werben. Zur Aufnahme 
diejer Materie ließ ſich der Verfaffer wohl nur durd den Saß: superflua non 
nocent beftimmen. Denn ob diefe Materie zum „Syſteme“ des Verfahrens 
außer Streit gehört, muß wohl bezweifelt werden, da nach meiner Anſchauung 
das Inſtitut der öffentlihen Bücher ein Nebeninititut bildet, welches eben jo gut 
in ald außer Streitfjahen in Ihätigfeit geſetzt wird. 

Schließlich muß ich bemerten, daß ich auf dem Titel dieſes Werke die 
Worte „nah öjterreihiihen Rechten“ in die richtigeren nad) öſterreichiſchem 
„Rechte“ oder nad öſterreichiſchen „Geſetzen“ umgeändert wünſchte, denn es 
beftehen in Lefterreid) wohl verſchiedene „Geſetze, aber immer nur „Ein Recht.“ 

ad 3. Dieſes Merk iſt, fo viel die vorliegende Lieferung erkennen läßt, 
eine reine Kopijtenarbeit ohne allen wifienfchaftlihen Werth. Dem Herrn Vers 
faſſer jcheinen die Handbücher Wefjely’s zum Morbilde gedient zu haben; er 
bat jedoch dabei überjeben, Daß dieſe Handbücher die Gejeße mehrerer Dezennien 
umfaflen; während das Geſeß vom 9. Auguft 1854 noch nicht die Kinderjahre 
überjchritten hat, und die geſetzlichen Erläuterungen, welche ſich unmittelbar dar⸗ 
auf beziehen, no in geringer Anzahl vorhanden find. Um daher das projeltirte 
Volumen des Werkes zu erreichen, blieb dem Herrn Verfafier nichts anderes 
übrig, als alle neben dem Geſetze vom 9. Auguft 1854 beftehenden, wenn auch 
nur in entferntefter Mittelbarleit auf letzteres fich beziehenden Geſetze, 3. B. die 
Gerit3:Organifirungs: Patente in ihrer ganzen reihögefehlihen Breite abdrucken 
zu laſſen; und da der Herr Verfaſſer das Wert in 6—8 Lieferungen, & 1 fl. Oeſt. W., 
zu geben veripridht, jo dürften die Käufer mit Nüdjiht auf die Preife, welche 
die abgedrudten Gefeße in der Staatspruderei foften, leicht in die Lage fommen, 
wegen einer laesio enormis klagbar zu werben. Dr. K. Kr. 


Has Amsrtifirungsuerfahren bei Stantspapieren und anderen Urkunden durch die 
öfterreichifchen Civilgerichte. Für das praltiihe Bedürfniß dargeltellt von 
Tr. Ferd. Schufter, ordentl. Profeſſor der Rechte an der k. k. Univer: 
fität in Peft. gr. 8. Wien (Fried. Manz) 1859. 69 ©. und 3 Bl. 


Es ift eine ausgemachte Thatſache, daß die Krankheit der Buchmacherei 
unter dem fchriftitellernden Bublitun nie ganz ausflirbt, in gewiſſen Perioden 
aber, fo zu jagen, epidemiſch auftritt. Unfere Literatur jcheint leider eben in eine 
folhe Periode getreten zu fein, wo fie mit den früppelhaften Produften dieſer 
krankhaften Richtung zu kämpfen hat, und nit ihren wirklich werthvollen Leiſtun— 
gen aus dem Grunde oft zurüdgedrängt wird, weil die Unfenntniß und Gedan: 
tenlofigfeit eines beträchtlichen Theiles des leſenden Publikums mit beiden Hän: 
den nad) jenen popularifirenden Machwerken langt, in melden man die Scha— 
blonen und Gemeinpläße aufgeitappelt findet, mit denen es ohne „graue Theorie“ 
fo ergöslid auf dem „grünen“ Pfade des Schlendriang ſich leben läßt. — Iſt 
es aber nicht im böchften Grade betrübend, wenn fogar Fachmänner, welche durch 
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ihre Stellung berufen find, die Wiflenfchaft zu lehren und zu bereichern, fich jo 
ſehr verirren, daß fie einer Bahn folgen, auf der gerade das Gegentheil der 
Wiſſenſchaft zum Princip erhoben wird? Wir nehmen im Dienfte der Wahrheit 
keinen Anftand, zu fagen, daß mwir bei dem Verfaſſer der angezeigten Schrift be: 
reits Symptome dieſer leivigen Cchreibjeligleit finden, welche in naturgemäßer 
Entwidlung zur vollendeten Buchmacherei führt. Wir haben den bigherigen Ars 
beiten des Verfaſſers eine eigentlihe wiijenjhaftliche Bedeutung niemals 
zuzufchreiben vermocht. Auch bezüglich feines Hauptwerkes (d. h. des umfangreich: 
ften feiner Werke), des fogenannten Gommentars zur ungarijchen Proceßordnung 
balten wir diefen Ausſpruch feit’), und können darin durch die wiederholten Auf: 
lagen des Buches nicht irre werden, denn zu allen Zeiten ift es mitunter vorge: 
fommen, daß fogar ſolche Bücher, welche nur dem gewöhnlidhften Handgebrauche 
des Rechtes Vorſchub geleiftet, in einer Staunen erregenden Zahl von Abprüden 
fi vermehrt haben. Aber für die Ausarbeitung jened Commentars tonnte der 
Verfaſſer wenigftend darauf fich berufen, daß eine Erläuterung des neuen Gejeb: 
gebungswerkes für Studierende und Praltiker wünfchenswerth fei; follte es da: 
gegen in der That Bedürfniß fein, die Literatur mit monographiſchen Zufammen: 
ftellungen zu vermehren, welche jo wie die vorliegende Schrift beſchaffen find? 
Wir find auf dem Punkte angelangt, den oben gegen den Berfafler ausgeipro: 
henen Tadel nachzuweiſen. Der Anhalt dieſes „Werkchens“ über dad Amorti: 
ſirungsverfahren beftebt darin, daß eine bei dem E, k. Tandesgerichte zu Wien 
für den dortigen Amtsgebrauch angefertigte Anleitung zum A.:Berfahren einer 
„neuen Anorbnung der Materien“ unterzogen, und mit „Beiläßen und Mobififa- 
tionen“ verſehen wurde, melche der Verfaſſer „mit Rüdficht auf Doltrin, Prarig 
und fpätere Gefehe und Verordnungen für angezeigt erachtete, oder aus dem 
Grunde maden mußte, meil” er „ftrebte, dieſe Darftellung für alle Kronländer 
der Monarchie gleich brauchbar zu geftalten” (f. d. Vorwort). Beburfte es mohl 
zur Grreihung dieſes Zieles einer eigenen Schrift, die ihren Gegenftand nicht 
einmal erjcböpft, fondern ſich wejentli an ältere Bücher des Verfaſſers anlehnt? 
Was er über die U. zu fagen hatte, konnte er bereit in feinen Ausführungen 
über die Proceß-Ordnung und die Jurisdiktions-Norm anbringen, und hat e8 
auch bereits in des Hauptſache gethan. Wozu alfo ein Wiederabdrud der Geſetze 
mit Berweifung auf jene Bücher? Der Verfaſſer fagt zur Rechtfertigung eines 
jeiner neueften Bücher (da3 Gefeh über das Verfahren außer Streitfadhen ꝛc.) im 
Bormworte bafelbft, daß es feine Abſicht jei, das ganze Gebiet feines Faches, 
und zwar vorerft unter unmittelbarer Zugrundelegung des Tertes des Gejches 
zu durchſchreiten, und das noch nicht nefammelte Material zufammenzu: 
fiellen. Dieſes Vo rerſi ſcheint uns alfo mit einer Fluth gleiher Bücher in an: 
derer Form zu bedrohen, und die gegenwärtige Schrift ift ohne Zweifel der erfte 
Anfang davon. Will der Verfaſſer nach jenem Vorerft nody einmal durd fein 
Gebiet ala wahrer Fachmann fhreiten, dann follte es denn doch nicht wieder 


) Wenigftend vom biftorif hen Standpunkte aus hat die Yrbeit ug bereits 
an einem anderen Orte eine gebührende Würdigung in dieſem Einne ge: 
funden. Bergl. aber auch 5. 13 die Anzeige über bie dritte Auflage. 
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eine bloße Materialfammlung over Beröffentlihung ämtlider Schablonen 
werden, und es bleibt ihm nur ein Weg, der einer Reihe von wirklich wiffen: 
ſchaftlichen Monographien über, wozu es an tüchtigen Vorarbeiten in keiner 
Weiſe fehlt. In einem „Werken,“ wie das vorliegende, findet die Literatur frei: 
lich kein fhidliches Bläschen, und doch hat au die Amortifirung ihre ganz 
nette Literatur; oder follten dem DVerfafler die neueren Arbeiten von Shumm, 
Jolly, von V. im neuen Archiv für Handelöreht (55 ff.) ıc. ıc. etwa nicht bes 
fannt geworden fein? Dr. H. K. 


Pas jus naturale, acquum et bonum und jus gentium der Wömer. Bon Dr. Moriz 
Voigt, Privatdocenten an der Univerfität Leipzig. 8. Leipzig, Voigt und 
Günther. I. Band, 1856. VIII und 630 S. — 1. Band, 1758. XII unt 
958 S. — IV. Band, 2. Abtheilung 332 ©. 


Werke, welche ihren Gegenftand mit einer das wirkliche Bedürfniß über: 
fteigenden Weitläufigteit behandeln, lafjen nur zu oft jene Gründlichkeit vermiflen, 
welde ein ernfter und wichtiger Gegenftand in Anſpruch nimmt; und, während 
gerade die gründlidhe, echt wifjenfchaftlihe Erforfhung des gefammten Material? 
ausprüdlid oder ftillfehweigend als Zwed hingeftellt wird, für den die Breite der 
Darftellung als unentbehrlies Mittel angefehen werden foll, ergeben fie fi 
häufig in unmefentlihen, nicht zur Sadye gehörigen, ja mitunter in ganz trivia- 
len Ausführungen, welche dem Leſer nur das Gefühl der Ungenießbarteit und 
Ermüdung ermweden. 

Voigt's angeführte Unterfuhungen über das jus naturale etc. gehören 
nicht in diefe Kategorie, obihon fie im Punkte der Ausführlichkeit das Höchfte 
leiften, was ein Schriftiteller bieten kann. Weber die Wichtigkeit der Materie bier 
erft umftändlicher ſich auszulaſſen, wäre wohl ganz überflüffig. Sie ift jest all: 
gemein anerkannt '). Referent ift aber weit entfernt, die Richtung der Voigt'ſchen 
Arbeit in jeder Beziehung rechtfertigen zu wollen. Es wäre ohne Zweifel mög: 
lich geweſen, die Ausdehnung des Buches weſentlich zu beichränten, ohne der 
Neichhaltigteit feines Stoffes einen entſcheidenden Eintrag zu thun. Die Ueber: 
fichtlichleit und damit auch die Leichtigkeit des Studiums wären auf diefe Art 
erheblich unterftüßt, ja das Buch felbft durch die Möglichkeit einer Verminderung 
des Preifes (der bei der gegenwärtigen Anlage eine beträdtlihe Höhe erreichen 
muß) in meiteren Kreifen zugänglich geworden. Relativ erſcheint aber die Aus— 
dehnung, welche Voigt feinen Unterfuhungen gegeben hat, als eine durchaus 
berechtigte. Es handelt fi hier um Begriffe, melde den Bildungsgang des gan: 
zen römischen Rechtsſyſtems durchziehen, an melde eine lange und inhaltſchwere 
Neihe von Confequenzen fih anfchließt, Begriffe, deren Entitehung und Entwide 
lung nur durd eine combinirende Würdigung verfdhiedenartiger Momente zum 
vollen Verſtaͤndniſſe gebracht werden kann. Darin nun hat der Berfaller höchft 
Anerkennenswerthes geleiftet. Sind auch die eigentlihen Hauptreiultate nicht neu, 
und mag man fi auch verfucht fühlen, über mandes Neue mit dem Verfafler 

') Bergl. auch Haimerl’3 Magazin, Band XIII, S. 3; und XIV, ©. M ff.; 
und diefe Vierteljahresfhrift, Band II, ©. 19 f. (des Literaturblattes). 





über rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 19 


zu ftreiten, fo wird man doch gewiß einräumen müflen, daß er zur Aufllärung, 
Begründung und folgerihtigen Entwidelung der fraglichen Lehre weſentlich beige: 
tragen babe, und daß ihm auch mehr ald eime fpecielle Rechtsma— 
terie, deren Daritellung fonft in der Regel nur im Allgemeinen an jene gegen: 
fäglichen Grundbegriffe angelnüpft zu werben pflegt, eine fhägbare Förderung 
verbante. 

Es verfteht fi) von felbit, vaß bier eine Kritik eines fo umfaflenden Wer: 
fed nicht unternommen werden fann. Cine folde würde, wenn fie nur einigers 
maßen ihrem Namen entſprechen follte, weit über die Grenzen hinausgehen, welche 
nad dem Zwede diefer Blätter eingehalten werden müflen. Nur eine furze Ueber: 
ficht des reihen Inhaltes foll als Hinweiſung auf die Bebeutjamleit des ange: 
zeigten Werkes bier eine Stelle finden. 

Im erften Bande fucht der Verfafler die Begriffe vom jus naturale, aequum 
et bonum, und jus gentium der Römer in ihrer geſchichtlichen Ausbildung feft: 
zuftellen. Gr nimmt feinen Ausgang von dem Zeitalter Gicero’3 (erite ‘Periode, 
88.1—43), und führt feine Unterfuhung bis auf Juſtinian herab. Der Zeitraum, 
der unmittelbar nach dem Zeitalter Cicero’3 beginnt, und mit dem Verfall der 
römifhen Rechtswiſſenſchaft endet, bildet die zweite, der noch übrige Zeitraum 
die dritte Periode (88. &—96 und 97—103). Der Zufammenhang zwifchen den 
Anjichten der römiihen Juriften über da jus naturale mit der dießfälligen Dok— 
trin des Cicero, und weiterhin zwifchen diefer und den Syſtemen der griechiſchen 
Philoſophie hat den Verfaffer zu einer genauen Darftellung der Lehre vom jus 
naturale in der griechiſchen Bhilofophie veranlaßt (88. 17—34), woran ſich die 
Charakteriftit der praktiſchen Philofophie Cicero's naturgemäß anſchließt. Das 
Refultat diefer Unterfuhung ift das, daß Cicero zur griechiſchen Philofophie nur 
receptiv fid) verhalte, über dieje nirgend3 hinauglomme, und daß demnah auch 
feine Anſchaung vom Recht wejentlih noch mit denſelben Mängeln behaftet er: 
ſcheine, welche an den rechtsphiloſophiſchen Lehren der Griechen erkennbar feien. 
Cicero's Begriffe von der aequitas, dem jus naturale und jus gentium enthalten 
nah Voigt ein ziemlich getreues Bild von der Auffaffung jener Lehren Seitens 
der juriftiichen Theorie feiner Zeit, wenn Cicero au in Bezug auf das philojo: 
pbifhe Element feine „fachjuriſtiſchen Zeitgenoſſen“ unzweifelhaft um ein Bedeu⸗ 
tende3 überragte. Die Mängel aber, an welchen indbefondere Cicero's Nechtöbe: 
griff nah dem Vorgange feiner griehifhen Wufler leide, formulirt der Berfaffer 
(Seit 205) al3: „Unterihäßen der formalen Pertinenz des Rechtes und feines 
Ausganged von der Staatögemwalt, fo wie das Verkennen ver Grenze zwifchen 
Moral und Recht.” 

Die Lehre vom jus naturale, zuerft durch Cicero in das römiiche Leben 
eingeführt, und fpäter dur die Philofophie bei den Römern befefliget, war von 
dem tiefften Einfluffe auf die gefammte Ideenwelt des römishen Volkes; durch 
fie wurde e3 erſt zu einer fogmopolitiihen Anſchauungsweiſe erhoben, und fo 
das bewußte Verftändniß jener Ideen, weldhe durch feine Eroberungen und Han: 
delsverbindungen bereit3 im Keime gegeben waren, möglich gemacht und gefräf: 
tiget. Freilich gibt der Verfaſſer zu, daß nicht jeder römische Dichter, Gefchicht: 
j&hreiber oder Jurift, in defien Werten der Begriff des jus naturale erwähnt 

Haimer!’s Bierteljahresfhrift f. Rechtew. IV.i. . C 
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wird, bei ven P oſophen fo zu jagen ex professo in die Schule gegangen jei; er be 
tont vielmehr o wüdlich, baß „va® Dogma vom jus naturale wurde durch die Philo- 
fopbie zunädft denkenden Köpfen der Nation vermittelt wurde, und von bieraus 
felbft ver arob Menge auf unjihtbarem Wege mitgetbeilt und durch die Tauſende 
von Kanälen zu ührt werden mochte, durch melde in raſtloſer Bewegung ber flüchtige 
Gedanke in der nſchlichen Bejellichaft cirlulirt.“ Die Bhilofopben der auf Eicero fol: 
genden Periode miimeber Ekleftifer oder reine Anhänger eines beſtimmten griedhi: 


ihen Syftemd das jus naturale nur geringe Auf: 
merkſamkeit u biejes Begriffes den Juriſten vom 
Fache. Obne it vie Pbilofopbie bei ven Römern 
gewiß nicht gen = er in die Augen, jo machte er ſich 
doch — unter de. zügen ber gefammten Rechtsbildung 
und Rechtsbehan übrigens unverholen aus, daß es 
ſchwer falle, dief en einzelnen Kundgebungen barzu: 
legen, weil nur ten Rechtsſyſtems und des Zuftan- 
des der Rechtsn ı Cicero, mit ben entſprechenden 
Berhältniffen ir r Raiferzeit die genügenben Unter: 
lagen biezu Tief märtigen Stande der röm. Redt®: 


geihichte theild gar nicht, theils nur ım ſehr unvolllommener Meife zu gewinnen 
feien. — Wie er an Cicero und an der griehifhen Redtsphilofophie rügt, dag 
da3 Recht in ihren Syſtemen nicht zu feiner begrifflihen Trennung von ver 
Moral gelange, jo hebt er bezüglich der Juriſten der zweiten Periode hervor, 
daß fie daS jus naturale von den anderen Geboten der Ethik nit nad dem 
modernen Gelichtöpuntte der Scheidung von Recht und Moral abgrenzten, fon: 
dern eine andere Grenzbejtimmung annahmen, wobei zu vermuthen (aber au? 
den Quellen nicht nachweisbar) ſei, daß fich die römischen Auriften dem Einfluffe 
der Lehre der Stoa und Cicero's von den fogenannten vier Gardinaltugenden 
untergeordnet haben. „Wie fehr jevody immer,” fährt er fort, jene Unbefanntichaft 
der Grenze von Moral und Recht durch ihre Confequenzen die gejunde Entwicke— 
lung und Fortbildung des Rechts zu bedrohen fcheint, jo haben doch die römis 
hen Juriſten — und Nichts fpricht mehr als dieß für ihren hohen juriftifchen 
Takt — in inftinktiver Weife den Fehler vermieden, das Gebiet ded Rechtes auf 
Koften feiner inneren Harmonie und feine reellen Werthes durch Hereinzieben 
rein moralifher Berhältniffe praktiſch und thatfächlid erweitern zu wollen. Biel: 
mehr ohne bewußte und Har erkannte Diftinktion jener beiden Glemente klären 
fi doch diefelben von einander ab, indem die Moral zwar die im Rechte ihr 
gebührende untergeorbnete Stellung, aber auch nur diefe eingeräumt erhält.“ 
Und am Schluffe der zweiten Periode fpricht der Verfafler auf Grund der nun 
durch 16 Jahrhunderte befeftigten Herrfchaft des römiſchen Rechts die Ueberzeu— 
gung aus, „daß es den römischen Juriſten gelang, bei ihren rechtsphiloſophiſchen 
Spekulationen in hobem Grade der einigen und abfoluten Rechtswahrheit fich zu 
nähern.“ 

Im zweiten Bande fuht Verfaffer die Principien und Syfteme nachzuwei—⸗ 
fen, welde im jus eivile und jus gentium vorhanden und bejtimmend find, — 
die geihichtlihen Voraugsfegungen und Confequenzen diejer Principien, fo wie 
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ihre fortfchreitende Entwidelung. Das jus civile und jus gentium erſchöpfen aber 
die biftorifchen Eriheinungsformen bei Weiten nicht, „melde dem Gebiete der 
durch die maßgebenden Principien gegebenen Betrachtung anheimfallen.” Denn 
ausgehend von dem Recht mit Rüdficht auf feine Herrihaft über das Subjelt 
bieten ſich verſchiedene Rechtsſphären dar, vie weder dem jus civile, nocd dem 
jus gentium angehören. Aus inneren Gründen follte ſich die Darftelung zwar 
auf dad Privatrecht beihränten, äußere Gründe veranlaßten den Verfaſſer 
aber, mehrfach über diefe Grenzen hinauszugehen. So glaubte er, die Lehre von 
der Herrichaft des Rechtes über das Subjelt in der Einleitung näher erörtern 
zu müffen, weil fie die Grundlage des folgenden bildet, und bei der Doltrin bis 
nun überhaupt noch nit binlänglih, in ihrer Beziehung zu dem gefammten 
antit:römifhen Rechte aber noch gar nicht behandelt worden fei. — Eben fo ge: 
wife Einzelnheiten, welche von der Doltrin gleihfalld noch nicht fo erlevigt find, 
wie e3 dem Verfaſſer nothwendig feheint, um die Löfung der Gefammtaufgabe 
in volllommener Weile durch bloße Aufnahme der vorhandenen Refultate bewerk: 
ftelligen zu können. Dahin redynet er die näheren Umftände der Entitehung des 
jus gentium, die Inftitute der recuperatio, deö connubium und commercium etc. 
Die II. Abtheilung des IV. Bandes enthält die Beilagen IX—XVI zum 
2. Bande, melde, wie die Beilagen I—VII zum 1. Bande (Bd. I. S. 529 ff.), 
forgfältiger Beachtung empfohlen zu werden verdienen. Dworzak. 


Novella Justiniani XCIX. Nustravit Carolus Joa. Frid. Guil. Wieding, 
J. U. D. — 8. Berolini, W. Hertz. 1857. XII und 180 ©. 


Die jüngfte Zeit hat und abermals zwei Abhandlungen über die alte Streit: 
frage bezüglich der 99. Novelle gebracht, welche nicht ohne Beachtung gelafjen mer: 
den follen. Zunädft bat nämlih Dedekind im Arhiv für civiliſtiſche Praxis, 
80, Bd., ©. 264 f. und 380 f., feine in der Schrift: De exceptione divisionis 
(Göttingen 1853) aufgejtellte Anficht wieder zu vertbeidigen gefucht, und weiters 
it Wieding in der angezeigten Monographie als Verfechter der communis 
opinio aufgetreten. Die Geſchichte des ganzen Streites findet ſich hier in den 
88. 1—19 in umfaflender und genauer Weife zufammengeftellt; worauf in den 
folgenden Paragraphen die herrihende Anfiht mit vieler Sorgfalt zu rechtfer⸗ 
tigen unternommen wird. Nach dieſer herrſchenden Lehre fol Zuftinian in der 
Nov. 99 zwar nicht für jede folidare Verpflichtung‘), wohl aber für den Fall 
einer vertraggmäßig ausdrüdlich begründeten Correalobligation eine Art benefi- 
cium divisionis in der Richtung eingeführt haben, daß über die Klage des Gläu: 
bigers fämmtlihe am Klagorte wohnenden Schuldner vom Richter vorgeladen 
und nad vorausgegangener Prüfung ihrer Zahlungsfähigkeit die Solventen zur 
Befriedigung der aufrecht befundenen Forderung in solidum verurtheilt werden, 
wenn aud) die Klage nur gegen Einen oder gegen Ginige der Schuloner gerichtet 
geweien wäre. — Dieſe Anfiht ift auch in der gemeinen Praxis im Wefentlichen 
die vorwiegende (Hol zſchuher Theorie und Statiftil d. gem. Civilrechts, IL. 2. 


ı) Wie die Aelteren meiftend annahmen. 
C* 
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©. 94, Nr. 3). — Savigny (Öbligationenreht I, ©. 28% f.) bezieht dagegen, 
wie ſchon von Donellus gejchehen, die 99 Nov. nur auf Correalſchuldner, 
welche ſich wechjeljeitig für einander werbürgt haben. Bangerom (Pandelten III, 
©. 87 f.) meint, Juſtinian fprede von einem Schuldvertrage, der jedem der 
mehreren Echuloner einen verhältnigmäßigen Vortheil bringe, und feße voraus, 
daß eine mwecheljeitige Verbürgung unter ihnen vor fih gegangen fei. Dede 
kind's Theorie hat mit der eben referirten Anficht mehrfache Aehnlichkeit. Er läßt 
die Novelle nur für den Fall gelten, da Mehrere, die aus einer Obligation 
Schuldner geworden, fih mwechjeljeitig für einander verbürgen, und dabei zugleid, 
ausdrücklich erllären, daß fie folidariih haften wollen. Zuftinian babe näm- 
lih bier ven Bürgen, als welde die Mitfchuloner ericheinen, das in der Nov. & 
(auf melde er auch im Eingange der 99 Nov. fpeciell fid) bezieht) fanttionirte 
beneficium divisionis nidyt benehmen wollen, aber audy nur in ter Weife zuge: 
ftehen können, daß das der Verbürgung beigerüdte Verfprehen, in solidum zu 
baften, nicht ohne Erfolg bleibe. Bangerom vermittelt feine Auslegung der 
99. Nov. mit der 4. Novelle durch eine analoge Erwägung. Formell erfcheine 
das Verbältniß der Mitfchulpner bier als eine paflive Correalobligation, weil 
jeder fih von Anbeginn an in solidum ausdrüdlich verpflichtet babe; materiell 
fei e8 aber dod eine Interceffion, weil eigentlich jeder Mitfhuloner nur bis 
zu dem Betrage feiner Quote principaliter hafte, für die anderen Quoten aber 
die Schulden der Mitfehuloner auf fih nehme. Dekwegen habe es Juſtinian 
für zmedmäßig eradıtet, weder die 4. Novelle, noch das reine Recht der Correal: 
obligation ftrenge durchzuführen, fondern vielmehr einen Mittelmeg einzufchlagen, 
der das formelle und materielle Recht mit einander verfühne. Ich übergehe dic 
Anfihten Anderer, und will nur bemerken, daß ich die fchwebende Frage durch 
die beiden erwähnten jüngften Abhandlungen nicht für erledigt halten Tann. Das 
Hauptargument gegen die gemeine Lehre, daß fie nämlich das Wefen der Correal: 
Obligation angreift, fbeint mir troß der Ausführungen Wieding's noch immer 
aufrecht zu beftehen. Tiefes Argument ftebt den anderen drei oben angeführten 
Theorien nit im Wege; denn felbft Savigny, der von dem Bellehen einer 
Correal:Obligation ausgeht, nimmt eine Verbürgung der Mitſchuldner in die 
Vorausſetzung auf, und damit einen Anlaß, dem für diefe Interceſſion beftehenden 
beneficium divisionis!) Rechnung zu tragen, was ohne Modifikation nicht gefche: 
ben konnte, weil die Interceſſion nicht in ihrer reinen Form fi darftellt. Aber 
auch Dedekind jcheint mir die Einwendung Vangerow's nit widerlegt zu 
haben, daß e3 doc feinen mwefentlichen Unterfchied begründen könne, ob die Mit- 
ſchuldner, die fi für einander verbürgen, ausdrüdlid, beifegen, daß dieß in so- 
lidum geſchehe, oder ob fie dieß unterlaffen, denn aud) in diefem Falle nimmt 
jeder Einzelne die Schuld aller Andern auf fih. Savigny's Auslegung balte 
ih für die dem MWortlaute der Novelle 99 am Meiften entfprechenve; und wenn 
ed auch wahr fein follte, daß die wechjeljeitige Verbürgung der Correaljchuldner 
von feinem beſonders wichtigen praktiſchen Belange fei, fo kann ihr doch nicht 
aller juriftiihe Gehalt abgejprodhen werden. Denn die Buͤrgſchaft, melde ein 


I) Ueber deſſen Geftaltung Wieding ſich eigenthümlich ausipridt. 
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Correalſchuldner für den anderen eingeht, bat juriftifch zwar nicht den Sinn, daß 
er fih dadurch für das Brincipale, die Correal-:Obligation verbürgt, welche ohne: 
bin feine Obligation if, wohl aber hat fie die Bedeutung, daß er nun auch 
für Acceffionen der Hauptfchuld haftet, welche in der Perſon eines Mitſchuldners 
entfiehen, für den er intercedirt, und wofür er in der Gigenfchaft als Gorreal: 
ſchuldner allein nicht verantwortlich wäre; ferner auch, daß er durch feine Inter⸗ 
ceffion für ſolche fubjeltive Beziehungen eines Correug zur Gorreal:Obligation in 
Haftung fümmt, melde ihn fonft in keiner Weife berührt hätten. Der Sache nad) 
würde m. €. Bangerom’5 Theorie vor Allen den Porzug verdienen, wem 
der Tert der Novelle ihr mehrere Unterftügung gewährte. Dworzak. 


Einige Worte über eheliches Güterrecht nach heutigem gemeinem Kechte in Jeutſchland. 
Bon Friedrih Rathmann, königl. preuß. Geh. Obertribunalärathe. 8. 
Chemnik (Eduard ode) 1859. 107 ©. 


Man ift, fagt der Verfaffer, in unferer Zeit geneigt, auf Stimmen zu 
bören, weldye deutſche Rechtswahrheiten aufrecht erhalten wollen; man will die 
große wiflenfchaftlihe Ausbildung des römiihen Rechts jest nit auf die robe 
Weiſe geltend maden, daß man deutſche Rechtsverhältniſſe in römiiche Rechtsbe— 
griffe bineinzmängt, welche darauf nicht paſſen, auf melde Art bald roͤmiſche 
Rechtöinftitute verunftaltet, bald deutſche Rechtswahrheiten verbunfelt und ver: 
drängt werden; fondern man mill vielmehr die größere Wiſſenſchaftlichkeit des 
römifhen Rechts dazu vermerthen, die deutfhen Rechtswahrheiten auf dem 
Boden, mo fie ſich erhalten haben, in der Geltung, welcde fie haben, wiſſen⸗ 
Ichaftlid zu behandeln, und fo das vaterländifche Recht mit Liebe zu pflegen. — 
Es handelt fi dabei vor Allem darum, zu beftimmen, was in den einzelnen In— 
ftituten des Privatrechts an deutſchem Rechtsmaterial gegen das eindringende fremde 
Recht wirklich ſich behauptet habe, und darüber herrfht im Einzelnen nidt unme: 
fentlihe Meinungsverfchiedenbeit. Der Verfafler greift nun einen dieſer ftreitigen 
Punlte, der feiner Wichtigkeit nach nicht zu den legten gehört, auf, und unter: 
nimmt e3, in der gegenwärtigen Schrift einen Beitrag zur Loͤſung der obſchwe— 
benden Controverſe zu liefern. E3 ift nämlich beftritten, „ob nicht nad den Zeug: 
nifjen der älteren Rechtslehrer angenommen werden müfle, daß das reine römifche 
Dotalſyſtem in Deutjchland da, mo nicht partitularrechtlich ein Anderes, und m 
fo weit nicht ein andered nachzuweiſen fei, gemeined Recht geworden jei," Sp 
formulirt der Verfafler (S. 40), nachdem er durd einige einleitende Worte und 
etlihe Auszüge aus Eihhorn, Runde, Gerber und Bluntfchli menigs 
ftend ein beiläufiges Licht über den eigentlihen Fragepunkt verbreitet, feine Auf: 
gabe. Den Blan feiner Arbeit gibt er weiter dahin an, daB die gemöhnlid, für 
die eine oder die andere Anfiht angeführten Yeußerungen der älteren Rechts⸗ 
lehrer zufammengeftellt und beleuchtet, und einige Ausſprüche der Gerichte zu 
demfelben Zwede beigebracht werben follen. Er gibt nun zunädft (Seite 11—50) 
eine nicht unbeträcdhtlihe Auswahl von Belegftellen aus den Refponfenfammlungen 
des 17. und 18 Jahrhunderts, um zu zeigen, dab die Meinung von der gemein: 
rechtlihen Aufnahme des römiihen Dotalfyftems auf einem Irrthume berube, 
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reiht daran mit ielben Tenben; umftänblichere Nuszüge aus ven gangbariten 
Werten über u des Privatreht (Seite 51—58), und gelangt, mit — 
Betonung ver m Ünberen (jo namentlich von Maurenbrecher) gelie 

ftatiftiichen Da, über bie Geltung römijcher, reſpellive deutſcher Güterverhält: 
niffe in den ein nen Theilen von Deutichland zu dem Schluffe: „Dab vie Are 
dividualität deu beutichen ehelichen Güterrechts der entgegengeiekten Individug— 
lität des römiſe 1 gegenüber im Allgemeinen in Deutibland eine ſolche Lebens 
fraft bebauptet | . bat im dieſer Materie die Vermuthung dafür: dab das römische 





Recht (das rͤͤͤͤ I gg nn ı bt in Deutſchland geworben jei, 
nicht mehr auf Hadıe, ba, bas römiſche Recht in complexu 
recipirt worden, ann, jonde , wenn fie gegründet ift, anbere 
Stügen haben ! 

Solche ai ich des Verfafferd Meinung, nicht 
zu finden; die is, welde er nun (Seite 67 fi) 
prüfend durchgebt, F nit das Gegentheil (Seite 81). Auch 
das allgemeine Rı nl abgejeben von jenen Ländern, wo 
partitularrechtlich ot, 3m ſehung bes ebelichen Guterrechtes 
niht von den rs ‚ Alt, mwuwWern ber germaniichen Anſchauung 
treu geblieben (Sei. : ’ —..refultat feiner Ausführungen ift demnach, 


daß: fo weit niht ein Partikularrecht [ih ausgebildet hat, das 
Syſtem der deutſchen Gütereinheit als gemeines Recht in Deutſch— 
land zu betrachten ſei (Seite 80). Ueber die Hauptgrundſätze dieſes Syſtems 
der Gütereinheit läßt ver Verfaſſer ſchließlich (Seite 91 ff.) noch einige kurze 
Bemerkungen folgen. 

Da eine tiefer eingehende Kritik durch die engeren Grenzen des hier diſponiblen 
Raumes ausgeſchloſſen iſt, ſo muß ich mich begnügen, meine Anſicht über die 
gegenwärtige Schrift in wenigen Zügen zuſammenzufaſſen. Meine Ueberzeugung, 
daß die römischen Grundſätze über eheliches Güterreht im Weſentlichen noch jetzt 
geltendes gemeines Recht feien, kann ich auch nad) dem Studium diefer Schrift 
noh nicht aufgeben, denn nah meinem Dafürbalten ift es dem Berf. nicht ge- 
lungen, die von ihm behauptete entgegengefeßte Theſis zu ermeifen, und doch läge 
ihm von feinem eigenen Standpunkte aus diefer Beweis ob, da auch er, und 
zwar, wie mir ſcheint, ganz richtig annimmt, daß das römiihe Recht in Deutich: 
land in complexu recipirt worden fei. Die ganze Anlage feiner Schrift däucht 
mir auch nicht geeignet zur Erbringung eines ſolchen Beweiſes. Die obſchwe— 
bende Frage ift eine biltorifhe, das verfteht fih wohl von ſelbſt; es müſſen 
demnach die biftorifhen Materialien möglichſt vollftännig benüßt, und vie 
Hauptpuntte des geihichtlihen Bildungsganges ohne Ausnahme dargelegt wer: 
den. Dieß ift von dem Verfaffer nicht geſchehen. Man vermißt vor Allem die 
genauere und quellenmäßige Darlegung (oder doch Ueberſicht) des fraglichen Rechts: 
äuftandes zur Zeit des Eindringens des römifhen Rechts — und doch ift foldhe 
ohne Zweifel die nothwendige Grundlage für die meitere Unterfuhung. Eben fo 
ift die Refponfen-Literatur der vorigen Jahrhunderte nur fragmentarifh, und 
namentlid) die Rechtſprechung der gegenwärtigen Zeit allzumenig berüdfichtiget. 
Allerdingd kommt dem Verfafler diefer Kritik gegenüber der Umftand zu flatten, 
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daß er nur einen „Beitrag” zur Loͤſung der ftreitigen Frage beabfichtigte; allein 
e3 kann hierdurch der gerügte Mangel nicht gänzlich entfchuldiget werden. Es 
handelt fich bier um einen Induktionsbeweis; diefen Beweis in feiner Schr'ft ge: 
führt zu haben, nimmt der Verfaſſer denn doch als fein Verdienſt in Anfprud, 
e3 wäre fomit der Beweis in diefem Beitrage, wenn aud nicht erſchöpfend, 
fo doch nicht unvolllommen, fondern fo zu jagen nur in verjüngtem Maß: 
ftabe zu liefern gemefen. 

Uebrigens dürfte die vorliegende Schrift demungeachtet als eine recht ſchätz⸗ 
bare Gabe des Verfaſſers angejehen werben, deren inhalt zu weiteren Yorfchungen 
auf dem berührten Gebiete anregen foll, welche endlich wenigftend zu dem Neful: 
tate führen möchten, daß von dem recipirten römischen Dotalfyftem im Laufe der 
jüngeren Rechtsbildung in mandyen Punkten mehr außgeftoßen worden fei, als 
die gemeine Meinung jebt zuzugeben geneigt ift. S. W. 


Erörterungen aus dem Obligatisnenrechte. Bon Dr. Friedrich Mommſen, Bro: 
feflor der Rechte an der Univerfität zu Göttingen. I. Heft. Braunfchweig, 
C. U. Schwetfchle und Sohn (M. Bruhn) 1859. 144 Seiten. 8. (U. u. d. 
Titel: Erörterungen über die Regel: Commodum ejus esse debet, cujus 
periculum est.) 


Die Regel: Commodum ejus esse debet, cujus periculum est, bat in 
der gemeinen Doltrin bis auf die Gegenwart einen unbeftrittenen Plaß behauptet; 
noch Ihering nimmt fie in feinen Abhandlungen aus dem römifchen Rechte 
(1844) als allgemein geltende an, ohne diefe Geltung felbit einer befonderen Prüs 
fung zu unterziehen. Der Ausiprud, ven Baulus in I. 10 Dig. de reg. juris 
mit den Worten: secundum naturam est, commoda cujusque rei eum sequi, 
quem sequuntur incommoda fällt, flingt in der That fo allgemein, und bat hin: 
fihtlid feiner Begründung fo viel Beftechenvnes, daß dieſe Haltung der Doktrin 
eben nicht fehr befremden kann, zumal als zahblreihe Entſcheidungen in den 
Rechtöquellen enthalten find, welche für die vurchgängige Geltung der fraglidyen 
Regel zu ſprechen jcheinen. Allein e3 gibt nicht wenig Ausfprüche der römiſchen 
Juriften, deren ſcheinbare Allgemeinheit bei eingehender Prüfung verfchwindet, 
und ſchon aus diefem Grunde hätte man auch unfere Regel nicht fo abjolut feit: 
halten follen, als es bis auf M. geſchehen ift. Bei einer nur in etwas genaueren 
Unterfuhung tauden fofort verſchiedene Zweifel auf. Gilt die Regel ihrem un- 
mittelbaren Inhalte nad in allen Redhtsverhältnifien ohne Ausnahme? Beruht 
dort, wo fie wenigſtens dieſem unmittelbaren Inhalte nah ohne Zweifel zur An- 
wendung lommt, der Anfprud auf dad commodum ftet3 gerade darauf, daß der 
biezu Berechtigte da periculum tragen muß? und ift in jenen Yällen, wo zu: 
nächſt ein anderes Refultat fich ergeben follte, die fimultane Berechtigung auf das 
commodum und Unterwerfung unter das periculum nur als Yolge eines und 
desfelben böbheren Grundſatzes, over als ein zufällige Zufammentreifen aufzu: 
fafien? Diefe Fragen bat Mommſen, der bereit durch feine „Beiträge zum 
Dbligationenrecht” einen hoͤchſt vortheilhaften Auf als Civilift fidh begründet, in 
der vorliegenden Abhandlung zum Gegenftande einer gründliheren Würdigung 
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gemacht, deren taebnilie mitunter erbeblih von ber eommunis opinio ab: 
weichen. 

Bor A erinnert M,, daß die fraglihe Regel in ibrer wahren Bedeu: 
tung nur auf igatoriicdhe, nicht aber auf dingliche Rechtsverhäliniſſe Anwen⸗ 
dung leide. In Hiebung auf bie Obligationen unterſcheidel er aber zwei Haupt⸗ 
arten de com lum, bad acceſſoriſche und das ftellvertretende, und 
refleftirt bei jen wieder auf ven Unterſchied zwiſchen acceſſoriſchem com- 
modum, welchei ı rom elhulheten Moaonttande ganz aufgeht, und ſolchem, das 
neben diefem ei 


Bei dem es in dem geſchuldeten Gegenſtand 
gänzlich aufgeh handelt, nach Ms Ausführung 
überhaupt nicht ne körperliche Acceſſion, und wirb 
das zum gefchuide ein integrirender Theil desſelben, 
oder doch mit dief-. rem o dab es feine Selbititändigkeit 
verliert, fo bat niprud; auf das Hinzugefommene, 
er mag die Gefab t diefen Anſpruch daher auch nicht 
aus dem Grunde, und endlich auch nicht aus dem— 
ſelben Grunde, trägt." Bei den gegenſeitigen Obli— 


gationen ermweilt fi, vr uroprigrei Dieter Behauptung am fchlanenpften. Es gibt 
Obligationen diefer Art, bei welden der Schuldner die Gefahr trägt (3. B. die 
Sadmiethe, der imperfelte Kauf), der Gläubiger aber ohne Zweifel den Anjprud 
auf das unfelbftändige commodum hat. Hier kann diefer Anſpruch nur daraus 
erflärt werden, daß die Acceffion jede felbjtändige Bedeutung für ſich verloren, 
daß fie „ganz und gar Theil der ihm gejchuldeten Sache geworden” ift. Bei dem 
perfekten Kauf fällt zwar das Recht auf das conımodum nit dem Tragen des 
periculum zuſammen, dieß rührt aber daher, weil die Römer vom Momente der 
Perfektion des Kaufes die Sache jo anjehen, al3 wäre fie „den Käufer gewiſſer— 
maſſen ſchon geleitet, und ihm gehörig“ (1. 5. $. 2 Dig. de rescind. vendit. 18, 
5; 1. 14, J. 15 Dig. de iure dotium 23, 3). Wenn demnach die Quellen dem 
Käufer das Recht auf die alluvio au dem Örunde zufprechen, weil ibn auch das 
periculum träfe ($. 3 Inst. de emtione 3, 23; 1. 7 pr. Dig. de per. et com. 18, 6), 
jo ift diefe Begründung unrichtig. — Bei einer einfeitigen Obligation auf Lei: 
ftung einer individuell beftimnten Sade trägt der Bläubiger ſtets die Gefahr, 
es hätte denn der Schuldner fie ausprüdlich übernommen; das fraglihe commo- 
dum gebührt dem Gläubiger aber ſowohl im erjten, als im zweiten alle, alfo 
auch dann, wenn er ausnahmsmeife das periculum nit trägt, und nur aus 
dem Örunde, weil das commodum feine felbitändige Bedeutung hat, in dem 
geſchuldeten Objelte als integrirender Theil eriftirt "). Diefe Entſcheidung ift zwar 
in den Quellen nicht fpeciell enthalten, aber nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen 


1) Diefer Unterſchied wurde, wie auch M. bemerkt, fhon von Sintenis, und 
vor ihm von Unterbolzner angedeutet. 

2) Es iſt auch gleichgiltig, ob Zufall oder abſichtliche Handlung des Schuldners 
die Acceſſion veranlaßt. 

s) Siehe hierüber weiter unten. 
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nicht zu bezweifeln; dur fie allein wäre fhon für den fraglichen Fall die Bes 
gründung des commodum durch das periculum ausgeſchloſſen, und die vorgeb⸗ 
lie Allgemeinheit des bewußten Grundſatzes für einfeitige Obligationen wie: 
verlegt. 

Auch in Betreff derjuriftiichen Acceffionen (Erweiterungen des Rechts), 
jtellt der Verf. den Grundfaß auf, daß fie dem Gläubiger gebühren, inwiefern fie 
als etwas Selbftändiged für fid) nicht eriftiren fönnen. Cr zieht hiebei nament: 
lich die Fälle in Betradht, wenn das Eigenthum, welches der debitor übertragen 
fol, vor der Erfüllung der Obligation durch das Wegfallen beſchränkender Rechte 
fih erweitert, während die Obligation ihrem urfprünglihen Inhalte nach nicht 
auf Iaftenfreie Gewährung des Eigenthums gerichtet if. Won befonderem In⸗ 
terefje ift es, den Ausführungen zu folgen, welhe Mommfen zur Erläuterung 
des Principed® aus der GSerpitutenlehre an diefem Orte geliefert bat 
(&. 19. ff.) 

Das accefforifhe commodum, welches in dem gefchuldeten Gegen: 
ftande nicht gänzlich aufgeht, fpriht M. dem Gläubiger, abgefehen von den be: 
fonderen Fällen, wo der Schulpner wegen Mora, ausdrücklicher Yufage, oder ex 
litiscontestatione darauf obligirt ift, nur bei ſolchen Obligationen zu, melde: 
1. auf Leiftung eines dem Gläubiger bisher fremden Objectes 
ex causa onerosa gerichtet find, oder 2. auf Neftitution einer 
Sache geben, die der Schuldner vom Gläubiger oder für ihn em: 
pfangen bat. Bei diefen Obligationen trifft im Allgemeinen ben Gläubiger 
allerding3 aud die Gefahr, allein darin liegt nicht der Grund ſeines Anſpruches 
auf das commodum. Diefer ift vielmehr bei den erwähnten Obligationen darin 
zu finden, daß der Gläubiger juriftifh, oder doch nach der natürlihen Anſchau⸗ 
ung (wie bei der dos) Eigenthümer der gejchuldeten Sade ift, oder darin, daß 
das Eigenthum zwar bei dem Schuldner, jedoch eigentlich ohne Grund geweſen ift, 
indem e3 vielmehr dem Gläubiger hätte verbleiben follen; oder endlich darin, 
daß e3 fo angefehen wird, als ob die geſchuldete Sache dem Gläubiger fhon ge: 
börte. Wo keiner diefer Geſichtspunkte Pla greift, gebührt dem Gläubiger das 
commodum nit, wenn er auch immerhin die Gefahr tragen muß. Nur das 
gefteht M. der herrſchenden Lehre zu, daß der Gläubiger dort feinen Anfpruch 
auf das commodum bat, wo ihn das periculum nicht trifft (S. 26 ff.) 

Aus den Obligationen der erften Klaſſe bebt Mommfen den Kauf 
befonderd hervor, weil diefer Contract in den Quellen am ausführlichften 
behandelt wird. Der Grund, warım der Käufer beim perfecten Kauf das 
commodum anfpreden darf, fei au bier der, weil es nach der Perfection 
fo angefehen werde, als ob die Sache dem Käufer bereit gehörte"). Aus 
eben biefem Grunde trifft ihn nad der Perfection aud das periculum fo 
wie die Pflicht, die Laften und Abgaben von der Sache zu tragen (vergleiche 


') Daher tritt bei einem alternativ auf zwei Sachen geichloffenen Kaufe, wo 
ein Contrahent die Wahl hat, die Perfection wohl ganz wie gemöhnlid ein, 
ber Käufer kann aber die accessio nicht fordern, die der gewählte Begenftand 
inzwifchen erhielt. M. 31. 
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auh VBanger Ill. 8, 591, ©. 236), Beim perfecten Aaufvertrage entipringt 
demnad der A ru auf as commodum aus bemjelben Grunde wie vie Ber: 
pflihtung zum tagen des periculum, feineswegs aber folgt jener Anſpruch 
gerade aus die Verpflichtung. Darum wirb jener Anſpruch obne Zweifel auch 
dann erfannt den müllen, wenn etiva der Schuldner burdy einen Nebenver: 
trag die Gefah. bermommen bat, jo balv nur die befonbere Beichaffenbeit dieſes 
pactum adjeett noch ber Auffaſſung Raum läht, dab die Sade mit dem Die: 
mente der Perf m Fam Mäsıkar Com gehöre. — Andere aegenjeitige Obligationen 


werden von 9 raucit. agt aber allerdings ©. 42, nad: 
dem er die bei z eine Leiltun ex causa Jucrativa zum Begenjtand 
baben, jtattfin! Ides de bed auf dad commodum Durch bie 
Iucrative Natur milde unten), daß a contrario, die für 
den Raufcontract 10 (dere Fälle anzumenden jeien, mo 
der Gläubiger &ı et, »wcnerugarecht auf Leiltung eines Gegen: 
ftandes zum Bebe h if zu Grunde liegende Auffaſſung 
möglih if. — E Erin „ifte näher zu erörtern. 

Neben beı KR ver fogenannten Snnominatcontracte 
faft alle übrigen „adbseınungen geben. Bei diefen Contracten 
tritt nah römücden. oo wre perfection erft dann ein, wenn ein Gontrabent 


feine Leiftung verrichtet hat. Nach heutigem Rechte aber find fie den Conſenſual⸗ 
Gontracten gleichgeftellt. Nun haben ſeit Wächter (de condictione causa data 
causa non secuta p. 44 sq. und Archiv für civiliftifhe Prari® XV, 31% f.) 
viele Neuere angenommen, daß der Contrahent, welcher die von ihm im Inno— 
minat:Contracte verfprocdhene Leiftung erfüllt bat, wegen fpäter eingetretener zus 
fälliger Vereitlung der Gegenleiftung nit auf Rüdgabe des von ihm Geleifteten 
Hagen dürfe). Daß er wegen dieſes Zufalles einen Entjhädigungsaniprud ge 
gen den anderen Gontrahenten nicht erheben dürfe, ift ohnehin allgemein aner: 
fannt, und bei Gontracten, welche nidht in die Kategorien do ut des und do ut 
facias gehören, würde die Rüdforderung der Leiftung an ſich ſchon in vielen 
Fällen durch die Befchaffenheit des Geleijteten ausgeſchloſſen werden. Auch 
Mommfen ift in f. Beiträgen zum Obligationen Redt, I. (1853) 
©. 391 der Wächter'ſchen Theorie beigetreten ). Auf die Frage über die jet 
jedenfall antiquirte condictio ab poenitentiam will ich hier der Kürze wegen 
gar nicht eingehen. Mommſen erklärt aber dort (a. a. O. 349) die römifche 
Regel, daß beim perfecten Kauf die Gefahr auf den Käufer übergehe, aus einer 
fingirten Erfüllung des Gefhäftes?), während er es dem Weſen der gegen: 
feitigen Obligation angemeflen erachtet, daß mit dem (nicht durch Erfüllung eintreten: 
den) Wegfall ver Leiftung auch die Gegenleiftung megfiele. Eben dieje Fiction berubt 
aber nah M. auf Gründen, melde nicht blos auf den Kaufvertrag Anwendung 
leiden, und deßhalb dürfe aud dag den Kauf betreffende Recht nicht ausſchließend 


) S. aud Vangerow III. — 233. 

) Vorzüglich den L. 5. 8. . de praescr. verb. 19, 5. und c. 10 Cod. de 
cond. ob caus dat 4, 

8) — für dieſe Sietion ſucht M. (a. a. D.) 8. 28 Seite 331 beizu: 
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- auf denſelben beſchraͤnkt, ſondern es müſſe vielmehr auf alle gegenfeitigen Obli⸗ 
gationen ausgedehnt werden, ſofern nicht die beſondere Natur einer ſolchen Obliga⸗ 
tion eine andere Behandlung erheiſcht. Dies Letztere iſt bei der Sachenmiethe 
und den entgeltlichen Verträgen über Dienſtleiſtungen der Fall, und jetzt auch 
auf ſolche Innominat : Contracte zu beziehen, welche auf eine Gebrauchſs⸗-Ueber 
laffung oder Dienftleiftung gerichtet find. Bei der Sachenmiethe gebt das r. Recht 
von der Anſchauung au, daß das Nequivalent nur infofern gebühre, ala der 
verfprochene Gebrouch wirklih gewährt wird, und analog werben bie erwähnten 
andern Verträge behandelt. Den Grund jener angeblihen Fiction ſucht M. darin, 
daß beim perfecten Kaufe weder in dem Weſen des Gefchäftes noch in der Natur 
ber Leiſtung ein Moment gelegen ift, um deſſen Willen der Vertrag nicht fogleich 
erfüllt werden könnte, da vielmehr die ungefäumte Erfüllung dem Weſen des 
Contractes und der Leiftung volllommen entſpricht. Bon diefem Gedanten aus: 
gehend jei man dahin gelangt, einen etwaigen Auffchub') der Erfüllung für et 
was rein Zufällige anzufeben, dag auf die rechtliche Beurtbeilung ohne allen Ein- 
fluß ſei. In Anſehung de3 periculum und commodum habe man confequent 
eben die rechtlichen Folgen eintreten lafjen, weldye bei fofort vwollzogener Er: 
fülung gegolten hätten. — Bei den röm. Sinnominat:Contracten hält aber M. 
felbft die Erklärung der Ausſchließung der Rüdforderung wegen cafueller Bereit: 
lung der Gegenleiftung aus einer fingirten Erfüllung des Gefchäftes fhon darum 
für unftatthaft, weil nad röm. Recht die condictio ob poenitentiam ?) fofern fie 
überhaupt ftatthaft ift, durch einen ſolchen casus keinesweges bejeitiget werde (L. 5. 
8.3. & Dig. de cond. causa data causa non secuta. 12, 4)9). Warum 
nun diefer Grundſatz über das periculum bei %.:8. gegolten babe, hat M. nicht 
dargetban; und er nimmt weiters an, daß derfelbe jeßt nicht mehr gelte, weil 
fih ein höheres allgemeines Princip nicht auffinden laffe, das zu diefer Conſe⸗ 
quenz nöthigen würde. Diefe Behauptung fteht mit der früher angeführten An- 
ſchauung M's. über die Behandlung de3 Kaufvertrages nicht im Einklange und 
ſcheint auch jest von ihm aufgegeben, da er, wie bereit? erwähnt wurde, S. 42 
die für den Kauf gegebene Regel, worin jedoch von einer Fiction nicht mehr aus: 
drüdlich die Rede ift, auf ähnliche entgeltliche Geſchäfte ausdehnt. 

Es ſcheint mir übrigens unzuläffig zu fein, die Regel über das periculum 
beim Raufvertrage auf eine mit der Perfection eintretende Fiction feiner Er: 
füllung zu ftügen. Die von M. (a a. O. $. 28, ©. 331 f.) angeführten Stellen 
enthalten durchaus keine Hinweifung auf eine Fiction. In der von ihm citirten 
L. 15. Dig. de jure dotium (23, 3)*), wird fogar umgekehrt die Gleichitellung 


———— — — — 


1) Vorausgeſeßt, daß nicht eine mora des Verkaͤufers im Spiele iſt. 

2) Mit derielben kann das Geleiftete foweit zurüdgefordert werben, als es In⸗ 
terefie überfteigt, daS der Geber hat, daß der Contract gar nicht gefchlofien 
worden wäre. 

9 ©. 398. 

9) L. 14. Dig. eod. Si rem aestimatam mulier in dotem dederit, deinde ea 
moram faciente in traditione, in rerum natura esse desierit, actionem 
eam habere non puto. — L. 15. Quodsi per eam non stetisset, perinde 
pretium aufert, ac si tradidisset: quia quod evenit, emptoris 
periculo est. 
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(um mit M. zu ben) ber Perfection des Vertrages mit der Erfüllung Seitens 
des Verkäufer us nem Uebergange ber Gefahr auf den Käufer abgeleitet 
63 bat den rd Juriſten wohl nur ver Gehanle vorgeſchwebt, beim Kauf 
follte (wie auch jagt) vie Erfüllung des Bertrages eigentlih ſogleich geicheben; 
biernady würde bie Sache nad dem Abſchluſſe treifenner Zufall ſelbſtverſtänd⸗ 
ih vom Käufer eiranem werben müſſen, und dieſes Derbälmi Toll dann nit 
geändert werdeı wenn bie Trabition eima eimen nicht unrechtmäßigen Aufſchub 
erleidet. Diefer iichtäanimit or man men a ſich richtig fein ober nice, kann 


obne Inconſequ chränlt werden, er muß vielmehr 
auf alle gegenfe : Sadhleiftung gerichtet find, An 
wendung finde! beutigem Rechte für Y.: Hl. umfo- 
weniger auffale Nüdficht auf Die Perfection dem 
Kaufe gleichgefte 1 bei ibnen nicht mebr ftatt bat. 
In Rückſicht des lum wird man alſo unbedenklich 
die für den Kauf nf die J-K., jo weit fie dem 
Kaufe gleihfteben, weiter nicht aud bem Tragen des 
periculum, fonder fte erllären bürfen, ver aber auch 
das Tragen dad 

Der Berf. Ina. pw mu war. zu ber Stipulation ımb ber Ber: 


mädtnifßforderung, um an diefen Obligationen zu zeigen, daß der Gläu— 
biger nicht bei allen Obligationen der eriten Klalle einen Anfprıh auf das 
acceſſoriſche jelbjtändige commodum babe, wenn ibn gleib daS periculum 
träfe. In Beziebung auf die Stipulation nimmt M. zwar an, daß in der 
bejonderen Natur der Stipulation ein Grund gelegen geweſen fei, dem Stipulator 
das Recht auf ein commodum abzuipreden !), einen glei mejentliben Grund 
ertennt er aber in der Cinfeitiafett der stipulatio, und betracdtet demae- 
maß auch die betreffenden roͤmiſchen Beftimmungen nicht als antiquirte, io: 
bald das Verſprechen einer Sabe auf Liberalität berubt, wefür er c. 31. 
2%. Cod. de jure dot. (5, 12) anführt. Bei Legaten und Singularfidei: 
commiſſen fann das accefloriide commodum, wenn es nicht durb den au 
drudlich oder ſtillſchweigend erflärten Willen des Erblajierd dem Legatar aebübrt, 
erit ex mora oder post litiscontestationem gefordert merden: dies gilt aber 
in folder Allacmeinbeit nur, soferne ven einer Obligation die Rede ift, 
deren Inbalt die Gewährung des Vermächtniſſes iſt: anders wenn dingliche Rechte 
dem Legatar ald unmittelbar vom Erblaſſer erworben zufallen. Mommien 
S. 36 und daſ. Anm. 19; (veral. auch Arndts in Meiste 3 Rebtälericon, 


— — —— — 


) L. 38. 8. 7. D. de asuris (22, 1): L. 87. 2. 1. D. de verb. obL (45, 1}. 
Ten Aiteritreit zwiſchen IL. 3. &. 1. D. de act. e. v. 119. 1 mr L. r\ pr. 
D. de usuris. wornad Pomponius bei einer stipulatio auf dare eines in- 
vertum dem stipulator die Früchte ab, Papinian aber zuirricht. Tube IR 
S. 38) dadurch zu leſen. daß Papinian die Intention der Vartbeten dieß 
falls ald entideidend angeſeben. zualeid aber dem Rechte jeiner Zeit gemän 
angenemmen dabe. daß dieſe Abſicht fett zu vermutden jei, wenn der ſtipu 
lirte Gegenſtand dem Stirulator bereits amd einer Obligatien geikuidet 
wurde, aue der das acceñorche vaamodum gefordert erden durfte, 
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Bd. 6, Seite 326) Aber nad c. A. Cod. de usuris (6, 47), dürfen Fruͤchte, 
auch dann, wenn ber Legatar actione in rem llagt, erſt post litem contestatam 
gefordert werden. — Bei den zulegt erwähnten Obligationen erkennt Mommſen 
überhaupt in der causa lucrativa den Grund, warum der Gläubiger im Allge⸗ 
meinen feinen Anſpruch auf das accefjorifche felbftändige commodum bat, und 
will demgemäß diefem Grundfage für Iucrative Gefchäfte den Character eines all: 
gemeinen vindiciren, worin man ihm wohl beiltimmen muß. 

Die Obligationen der 2. Klaſſe erzeugen, falls ihr Gegenftand nicht etwa 
ein genus ift, für den Gläubiger einen Anfpruh auf das commodum, ſoweit 
dafjelbe nicht durch das obligatorifche Verhältniß felbit dem Schulpner insbeſon⸗ 
dere eingeräumt ift, was nicht blos durch ausdrückliche Feſtſetzung, ſondern auch 
ſtillſchweigend durch die Natur des Gefchäftes geſchehen kann. Aber auch die Gefahr 
trifft in diefen Fällen den creditor, allein ber Anfpruh auf da® commodum 
fagt M. gründet fi nicht auf das Tragen des periculum, und es beruhen biefe 
Pfliht und jenes Recht auch keineswegs auf demjelben Grunde, etwa wie fie 
beim Kaufvertrage aus derfelben Quelle entjpringen. Der Grund aus welchem 
der Gläubiger bier die Gefahr trägt, ift einzig der, daß er im Falle einer ohne 
Verſchulden des Debitor eintretenden Unmöglichkeit der Leiftung feinen Erjaß ver: 
langen darf, weil der Entſchädigungszwang nah römiſchem Recht regelmäßig 
eine culpa des Berpflichteten vorausſetzt. Darauf fann der Anſpruch auf das 
commodum nicht beruhen, jondern nur auf dem Eigenthumsrechte, dad dem Glau— 
biger aus civilen oder naturalen Gründen zufteht, oder ihm doch zuftehen follte, 
während e3 ohne Grund bei dem Schuldner war. 

In diefer Argumentation liegt nad meinem Dafürbalten ein Irrthum. 
Es ift allerdings mahr, der Sag, daß der debitor für den casus nicht einzuftehen 
bat, kommt bier zur Anwendung; allein die Sache ftellt fih in Wahrheit fo: 
der Gläubiger ift derjenige, zu defjen Vermögen der Gegenſtand der Obligation 
gehört, oder doch gehören follte,; ihm trifft daher factifch zunächſt der Erfolg 
des casus; er fann aber einen rechtlichen Anfprudy auf Erſatz gegen den Schuld: 
ner nicht erheben, weil diefer, der Vorausſetzung nad, von jeder culpa frei ift; 
darauf, daß ihm der Gegenftand gehört 2c., beruht ja aber gerade der Anfprud 
auf dad commodum. Pie Mitwirkung des Nechtöfages, daß der debitor für den 
casus nicht einfteht, lann auch bei der den Kauf betreffenden Regel über da3 .pe- 
riculum nit negirt werden, wenn man diefe Regel, wie MR. thut, damit erklärt, 
dab die Sache ald dem Käufer ſchon gehörig zu betrachten fei. Jedenfalls fcheint 
mir nad dem Obigen zweifello® zu fein, daß bei den Obligationen der zweiten 
Claſſe die Regeln über das p. und c. auf demfelben Grundgedanken beruhen. M. 
bat aber ganz recht, 1. wenn er dem Verſuche wideripricht, den Anfpruc auf das 
c. aus dem Tragen des p. zu begründen; mit eben dem Rechte könnte nıan bier 
wie anderwärtd die Begründung umlehren, und das p. durch das c. erllären; 
2. wenn er bemerlt, daß aud bei diefer Claſſe von Öbligationen periculum 
und commodum nidyt immer bei derſelben Hand fein müflen, fo muß 3. B., 
wenn nah dem Inhalte der Obligation aut res aut aestimatio zu präftiren 
it, und dann ber zur Wahl Berechtigte die Sache leiftet, aud) dag commodum 
mitgegeben werden, ſoweit e3 nicht etwa nach der befonderen Natur des Gefchäftes 
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ihm zu verbleit bat (wie Früchte ver dos durante matrimonio), obgleich er bie 
Gefahr trägt. : qh barin muß man, m, E. mit M, übereinitimmen, daß Stek 
len, wie L. 18 . de jure dot. (23, 3), L. 66 8.3 D. soluto matrim. (24, 3), 
Vat. fragm. & %&, und L. 13 8. 1 D. commodatiı (13, 6) Nichts gegen bie 
Behauptung zu weiſen vermögen, daß ver Anſpruch auf das commodum nicht 
aus der Verpfli ung folge, das periculum zu tragen, 

Sn den üben eriten Stellen ijt die Enticheidung des Labeo (wie M. 


auch bemerkt) « ı falſch motivirt, weil die Obliga: 
tion gar nicht v ein genus gerichtet ift. Die dritte 
Stelle hat alk nne nit angebörige überbaupt nur 
untergeorbnete : Recht, dab die Entſcheidung des 
Paulus an fid iheint mir aber M.'s andermeitige 
Bemühung, mit r meint nämlid, P. babe aus be: 
fonderen Gründe ven Fall zu Gunjten bes Mannes 
entſchieden, und feben, einen plaufiblen Grund für 
die anomale B der beliebte Sah commodum ejus 
esse debet, cu geeignet erichienen jei. Deswegen 
meint M. behau 5 P. ın mberen Fällen wohl aud ganz an: 


ders entjchieden haben würde. 

PomponiusL. 13. 8. 1. D. commodati: „Si quem quaestum fecerit 
is, qui experiundum quid accepit, velut si juramenta fuerint, eaque locata 
sint, id ipsum praestabit ei, qui experiendum dedit, neque enim ante eam 
rem quaestui cuique esse oportet, quam periculo ejus sit.“ M. bejchäftigt fich 
mit diefer Stelle im $. 10. ©. 135 f. — G. Noodt de foenore et usuris I. 
c. 8 (Opp. omn. tom. I. p. 191) und nad ihm Glüd Band. XVI, ©. 482 er: 
Hären den Ausfprud dahin, daß P. fagen wolle, weil der Kauf noch nicht abge: 
Ihloffen, jondern die Waare nur auf Probe gegeben fei, fo habe der Inhaber 
weder die Gefahr noch den Nußen der Sade (Noodt 1. 1.: „id est, non ante 
oportet mercem in emptione venditione quaestui esse cuique, quam perfecta 
sit emptio venditio. inde enim est emptoris periculo et commodo. Quaeso, 
quid ita? quia etsi ante tradita sint jumenta, tamen non ad quaestum tra- 
dita sunt, quasi jam empta, sed experienda, id est (ut Ulp. 1.20 D. de praeser. 
v. ait), ut gratuitum acciperet experimentum, et hoc sumpto, deinde de emp- 
tione deliberaret; igitur si expertus jumenta est, et quaestum fecit, eum red- 
dere debet, quia id actum fuit, ut commodato haberet, non ut quaestum faceret: 
sic si perfecta non sit emtio venditio, et adeo res non sit emptoris periculo* 
etc. Diefe Auffaflung jchreibt wohl auh M. dem Bomponiud zu, wenn er 
fagt, daß der Juriſt nur daran gedacht habe, daß der Gläubiger im Allgemeinen 
die Gefahr des casus trage. Daß P. die Gefahr in Anfehung des befonderen 
Geſchäftes nicht gemeint habe fünne, ift offenbar, weil der Commodatar durch die 
Vermiethung der Sache einen rechtswidrigen Gebrauch macht (ein furtum begebt)'), 


) S. L. 16 D. de cond. furt. (13, 1). 
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alfo in conereto allerdingd die Gefahr tragen muß (liebe Mommſen, 136). 
Dieb konnte B. unmöglich überfehen; er wollte daher ohne Zweifel den Umftand, 
daß der Schuldner durch fein Delikt die Gefahr auf ſich gemälzt, ſtillſchweigend 
für gleichgiltig erllären. — Bomponius will rüdjichtlih de commodum das 
Berhältniß fo geregelt wifien, wie e8 überhaupt beim imperfelten Kaufe fteht, wo 
dazfelbe den Berläufer angeht. In dieſer Auffaſſung ift nun gewiß das unrichtig, 
daß er von dem in Mitte liegenden Commodat ganz abftrahirt. Die Frage ift 
offenbar die, ob dem Gläubiger mit Beziehung auf die befonbere Obligation ein 
Aniprudh auf das commodum gebühre? Diefe Frage umgeht Pomponius. 
Gerade deswegen ſcheint mir aber, daß unjere Stelle feine befondere Bedeutung 
babe, und fohin keine eigenthümlide Schwierigkeit bereite, wenn auch P. 
immerhin commodum und periculum, fo weit es den Gläubiger, von dem er 
fpricht, betrifft, in Gedanken in ein Wechfelverhältniß geftellt hat; er bringt da⸗ 
mit nur, wenn auch am unrechten Orte, die Idee zur Geltung, welche die römis 
fen Juriften imperfecta venditione auch fonft feithalten. Ya aud in Bezug auf 
den Schuldner gebt P. eigentlich nicht über den Kreis diefer dee hinaus, da er 
pofitiv fagt: neque enim eam rem, keineswegs aber generell fi augdrüdt. 
Worauf fol fih nun das Necht des Gläubigers ftügen? darauf etwa, daß er feine 
Sache zu fordern hat, und der Gewinn mit diefer Sache erzielt wurde? — ober 
darauf, daß der Schuldner mit ded Gläubigerde Schaden ſich nicht bereichern 
dürfe? Diefes verneint Mommſen ausprüdlid, gegen jenes fpricht von feinem 
Standpuntte derfelbe Grund, welden er gegen die Ableitung jenes Anfpruches 
aus dem Tragen der Gefahr geltend macht, nämlich, daß die Regel über den 
Umfang des zu präftirenden accefjorifhen commodum damit nicht vereinbar fei, 
indem fie duch diefe Behandlung geradezu umgeftoßen würde. Die fraglihe Ne: 
gel formulirt M. 8. 5 ©. 54 f. nad Jhering') dahin, daß der Gläubiger ?) 
nicht jeden Gewinn, den der Schuldner mittelft der Sache gemadt bat, in An: 
fprud nehmen dürfe, fondern nur dad commodum ex re, d. h. diejenigen Bor: 
tbeile, welde durch die Sache felbjt gewährt. find, und die dem Eigenthümer, 
fall3 er die Sade inne gehabt hätte, gewiflermaßen von jelbft zugefallen wären. 
Nur wenn die Obligation ihrer Natur nad auf das ganze commodum, welches 
der Schulpner mittelft der gefchuldeten Sache erworben bat, in fo meit er durch 
dasſelbe noch bereichert ift (3. B. cond. indebiti), dem Gläubiger einen Anfpruch 
gibt, oder foferne die Thätigleit des Schuldners, durch weldye dad commodum 
erworben wurde, als eine negotiorum gestio für den Gläubiger aufgefaßt mer: 
den kann, gebührt diefem auch das commodum, welches unter obige Regel nicht 
fallt. Eine negotiorum gestio wird aber von den Römern nicht blo8 dann ange: 
nommen, wenn der animus neg. ger. beftimmt nachgemwiefen werben kann, fons 
dern aud dann, wenn die Handlung nad Begründung der Obligation vorgenom: 
men wurde, und nicht ganz außerhalb des Kreijes der gewöhnlichen Verwaltungs: 


) Ihering unterſcheidet jedoch nicht zwiſchen den verfchiebenen Arten des 
commodum, wie M. 
2) Abgeſehen von more und litiscontestatio. 
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bandlungen liegt"). — Aus diefen Gründen ſpricht M. dem Gläubiger im MI 
gemeinen ben nom Schuldner durch Rechtsgeſchäfte über Die Sache bezogenen Be: 
winn, alfo aud bie von dem Schuldner aus feiner Sache gezogenen Mieth: und 
Pachtgelder, ald nicht ex re entjtebende commoda, ab), Er erklärt aber die Ent: 
ſcheidung des Pomponius in L. 13 & 1 commodati aud dem Geſichtspuntte 
der neg. gestio, Er fagt (S. 137): „Der Schuloner begebt durch Vermiethung der 
Cade ein furtum usus, und wird zur vollen Entſchädigung verpflichtet; zur Ne 
ftitution der Mietbögelver erſcheint er an ſich nicht verpflichtet, jonbern mir, wenn 
erweislichermaßen. der Gläubiger gerade venjelben Miethlontratt abgeſchloſſen ba: 
ben würde, falls ihm die Sache nah gemadıter Probe zurüdgeftellt worden wäre; 
allein — der Gläubiger ijt nicht gezwungen, das furtum geltend zu maden, er 
kann, da objeltiv das vom Schuldner geſchloſſene Geſchäft fih als fein Geſchaäft 
barftellt, die Abſchließung desſelben als eine für ih vorgenommene neg. g. an: 
jeben und daraus Hagen, wogegen ber Schuldner fih gewiß nicht auf das furtum 
berufen darf.” — Für diefe Entſcheidung läßt ſich allerdings die befannte L. 6 
$. 3 Dig. de negotiis gestis (3, 5) anführen, wo es beißt: „Si quis negotia mes 
gessit, non mei eontemplatione, sed sui lucri causa, Labeo seripsit suum eum 
potius, quam meurm.negotium gessisse; qui enim depraedandi causa accedit, 
suo lucro, non meo commodo studet. Sed nihilominus, imo magis et is tene- 
bitur negotiorum gestorum actione. Siehe auh L. 21 D. de her. v. 
act. vend. (18, 4), 

Aus den beionderen Regeln, melde da3 furtum betreffen, folgt nicht 
präciſe die Verpflichtung, das fraglide commodum (Miethgeld) zu reftituiren. 
Stellen wie L. 3, L. 8 $. 2 de cond. furt., L. 21 $. 4 D. rerum 
amot. (25, 2) beweijen nit dafür. L. 3 cit. ſpricht dem Beſchädigten allgemein 
zu: „quod intersit agentis;* L. 8 8. 2 cit. erwähnt nur der fructus, worunter 
die Miethgelver nicht zu fubjumiren find; L. 21 8. 4 cit. endlich ſagt: commodi 


1) M. S. 68 f. Ihering Abholg. ©. 44 f. Obige Regel bedarf freilich erfi 
einer genaueren Beitimmung in mehreren Punkten, welde aber von M. nicht 
eben ganz befriedigend geliefert wird. Der Erwerb, heißt es (S. 54 f.), muß 
dem Schuldner durd die Sade angeboten jein, ohne daß es dazu feiner 
Zhätigfeit bedarf, aber er muß aud den Erwerb herausgeben, der eine Thä— 
tigkeit erfordert, die nur in der Perception eines durd die Sadıe an: 
gebotenen Gewinns bejteht. Man fiebt wohl jogleich, daß diefe Formel auf 
die fructus naturales, die zweifellos zu reftituiren find, in fehr vielen Fällen 
nit rvedyt paßt, wenn man nicht dem Worte Berception eine weitere 
Deutung gibt. Sebt der Erwerb eine nicht blo8 percipirende Tbätigfeit 
des Schuldners voraus, oder iſt das Innehaben nur die Beranlafjung zu 
einem nicht durch die Sache felbit angebotenen Erwerb, fo kann ihn ver 
Gläubiger nicht anſprechen. 

2) Die Pachtgelder fallen „zugleich“ unter den Geſichtspunkt des ſtellvertretenden 
commodum, daher M. erit im 8. 10 umftändlid in die Frage über vieje 
Gelder eingeht, und des Zuſammenhanges wegen auch erjt dort von den 
Miethgelvern handelt. Allein gerade, weil die Pachtgelver, wie M. jagt, 
eigentlich ein jtellvertretendes commodum find, fo ift es wohl überflüffig, 
u bejtimmen, was von ihnen gälte, wenn jie al3 acceſſ. commodum anzu: 
Neben wären. 


3 
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quoque, si quod amotis rebus vir amiserit, ratio habenda est, und gibt bamit 
als Mapftab das Intereſſe, allo das an, was der Beihhäpigte ohne Ber: 
übung des Delictes gehabt haben würde, was ſich jedenfall® nur nach den Um⸗ 
ftänden des befonderen Falles ermeflen läßt, fo weit e8 einzelne commoda bes 
trifit. Selbft L. 134 8. 1 D. de reg. juris: Nemo ex suo delicto meliorem 
conditionem suam reddere potest, läßt fi nicht ald ganz entidheidender Grund 
für die Pflicht zur Reftitution geltend machen, weil fie dem Schuldner direct nur 
die Bereicherung abſpricht. Allein, der Anſpruch auf das volle Intereſſe wird 
doch in den meiflen Fällen zu demfelben Refultat verhelfen, wie M. felbft in 
einer aͤhnlichen Beziehung hervorhebt (M. ©. 84). Daß der Gefichtspunft ver 
neg. g. unter Umftänden weiter reicht ?), und in manchen Fällen dem Gläubiger 
einzig nügen kann, ift nit in Abrede zu ftellen. Doc ift es jedenfalls eine 
quaestio facti, ob in den Rechtsgeſchaͤften, die der Schuldner bezüglich der ge: 
ſchuldeten Sache geſchloſſen hat, wirfli ein negotium alienum gelegen fei. Dieß 
fann wieder nur nad) den Umständen des bejonvderen alles entſchieden werben; 
denn es ift offenbar, daß nicht jedes ſolche Geihhäft die Subfumirung unter den 
fraglihen Geſichtspunkt zulafle. Die von M. 8. 5 aufgeftellte Regel, welche ven 
Umfang des Commodum feftitellt, müßte indirect wieder aufgehoben merven, 
wenn man einen zu meiten Begriff des neg. alienum anwenden wollte. (Bergl. 
auch Sintenis gem. Civilr. II. 8. 101. Anmerk. 89. ©. 350 f., der aber die 
Frage nicht völlig Har durchführt 2). 

Das ftellvertretende Commodum (zu dem die Pachtgelder gehören) 
bat von M. eine beſonders aufmerkſame Behanvlung erfahren. In Beziehung 
auf dieſes €. läßt au er die Regel commodum ejus esse debet ıc, als völlig 
begründet, ja unentbehrlih gelten (8. 7 f. S. 76 f.). Es kommt aber in diejer 
Sphäre nicht darauf an, weldhe Partei im Allgemeinen die Gefahr in Anfehung 
von Unfällen, die ohne Schuld des Debitor eintreten, trage: fondern nur darauf, 
welche Bartei die Gefahr in Anfehung einer beftimmten Thatſache treffe; und weiter 
nicht darauf, aus welchem Grunde fie dafür einftehen muß; ob fie fhon nad den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen, oder aus einem bejonderen Grunde vafür haftet, 
gilt völlig glei. Dieß vorausgefegt, ift weiter fejtzubalten, daß von einem ftells 
vertrenden C. nur dann die Rede fein kann, wenn in Folge der nämlidhen 
Thatfahe den Begenftand der Obligation ein Nachtheil trifft, und zugleih ein 
Commodum begründet wird, welches auf venfelben fidy bezieht. Die erwähnte 
Regel hat nur die Bedeutung, daß da3 fraglide Commodum an die Stelle des 
geſchuldeten Objectes tritt (3. B. die actio legio Aquilise gegen den erftörer 


N &. ımten bei Beipredhung der L. 21, D 18, 4. 
) Mebrigend gebührt dem Gläubiger aud der Anſpruch auf das Commodum, 
das dem Schuldner durch die ache angeboten war, das er aber culpoſe 


verabfäumt hat. — M. S 
2) Obihon fie aud im n ey icht für alle Obligationen anerlannt iſt, ſo 


3 B. nicht für die Stipulatio M. 7 
Haimer!’s Bierteljahresfgrift f. Rechtew. IV. 2. D 
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der Sache), und fohin demjenigen gebührt, der die Gefahr des Gegenftandes zu 
tragen bat (3. B. dem Promiflar, ter ungeachtet der Vernichtung des Objectes, 
wicht nur feinen Anſpruch auf Erfaß bat, ſondern auch von feiner Gegenleiftung 
nicht befreit wird), um ihm als Erfab zu dienen. Sonah hat hier die Regel: 
Commodum x., wie M. S. 79 ſehr richtig hervorhebt, eine ganz andere Bedeu: 
tung, als in jenen Fällen, wo fie auf das acceflorifhe Commodum, nad) den 
feüberen Ausführungen, bezogen werden darf. — M. erörtert meiter als vie 
weientlihen Boraudfegungen unferer Regel die zwei Momente: daß dad nad: 
tbeilige Greigniß vor Begründung ber Obligation eingetreten fei, und daß durch 
dasjelbe eine wahre, wenn auh nur theilweiſe Unmöglichkeit eingetreten fein 
müle, den ſchuldigen Gegenftand zu leiften. Er ſucht fohin in den 88. 8 und 9 
im Einzelnen zu zeigen, daß die fraglige Regel für die Fälle, wo die Gefahr 
ven Gläubiger trifft, zwar nicht nah r. R., wohl aber nad) heutigem gem. R., 
wo der Unterfchied zwifchen ftrengen und freien Klagen nicht befteht, ohne Aus⸗ 
nahme, in den Fällen aber, wo die Gefahr den Schuloner angeht, fhon nad 
x. Recht, jedoch nur mit gewiſſen Mopificationen, gelte. M. findet dabei, und vielleicht 
wit Net, an den Beſtimmungen des r. Recht zu tabeln, daß in jenen Fällen, 
we den Schuldner die Gefahr trifft, dem Gläubiger nicht allgemein das Recht 
gegeben wird, zwiſchen der Entihädigung und der Herausgabe des Commodum 
zu wählen (S. 124 '). Ob die Unmoglichkeit der 2eiftung vor ober nad) dem 
VBeginne einer mora des Schuloner3 eingetreten, hat an fi auf die Geltung der 
Regel über dad Commodum feinen Einfluß, aber vie praktiſche Bedeutung der: 
feiben tritt hier in den Hintergrund, weil der moroſe Schuldner faft ausnahmlos 
für die Gefahr haftet, und in jenen Yällen, wo diefe Haftung ausnahmsweiſe 
wicht eintritt, dem Gläubiger ein Anſpruch auf das volle Intereſſe bezüglich der 
wicht rechtzeitig geſchehenen Erfüllung der Obligation zufteht, deſſen Durchfeßung 
ihm regelmäßig zu dem Commodum fon verhelfen würde. — Auch wenn fi 
die nachfolgende Unmöglichkeit erft nach der Litisconteftation ereignet, gilt untere 
Regel und zwar kommt ihr für biefen Fall höhere praftifche Bedeutung zu, fie 
exleidet aber, wie M. zu beweifen fucht eine nicht unbedeutende Mopdification. — 
Gndlich erinnert M., daß unfere Regel, foferne fie dem Gläubiger einen Anſpruch 
auf dad Commodum gewährt, doch nicht auf jene Fälle fich erftredt, wo ihm 
nur ein Recht auf die Benüßung des geſchuldeten Gegenftanvdes gebührt, fo daß 
er alfo keineswegs die Benüßung deſſen anfpredhen darf, was an die Stelle der 
Sade tritt, die ihm nicht präftirt werden fann (S. 104 f.). — Leider können 
diefe intereflanten Ausführungen, welche übrigen? noch manchen Anlaß zu Zwei⸗ 
feln und Crörterungen bieten möchten, nicht im Einzelnen bier verfolgt werben. 
Nur einige Punkte glaube ich, fon des Zufammenhanges mit dem Borausgehen: 
den halber nicht außer Acht lafjen zu dürfen. 

Wenn das ftellvertretende Commodum durch ein Rechtsgeſchaͤft des Schuld⸗ 
ners gewonnen iſt, welches ihn zugleich außer Stand ſetzt, den geſchuldeten Ge— 


) 5. die L. ?1. D. de hered v. act. vend. (18, 4) und dazu M. 


' 
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genſtand oder eine Acceſſion desſelben zu leiſten, ſo kommt die Regel eben ſo zur 
Anwendung, wie wenn ein fremdes Delict Unmöglichkeit der Leiſtung, reſpective Com- 
modum herbeigeführt bat. Liegt bei dem Geſchäftsabſchluſſe ein dolus oder eine 
culpa des Schuldners vor, fo trifft ihn die Gefahr, und es kann demnach der 
Gläubiger das etwaige Commodum nicht fordern, fondern er muß fi mit dem 
Crjakanfprude begnügen. Die ftrenge Durdführung dieſes Satzes führt aber 
nad Umſtänden zu einer entſchiedenen Verlegung der aequitas, wie die Entſchei⸗ 
dung de Paulus in L. 21 D. de her. v. act. verd. (18, &) deutlich zeigt. 
Dort wird der Fall behandelt, da die gefchuldete Sache vom Debitor dolofe ver: 
äußert wird, nachher aber unter Umjtänden zu Grunde geht, unter denen fie 
au beim Debitor felbft zu Grunde gegangen wäre; der Gläubiger kann ven 
Kaufpreis nicht fordern, und verliert auch den Entſchäädigungsanſpruch, weil er 
ein Intereſſe nicht mehr geltend maden kann, indem bie Sadye der Borausfegung 
nad) aud ohne Veräußerung ihm nicht mehr hätte geleiftet werden können (M. 
109). Die Mopdificationen, welche die Regel in Bezug auf den Schuldner durch⸗ 
weg erleiden kann, befteben darin: 1. daß der Gläubiger das commodum ftet3 
anfpreden darf, jobald fi der Geſchäftsabſchluß als neg. gestio auffaffen läßt, 
wobei jedoch für ihn keineswegs immer die Nothwendigkeit beiteht, die neg. 
gestio anzuerlennen, fo daß ihm in ſolchen Fällen die Wahl zwischen diejer Anerkennung 
and der Entihädigung zufteht; 2. daß der Kläger diefe Wahl auch dann hat, 
wenn der Schuloner (auf feine Gefahr) nah der Litisconteftation das Geſchäft 
geichlofien hat, was M. aus L. 17. pr. &.1. D. de vind. (6,1) gegen Xhering 
(S. 70 f.) darzuthun ſucht. 

Nah dem Principe über das ftellvertretende Commodum find die vom 
Schuldner bezogenen Pachtgelder zu behandeln, fofern fie an vie Stelle ber 
Früchte treten, die nun nicht geleiftet werden können. Die Miethgelver lafien 
diefe Behandlung nicht zu. Die Bachtgelver müffen dem Gläubiger abgeiprodhen 
werden, fobald der Schuldner die Gefahr des Pachtgeſchäftes trägt, wenn fid 
defien Abſchluß nicht als eine neg. gestio auffafien läßt. Dieß wird aber in ben 
meiften Fällen zuläflig fein, gerade fo, wie in Anjehung de3 zum acceflorifchen Com- 
modum gehörigen Miethzinſes dieſe Auffafiung regelmäßig ftatthaft erjcheint, fo 
daß der Umſtand, daß er nicht ein Commodum ift, quod ex re venit, irrelevant 


ns). Dworzak. 


ı) im 8. 6 unterfuht M. die Frage, ob der Univerfal-Fideicommiflar und ber 
bſchaftskäufer die dem Erben jure accrescendi zufallende Erbportion von 
diefem verlangen dürfen, M. erflärt ſich im Weſentlichen dahin, daß e3 ſich 
bier zunädft um eine quaestio facti handle. Dieß ift richtig, aber nicht neu. 
Die herrſchende Meinung greift er übrigens mit Unrecht an, indem feine 
Auffaſſung derfelben eine rein buchſtäbliche iſt. 


D* 
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re som Allersverzug der Pfandreigte. Cine civiliftifhe Abhandlung von 
m an Ferdinand Regelsberger, Privatvocenten an der Univerfität 
Grlangen. 8. Erlangen, Ferd. Ente. 1859 VIII und 135 ©, 


Es ift dem Verfafler diefer Schrift Glück zu wünjchen, daß er feine literarifche 
Paufbahn mit einer fo tüchtigen Arbeit begonnen, melde über ihren Gegenftand 
vun heile wenigftend neues Licht verbeitet, und zu den erfreulichften Hoffnungen 
in Betreff künftiger Leiſtungen des Verfajlers auf dem civiliſtiſchen Gebiete be⸗ 
redhtiget. Aber nicht blos der Inhalt feiner Monographie gibt dem Verfaſſer 
Anipruch auf Anertennung, auch die Darſtellungsweiſe, deren er ſich befleißigt, 
warf nicht unberührt gelaſſen werden; denn ſie erſcheint als klar, ungezwungen 
und von rein objectiver Haltung in allen polemiſchen Beziehungen ; nirgend3 tritt 
Berinafbäßung ber bewährten Leitungen Anderer, ober die Tendenz hervor, ſich 
als Reformator ber Rechtswiſſenſchaft en gros zu geriren. 

Die eigentliche Aufgabe, welche R. fich ftellte, ift die, nachzuweiſen: „daß 
die Priorität des Pfandrechtes ſich nad dem Beitpunfte ver Verpfändung be: 

immt, wenn nur die Forderung, für melde Sicherung verlangt wird, ſchon da: 
mals erijtent oder wenigſtens der Willlür ter beiden Parteien oder auch nur 
eined Theile? entrüdt war, ausgenommen a) ed wurde von den Parteien der 
Rang des Pfandrechtes anders feitgeltellt, oder es ſtehen b) wohlerworbene Rechte 
Sritter entgegen" (Seite 11). Dadurd tritt R. in Widerjpruch mit der herrſchen⸗ 
ven Lehre. Diefe nüpft den AlterSporzug regelmäßig an die Eriltenz des Pfand⸗ 
vechted, zu deren Wirklichleit die drei Momente: Forderung, Gegenſtand des 
Pfandrechtes und Dafein eines beftimmten Entftehungsgrundes gehören; nad 
R.is Princip muß aber die Priorität nicht felten nah einem der Entitebung des 
Pfandrechtes vorangehenden Zeitpunkte beſtimmt werben, in jo fern Verpfändun⸗ 
gen vorkommen, welche künftige; Forderungen ſichern ſollen, und eben ſo ſolche, 
welche auf künftige oder zwar vorhandene, aber dem Verpfänder noch nicht ge: 
pörige Sachen fidy beziehen. Um die Zurüddatirung der Priorität zu conftruiren, 
fieht fih R. nad einem vermittelnden Momente um, welches er in einem Zus 
ftande findet, der zwiſchen dem Acte der Verpfändung und dem dinglichen Pfand⸗ 
rechte liegt, und als obligatio pignoris aus der Verpfändung auf Grund jener 
Gebundenheit entfpringt, welche R. (f. das obige Citat) vorausſetzt. Er muß aber 
felbjt zugeben, daß diefe obligatio eine jehr verjhiedene Natur haben fünne, und 
namentlih dann, wenn die verpfändete Sache noch nicht zum Vermögen bes 
Verpfänders gehört, eigentlih auf eine Gebundenbeit des Letzteren hinauslaufe, 
während fie, wenn von Haus aus alle Momente der Entitehung des Pfandrechts 
zufammentreffen, mit dieſem dinglichen Rechte felbft identiſch jei, und endlich, 
wenn nur bie Forderung noch nicht eriftent ift, eine nichtvingliche Gebundenheit 
der Sache involvire. Der Verfaſſer hätte nun nah m. E. zu beweiſen gehabt, 
daß obligatio pignoris wirklih nur diefen Sinn in den Quellen habe, und da: 
ber au in den von ibm citirten Stellen, welche die Priorität nach der Zeit der 
Verpfändung beftimmen, jo zu verftehen fei, oder daß es wenigitend in den 
Stellen, auf welche er fich beruft, nicht anders verfianden werden könne. Keines 
von beiden läßt fih in der That beweiſen; und e8 kann auch kaum befremden, 
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daß die röm. Juriften mit diefem eigenthümlichen Begriff von pignoris obligatio 
nicht operiren. Die Einſchiebung diefer pignoris obligatio ald Mittelglied zwifchen 
Verpfändungsact und (dinglihdem) Pfandrechte erflärt für fih allein die Zurüd: 
verlegung der Priorität auf den Zeitpunkt des Verpfändungsactes noch gar nicht; 
denn, wie fümmt ed, daß das fpäter erft wirklich eriftent gewordene Pfandrecht 
dem ihm vorangegangenen rechtlichen Zuftande jeine dingliche Natur, fo zu fagen, 
von felbft mittbeilt? es bleibt noch immer die Frage zu Iöfen, worauf es berube, 
daß jenes obligatorifhe Verhältniß auch dritten gegenüber nunmehr dinglidhe 
Kraft erweife. Der Verfaſſer hätte vielmehr darthun follen, daß da3 von ihm 
vertbeidigte Princip der Priorität von den röm. Suriften im Intereſſe des 
Verkehrs und in Gemäßbeit der anzunehmenven Willensmeinung der Barteien 
frirt worden fei. Das Detail der R.'ſchen Echrift foll hier nicht berührt werden. 
Wir begnügen und damit, zu erwähnen, daß uns die interpretation der das 
fraglihe Thema berührenden Quellenterte, und überhaupt die Refultate der gan⸗ 
zen Monographie in der Hauptfache ale gelungen erfheinen. Die äußere Aus 
ftattung des Werkes ift, wie die aller aus dem verdienten Ente’fchen Verlage ber: 
porgebenden Drudiadhen, höchſt lobenswerth. Dr. E. N. 


Iurikifhe Inaugural-Biffertationen aus Berlin. 


Dur die Güte der k. Frievrib:Wilhelms-Univerfität zu Berlin find im 
beurigen Sabre wieder eine Reihe juriftiiher Inaugural-Differtationen dort pros 
movirter Doctoren an die hieſige Univerfität gelangt, und es wurden dieſe D. von 
dem Consistorium der Wr. Univ. der biefigen juriftiihen Fakultät zur Dispoſi⸗ 
tion geſtellt. Wir beabfichtigen hier keineswegs eine Kritik diefer Differtationen, 
welder, wenn man das Wort Kritik im ftrengen Sinne nimmt, literariſche 
Verſuche dieſer Art ohnehin nicht unterzogen werben dürfen; fondern wir wollen 
nur auf eines und das andere jener Erſtlingsprodukte fpeziell aufmerkfam machen, 
und die Gelegenheit benügen, über das Inſtitut der Jnaugural-Differtation, fo 
wie über gewifie Punkte in dem gegenwärtigen Modus den gradum ex jure an 
öfterreichifhen, namentlih an der Wiener Univerfität zu erlangen, mit Wenigem 
unfere Anficht auszuſprechen. — Gin kurzer gefhichtliher Rüdblid auf die Ents 
ſtehung des Doctorat3 foll die geneigten Lefer in den Stand feßen, zu beurtheis 
len, inmieferne die Vergangenheit bier eine Grundlage ded gegenwärtigen Bus 
ſtandes aufweiſen Tann. 

Bon Bologna her, wo die Scholaren deutſcher Nation vor allen anderen 
befondere Vorrechte genofien '), ift wohl zunädit auch die Doctordwürde den 
Deutihen zuerft befannt geworden, und Died) ftüst die Annahme, daß es be 
reits im breizehnten Jahrhundert in Deutichland Doctoren gegeben babe, ab; 
gejeben von einigen nicht unmichtigen indirecten Argumenten, auf dad von 


) Savi NET Geſchichte des roͤm. Rechts im Mittelalter. III. Bd. (2. A. 1834) 
9 die Gcapine_», d. Diſſenſch, herausgegeben von Erſch und Gruben, 
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Bonifaz VII. 4303) dem Gapitel zu Halberſtadt ertbeilte Privileglum, 
wernah die 3 zfeit zur Erlangung einer Gapitelitelle ritterliche Abſtammung 
oder mindejtens ı ı8 vorausfebt, daß der Candidat „in s. thealogia professus, 
aut in jure canenico cel civili licentiatus et doctor existat 9.“ Mir haben 
nun keineswegs vor, im einer vollftändigen geſchichtlichen Weberficht zu zeigen, 
wie fih das Anfritut bed Doctorgrades nad allen jeinen Richtungen allmälidh 
entwidelt bat, wir befchränfen uns vielmehr von vornberein ſchon auf bie Juri: 
ſtiſche Doctorswürte, und beabfichtigen auch viesfalls nur einige Andeutungen 
darüber zu geben, * ürde einft erworben wurde (mas nah Sapignya 
aründlihen Forſchu sm Leichtes ift), und wie fie in ber Hauptſache 
beute in Deutſchland erworven zu erben pflegt. In Bologna ?) wurden die Doc 
foren entweder nur aus dem römiihen oder canoniſchen Rechte allein, oder aus 
beiden zugleih promovirt, und zivar bürfte bie befondere Verleihung der Doc 
forwürde nicht vor der Mitte des zwölften Jahrhunderts entitanden fein, 
zu welcher Zeit bie Rechtsſchule in Bologna bereits dur längere Eriftenz und 
durch mehrere gleichzeitige berühmte Lehrer ein feiteres Dafein erlangt hatte. 
Denn nun auch ſchon im zwölften Jahrhundert Lehrer auftauchen, welche nicht 
ald doctores genannt werben, und nicht alle doetores wirklich dem Lehrſache 
ih widmeten, fo verlieh doch das Doctorat dem Promovirten ein unbe— 
Ihränttes Hecht zu lehren, und dazu famen noch das Net, über die eigenen 
Schüler die Gerichtäbarkeit auszuüben, und eine Stelle in der Promotionsfacultät 
zu erhalten, aljo felbft an den neuen Promotionen ſich zu betbeiligen 9). Das 
Doctorat konnte aber nur nad) einer längeren Studienzeit *) und gewiſſen Prü— 
fungen erworben werden. Nachdem der Candidat dem Rector eidlich beftätiget, 
daß er die vorgefchriebene Studienzeit wirklich vollendet habe, fo ließ er fi 
duch einen, von ihm gewählten Doctor, dem Archidiacon 5) präfentiren, und 
diefer beftimmte den Tag der erften Prüfung, privata examinatio, bei welder 
der Candidat zuvörderſt die Ausarbeitung vortragen mußte, melde er über zwei 
ihm an dem Prüfungdtage erft angegebene Terte, puncta assignata, verfaßt 
hatte. Die Doctoren, welche den Gandidaten nicht präfentirt hatten, durften ihm 
nur über diefe Terte Fragen und Einwendungen vorlegen, der präfentirende Doctor 
hatte das Necht, ihn ohne dieje Beichränfung zu eraminiren; jene mußten ſchwö⸗— 
ren, daß fie fih mit dem Ganditaten nicht verabredet hätten, der Candidat mußte 
Ihmwören, daß er nicht mehr als die vorgefchriebenen Gebühren bezahlt habe. 


) ©. J. H. Böhmer, jus eccles. protest. L. 4; tit. 9, $. 22. 
) Savigny a. a. O. 8. 79 f. (S. 211 f.) 

Savigny $. 77, ©. 208, 207. 

) Regel war: für den Civiliften 8 Jahre, für den Canoniften 6 Jahre. Sa: 
vigny, $. 79, ©. 211. 

5) Der Archidiacon des Domftiftes zu Bologna erhielt erft zu Anfang des drei- 
zehnten — dieſen Einfluß auf die P. durch eine Verord— 
nung Pabſt Honorius III. (Savigny 224), woraus nicht zu folgern ift, 
daB die P. ald ein pabitlihes Vorrecht betradhtet wurde, indem nur 

Bbräuche, wie ſolche ſchon vorgefallen waren, bintangehalten werden joll: 
ten (eod. 225). 
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Durch dieſe Prüfung, wenn fie genügend ausfiel (worüber bie Doctoren ſofort 
abftimmten) wurde der Kandidat vorerft Licentiatus '). Das Doctorat erhielt er 
erft durch die zweite Prüfung, conventus genannt, melde öffentlih, und zwar 
in der Domlirhe gehalten wurde. Diefer Act begann mit einer PBromotiongrebe 
des Candidaten, welcher darauf eine juriftifcde Vorlefung bielt, und über dieſe 
disputirten fohin die Scholaren gegen ihn. Nachdem weiter der Ardidiacon 
eine Rede gehalten, worin er den neuen Doctor proclamirte, wurden dieſem von 
dem Doctor, der ihn präfentirt hatte, die Infignien feiner neuen Würde: Bud, 
Ring und DPoctorhut übergeben 2. Der Candidat hatte vor dem Convent zu 
fhwören, daß er nichts unternehmen wolle, was den Intereſſen der Univerfität 
und der Scholaren widerſprechen würde, auch, falls er in Bologna bliebe, dem 
Rector gehorfam fein, und die Statuten beobadhten werde; am Schluße des Con: 
ventes mußte er ſchwoören, daß er dem Collegium der Doctoren, fo wie beflen 
einzelnen Gliedern und Statuten nicht zumider handeln wolle. Der Eid, nicht 
außerhalb Bologna zu dociren, wurde nur von folgen, die in Bologna lehren 
wollten, vor Antritt des Lehramtes von der ſtädtiſchen Obrigkeit abgefordert; er 
ift gegen Ende des zwölften Jahrhundert aufgelommen, in den ftädtifchen Status 
ten von 1259 aber ausprüdlih, und als ein vor Beendigung der Promotion 
von den auf ein Lehramt in Bologna Aspirirenden abzulegender Eid vor 
geſchrieben, und erſt 1312 auf Bitte der Scholaren abgeſchafft worben ®). 
Im Laufe der Zeit hatte fi eine eigene Promotionsfacultät heraus ges 
bildet, indem man anfing, nur diejenigen Doctoren an den neuen Promotionen 
Theil nehmen zu lafien, weldhe zu Bologna geboren waren; an die Stelle biefer 
Beſchraͤnkung trat aber fpäter eine völlige Trennung der Yacultät von bee Docs 
torSwürbe, und es wurde jene auf eine beftimmte Zahl von Mitgliedern reducirt, 
welche durch Wahl bezeichnet wurden ). 

In jüngerer Zeit bat ſich faft überall, und fo namentlich in Deutſch⸗ 
land, von diejen Borrehhten der Doctoren das Meifte verloren. Außerhalb 
der mediciniſchen Facultät reiht das Doctorat nicht einmal für die Praris 
burchgehendd aus, ja zum heile wird felbft in jener Facultät von dem 
Doctor noch die Beſtehung eined Staatderamend gefordert, um zur Aus: 
übung ſeines Berufes zugelafien zu werben. Die venia legendi ſeßt aber 
durchgehends in dieſen noch einen befondern Act, die fogenannte Habilitation 
voraus. Die gewöhnliche Art, den Doctorgrad zu erwerben, ift nunmehr dieſe. 
Der Candidat hat vorerft den Ausweis zu liefern, daß er den üblichen (oder 
geſeglich vorgeichriebenen) alademiihen Gurfus mit Grfolg zurüdgelegt habe, 
dann bat er eine Prüfung zu befteben, und hierauf nod eine wiſſenſchaftliche 


ı) lan & g. 8 ©. 211 f. $. 81, ©. 217. Weber die Gebühren, insbefon; 

2) 68 wurde 8 gleich ein Play auf em Katheder angewieien. 

5) Saviony $. we ©. Erf, ©. 217 f. Die A erwähn: 
a fich bie Erb Bo Bologna von 4 ——— * 

6) Fee ©. 308 f. 
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Abhandlung (foge inte fnaugural:Differtation ') regelmäßig in lateiniſcher Sprache 
zu verfaflen und 1 Drude herauszugeben, Dieſer monograpbiiden Urbeit wer: 
den von dem Ga, baten noch einige controverſe Thejen beigefügt, auf melde ſich 
die künftige öffen che Diepulation eben jo wie auf die eigentlibe Differtation 
eritredt. Bei dief« Disputation, welche über Anorbrung bes Facultätsdecanes in 
einem Univerfität ocale mit berföümmlichen Feierlichkeiten aebalten wird, bat ber 
Candidat feine ‘ ſſertation, tejpective eine ober bie andere jener Thefen gegen 
die von ihm ſelb emähblten, oder auch freiwillig auftretenven Opponenten zu ver: 
theidigen. Sie — nice vwi fi, und endet mit der folennen 


Promovirung di „m Doctor di.’ den Decan der Facultät, ber 
bei dem ganzen « t. 

An den Ur ı9g muh der Doctoratäcanbibat 
nad zurückgelegten Eramina (Rigorosa oder ftrenge 
Prüfungen genannı bie im Quadriennium obligaten 
Lehrfäher und ei ) Es bängt dieſe Geſtalt ber 
Rigoroſen zunädji 49 in Geltung geweſenen Ord⸗ 
nung des „juell ımmen, welche vie Sauptfäcer, 
mit Ausjhließun, in vier Jahrgaͤnge veribeilt, 
und die vier ſtrer . datte, daß im Weſentlichen jebe 
derſelben die Geg.. dayrganges umfaßte, weßwegen fie auch in 


der nämlichen Ordnung auf einander folgten, wie dieſe. Nach Einführung der 
Lehr- und Lernfreiheit in der juridiſchen Facultät, iſt dieſe Einrichtung der 
ſtrengen Prüſungen mit der einzigen Ausnahme einſtweilen verblieben, daß 
der Candidat die Aufeinanderfolge der einzelnen Rigoroſen ſelbſt beſtim—⸗ 
men darf, während die früher zu Einem Rigoroſum vereint geweſenen Wiſſen— 
fhaften auch jeßt noch in derjelben Combination verbleiben *). An dieſen Rigo: 
rojen nimmt in Wien und Brag außer beftimmten Facultätsprofeſſoren auch der Decan 
des Doctoren:Rollegiums ‘) der juridiichen Facultät, und zwar auch als Graminator 
Antheil, ven Vorſitz führt der Decan ded Profelloren:Collegiums. 


1) Ueber die Zulänglichfeit diefer Arbeit für den Zmed der Promovirung ent: 
ſcheidet die Facultät. 

2) Die Rechtsphiloſophie, welche zu den Gegenſtänden des Doctorats⸗ 
eramens gehört, iſt eigentlich nur bedingt obligat, indem während des Qua: 
drienniums dem Studirenden frei geftellt ift, — im vierten Semefter — ent: 
weder Vorträge über diefe Wiffenfchaft oder über die Encyclopädie der 
Rechtswiſſenſchaften zu bören. 

») Eine Reduction der Rigorofen auf drei: 1. röm. R., canon. R., deutfches R.; 
2. die öfterr. Partikularrechte; 3. Rechtsphiloſophie und politiihe Wiſſenſchaf—⸗ 
ten — tft jedoch fhon in Ausſicht geftellt. 

%) Früher ging die Facultät nicht in die beiden Collegien der Profefforen und 

octoren auseinander, jondern die Yacultät beitand aus der Gejammtbheit 
der an der Univerfität immatriculirten Doctoren. Die Jmmatriculation er: 
folgte gegen Grlag einer beftimmten Taxe. Präſes der Facultät war der 
Stupdiendireftor; ihm zunächſt jtand ver Decan (jest Decan des Doctoren: 
Gollegiums genannt), der dieje Stellung aud bei den Rigoroſen behauptete, 
‚und bier wie in der ?yacultät absente praeside den Borfiß hatte. — Die 
Profeſſoren bildeten feine befonvdere Corporation, und waren verpflichtet, bei 
der Facultät fih immatriculiren zu laſſen. — 
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Nah Ablegung der vier ftrengen Prüfungen erhält der Candidat von 
jevem der an jenen Theil nehmenden Ordinarien ein Thema zur fehriftlichen 
Bearbeitung '); diefe Ausarbeitungen legt er ſohin mit einem Entwurfe dispus 
tabler Sätze aus allen Rigorofenfäkhern dem Profejloren-Collegium zur Geneb: 
migung vor, und erjt nad Erfolg derſelben findet die öffentliche Vertheidigung 
von drei aus diefen Sägen gegen vom Doctoranden felbjt gewählte Opponenten ftatt. 
Die Promotion ift (menigftend in Wien) nicht Sache des Profefioren:Collegiums, 
fondern fie geht nad) den noch in Geltung ftehenden älteren Gejegen vor dem Rec: 
tor der Univerfität und der Decanen der vier Doctoren:Collegien der Univerfität 
durch Decan des juridiſchen Doctoren:Collegiums ald Promotor vor fid), das Doc: 
torspiplom wird jedoch aud von dem Decan des BrofefjorensCollegiums als Nad:: 
folger des nad dem älteren Syſteme beftandenen Studiendirectorg gefertiget. 

Aus allen den Punkten, welche nad diefer kurzen Darftellung zum Gegen: 
ftande einer näheren Beiprehung fih eignen möchten, follen nur die Inaugural- 
Difiertation, reipective die an den öfterreichifchen Univerfitäten üblichen fchrift: 
lihen Beantwortungen mehrfacher Fragen, und die Disputation ſelbſt hervor: 
gehoben werden. Der Zwed, der in der Forderung folder fchriftitellerifcher Ver: 
fuche von dem angehenden Doctor, verfolgt wird, iſt offenbar der, daß leßtzterer 
einen Beweis feiner Fähigkeit liefern fol, ein gründliches Wiſſen auch in einer 
der Willenfchaft entfprechenden Form, jelbftändiger und umfänglidher darzulegen, 
als es beim mündlichen Examen geichehen kann. Diefen Beweis von dem an: 
gehenden Doctor zu fordern, ift durch das Weſen des Doctorates, als einer eine 
gründliche wiffenjchaftlihe Bildung ausprüdenden Würde wohl geredhtfertiget. 
Daraus dürfte fih aber fofort ergeben, daß die Forderung der Ausarbeitung 
einer größeren Abhandlung, jener der Beantwortung von Fragen aus allen 
Disciplinen vorzuzichen fei, weil man ohne Unbilligleit von dem Candidaten nicht 
leicht verlangen fann, daß er auf verſchiedenen Gebieten den erwähnten Erfor: 
derniſſen allfeitig genüge, mithin bei Aufrechtbaltung des legteren Inſtitutes in 
den meilten Fällen eine mildere Beurtbeilung nothwendig Plab greifen, 
und fo dasjelbe mehr oder weniger zu einem blo3 formellen werden muß. Mag 
aber das eine oder dag andere diefer Inſtitute aboptirt werden, jo muß jeden: 
fall3 eine genügende Controlle darüber bergeftellt werden, daß der Candidat die 
fraglichen Arbeiten felbit verfaßt habe. Eine ſolche Controlle kann entweder in 
der Nöthigung zur Claufurarbeit, oder in einen Vorgange liegen, wie er bei 
Habilitirungzjchriften zu gleihem Zwecke und zwar aud bei ung beobachtet wird, 
wozu bier die Doctorsdisputation ſich als geeignetes Mittel darftellt. Die Clau: 
furarbeit f&heint und zu dem vorliegenden Zwede nicht geeignet, weil fi ums 


ı) Nach dem Wiener, Uſus kann der Candivat ſich diefe Themata aud ſchon 
nab dem dritten Rigeroſum erbitten. Durch eine größere Abhandlung über 
ein Thema kann er ſich von der Bearbeitung der verſchiedenen Themata be: 
freien, ohne nady dem Wiener Uſus zur Veröffentlihung jener umfaflenderen 
Arbeit dur den Drud verhalten zu fein. Nur für die unter dem a. bh. 
Schutze Sr. EL. apoſt. Majeftät abzuhaltenden Pisputationen wird eine 
monographifche Arbeit unter Anneration von theses controversae durch ten 
Candidaten mitteld Drudes veröffentlicht. 
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faffenvere wiflenihaftlihe Abhandlungen in kürzerer Zeit, und ohne Benübung 
der Literatur nicht ausführen laflen '); dagegen dürfte das zweite Mittel unter 
gewiffen Modalitäten ald ein genügendes zu empfehlen fein. Es müßte dann 
aber dem Kandidaten höchſtens die Wahl eines Opponenten für feine öffentliche 
Disputation freiftehen, ein oder (befler) zwei Opponenten hingegen müßten ihm, 
3. B. von dem Brofefloren-Collegium aus feiner Mitte beftinmt werden, um bei 
jenem öffentlihen Alte dur Beiprehung der Differtation die Weberzeugung zu 
begründen, daß der Candidat der Berfafler der Diſſertationsſchrift ſei). Daß 
ſich dieſes Controllemittel auf das bei uns beftehende Inſtitut der mehrfachen 
Themata nicht gut anwenden lieke, ohne der Differtation eine ungebührliche Länge 
zu verleihen, und dem Collegium der Pofefloren eine drüdende Laft aufzulegen, 
fpricht wohl insbeſondere gegen jenes Anftitut ). Wird dem Gandidaten die 
Wahl fämmtliher Opponenten frei geftellt, fo muß e3 mohl dahin fommen, daß 
die Doctor3-Disputation in einen rein formalen Act übergeht, bei welchem im 
beftin Falle, durch die Wahl interejlanterer Streitfragen und wechſelſeitige gute 
Cinübung für die Wahrung des äußeren Anjtandes Sorge getragen wird. Von 
minderer Bedeutung fcheint uns die Frage, ob der Candidat zur Drudlegung 
feiner Differtation (ſolche Jnaugural:Differtationen gelangen bisher aber regelmäßig 
nicht in den Buchhandel) verpflichtet werben foll, obwohl fidy nicht vertennen 
läßt, daß in dieſer Nothwendigkeit, dem öffentlichen Urtheile in noch weiterem 
Umfange und nadhaltiger fich zu unterziehen, als es felbft bei der Disputation 
geſchehen kann, für den Candidaten ein weiterer Sporn zu forgfältiger Durch⸗ 
arbeitung feine Stoffes liege. 

Die Differtationen, deren wir nun mit kurzen Worten gedenken wollen, 
find folgende: 

1. Joan. Meisner (aus Thorn). „De origine et progressu insinuationis 
donationum secundum Constitutiones imperatorum Romanorum & Constantino 
usque ad Justinianum.* 91 ©. in 8. (Disput. 7. Juli 1858), 

Der Berfaffer diefer, dem rühmlichjt bekannten Berliner Profeflor Dr. Ru: 
dolph Gneiſt gewidmeten Pijlertation hat feinen Gegenſtand mit Liebe und 
Sorgfalt bearbeitet. Er beginnt mit einer umftänvlicheren Erörterung über die 
lex Cincia vom ‘jahre 550 a. u. c. ($. 1, p. 12—36), welche zuerft ein beftimm: 
tes bei Schenkungen nicht zu überjchreitendes Maß feftfebte, von diefen Beſchrän⸗ 
tungen aber fo manche Perfonen ausnahm (personae exceptae), und geht nad 
einer, dur den Zufammenhang ver behandelten Momente gerechtfertigten Aus: 


) Wohl in noch höherem Maße, unverträglich fcheint die Claufurarbeit für 6 
bi3 8 Themata! 

2) Dabei könnte dem Candidaten frei gegeben bleiben, mit dem jelbjt gewählten 
Opponenten einen aus mehreren noch befonderd von jenem aufgeftellten contro- 
verfen Säßen zu verhandeln. 

8) Bon dem Docioren-ollegium der Wiener Tu hen Yacultät, wurde 18651 
der Modus als empfehlensmwerth bezeichnet, daB ein Opponent von dem 
Brofefioren-Collegium aus deſſen Mitte, der zweite von und aus dem Doc: 
—— au beitimmt, die Wahl des dritten aber dem Gandidaten über: 
aflen werde. 
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führung „de modo contrahendi apud Romanos“ ($. 2, p. 36—48) auf bie 
zur Zeit des Kaiſers Conftantin für die Erridtung von Schentungen 
vorgeichriebenen Formen über ($. 3, p. 48—54) deren Weien er ſowohl an 
Yührung „de ınodo contrahendi apud Romanos ($. 2%, p. 36-48) auf die 
zur Zeit des K. Conftantin für die Errichtung von Schenkungen fi, und 
namentlid auch im Berhältnifje zu ven Beltimmungen ver lex Cincia würdigt 
(8. 4, 5, p. 54-67). Nach jus civile war urfprüngli ein formlofer Schen: 
hıngsvertrag nicht bindend, ſondern nad Verſchiedenheit des Falles, man- 
cipatio oder cessio in jure bei einer verjchentten res mancipi; Webergabe bei 
res nec mancipi; oder stipulatio, acceptilatio, nöthig. Yrübzeitig wurde es über: 
dieß gewöhnlich, Schenkungen gerichtlich infinuiren zu laffen, wa Conftantiug 
Chlorus zur Rechtsvorjhrift erhob, und Conftantin auch auf die personae 
exceptae ausdehnte, der weiterhin noch jchriftlihe Errichtung der Schenkung, 
Tradition vor Zeugen unt Infinuation ohne Ausnahme vorſchrieb. Wann die 
Beichränktung der lex Cincia eigentlicd weggefallen fei, ift unermittelt. Im $. 6 
unterfucht der Verfaſſer, welhe Bedeutung nad Einführung der neuen Schen⸗ 
kungsformen die Mancipation nod behauptet habe (p. 67—75), und ent: 
ſcheidet ſich für die Bebeutungslofigleit derfelben. Die 88. 7—9 (p. 75—91) 
endlih find den Veränderungen gewidmet, welche den römiſchen Kaifern von 
Theodofius II. bis Zuftinian in Bezug auf das Recht der Schenkungen 
ihren Urfprung danken, welch' Iesterer ſchließlich alle Schenkungen unter 500 
solidi von der insinuatio befreite. 

2. Car. Schmidt (aus PBadenborn). „Quid sit, quod vulgo dicitur, 
duas causas lucrativas in eundem hominem et eandem rem concurrere non 
posse.‘‘ 48 ©. in 8. (Diöput. 17. Nov. 1858.) 

Die genannte Regel, welche zuerft bei Legaten aufgelommen ift, wird 
meift aus der aequitas abzuleiten gefucht. Der Verfaſſer fchließt fich dagegen mit 
Grund der Anfiht an, daß fie civilen Urfprunges fei; „existimamus propositae 
regulae, quae ex jure civili originem ducat rationem positam esse pro parte 
in consequentia juris civilis, pro parte in praesumta voluntate patris familias.‘ 

3. Ludov. Wittgenstein (au8 Bielefeld in Weſtphalen). „Qua- 
tenus rei pignorate fructus creditori teneantur.“ 101 ©. in 8. (Disp. 
20. Decemb. 1858). 

Der Berfafler viefer fleißigen Diflertation erörtert zwei Hauptfragen: 
1. inwieweit der Gläubiger ein Pfandrecht an den Früchten der verpfänbeten 
Sache habe; 2. inmwieferne ed der Richter in feiner Macht babe, dem mit der 
actio pignoraticia die fruchttragende Pfandſache anfprechendem Gläubiger aud) 
die Früchte zuzufprehen. Die Schrift zerfällt in ſechs Paragraphe, deren Nefuls 
tate im Weſentlichen folgende fine: 

Durch audprüdliche Verabredung Tann ein pignus an nicht feparirten und 
künftigen Früchten giltig von Seite des Eigenthümers, ober deſſen beitellt wer: 
den, der zur Zeit der Berpfändung Emphyteuta, Fruchtnießer oder Pächter 
der Hauptſache ift, auch weiterd von Seite eines jeden, der ſich auf die Zuſtim⸗ 
mung de3 Gigenthümers ftüßt, oder auch ohne diefe, wenn er die VBebingung 
beifügt: „si fructus mei facti erunt.* Gine Hypothek Tann aber an derlei Fruch⸗ 
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ten erſt dann entiteben, wenn diefe anfangen zu dem Vermögen des Verpfänbers 
oder dejlen Erben zu gehören, rejpective die Zuftimmung des Eigentbümers ber: 
jelben zu ihrer Verpfänbung binzutritt ($. 1). Eben dieſes Recht muB jedem 
Pfandgläubiger aud in dem Falle zufteben, wenn bei der Verpfändung über bie 
Früchte nichts ausdrüdlich feftgefebt wurde, e. 3. Cod. in quib. caus. 8, 15; er 
bat aber eben auch nur ein Pſandrecht an venfelben ($.%). Hierauf wirb (8.3) 
vie Trage ventilirt, ob der Gläubiger an allen Früchten, weldhe nah dem Ber: 
pfändungsacte von der Pfanbjache jeparirt wurden, das Pfandrecht habe? Der 
Verfaſſer unterjcheidet, und jpricht bem Gläubiger, wenn die Berpfändung von 
dem Eigenthümer der Sache geicheben ift, abgejeben von dem Falle, wo er im 
Beſitze der Pfanpfahe iſt, ein Pfandrecht an ven Früchten in folgenben 
Fällen ab: 1, an jenen Früchten, melde nad Beendigung des Eigenthbums in 
ver Perſon des Verpfänders der neue Eigentbümer, melde der rebliche Beſitzer, 
&mpboteuta, oder ein nadfolgenber antichretiiher Pfandgläubiger bezogen bat; 
2, an den Früchten, welche ver Pächter oder Nußnießer bezogen bat; wogegen ibm 
das fraglidie Recht an den vom Pächter oder Nubnießer zwar jeparitten, aber 
nicht bezogenen, an ben vom unreblichen Beſiher bezogenen, und ven von einem 
ipäteren Pfandgläubiger, der fein jus Antichreticum bat, percipirten Früchten 
allerdings zulommen foll, denn bier find, anders alö bort, bie Früchte Beitand: 
theile des Verniögens des Verpfänders geworden. 

Die 88. & und 5 unterfuden die Fragen: inwiefern der Hläubiger wegen 
der Früchte der Pfandſache auf Grund ihrer jtillihmeigenden Berpfändung Hagen 
tönne, und wie weit in dem Proceß über die actio hypoth. das officium judicis 
in Betreff der Zuerlennung der Früchte reihe. Die erſte Frage entjcheidet der 
Verfaſſer ex praesumenda partium voluntate dahin, daß die Früchte nur in 
subsidium haften, (wofür er c. 2 C. de pign. 8, 14 und c. 9 C. de distract. 
pign. 8, 28 anführt) und daß durch ihre Conſumtion von Seite des Beſitzers 
nicht nur das Pfandrecht erlöfche, jondern aud) jede Haftung des legteren aufhöre, 
quia nec possidet, nec dolo desiüt possidere (L. 18 $. 3 D. de pign. in rem 
a. 13, 7). Bei Löjung der zweiten Stage bejchäftiget ihn vorzüglid die ‚Inter: 
pretation der L. 16 $. & D. de pign. 20, 1, und die Widerlegung der von 
Francke verjuhten Erklärung. Im $. 6 endlich wird die Anwendbarkeit der in 
den 88. 2—5 entwidelten Grundjäge auf andere als vertragsmäßig entftandene 
Pfandrechte unterfucht. Wenn wir aud nicht alle Ausführungen des Verfaſſers 
für gelungen halten, jo hindert uns dies dennoch nicht an der Füllung des oben 
über feine Eeine Schrift ausgeſprochenen Urtheiles. S. W. 


Zur Fehre vom kaufmänniſchen Commiſſionsgeſchäſte. Nach deutſchem gemeinen, 
öſterreichiſchem und preußiſchem Rechte. Bon C. C. E. Hirſemenzel. 
Leipzig, Reichenbach'ſche Buchhandlung. 1859. gr. 8. 


Wenn Dr. L. Goldſchmidt in feinem einleitenden Aufſatze zu der von 
ihm in dem vergangenen „Jahre in's Leben gerufenen Zeitſchrift für das ge: 
fammte Handelsrecht jein Bedauern darüber äußert, daß es bisher an genügen: 
den monographifhen Darftellungen vieler wichtiger handelsrechtlicher nftitute 
mangle, jo bat er damit nur eine Thatſache conjtatirt, die von Jedem, der ſich 
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auf diefem Gebiete auch nur oberflächlich orientirt hat, erkannt worden ift. Es er: 
klärt ſich bieraus aber auch, daß jede literarische Erſcheinung, welche gerade diejem 
Uebelſtande abzubelfen geeignet ift, ſchon durch Die Seltenheit, mit welcher ihr 
begegnet wird, Dis Hntereſſe auf fich ziebt. Kommt dann biezu noch, daß, wie 
e3 in dem vorjtchenden Werkchen geichieht, ſich der geftellten Aufgabe mit vieler 
Sactenntniß und juriſtiſchem Scharfjinne unterzogen wird, jo ijt der neue An: 
kömmling alljeitig der freundlichſten Aufnahme verfichert. 

Geben wir auf den Inhalt des Schriftchens näber ein, ſo beftcht derfelbe 
in jeinem erjten Theile in Folgendem: 

Der Herr Verfaſſer beginnt damit, daß er die Frage, ob das Commiſſions- 
geſchaͤft ein eigenthümliches Rechtsinſtitut bilde, einer Erörterung unterzieht. Nach: 
dem in dieſer Beziebung bervorgeboben wurde, daß die VBejahung dieſer Frage, 
jo weit man die für Deutichland maßgebenven pofitiven Gefege, nämlich das ge: 
meine deutiche, das öfterreihijche und das preußiihe echt in's Auge fat, nicht 
möglich ift, gebt der Herr Verfaſſer zu der Zujammenitellung jener Requifite über, 
welde von Seite der Doctrin für den Begrilt des kaufmänniſchen Commiſſions- 
aefchäfted gefordert werben. 

Er begegnet nun bier ven verjchiedenften Anjichten und gelangt dadurch 
zu der ‚solgerung, daß die äußere Beichaifenbeit jenes Dinges, deſſen Subjum: 
tion unter dieſe oder jene Gattung von Rechtsgeſchäften jo große Schwierigkeit 
macht, noch keineswegs eine fo feite Seftalt angenommen babe, um vie Behaup: 
tung wagen zu können, es paſſe unter feine? der bisherigen bejonder? benannten 
obligatoriſchen Rechtsverhaltmiſſe. 

Zu einem außerhalb den bisher erkannten ſtehenden, neuen Rechtsinſtitute 
könne aber ein rechtliches Geſchäft — ſo argumentirt der Herr Verfaſſer weiter — 
überhaupt nur durch die eigenthümlichen Verabredungen, welche von ven Contra— 
henten getroffen werden, gelangen. Eigenthümliche Verabredungen feien aber bei 
dem kqufmänniſchen Commiſſionsgeſchäfte gar nicht anzutreffen. Daſſelbe cdaral: 
terilire jich vielmehr durd Die äußere Qualität des Übjeltes (für fremde Red: 
nung zu kaufen oder zu verlaufen), ſowie dur die äußere Qualität beider oder 
eines ver Contrabenten (daß nämlih Auftrangeber nnd Auftragnehmer, over _ 
wenigſtens Giner den Handeldftande angehören), und enblid dadurch, daß der 
Gommijlionär das aufgetragene Seichäft im eigenen Namen abfchließe. Lebteres 
Moment bilde aber gar keine Bejonderheit, da es auch nach dem römiſchen Rechte, 
namentlidy tem älteren, bei den Mandatar, eingetreten jei. — Aus allen diefen 
Prämiſſen gelangt der Herr Verfaſſer endlib zu dem Schluffe, daß das lauf: 
männifche Commiſſionsgeſchäft Fein eigenthümliches, bejonderer Regeln bevürftiges 
Inſtitut jei, Sondern unter den Begriff des Mandates falle, und fih ohne juri: 
ſtiſche Schwierigleit na den Regeln des Mandates beurtbeilen laffe. 

Ta er ſich aber daber nicht verbehlen Tann, daß man bäufig aus dem 
Handelsſtande Klagen darüber höre, es gerathe die Theorie vom kaufmännifchen 
Sommijjionsgeichäfte oft mit der kaufmännischen Sitte in Conflict, und die con: 
fequente Anwendung der Regeln vom Mandat auf das erjtgedachte Geſchäft führe 
eben io wohl nconvenienzen für den Gejchäftsverlehr herbei, als fie die Beweg⸗ 
lichteit und Sicherheit des Handelsbetriebes gefährde, — fo fieht er jich genöthigt, 

Haimerl's Bierteljahröfrift I. Bedtöw. IV. 2. E 
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nah der Veranlabung dieſer Erſcheinung zu forſchen. Der Herr Verfaſſer findet 
num diejelbe darin, daß der Hanbelsitand bei jeiner Oberflächlichleit bei Abichlie 
Bung von Rechtsgeſchäften, und bei ver Unbeſtimmtheit ber NMusprüde, deren er 
ſich bedient, oftmals im das Kleid eines Auftrages nicht nur das wirklidye 
Mantat, jondern auch ben Trödelvertrag (contractus aestimatorius), ja biswei— 
len ſogar den eigentliben Properhandel büllt. Daber es oft ſchwierig ſei, das 
von den Parteſen in MWabrbeit beabfidhtigte Geſchäft zu erfennen. 

Dieie rein faltiſche Anterpretationsfrage, wenn fie falſch 
gelöfet wird, nicht das Weſen des faufmäanniihben Commijjionz 
geſchaftes ſei dann aber aud die Urſache, welde Unzulömmlicd: 
keiten im Gefolge führe. Die Richtigkeit dieſer Behauptung, die jo eigent⸗ 
ih den Angelpunkt ver ganzen Abhandlung bildet, wird jobin an drei Beijpie 
len zu erproben verjucht, von welden eines ein wirkliches Commiſſionsgeſchäft zur 
Daritellung bringt, während die beiden andern lediglich die Commiſſionsform für ſich 
baben, in Wabrbeit aber einen Verfaufsauftrag (Zröbelvertrag) und einen Eigen: 
handel in ſich ſchliehßen. Und in dieſem intereflantejten Theile jeiner Arbeit jeben 
wir auch ven Seren Berfafler zu den verſchiedenen Entwürfen eines neuen beut- 
ſchen Handelsgeſeßbuches eine tabelnde Stellung einnehmen, inbem er es zwed—⸗ 
mäßiger gefunden bätte, wenn dieſe lenislativen Vorlagen, flatt das wirkliche 
Commifjionsgefchäft zu einen eigenthümlichen Nectsinftitute zu erheben, die 
Theorie von Irödelvertrage einer Reviſion unterworfen, verjchiedene gemeinrecht— 
lihe Sontroverfen in Anfebung desjelben zur Entſcheidung gebradt, und für eine 
Ausgleihung der Differenzen zwifchen den die verschiedenen Gebiete Deutſchlands 
beberrfchenden gemeinen, preußischen und öfterreichifchen Rechte gelorgt hätten. 

Nach diefer Feltltellung feiner Anficht über das wahre kaufmänniſche Com: 
miflionzgeichäft, weldes dem Verſaſſer, wie gezeigt, lediglih ein Mandat tft, 
wendet er ſich dann einigen ragen zu, bei deren Beantwortung eben eine Ver: 
mengung tes fraglidien Gefchäftes mit anderen Rechtsverhältniſſen häufig irre lei: 
tend wirke. Es find diefe: 1. Darf der Commiſſionär, wenn er über den limit: 
tirten ‘Breis verlauft und unter demſelben eingelauft hat, die Differenz für fi 
beanjpruhen? 2. Darf bei der Verkaufscommiſſion der Commiſſionär ſich ſelbſt 
zum Käufer, und bei der Einkaufscommiſſon fich jelbjt zum Berläufer machen ? 
3. Gilt der Commiſſionär, wenn er den Dritten, an den er ver:, oder von dem 
er gefauft baben will, tem Gommittirten bei der Anzeige von der Ausführung 
des Auftrages nicht nanıhaft macht, felbjt al3 Käufer, rejp. Verkäufer? 4. Mel: 
bes Rechtsverhältniß entjtebt zwiichen dem Committenten und dem Dritten, mit 
weldem der Commufjionär contrabirt bat? 5. Suthält der einem Kaufmanne er: 
tbeilte Auftrag „zu kaufen,“ reſp. „zu verkaufen,“ aud den Auftrag, demnächſt 
das nanze Naufgeichäft abzuwideln? 6. Wird das faufmänniihe Commiſſionsge— 
fhäft durd den Tod des Gommitenten oder de3 Commiſſionärs aufgehoben ? 
7, Welche Bedeutung und welde Wirkungen bat die Uebernahme des del credere 
Etebens ? 

Der Herr Verfaſſer hält auch bei der Löſung dieſer Fragen an feinem 
einmal angenommenen Mandatsftandpuntte feft, und hilft fih nur, wenn er nach 
den Grundjäßen des Dlandates zu einem anderen Ergebniſſe gelangen müßte, 
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als der Handelsgebrauch eintreten läßt, dadurch, daß er in allen diefen Fällen 
nur unelgentlihe Sommiffionsgefchäfte erblidt, in der That aber Trödelverträge 
oder wirkliche Properhandelögeichäfte erfennen will. 

Den Schluß des erjten Theiles bildet envlih eine Zufammenftellung der 
gejeglihen Beſtimmungen, wie ſolche über das kaufmännische Commiſſionsgeſchäft 
von dem Entwurfe eined Handelsgeſetzbuches für die preußiihen Staaten, dem 
revidirten Entwurfe eines öfterreihijchen Handeldrechtes, und zulegt von den 
Nürnberger Entwürfen erjter und zweiter Leſung projectirt werden. 

Im zweiten Theile bietet ein Rechtsfall, deſſen Grundlage eben ein in bie 
Form der faufmännifhen Commiffion gebrachter Properhanvel ijt, willkommene 
Veranlaſſung, verfchiedene im erften Theile aufgeftellte Behauptungen praftifch 
zu beleuchten. 

Aus dieſer kurzen Darlegung dürften die geneigten Leſer diefer Blätter 
wohl entnehmen, daß ſich die in Rede ftehende handelsrechtliche Abhandlung fo: 
wohl wegen des fih gegen die verjchievenen deutichen Geſetzes-Entwürfe der 
neueren Zeit tehrenden Standpunltes des Herrn Berfaflers, der fih als flarrer 
Anhänger der Mandatstheorie beim Commiſſionsgeſchäfte bekennt, als auch we 
gen’ ver Behandlung der wichtigen dabei zur Löſung drängenden Fragen als 
höchſt beachtenswerth darftellt. Ein näheres Eindringen in den Inhalt der Schrift 
felbft wird bei Allen (wie folches bei uns bereit? gefehen) die Ueberzeugung feit: 
ftellen, daß die Lehre vom kaufmänniihen Commiffionsgefchäfte eine wahre Be: 
reicherung erfahren bat. Dr. Wilh. Guneſch. 


Das Vergleichsverſahren bei Bahlungs-Einkelungen von pretskollirten Handels- und 
Grwerbsleuten und Sabrihenten nad den Geſetzen vom 18. Mai 1859, 
% 6. P. Ur. 90, und som 15. Iuni 1859, 9. G. 9. Ur. 180. Crläutert 
von einem praltiihen Juriſten. Der ganze Reinertrag ift für den Unters 
ftüßungsfond für verwundete Krieger beftimmt. Salzburg 1859. 8, 86 ©, 


Der ungenannte Berfaffer dieſes Werkchens hat es ſich zur Aufgabe ge: 
madt, die Gefeße vom 18. Mai und 15. Juni 1859, womit ein Vergleichäver: 
fahren bei Zahlungs:Einftellungen von protolollirten Handels- und Gewerbäleus 
ten, Fabrilanten und anderen denjelben gleichgeitellten Perjonen eingeführt wurde, 
zu erläutern. Auf meld’ befheidened Maß jedoch dieje Erläuterung zurüdzuführen 
ift, möge ſchon daraus erbellen, daß dieſe 86 Seiten umfafjende Schrift außer 
den mit fetter Schrift gebrudten 29 Paragraphen des Geſetzes vom 28. Mai 1859, 
und 14 Paragraphen der Verordnung vom 15. Juni 1859, auf 24 Seiten eine 
Bufammenftellung der im Konkurſe beftehenden Klaſſenrechte der Gläubiger lies 
fett. Das Belehrung ſuchende Publikum dürfte daher weder durch den Umfang 
noch die Qualität der Leiſtung befriedigt werden; und da nun die Erwägung, 
daß eine eingehende Kritik leicht den Umfang des zu kritifirenden Gegenftandes 
überfchreiten würde, fo wie die Rüdfidht auf die wohlthätige Widmung des Reine 
ertrages dieſes Werkchens eine umftändlihe Beſprechung desſelben verbietet; fo 
will ih nur einige der wejentlichiten ‘Bedenken gegen das neue Versleichs-Ver⸗ 
fahren ſelbſt zur Sprache bringen. 

E > 
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Daß aütlibe Abwidelungen des Schulbenſtandes falliter Handelsleute der 
öfterreichiichen Gejeßgebung ſchon längit nicht fremd waren, bezeugen die hierüber 
verfügenden Falliten-Oronungen vom 18. Auguſt 1734 und 10, Oktober 174), 
fo wie das Crida: Interimale vom 27, November 1758; und das in unjere Pro: 
zeß-Ordnungen au,genommene Haupiftüd von ver Bebandlung der Gläu— 
biger (paetum praejudiciale) bemeijet, daß die Geſehe ſchon Damals inſol⸗ 
venten Schuldnern jede mit Schonung der Rechte der Gläubiger vereinbarlice 
Rückſicht anaebeil — —  Öefehe über das neue Vergleichs-Verfahren 


ſcheint jedoch vie 2wuldner vorwaltend zu fein, wie nachfolgende 
Bemerkungen zeige 

Das einzige :$ dem rebliden Gläubiger aenenüber einem übel 
gelinnten Schuldner ben beitand bisher darin, daß derjelbe nicht genötbigt 
werden fonnte, feine na feinen Schuloner wider Willen aufzugeben, 
daß ibm das Ned abzumarten, ob jein Schuldner wieder zu 
Zahlungsmittel gela „ Am von ibm die Zablung feiner Forderung 
einzutreiben. 

Sept aber ji im Falle ala ein Ausgleich mit jeinem 
Schuldner zu Stande „eiien Zuftandelommen er überdieß majorlfirt 


werden kann, ben unberrieoug gebliebenen Reſt feiner Forderung für immer ver: 
lieren, und der Schuldner von der Zahlung desjelben befreit werden. Eine jolde 
Maßregel enthält im Grunde eine Erpropriation der Forderung des Gläubiger: 
zu Gunften des Schuldners, und man darf wohl jagen, daß eine jolhe Maßregel 
den Grundjäßen, welde bisber in der öſterreichiſchen Geſetzgebung aufgeitellt waren, 
geradezu entgegentritt. 

Unfer allgemeines bürgerliches Geſetzbuch bat im $. 365 den Grundſatz 
aufgeltellt, daß, wenn es das allgemeine Befte erheifcht, ein Mitglied des Staates 
jein Eigenthum aber nur gegen eine angemejjene Schadloshaltung abtreten müſſe. 

Durch die im $. 27 aufgenommene Verordnung wird aber das Cigentbum 
des Gläubigers, welches ibm auf feine an den Schuldner zu jtellen babende or: 
derung zuſteht, nit zum allgemeinen Beiten, jondern für den Privatzweck des 
Schuldners abgenommen, und wenn dabei felbft noch im Auge gehalten werden 
wollte, daß Diefe Maßregel nicht allein im Intereſſe des Schuldners, jondern 
audı im Intereſſe der übrigen Dlitgläubiger jtattfinde, jo iſt diejes Intereſſe der 
Mitgläubiger bei Weitem noch nicht mit dem durch das Geich in’? Muge gefab: 
ten allgemeinen Beten zu vergleidyen, und wird jedenfalld der Grundſatz des 
bürgerliden Geſetzbuches für ſolche Erpropriationen dadurd bei Seite geihoben, 
daß dem Gläubiger für die Abtretung feiner Forderung feine Schadloshaltung 
zu Theil wird. 

Die im $. 27 der Minifterial:Berordnung vom 18. Mai d. J. vorfommenvde 
Verfügung trifft ven Gläubiger um jo härter, als daS Vergleichs-Verfahren feines: 
wegs jolde Beltimmungen enthält, wodurd der Gläubiger für jeden Fall gelichert 
fein fann, daß ihm von seinem Gigenthume und jeinem Rechte nicht? verloren 
gehe, obne daß er biezu feinen Willen an den Tag gelegt hat, ja daß er jelbit 
nur vorläufig Kenntniß davon erbalten müfle, daß feine Forderung für ihn ver: 
loren gebe. 
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oo die im Ausgleich3:Verfabren angeorbnete Einſchaltung des Ediktes 
in die Zeitung, noch die Verpflichtung des Notard, den Gläubigern gegen Auf: 
gabs⸗Rezepiſſe Einladungen zur Vergleichs-Verhandlung zuzuſchicken, gewähren 
dieſe Garantie. Ein Gläubiger, der ſich im Auslande befindet, in welchem die 
öſterreichiſchen Zeitungen nicht geleſen werden, wird vergebens durch die Einſchal⸗ 
tung der Edikte in die Wiener Zeitung an die ihm drohende Gefahr des Berlu: 
ites feiner Forderung erinnert werden. Auch die dem Notar gemachte Verpflich- 
tung zur briefliben Rerftändigung der Gläubiger wird nur dort von Erfolg fein, 
wo die Firma, melde die Zahlungen eingeftellt hat, eine jo genaue und geregelte 
Buchführung gebanvbabt hat, daß daraus der Stand der Gläubiger mit Zuver:- 
ficht zu entnehmen ift. Hat der Kridatar in diefer Beziehung, ob wiſſentlich oder 
unmiflentlih, einen Auslaflungsfehler begangen, fo ift felbft der Notar außer 
Stande, den Gläubiger brieflih von der Vergleich3:Verbandlung zu verftändigen. 

Ja diefe Berjtändigung mird fogar immer in allen jenen Fällen geradezu 
unmöglih jein, wo 3. B. ein Wechſel des Kridatars durch einen oder mehrere 
Giri in dritte oder vierte Hand übergegangen ift. Die Bergleih3:Verhandlung 
fann aljo zu Stande fommen, und der Gläubiger feine ganze Forderung für ims 
mer verlieren, ohne daß er aud nur im Mindeften eine Ahnung davon haben 
tonnte. Dieſe Gefahr wird für den Gläubiger um fo größer, ald nad $. 12 der 
Verordnung aus dem Unterbleiben der bejonderen Berftändigung kein Gläubiger 
einen Anlaß nehmen darf, die Giltigleit des Ausgleiches zu beftreiten. 

Der im 8. 27 verhängte Verluft der Forderung ded Gläubigers, der von 
Seite ded Rechts niemald gerechtfertigt werden kann, ftellt fih aber auch vom 
Standpuntte der Billigleit deshalb ald eine ganz ungeeignete Maßregel heraus, 
weil diejer Verluft nah dem Wortlaute des 8. 27 von dem bloßen Abſchluſſe 
des Nergleihes abhängig gemacht ift, es alfo gar nicht einmal darauf ankommt, 
ob der abgefchlofiene Bergleih auch erfüllt worden ift. Der Gläubiger fol 
alfo den Neft feiner Forderung ftreihen, wenn ihm der Schuloner eine Theilzab: 
lung aud nur verfproden hat, und der Gläubiger mag zufehen, ob er etwa durch 
Executionsſchritte die Realifirung des DVergleiches erzielen fann. 

Eine weitere Beforgniß für den Gläubiger liegt in der Art, mie im Ber: 
gleih3:Berfahren die Liquidirung der angemeldeten Forderungen vorgenommen 
werden fol. Von diejer Liquidirung find die wichtigſten Rechte abhängig, nämlich 
das Stimmredt bei Zuftandelommen des Vergleiches; von der Nichtigkeit und 
Gründlichkeit diefer Liquidirung hängt e8 ab, ob die ſcheinbar erzielte Majorität 
der Stimmen eine wirklich berechtigte fein foll oder nicht, und dennoch ift die 
Liquid: Erklärung blos von der übereinftimmenden Anficht des Gläubiger:Comite'3 
und des Notars als Gerichts-Commiſſär abhängig. Alle Vorſichten, melde vie 
gewöhnliche Konkursordnung bei der Liquidirung für nöthig gefunden bat, die 
Beitellung eines Maſſa-Curators oder Konkursmaſſa-Vertreters, weldyer hiebei das 
Interefje ver Gejammtbeit der Konkursgläubiger durch juridiſch-praktiſche Beur⸗ 
tbeilung der Nechtöverbältniffe wahren, dad Necht des einzelnen Gläubiger3 durch 
contradictorische Verbandlung abklären, und die Liquidhaltung felbft dem Urtheile 
des Richters unterziehen fol, find bei Seite gefeßt, und doch joll durch da3 Ber: 
gleichs⸗Verfahren ein bei weitem fühlbarerer Eingriff in die Rechte des Gläubigers 
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gemadht werben, als beim Konlursverfahren, doch foll bier die fcheinbare Billig- 
feit über das Recht felbit geſeht werben, ungeachtet für die Erhebung des eigent: 
lichen Rechtsumfanges viel weniger Sorge getragen wird, Weber von dem Gläu- 
biger:Comite, noch von dem Notare, der als Gerichts-Commiſſär zu fungiren und 
für die Aufrechthaltung der Form des Verfahrens zu jorgen bat, iſt eine joldhe 
eingehende juridiſche Beurtheilung der zu liquidirenden Anſprüche zu boffen, wie 
fie jonit durd einen eigens biezu bejtellten Mafjasfturator zu erwarten war. 

Das Gläubiger-Gomite wird bei Beurtbeilung der Liquidirung immer be: 
fangener erſcheinen, als ver unbetbeiligte Mafjavertreter, weil es ven Vergleich 
um jeden Preis wünscht, der Maſſa-Curator aber Pflichten vor Augen bat, melde 
zu überjchreiten ihm jeines Standes Ehre verbietet. 

Ein weiterer Vorwurf, welder dem AusgleibungsBerfabren ebenfalld me: 
gen der dadurd für den Gläubigern vermehrten Koſten gemacht werden faun, 
liegt darin, daß der Gläubiger bei dem ihm ſonſt drohenden Berlujt jeiner gan: 
zen Forderung genötbiget werben joll, ſich jelbft bei joldhen Maſſen Untojten durch 
Anmelvung und Piquibirung zu verurfadhen, beren Stand einen Ausgleich kaum 
wahrſcheinlich oder wegen der geringen Dividende für den Gläubiger nicht wün— 
ſchenswerth madıt. - 

Beim gewöhnlichen Konkursverfahren fonnte der Gläubiger auf das gering: 
fügige, in der Maſſa befindliche Vermögen Verzicht leiften, fih alle Anmelvungs: 
und Piquidirungsfoften erjparen, und mit feiner Befriedigung auf beſſere Zeiten 
warten, obne fih in frudhtlofe Unkoſten zu verfeßen, und dieſe gejeßlihe Anord— 
nung ſcheint auch bei der Tertirung des $. 17 des beiprodenen Geſetzes noch 
vorgeſchwebt zu haben. 

Dieß hat jest aufgehört, und jeder Gläubiger iſt verpflichtet, bei ſonſtigem 
Berluft feiner Forderung einen Aufwand zu machen, der Durd das bei der Ver: 
gleih2:Berhandlung zu erzielende Refultat in vielen Fällen gar nicht gededt ift. 

Auch die Art, wie nad) $. 22 der Verordnung vom 18. Mai die Majori- 
tät bei der Abjtimmung über den Ausgleich geltend gemacht werden joll, iſt ge: 
eignet, Schwere Beſorgniſſe für den einzelnen Gläubiger zu eriveden. 

Soll die Majorität blos nah der Größe der durd fie vertretenen Summe 
der angemeldeten Forderungen gemeijen merden, jo wird nur zu häufig der Fall 
eintreten, daß dieje Majorität dur die Stimme eines Einzigen, oder doch jehr 
menigen Perſonen gebildet wird, welche dann willfürlih alle übrigen Gläubiger 
beberrihen. Man denke nur den fo häufig vorfommenden Fall, daß ein Fabri— 
fant oder Gewerbsmann den Kredit eines größeren Haufe genoffen bat, wie 
leicht beträgt da nicht der Kredit, den ein einziges Bankhaus gegeben hat, mehr 
als zwei Drittel der Forderungen der Geſammtgläubiger? Hier würde das Bank— 
haus allein den Vergleich zu dictiren haben, und wie dabei die übrigen Gläubiger 
fahren würden, läßt ji denlen. Dabei ift die niemals mit Sicherbeit zu befeiti: 
gende Gefahr des Auftretens fingirter Forderungen noh gar niht in Anjchlag 
gebracht. 

Aus dieſen wenigen Bemerkungen dürfte ſchon erhellen, daß dieſes neue 
Vergleichs-Verfahren mehr Rechtswohlthaten für den Schuldner als ſeine Gläu— 
biger enthält; und ich will nur zum Schluſſe zwei Punkte aus der angezeigten 
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Schrift hervorheben, welche nad meiner Anfhauung offenbar irrige Anfichten 
enthalten. 

Der Verfaſſer bemerkt nämlich zum $. 26 der Berorbnung vom 18. Mai 
1859, daß die Beitimmungen des $. 486 des St. ©. B. auch auf ſolche Schul: 
ner Anwendung finden, melde die Einleitung des Vergleichs-Verfahrens erwirkt 
haben, und daß auch bezügli folder der Verluſt des Befugnifjes einzutreten 
babe, wenn die Gläubiger mehr al8 1% und refp. 20 Prozent verlieren. 

So ſehr ih nun dem Herrn Verfaſſer de lege ferenda beiftimme; 
jo bin ich doch nicht im Stande, aus den beftehenden Gejegen diefe Behauptung 
zu begründen, denn fowohl ver $. 486 des St. ©. B. als die den Verluſt des 
Handels- und Gewerbsbefugniſſes normirenden Gefeße fegen wortdeutlih nur den 
Fall einer Konlurs:Eröffnung voraus. Da nun das neue Vergleichs- von dem 
Konturd-Verfahren ganz verſchieden iſt, fo läßt fi eine analoge Beziehung ter 
für leßteres beftehenden Gefeße, zumal ſolchen, welche PBönal-Beftimmungen ent: 
halten, nicht rechtfertigen, und e3 wäre wirklich zu wünjcen, daß die Geſetzge⸗ 
bung die höchſt vagen Verfügungen des $. 26 der Verorbnung v. 18. Mai 1859 
im Sinne der vom Verfaſſer ausgefprochenen Anſicht erläutern, und fo in diefer 
Rüdfiht dad Odium, welches Konkursſchuldner trifft, gleihmäßig auf die minder 
ftend in ähnlicher Lage befinnlihen Schuldner, welde „in Bergleih3:Ber: 
fahren machen,” vertheile; jo wie auch überhaupt zu ermwarten fteht, daß 
diefe gleich einem Belagerungs-Zuſtande über die Kreditoren-Welt verhängten Pro: 
zedur einem — alljeitigen Intereſſen gerechten, für alle Staatsbürger (nicht blos für 
einzelne Klaffen) geltendem neuen Konkursgeſetze Plab machen dürfte. Dr. K.K. 


Ber Mieth- und Pachtvertrag und das gerichtliche Verfahren bei den hierans ent- 
ſtehenden Streitigkeiten, mit bejonderer Verüdjichtigung auf die Taiferliche 
Verordnung vom 16. November 1858 und die Minifterial:Berordnung für 
Ungarn und Siebenbürgen vom 27. Dezember 1858 erläutert und mit den 
nöthigen Formularien verfehen von einem praftiihen Yuriften. Wien 1859. 
Berlag von Friedrih Manz. 196 Seiten. 


„Das vorliegende Werten ift zunächft dazu beftimmt, eine nicht nur für 
„ven Suriften, jondern auch für den Laien brauchbare Darftellung der auf ben 
„Mieth- und Pachtvertrag über unbeweglide Sachen bezüglihen Geſetze zu lie 
„fern.” So weit die Vorrede. 

Ob überhaupt eine folhe Tarftelung wünſchenswerth fei, und ſonach 
mit dem Grfceinen einer Abhandlung über den Beltandvertrag und das Ver 
fahren in Beftanpftreitigfeiten, um einen beliebten Ausdruck zu gebrauchen, einem 
„sühlbaren Bepürfniffe” abgeholfen fei, mag der ſachkundige Leſer beurtheilen ; 
ob und in mwiefern aber im vorliegenden alle ver ſich blos als praktischer Juriſt 
präjentirende Verfaſſer feinen eigenen Intentionen gerecht wurde, mögen nad): 
ftehende Zeilen lehren. 

Offenbar glaubt der Verfaffer, wie aus einer auch nur oberflächlichen 
Durchſicht feiner Schrift erhellet, fomohl für Juriften, als für Laien feine Auf: 
gabe damit gelöft zu haben, daß er vor Allem dad Hauptitüd vom Beftandvers 
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trage im Zufammenbange mit allen bierauf aud nur irgendwie Vezug meh: 
menden Veitimmumngen bed Perſonen- und Sadenrehtä, jo wie ben einſchlägigen 
politiiden und finanziellen Berorbnungen fo wortgetren als möglich ausjchreibt. 
Hiegegen wäre nun allerbing® nicht viel einzumenden, indem Eitate dieſer et, 
wenn fie auch dem Juriſten michts Neues, dem Nichtjuriiten aber viel Unverſtänd— 
lies bieten, weniaftens frei von Irrthümern, und noch obendrein die Bogenzabl 
zu vermebren geeignet Jkub, 

An den Bejereätert voihon fih jopann, nebjt einer entſprechenden Anzahl 


ziemlich alltäglicber Juuftration des Geſetzes jelbit, aerichtliche Ent: 
ſcheidungen, meill ah Meitlers Sammlung. Sm Allgemeinen 
ließe ſich auch in bu “10 mit dem Verfaſſer nicht rechten, indem ſolche 
„juriſtiſche Zaunpfähle per treffliche J. Moeſer Präjubicien nennt, als 
eben jo viele Heuanili «= Rorbanveniein eined Gemobnbeitärechtes jchon 
an ib von bobem 9 ſdeß dürfte dennoch, unſeres Erachtens, eine 
monographiſche Dar: ut planloſem Abſchreiben von Urtheilsſprüchen 
nicht begnügen, ſon nn dieſelben vielmehr, was leider auch unſer 
Verfaſſer nicht gethan ſeſichtet, und ſodann, da auch der Richter von 
Irrthumern nicht gam „ ibre Begründung und Tragweite mit Rückſicht 


auf die Abiicht des Gerepgewmin gebührend aewürdigt werben. 

Endlich bringt uns der Verfaſſer auch noch Erörterungen des Geſetzes und 
einiger hiebei Sich ergebender Fragen, die bisber nod nicht arundjäßlid entſchie— 
den find, und dieß iſt wenigſtens extenſiv jo ziemlich der ſchwächſte Theil ſeiner 
Arbeit. In dieſer Richtung erübrigte nur die Benügung von Kommentaren und 
Monograpbien über diefen Gegenstand, welche denn auch vielfah und mit unge: 
wöhnliher Ireue ausgebeutet wurden. So fonımt es, dab unjer praftiicher Juriſt 
nur in den jeltenjten Fällen auf eigenen süßen ftebt, und daß er uns jelbit da, 
wo dieß der Fall ift, leider nur zu oft eine gemäbrleiftende Autorität ſchwer ver: 
miſſen läßt, oder Ausführungen bringt, wie fih ſolche wohl ein Jeder jelbit ma: 
hen kann. So verfibert uns unter Anderem der Verfajler alles Ernſtes S. 39, 
der Beſtandnehmer fünne die Klage auf Erſatz eines feinerjeitö gemachten Auf: 
mandes auch vor Verlauf der ım 8. 1097 feftgejegten Friſt anbringen, wiewohl 
dieß bisher nod von Niemanden bezweifelt wurde, und Seite 19 lefen wir, daß 
der wesentliche Unterſchied des Kauf: und Beſtandvertrages darin bejtebe, 
daß man zwar feine eigene Sache in Beltand nebmen, niemals aber dietelbe 
faufen könne. Für eine Miethe an der eigenen Sade aber wird auch der Fall 
erflärt, wo ‚jemand jeine eigene Sache in Beftand gegeben hat und nachher zu 
benügen wünſcht! 

Verſehen diejer Art indeß würden wir dem Verfaſſer noch immer nicht fo 
hoch anrechnen, wenn ſich nidt in der Lehre vom gefeglihen Pfandrechte des 
Beſtandgebers — fo ziemlich der einzigen, welche überhaupt noch einer erläutern: 
den Darftellung bedarf — Behauptungen fänden, für deren Richtigkeit mob! kaum 
irgend Jemand einfteben würde. Daß zwiſchen einem intenfiven und ertenjiven 
Umfange des Pfandrechtes unterschieden werden könne und müjle, ift zwar be: 
kannt, daß aber der Umfang des Pfandrechtes auch nach den logiſchen Kategorien 
von fjubjectiv und objectiv eingetheilt werden könne, erlauben wir uns zu bezwei⸗ 
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jeln, indem das Pfandrecht feinem Umfange nach vasfelbe bleibt, es mag einer 
phyſiſchen oder juriftifchen Verfon, dem Ötaate over einer Gemeinde zufteben ). 
Ob ferner das Pfandrecht auf die illata et invecta fih auch auf Papiere au por- 
teur und felbit die vom Aftermietber eingebracdten Fahrniſſe erjtrede, dieß find 
Fragen, die mindeſtens zwe felbaft find, und wenn wir aud in diefer ‘Be: 
ziehung der Anficht des Verfaſſers nicht beiſtimmen fünnen, jo fünnen wir doc 
ibm feine der unferigen entgegengeſetzte Meinung nicht zum Vorwurfe machen. 
Hat er doch auch biebei wieder einmal einen Gewaährsmann, den er in herge— 
brachter Weile wörtlich ausfchreibt ! 

Wenn aber ver Berfafler Seite 47 — und vießmal folgt er nicht den Ein- 
nebungen eines Hintermanne® — die Behauptung aufitellt, das Pfandrecht des 
Rerpächterd auf die Früchte werde ſchon mit dem Zeitpunkte ihres Entſtehens 
wirffam:; dag durch Illation begründere Pfandrecht gehe felbft den jchon früher 
erworbenen Pfandrechten dritter Perfonen auf die eingebradten Fahrniſſe vor; 
man müfje im Falle eines über den Beitandniann ausbrechenden Konkurſes zwei 
Klagen unterscheiden, deren „eine auf Sicherftellung und Realifirung des Ber: 
mögens des Gemeinſchuldners gerichtet ift, und vom Richter von Amtswegen 
im Intereſſe ſämmtlicher Gläubiger angebradt wird:” jo können wir einen be: 
ſcheidenen Zweifel an der Richtigkeit ſolcher Anfichten kaum ıunterbrüden. Denn 
die Früchte eines Pachtgutes haben vor ihrer Separation juriſtiſch noch gar feine 
jelbftftändige Bedcutung, fie find vielmehr ein integrirnder Theil des Pachtob: 
jeltes, und als folcher fein Gegenftand eines fpeciellen Pfandrechtes; früher er: 
worbene Pfantredhte aber können dur die Illation des Pfandobjectes in ihrer 
Wirkung. doch nicht abgeſchwächt werben; die behufs Sicherftellung und Reali- 
firung des Aridavermögend zu treffenden Vorkehrungen enplid find doch feine 
Klage, am wenigſten aber eine Klage, die vom Richter angebracht wird. 

Aus diefen wenigen Beifpielen möge der Lejer entnehmen, daß wir in der 
That keine Urſache haben, uns über Blayiate des Verfaſſers zu beklagen, da diefe 
noch immer den weitaus bejjern Theil feiner Arbeit ausmachen, und wir hätten 
nur gewunſchen, daß er, um der Volljtindigfeit willen, nädjt von Stuben: 
raud’3 Kommentar, Scheidlein’s und Kopetzky's Monographien noch ander: 
weitige hieher gehörige literarifche Leiftungen benüßt hätte. Hätte ed nämlich bei: 
fpiel@weife dem Verfaſſer gefallen, au noch die Auffäße von Auſſetz, Vesque 
von Püttlingen und Benoni in der Beitichrift für öfterr. Hechtögelehrjam: 
feit einzufeben, fo würden mir in feiner Arbeit ganz gewiß auch die ragen be: 
rührt finden, ob der Beftandgeber die Trandferirung der illata et invecta begehren 
fönne, wie Mietbzinsrüdftände im Falle eines Konkurſes zu Haflifiziren ſeien und 
andere mehr. Allein über diefe und ähnliche Fragen ſchweigt fein Buch, und 
felbjt die darin enthaltenen Formularien, fo treitlich fie vielleicht auch fonft fein 
mögen, können uns für derartige Lüden nicht entſchädigen. 

Erwähnt mag noch werden, daß die äußere Ausftattung dieſes Werkchens, 
wie die der meilten in jüngiter Zeit aus dieſem Verlage bervorgegangenen, gewiß 

') So erinnert jih Referent eines alles, wo ihm über fein Befragen nad 
der Eintheilung der Eide diefe in fubjective und objective, abfolute und rela- 
tive eingetheilt wurden ! 
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jeine ſchwächſte Seite nicht iſt, und daß ſich ver Perfafler das Hecht der Leber: 
jegung vorbehalten bat, was ums ſedoch eine überflühige Vorſicht geweſen zu 
fein ſcheint. 

Wir können dieſe Heilen nit ſchließen, ohne biebei des um Pie valerlän: 
diſche Hebtsmilfenichaft bodwerbienten Herausgebers der Materialien für Geſeß— 
funde und Rechtspflege zu gebenlen, ber ebenba, Bb.T., S. 171, aufs Nabbrüd: 
fihfte vor dem Wahne warnt, als ob „vurh Kompilationen, zufammengeraffte 
‚sormularien, ſeichte und Tängft befannte Gemeinſprüche“ ver Wiſſenſchaft und 
Praris cın Dienſt erwiefen würbe, indem Nichts für das Stubium der Geſetze 
nachtheiliger jein kann, als „jold’ armfelige Hilfsmittel.“ t. 


Bas molaiid-rabbinifche Gerichlsverſahren in civiltechtlichen Sachen, bearbeitet nach 
Anordnung und Eintbeilung ber Neuzeit und erläutert mit Angabe der 
Unellen von Hirſch B. Faſſel, Oberrabbiner zu Groß Ranizſa x. Mit 
Unteritüßung ber Eaiferl, Alademie der Wiffenichaften. Groß-Kanizſa, ae: 
brudt bei J. Marfbreiter, 1858, 295 ©, in 8, 


Fine eingehende Würdigung bes vorliegenden Wertes, jo bebeutend vielleicht 
die Darin niedergelegte Gelehrſamkeit fein mag, glaubt Referent einer berufeneren 
Feder überlajfen zu müflen, als die feinige ift, und begnügt fih daher, den Leſern 
diefer Mlätter in den allgemeinften Umriſſen Zweck und Blan dieje3 literarischen 
Unternehmens darzulegen. 

Der Verfaſſer hat es ſich nämlich zur Aufgabe gemacht, daS moſaiſch— 
rabbinijche Gerichtsverfahren in derfelben Meife, mie er dieß früber ſchon mit 
dem moſaiſchen Civilrechte gethan, nad dem Aufriffe unferer Civilproceßordnung 
in einer Reihe von 388 PBaragrapben darzuftellen, und diefe Jodann in mehr oder 
minder langen Zufäßen zu erläutern. 

Co fam denn ein Werk zu Stande, welches fhon an fih vermöge des 
darin behandelten Gegenftandes unjer vollites Intereſſe in Anſpruch zu nehmen 
geeignet ift. Denn kaum dürfte es wohl noch andermeitig ein Proceßverfabren 
von Bedeutung geben, welches jo fonfequent auf Erforihung materieller Wahr: 
heit im Proceſſe abzwedt, als gerade das mofaische. Daß unter diejen Umständen 
von einem PVerhandlungsprincipe oder auch nur den leifeften Anfängen einer 
Eventualmaxime, ganz abgejehben von der hifterifchen Entwickelung diefer beiden 
Sundamentalgrundfäße des heutigen Procefies, feine Nede fein könne, verſteht ſich 
wohl von felbjt. Aber auch fonft findet fi hierin feine Spur von jenem ge: 
meſſenen, eben deshalb aber auch bisweilen jchwerfälligem Gange des heutigen 
gemeinrechtlichen ſowohl al3 öfterreihifchen Verfahrens, meld’ Letzterem gegenüber 
vielmehr die durchgreifende Bevorzugung eines wahrhaft mündlichen Verfahrens, 
die Befeitigung unnüßer Wielfchreiberei und ein durch fein Anterlofut gebemmter, 
ſonach raſcherer Gang der gerichtliben Procedur als cben jo viele nit bo 
genug anzufchlagende Vorzüge des mofaifch:rabbiniihen Proceſſes gelten müſſen. 
Namentlich iſt's in leßterer Beziehung die Lehre vom Beweiſe überhaupt und den 
einzelnen Beweisarten, wie vom Zeugenbeweije, den Eiden und dem jogenannten 
Miggo, worin das Streben nad materieller Wahrheit einer, und Beichleunigung 
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des Proceſſes andererſeits in glüdlicher Verbindung zu Tage tritt, und, wenn 
wir auch für's heutige Recht hierin nicht Alles und Jedes gut heißen wollen, jo 
können wir doch dem ebenda ſich ausſprechendem Scharflinne rabbinifcher Rechts: 
gelehrfamleit unfere Bewunderung nicht verfagen. 

In fo fern durfte daher der vorliegende Verfuh die fichtlihe Sorgfalt, 
mit der fi der Verfaſſer an’3 Wert gemacht, gewiß verdienen, und wir können 
alio, fo weit uns dießfalls ein Urtbeil zufteht, nicht unterlaflen, diefe vom 
Standpuntte des moſaiſchen Rechtes eben fo gründliche als fleißige Arbeit des 
Berfaflerd der alljeitigen Beachtung zu empfehlen. 

Wenn wir ung endlih zum Schluffe no einige Bedenken erlauben, fo 
mag der Verfaſſer und diefe mit Rüdficht auf die Anerlennung, die wir feinem 
Beitreben verdienter Weife gezollt, zu Gute haben. Weber das .nicht ohne einige 
Selbftgefälligfeit gefchriebene Vorwort mit feinen etwas byperbolifhen Wendun: 
gen wollen wir mit dem Berfafler nicht rechten; wohl aber koͤnnen wir die Frage 
nicht unterbrüden, ob es denn überhaupt eine allgemein muftergiltige Schablone 
für Proceßgefebe gebe, da doch unferes unmaßgeblihen Dafürhaltens jeded Geſetz 
den Aufriß feines Syſtems ſchon in ſich felbft trägt. Dieb ſcheint nun der Ber: 
fafler, der übrigens auch in feinen erläuternden Zufäßen zu einzelnen Paragraphen 
und eine allgemein juriftiihe Bildung bisweilen vermiflen läßt, kaum genügend 
erwogen zu haben, und fo mochte e3 denn gelommen fein, dab er das fon an 
und für fih nicht ganz tadelfreie Syftem der jofefinifhen Proceßordnung auf's 
mofaifche Recht durchpauſte und aljo eine Form gewann, welche einen gebeihlichen 
Fluß der Materie eher hindert als fördert. 

Hierin mag denn auch der Grund liegen, warum uns der Berfafler Manches 
vermiflen läßt, was zur Orientirung in einem fo frembartigem Baue, wie das 
mofaifhe Gericht3verfahren, weſentlich beigetragen haben würde, mie beifpielös 
weife eine Crörterung über die allgemeinften Grundlagen, over die biftorifche 
Entwidelung dieſes Proceffes. Doch das einmal gewählte Syftem bot biefür kei⸗ 
nen Raum, und fo wollen wir aud diefe Lüde nicht zum Anlafje eines neuer: 
lihen Tadels gegen des Verfaſſers fonjt recht vervienftlihe Arbeit machen. t. 


Ergänzungsband zn Winiwarter's Handbuch der Zuſtiz und politiſchen Gefehe, welche 
ſich auf das allg. bürgerl. Geſetzbuch beziehen, von M. Damianitich, 
k. k. O:berftab3auditor und Profeſſor. Wien. Braumüller 1859. 


Der Herr Verfaſſer liefert in viefem Werke die Fortſetzung des erwähnten 
Winimarter’ihen Handbuches, 3. Auflage, 1845, und hat dasſelbe jo einge: 
richtet, daß es zugleih als Fortjegung von Bergmayr's bürgerlihem Rechte 
der Armee und de3 Anhanges dazu vom Jahre 1839 erfcheint; auch ift demſel⸗ 
ben ein chronologifche? und ein Sachregifter beigegeben. 

Eo wie Damianitich in feinen übrigen, nicht geradezu auf die Militär: 
Geſetzgebung ſich beziehenden Werten und mande in feinem Buche vorfindigen 
Normalien mittheilte, fo treffen wir auch bier mehrere von diefer Art. Die Zu: 
fammenftellung der Vorfchriften in Bezug auf Xerarialverträge im Allgemeinen 
mit vorzüglidder Rückſſicht auf die Militärverwaltung am Schlufle des Wertes 
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dürfte fiir Viele, befomber& jene, in beren Berufe die Abſchließung ſolcher Berträne 
liegt, willkommen fein, A. 


£. Bar. Ber Schre vom Werfud; und Cheilmalhme am Werbreden. Hannover. 
Hahn'ſche Buchhandlung, 1859, 


Tıe Yebre vom rechtswidrigen Willen, vom Verſuche und von der Theil: 
nahme am Verbrechen insbeſondere aus dem Geſichtspuntle der allgemeinen Wil 
lenslehre einer genaueren Prüfung zu unterwerfen, iſt eine die neuere Literatur 
der ſtrafrechtlichen Zurechnung darafterifirende Richtung, auf die Neferent bereit 
in jeinen Grundzügen ber. firafrechtliben Zurechnungslebre (Magazin N. 5. 1857) 
aufinerfiam zu machen bemübt war. Dieſer Richtung ſchließt ſich der Verfaſſer, 
ein Schüler des Göttinger Profeſſors Herrmann, in vorliegender Abhandlung 
an. Es wird die Lehre vom menihliben Willen, fo weit fie auf bie erwähnten 
Fragen von Einfluß iſt, in Kürze entwidelt und viefelbe angewendet: auf ven 
Fall des Versuchs mit amlaugliden Mitteln, auf die Lehre vom Anfangspuukte 
des Neriucs, auf Die Lehre non der Anſtiftung, fo weit dieſelbe mit vem Be 
grifſe des Verſuches in Verbindung tritt, und in gleicher Beſchränkung auf die 
übrigen Arten der Tbeilnabme am Verbrechen. — Zu jedem wirklichen Mollen 
iſt erforderlich, daß das Ziel, alſo in ftrafrechtliver Beziehung die Vollendung 
des Verbrechens in Verbindung gedacht wird mit den beftebenden Berbältnijien 
der Außenwelt, und daß aud die Mittel, welche von diejen zu jenem führen, 
gedacht und gewollt werden. Werden daher Mittel angewendet, deren Erfolgloſig— 
keit der Handelnde vorausjchen muß, to find diejelben nicht Mittel für den frag: 
liben Griolg, ſondern der Handelnde bofft entweder nur auf einen günftigen Zus 
jall oder täuſcht ſich ſelbſt und realifirt abfichtlih nicht das, was den Grfolg ber: 
beifübren fann, gibt alſo, Statt zu wollen, nur einem Wunjche den Schein des 
wirflihen Willens. Hier iſt nach des Verfaſſers Meinung das Bezweifeln eine 
ernftlihen Willens das Norausjegungsiofe, die Annahme eines wirklichen Willens 
aber eine Suppoſition. Hier müſſe Daber aus der Unzmedmäßigfeit der Ibätig: 
feit auf die Unzulänglichkeit des Willens gefchloffen werden! Hier fei fein Man: 
gel des Wiſſens, ſondern ein Mangel des Mollens anzunehmen. Darin liege der 
rund der Straflofigkeit des Verſuches mit umtaugliden Mitteln. Der Verſaſſer 
führt das befannte Beiſpiel des Todtbetens an und erklärt: Daß der Bauer den 
Nachbar todt wünſchte, war fein Millensaft, fondern nur Wunſch; er hatte den 
fraglichen Erfolg zu wollen niht ven Muth! Gegen viele willfürlihe Auslegung 
läßt fih einfach bemerken, daß das Mollen ein Begehren ift unter der Voraus: 
jegung der Grreichbarfeit. Daß ein abergläubiiher Bauer an die Erreichbarkeit 
feines Zieles durch das Mittel des Todtbetens glaubt, kann nicht bezweifelt wer- 
den. Nicht blos Feuerbach, auch Jeremias Gotthelf bezeugte neuerlich, 
daß derlei Todbeter von der Tauglichkeit des von ihnen angemendeten Mittels 
überzeugt ſeien. Die Annahme, daß hier eine abjihtlihe Selbſttäuſchung unter: 
laufe, it daher eben fo wenig begründet, als die Behauptung, e& liege bier fein 
wirflier Wille, jondern nur ein Wunſch vor. Die Meinung des Niht-Können® 
tödtet dag Wollen. In unſerem Beiſpiel erzeugt die Meinung de3 Könnens eben 





über rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche Schriften. 59 


das Wollen. Nur das Wiſſen, nicht das Wollen ijt unvollitändig. Rach des Ver— 
faſſers Anfiht wird das Wünfchen auch dadurd nicht zum Wollen, daß der 
Handelnde fich jelbft zu täufchen bemüht iſt. Daher könne jelbit in dem Falle, 
daß durh ein zufälliges Zujammentreifen der angewendeten Mittel mit an- 
deren ald den vom Handelnvden vorausgeſetzten Umſtänden der erwünfdte Er: 
folg herbeigeführt wird, keinesfalls von dolus, jondern von culpa höchſtens (!) die 
Rede fein, da nah dem fubjectiven Glauben des Handelnden jener Erfolg 
gar nicht durch die verwendeten Mittel herbeigeführt werden fonnte Kaum 
glüdlicber ift der DVerfajler in der Entwidelung des Anfangspunttes des Ver: 
fuches, obgleich der Hauptfahe nah Zachariä's, Djenbrüggen’s und Köſt— 
lin's Anfichten über das Berbältniß der Vorbereitungs- und Verſuchshandlungen 
reproducirt und nad dem Saße fritifirt werden, daß der Wille nur durch fuccef: 
five Thätigkeit realifirt werde und nur dann Etwas gewollt jein könne, wenn 
auch die Mittel, welche nach der Vorſtellung des Subjelt3 dazu führen, gewollt 
werden. 

Der Verſuch ift begonnen mit der erjten Ausführungshandlung. Das ift 
richtig. Allein wann beginnt die erite Ausführungshandlung? Dann, wenn eine 
äußere auf die Vollendung des Verbrechens abzielende Ihätigfeit vorliegt, welde 
von dem Handelnden in fontinuirlidem Zuſammenhange von Dlittel und Zweck, 
von Urfadhe und Wirkung mit der Vollendung des Verbrechens gedacht wird. 
Wann ift aber jener fontinuirlihe Zujammenbang im Geijte des Handelnden ge: 
jegt und genügt zum Anfang des Verſuches ſchon die entferntejte Vorbereitungs: 
handlung, welche mit dem beablichtigten Verbrechen zwar in einem fubjeltiven, 
aber nicht in einem objektiven urſächlichen Zuſammenhange jteht? Der Ber: 
fafjer beftreitet die Anfichten von Zahariä, Köftlin, Mittermaier und 
Andern vorzüglid darin, daß fie davon ausgehen, daß die Verſuchshandlung mit 
der Vollendung ein abjolutes und abitrattes Kontinuum bilden müfle; er meint, 
der Begriff jener fontinuirliden Verbindung fei nur ein relativer. Daher könne 
die Entſcheidung, ob diejelbe worliege, nicht in abstracto, fondern nur nah Um: 
ftänden des konkreten Falles durch richterlicheg Ermeſſen gegeben werden. 

Der Berfaffer will ferner den Anſtifter nur dann beitrait wiſſen, wenn 
der Angeftiftete zum Verſuche gelangt, meil nad dem richtigen ‘Principe der An: 
fliftung der Anftifter in der Perſon des Angeftifteten das Verbrechen begeht und 
die Anftiftung ftraflos ift, jo lange der Angelftiftete keine Verſuchshandlung, nur 
Vorbereitung unternonmen bat. Der Anitiftende befliimmt ſich erft dann endgil: 
tig, wenn die zu beftimmende freie Perſönlichkeit für das Verbrechen fich entfchei: 
det. Auf diefe Eigenthümlichteit des gewählten Mittels, welches in einer freien 
Perjönlichleit beiteht, legt der Verfaſſer zum Theil in Anlehnung an Berner 
alles Gewicht. Ueber die Anftiftung eines ſchon für fi Entjchlojfenen (Alias fac- 
turus) bemertt der Berfafler: Der Unftifter it in Bezug auf den Willen des 
Angeftifteten nur ein Motiv. ES kommt in diefem Falle aljo zu den im Ent: 
fhloffenen vorhandenen Motiven noch ein weiteres. Sind die fchon vorhandenen 
Motive hinreichend, jo ift das vom Anjtifter gelieferte Motiv überflüßig, und er: 
ſcheint daher nicht in der Handlung des phyſiſchen Thäters — ift deshalb firaf: 
108. Sind die anfänglihen Motive durchaus unzulänglich, jo bildet der mitge: 
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theilte Wille des Anflifterd das Motiv, das bewegende Princip ber Hanblume, 
dann iſt der Anftiftee Urbeber. Durd bloße Beitärkung des fremden verbreiberi- 
[hen Willens iſt Beibilfe begründet. Welchen Einfluß bat das freiwillige Auf: 
geb:n tes Nerjuches won Seiten des phyſiſchen Thäters auf die Strafbarleit nes 
Anjtiiters? mas iſt Beibülfe und warn beginnt Die Strafbarkeit bes Gebülien 
wegen Verjuchs ? warm find bie einzelnen Romplottanten wegen Berfuhs zu be- 
ftrafen? Unter welchen Bebingungen lann ber einzelne Homplottant oder das 
einzelne Mitglied der Bande ſtraflos vom SHomplotte zurüdtreten oder aus ber 
Bande austreten? Diefe Fragen und bie kritiſche Ueberſchau ver abweichenden 
Antichten über das Berbältnib von Homplott over Banbe und Verſuch bilden den 
Inhalt Des beachtenämwertben Werlchens MWablbera. 


Bas deutliche Gaunerihum in feiner forial-politifchen, Literarifhen und linguififchen 
Ausbildung zu feinem heutigen Veſtande, von Dr. Friedrich Avd-Lal 
lemant. Mit zahlreichen Holzichnitten. 2. Tb. Leipzig, Brodbaus. 1858, 


Diejes nicht blos geiftreihe, fondern auch vieljeitig belehrende und anre: 
gende Werk verdient ſchon wegen ber fehr ſchäßbaren Angaben über vie Gaumer- 
unterfuhung und Saunerliteratur empfohlen zu werden. Gelingt es auch nit 
dem Verfaſſer in der Skizze des biftoriihen Gaunertbums den Kaujalzujammen: 
hang zwiſchen ven jedesinaligen Schäden und Gebrechen der kürgerliden Gefell: 
{haft und den Formen des Gaunerthumes zur klaren Ueberſchau zu bringen und 
quellenmäßig aus den hiſtoriſchen Lebensproceſſe nachzuweiſen, einmal, daß das 
Gaunerthum als ſekundäres Uebel am jocial:politiihen Körper hervortrete, zum 
andernmal, dab es wirklih ein ſpezifiſch-deutſches Gaunerthum gegeben babe und 
gebe, jo müſſen wir doch das jachlundige Urtbeil und die gefhmadvolle, obgleich 
tbeilweife zu ſehr feuilletoniſtiſche Darſtellung jo mie deſſen treffliche Vorſchläge 
zur Begegnung und Diagnoſtik des Gaunerthums ehrend hervorheben. Beſondere 
Aufmerkſamkeit des Kriminaliſten verdienen die feinen und gründlichen Aus— 
führungen über das Geheimniß des Gaunerthums und die ſpecielle Praxis des— 
ſelben. Der Verfaſſer führt uns nicht nur in den wunderlichen Schatz der Gau— 
nerſprache durch Grammatiken und kritiſche erläuternde Gaunerwörterbücher ein, 
ſondern macht uns auch mit allen Zweigen der Gaunerinduſtrie bekannt, ſo weit 
überhaupt bisher der Schleier des Gaunergeheimniſſes gelüftet worden iſt. Cine 
wahre Fundgrube für die Unterfuhungsfunde eröffnen die Kapitel über das Zin: 
fenen, den Ktompler der geheimen Verftändigungsmittel und über das Schränten, 
Maftenen, Kittenſchieben, Schottenfellen, Chalfenen, Neppen und andere Öauner: 
fünfte. Wichtig iſt für die Hrafrechtlihe Behandlung der Heblerei, der Diebereien 
und Betrügervien, des verbotenen Spiels u. a., mas der Verfaſſer über da3 Ge 
legenbeitsmachen zum Steblen, das Baldowern, das Neppen over die betrügliche 
Beränberung werthlojer Saden, das Blütenfhmeißen oder Umtauſchen eine? echten 
Geldſtückes mit einem Zahlpfennig, das Vorfdruden der Beutelſchneider, das 
Haddern oder betrüglihe Kartenſpiel, das Fleppenmelochnen oder Urkundenfälſchen 
anführt. 

Wahlberg. 
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VKechts gelehrte Wichter oder Gefhworne? Gin Vermittelungsvorfhlag mit Rüdficht 
auf dad neue ſächſiſche Strafverfahren, von Franz Poland. Xeipzig, 
Jakowitz. 1858. 


Es ift ein Charalterzug der neuejten Strafprogeßliteratur, daß feit der 
Einführung der Gefhmwornengerichte in Deutichland Jahr aus Jahr ein Vermit: 
telungen zwiſchen den ftändigen rechtögelehrten Strafgerichten und den Schmwur: 
gerichten anzubahnen verjucht werben. An die Ausführungen von Hilgard, 
Haager im Ardiv des Criminalreht3 von 1855, 1857, von Walther in ver 
kritiſchen Ueberſchau IV. B., von Reihmann im Gerichtijaal 1857, IL B., 
Schwarze in den Jahrbüchern der deutſchen R.W. und ©. G. IV. B. 1. H. 
ſchließt ſich vorliegendes Scrifthen an. Der Vorſchlag des Verfaſſers geht da: 
bin, einen Strafgerichtshof aus rechtögelehrten Richtern und aus einer kleineren 
Zahl Geſchwornen mit der Beſchränkung des Verdictes auf reine Thatfragen zu: 
fammenzujeßen und die Geſchwornen nad Art der Landtagsabgeordneten zu wäh: 
ln. Will man dem Volle allen thätigen Antheil an der uftizpflege durch Ger 
ſchworene verfagen, fo müſſe wenigſtens für eine befiere Einrichtung des Inſtitu— 
te8 der Gericht@beifiger geforgt werben. Wahlberg. 


Dentſche Kechtsalterthümer aus der Schweiz. Non Ed. Oſenbrüggen. 1. Heft. 
Zürich, Verlag von Meyer und Zeller. 1858. 


Diefer in ter Monatfchrift des wiflenjchaftlihen Vereins in Zürid) urfprüng- 
lih abgedruckte Auffab des durch mehrere gediegene rechtshiſtoriſche und erege: 
tiſche Arbeiten jehr rejpeftablen Verfaſſers behandelt mit Benügung eine reichen 
literariichen Apparates in Einzelndarftellungen das merkwürdige Kohlenberger Ge: 
riht in Bafel, dic Yreiftätte der Gihlen und Lahmen auf dem Koblenberg, von 
welhen auch in Lallemant's Gaunertbum die Rede ift, ferner die Blutrache 
im fpäten Mittelalter, die Strafarten des Ertränkens und Schmemmen?, das Le: 
bendigbegraben ver Kindesmörderinnen, ven Hausfriedensbruch oder Frevel unter 
ruffigen Rafien (Dadiparren), das Richten nah Gnade. Als eine uralte Sitte 
im Engadin wird erwähnt, daß dem fälfchlih Beihulvigten, der gerechtfertigt aus 
der Haft beroorgeht, von einer Jungfrau eine fogenannte Unſchuldsroſe darge: 
reicht werde. Zum Schluß macht Ofenbrüggen auf eine kräftige Formel im 
Verſchwiegenheitseide aufmerlſam „bi in Tod und Gruben.“ — Das Kohlen: 
berger Geriht war ein wahrhaftes Gaunergeriht. Richter und Beiſitzer beftan- 
den aus den fogenannten Freiheitäfnaben. Rechtlos zwar ftreifte der fahrende 
Proletarier durch die Welt und die fahrenden Weiber, aber auf dem Koblenberge 
zu Bafel hatten fie eine Gerichtsſtätte. — Daß fih die Blutrache in der Schweiz 
länger erhielt al3 in andern deutſchen Ländern, ift nicht ohne Zufammenhang 
mit dem Waffenrechte des unbefcholtenen Schweizerd. Um ſich die Blutrache zu 
fihern, überließen die männlihen Verwandten eined Getödteten die gerichtliche 
Klage wegen der Tödtung einem weiblihen Familiengliede. Sühnverträge mit 
der Sippe des Gntleibten kommen bis an's Ende des 17. Jahrhunderts vor. 
Der flüchtige, in den Unfrieven verlündete Todtfchläger wurde der Blutrache 
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der Verwandten r ı3 Getödteten nod im 16. Jahrhunderte preisgegeben '\, Das 
Gnabenbitten de Berwandten und bes Pfarrers iſt in der Schweiz eine beute 
noch nicht ganz „erjehwundene alte Sitte, derer in den Rechtöquellen mehrfach 
Erwähnung geidiebt, Kaiſer Sigismund verlich 1853 dem NRath von Luzern das 
Recht, nad Gnade zu richten. Hieraus erflärt ſich aud die Bedeutung bes häufig 
bei den angebrobten Zobesftrafen vorfommenden Juſahes „obne alle Gnade,” 
Die (Bnadenbitte wurde vor der Verurtheilung angebradt. Das Richten nach 


Gnade beſtand men —— EGErlaſſung der angebrobien Mriminalitrafe; wie 
Begnadigung nadı rafe hatte nicht dieſelbe Beveutung. 

Eine Anal „achten auf Gnade finden wir au in öſterreichi— 
ſchen Rechtsquell, wr niederöſterreichiſchen Landgerichtsordnung von 
1514 durch internet idherrn des Beſchuldigten oder Fürbitte der 
Freundſchaft. Wahlberg. 
Die Coſungsworte incip — Anklageprincip“ in ihrer mißbräud- 

lichen Ans eis der Cehteren an der beliebten Forderung 

einer fogen. heit zwiſchen dem Staatsanwalt und Ange- 
hlagien in o.. onng. Won Sundelin in der „Strafredts: 


pflege in Deutſchland.“ ». Heft. 1858. 


Der Verfaſſer refapituliet die Anſichten Biener's, Zachariä's, Köſtlin's, 
Walther's, Mittermaier's, um zu zeigen, daß die Begriffsbezeichnungen br 
Brincipien des Strafprocejjes in verivirrendem Streite liegen. Er verjucht zur Schlich: 
tung dieſes Ztreites beizutragen und das Ergebniß an dem Grundjake der Gleich: 
beit der Parteien in der Hauptverhandlung zu erproben. Nach feiner Meinung ver: 
leiten die Erhebung der Antlageform zu einem Principe, jo wie die unklare Ver: 
mengung unferes Strafprocefles des Staates mit dent, was weſentlich dem an: 
tifen Strafverfahren angebört, dem unjern von Grund aus freind tft, zu einer 
unrichtigen, einfeitigen Aufafjung des Inſtituts der Staatsanwaltibart als einer 
Bartei. In Folge Ddiefer fordert man eine grundjäßlice Gleichitellung beider 
Barteicı, des Anklägers und Angeklagten, wäbrend dod die Staatsanwalticaft 
ald Anftägerin feine Partei genannt werden kann. Dazu kommt nocd die grund: 
falihe (?) Anſchauung des Strafverfahrens al3 einer Art ciwilprocefjualijcer 
Barteiverbandlung. — Ich werde in der Ueberſchau des neuen Strafproceßrechtes 
auf dieſen kritiſchen Verſuch ausführlicher zurückkommen. Wahlberg. 


') Nach den Trienter Statuten wurde ein flüchtiger todeswürdiger Verbrecher 
des Landes verwieſen und konnte ſtraflos getödtet werden. Ya ſo tief wur: 
zelte die Blutrache im ſüdlichen Tirol, daß das Tiroler Appellationsgericht 
noch 1804 erklären mußte, daß die in den alten Statuten enthaltene Klau— 
jel, che il bannito possa impuncmente da chiunque essere amazzato 
vo offeso für nicht mehr wirkſam anzujehen jei. Bergleihe Beiträge zur Ge: 
ſchichte und Statiſtik von Tirol und Borarlberg. 8. ‚Band 45, Note 37. 
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